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I.  ABHANDLUNGEN. 


KRITISCHE  WÜRDIGUNG  DER  PREISE  DES 

EDICTUM  DIOCLETIANI 

VOM  NATIONALÖKONOMISCHEN  STANDPUNKTE  AUS. 

VON 

Dr.  H.  MICHAELIS     ' 

WISSENSCHAFTL.    HÜLFSAKBEITEB  AN    BEB  HANDELSKAMMER  Zu   KÖLN   A./RH. 


Einleitung. 

Um  Preise  aus  verschiedenen  Kulturepochen  oder  von  kulturell 
verschiedenen  Ländern  beurteilen  oder  annähernd  vergleichen  zu 
können,  ist  es  nötig,  die  Vergleichsobjekte  in  ihrer  volks-  und 
privatwirtschaftUchen  Bedeutung  gegen  einander  abzumessen,  d.  h. 
ihre  Produktionsverhältnisse,  sowie  die  ihrer  Konsumtion  festzu- 
stellen, um  zu  wissen,  welche  Rangstellung  das  betreffende  wirt- 
schaftliche Gut  zu  seiner  Zeit  eingenommen  hat.  Dies  ist  jedoch 
sehr  häufig  nicht  in  dem  wünschenswerten  Masse  möglich,  na- 
menthch,  wenn  es  sich  um  Beurteilung  von  Preisen  einer  längst 
vergangenen  Zeit  handelt.  In  solchem  Falle  muss  man  sich  mit 
der  aus  den  Resten  sprachlicher  und  baulicher  Denkmäler,  Erzeug- 
nissen des  Gewerbefleisses  etc.  zu  gewinnenden  grössten  Wahr- 
scheinHchkeit  begnügen  und  wird  erst,  nachdem  man  ein  Gesamt- 
bild von  dem  Leben  und  Treiben  des  betreffenden  Volkes  ge- 
wonnen hat,  die  speziellen  Aeusserungen  seines  wirtschaftHchen 
Lebens  beurteilen  dürfen.  Die  durch  Produktions-  und  Konsum- 
tionsverhältnisse der  wirtschaftHchen  Güter  untereinander  hervor- 
gerufenen, sowie  zu  den  von  selbständigen  Produktions-  und  Kon- 
sumtionsbedingungen in  ihrem  Werte  beeinflussten  Edelmetallen 
und    Arbeitslöhnen    bestehenden   Wertwechselbeziehungen    lassen 

Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.  1897.  I.  I 
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Preisvergleiche    dieser    Kategorien    nur    unter    Anwendung    eines 
sicheren  Preismasses  zu. 

Da  im  Folgenden  ein  Urteil  über  die  wirtschaftHchen  Verhält- 
nisse des  römischen  Reichs  unter  Diokletian  gewonnen  werden 
soll,  halten  wir  es  für  geboten ,  bevor  wir  zur  Beurteilung  selbst 
kommen ,  zuerst  jenen  beiden  Aufgaben  gerecht  zu  werden  und 
uns  sowohl  das  über  die  Lebensweise  der  Alten  Bekannte  kurz 
zu  vergegenwärtigen,  sowie  ein  geeignet  erscheinendes  Preismass 
aufzustellen. 

I.  Die  Lebensweise  der  Alten. 

Für  die  bereits  zu  einem  Gemeinwesen  organisierte  Mensch- 
heit stellen  sich  die  materiellen  Hauptbedürfnisse  in  den  drei 
Kategorien :  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung  dar.  Wer  die  Wirt- 
schaft eines  Volkes  nach  der  Seite  seiner  Lebensführung  hin  be- 
urteilen will,  muss  diese  3  Gruppen  der  Bedürfnisbefriedigung  einer 
Betrachtung  unterwerfen,  in  denen  bei  Vergleichung  verschiedener 
Wirtschaftsgebiete  die  durch  Kulturhöhe,  Volkscharakter,  geogra- 
phische Lage ,  klimatische  Verhältnisse  etc.  bedingten  Aehnlich- 
keiten  und  Verschiedenheiten  deutlich  hervortreten. 

Hieraus  erhellt,  wie  falsch  es  sein  würde,  das  vorliegende  Preis- 
verzeichnis Diokletians  ohne  weiteres  als  Grundlage  zur  Beurtei- 
lung der  allgemeinen  Preisverhältnisse  ^)  jener  Zeit  zu  benützen, 
oder  etwa  mit  den  entsprechenden  Verhältnissen  des  heutigen  Ita- 
liens oder  des  Deutschen  Reiches  zu  vergleichen.  Zum  mindesten 
wäre  für  diesen  Zweck  erforderlich,  sich  zuvor  ein  Urteil  darüber 
zu  bilden,  welche  Rangstellung  einzelne  Güter  oder  Güterklassen 
in  dem  Werturteil  der  Konsumenten  zu  beiden  Zeiten  einnehmen. 

Eher  wird  man  von  Berücksichtigung  entsprechender,  durch  die 
örtliche  Lage  gegebener  Unterschiede  absehen  können.  Sicher  ist 
wohl  bei  den  entwickelten  Verkehrsverhältnissen  ^),  namentlich  der 
vordiokletianischenZeit  anzunehmen,  dass  die  Lebensgewohnheiten 


i)  Vgl.  weiter  unten   »Preisniveau«. 

2)  Vgl.  die  Schilderungen  Förbiger's:  Hellas  und  Rom,  Leipzig  1872:  Ueber 
das  Leben  und  Treiben  im  Hafen  Ostia,  H.  Bd.  Kap.  14.  »Zahlreiche  Emporien : 
Alexandria,  Antiochia  u.  a.  stehen  mit  dem  unter  Claudius  begonnenen  und  unter 
Trajan  vollendeten  Hafen  Ostia  in  lebhafter  Verbindung«.  —  Ebenso  sorgen  die 
in  der  Einleitung  zum  Tarif  erwähnten  venditores  emptoresque,  quibus  consuetudo 
est  adire  portus  et  peregrinas  obire  provincias  dafür,  die  Erzeugnisse  einzelner  Ge- 
biete dem  ganzen  Reiche  zu  vermitteln. 
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in  den  einzelnen  Mittelmeerländern  einander  sehr  ähnlich  waren.  Be- 
denkt man  ferner,  dass  der  Maximaltarif  wohl  alle  damals  zur  Be- 
friedigung des  Lebensunterhalts  dienenden  Bedürfnisse  aufführt,  so 
wird  dies  ein  Grund  mehr  sein,  ihn  unbedenklich  für  Beurteilunof  der 
Preisverhältnisse  des  ganzen  römischen  Reiches  zu  Grunde  zu  legen. 
Die  Angaben  darin  sind  so  vielseitig ,  dass  man  in  ihnen  weder 
griechische,  noch  römische,  noch  kleinasiatische  oder  ägyptische 
Sitte  und  Lebensgewohnheit  allein  ausgesprochen  findet.  Trotz- 
dem wird  es  erspriesslich  sein,  uns  nach  der  geschichtlichen  Ueber- 
lieferung  aus  den  Lebensgewohnheiten  der  einzelnen  unter  römi- 
scher Herrschaft  lebenden  Nationen  die  übereinstimmenden  Merk- 
male herauszusuchen,  um  Hauptpositionen  des  Tarifs  von  minder- 
wichtigen zu  scheiden.  So  haben  wir  in  der  Gesamtheit  dieser 
Güter  eine  Grundlage,  auf  der  wir  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  diokletianischen  Reiches  mit  den  entsprechenden  anderer 
Zeiten  nach  gewissen  Richtungen  hin  werden  in  Vergleich  bringen 
können. 

a.  Das   Nahrungsbedürfnis. 

Die  zahlreiche  Menge  der  im  Tarif  aufgeführten  Nahrungs- 
mittel berechtigt  zu  der  Frage ,  welche  davon  zu  den  unbedingt 
notwendigen  gehörten.  Zur  Beantwortung  derselben  kann  u.  E. 
am  besten  eine  Zusammenstellung  der  für  Soldaten  und  Sklaven 
in  Betracht  kommenden,  der  den  Aedilen  zur  Bewachung  und  Re- 
gelung der  Preise  anvertrauten  und  etwa  noch  der  in  den  ägyp- 
tischen Ehepakten  ausbedungenen  Nahrungsbedürfnisse  dienen. 

Zwar  bildet  die  Beköstigung  von  Soldaten  ^)  ebenso  wenig 
einen  genauen  Massstab  für  das  Existenzminimum,  d.  h.  für  die 
zur  Erhaltung  erforderlichen  Mengen,  als  das  Deputat  der  Sklaven, 
aber  es  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  die  in  dem  Deputat 
erwähnten  Nahrungsmittel  solche  des  allgemein  üblichen  Gebrauchs 
oder  des  Massenverbrauchs  waren  ^).  So  sind  nach  den  Bestim- 
mungen des  codex  Theodosianus  (VIII  4,  17,  XIV  4,  10,  u,  4,  3) 
für  die  Truppen  Weizen,  Wein,  Oel,  Speck,  Schweinefleisch,  Pökel- 


i)  Dureau  de  la  Malle:  economie  politique  des  Romains,  Bd.  I,  S.  274:  »Das 
Getreidemass,  welches  der  römische  Soldat  empfängt,  ist  kein  Massstab  für  den  Ver- 
zehr ,  da  es  als  Teil  der  Soldzahlung  monatlich  und  verschieden  nach  Truppengat- 
tungen geliefert  wurde.« 

2)  Auch  die  von  Rodbertus  in  den  Jhrb.  für  N.Oek.  1871  besprochenen  Alimen- 
tationsstiftungen  Trajans  geben  nach  dieser  Richtung  hin  Auskunft. 

T     * 
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fleisch  und  Salz  zu  liefern  ^).  Was  die  Weizenlieferung  anbetrifft,  so 
finden  sich  dazu  auch  Angaben  über  das  Mass.  Es  lieferte  nämlich 
in  Aegypten  die  Regierung  für  Matrosen  täglich  iVio  1  Getreide  **). 
Dieses  Mass  stimmt  mit  dem  griechischen  Choinix  zusammen,  das 
Boeckh  ^)  als  den  nötigen  Nahrungsbedarf  eines  Mannes  bezeichnet. 
Beides  deckt  sich  ungefähr  mit  dem  Sklavendeputat  von  4 — 5 
modii  ital.  *)  und  dem  gleichen  Mass,  das  man  auf  Getreide-Em- 
pfänger und  Gefangene  rechnete. 

Ueber  die  Naturallöhnung  von  Sklaven  stellt  Becker  a.  O. 
das  Wichtigste  zusammen.  Darnach  empfingen  dieselben  in  den 
Wintermonaten  4,  in  denen  des  Sommers  4V2  modii  Weizen,  ferner 
nach  der  Weinlese  3  Monate  hindurch  lora  oder  trester  (Nach- 
wein), im  4.  Monat  täglich  i  hemina  =  0,27  1,  im  5.  —  8.  Monat 
I  sextar  =  0,54  1,  im  9. — 12.  Monat  3  heminae  =  0,72  1,  dazu  an 
Salz  jährlich  8,75  1,  an  Oel  monatlich  0,54  1  und  Früchte,  Feigen 
und  OHven. 

Merkwürdigerweise  findet  sich  in  dem  Sklavendeputat  kein 
Fleisch,  während  es  in  den  Heereslieferungen  vorkommt.  Ist  nun 
wohl  anzunehmen,  dass  die  Fleischnahrung,  entsprechend  den  Le- 
bensgewohnheiten der  südlichen  Länder  gegen  den  Verbrauch  an 
Vegetabilien  zurücktritt ,  so  sprechen  immerhin  die  bereits  unter 
Aurelian  eingeführten  umfänglichen  Fleischspenden  dafür,  dass  wir 
Fleisch  für  die  diokletianische  Zeit  mit  zu  den  allgemein  gebräuch- 
lichen Nahrungsmitteln  zu  rechnen  haben. 

Endlich  darf  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die  beliebten  und 
verbreiteten  Hülsenfrüchte  und  Gemüse  im  Deputate  nicht  genannt 
sind.  Ihre  Preise  sind  niedrig  und  keinen  grossen  Schwankungen 
ausgesetzt.  Da  Soldaten  und  Sklaven  ausser  den  Naturalien  auch 
noch  Geld  erhalten,  so  ist  dasselbe  jedenfalls  zur  Beschaffung  dieser 
Zukost  verwendet  worden,  zu  der  man  schliesslich  auch  noch  die 
billigen  Fischsorten  zu  rechnen  hat,  die  ebenfalls  zu  den  Deputaten 
ergänzt  werden  müssen. 

Die  den  Aedilen  zur  Regelung  und  Ueberwachung  der  Preise 


i)  Farbiger  a.  O.  Kap.  17  :  Die  Steuern  der  Provinzen  werden  oft  durch  Lie- 
ferungen von  Lebensmitteln  abgelöst ;  dahin  gehören  Brot,  Wein,  Oel,  Essig,  Fleisch, 
Viehfutter,  Holz  und  Kleidung. 

2)  Brugsch :   Die  Kosten  des  Haushalts  in  alter  Zeit.    Berlin  1890. 

3)  Boeckh:  Staatshaushalt  der  Athener. 

4)  Becker:  Gallus,  Römische  Szenen  aus  der  Zeit  August's.  Berlin  1880  (bear- 
beitet von  GöU). 
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überwiesenen  Nahrungsmittel  bestätigen  das  Gesagte,  ebenso  die 
Angaben  über  ägyptische  Ehepakten  ^)  und  die  Ausführungen 
Ermanns  in  dem  Werke  »Aegypten  und  ägyptisches  Leben  im 
Altertum«. 

Sind  wir  so  im  ganzen  schon  über  die  hauptsächlichsten  und 
allgemeinsten  Nahrungsbedürfnisse  unterrichtet,  so  erscheint  es 
nicht  unwesentlich ,  noch  ein  Weniges  zu  sagen  über  die  Zube- 
reitung oder  die  Form ,  in  welcher  die  bezeichneten  Nahrungs- 
mittel genossen  wurden. 

Von  den  frühesten  Zeiten  an  und  selbst  heute  noch  wird  von 
den  Aermeren  in  Griechenland  ein  aus  Gerstengraupen  tjereiteter 
Brei,  die  Maza,  genossen,  der  geknetet,  in  einer  Form  getrocknet 
und  vor  der  Verspeisung  mit  Wasser,  Wein  oder  Milch  ange- 
feuchtet w^ird. 

Nicht  auf  derselben  Stufe  des  Verbrauchs  und  der  Verbrei- 
tung steht  wohl  das  Weizenmehl  ^).  Das  daraus  bereitete  Brot 
kommt  erst  recht  nicht  für  die  Ernährung  der  breiten  Massen  des 
Volkes  in  Betracht,  da  seine  umständlichere  Zubereitung  gewerbs- 
mässigen Betrieb  der  Bäckerei  voraussetzt  und  deshalb  nicht  im 
Hause  hergestellt  werden  konnte '). 

Die  römische  Sitte  hat  schon  frühe  mit  der  griechischen  man- 
cherlei gemein.  Auch  im  alten  Rom  ist  die  gewöhnliche  Kost 
ein  aus  Dinkel  (far ,  ador)  zubereiteter  Brei  *)  (puls) ,  der  mit 
Schweineschmalz,  Oel  oder  Milch  genossen  wird.  In  den  ältesten 
Zeiten  kommt  auch  wohl  Gerstenmehl  zur  Verwendung,  wird  aber 
dann  mit  anderen  Bestandteilen  ^),  z.  B.  mit  Leinsamen  und  Ko- 
riander gemischt,  bisweilen  auch  mit  Hirse.  Beide  Arten,  sowohl 
die  aus  Gerste ,  als  die  aus  Weizen  bereitete  Puls  unterscheiden 
sich  aber  wiederum  von  der  griechischen  Maza,  insofern  die  Maza 
aus  Graupenschrot  besteht,  die  römische  Puls  dagegen  aus  Mehl  ^). 
Diese  wird  als  Brei  genossen,  jene  erst,  nachdem  sie  geknetet 
und  in  Formen  getrocknet  ist.    Gemeinsam  ist  beiden  Gerichten, 


i)  Brugsch  a.  O, 

2)  Bei  Homer  wird  bekanntlich  Gerstenmehl  {a?.<pira)  mit  Weizenmehl  {a?.siaza) 
gemischt. 

3)  Hermann,  Karl  Friedr.,    nennt  in  seinem  Lehrbuch  der  griech.  Privatalter- 
tümer 1882  die  Maza  Alltagskost,  Brot  dagegen  Festkost. 

4)  Plm.  XVIII,  8,  19. 

5)  Plin.  XVIII,  7,  14. 

6)  Plin.  XVIII,  8,    19:    »Griechenland    scheint  Brei    ebenso    wenig    gekannt  zu 
haben  als  Italien  die  Grütze.« 
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dass  sie  leicht  und  billig  von  gleichen  Getreidearten  zuzubereiten 
sind  und  deshalb  bis  in  die  jüngsten  Zeiten  einen  integrieren- 
den Bestandteil  der  Ernährung  der  niederen  Klassen  gebildet  haben. 

Natürlich  giebt  es  auch  Brot,  wie  aus  der  Thatsache  der  Brot- 
spenden hervorgeht,  wie  ferner  der  Umstand  beweist,  dass  man  im 
4.  Jahrhundert  254  Bäckereien  ^)  in  Rom  zählt  und  dass  die  sprach- 
liche Ueberlieferung  zwischen  panis  siligineus,  cibarius,  plebejus, 
castrensis,  sordidus,  rusticus  zu  unterscheiden  weiss.  Allein  auch 
hier  wird  gelten,  dass  die  Umständlichkeit  der  Zubereitung  und  der 
dadurch  bedingte  höhere  Preis  den  Allgemeingenuss  beschränkte  ^). 
EndHch  Uefert  der  Tarif  selbst  den  besten  Beweis  für  die  Rich- 
tigkeit dieser  Auffassung,  insofern  er  Brot  nicht  namentlich  auf- 
führt. Selbst  in  Rom  mochte  es  für  die  untersten  Klassen  des 
Volkes,  die  in  der  Regel  in  öffentlichen  Tabernen  speisten,  oder 
die  (weiter  unten  erwähnten)  auf  den  Strassen  feilgebotenen  war- 
men Speisen  kauften,  keine  grosse  Rolle  spielen.  AehnHch  näm- 
lich wie  in  Athen  (der  exvos  u.  XsxcSo;)  wird  auf  dem  Markte  in 
Rom  warmer  Erbsenbrei  (tepidum  cicer)  feilgehalten  ^),  der  er- 
gänzend zur  Getreidekost  hinzutritt  *).  Daneben  werden  Linsen  ^) 
und  Bohnen,  von  den  ärmeren  Leuten  auch  Lupinen  in  ähnlicher 
Zubereitung  genossen  '^).  Martial  ^)  nennt  die  Bohne  geradezu  die 
Kost  des  Schmiedes  und  Horaz  ^)  spricht  von  ihr  als  der  Speise 
der  Bauern.  Als  anregende  Zukost  gebraucht  man  dazu  Runkel- 
rüben und  Kohl,  welche,  um  den  matten  Geschmack  zu  schärfen, 
mit  einem  Zusatz  von  Senf  versehen  werden,  sowie  einzelne  Arten 
der  Gemüse,  die  nach  Art  unseres  Sauerkohls  in  Salzlake  gelegt 
und  für  den  Winter  aufbewahrt  werden. 

Von  den  verschiedenen  Fleischarten  finden  wir  in  Griechen- 
land besonders:  Ochsen-,  Schaf-,  Ziegen-  und  Schweinefleisch,  auf 
dem  Lande  auch  Eselfleisch  in  mancherlei  Zubereitung  vor,  meist 
aber  am  Spiesse  gebraten,  gekocht  oder  in  Oel  gebacken.  Ferner 
bietet  der  athenische  Markt  Blut-  und  Magenwürste,  sowie  Schinken 
zu  billigen  Preisen  und  als  besondere  Spezialität  Rauchfleisch,  das 


i)  Büchsenschütz:  Besitz  und  Erwerb  im  Altertum. 

2)  Vgl.  mit  der  puls  die  Pollenta  des  heutigen  Oberitaliens. 

3)  Martial  I*'. 

4)  Becker:  Gallus  III,  247. 

5)  Plin.  XVI,  60  wird  ein  Schiff  erwähnt  (z.  Zt.  des  Calligula),    das  allein  als 
Ballast  120  000  modii  Linsen  mit  nach  Rom  führte.    Vgl.  ferner  Mart.  V,  78, 

6)  Martial  X,  48,  Horaz  Sat.  2,  6,  63, 
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sich  einer  solchen  Beliebtheit  erfreut,  dass  es  zum  Teil  noch 
anderswoher,  z.B.  aus  Lykien  und  Spanien  bezogen  wird.  Aehnlich 
wieder  die  römische  Sitte.  Hier  speist  nach  Horaz  (sat  II  2,  15) 
der  Gutspächter  am  Werkeltage  zu  seinem  Gemüse  geräucherten 
Vorderschinken,  oder  wenn  es  etwas  festlicher  hergehen  soll,  ein 
Huhn  oder  Böcklein.  Bei  Martial  isst  man  zu  der  Puls  ein  Würst- 
chen oder  rötlichen  Speck  mit  weissen  Bohnen.  Auch  Saueuter 
und  Lammfleisch  werden  ebenda  als  Speise  eines  Genügsamen 
erwähnt.  Von  den  Tierarten  sind  hier  besonders  Ziegen-,  Hammel- 
und  Schweinefleisch,  auch  Wild-  und  Geflügel  beliebt,  weniger 
dagegen  Rind-  und  Eselfleisch.  Endlich  muss  der  Gebrauch  der 
Fische  hervorgehoben  werden,  der  in  Griechenland  wie  in  Italien 
ein  allgemeiner  war  ^).  Die  in  gesalzenen  Zustande  aus  dem  pha- 
lerischen  Hafen,  aus  Aegypten  und  Sardinien  hauptsächhch  ein- 
geführten, dazu  frische  Süsswasserfische  bilden  wegen  ihrer  Billig- 
keit kein  unbedeutendes  Nahrungsmittel  für  den  armen  Mann.  Die 
Art  der  Zubereitung  und  Verwendung  ist  ebenso  wie  die  Zahl 
der  Sorten  eine  sehr  reiche.  Nicht  weniger  als  444  Arten  ge- 
niessbarer  Fische  und  850  Arten  Weichtiere  liefert  das  Mittel- 
meer '^),  so  dass  man  —  sagt  Nissen  a..  O.  —  sich  versucht  fühlt, 
die  unserem  Binnenlande  geläufige  Redewendung  »Fleisch  und 
Brot«  für  den  Süden  zu  gestalten  in   »Fisch  und  Brot«. 

Was  schliesslich  den  Gebrauch  von  Wein  und  Milch  anbe- 
trifft, so  werden  diese  teils  als  Getränke,  teils  als  Zuthaten  bei 
Bereitung  der  Speisen  verwendet.  In  Aegypten  speziell  spielt  auch 
Bier ,  das  man  schon  frühe  in  4  Sorten  zuzubereiten  pflegte, 
keine  unbedeutende  Rolle  ^). 

b.  Das  K  1  e  i  d  u  n  g  s  b  e  d  ü  r  f  ni  s. 

Wer  heutzutage  einen  Blick  in  die  Haushaltungsstatistik  thut, 
nimmt  wahr,  dass  bei  der  grossen  Masse  der  Arbeiterbevölkerung 
in  allen  Kulturländern  die  Ausgaben  für  Befriedigung  des  Nah- 
rungsbedürfnisses mehr  als  die  Hälfte  ihrer  sämtlichen  Ausgaben 
betragen.  Man  findet  meist  61 — 62  Proz.  angegeben;  der  Ansatz 
steigt  aber  auch  bis  72  Proz.  und  noch  höher  *).     Ihnen  zunächst 


i)  Aristoph.  Vesp,  491  heisst  es,  man  spreche  tagsüber  so  viel  von  der  Tyrannis 
als  auf  dem  Markte  von  den  Fischen.    Vgl.  auch  Pün.  28,  140,  18,  308. 

2)  Nissen:  Ital.  Landeskunde  S.  111. 

3)  Ermann  a.  0. 

4)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Artikel  »Konsumtion«. 
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an  Grösse  steht  bei  uns  mit  durchschnittlich  15  Proz.  die  Ausgabe 
für  Bekleidung.  Alles  andere  verteilt  sich  also  auf  den  Rest  von 
24  bezw.  10  Proz.  Würden  also  bei  uns  zu  einer  allgemeinen  Be- 
urteilung der  Lebenshaltung  die  Preisverhältnisse  der  in  die  ersten 
zwei  Kategorien  Nahrung  und  Kleidung  fallenden  Bedürfnisse  im 
grossen  und  ganzen  ausreichen,  so  vereinfacht  sich  dies  für  die 
Kulturländer  des  Altertums,  in  denen  das  Kleidungsbedürfnis  für 
die  unteren  Klassen  sehr  zurücktritt ,  für  die  reicheren  zu  über- 
schwänglichem  Luxus  ausartet,  noch  mehr.  Beide  Gründe,  sowohl 
der,  dass  das  Kleidungsbedürfnis  von  so  geringem  Umfange  war, 
als  der,  dass  es  keineswegs  einen  einheitlichen  Charakter  trägt, 
sondern  sich  in  Dürftigkeit  oder  Luxus  darstellt,  dürften  es  erlaubt 
erscheinen  lassen ,  ihm  nur  eine  nebensächliche  Würdigung  zu 
schenken. 

In  Griechenland,  wie  in  Italien  bestehen  die  Stoffe,  aus  denen 
die  Kleidung  hergestellt  wurde,  zumeist  aus  Wolle  ;  daneben  kommt 
Leinwand  in  Betracht  und  in  massigem  Umfange  Baumwolle  und 
Seide.  Die  Farbe  ist  meist  weiss  oder  naturfarben  d.  h.  wie  die 
lebende  Wolle  der  Schafe.  In  der  Kaiserzeit  kommen  auch  farbige 
Gewänder  auf,  doch  sind  diese  bereits  Luxusartikel.  Es  muss  uns 
hier  genügen ,  die  städtische  Tracht  des  Freien ,  sowie  die  der 
Sklaven  und  freien  Feld-  und  Handarbeiter  kurz  zu  überblicken. 
Darnach  ist  besonders  zu  unterscheiden,  dass  in  Griechenland  der 
vornehme  Freie  sich  stets  durch  einen  Mantel  (cfjiaTcov)  auszeich- 
net, während  der  arbeitende  Freie  oder  Sklave  sich  nur  mit  Fellen 
oder  Lederröcken  bekleidet.  Die  ^^«{jli?,  ein  Ueberwurf,  der  einen 
Arm  freilässt  und  nur  die  linke  Brust  und  Schulter  bedeckt,  war 
die  stehende  Tracht  für  Handwerker  und  Schiffer.  Einer  reichen 
Mannigfaltigkeit  erfreut  sich  das  Schuhwerk.  Im  Allgemeinen 
lassen  sich  aber  Sohlen  und  Schuhe  unterscheiden,  von  denen  die 
letzteren  in  verschiedenen  Arten  von  Landleuten,  Sklaven  und 
Soldaten  getragen  wurden.  Erstere  dagegen  waren  mehr  im  Ge- 
brauch der  städtischen  Bevölkerung,  wo  bessere  Wege  das  Tragen 
einer  solchen  Fussbekleidung  erlaubten. 

In  Rom  waren  die  entsprechenden  Kleidungsstücke  Tunika 
und  Toga.  Erstere  war  das  durchgängig  von  Männern  und  Frauen 
auf  dem  Leib  getragene  Gewand,  über  welchem  von  Wohlhaben- 
den beim  Ausgehen  die  Toga  (Mann)  oder  die  Stola  (Frau)  ge- 
tragen ward.  Aermere  dagegen  und  Sklaven  trugen  nur  die  Tunika 
oder    wenn  es    winterliche  Kälte    verlangte,  das  Sagum  darüber. 
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Dasselbe  besteht  in  einem  aus  grobem  Stoff  (meist  Wolle)  ge- 
fertigten viereckigen  Tuch,  welches  über  die  Schulter  geworfen 
und  auf  einer  Seite  durch  eine  Spange  befestigt  wurde.  Dieses, 
sowie  die  unten  erwähnten  Holzschuhe  wurden  den  Sklaven  alle 
2  Jahre  ')  neu  dargereicht. 

Das  Schuhwerk  ist  in  Art  und  Qualität  ebenso  mannigfaltig, 
wie  das  griechische,  was  aus  den  vielen  Bezeichnungen,  die  man 
dafür  hat,  allein  schon  hervorgeht.  Sklaven  trugen  meist  Holz- 
schuhe (sculponeae). 

Ganz  einfach  erscheint  die  gewöhnliche  Tracht  der  Aegypter. 
Dieselbe  besteht  meist  nur  in  einem  längeren  oder  kürzeren  Leder- 
schurz aus  Leinwand,  der  bei  Vermögenderen  mit  kostbaren  an- 
deren Stoffen  besetzt  ist. 

Ueber  die  Preise  der  Bekleidungsstücke  sind  wir  nicht  unter- 
richtet. Wohl  aber  wissen  wir ,  dass  die  der  Stoffe ,  aus  denen 
sie  hergestellt  wurden ,  sehr  auseinandergingen  und  dass  selbst 
die  Kleidung  der  ärmeren  in  nicht  unbedeutendem  Preise  stand  ^). 

c.    Das  Wohnungsbedürfnis. 

Um  sich  von  den  Wohnungsverhältnissen  der  antiken  Gross- 
städte eine  Vorstellung  zu  machen,  muss  man  sich  vergegenwär- 
tig-en,  wie  sich  im  alten  Rom  das  Leben  der  breiten  Massen  fast 
nur  auf  den  Strassen,  in  den  Tabernen  und  Garküchen  abspielte  ^), 
und  dass  man  sich  um  so  leichter  mit  einer  einfachen  Schlafstelle 
begnügte,  als  es  an  einem  häuslichen  Familienleben  ^)  fehlte.  Wer 
die  Verhältnisse  unserer  grossstädtischen  Industriearbeiter  kennt, 
wird  bemerken,  dass  wir  ähnlichen  Verhältnissen  begegnen.  Bei 
dem  Mangel  einer  Häuslichkeit ,  da  vielfach  Mann  und  Frau  er- 
werbshalber tagsüber  ausserhalb  des  Hauses  beschäftigt  sind,  ist 
bei  ihnen  das  Wohnungsbedürfnis  nur  durch  die  Notwendigkeit 
des  Schlafes  und  des  Schutzes  gegen  die  Witterung  bedingt,  wes- 
halb man  sich  vielfach  mit  einem  hierzu  ausreichenden  Obdach 
begnügt  und  weit  davon  entfernt  ist,  sich  irgend  auch  nur  die 
kleinste  Beschränkung  zur  Erlangung  eines  besseren  Obdachs  auf- 
zuerlegen.   Wie  viel    mehr    wird    das   von  der   breiten  Masse  des 


i)  Becker:    Gallus  führt  an:    Cato   59,   135,    Treb.  Poll.  XXX  tyr  22,2,    Isidor 
XIX,  34,  13. 

2)  Martialis  X  96,   11,  IX  100,  5. 

3)  Pöhlmann:  Die  Uebervölkerung  der  antiken  Grossstädte.    Leipzig  1884, 

4)  Rodbertus:  Jahrbücher  für  N.Oek.   1874. 
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Volkes  in  Rom  damals  und  jetzt  gelten,  wo  Monate  lang  ein  Schutz- 
bedürfnis gegen  die  Einflüsse  der  Witterung  überhaupt  nicht  be- 
steht, »Sehr  viele  mögen  in  Rom  überhaupt  kein  Obdach  gehabt 
haben,  als  offene  Hallen  und  Gewölbe  oder  einen  Schlumpfwinkel 
im  Gehölz  vor  den  Thoren  der  Stadt,  dem  Sammelpunkt  alles 
lichtscheuen  Gesindels '^).«  Den  besser  Situierten  (dahin  sind  wohl 
die  fliegenden  Händler,  Hausierer,  Austräger  und  freien  Lohn- 
arbeiter zu  rechnen),  die  eine  kleine  Miete  zu  entrichten  im  Stande 
waren,  dienten  die  Kellerräume,  soweit  sie  nicht  zu  gewerblichen 
Zwecken  benutzt  wurden  und  die  Dachwohnungen  oder  Schlaf- 
stellen in  Tabernen,  Geschäftsläden  und  Bretterbaracken  zur  Woh- 
nung. Wie  klein  und  dürftig  solche  Wohnungen  waren,  geht  aus 
der  Beschreibung  Martials,  XII,  32  hervor,  wo  beim  Wohnungs- 
wechsel Frau ,  Mutter  und  Schwester  des  Vacerra  das  Mobihar 
tragen.  Auffallend  ist  es,  dass  sich  in  dem  vorliegenden  Tarif  nicht 
eine  einzige  Position  findet,  die  über  die  Mietpreise  irgend  welchen 
Aufschluss  zu  geben  vermöchte ,  so  dass  wir  die  Wohnungsver- 
hältnisse auf  Grundlage  des  Tarifs  nicht  zu  beurteilen  im  Stande  sind. 

II.  Der  Tarif  der  diokletianischen  Maximal- 
preise. 

i)  Bisherige  Bearbeitungen   desselben  und  seine 

Begründungen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 

diokletianischen  Münzpolitik. 

Es  handelt  sich  bei  dem  edictum  Diocletiani  de  pretiis  rerum 
venalium  ^)  um  die  Reste  der  Publikation  eines  vom  Kaiser  Dio- 
kletian und  seinen  3  Mitregenten  Galerius,  Maximian  und  Con- 
stantius  im  Jahre  301  nach  Christi  Geburt  erlassenen  Gesetzes, 
in  welchem  Höchstpreise  für  Naturprodukte,  Erzeugnisse  der  Ver- 
edlungsgewerbe, Lebensmittel,  Löhne  der  Tagearbeiter  sowie  der 
in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigten  Akkordarbeiter  u.  dergl. 
festgesetzt  werden,  über  die  niemand  ungestraft  mit  seinen  For- 
derungen hinaus  gehen  sollte.  35  einzelne  Fragmente  (sämtlich 
in  Stein  gehauene  Publikationen) ,  von  denen  25  in  griechischer, 
die  übrigen  in  lateinischer  Sprache  verfasst  sind,  bilden  heute  in 
ihrer  Zusammenstellung  eine  ganze  Wirtschaftsgeschichte  für  sich, 

i)  Vgl.  Blümner  in  Preuss.  Jahrbücher  1893,  S.  453  f.  und  Bücher  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatswissenschaft  1894  (II.  Heft). 
2)  Pöhlmann  a.  O. 
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und  sind  deshalb  in  letzter  Zeit  vielfach  Gegenstand  wissenschaft- 
licher Abhandlungen  geworden.  Indem  wir  von  früheren  Bearbei- 
tungen der  Fragmente  absehen  ,  möchten  wir  nur  besonders  da- 
rauf hinweisen ,  dass  wir  die  nunmehrige  endgiltige  Feststellung 
des  Textes  Th.  Mommsen  verdanken  ,  der  bereits  1851  und  1873 
die  bis  dahin  bekannten  Fragmente  im  C.  J.  L.  veröffentlichte. 
Zu  der  vorliegenden  Arbeit  bedienten  wir  uns  speziell  der  von 
Blümner  1893  bewirkten  und  mit  sehr  schätzenswerten  Anmer- 
kungen versehenen  Gesamtausgabe  ^)  der  bisher  bekannten  Frag- 
mente. Von  erhöhtem  und  für  wirtschaftliche  Relationen  beson- 
derem Interesse  wurde  das  edictum  nämlich  durch  den  vor  einigen 
Jahren  gemachten  Fund  eines  Fragmentes,  welches  über  den  Gold- 
wert der  durchgängig  in  den  Preisangaben  des  Tarifs  zum  Mass- 
stab genommenen  Münzeinheit,  des  Denars  Auskunft  zu  geben 
scheint.    (Das  Nähere  weiter  unten  :  Münzpolitik.) 

Ueber  den  Zweck  des  Tarifs  verbreitet  sich  die  von  Diokle- 
tian in  der  der  Aufstellung  der  Höchstpreise  vorangeschickten 
Einleitung  enthaltene  Begründung.  Darnach  soll  die  Massregel 
durchaus  nicht  dazu  dienen,  allen  Waren  einen  bestimmten  gleichen 
Preis  für  das  ganze  Reich  zu  geben ,  denn  das  wäre ,  wie  auch 
bemerkt  wird,  eine  Ungerechtigkeit  gegen  die  Provinzialen,  die 
billigere  Preise  geniessen.  Sie  soll  nur  ein  Zügel  sein  für  den 
»wucherischen  Geist,  der  sich  auf  den  Märkten  und  im  täglichen 
städtischen  Verkehr  bemerkbar  macht  und  der  weder  durch  Vor- 
handensein grosser  Vorräte  ,  noch  durch  reiche  Ernten  etc.  ge- 
mildert wird«. 

Man  muss  den  so  häufig  in  der  Litteratur  gegeisselten  Geiz 
des  römischen  Krämers  bedenken ,  der  lieber  seine  Waren  ver- 
kommen lässt,  als  dass  er  sie  unter  dem  von  ihm  geforderten 
Preise  abgiebt,  um  zu  verstehen,  dass  das  Gesetz  von  Angebot 
und  Nachfrage  gegen  diesen  Geist  nicht  aufkommt,  der  eben, 
wenn  er  auch  viel  Vorräte  hat ,  nicht  dringlicher  anbietet  und 
billiger  abgiebt. 

So  ist  es  leicht  verständlich,  dass  man  besonders  diejenigen 
au.sbeutet,  die  unbedingt  kaufen  müssen,  was  namentlich  von  den 
Soldaten  gilt,  »die  bisweilen  Ehrengeschenk  und  Sold  für  den 
Einkaufeines  einzigen  Gegenstandes  hingeben  müssen«.  Man  hat 
nicht  mit  Unrecht  darauf  hingewiesen,  dass  die  Massregel  gerade 
diesen  im  Besonderen  zu  Gute  kommen  und  ihnen  in  ihrem  Solde 


l)  Der  Maximaltarif  des  Diokletian,  erläutert  von  H.  Blümner,  Berlin  1893, 
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den  Anspruch  auf  ein  gewisses  Ausmass  Gebrauchsgüter  garan- 
tieren sollte.  Sehr  treffend  hat  daher  Bücher  das  Edikt  eine  Tari- 
fierung  des  Geldes  in  Waren  genannt.  —  Soweit  die  von  Diokle- 
tian gegebene  Begründung. 

Die  ältesten  geschichtlichen  Quellen  über  das  Edikt,  deren 
eine  (Fasti  Idatiani)  dasselbe  mit  den  Worten  erwähnt :  »In  diesem 
Jahre  befahlen  die  Kaiser,  dass  Billigkeit  herrschen  solle«,  Hessen 
leicht  auf  eine  Teuerung  schliessen  ,  während  eine  solche  nach 
dem  Wortlaut  des  Edikts :  »Wenn  etwa  eine  Teuerung  einträte, 
was  die  Götter  verhüten  mögen«  nicht  anzunehmen  ist.  Man  mag 
eine  Teuerung  annehmen  oder  nicht,  sicher  ist,  dass  das  Gesetz 
nicht  als  eine  Preisherabsetzung ,  sondern  nur  in  dem  oben  be- 
sprochenen Sinne  zu  verstehen  ist.  —  Ein  wenig  mehr  bietet  die 
Schrift  »de  mortibus  persecutorum« ,  wenn  sie  die  Massregel  als 
Gegenmittel  gegen  eine  mit  der  Teilung  des  Reichs  unter  4  Herr- 
scher und  die  dadurch  herbeigeführte  Vermehrung  der  Heere, 
Neuschaffung  von  Aemtern  und  Würden,  Einführung  eines  neuen 
Vermögenszensus  und  der  Baulust  und  Habgier  des  Kaisers  zu- 
sammenbände Teuerung  kennzeichnet.  Das  sind  aussergewöhnliche 
Verhältnisse,  die  mit  der  Massnahme  des  Kaisers,  wenn  sie  nicht 
als  Gründe  aufzufassen  sein  dürfen ,  doch  sicher  in  gewisser  Be- 
ziehung stehen.  Dieselben  ganz  ausser  Acht  zu  lassen ,  weil  sie 
von  dem  Parteihass  des  christlichen  Schriftstellers  ( —  man  nimmt 
an,  dass  Lactantius  Urheber  ist  — )  gegen  den  heidnischen  Kaiser 
eingegeben  sein  könnten ,  schien  uns  nicht  genügend  begründet. 
Freilich  geht  der  Schriftsteller  wohl  darin  zu  weit,  wenn  er  ein- 
zelne Regierungsakte  des  Kaisers  für  die  doch  in  sich  selbst  zer- 
fallende Wirtschaft  verantwortlich  machen  will.  Eher  dürfte  man 
Grund  haben ,  das  Edikt  als  eine  ultima  ratio  gegen  den  wirt- 
schaftlichen Niedergang  der  Zeit  aufzufassen.  Die  diokletianische 
Zeit  hat  hinter  sich  eine  Periode  reichster  Entfaltung  von  Handel 
und  Verkehr ;  ihr  folgt  wieder  eine  Zeit  der  Naturalwirtschaft.  Be- 
denkt man,  dass  der  Handel  Roms  in  der  dioklet.  Zeit  fast  aus- 
schliesslich Importhandel  war  und  deshalb  nur  bei  einer  entwickel- 
ten Geldwirtschaft  gedeihen  konnte,  während  sich  in  nachdiokle- 
tianischer  Zeit  bereits  wieder  zahlreiche  naturalwirtschaftliche  Ver- 
kehrsakte nachweisen  lassen  — ,  so  ist  es  mehr  wie  Annahme,  in 
der  diokletianischen  Zeit  das  Mittelglied  in  der  Rückbildung  von 
der  Geld-  zur  Naturalwirtschaft  zu  sehen.  So  meinen  wir,  sei  wohl 
Grund  vorhanden,  in  dem  Edikt,  zumal  wenn  man  es  im  Zusam- 


I 


Kritische    Würdigung  der  Preise  des  edictum  Diocletiani  etc.         13 

menhang  mit  der  von  Diokletian  verfolgten  Münzpolitik  betrachtet, 
eine  Massregel  gegen  diese  Rückbildung  der  Wirtschaft  zu  sehen. 
Allmählich  war  eben  wie  schon  früher  in  Griechenland ,  so  jetzt 
in  Italien  Wohlstand  und  Bevölkerungszahl  zurückgegangen,  und 
gleicher  Weise  wohl  auch  die  für  den  inländischen  Markt  berech- 
nete Produktion.  Die  Stätten  des  Gewerbefleisses  liegen  in  den 
die  Rohstoffe  erzeugenden  Provinzen,  die  daher  ein  gewisses  Mo- 
nopol auf  ihre  Erzeugnisse  geniessen.  Alle  bisher  angewandten 
Mittel,  dem  Ruin  Italiens  entgegenzuwirken ,  waren  fruchtlos  ge- 
blieben, wohin  wir  namentlich  die  Ehe-  und  Kindergesetzgebung 
des  Augustus,  Gründung  von  Kolonien  in  verfallenen  Städten,  die 
Assignation  brach  liegenden  Landes  an  gediente  Soldaten,  die 
Geldgeschenke  und  Steuererlasse  und  endlich  die  Alimentations- 
stiftungen  rechnen.  Uns  scheint  in  dem  kaiserlichen  Erlass  die 
Resignation  zu  liegen,  die  nach  dem  Fehlschlagen  der  von  Vor- 
gängern Diokletians  getroffenen  Massnahmen  einsieht ,  dass  eine 
Wiederbelebung  von  Handel  und  Gewerbe  hier  ebenso  unmöglich 
ist,  als  die  Rückkehr  des  städtischen  Proletariats  zum  Pfluge,  und 
nun  zu  einem  Gewaltakt  übergeht,  durch  den  jenen  darnieder- 
liegenden Gebieten  seines  Reiches,  die  nicht  mehr  fähig  waren, 
selbst  zu  erzeugen ,  die  Erzeugnisse  der  produzierenden  Gebiete 
zu  annehmbaren  Preisen  gesichert  werden  sollen  ^). 

Dass  auch  Löhne  und  Preise  für  Dienstleistungen  im  Ver- 
kehrsgewerbe aufgestellt  werden,  hat  nach  dieser  Auffassung  den 
Zweck,  die  Durchführbarkeit  der  Massregel  zu  sichern.  Denn  was 
sollte  schliesslich  die  Preisbestimmung  von  Gebrauchsgütern  nützen, 
wenn  nicht  andererseits  auch  die  Produktionskosten  in  derselben 
Weise  auf  ein  Höchstmass  beschränkt  wären.  So  sind  die  Preise 
der  Rohstoffe,  die  Generalkosten  des  Veredlungssprosses  und 
des  Transportes,  sowie  endlich  der  fertigen  Produkte  untereinan- 
der in  einen  ökonomischen  Zusammenhang  gebracht  und  könnten 
uns  so,  weil  sie  von  einander  abhängig  und  nach  einheitlichem 
Gesichtspunkte  festgestellt  sind ,  obwohl  sie  Höchstpreise  sind, 
recht  gut  eine  sichere  Grundlage  zur  Feststellung  eines  Preisniveaus 
bieten,  als  alle  sporadisch  auftretenden  Litteraturangaben  über  die 
wirkliche  Höhe  einzelner  Preise,  wenn  nicht  andere  später  zu  er- 
örternde  Schwierigkeiten  dies  in  gewisser  Weise  beschränkten. 


i)  Das  Gesetz  war  für  das  ganze  Reich  gegeben,  nicht  wie  man  meint  aus  den 
Fundorten  der  Fragmente  schliessen  zu  müssen ,  nur  für  die  östliche  Reichshälfte 
(vgl.  Seeck  D.L.Zeitung  14.  April  1894). 
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Die  Münzpolitik  Diokletians. 

»Die  Hunderte  von  Preisen  sagen  nichts,  Geldpreise  bedeuten 
nicht  allgemeinen  Geldverbrauch«  ^).  Sehr  richtig!  Vielleicht  aber 
sind  die  in  Geld  ausgedrückten  Preise  ein  Zeichen  von  dem  regie- 
rungsseitigen Bestreben,  allgemeinen  Geldgebrauch  wieder  zu  be- 
fördern. Wenn  wir  den  Tarif  auch  nicht  gerade  eine  direkte  finanz- 
politische Massnahme  nennen  wollen,  so  können  wir  andererseits 
doch  nicht  leugnen,  dass  zwischen  der  Finanzpolitik  und  diesem 
scheinbar  sozialpolitischen  Erlass  der  engste  Zusammenhang  be- 
steht. Wie  sich  diese  Auffassung  rechtfertigt ,  müssen  wir  näher 
begründen.  Wir  haben  oben  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gesetz- 
gebung auf  sozialpolitischem  Gebiete  durch  all  ihre  Experimente 
den  Niedergang  nicht  aufhält.  Ebenso  geht  es  in  der  Finanz- 
politik. Ungeheure  Schwankungen  und  fortwährende  Aenderungen 
des  Münzfusses  unter  den  Vorgängern  Diokletian's  müssen  dazu 
führen ,  die  Scheidemünze  ungangbar  zu  machen  und  das  Preis- 
niveau in  die  Höhe  zu  treiben  ^).  Lässt  sich  daher  etwas  leichter 
verstehen,  als  das  Bestreben  eines  Herrschers,  diesen  Verhältnissen 
ein  Ende  zu  machen  ?  Offenbar  ging  der  Gesetzgeber  auch  von 
einem  ganz  richtigen  Gedanken  aus ,  indem  er  das  schwankende 
Umlaufsmittel  zu  dem  unmittelbaren  Gebrauchsgut,  sowie  zu  den 
Löhnen  in  Beziehung  setzte,  so  dass  sich  die  Produktionskosten 
der  Waren  und  ihre  Preise  entsprachen. 

Welch  ein  verwilderter  Zustand  Ende  des  3.  Jahrhunderts  in 
der  Münzprägung  bestand,  beweisen  die  von  Queipo  und  andere 
von  Rohde  3)  vorgenommenen  Wägungen  der  aus  der  Regierungs- 
zeit Aurelians  (270 — 75)  stammenden  Goldmünzen,  die  zwischen 
dem  Gewicht  von  12,96  und  3,5  gr  schwanken.  Selbstverständlich 
dienen  solche  Stücke  nicht  dem  Geldverkehr  als  Münze,  sondern 
werden  wie  Goldbarren  gewogen  und  behandelt.  Auch  in  dem 
Edikt  Diokletian's  erscheint  Gold  als  Ware,  deren  Maximalwert 
in  derselben  Münzeinheit  festgesetzt  wird ,  als  der  der  anderen 
Waren.    Das    lehrt   der  Umstand,    dass    in    dem  Preisansatz   des 


i)  Bücher  a.  O. 

2)  Bücher  a.  O. :  Seit  Nero  hatte  hatte  man  begonnen  ,  den  Silberdenar  mit 
5  Proz.  Kupfer  zu  legieren.  Hadrian's  Denare  enthalten  20  Proz. ,  die  des  Sept. 
Severus  50  Proz.  Kupfer  und  solche  aus  dem  3.  Jahrhundert  nur  noch  5  Proz.  Silber. 

3)  Mommsen :  Geschichte  des  römischen  Münzwesens  und  Seeck  a.  O. 
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Goldpfundes  zwar  von  geprägten  Goldstücken  ^) ,  aber  nicht  von 
einer  bestimmten  Anzahl  solcher  gesprochen  wird ,  wie  es  z.  B. 
nach  unserer  Münzordnung  geschehen  könnte,  nach  der  i  kgr 
Gold  =  279  Kronen  ist.  Es  war  eben  noch  zu  viel  Goldgeld  mit 
anderem  Gewicht  in  Umlauf,  als  dass  die  Veo  Goldstücke,  wie  sie 
entschieden  zur  Zeit  des  Edikts  geprägt  wurden  ,  jetzt  plötzlich 
Verkehrsmünzen  hätten  werden  können.  Gleichwohl  dürfte  ein 
dahin  gerichtetes  Streben  Diokletian's  in  der  Thatsache  zu  suchen 
sein  ,  dass  er  dem  Goldstück  in  seinem  System  vom  Jahre  301 
dieses  bequeme  Zahlen-  und  feste  Wertverhältnis  zu  den  anderen 
Umlaufsmünzen  zu  geben  sucht.  Wir  wollen  seine  hauptsächlichsten 
Münzreformen  aus  den  Jahren  286,  301  und  303,  wie  sie  sich  bei 
Seeck  in  v.  Sallet's  Zeitschrift  für  Numismatik,  Berlin  1890,  finden, 
hier  folgen  lassen,  von  denen  das  erste  und  letzte  allerdings  nur 
hypothetische  Geltung  haben,  denen  wir  aber  nach  den  v.  Seeck 
gegebenen  Begründungen  höchste  Wahrscheinlichkeit  beimessen : 

286: 

I  Pfd.    Gold   :=  60  Goldstücke  =  1500  Silberstücke  :=  24000    Felles 

=r  48  000  Denare. 
I  Pfd.  Gold  913,59  Mark  (nach  unserer  heutigen  Münzordnung). 
I  Goldstück  =  15,22  Mark 
I  Silberstück  60,9  Pfennige 
I  Follis  3,8  » 

I  Denar  1,9  » 

3oi : 
I  Pfd.  Gold  =  50  Goldstücke  =:  1000  Miliarensia  (Silberstück)  ==  25  000 
Folles  =  5000  Denare  =  100  000  Centenionales. 
I  Goldstück  =  18,27  Mark 
I  Miliarense  9i>36  Pfennige 

I  Follis  3,65         » 

I  Denar  1,82         » 

I  Centenionalis       0,91         » 
3o3: 
I  Pfd.  Gold  =  60  Goldstücke  =  1 200  Miliarensia  =  30  000  Folles  =  60  000 
Denare  =  120  000  Centenionalis. 

I  Goldstück  =  15,22  Mark 
I  Miliarense  76,13  Pfennige 

I  Follis  3,04         » 

I  Denar  1,52         » 

I  Centenionalis       0,76         » 

1)  Die  Stelle  des  Tarifs  (vgl.  Mommsen  Hermes  XXV)  spricht  von  i  Pfd.  Gold  in 
Barren  oder  in  geprägten  Stücken. 
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Aus  dem  Jahre  303  lassen  sich  also  bereits  wieder  Sechzig- 
stel  nachweisen.  Das  zeigt,  von  wie  kurzer  Dauer  die  Münzreform 
vom  Jahre  301  war.  Dass  damit  auch  die  Geltung  des  Preisedikts 
fiel,  ist  unschwer  anzunehmen.  Leider  sind  wir  nicht  über  den 
Zeitpunkt  seines  Endes  unterrichtet.  Die  bisher  geäusserten  An- 
sichten darüber  sind  jedoch  darin  übereinstimmend ,  dass  es  die 
2  Jahre  später  zum  Abschluss  kommende  Regierungszeit  Diokle- 
tians nicht  überdauert  habe,  weshalb  wir  kein  Bedenken  tragen, 
sein  Ende  in  das  Jahr  303  mit  der  Durchbrechung  der  in  ihm 
ausgesprochenen  Münzordnung  zusammenzusetzen. 

Endlich  möchte  noch  ganz  kurz  erwähnt  werden ,  dass  es 
nicht  irreleitend  sein  darf,  wenn  wir  einerseits  die  Preise  im  Tarif 
in  Denaren  und  zwar  nur  in  Zahlen  ,  die  durch  2  und  5  teilbar 
sind,  ausgedrückt  finden,  und  andererseits  lesen,  dass  Diokletian 
keine  Denarstücke ,  wohl  aber  ein  kleineres  Nominal ,  den  Cen- 
tenienalis  hat  prägen  lassen.  Schon  Christ^)  hat  darauf  hinge- 
wiesen; ebenso  rad^chi  Mommsen  (Hermes  XXV)  darauf  aufmerk- 
sam, dass  sich  kein  Preisansatz  zu  i  und  3  Denaren  findet,  wohl 
aber  solche  in  Zahlen,  die  durch  2  oder  durch  5  teilbar  sind  und 
dass  sich  aus  der  Zeit  2  entsprechende  Nominale,  2  und  5  Denar- 
stücke aufweisen  lassen. 

Es  ist  aber  für  unsere  Betrachtungen  irrelevant,  ob  wir  dem 
Eindenarstück  körperliche  oder  fiktive  Gestalt  zuschreiben ,  da 
dies  an  dem  in  dem  Münzsystem  von  301  festgesetzten  Wertver- 
hältnis des  Denars  zum  Goldpfunde  nichts  ändert,  und  wir  bei 
Berechnungen  doch  nur  dieses  obige  System  zu  Grunde  legen 
können. 

2.    Die  Wahl   des  Preismasse  s. 

Wer  den  Maximaltarif  in  der  Gesamtheit  seiner  Preisansätze 
überblickt,  gewinnt  zunächst  den  Eindruck,  dass  es  sich  hier,  ab- 
gesehen von  kleinen  Ungenauigkeiten,  um  eine  mit  grosser  Sach- 
kenntnis und  nach  bestimmten  Gesichtspunkten  zusammengestellte 
Preisordnung  handelt.  Wir  haben  schon  hervorgehoben,  dass  die 
einzelnen  Positionen  nicht  zusammenhangslos  aneinandergereiht 
sind,  sondern  gewiss  auch  in  ihrer  Werthöhe  nach  einem  zu  Grunde 
liegenden  festen  Verhältnis  bestimmt  worden  sind,  d.  h.  dass  den 
Sätzen  der  einzelnen    aufgeführten    wirtschaftlichen  Güter    die  in 

i)   Christ  in  den  Sitzungsberichten  der  kgl.  bayerischen  Akademie  der  Wissen- 
schaften 1865. 
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ihrer  thatsächlichen  Höhe  eben  als  Maximalpreise  wohl  nicht  dem 
ihnen  gegebenen  Goldwert  entsprechen ,  doch  ein  einheitliches 
Verhältnis  zu  Grunde  liegen  dürfte,  welches  uns  berechtigt,  Ver- 
gleiche dahin  anzustellen,  wieviel  mal  teurer  das  eine  Gut  gegen 
das  andere  ist. 

Dieser  Umstand  legt  dann  den  ferneren  Versuch  nahe,  das 
Edikt  für  Berechnung  eines  Preisniveaus  zum  Ausgangspunkte  zu 
machen,  um  so  durch  einen  Vergleich  mit  einem  modernen  Preis- 
niveau einmal  ein  bestimmteres  vollkommeneres  Bild  von  der  wirt- 
schaftlichen Lage  des  römischen  Kaiserreichs  zu  erhalten,  als  es 
bisher  durch  eine  Zusammenstellung  einzelner,  verschiedenen  Zeiten 
entstammender  Angaben  geschehen  konnte. 

Unter  dem  Preisniveau  verstehen  wir  die  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  bewirkte  Feststellung  des  Preisstandes  der  haupt- 
sächlichsten in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  und  in  einem  spe- 
ziellen Wirtschaftsgebiete  dem  Konsume  dienenden  wirtschaft- 
lichen Güter.  Wieweit  man  den  Kreis  der  zur  Zusammenstellung 
kommenden  Güter  zieht,  richtet  sich  nach  den  Zwecken,  denen  das 
Preisniveau  dienen  soll.  Die  Bedeutung  des  Preisniveaus  für  wirt- 
schaftliche Zwecke,  die  uns  hier  beschäftigt,  beruht  kurz  gesagt 
darin,  dass  es  die  verschiedenartigen  Preisunterschiede  der  einzel- 
nen Güter  ausgleichend  in  einem  Ausdruck  das  absolute  Wert- 
verhältnis einer  Gesamtheit  wirtschaftlicher  Güter  zu  einem  Wert- 
träger z.  B.  dem  Golde  darstellt.  Dass  ein  solcher  Ausdruck  für  Praxis 
und  Wissenschaft  von  ungeheurem  Werte  ist,  sobald  man  mehrere 
aus  verschiedenen  Zeiten  gebildete  Preisniveaus  zum  Vergleich 
bringen  will,  braucht  nicht  hervorgehoben  zu  werden,  wenn  man 
bedenkt ,  von  welcher  Wichtigkeit  die  mit  dem  Ergebnis  weiter 
anzustellenden  Ermittelungen  sind,  welche  über  Veränderung  der 
Kaufkraft  des  Geldes,  sowie  allgemein  über  Hebung  oder  Rück- 
gang des  Volkswohlstandes  berechtigte  Schlüsse  zulassen.  Bei 
allen  hierbei  eingeschlagenen  Methoden  aber  bildet  die  Wahl  des 
Preismasses  die  Hauptaufgabe,  insofern  die  Vergleichsobjekte  einen 
Massstab  erfordern,  der  zu  beiden  in  gleicher  Beziehung  steht.  Be- 
kanntlich hat  man  dazu  am  meisten  die  Geldwertträger  Gold  und 
Silber  verwendet.  Doch  ist  ebenso  klar,  dass  dieselben,  weil  sie  genau 
wie  andere  Waren  in  Bezug  auf  ihren  Wert  von  ihren  Konsumtions- 
und Produktionsbedingungen  abhängig  sind ,  für  verschiedene 
Zeiten  nicht  als  konstantes  Preissmass  gelten  können.     Zumal  für 
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unsere    vorliegende   Aufgabe    können    dieselben,    wie   wir    sehen 
werden,  nur  in  bedingter  Weise  als  Massstab  gelten, 

a.  Das  Gold. 

Die  im  Ediktum  XXX.  i  enthaltene  Bestimmung  des  Wertver- 
hältnisses zwischen  dem  RP')-Feingold  und  der  den  Preisangaben 
des  Edikts  zu  Grunde  gelegten  Münzeinheit  »Denar«  legt  den 
Versuch  nahe,  die  Preise  auf  den  Goldwert  zurückzuführen  und 
in  den  Münzeinheiten  unserer  deutschen  auf  dem  Goldfusse  basie- 
renden Währung  auszudrücken. 

Liesse  sich  nämlich  der  Nachweis  führen,  dass  die  Produk- 
tions- und  Konsumtionsverhältnisse  des  in  Frage  kommenden 
Edelmetalls,  in  beiden  Zeiten  gleich  waren  oder  anders  ausge- 
drückt, dass  sich  Angebot  und  Nachfrage  im  Bezug  auf  Gold  damals 
und  jetzt  in  gleicher  Stärke  äussern,  so  wäre  damit  ermöglicht, 
eine  Vergleichung  zwischen  den  Warenpreisen  damaliger  und 
heutiger  Zeit  ohne  Weiteres  auf  dieser  Grundlac^e  unbedenkhch 
durchzuführen.  Natürlich  müsste  man  von  einer  Unterscheidung 
der  Qualitäten  der  Güter  absehen.  Es  ist  aber  auch  ohne  die 
Unterscheidung  der  Qualitäten  eine  derartige  Vergleichung  von 
grösstem  Interesse.  In  dem  Edikt  ist,  wie  oben  bereits  erwähnt, 
das  RP  =  327,45  g  Fein-  und  Barrengold  mit  50000  Denaren 
angesetzt,  und  repräsentiert  unter  der  Voraussetzung,  dass  das 
heutige  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  bei  Gold  dem 
der    diokletianischen  Zeit  gleich   ist  einem  Goldwert  von  1,827  Pf. 

Die  Zeit,  der  das  Edikt  entstammt,  zeigt  zunächst  rückwärts 
bis  Ende  der  Republik  keine  grösseren  den  Wert  des  Goldes 
dauernd  beeinflussenden  Fluktuationen.  Wohl  hat  man  einigen 
Ereignissen  grösseren  Einfluss  beimessen  wollen,  wie  z.  B.  der 
Entdeckung  der  Goldlager  von  Aquileja  oder  den  siegreichen 
Kriegen  Cäsars  in  Gallien ,  welche  völlige  Ströme  Goldes  nach 
Rom  geführt  haben  sollen.  Indessen  dürfte  jener  Ausbeutung  der 
Alluviallager  von  Aquileja,  von  der  uns  Polybius  aus  seiner  Zeit 
berichtet,  dass  sie  den  Preis  des  Goldes  um  V«  gedrückt  habe, 
keine  nachhaltige  Wirkung  zuzuschreiben  sein,  da,  wie  anders  be- 
zeugt, die  Ausbeutung  nur  von  sehr  kurzer  Dauer  gewesen  und 
so  nur  auf  das  Produktionsgebiet  in  grösseren,  deutlicher  wahr- 
nehmbaren Wellen  gewirkt  haben  kann.     Ebenso  geringe  Bedeut- 


l)  Mit  RP  bezeichnen  wir  das  römische  Pfund  =  327,45  Gramm. 


Kritische   Würdigung  der  Preise  des  edictum   Diokletiani  etc.         19 

ung  legt  Professor  Lexis  ^)  den  in  den  Kriegen  Cäsars  erbeuteten 
Mengen  bei,  die  bei  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  der 
gallischen  Lager  als  übertrieben  hoch  angenommen  werden  müssten. 
Lexis  ist  der  Ansicht,  dass  »die  Geldproduktion,  —  wenn  sie, 
wie  nach  der  Ueberlieferung  nicht  unglaublich  ist,  im  ganzen  Ge- 
biete der  alten  Welt  vom  Jahre  600  bis  Christi  Geburt,  jährlich 
20  Millionen  Mark  betragen  hat  —  bei  Beginn  der  Kaiserzeit 
schon  stark  im  Rückgange  war,  was  um  so  mehr  auf  den  Gold- 
preis eingewirkt  haben  wird,  also  für  das  Altertum  der  Abgangs- 
koeffizient für  ein  Jahrhundert  noch  um  25  Proz.  höher  angesetzt 
werden  muss,  als  etwa  in  unserer  Zeit.  Darnach  bestimmt  sich 
dann  —  was  Lexis  allerdings  als  zu  hoch  erachtet  —  der  ge- 
samte Vorrat  an  gemünztem  und  ungemünztem  Golde  im  Anfang 
des  römischen  Kaiserreichs  auf  5750  Millionen  Mark,  was  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  lOO  Mark  ausmachen  würde;  soviel  wie 
diese  Quote  jetzt  ungefähr  in  Deutschland  an  Münzen  und  Schmuck- 
sachen beträgt  und  mehr  als  doppelt  soviel  als  sie  im  Jahre  1800 
für  die  Bevölkerung  Europas  betrug.«  Dazu  dürfte  nun  aber  doch 
in  Erwägung  gezogen  werden,  dass  sich  trotz  der  unter  Nero 
für  den  Grossverkehr  anzunehmenden  Goldwährung  zahlreiche 
Umsätze  im  Kleinverkehr  durch  Naturalaustausch  vollzogen  haben 
und  deshalb  eine  Beziehung  der  Goldvorratssumme  auf  die  Volks- 
zahl nicht  ganz  unbedenklich  erscheint.  Sicher  ist  doch  in  einer 
Wirtschaft,  in  der  sich  alle  Umsätze  in  Gold,  oder  in  den  auf  den 
Goldwert  ausgebrachten  Münzen  vollziehen ,  und  —  was  noch 
ganz  besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  viel  rascher 
vollziehen,  wo  der  Geldumlauf  ein  viel  lebhafterer  ist,  —  die  Nach- 
frage nach  Gold  stärker,  als  in  einer  solchen,  wo  manche  Privat- 
wirtschaften ganz  ohne  Gold  oder  Geld  auskommen,,  (weshalb  die 
letzteren  eigentlich  von  der  der  Goldvorratssumme  gegenüberge- 
stellten Volkszahl  abgezogen  werden  müssten).  Man  ersieht,  dass 
sich  der  Geldwert  in  dieser  Weise  für  eine  nicht  völlige  Geld- 
wirtschaft nicht  bestimmen  lässt  und  deshalb  die  obige  Schätzung 
vielleicht  gar  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein  dürfte.  Nimmt  man 
ferner  hinzu,  —  was  bereits  an  anderer  Stelle  angeführt  wurde, 
—  dass  sich  in  der  späteren  Kaiserzeit  ein  weiterer  Rückgang 
zur  Naturalwirtschaft  vollzog,  der  sich  als  Herabminderung  der 
Nachfrage  nach  Gold  geltend  machen  musste,  so  kann  sich  unter 
Umständen  Produktionsverminderung   und    Minderung    der  Nach- 


l)  HWB.  der  Staatswissenschaften  IV,  83. 
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fragedringlichkeit  so  entsprochen  haben ,  dass  eine  Geldwert- 
änderung in  der  Kaiserzeit  schliesslich  gar  nicht  stattgefunden  zu 
haben  braucht,  und  in  diesem  extremen  Falle  alle  Wertverhältnis- 
änderungen zwischen  Geld  einerseits  und  den  anderen  Wert- 
metallen und  Tauschgütern  andererseits,  allein  auf  Rechnung  der 
letzteren  zu  setzen  wären.  Es  liegt  uns  fern ,  für  eine  derartige 
hypothetische  Wertbeständigkeit  des  Goldes  Beweise  erbringen 
zu  wollen,  da  alles,  was  man  hiefür  anführen  möchte,  ebensowenig 
überzeugend    sein  würde,   als  was  man  dagegen  einwenden  kann. 

Unter  Voraussetzung  der  oben  gedachten  willkürlichen  An- 
nahme, dass  der  Goldwert  von  damals  und  jetzt  der  gleiche  sei, 
lassen  wir  eine  Uebersicht  folgen ,  welche  die  hauptsächlichsten 
nach  Mass  und  Gewicht  bestimmbaren  Güter  (denn  nur  die  geben 
Anhalt)  in  ihrem  Goldwert  ausdrückt  und  stellen  daneben  einige 
Durchschnittspreise  der  entsprechenden  Güter  zu  unserer  Zeit,  soweit 
die  Statistik  dieselben  darbietet  (s.  Tabellen  auf  S.  21  und  22). 

Aus  der  folgenden  Preiszusammenstellung  geht  hervor,  dass 
die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  im  allgemeinen  einen  glei- 
chen oder  sogar  höheren  Goldpreis  haben  als  heute ;  über- 
raschend ist  die  fast  völlige  Uebereinstimmung  des  Gerstenpreises 
und  des  für  Weizen  ergänzten  mit  den  heutigen  Preisen  der  ent- 
sprechenden Getreidearten.  Wesentlich  billiger  aber  sind  die  ani- 
malischen Nahrungsmittel  —  billiger  natürlich  nur  in  dem  Sinne,  als 
sie  für  weniger  Geld  käuflich  sind  als  heute.  Eine  Ausnahme  bei  ihnen 
machen  nur  die  beiden  jedenfalls  sehr  stark  begehrten  Artikel 
Salzfisch  und  Milch,  die  gerade  doppelt  so  hoch  bezahlt  werden. 

Wie  dem  nun  auch  sei,  ob  die  Preisverschiebung  aus  einer 
Aenderung  des  Warenwertes  oder  des  Goldwertes  sich  herschreibt, 
das  eine  ist  sicher,  dass  die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  gegen- 
über den  animalischen  damals  in  einem  höheren  Preisverhältnis 
stehen  als  heute.  Und  es  dürfte,  will  man  einzelne  Güterpreise 
unter  einander  vergleichen,  streng  darauf  zu  sehen  sein,  dass  man 
vegetabilische  nur  mit  vegetabilischen  vergleicht  und  animalische 
ebenfalls  mit  gleichartigen,  da  man  sonst  leicht  zu  einem  falschen 
Schluss  über  die  allgemeine  Preislage  des  Altertums  kommen 
könnte.  Die  ausserordentliche  Verschiedenheit  der  damaligen 
Preise  für  animalische  Nahrungsmittel  und  der  heutigen  kann 
keinesfalls  der  Veränderung  des  Goldwertes  zugeschoben  werden, 
sondern  liegt  entschieden  an  der  Veränderung  des  zwischen  Kon- 
sumtion und  Produktion  der  betreffenden  Güter  jeweilig  bestehen- 
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Preise  des  ed.  Diocl.  in  deut- 
scher Reichswährung    ausge- 
drückt:  I  denar  zu  1,827  ^f« 
gerechnet ') 


I  kg  2)  Gerste  (657) 
I  kg  Spelt  (418) 
(l  1  Hirse  geschält 
[i  kg  Weizen  ^) 
(l  1  Bohnen  od.  Erbsen 
geschrotet 

1  Landwein 

1  der  durchschnitt!. 

Sorten 

1  Bier 

1  Dünnbier 


1  Speiseöl 
1  Rüböl 


kg     » 
1  Salz 


(0,913) 


I  1  gewürztes  .Salz 


I  »  Schweinefleisch 

I  »  Rindfleisch 

I  »  Hammelfleisch 

1  »  Pökelfleisch 

I  »  Schinken 

I  »  frisches  Schmalz  0,669 

I  »  Talg  0,334 


Mark 

0,159 
0,248 
0,104) 
0,208] 

0,104) 
0,267 

0,703 
0,134 
0,067 

0,401 
0,267 


0,292 
0,104 
0,267 

0,669 
0,446 
0,446 
0,894 
1,116 


»    Butter 

■s>    Salzfisch 

»    Trockenkäse 
Schock  Eier 
1  Schafmilch 
1  frischer  Käse 


0,894 

0,334 

0,669 

1,08 

0,267 

0,267 


Preise  entsprechender  Waren 

in  Deutschland 

Grosshandel  *)  1879—93, 

Kleinhandel*)  1874—93 


I  kg  Gerste  0,158 
I    »    Roggen  0,157 

I    »    Weizen  0,191 


Mark 

0,156 
0,163 

0,194 


In  Italien  betrugen  die 

durchschnittlichen    Preise 

entsprechender  Waren 

1866—83  ") 


I  kg.  Weizen  0,283  l'i'C 


il  Florenz  I.  (^.=0,543! 
il  »  II.  »  =0,4261 
ilCagliari  I.  »  =0,404! 


il 


Oel 
pro 
I  I 


I    »    Rüböl  0,548 


II.  »  =0,3321 

di  Porto  Mauricio 

0,134—0,149 

di  Lucca 

0,137—0,144  1 


Salz  =  0,18 

Schweinefl.  1,095    ''25 

Rindfleisch  1,14       1,18 

1,12 


Amerikan.  Raff.  0,845  >  I"" 
länd.  Schmalz  1,74 

Talg  hat  bei  uns  in  den  letz- 
ten Jahren  einen  grossen 
Preissturz  erlitten,  weshalb 
er  sich  zum  Vergleich  nicht 
eignet 

ü  f  I.  Qual.  2,22  2,24 

I  1 II.     »      Land-  1,84 

I  kg  Heringe  0,179 


I  Schock  Eier 
I  1  Kuhmilch 


3.36 
0,135 


Rindfleisch   1,17 — 1,41 


i)  Vgl.  hierzu  die  Uebersetzung  des  Tarifs  von  Bücher,  Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Staatswissenschaft  1894.  —  Bei  den  vorgenommenen  Umrechnungen  ist  i  denar 
=  1,827  Pf-i  I  modius  castrensis  =  17,51  1,  i  sextar  =  0,547  1,  1  röm.  Pfd.  = 
327,45   g,   I  Unze  ^  27,28  g  gerechnet. 

2)  Die  Gewichte  sind  unter  Zuhilfenahme  der  spez.  Gewichte  berechnet;  die 
Höhe  des  letzteren  ist  in  (  )  beigefügt. 

3)  Der  Weizenpreis,  welcher  im  e.  D.  fehlt,  ist  hier  in  der  weiter  unten  zu  recht- 
fertigenden Höhe  ergänzt. 

4)  Die  Preise  sind  entnommen  Conrad ,  Jhrb.  f.  N.Oek.  III.  F.  Bd.  7.  Die 
Preise  für  Fleisch  und  Schmalz  sind  der  Stat.  des  Reiches  für  1895  entlehnt  und 
stehen  in  der  Kolumne  an   erster  Stelle. 

5)  Die  Kleinhandelspreise  entstammen  der  Zeitschrift  des  Kgl.  Statist.  Bureaus 
für  1895.     Dieselben  sind  in  der  Kolumne  an  die  zweite  Stelle  gesetzt. 

6)  Die  Preise  entstammen  dem  movimento  dei  prezzi  di  alcuni  generi  alimentari 
dal  1866  al  1883. 
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Deutsche  Grosshandelspreise 

In  ItaUen  betrugen  die 

Nach  dem  ed.  Diocl 

kostet 

der  Jahre  1879  —  83 
bezw.  1879—92 

Preise 

Mark 

Mark 

I  kg  Wolle  tarent. 

9,80 

I    »          »      laodik. 

8,40 

I    »          »      astur. 

5>6o 

Wolle  I  kg  :=  3,364  bezw. 

2.93 

I    »          a      Mittelsorte  2,80 

Alle  übrige 

1,40 

Baumwolle  Middling 

(Upland-Bremen) 

I  kg  1,23  M.  bezw.        1,08 

Strickwolle  i  kg  =  5,5  lire 

Werg  (Leinen  Roh 

garn) 

Hanf  (Lübeck) 

I  kg      I.  Qual. 

1,40 

I  kg  0,51  bezw.              0,52 

I     »     II.       >^ 

1,12 

I    .    III.       » 

0,896 

Garne :  I.  Sorte 

I  kg.     I.  Qual. 

66,95 

I     »      II. 

53.56 

I    a     III.       » 

46,86 

II.  Sorte 

I  kg      I.  Qual. 

40,17 

1    »      IL        » 

33.47 

I    »    III. 

25,10 

III.  Sorte 

I  kg      I.  Qual. 

6,97 

I    >      IL 

4,18 

I    »    IIL 

4,02 

Leinengarn  Nr.  30 

Flachsgarn  Bielefeld 

I  kg  2,19                          2,07 

Baumwollengarn 

I  kg  =  2,50  1. 

Krefeld  i  kg  5,11           4,65 

Mülhausen-E.  2,03          1,71 

Seide  (Roh-)  i  kg 

67 

Mailänder-(Rohseide)Organs 

Krefeld 
I  kg  62                               56 

Stiefeln  i  paar  für  Land- 

leute 

2,1  92 

Ungenagelte  Soldaten 

- 

Stiefel 

1,827 

Soldatenschuhe 

1.37 

Bauernsandalen 

1,46 

»         mit  ein- 

fachen Sohlen 

0,91 

Kleider : 

I  woll.  Decke  (3275  ( 

3 

schwer) 

9.135 

I   afrikan.  sagum 

9,135 
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den  Verhältnisses,  und  lässt  es  daher  eher  ratsam  erscheinen,  zu 
Preisvergleichungen  zwischen  damals  und  jezt  nach  dem  Goldwert 
nur  die  Vegetabilien  zu  verwenden. 

Die  in  dem  zweiten  Teil  der  vorstehenden  Tabelle  ange- 
führten Preise  für  Wolle  und  Leinegarne  erscheinen  sehr  hoch. 
Uoch  fehlt  es  andrerseits  nicht  —  wenn  dies  auch  nur  für  die  ge- 
ringeren Sorten  zutrifft,  an  Sätzen,  die  den  unsrigen  in  etwa  ent- 
sprechen. Auffallend  ist  wiederum  ein  fast  völliges  Gleichbleiben 
des  Roh-Seidepreises,  was  für  die  Beurteilung  um  so  wertvoller  ist, 
als  sich  bei  diesem  Artikel  eher  ein  Gleichbleiben  der  Produktions- 
kosten annehmen  lässt,  als  bei  den  in  Bezug  auf  Qualität  und  Produk- 
tionsverhältnisse unbestimmbaren  Artikeln  Wolle  und  Leinengarn. 
Ueber  die  Preise. fertiger  Zeuge  oder  Bekleidungsstücke  end- 
lich, lässt  sich  kaum  mehr  sagen,  als  dass  sie  teuer  erscheinen. 
Leider  sind  sie  nach  äusserem  Zustand  und  Grösse  so  unbestimmt, 
dass  sie  einen  Vergleich  nicht  ermöglichen.  Die  Preise  für  fertige 
Leinwandzeuge  sind  für  das  vom  Webstuhl  kommende  Stück 
(bx6$)  gegeben,  dessen  Grösse  wohl  allgemein  bekannt  war.  üb 
es  richtig  ist,  dass  dieses  Stück,  wie  man  annimmt,  gerade  die 
für  ein  Kleidungsstück  erforderliche  Ausdehnung  gehabt  habe, 
ist  zweifelhaft ,  weshalb  auf  eine  nähere  Beurteilung  dieser  Posi- 
tionen ,  von  denen  wir  hiemit  einige  folgen  lassen ,  nicht  einge- 
gangen werden  kann. 

Fertige  Zeuge  in  jener    für    uns    unbestimmbaren  Grösse  er- 
scheinen zu  folgenden  Preisen : 

Soldatenunterkleider. 
I.  Qualität  das  Stück  1500  den.  (27,40  M.) 
II.         »  »         »       1250      T>     (22,83     ^0 

III.         »  »         »       1000      »     (18,27     »  ) 

Gröberes  Leinen  zum  Gebrauch  der  gewöhnl.  Leute  und  Sklaven 
I.  Qualität  das  Stück  zu  1000  den.  (18,27  M.) 
II.         »  »         »        »     800      »     (14,61    »  ) 

III.         »  »         »        »     600      »      (10,96    »  ) 

Männer  Untergewänder  oder  D  a  1  m  a  t  i  k  e  n. 
I.  Qualität  das  Stück  2500  den.  (45,68  M.) 
II.         »  »         »       2000      »     (36,54     » ) 

III.         »  »         »       1500      »     (27,40     » ) 

Von  groben  Leinen  für  gewöhnl.  Leute  und  Sklaven. 
I.  Qualität  das  Stück  800  den.  (14,61  M.) 
IL         »  »         »      600      »     (10,96    »  ) 

III.         »  »         »       500      »     (  9,135  »  ) 
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Ueberwürfe  oder  kurze  Mäntel  von  groben  Leinen 
für  gewöhnl.  Leute  und  Sklaven. 
I.  Qualität  das  Stück  800  den.  (14,61  M.) 
H.         »  »         »       600      »      (10,96    »  ) 

in.      »        »      »     500    »    (  9,135 » ) 

Schweisstücher  für  Sklaven. 
L  Qualität  das  Stück  350  den.  (6,394  M.) 
IL         »  »         »       225      »     (4,109    »  ) 

III.         »  »         »       200      »      (3,654    »  ) 

b.  Der  Weizen. 

Das  Fehlen  des  Weizenpreises  im  e.  D.  hat  zu  verschiedenen 
Versuchen  geführt,  denselben,  in  der  den  anderen  Preisen  ent- 
sprechenden Höhe  zu  ergänzen.  Der  Kommentar  Blümners  in 
der  genannten  Ausgabe  bietet  eine  vollkommene  Uebersicht  über 
die  Stellen  der  antiken  Litteratur,  in  denen  uns  W^eizenpreise  aus 
dem  Altertum  überliefert  sind.  Leider  geben  die  Umrechnungen 
dieser  Angaben  in  unsere  Münzwerte  zu  grossem  Bedenken  An- 
lass.  Wie  bereits  Seeck  (D.  L.  Zeit.  14.  April  94)  nachweist,  sind 
die  Umrechnungen  der  römischen  Geldwerte  den  Bestimmungen 
des  Marquard'schen  Handbuchs  entnommen  und  ihre  Höhe  in 
dem  Silberwerte  ausgedrückt,  den  das  weisse  Edelmetall  zu  der 
Zeit  hatte,  als  jenes  Handbuch  geschrieben  wurde.  Nun  ist  aber 
klar,  dass  bei  dem  neuzeitlichen  Niedergang  des  Silberwertes  ein 
derartiger  Ausdruck  keinen  Anhalt  giebt,  und  direkt  falsch  wird, 
wenn  man  ihn  ohne  weiteres  neben  diese  auf  dem  Goldfusse  be- 
ruhenden Angaben  des  Edikts  stellt.  So  wird  z.  B.  nach  dem 
besprochenen  Verfahren  der  cäsarische  Denar  auf  70  Pfennige 
angesetzt,  während  er  auf  den  Goldfuss  der  Zeit  bezogen  91  Pfen- 
nige ausmacht,  was  sich  folgendermassen  ableitet.  Der  Denar 
Cäsars  ist  1/25  des  cäsar.  Goldstücks.  Aus  dem  Gold  RP  = 
327,45  g  Feingold  wurden  40  aurei  geprägt.  Jedem  aureus  entspra- 
chen 25  Denare,  der  Denar  ist  demnach  1/25.1/40.327,45  g  Gold. 
Nach  unserer  Münzordnung  vom  4.  Dezember  1871  sind  500  g 
Gold  =  1395  Mark,  was  für  den  Denar  einen  Wert  von  91  Pfenni- 
gen ergiebt. 

Dieser  Wert  muss  u.  E.,  will  man  die  Preissätze  des  Tarifs 
in  der  Münze  unserer  Zeit  ausdrücken,  oder  neben  Preissätze  aus 
anderen  Zeiten  des  römischen  Altertums  stellen,    nur   nach  dem 
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Goldfusse  bestimmt  werden ,  was  jedenfalls  unbedenklicher  er- 
scheint, als  das  Blümner'sche  Verfahren,  zumal,  wie  wir  im  vor- 
hergehenden Abschnitte  darlegten,  grössere  Goldwertschwankungen 
nicht  nachgewiesen  sind. 

Von  weiter  versuchten  Ergänzungen  des  fehlenden  Weizen- 
preises hat  die  Seeck'sche  (a.  O.)  wohl  am  meisten  Anspruch  auf 
Wahrscheinlichkeit.  S.  geht  davon  aus,  dass  der  Weizenpreis 
immer  etwas  höher  stand  als  der  der  Gerste.  Nach  Polybms 
(II  15)  kostete  derselbe  das  iV«  fache  bis  2  fache  des  gleichen 
Masses  (nicht  Gewichts)  Gerste  ein  Verhältnis,  das  sich  vermut- 
lich auch  nicht  wesentlich  geändert  haben  wird.  Nun  ist  im  Edik- 
tum  für  Gerste  die  Zahl  C.  (100)  erhalten,  woraus  Seeck  folgert, 
dass  Diokletian  das  Brotkorn  kaum  auf  weniger  als  150  d.  (2,73  M. 
für  17,51  1)  angesetzt  haben  wird,  welchen  Ansatz  er  nach  Ver- 
gleich mit  anderen  Angaben  aus  dem  Altertum  als  den  wahr- 
scheinlichen annimmt. 

Um  uns  diese  Position  anschaulicher  zu  gestalten ,  werden 
wir  gut  thun,  diesen  Preis  auf  Mass  und  Gewicht  zu  berechnen : 

Wenn  17,51  1  also  2,73  M.  kosteten,  so  kostete  i  hl  15,59  M. 
oder  wenn  wir  den  Hektoliter  mit  rund  75  kg  gleichen,  75  kg 
15,59  M.,  100  kg  20,79  M.  Zu  diesem  Gewichtsansatz  kommen 
wir  auf  folgende  Weise:  Bei  Plin.  XVIII,9  ist  uns  das  mittlere 
Gewicht  der  Weizensorten  mitgeteilt:  Es  wiegt  l  mod.  ital.  = 
8,754  1:  arinca  Weizen-Körner  16  RP  ä  327,45  g;  gallischer  Wei- 
zen 20  RP;  sardischer  Weizen  20  V2  RP;  alexandrinischer  Weizen 
20  ^/e  RP  ;  böot.  Weizen  21  RP  ;  afrikanischer  Weizen  21  ^4  RP ; 
far  (Spelt)  Weizen  25  RP ;  clusin.  Weizen  26  RP. 

Durch  Annahme  eines  ungefähren  Mittels  hieraus  zu  20  RP  er- 
giebt  sich  das  Gewicht  für  8,754  1  als  20mal  327,45  g  =  6549  g 
I  1  —  74,81  g  rund  75  g;  I  hl  =  75  kg.  Wenn  wir  dazu  die 
in  der  Vierteljahrschrift  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches  1895 
I  40/41  für  Weizen  festgesetzten  Mindestgewichte  folgender  Städte 
vergleichen,  looo  kg  Weizen : 

Berlin,  jeder  Provenienz     ....  755  Gramm  p.  1. 

Danzig,  bunter 745         »  p.  1. 

Frankfurt  a/M.  versch.  Provenienz  .  75  kg  p.  hl. 

Köln,  jeder 755    g  p.   1. 

Königsberg,  guter  bunter       .     .     .  749  -  754     »  p.  1. 
Lindau,    kleberreicher  versch.  Pro- 
venienz        78 — 79     kg  p.  hl. 

Stettin,  gut  gesund  gelb    ....  755  g  P-  1- 
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so  gewinnt  unsere  für  das  Weizengewicht  des  Altertums  ange- 
stellte Berechnung  an  Wahrscheinlichkeit,  ist  vielleicht  sogar  auch 
als  ein  Mindestgewicht  zu  betrachten ,  wenn  man  den  ausser- 
ordentlich niedrigen  Ansatz  für  arinca-Weizen  unberücksichtigt 
lässt.  Was  den  Preis  nun  von  20,79  M-  P'"'^  100  kg  anbetrifft, 
so  ist  überraschend,  wie  nahe  er  dem  Durchschnittspreis  der 
Jahre  1873 — 83  in  Deutschland  kommt,  welcher  (Conr.  Jhrb,  III 
Folge  Band  7,  Seite  302)  auf  210,45  M.  pro  1000  kg  angegeben 
wird,  oder  sich  für  die  Jahre  1879 — 93  ebenda  auf  190,87  M.  bestimmt, 
während  der  entsprechende  Preis  für  Roggen ,  das  für  uns  iu 
Frage  kommende  Brotgetreide  für  1879— 1883  ^"^  ^67, 79  M.  be- 
rechnetist, und  für  die  Jahre  1879 — 93  ebenda  157,24  M.  beträgt.  Ein 
anderes  Verfahren  schlägt  Blümner  ein.  Er  geht  wie  oben  schon 
gesagt  von  einer  Zusammenstellung  sämtlicher  Litteraturstellen 
aus,  die  Angaben  über  Weizenpreise  im  Altertume  enthalten, 
scheidet  die  augenfällig  zu  hohen  und  zu  niedrigen  Preise  aus, 
und  kommt  so  iu  Uebereinstimmung  mit  den  Untersuchungen 
Böckh's  und  Friedländer's  (Staatshaushalt  der  Athener  und  Jhrb. 
für  N.-Oek.  Band  12)  zu  einem  mittleren  Durchschnittspreis  von 
3 — 5  Sesterzen  für  den  modius.  Die  hauptsächlichsten  von  Bl. 
als  glaubhaft  daselbst  angeführten  Preise  bestimmen  sich  nach 
dem  Goldwerte  in  folgender  Weise: 

1.  In  der  3.  verrin.  Rede  Cicero's  wird  für  das  Jahr  60  v.  Chr. 
der  medimnus  auf  15,  der  mod.  also  auf  272  Sesterzen  ange- 
geben, was  Blümner  nach  dem  bereits  oben  besprochenen  Silber- 
wert mit  44  Pfennigen  gleichsetzt.  Indessen  schlug  man  zu  Cäsars 
Zeit  aus  327,45  g  Gold  40  aurei. 

I  aureus  ist  =  25  den.  =  100  Sesterzen.  Somit  bestimmt  sich  der 
aureus  nach  dem  Goldwert  unserer  Münzordnung  auf  22,84  M., 
der  Sesterz  also  auf  22,8  Pfg.  Der  obige  Preis  für  i  modius 
Weizen  =  2V2   Sesterzen  sonach  auf  68  Pfennige. 

2.  Bei  Tacitus  (Ann.  XV  39)  findet  sich  aus  dem  lahre  64 
n.  Chr.  die  Preisangabe  der  3  Sesterzen  für  den  modius,  und  bei 
Plin.   (XVIII  90)   5  Sesterzen. 

Da  sich  inzwischen  unter  Nero  der  Münzfuss  geändert  hat, 
so  dass  aus  327,45  g  Gold  45  aurei  ausgebracht  werden,  (Plin. 
XXX  3,13),  so  hat  der  aureus  dieser  Zeit  einen  Wert  von  20,83  M. 
und  die  obigen  Preisansätze  entsprechen  einer  Höhe  von  0,60  bezw. 
1,02  M. 

3.  Der  Wert  der  aus    den  Jahren  98  — 117  stammenden  An- 
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gaben    in    den  Alimentationsstiftungen  Trajans    und    der  Macrina 
(C.  J.  L.  XI  1147  und  X  6328)  ist  streitig. 

Während  Friedländer  daraus  den  Preis  des  modius  auf  4 — 5Se- 
sterzen  bestimmen  zu  müssen  glaubt,  nimmt  ihn/vW^^r^/^j'(Conr.  Jhrb. 
Band  14)  auf  nur  2 — 3  Sesterzen  an,  was  nach  obigem  Verfahren 
einer  Höhe  von  0,81 — 1,02  bezüglich  0,41-  0,61  M.  entspricht. 

Dabei  haben  wir  noch  die  neron.  Münzordnung  zu  Grunde 
gelegt.  Da  nämlich  erst  unter  Caracalla  ^)  der  Wert  des  aureus 
auf  1/50 .  327,45  g  Gold  fixiert  wird,  und  die  neuerlich  bei  Ab- 
wägung (vergl.  Seeck  in  der  angegebenen  Zeitschrift  für  Numis- 
matik) der  aus  der  Zwischenzeit  erhaltenen  Goldstücke  gemach- 
ten Beobachtungen  nur  ein  ganz  allmähliches  Zurückweichen  des 
Zinsfusses  ergeben  haben ,  so  glaubten  wir  noch  den  neroni- 
schen  45stel  aureus  zu  Grunde  legen  zu  dürfen. 

Nach  dem  Gewicht  stellen  sich  diese  Angaben  folgendermas- 
sen  dar: 

i)  60  v.Chr.  I  mod.Rom  2'/2  sest.  100  kg        10  M.  40  Pf. 

»         *      3         *      ^oo    *  9    ^^    20    » 


64 

^      »         »      5         »      100    »         15    »    50   » 

i      »         »  4-5         »      100    »    12,40—15,50   » 
3)  08-117    »     »1  r 

-j'   y         I  /       »  »   2-3         »       100     »      6,20 —  9,30    » 

Man  ersieht,  dass  diese  Preise  als  Einzelpreise  nach  keiner  Richt- 
ung hin  Anhalt  geben,  und  man  demnach  kein  Recht  hat,  sie  zu 
Vergleichen,  zu  verwerten,  oder  gar  hiernach  den  Weizenpreis 
für  den  Tarif  Diokletians  ergänzen  zu  wollen.  Ebensowenig  geben 
die  in  den  von  Beloch  Roma  93  herausgegebenen  studi  di  Storia 
Antica  von  Rafael  Corsetti  besprochenen  Weizenpreise  Anhalt 
für  einen  derartigen  Zweck.  Endlich  wollen  wir  aber  nicht  ver- 
fehlen, darauf  hinzuweisen,  dass  die  neuesten  von  der  Königlichen 
Museenverwaltung  zu  Berlin  herausgegebenen  Papyri  von  Fajum 
ein  interessantes  Material  zur  Beurteilung  derartiger  Fragen  ent- 
halten, das  aber  leider  noch  nicht  in  dem  wünschenswerten  Um- 
fange zu  verwerten  ist,  da  bezüglich  der  Münzen,  Masse  und  Ge- 
wichte der  betreffenden  Zeit  noch  keine  ausreichende  Sicherheit 
herrscht.  Somit  verbietet  sich  auch  die  Verwendung  dieses  Preis- 
masses  für  uns.     Wir  versuchen  es  mit  einem  dritten. 


i)  H.W.B.   der  Staatswissenschaften,  Artikel  Münzwesen. 
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c.  Die  Nährstoffgehalte  der  Nahrungsmittel  als 

ursprünglichstes  und  reinstes  Mass  für  die 

Wertschätzung  der  einzelnen  Güter. 

Das  Wort  »Wert«  hat,  wie  schon  Adam  Smith  in  Kap.  IV 
seines  Werkes  über  das  Wesen  und  die  Ursachen  des  National- 
reichtums ')  sagt,  zweierlei  Bedeutung  und  drückt  bald  die  Brauch- 
barkeit einer  Sache,  bald  die  durch  den  Besitz  dieser  Sache  ge- 
gebene Möglichkeit  aus ,  andere  Güter  dafür  zu  kaufen.  Kurz, 
Smith  zeigte  zuerst  die  Wichtigkeit,  welche  sich  daran  knüpft, 
dass  man  die  Brauchbarkeit  der  Güter  oder  deren  Gebrauchswert 
von  ihrem  Tauschwert  streng  zu  scheiden  habe. 

Es  ist  weiter  bekannt,  dass  Smith  sich  zuerst  dazu  wendet, 
zu  zeigen,  was  der  wahre  Massstab  dieses  Tauschwertes  ist,  oder 
worin  der  reale  Preis  aller  Waren  besteht,  wobei  er  zu  dem  Er- 
gebnis kommt,  dass  der  wahre  Massstab  des  Tauschwertes  aller 
Waren  die  Arbeit  ist,  d.  h.  die  Mühe  und  Beschwerde,  welche 
seine  Anschaffung  den  Erwerbenden  kostet,  dem  Besitzer  des- 
selben erspart.  Die  Schwierigkeiten  indessen ,  welche  auftreten 
würden,  wollte  man  jede  Ware  nach  dem  entsprechenden  Arbeits- 
aufwand messen,  haben  dazu  geführt,  das  man  »häufiger  Waren 
gegen  Waren  vertauscht  und  vergleicht  als  gegen  Arbeit« ,  und 
es  ist  daher  natürlicher,  den  Wert  der  Arbeit  nach  der  Quantität 
einer  anderen  Ware  zu  schätzen  als  nach  der  Arbeit,  welche  da- 
für zu  kaufen  wäre«.     Soweit  beim  reinen  Tauschhandel.  — 

»Wenn  dieser  aufhört,  und  das  Geld  zum  gewöhnlichen 
Handelsmittel  geworden  ist ,  dann  werden  die  Waren  häufiger 
gegen  Geld,  als  gegen  andere  Waren  vertauscht«.  »Gleichwohl 
sind  auch  Gold  und  Silber,  wie  jede  andere  Ware  in  ihrem  Werte 
veränderlich.« 

Deshalb  können  Gold  und  Silber  keinen  genauen  Massstab 
für  den  Wert  anderer  Waren  bilden.  »Von  gleichen  Quantitäten 
Arbeit  aber  kann  man  sagen:  dass  sie  zu  allen  Zeiten  und  an 
allen  Orten  für    den  Arbeiter  ^)    von    gleichem  Werte  seien.     Bei 


i)  /4^a/«  5ot///4 .•  Untersuchungen  über  das  Wesen  und  die  Ursachen  des  National- 
reichtums.    (Deutsch  von  Max  Stirner,  Leipzig  1847.) 

2)  Durch  den  Umstand,  dass  gleiche  Quantitäten  von  Arbeit  für  den  Arbeitgeber  nicht 
immer  den  gleichen  Wert  zu  haben  scheinen,  insofern  derselbe  bald  eine  grössere, 
bald  eine  kleinere  Quantität  von  Gütern  dafür  hingiebt,  erscheint  ihm  der  Preis  der 
Arbeit  veränderlich.  In  diesem  Sinne  kann  man  daher  wohl  sagen,  die  Arbeit  habe 
auch  einen  Realpreis   und  einen  Nominalpreis.      »Ihr  Realpreis  bestellt  dann  in  der 
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dem  gewöhnlichen  Stande  seiner  Gesundheit,  Kraft  und  Aufgelegt- 
heit, beim  gewöhnlichen  Grade  seiner  Geschicklichkeit  und  P'ertig- 
keit  muss  der  Arbeiter  immer  ein  und  denselben  Teil  seiner  Be- 
quemlichkeit und  Freiheit  und  seines  Glückes  hingeben  ,  die 
Arbeit  ist  der  Ware  Realpreis,  Geld  ihr  Nominalpreis«. 

Dieser  Unterschied  zwischen  dem  Realpreis  und  dem  Nominal- 
preise der  Waren  und  der  Arbeit  ist  in  der  Praxis  von  grosser 
Bedeutung.  Ein  und  derselbe  Realpreis  hat  immer  ein  und  den- 
selben Wert,  wogegen  wegen  des  Wechsels  im  Werte  des  Goldes 
und  Silbers  ein  und  derselbe  Nominalpreis  zuweilen  sehr  ver- 
schiedene Werte   hat. 

Weiter  sagt  Adam  Smith:  »Gleiche  Quantitäten  Arbeit  pflegt 
man  zu  sehr  verschiedenen  Zeiten  weit  eher  mit  gleichen  Quanti- 
täten Getreide,  diesem  Lebensmittel  der  Arbeiter,  als  mit  gleichen 
Quantitäten  Goldes  und  Silbers  oder  auch  jeder  anderen  Ware 
zu  erkaufen.«  Gleiche  Quantitäten  Getreide  ^)  pflegen  also  dann 
in  sehr  verschiedenen  Zeiten  weit  eher  ein  und  denselben  Real- 
wert zu  haben,  oder  ihre  Besitzer  zu  befähigen,  so  ziemlich  die- 
selbe Quantität  Arbeit  von  anderen  damit  zu  erkaufen  oder  zu 
ihrer  Verfügung  zu  haben. 

Wir  gehen  mit  A.  Smith  davon  aus,  dass  »Arbeit«  eben- 
sowohl der  einzige  allgemeine ,  als  der  einzige  genaue  Massstab 
des  Wertes  oder  das  einzige  Preismass  ist,  nach  welchem  die 
Werte  aller  Waren  immer  und  überall  verglichen  werden  können. 
Leider  hat  dieser  Massstab  einen  Mangel,  insofern  er  sich 
nicht  ohne  Weiteres  anwenden  lässt.  Um  ihn  für  Messungen 
brauchbar  zu  machen,  müssen  wir  diesem  Inbegriff  konkrete  Ge- 
stalt geben,  oder  für  ihn  eine  dritte  Grösse  mit  konkreten  Formen 
einsetzen.  Da  liegt  es  am  nächsten  für  den  Begriff  »Arbeit«, 
ihren  Realpreis  d.  h.  die  Quantität  von  Lebens-,  Bedarfs-  und 
Genussmitteln,  welche  dafür  gegeben  werden,  der  (wenigstens  für 
den  Arbeiter)  immer  den  gleichen  Wert  hat  einzusetzen,   und  an 


Quantität  von  Lebensbedarf  und  Genussmitteln,  welche  dafür  gegeben  werden,  ihr 
Nominalpreis  in  der  Quantität  des  Geldes.  Der  Arbeiter  ist  aber  reich  oder  arm, 
gut  oder  schlecht  gelohnt,  je  nach  dem  Verhältnis  des  Realpreises,  nicht  nach  dem 
des  Nominalpreises  seiner  Arbeit«. 

Für  den  Arbeiter  hat  sie  also  immer  denselben  Wert  und  kommt  im  Realpreise 
zum  Ausdruck. 

i)  Wir  möchten  hierzu  bemerken,  dass  dabei  natürlich  vorausgesetzt  wird,  dass 
das  Getreide  auch  wirklich  zu  beiden  Zeiten  das  wichtigste  Nahrungsmittel  des  Ar- 
beiters ist,  oder  besser,  in  seinem  Ernährungsbudget  die  gleiche  Rolle  spielt. 
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diesem  sowohl  einerseits  ihren  eigenen  Nominalpreis  oder  Gold- 
bezw.  Geldpreis,  als  den  aller  anderen  Waren  andrerseits  zu  messen. 

Freilich  ist  »der  Unterhalt  der  Arbeit  oder  der  Realpreis 
derselben  unter  verschiedenen  Umständen  verschieden :  reichlicher 
in  einer  Gesellschaft,  die  zur  Wohlhabenheit  fortschreitet,  als  in 
einer  solchen,  die  stillsteht«  .  .  .  wenigstens  wollen  wir  sagen,  es 
wird  derselbe  nach  Massgabe  der  verschiedenen  örtlichen  kultu- 
rellen zeitlichen  etc.  Einflüsse  nicht  immer  durch  das  gleiche 
Quantum ,  nicht  immer  durch  die  gleiche  Zusammensetzung  der 
einzelnen  Bedarfgüter,  nicht  immer  durch  die  gleiche  Qualität  der- 
selben dargestellt.  Man  könnte  deshalb  gegen  einen  solchen 
Massstab  auch  einwenden ,  dass  er  sich  verändere  und  deshalb 
für  Vergleichungen  unbrauchbar  sei.  Bedenkt  man  dagegen  aber, 
dass  derselbe,  —  obgleich  er  den  jeweiligen  Gesellschaftsverhält- 
nissen entsprechend  in  den  eben  bezeichneten  Richtungen  schwankt, 
—  unter  normalen  Verhältnissen  für  den  Arbeiter  stets  den  gleichen 
Wert  hat,  und  was  noch  wichtiger  ist,  in  Bezug  auf  die  Ernäh- 
rungsbedarfsgüter in  demjenigen  Ausmass  der  Nährstoffgehalte, 
welches  die  Existenzfähigkeit  des  Menschen  bedingt,  immer  eine 
gleiche  niedrigste  Grenze  besitzt,  so  dürfte  diese  Minimalgrenze 
als  Massstab  für  manche  Zwecke  der  Wertmessung  genauer  und 
zutreffender  anzuwenden  sein,  als  die  bisher  genannten. 

Um  dies  verständlicher  zu  machen,  werden  wir  etwas  näher 
auf  die  Bedeutung  der  in  den  Nahrungsmitteln  enthaltenen  Nähr- 
stoffe für  den  menschlichen  Organismus  einzugehen  haben. 

Leider  hat  man  erst  seit  Kurzem  begonnen,  der  Erforschung  *) 
der  Ernährungsgesetze  und  Vorgänge  des  Menschen  mehr  Be- 
deutung beizulegen ,  seitdem  Münchener  Physiologen  es  unter- 
nommen haben ,  durch  die  schwierige  Materie  einen  Weg  zu 
bahnen ,  auf  welchem  die  sich  anschliessende  Forschung  bereits 
zu  einer  Reihe  sehr  wertvoller  Ergebnisse  gelangt  ist. 

a)DieNährstoffe  derNahrungsmittel  in  ihrer 
Bedeutung  für  den  Menschen.  Unter  »Nährstoff«  oder 
Nahrungstoff  verstehen  wir  einen  einzelnen  Bestandteil  der  Nah- 
rungsmittel der  z.  B.  wie  Zucker  ,  Fett ,  Eiweiss  ,  Wasser  etc. 
als  ein  selbständiger  chemischer  Körper  angesehen  werden  kann 
und  irgend  einen  der  wesentlichen  stofflichen  Bestandteile  des 
Organismus  zu  ersetzen    vermag.     Ein   Nahrungsmittel  setzt    sich 

1)  Vgl.  König:  Chemische  Zusammensetzung  der  menschlichen  Nahrungs-  und 
Genussmittel.     II.  Auflage  1882  (Berlin  ) 
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aus  verschiedenen  Nährstoffen  zusammen,  keines  aber  ist  allein 
geeignet,  den  Menschen  auf  die  Dauer  vollauf  zu  ernähren;  viel- 
mehr gebraucht  der  Mensch  zu  seiner  vollen  Ernährung  ein  Ge- 
misch der  verschiedensten  Nahrungsmittel  ;  und  dieses  für  die 
völlige  Ernährung  des  Menschen  hinreichende  Gemisch  von  ver- 
schiedenen Nahrungsmitteln  neimen  wir  »Nahrung«.  Die  in  den 
Nahrungsmitteln  enthaltenen  Nährstoffe  lassen  sich  in  die  5  Gruppen 
zerlegen:  i,  Wasser ;  2.  Eiweiss  und  Proteinstoffe;  3.  Fett;  4.  Sog. 
stickstofffreie  Extraktstoffe  oder  Kohlehydrate;  5.  Salze  oder 
Mineralstoffe.  Während  bei  den  animalischen  Nahrungsmitteln 
hauptsächlich  die  Stoffe  i,  2,  3  und  5  vorwiegen,  waltet  bei  den 
vegetabilischen  hauptsächlich  die  4.  Gruppe  vor. 

»Zur  vollen  Ernährung  des  Menschen  gehören,  wie  die  wissen- 
schaftliche Forschung  ergeben  hat,  Eiweiss,  Fett  und  Kohlehydrate. 
Dieselben  müssen  in  einem  bestimmten  Verhältnis  zu  einander 
stehen,  wenn  sich  in  Bezug  auf  den  Stoffwechsel  Einnahmen  und 
Ausgaben  das  Gleichgewicht  halten  sollen«.  Die  3  genannten  Nähr- 
stoffe sind  es  daher  eigentlich,  welche  den  Nahrungsmitteln  den 
Wert  geben,  und  welche  den  Realpreis  wiederum  des  zum  Lebens- 
unterhalt nötigen  Nahrungsmittelbedarfs,  und  somit  den  haupt- 
sächlichsten Teil  des  Realpreises ,  auf  gewissen  niederen  Wirt- 
schaftsstufen sogar  den  ganzen  Realpreis  der  Arbeit  im  letzten 
Grunde  darstellen.  Da  sich  nun  der  Realpreis  der  Arbeit  stets 
gleich  bleibt,  so  wird  sich  an  den  Veränderungen  des  Nominal- 
preises, welchen  die  3  Nährstoffe  in  den  Nahrungsmitteln  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  haben,  der  Umfang  jener  Macht  ermessen  lassen, 
welchen  das  Geld  zu  jeder  dieser  Zeiten  gewährt ;  mindestens 
wird  sich  an  dem  Nominalpreis  der  Nährstoffe  der  jeweilige  Stand 
des  Ernährungspreisniveaus  prüfen  lassen  ^). 

ß)  D  i  e  Berechnung  des  »N  ä  h  r  g  e  I  d  w  e  r  t  e  s«,  d.h. 
des  Geldpreises  für  dieNährstoffe  in  den  mensch- 
lichen Nahrungsmitteln.  Die  in  der  ersten  Auflage 
seines  Werkes  eingeschlagene  Berechnungsmethode  Königs  be- 
ruhte nach  seiner  eigenen  späteren  Ansicht  auf  einem  Missver- 
ständnis (vergl.  I  Th.  IL  Auflage  S.  278  und  279).  Jenes  ältere 
Verfahren  beruhte  im  Wesentlichen  darauf,  dass  der  Verfasser, 
ausgehend  von  den  Forschungsergebnissen,  wonach  Eiweiss  und 
Fett,  sowie  die  sogen.  N-freien  Extraktstoffe  in  den  verschiedenen 
animalischen  Nahrungsmitteln  den  gleichen  Wert  der  VerdauHch- 

l)  König  a.  O.   Berlin  1880 :    »Siehe  Einleitung«. 
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keit  besitzen,  indem  sie  so  gut  wie  resorbiert  werden,  den  Nähr- 
stofiten  der  animalischen  Nahrungsmittel  den  gleichen  Geldwert 
beilegte.  Den  Massstab  zur  Berechnung  des  Geldwertes  erhielt 
er,  indem  er  von  dem  durchschnittlichen  Handelspreise  eines  spe- 
zifischen animalischen  Nahrungsmittels  ausging ,  von  dem  des 
Schweineschmalzes ,  da  dasselbe  nicht  mit  grossen  Fabrikations- 
unkosten belastet  und  in  seiner  Elementarzusammensetzung  den 
tierischen  Fetten  im  allgemeinen  gleicht.  Das  kg  wird  mit  i,8o  M. 
gleichgesetzt,  so  dass  sich  bei  Berücksichtigung  der  kleinen  Mengen 
Eiweiss  und  Wasser,  welche  darin  enthalten  sind,  der  Preis  für 
I  kg  reines  tierisches  Fett  auf  rund  2,00  M.  bestimmt,  was  im 
Vergleich  zu  den  entsprechend  berechneten  Butter- und  Talgpreisen 
ein  passendes  Mittel  schien. 

Da  dann  nach  den  Untersuchungen  von  v.  Pettenkofer  und 
C.  Voit^)  100  Fett  in  ihrer  stofflichen  Wirkung  im  Organismus  175 
Stärke  äquivalent  sind,  so  berechnete  König  hiernach  den  Wert 
für  die  animalischen  N-freien  Extraktstoffe,  die  wie  der  Milchzucker 
als  der  Stärke  gleichwertig  zu  erachten  sind  zu  1,14  M.  oder  rund 
1,20  M.  für  I  kg.  Endlich  wurde  aus  dem  Fleisch  eines  mittelfetten 
Rindes  der  Preis  eines  kg  Eiweiss  derart  berechnet ,  dass  der 
eben  berechnete  Preis  für  die  in  dem  kg  enthaltenen  50  g  F"ett 
von  dem  Marktpreise  des  kg  Fleisch  abgerechnet  wurde.  Der  über- 
bleibende Rest  von  1,30  M.  für  das  kg  Fleisch  erscheint  dann 
als  Preis  der  in  dem  kg  Fleisch  enthaltenen  200  g  Eiweissmenge 
=  1,30  M.     Das  kg  kostet  also  6,50,  also  rund  6  M. 

In  ähnlicher  Weise  wurden  die  entsprechenden  Preise  aus 
den  vegetabilischen  Nahrungsmitteln  berechnet: 

Zur  Berechnung  des  Geldwertes  der  N-freien  Extraktstoffe 
nahm  er  wegen  ihres  Stärkegehaltes  als  besonders  geeignet  die 
Kartoffeln.  Der  Wert  der  N-freien  Extraktstoffe  stellte  sich  in 
ihnen  auf  25  Pfg.  pro  kg,  und  der  des  Fettes  als  des  i,75fachen 
Nährwertes  der  Stärke  auf  45  Pfg.  Durch  Uebertragung  dieser 
Zahlen  auf  Roggenmehl  ergiebt  sich  für  Eiweiss  der  Wert  von 
1,25  M.     So  dass  nunmehr  der  Geldwert  von 

,  in  animalischen  in  vegetabilischen 

°'  Nahrungsmitteln 

Eiweiss  6,00  M.  1,25  M. 

Fett  2,00    »  0,45    » 

N-freie  Extraktst.  1,20    »  0,25     » 

betrug. 

l)  Zeitschrift  für  Biologie  1873,  S.  435. 
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Ein  Vergleich  dieses  Resultats  mit  den  Untersuchungen  Voifs ') 
u.  a.  über  die  in  gemischter  Nahrung  von  Menschen  verbrauchten 
Nährstoffe,  wonach  etwa  5  mal  so  viel  g  Kohlehydrate  als  Ei  weiss 
verzehrt  werden,  ergab  eine  überraschende  Uebereinstimmung  mit 
den  Preisunterschieden  beider  Nährstoffe,  woraus  König  die  Richtig- 
keit seiner  Zahlen  folgerte. 

Später  erkannte  König  diese  Argumentation  für  irrig,  inso- 
fern nicht  gesagt  werden  kann,  dass,  weil  wir  auf  i  Tl.  Stickstoff- 
Substanz  5  Tl.  Kohlehydrate  in  der  Nahrung  einzunehmen  pflegen, 
auch  I  Tl.  Stickstoff-Substanz  5mal  höher    bezahlt  werden  muss. 

In  der  II.  Auflage  seines  Buches  Tl.  I,  S.  278  ff.  schlägt  er 
daher  unter  Vermeidung  dieses  Fehlers  ein  anderes  Verfahren 
ein,  das  im  Folgenden  von  uns  zu  Grunde  gelegt  werden  soll. 
Es  bleibt  demnach  hauptsächlich  die  Frage  zu  entscheiden,  in 
welchem  Verhältnis  Protein,  Fett  und  Kohlehydrate  zur  Wertbe- 
rechnung herangezogen  werden  sollen.  Nun  könnte  es  am  ein- 
fachsten erscheinen,  die  3  Nährstoffe  einander  gleichzusetzen,  die 
Menge  jeden  Nährstoffes  im  gegebenen  P'alle  zu  ermitteln ,  alle 
3  zu  addieren  und  durch  Vergleichung  der  Summe  mit  dem  Markt- 
preis den  Preis  einer  Nährwerteinheit  zu  ermitteln.  Dies  Ver- 
fahren ist  aber  deshalb  nicht  zulässig,  da  Protein  und  Fett  einen 
höheren  Nähreffekt  für  den  Organismus  haben  und  in  Wirklich- 
keit einen  höheren  Marktpreis  erzielen.  Dies  Verhältnis  der  Markt- 
preise für  die  Nährstoffe  Protein,  Fett  und  Kohlehydrate  glaubt 
König  nach  seinen  Berechnungen  wie  5:3:1  ansetzen  zu  müssen. 
Zur  Rechtfertigung  dieses  Verhältnisses  führt  er  ausser  dem  höhe- 
ren Nähreffekt  an,  dass  die  Proteinstoffe  in  der  Natur  spärlicher, 
(im  allgemeinen  wie  i :  5)  vorkommen  und  deshalb  ihr  Wert  5mal 
so  hoch  zu  veranschlagen  sei.  Bei  Fett  haben  nun  die  bereits 
oben  erwähnten  Münchener  Versuche  ergeben,  dass  170  Tl.  Stärke 
in  ihrem  Effekt  für  den  Organismus  lOO  Tl.  Fett  äquivalent  sind. 
Unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  höheren  Bedeutung  des 
Fettes  für  den  Organismus  findet  König  es  gerechtfertigt ,  den 
Wert  des  Fettes  3mal  höher  als  den  der  Kohlehydrate  anzusetzen, 
wodurch  er  zu  einem  Verhältnis  der  Nährstoffe  gelangt,  nach  dem 
sich  Kohlehydrate  zu  Fett  u.  Protein  verhalten  wie  1:3:5. 
Dieses  gilt  für  die  hauptsächhchsten  animal.  und  vegetabil.  (vgl. 
Pag.   301)  Nahrungsmittel. 

l)    V.  fordert  a.  O.  zur  Ernährung  eines  erwachsenen  Arbeiters:   118  g  Eiweiss, 
56  g  Fett,  500  g  Kohlehydrate. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1897.  I.  3 
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Darnach  hätten  wir,  um  zu  dem  Nährgeldwert  zu  gelangen, 
den  Gehalt  der  Nahrungsmittel  an  Protein  mit  5,  den  an  Fett  mit 
3,  den  an  Kohlehydraten  mit  i  zu  multiplizieren,  und  die  Produkte 
zu  addieren  und  würden  so  die  Summe  der  Nährwerteinheiten 
erhalten.  Indem  man  dann  mit  dieser  Summe  in  den  Marktpreis 
dividiert,  erhält  man  den  Marktpreis  einer  Nährwerteinheit  und 
aus  der  grösseren  oder  geringeren  Höhe  des  letzteren  schliesst 
man  auf  die  geringere  oder  grössere  Preiswürdigkeit  des  Nahrungs- 
mittels. 

Beispielsweise  enthalten  nach  König  s  Zusammenstellung  Rind- 
fleisch und  Roggenmehl  und  kosten  im  Durchschnitt  dreier  Jahre: 


,,,                 Stickstoff-          ^  ,. 
Wasser           subst.             ^^" 

N-freie        .     ,            Preis  für 
Extraktstoffe  ^^"^^^           i  kg 

°/o                    °/o                   »/o 

°/o                "/o                 Pt. 

i)  Rindfleisch       73,0             19,5             6,4 

0,1              1,0             128,3 

2)  Roggenmehl  14,0             11,5             1,9 

69,6          1,5           31.3 

Nach  obigem  Verhältnis  enthält 

auj 

F  I  kg  berechnet: 

Fleisch         195  Stickst.              =  195 

X 

5  =  975  Nähreinheiten 

64  Fett                    =    65  X 

3  =  192             » 

I  N-fr.  Extr.Stoff  =       i 

X 

1=1             » 

I  kg  enthält     11 68  Nähreinheiten. 
Diese  kosten  128,3  Pf- !  ^^^o  i  Nähreinheit  =  0,1098  Pf. 
Roggenmehl  115  Protein  =115  X  5  =  575  Nähreinheiten 

19  Fett  =     19  X  3  =     57  » 

696  Kohlehydrate   =  696  X   i  =  696  » 

I  kg  enthält     1328  Nähreinheiten 
Diese  kosten  31,3  Pf.;  also  eine  Nähreinheit  =:  0,0235  -Pf- 

»Es  ist  nun  einleuchtend,  dass  die  für  i  kg  berechneten  Nähr- 
werteinheiten überall  und  für  alle  Verhältnisse  brauchbar  sind, 
dass  es  eines  besonderen  Ausdruckes  für  den  Nährgeldwert  gar 
nicht  mehr  bedarf,  indem  ersterer  vollständig  letzteren  ersetzt, 
denn  man  braucht  mit  der  Summe  der  Nährwerteinheiten  nur  in 
den  zur  Zeit  herrschenden  örtlichen  Marktpreis  pro  i  oder  100  kg 
zu  dividieren,  um  den  Preis  für  die  Nährwerteinheit  zu  erhalten 
und  daraus  direkt  zu  ersehen,  welches  der  Nahrungsmittel  zur  Zeit 
das  preiswürdigste  ist«  ^). 

Y)  Verwendung  der  Nährwerteinheiten  zu 
Preisvergleichungen.  Unter  der  Voraussetzung ,  dass 
das  Verhältnis  der  Kohlehydrate:  Fett  :  Protein  wie  1:3:5  das- 

l)  König  a.   0. 
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jenige  Verhältnis  ist,  in  welchem  die  Nährstoffe  zu  unserem  Orga- 
nismus in  Wirklichkeit  stehen,  ist  es  klar,  dass  dasselbe  durch 
alle  Zeiten  gleich  bleibt.  Darnach  bilden  die  in  i  kg  der  wich- 
tigsten Nahrungsmittel  durchschnittlich  enthaltenen  Nährwertein- 
heiten —  vorausgesetzt,  dass  die  Nahrungsmittel  im  Bezug  auf 
den  Nährstoffgehalt  gleichbleibend  erachtet  werden  können  —  zu 
verschiedenen  Zeiten  eine  gleichbleibende  Wertgrösse.  Und  der 
jeweilige  Preis  für  diese  Nährwerteinheiten  bezeichnet  den  Stand 
des  jeweiligen  Ernährungspreisniveaus. 

Kehren  wir  jetzt  einmal  wieder  zu  Ad.  Smith  zurück,  der  in 
der  »Arbeit«  den  einzigen  allgemeinen  Massstab  des  Wertes  ge- 
funden hatte,  nach  dem  die  Werte  aller  Waren  immer  und  über- 
all verglichen  werden  können ;  erinnern  wir  uns  ferner  an  unsere 
körperUche  Darstellung  der  »Arbeit«  durch  ihren  Realpreis,  als  der 
für  den  Menschen  erforderlichen  »Nährstoffmenge«  so  können  wir 
diese  nun  besser  durch  die  Nährwerteinheiten,  in  welchem  zu- 
gleich die  verschiedene  Wichtigkeit  der  einzelnen  Nährstoffe  für 
den  menschlichen  Organismus  Berücksichtigung  gefunden  hat, 
ausdrücken. 

Da  nun  das  gleiche  Mass  von  Nährwerteinheiten  zu  allen 
Zeiten  für  die  Menschen  die  gleiche  Rolle  spielt,  so  muss  sich  in 
dem  jeweilig  dafür  gezahlten  Preis  die  Veränderung  darstellen, 
welche  das  Wertverhältnis  der  Ernährungsmittel  zu  dem  Golde 
bezw.  Gelde  erlitten  hat.  Und  da  wiederum  die  Ernährung  des 
Menschen  die  wichtigste  Rolle  spielt,  so  kann  aus  der  Verände- 
rung dieses  Verhältnisses  auf  die  Verschiebung  des  Preisniveaus 
überhaupt  geschlossen  werden.  Muss  doch  angenommen  werden, 
dass  der  Mensch  zu  allen  Zeiten  durchschnittlich  die  gleiche  Menge 
Nähreinheiten  benötigt,  um  sich  dauernd  zu  erhalten  und  daher 
bei  seinem  Nahrungsaufwand  diejenigen  Nahrungsmittel  bevorzugt, 
die  sein  Nahrungsbedürfnis  —  wie  er  erfahrungsmässig  feststellen 
wird  —  am  preiswürdigsten  befriedigen.  Demnach  müsste  man 
den  Preis  für  die  Nährstoffe  aus  demjenigen  Nahrungsmittel  be- 
rechnen, in  welchem  die  Nährstoffe  bei  vorausgesetzter  höchster 
Nährfähigkeit  verhältnismässig  am  wenigsten  kosten  und  würde, 
da  durch   das  natürlichste  Preismass  gefunden  haben. 

Nun  ist  aber  andererseits  klar,  dass  der  Mensch  bei  Deckung 
seines  Nahrungsbedürfnisses  nicht  diese  rationellen  Erwägungen 
anstellt,  und  sich  ausschliesslich  darnach  richtet.  Vielmehr  spielen 
dabei  allgemeine  Gewohnheit,  Geschmack,  Aussehen  und  äusserer 

3* 
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Umfang  der  Nahrungsmittel  eine  wohl  ebenso  wichtige  Rolle,  deren 
Einfluss  mit  in  dem  Preise  zum  Ausdruck  kommt.  Die  hieraus 
auf  den  Preis  einwirkenden  Einflüsse  müssen  also  ebenfalls  Be- 
rücksichtigung finden.  Man  wird  deshalb  aus  sämtlichen  der 
hauptsächlichsten,  bezw.  dem  Massenverbrauch  dienendenNahrungs- 
mitteln  die  Summe  der  darin  enthaltenen  Nährwerteinheiten  zu 
berechnen  haben  und  ebenso  die  Summe  der  dafür  gezahlten 
Preise,  woraus  sich  der  Durchschnittspreis  für  i  Nährwerteinheit 
ergiebt,  in  welchem  die  oben  gedachten  Einflüsse  mitberücksich- 
tigt sind. 

Dieses  Verfahren  hat  den  Vorzug,  dass  es  auf  verschiedene 
Zeiten,  Z^  u.  Zg  ^)  angewendet,  zur  Beurteilung  des  Ernährungs- 
preisniveaus benutzt  werden  kann.  iVu.  N^)  haben  zu  verschie- 
denen Zeiten  für  den  Menschen  denselben  Wert.  Der  jeweilig 
dafür  gezahlte  Preis  P^  oder  Y ^  setzt  den  Menschen  in  Bezug  auf 
die  Nahrungsbefriedigung  zu  beiden  Zeiten  in  die  gleiche  Lage. 
In  der  Verschiedenheit  der  Höhe  dieser  Preise  spiegelt  sich  da- 
her die  Veränderung  des  Preisniveaus,  und  erst  mit  Hilfe  dieses 
Unterschiedes  gelangt  man  zu  einem  berechtigten  Urteil  über  den 
Preisstand. 

Berechnung    des    Ernährungspreisniveaus. 

Wenn  wir  uns  nunmehr  zur  Berechnung  wenden,  so  glauben 
wir  vorausschicken  zu  müssen,  dass  wir  aus  derselben  kein  Er- 
gebnis unbedingter  Geltung  erwarten  können.  Wir  lassen  diesen 
Versuch  nur  folgen,  weil  wir  glauben,  dass  die  Methode  eine 
richtige  sei,  vielleicht  dass  unser  Versuch  Anregung  dazu  bietet, 
auf  ähnlichem  wie  dem  von  uns  eingeschlagenen  Wege  zu  einem 
exakten  Resultat  zu  gelangen. 

Die  Erwägung,  dass  die  animalischen  Nahrungsmittel  in  der 
Bedürfnisfrage  des  Altertums  sehr  gegen  heute  zurücktreten,  die 
Hauptvegetabilien  aber  annähernd  die  gleiche  Rolle  spielen,  wie 
damals,  legt  es  nahe,  den  Geldpreis  der  Nährwerteinheiten  nur 
aus  den  Vegetabilien  zu  berechnen.  Leider  ist  auch  dies  nur  in 
sehr  unvollkommener  Weise  möglich. 

Wir    entnehmen    die    erforderlichen  Zahlen    der  Tab.    I    von 


i)  Mit  Zj  wollen  wir  in  Folgenden  immer  die  Zeit  Diokletians,  mit  Z^  die  unsrige 
bezeichnen.     Dementsprechend  sind  dann  auch 
2)  /"j   und  Pj   als  Preis  zu  unterscheiden. 
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König  ^)  (Ueber  die  mittlere  Zusammensetzung  der  Nahrungs-  und 
Genussmittel  im  natürlichen  Zustande). 
Darnach  ergiebt  sich  Folgendes : 

I.  Z^   (Zeit  Diokletians). 

^  ,  .    -ff  1  1  kg  enthält         bei  spezif.  Gewicht  -')     kostet  i  kg 

"  Nahrwerteinheiten  von  denar 

Spelt  (triticum  spelta)  1299  0,418')  13,6 

Gerste  1271  0,657  8,8 

Erbsen  1690  0,853  6,7 

Bohnen  1752  0,860  6,6 


6012  N. 

35.7  d. 

II.  Z2   (Zeit   1874- 

1883)*). 

Roggen 
Gerste 
Erbsen 
Bohnen 

1308 
1271 
1690 
1752 

0,736 
0,657 

0,853 
0,860 

0,163 
0,156 
0,232 
0,293 

6021  N.  0,844  M. 

Im  e.  D.  sind  uns  die  Preise  für  die  Getreidearten  nur  nach 
Mass  angegeben,  weshalb  wir  dieselben  unter  Zuhilfenahme  der 
spezif.  Gewichte  auf  die  Gewichtsmenge  von  i  kg  berechneten. 
Den  oben  für  Weizen  ergänzten  6><?^/^'schen  Preis  berücksichtigten 
wir  vorläufig  nicht,  vielleicht,  dass  er  sich  aus  dieser  Berechnung 
ergiebt.  An  Stelle  des  Speltes  der  dioklet.  Zeit  setzten  wir  für 
unsere  Zeit  die  entsprechenden  Werte  des  Roggens  ein ,  dessen 
Gehalt  an  Nährwerteinheiten  pro  i  kg  dem  des  Speltes  ziemlich 
gleichkommt. 

Was  sagt  uns  nun  der  Vergleich  der  beiden  Tabellen  I  u.  II? 

Zur  Zeit  Z^  entsprechen  6012  N  einem  Preise  von  35,7  d  und 
zur  Zeit  Zg  entsprechen  6021  N  einem  Preise  von  84,4  Pfennigen 
oder  1000  N  entsprechen  5,938  Denaren  und  looo  N  entsprechen 
14,02  Pfennigen,  d.  h.  um  aus  jenen  4  Getreidearten  mir  lOCX)  N 
zu  verschaffen,  muss  ich  zu  Z^  5,938  d.  und  zu  Zg  14,02  Pfennige 
aufwenden,  d.  h.  ferner,  dass  ich  heute  für  das,  was  ich  zu  Z^  mit 
I  d.  bezahlte,  heute  2,53  Pfennige  hingeben  müsste. 

Könnte  nun  angenommen  werden,  dass  dieses  Verhältnis  des- 


1)  a.  O.  II.  Auflage  1882  I.  Bnd.  S.  319  ff. 

2)  Entnommen  den  logar-trigon.  Tafeln  Rühlmanns  Lpz.   73. 

3)  Die  oben  S.  25   erwähnte  Gewichtsangabe  von  Plinius  kann  nicht  der  Wahr- 
heit   entsprechen,    da    sie  das  Gewicht  mehr  als    doppelt    zu  hoch  angiebt. 

4)  Die  Preise  stammen  aus  der  Zeitschrift  des  kgl.  pi'euss.  stat.  Bureaus  für  1895. 
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halb,  weil  es  das  Wertverhältnis  der  hauptsächlichsten  Nahrungs- 
mittel darstellt,  auch  für  das  Wertverhältnis  der  sich  entsprechenden 
anderen  vi^irtschaftlichen  Güter  massgebend  sei,  so  könnte  hieraus 
die  allgemeine  Veränderung  des  Preisniveaus  berechnet    werden. 

Nach  dem  Preise  für  das  Pfund  Gold  im  e.  D.  ist  der  Denar, 
wie  oben  auseinandergesetzt,   mit  1,827  Pfennigen  gleichzusetzen. 

Wenn  ich  also  heute  2,53  Pfennige  zahlen  muss  für  eine 
Quantität  Güter,  die  früher  1,83  Pfennige  kostete,  so  ist  das  Preis- 
niveau jener  Güter  von  1,83  auf  2,53  also  um  38,138  Proz,  gestiegen 
oder  der  Goldwert  um  ebenso  viel  Proz.  gefallen.  Nach  den  obigen 
Ausführungen,  wonach  eine  bestimmte  Summe  Nährwerteinheiten 
zu  verschiedenen  Zeiten  für  den  Menschen  eher  den  gleichen  Wert 
bewahrt,  als  ein  bestimmter  Bruchteil  des  Goldpfundes  könnte 
nun  das  letztere  angenommen  werden.  Mit  anderen  Worten,  es 
Hesse  sich  sagen,  der  Goldwert  sei  im  Vergleich  zu  dem  dioklet. 
Zeitalter  heute  gegenüber  dem  Werte  der  hauptsächlichsten  Nah- 
rungsmittel, —  den  wir  dann  als  gleichgeblieben  denken  —  um 
38  Proz.  gesunken.  Was  man  also  damals  mit  i  Denar  oder 
1,827  Pfennigen  bezahlte,  würde  man  heute  mit  2,53  Pfennigen  be- 
zahlen müssen,  weshalb  wir  für  anzustellende  Berechnungen  der 
Einfachheit  wegen  I  Denar  mit  2,53  Pfennigen  gleichsetzen  müssten  *). 

Zunächst  würde  es  sich  darum  handeln,  den  fehlenden  Weizen- 


1)  Eine  Berechnung  des  Preises  für  die  Nährwerteinheiten  aus  den  animalischen 
Nahrungsmitteln  lässt  die  diokletianische  Zeit  —  entsprechend  der  geringeren  Nach- 
frage nach  Fleisch  —  noch  billiger  erscheinen.  Die  Rechnung  zeigt  folgende  Einzel- 
heiten: 

Zj   (301  n.  Chr.)  Z2   (1874-93) 


I  kg  Netto 

Preis  für  i  kg 

I  kg  Netto 

Preis  für 

Nahrungsmittel 

enthält 
Nähr- 
einheiten 

Brutto 

Nahrungsmittel 

enthält 
Nähr- 
einheiten 

1  kg*) 
Brutto  in 

denar 

Mark 

Mark 

Ochsenfleisch 

1206 

24,44     0,45 

Ochsenfleisch 

I  206 

1,18 

Hammelfleisch 

1029 

24,44 

0.45 

Hammelfleisch 

1029 

1,12 

Schweinefleisch 

1532 

36,65 

0,67 

Schweinefleisch 

1532 

1,25 

Schweineschmalz 

2984 

36,65      0,67 

Schweineschmalz 

2984 

1.74 

Butter 

2539 

48,92 

0,89 

Butter 

2539 

2,24 

Schafmilch 

568 

14,05 

0,26 

Kuhmilch 

328 

0,12 

Hühnereier 

998 

20,00 

0,36 

Hühnereier 

996 

1,12 

Salzfisch  (Hering) 

1467 

18,32 

0,33 

Salzhering 

1467 

0,21 

Summe  A 

12  321 

223,47 

(4,08) 

Summe  A 

12  081 

8,98 

Es  verhalten  sich 

1000  N  : 

18,13  d. 

(0,33) 

wie 

1000  N  : 

74,3  Pf. 

Es  entspricht  also  i  denar  der  Zeit  Zj 
*)  Preuss.  Kleinhandelspreise. 


4,1  Pf.  der  Zeit  Z^. 
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preis  zu  ergänzen.  In  der  Tabelle  II  entsprechen  looo  N  einem 
Preise  von  14,02  Pf.  Nach  Königs  Berechnung  enthält  i  kg 
Weizen  durchschnittlich  1349  N.  Es  würde  also  i  kg  Weizen 
kosten  müssen  1,349  X  14,02  Pfennige  =  18,91  Pfennige,  was 
auch  mit  dem  Durchschnittspreis  von  20  Jahren  ziemlich  stimmt, 
insofern  derselbe  sich  auf  19,37  Pfennige  stellt.  Schlägt  man  nun 
dasselbe  Verfahren  zur  Ergänzung  des  Weizenpreises  für  die  Ta- 
belle I  ein,  wonach  1000  N  =  5,938  d.  sind,  so  ergiebt  die  Rech- 
nung  1349  N  =  8,013  Denar  d.  h.    i  kg  Weizen  =  8,013  Denar. 

Darnach  würde  der  Weizen  (siehe  Tabelle  I)  mit  der  Gerste 
fast  gleichbewertet  sein.  Andererseits  wissen  wir  aber,  dass  das 
gleiche  Mass  Weizen  durchschnittlich  1V2 — 2  mal  so  viel  galt,  als 
das  der  Gerste,  und  ersehen  ebenso  aus  der  Tabelle,  dass  der 
allerdings  nur  V2  mal  so  schwere  Spelt  13,6  d.  gilt.  Nun  kostet 
die  Gerste  nach  dem  e.  D.  mindestens  5,7  Denar.  Setzen  wir 
I  1  Weizen  mit  rund  1^/2 mal  soviel  im  Preise  an,  so  sind  dies 
8,55  d.,  d.  h.  (i  1  wie  oben  angenommen  zu  750  g  gerechnet) 
I  kg  =  11,4  Denar.  Dieser  Preis  scheint  nach  2  Richtungen  hin 
gerechtfertigt,  insofern  er  i)  der  Forderung  genügt,  dass  er  i  V2mal 
höher  ist  als  der  für  das  gleiche  Mass  Gerste ;  2)  aber  reiht  er 
sich  in  der  Tabelle  I  passend  zwischen  den  Preis  des  Speltes  und 
den  der  Gerste  ein.  Spelt  ist  beinahe  V2mal  so  schwer  als  Weizen  ; 
es  erscheint  daher  nicht  auffallend,  dass  das  kg  einige  Denar 
teurer  ist,  als  das  kg  Weizen. 

Nun  könnte  eingewendet  werden,  dass  der  fragliche  Preis  der 
Hauptforderung  unserer  Methode  nicht  genüge,  nämlich  dass  in 
ihm  1000  N.  teurer  bezahlt  würden,  als  sie  durchschnittlich  nach 
Tabelle  I  kosten  dürften.  Demgegenüber  ist  zu  bemerken,  dass 
Bohnen  und  Erbsen  im  e.  D.  einen  ausserordentlich  niedrigen 
Preis  zeigen  und  deshalb  in  der  Zusammenstellung  passender  weg- 
bleiben. Dann  repräsentieren  Spelt  und  Gerste  2570  N  zu  22,4  d. ; 
d.  h.  1000  N  kosten  aus  ihnen  8,71,  i  kg  Weizen  also  mit  1349  N 
kostet  11,74  d.,  was  dem  obigen  Preis  von  11,4  d.  sehr  nahe  kommt. 
Wir  glauben  daher  eher  diesen  annehmen  zu  sollen,  als  den  aus 
Spelt,  Gerste,  Erbsen  und  Bohnen  zu  8,013  ^'  berechneten  Preis. 
Somit  stellen  sich  nun  die  beiden  Nährwerttabellen  folgender- 
massen  dar. 
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I.  Z, 


IL  Z, 


Nährwerteinheiten 

denar 

Weizen 

1349 

11,4 

Spelt 

1299 

13.6 

Gerste 

1271 

8,8 

3919  N. 

33,8  d. 

1000  N. 

8,6  d. 

Weizen 

1349 

0,193  M. 

Roggen 

1308 

0,163    » 

Gerste 

1271 

0,156    » 

Erbsen 

1690 

0,232    » 

Bohnen 

1752 

0,293    » 

7370  iV. 

1,037  M. 

1000  N. 

14,07     Pfennige. 

8,6  d.  müssten  also  mit  14,07  Pf.  oder  i  d.  mit  i  ,64  Pfennigen 
gleichgesetzt  werden.  Da  der  Denar  nach  dem  Goldwert  1,83  Pfen- 
nige gleicht,  so  würde  hiernach  sogar  auf  eine  Steigerung  des 
Goldwertes  um  12  Proz.  oder  ein  Sinken  des  Ernährungspreis- 
niveaus nach  Massgabe  der  hauptsächlichsten  Getreidearten  um 
ebensoviel  geschlossen  werden  können. 

Man  sieht  also,  dass  es  auch  auf  Grund  dieser  Methode  — 
obwohl  sie  in  ihrer  Begründung  vielleicht  die  genaueste  ist  —  zu 
einem  sicheren  Urteil  über  den  Preisstand  des  Altertums  zu  ge- 
langen nicht  möglich  ist,  und  es  würde  sich  daher  doch  besser 
empfehlen  lassen ,  die  einzelnen  Güter  in  ihrem  Goldwert  unter- 
einander und  zu  den  entsprechenden  von  heute  in  Beziehung  zu 
setzen.  Vorerst  müssen  aber  noch  die  Löhne  Berücksichtigung 
finden. 


d.  Die  Löhne. 

Es  ist  keine  Frage ,  dass  den  Löhnen  vorzüglich  denen  für 
rohe  Handarbeit  entschieden  eine  gleiche  Tendenz  zur  Wertbe- 
ständigkeit innewohnt,  wie  den  Nahrungsmitteln.  Freilich  zeigen 
auch  sie  Schwankungen  und  zwar  tendiert  nach  Sinith's  Ansicht 
der  natürliche  Arbeitslohn  unablässig  um  den  richtigen,  den  jeweiligen 
Gesellschaftsverhältnissen  entsprechenden  Satz.  Was  dieselben  als 
Massstab  für  Preisvergleichungen  u.  E.  aber  besonders  empfiehlt, 
ist  u.  a.  der  Umstand,  dass  sie  in  ihrer  Bewegung  nach  dem 
Minimum  hin  entschieden  eine  Grenze  besitzen ,  unter  die  sie 
dauernd  nicht  sinken  können.  Diese  Grenze  wird  vorgeschrieben 
durch  die  Produktionskosten  der  Arbeitskraft:   durch  das  Existenz- 
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minimum  oder  deü  Standard  of  life  des  gewöhnlichen,  nur  rohe 
Arbeitskraft  zu  Markte  bringenden  Arbeiters.  Die  Arbeitskraft 
als  Ware  aufgefasst,  hat  vor  allen  Waren  und  der  speziellen  Ware 
Geld  den  Vorzug,  dass  sie  nicht  beliebig  vermehrbar  ist  und  des- 
halb an  sich  schon  die  Eigenschaft  besitzt,  bei  der  im  Zusammen- 
treffen von  Angebot  und  Nachfrage  sich  vollziehenden  Preis- 
bildung wertbeständiger  sein  zu  können  als  Waren  von  beliebiger 
Vermehrbarkeit.  Dazu  kommt,  dass  sie  allen  wirtschaftlichen  Epo- 
chen, allen  Völkern  bekannt  und  eine  der  wichtigsten  Faktoren 
in  dem  Wirtschaftsleben  der  Menschen  ist,  sowie  der  Anforderung 
genügt,  dass  sie  zu  allen  abzuschätzenden  Gütern  in  einem  inneren 
Abhängigkeitsverhältnis  steht,  weil  sie  einer  der  wichtigsten  Pro- 
duktionsfaktoren ist.  Alle  diese  Eigenschaften,  die  der  Arbeits- 
kraft und  ihren  Produkktionskosten  zugesprochen  werden  müssen, 
geben  dem  hier  empfohlenen  Preismass  dort  um  so  grösseren 
Vorzug  vor  anderen,  wo  es  sich  um  Wertrelationen  weit  aus- 
einanderliegender Zeiten  handelt. 

Schon  Malthus  und  Ricardo  haben  gezeigt,  dass  jenes  Mini- 
mum ,  dem  sich  der  Arbeitslohn  naturgemäss  zuneige,  dasjenige 
sei,  was  den  am  bezüglichen  Orte  hergebrachten  Sitten  und  An- 
sprüchen der  Arbeiter  genüge.  Darnach  würde  es  die  erste  Auf- 
gabe sein,  ein  derartiges  Minimum  aufzustellen  und  es  fehlt  durch- 
aus nicht  an  solchen  Versuchen.  Wir  möchten  nur  an  die  Arbeiten 
Pettys,  Le  Plays  und  anderer,  sowie  auf  die  in  neuerer  Zeit  mehr 
und  mehr  beliebte  Aufstellung  von  Haushaltungsbudgets  (vergl. 
den  Artikel  Konsumtion  im  H.  W.  B.  d.  Staatsw.)  und  ihrer  Würdi- 
gung und  Verwendung  in  der  neueren  Litteratur  hinweisen,  um 
zu  zeigen,  welcher  Wertschätzung  sich  solche  Budgets  erfreuen. 
—  Wir  lassen  den  Versuch  zur  Aufstellung  eines  solchen  Budgets 
später  folgen,  nachdem  wir  vorher  die  allgemeine  Uebersicht  über 
die  Löhne  vorausgeschickt  haben. 

Die  Lohnformen  im  edictum  Diocletiani. 

Um  die  Uebersicht  über  das  Lohnwesen  der  Tagearbeiter 
zu  erleichtern,  haben  wir  die  verschiedenen,  zerstreut  in  den  Ab- 
schnitten des  Tarifs  vorkommenden  Arten  in  3  Gruppen  zusammen- 
gestellt, so  dass  Gruppe  I  und  II  die  dem  beköstigten,  unspezia- 
Hsierten  Arbeiter  in  Bar  gezahlten  Tagelöhne  darstellen  und 
Gruppe  III  die  Akkordlöhne  enthält,  welche  dem  beköstigten  Tage- 
arbeiter für    bestimmt    abgegrenzte  Leistungen    gegeben    werden. 
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Von  den  weiterhin  vorkommenden  Lohnformen  bezieht  sich  keine 
auf  Tagearbeiter,  weshalb  wir  hier  nicht  näher  darauf  eingehen. 
Doch  wollen  wir  hinzufügen,  dass  eine  Gruppe  IV  Akkordlöhne 
unbeköstigter,  nicht  im  Tagesdienst  stehender,  sondern  nur  zur 
Verrichtung  einzelner  auch  bestimmt  abgegrenzter  Dienstleistungen 
gemieteter  Personen  enthalten  würde  (z.  B.  dem  Maultierarzt  für 
Scheeren  und  Herrichten  der  Hufe  vom  Stück  6  den.)  und  in 
einer  V.  Gruppe  die  für  uns  unbeurteilbaren  Honorare  für  Lehrer, 
die  in  Monatsraten  für  den  einzelnen  Schüler  entrichtet  wurden, 
dargestellt  werden  müssten. 

Was  aus  diesen  Lohnformen  für  die  Industriegeschichte  des 
Altertums  gewonnen  werden  kann,  ist  in  den  diesbezüglichen 
Artikeln  Bücher  s  a,  O.  bereits  zum  Ausdruck  gelangt. 

Barlöhne  beköstigter  Arbeiter. 


Nr 

osi- 

B 

ar  -Lo 

hn 

der  P 

in         1 

in 

Prozen- 

tion vom 

Arbeitsart 

dcutscl 

er 

Tarif 

römischer 

Reichs 

tuale 

(Blümner) 

Währung 

Währung 

Steigerung 

I.  unspezialisierter  Arbeiter 

VII 

la 

dem 

beköstigten  Landarbeiter 

25 

den. 

45-6 

Pf. 

100 

» 

17 

a 

»      Kamel-,  Esel-,  Maultier- 

treiber 

25 

» 

45.6 

» 

100 

, 

18 

dem 

beköstigten  Hirten,  Schäfer 

20 

» 

,, 

19 

dem 

Maultiertreiber     (bei    Fahren    und 

36,5 

» 

80 

Reiten) 

25 

» 

45.6 

» 

100 

» 

31 

dem 

beköstigten  Wasserträger,   der  den 

ganzen  Tag  arbeitet 

25 

» 

45.6 

» 

100 

» 

32 

■» 

»     Kloakenreiniger,    der  den 

ganzen  Tag  arbeitet 

25 

» 

45.6 

» 

100 

II. 

spezialisierter  Arbeiter 

VII 

2 

dem 

beköstigten  Maurer 

50 

» 

91 

» 

200 

» 

3 

dem  Schreiner,  der  im  Innern  des  Hauses 

arbeitet 

50 

» 

91 

» 

200 

» 

3a 

dem 

beköstigten  Zimmermann 

50 

» 

91 

>. 

200 

> 

4 

» 

»     Kalkbrenner 

50 

» 

91 

» 

200 

» 

5 

» 

»      Marmorarbeiter 

60 

» 

109,6 

» 

240 

> 

6 

» 

»     Mosaikarbeiter 

60 

j. 

109,6 

» 

240 

» 

7 

> 

»      Steinsetzer 

50 

» 

91 

» 

200 

3> 

8 

» 

»      Wandmaler 

75 

» 

137 

» 

300 

> 

9 

» 

»     Figurenmaler 

150 

» 

274 

> 

600 

» 

10 

» 

»      Wagner 

50 

» 

91 

» 

200 

» 

1 1 

> 

»     Schmied 

SO 

» 

91 

» 

200 

» 

12 

» 

»     Bäcker 

50 

» 

91 

» 

200 

^ 

13 

» 

»     Seeschiffbauer 

60 

» 

109,6 

» 

240 

» 

14 

» 

»     Flusschififbauer 

50 

> 

91 

» 

200 

» 

29 

> 

»     Former  für  Statuen 

75 

» 

137 

> 

300 

> 

30 

den 

übrigen  beköstigten  Gipsformem 

50 

* 

91 

» 

200 
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Nr. 

B 

ar-Lo  hn 

der  Posi- 

in 

in          1 

Prozen- 

tion vom 

Arbeitsart 

Hpiit^r1if*r 

Tarif 

römischer 

Reichs- 

tuale 

(Blümner) 

Währung 

währung 

Steigerung 

XX     9 

dem  beköstigten  Seidenweber ,    der  auf 

Halbseide  arbeitet 

25 

den. 

45.6     Pf. 

100 

»    10 

»              »     Seiden  weber  auf  ungezeich- 

nete Ganzseide 

25 

» 

45.6      » 

100 

»     II 

dem    Seidenweber    auf    Ganzseide    ge- 

würfelt 

40 

» 

73,08    » 

160 

»    12 

der  beköstigten  Weberin    für  gerauhten 

Stoff  zur  Ablieferung 

12 

» 

22         » 

48 

XX  13 

»              »     Weberin    bei    mutin.    und 

andern  Stoffen 

16 

» 

29         » 

64 

XXI     5 

dem    beköstigten    Leinweber    für    feine 

Arbeit 

40 

» 

73 

160 

»       6 

demselben  für  geringere  Arbeit 

III.  Bei  bestimmt  abgegrenz- 
ten Leistungen 

20 

» 

36,5      * 

80 

VII  15 

dem  beköstigten  Ziegelstreicher  für  vier 
Rohziegel  von  je  2  Fuss,  wenn  er  selbst 

das  Material  bereitet 

2 

» 

3,65    * 

»     16 

demselben  für  8  Luftziegel 

2 

» 

3.65    » 

»     23 

dem   beköstigten    Schafscherer   für    das 

Stück 

2 

» 

3,65    '> 

XXI     I 

»              »     Wollenweber,    der  mutin. 
oder    Meer -Wolle    verar- 

beitet für  das  RP 

40 

» 

73,08    » 

»          2 

Für  Verarbeitung  tarentin.  oderlaod.  oder 

fremder  Wolle 

30 

y> 

54,8      » 

"       3 

für  Wolle  IL  Qual,  vom  RP 

20 

» 

36,5      » 

»       4 

für  Wolle  III.     »          »        ■» 

15 

» 

27,4      » 

XXIII      2 

denen,  die  die  Seide  auflösen  ')  neben 

der  Kost  für  die  Unze 

64 

» 

116,92    » 

Vergleichung     der    d  i  o  k  1  et  i  an  i  s  c  h  e  n    Barlöhne 
mit  den    neuzeitlich   entsprechenden  in  prozen- 
tualer   Steigerung    gemäss    der  Abstufungen    in 
den  Arbeitsarten. 

Es  darf  wohl  fernerhin  einiges  Interesse  haben,  die  Barlöhne 
des  Tarifs  mit  denen  der  neueren  Zeit  in  Vergleich  zu  bringen, 
um  daraus  ein  Urteil  zu  gewinnen,  wie  sich  das  Lohnverhältnis 
zwischen  unspezialisierter  und  spezialisierter  Arbeit  gestaltet  hat. 

Als  durchschnittlichen  Arbeitslohn  für  gewöhnliche  Handarbeit 
nahmen  wir  im  Tarif  den  zu  25  d.  an.     Der  zu  20  d,  dem  Hirten 


i)  Nach  Mom^nsen  das  Abhaspeln  der  Cocons. 
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und  Weber  gezahlte,  schien  uns  deshalb  nicht  geeignet,  als  er 
Ausnahmefälle  für  besonders  leichte  Arbeit  bezw.  bei  dem  Leine- 
weber nur  zeitweilige  Arbeit  betrifft.  Diesen  zu  25  d.  setzten 
wir  daher  gleich  100  und  bezogen  die  weiteren  Löhne  darauf. 

Die  für  die  deutschen  Verhältnisse  mit  100  zu  Grunde  ge- 
legten Löhne  ^)  sind  solche,  dem  ledigen  Gesinde  1872 — 73  ge- 
zahlte, und  mit  denen  der  freien,  besitzlosen  Tagelöhner  in  Be- 
ziehung gebrachte,  woraus  sich  ein  Mittelwert  von  0,50  M.  bar 
ergab.  Die  weiteren  für  spezialisierte  Arbeit,  sind  dem  Jahrbuch 
deutscher  Städte  II  92  entnommen.  Es  wurden  dabei  die  in 
Breslau  gezahlten  Löhne  als  geeignetes  Mittel  zu  Grunde  gelegt 
und  der  Nahrungsbedarf  bei  ihnen  mit  60  Proz.  ^)  in  Abzug  ge- 
bracht, trotzdem  derselbe  meist  höher,  etwa  auf  66^/3  Proz.  zu 
veranschlagen  sein  wird.  Die  darauf  bezüglichen  Zahlen  sind  in 
den  Tabellen  mit  ( )  bezeichnet. 

Bei  den  Löhnen  für  Italien,  die  einem  Artikel  Sbrojavaccä's 
entlehnt  wurden  ^),  muss  bemerkt  werden,  dass  sie  nicht  als  Durch- 
schnittszahlen aufzufassen  sind,  sondern  das  Mittel  aus  Einzel- 
aufnahmen darstellen.  Wir  verwendeten  sie  in  Ermangelung  einer 
eigentlichen  Lohnstatistik  für  Italien.  Für  Kost  glaubten  wir  hier 
entschieden  66  ^,3  Proz.  in  Abzug  bringen  zu  dürfen,  da  die  Deckung 
des  Nahrungsbedürfnisses  in  südlichen  Ländern  gegenüber  den 
anderen  Lebensbedürfnissen  verhältnissmässig  mit  mehr  Dringlich- 
keit auftritt,  als  in  den  nördlichen  Gegenden. 

Ueberblickt  man  die  nachstehenden  Vergleichungen,  so  über- 
rascht in  Tabelle  I  zunächst  die  fast  völlige  Uebereinstimmung 
der  drei  Kulturstaaten  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  durchschnitt- 
lichen Barlohnes,  der  neben  der  Kost  für  rohe  Handarbeit  gezahlt 
wird.  Im  allgemeinen  bildet  die  diokletianische  Zeit  darnach  eine 
mittlere  Grösse  zwischen  dem  heutigen  Italien  und  Deutschland, 
insofern  der  gezahlte  Barlohn  hier  mit  0,50  M.  am  höchsten,  in 
Italien  mit  0,50  lira  =  0,42  M.  am  tiefsten  steht,  zwischen  welche 
beide  Positionen  der  diokletianische  mit  0,456  M.  fällt.  Bedenkt 
man,  dass  der  letztere  ein  Maximalsatz  ist,  so  wird  man  den  Bar- 
lohn von  heute  mit  dem  unter  Diokletian  in  seiner  Geldhöhe  als 
fast  gleich  denken  müssen.     Ein  Urteil  über  bessere  oder  geringere 


i)  vgl.  V.  d.  Goltz:  Schönberg's  Handbuch  II.  Aufl.  II  Bnd.  S.  51. 

2)  Ebenda   wird  der   bare  Geldlohn    mit  -/s  des   gesamten  Lohnes   in  Anschlag 
gebracht. 

3)  Handbwörterb.  der  Staatsw.  Artikel  »Arbeitslohn«. 
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I.  Durchschnittslöhne  gewöhnlicher  Tagearbeiter. 


Bei  Diokletian  empfangen 

ausser  der  Kost  an  Tagelohn 

in  Pfennigen 


In  Ueutschland  betrugen  die 
Durchschnittslöhne    des    led. 
Gesindes  und  freier  Land- 
arbeiter in  Bar 
für  die  Jahre  1872/73 


Entsprechende  Löhne 
in  Italien 


der  Hirt,  der  Leinenweber 
für  geringe  Arbeit  (für  gute 
Arbeit  das  Doppelte) 
36,5   Pf.  (20  den.) 


der  Kamel-,  Maultier-, 
Eseltreiber ,  Wasser- 
träger, Kloakenreini- 
niger ,  Landarbeiter. 
Der  Seidenweber  auf 
Halbseide 

der  Maurer,  Schreiner, 
Zimmermann ,  Kalk- 
brenner ,  Steinsetzer, 
Wagner  ,  Schmied, 
Bäcker ,  Fiussschiff- 
bauer,  Gipsformer 


C 
\0    "" 


■1    '^ 


für  I  Knecht  im  Gross- 
betriebe täglich        54,3  Pf. 

(jährl.  198,18  M.  Lohn, 
282,15  M.  Kost) 

für  I  Knecht  im  bäuerl. 

Betrieb  täglich         49,0  Pf. 
(178,92  M.Lohn  jährl. 

267,54  M.  Kost) 

der  freie  ländl.  Tage- 
löhner erhält  tägl.  46,3  Pf. 
(300  Arbeitstage   ä    1,40    M. 
=  420  M.    Jahreseinnahme. 


In  der  Lombardei  bekommt 
der  Stallknecht  534,  der 
gelernte  Ackermann  600 1. 
Wenn  man  bei  letzterem 
auf  die  Kost  375  —  400  1. 
rechnet ,  so  bleiben  ihm 
225 — 200  1.  übrig,  was 
auf  den  Tag  beträgt  = 
62 — 55  Cent. 

Der  beköstigte  Tagelöhner 
empfängt  in  Bar  jährlich 
100 — 125  lire.  Durch  Ac- 
cordarbeiten  verdient  er 
noch  etwas  dazu,  so  dass 
sein  tägl.  Barlohn  ganz 
oberflächlicher  Schätzung 
nach  auf  etwa  50  cent. 
anzusetzen  sein  dürfte,  was 
von  den  obigen  55 — 62  c. 
etwa  ebensoweit  abliegt, 
als  von  den  folgenden 
41  cent. 

In  der  Lombardei  verdient 
ein  Unterarbeiter  im  gan- 
zen 450  lire ;  Kost  zu  300 
gerechnet  bleiben  ihm  täg- 
lich 41,1  cent. 


Löhnung  einer  der  beiden  Zeiten  oder  der  drei  Reiche  ist  hieraus 
nicht  zu  gewinnen,  da  man  nicht  weiss,  wie  hoch  bei  Diokletian 
die  gewährte  Kost  zu  veranschlagen  ist,  noch  auch  wieweit  von 
dem  Barlohn  andere  Bedürfnisse,  die  annähernd  ebenso  nötig  als 
Nahrung  sind,  im  einzelnen  Falle  zu  befriedigen  waren. 

Ebenso  zeigt  die  prozentuale  Steigerung  (Tab.  II)  welche  sich 
in  den  Löhnen  für  spezialisierte  Arbeiter  gegenüber  der  für  un- 
spezialisierte  geltend  macht,  Entsprechendes,  zumal,  wenn  man 
in  Deutschland  den  Nahrungsaufwand  auch  mit  66^/3  Proz,  der 
Gesamtausgabe  annimmt.  (Siehe  die  in  ( )  gesetzten  Zahlen.) 
Wiederum  ist  aber  auch  in  Deutschland  gemäss  der  hier  anzu- 
nehmenden strengeren  Trennung  der  Spezialbeschäftigung  und 
reicheren  Entwicklung  der  Arbeitsteilung  die  Steigerung  eine 
grössere. 
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II.  Steigerung  der  Löhne  für  spezialisierte  gegenüber  denen  für 
unspezialisierte  Arbeit. 


Römische  unspezialisierte  und 
spezialisierte  Arbeiter-Tage- 
löhne in  prozentualer  Steigerung 


Deutsche  unspezialisierte  und 
spezialisierte  Arbeiter-Tage- 
löhne in  prozentualer  Steigerung 


Italienische  unspezialisierte  und 

spezialisierte  Arbeiter-Tagelöhne  in 

prozentualer  Steigerung 


mit  Kost  an  Bar  o|o 

20  den.  Hirt  u.  Leineweber 


25  den.  Kamel-,  Esel-, 
Maultiertreiber,  Was- 
serträger, Kloakenrei- 
niger ,  Landarbeiter, 
Weber  auf  Halbseide 

50  den.  Maurer ,  Schrei- 
ner ,  Zimmermann, 
Kalkbrenner,  Steinset- 
zer, Wagner,  Schmied, 
Bäcker  ,  Flussschiff- 
bauer, Gipsformer 

60  den.    Marmor- ,     Mo-\ 
saikarbeiter,  Seeschiff-(  240 
bauer  *) 

75  den.  Wandmaler,  Sta 
tuenformer 


an  Bar  Ojo 

0,50  M.  Knecht  u.    freier 
ländlicher  Tagelöhner     1 00 

0,60—0,72    Strassenreini- 
ger  Breslau's  120—  1 45 

(0,50 — 0,60  Strassenreini- 
ger  Breslau's  100 — 1 20 

1.08  — 1,2 5  Schlosser,  Zim- 
mermann 215 — 250 

(0,90 — 1,03  Schlosser,Zim- 
mermann  180 — 205) 

1,20 — 1,55  Maurer,  Schmied 

240^3  10 

(1,00 — 1,30  Maurer,Schmied 

200 — 260) 


an  Bar 

0,50  lira  d.  ländl.  Tagelöhner 
ausser  Kost 


oio 


0,60 ') 
0.75 


ifür  Handlanger    (191)"! 
•*       und  Träger    (2,25)/ 

Weber  (1,73),  Spinner(i,87), 
Appret.-Arb.  (2,09),  Heizer, 
Maschinisten  (2,12) 


0,80  Schlosser  (2,51),  Kessel-) 
schmiede  (2,44)  J 

0,90  Lackierer{2, 59),  Schreiner 
(2,66) ,  Drechsler  (2,75) 
ohne  Akkordlöhne,  Werk- 
stattarbeiter (2,66) 


150 


160 


}  300 
150  den.  Figurenmaler         600 


1,00 

bis 

1,20 


Tapezier  (3,04),  Bronce- 
giesser  (3,36) ,  Modell- 
macher (3,67),  Schmiede 
(2,91),   Maurer  (3) 


180 


200 
bis 
240 


'4°^ontierer     (3,5o-5,oo),(>^j° 

_    i  Eisenkonstrukteure  (4_[;)C 
i,7o(  "-^    ^•^)340 


1,70- 


-2,66  Zeichner    5,6,7,8) 

340—533 


Das   Existenzminimum. 

Um  über  die  Lebensbedingungen  der  arbeitenden  Klassen 
einer  Zeit  ein  Urteil  zu  gewinnen,  ist  es  gewiss  sehr  empfehlens- 
wert, die  Lohnhöhe  einerseits  mit  der  Höhe  der  Warenpreise  im 
allgemeinen ,  als  andrerseits  mit  der  Preishöhe  des  zum  Leben 
unbedingt  erforderlichen  Bedarfs  in  Beziehung  zu  setzen. 

Wieweit  man  den  Kreis  der  Bedarfsgüter  ausdehnt,  wird  davon 
abhängen,  wieweit  man  berechtigte  Angaben  über  Preis  und  Dring- 
lichkeit des  einzelnen  Bedarfsgutes  machen  kann.  Wie  oben  bereits 
dargelegt,  können  wir  dies  für  das  Altertum  nur  mit  einiger  Sicher- 
heit  für    den  Nahrungsmittelbedarf,    der    aber  u.  E.,    da   er    den 


i)  Bei  Löhnen    ohne  Kost  ist  der  Volllohn  in  (  )    hinter  die  Arbeitsbezeichnimg 
gesetzt. 
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Hauptbedarf  zu  allen  Zeiten  für  die  bezeichnete  Gesellschaftsklasse 
ausmacht,  auch  allein  ziemlich  massgebend  sein  dürfte. 

In  den  annali  di  Statistica  (Serie  2  a  Vol.  8)  1879  findet  sich 
in  einer  Arbeit  Raseri's  eine  Zusammenstellung  des  täglichen 
Nahrungsunterhaltes  der  Soldaten  der  Hauptstaaten  Europas.  Man 
wird  kaum  weit  fehlen,  wenn  man  diese  Rationen  als  Existenz- 
minimum d.  h.  als  diejenige  Nahrungsmittelmenge  ansieht,  die  die 
dauernde  Erhaltung  des  Menschen  verbürgt.  Eine  nämlich  von 
uns  angestellte  Berechnung  der  in  diesen  Rationen  enthaltenen 
Nährstoffmengen  ergab,  dass  sie  sämtlich  sich  annähernd  auf  der 
von  Voit  a.  O.  geforderten  Höhe  ^)  hielten,  weshalb  wir  nicht  an- 
stehen, dieselben  hier  zu  Grunde  zu  legen. 

a.  In  Italien  erhält  der  Soldat 


15  g  Schweineschmalz 

22   »  Zucker 

15  »  gerösteten  Kaffee. 


919  g  Brot 
180 — 220  »  Fleisch  (Rind-) 
15   »  Speck 
150  »  Reis 

Die  Preise  ^)  dafür  sind  folgende :  (Statt  der  919  g  Brot,  wo- 
für wir  geeignete  Preisangaben  nicht  haben  ,  setzen  wir  900  g 
Weizen  ein.) 


180- 


900  g  Weizen 

0,25 

lira  =  20 

Pf. 

—220  »  Fleisch     I.  Qual. 

0,25- 

-0 

.30 

»     :=.  20- 

-24    » 

II.       » 

0,21- 

-0 

25 

»     =17- 

—20    » 

15  »  Speck 

150  »  Reis 

0,05 

»     =     4 

» 

15   »  Schweineschmalz 

0,02 

» 

22  »  Zucker 

15  »  geröst.  Kaffee 

0,02 
0,03 

»s-  4 

» 

Durchschnitt 

0,60 

T' 

=     o,t 

50    M. 

b.  I  m  alten  Rom.  Es  liegt  nahe  den  römischen  Sol- 
daten einmal  unter  den  gleichen  Verhältnissen  zu  betrachten. 
Demselben  wurden  durchschnittlich  iVio  1  Getreide  gehefert. 
Sein  Nahrungsbedarf  setzt  sich  nach  dem  vorangehenden  Budget 
etwa  folgendermassen  zusammen : 


i)  Voit  fordert  für  einen  erwachsenen  Arbeiter:  118 — 145  g  Eiweiss,  56— 100  g 
Fett,  450 — 500  g  Kohlehydrate. 

2)  Die  Preise  sind  entnommen  aus:  Movimento  dei  prezzi  di  alcuni  generi  ali- 
mentari  dal  1862—85,  Roma  1886. 
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900  g  Weizen  0,187  M. 

180—220  »  Rindfleisch  0,08 — 0,09  M. 

30  »  Speck  und  Schmalz    0,02   M. 

V2   1  Milch  und  Wein  ')        0,13     » 

0,417   M^ 

c.  In  Deutschland  sind  die  entsprechenden  Verhältnisse: 
750 — 1000  g  (Brot)  Roggen        =  0,12 — 0,1 6  2)    » 


150—   500  »  Rindfleisch 

=  0,17—0,58        » 

90  »  Reis 

=  0,02                   » 

(oder  120 —  170  »  Gerste 

=  0,02 — 0,03        i>    ) 

0,31—0,76  M. 

oder")            750 — 1000  »  Roggen 

=  0,14 — 0,16  M. 

150 —  500  »  Rindfleisch 

=  0,18—0,59    » 

90  »  Reis 

=  0,025             » 

0-35—0.78  M. 

Dazu  noch  Vg  1  Milch  oder  eine  entsprechende  Menge 
alkoholischer  Getränke  gerechnet,  giebt  einen  Mittelwert  von  50 
bis  60  Pfennigen. 

Dieser  Ansatz  ist  sehr  gering,  wird  aber  —  wie  man  aus 
den  Mitteilungen  im  stat.  Jahrbuch  deutscher  Städte  S.  121  ff. 
über  den  Wert  der  freien  Station  ersehen  wolle,  von  den  besseren 
Lohnklassen  selbst  nicht  wesentlich  überschritten  werden  können, 
wo  der  Wert  völlig  freier  Station  durchschnittlich  mit  l  M.  an- 
gegeben wird. 

Vergleich    mit    den    Löhnen. 

Nach  den  vorstehenden  Nahrungsbudgets  braucht  also  ein 
italienischer  Tagelöhner  im  Durchschnitt  für  das  Mindestmass 
Kost  0,60  1  =  0,50  M. 

Der  ausser  der  Nahrung  ihm  dargereichte  Barlohn  0,50 — 0,60  1 
beträgt  also  83,33  — 100  Proz.  von  dem  Preise  des  Nahrungsauf- 
wands. 

Ein  römischer  Arbeiter  bezahlte  für  den  gleichen  Nah- 
rungsaufwand 0,417  d. 

Der  ausser  der  Kost  ihm  dargereichte  Barlohn  von  0,45  M. 
beträgt  rund   108  Proz.  des  Preises  für  den  Nahrunofsaufwand. 


i)  An  Stelle    von   Reis,   Zucker,  Kaffee,  glauben    wir    V2  1  Milch    einsetzen  zu 
dürfen. 

2)  Preise  sind  Grosshandelspreise  (entnommen  Cöwröß'Jhrb.  f.  N.-O.  III  Bnd.  7). 

3)  Kleinhandelspreise  aus  der  Zeitschrift  des  kgl.  preuss.  stat,  Bureaus  (1874 — 93). 
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Ein  deutscher  Ackerknecht  braucht  für  das  entsprechende 
Mass  Nahrung  eines  Soldaten  0,33—0,80  M.  im  Mittel  also  0,50  M. 
Sein  Barlohn  ,  der  ihm  ausser  der  Kost  gezahlt  wird  =  0,50  M., 
beträgt  100  Proz.   von  dem  Preise  des  Nahrungsaufwands. 

Dieser  Vergleich  lässt  das  Lohnverhältnis  des  diokletianischen 
Arbeiters  gegenüber  dem  der  anderen  ziemlich  günstig  erscheinen. 
Dieser  Eindruck  wird  noch  verstärkt ,  wenn  man  bedenkt,  dass 
die  Preise  der  Bedarfsgüter  schon  Höchstpreise  sind  und  in  Wirk- 
lichkeit zum  Teil  noch  niedriger  stehen.  Vergleicht  man  dazu 
ferner  die  Preisverhältnisse  der  für  die  Kleidung  in  Betracht  kom- 
menden Rohstoffe  oder  Garne,  wonach  im  Jahre  301,  i  kg  Wolle 
(Mittelsorte)  2,80,  andere  sogar  1,40  M.  gilt,  während  sie  bei  uns 
1879/93  mit  2,93  M.  im  Preise  stand  oder  den  Preis  von  Biele- 
felder Flachsgarn  Nr,  30  zu  2,07  M.  und  Krefelder  Baumwollen- 
garn zu  4,65  M.  einerseits  und  den  Preis  der  geringsten  Sorten 
römischen  Leinengarns  von  6,97 — 4,02  M.  andrerseits,  so  wird  man 
behaupten  dürfen,  dass  sich  das  Preisniveau  der  in  Vergleich  ge- 
brachten Güter  von  damals  zu  heute  (nach  dem  Goldwerte  geschätzt) 
erhöht  hat,  bezw.   das  Gold  heute  im  Preise  niedriger  steht. 

Jedenfalls  geht  aus  der  Aufstellung  des  Existenzminimums 
—  wenn  dieselbe  nach  Gesichtspunkten  erfolgt  ist,  denen  Wahr- 
scheinlichkeit beizumessen  ist,  und  was  wir  behaupten  zu  dürfen 
glauben,  weil  die  Existenzminima  sich  an  die  von  Voit  a.  O.  ge- 
forderten Mengen  von  Nährstoffen  halten  —  sowie  aus  dem  Ver- 
gleich derselben  mit  den  neben  der  Kost  gezahlten  Barlöhnen 
hervor,  dass  der  Barlohn  des  diokletianischen  Tagelöhners  gegen- 
über dem  Existenzminimum  um  einige  Prozent  höher  steht  als 
der  in  den  beiden  neuzeitlichen  Reichen  gezahlte.  Man  würde 
daher  Grund  haben,  anzunehmen,  dass  die  wirtschafthche  Lage  des 
diokl.  Tagelöhners  eine  bessere  sei,  wenn  man  nicht  andererseits 
geltend  machen  müsste,  dass  im  e.  D.  auch  die  Löhne  und  zwar 
nur  die  Barlöhne  ebenfalls  in  ihrem  Höchstbetrage  aufgeführt  sind, 
was  in  Wirklichkeit  den  höheren  Prozentsatz  wieder  illusorisch 
machen  kann.  Dazu  darf  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  der  ge- 
zahlte Barlohn  in  vielen  Fällen  dem  Tagelöhner  gar  nicht  zu  Gute 
kam,  z.  B.  wo  derselbe  als  Sklave  von  seinem  Herrn  um  diesen 
Preis  verdungen  ward  und  davon  an  letzteren  abgeben  musste. 
Der  Barlohn  kommt  nur  in  Betracht,  wo  es  sich  um  wirklich  freie 
Leute  handelt. 
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Wie  stellt  sich  nun    der  Barlohn    des    beköstigten 
Tagelöhners  zu    den  Preisen  einzelner  Bedarfs- 
güter   dar? 

Der  Umstand,  dass  die  Naturalverpflegung  und  namentlich  in 
dem  Masse  des  von  uns  angenommenen  Existenzminimums  für 
den  Menschen  immer  annähernd  den  gleichen  Wert  hat,  lässt  es 
zulässig  erscheinen,  den  darüber  gezahlten  Barlohn  mit  einzelnen 
Bedarfsgütern  in  Preisvergleichung  zu  bringen. 


1                                                             ! 

Bedarf  sgu  t 

Im  e.  D.  repräsentieren 
25  denar  (45,6  Pf.) 

In  Deutschland  stellen      In 
50  Pf.  dar  (Grosshandel) 

Italien   bekommt  man 
für  50  centesimi 

Weizen 

(1000  g  =  11,4)       2193  g 

(ioookg  =  190,87)  2,62  kg 

1,761  kg 

Roggen 

(1000  »   =157,24)  3,18   » 

Spelt 

(1000       =  13,6)      2162   » 

Gerste 

(looo   »    =:^    8,8)      2840  '■ 

(1000   >    =  158)        3,16   » 

Reis 

1000    y,    =.  222)         2,25     » 

1.577     •■ 

Mais 

(1000    .>    =  125,55)  3,98    >' 

2,704    >, 

Wein 

Landwein                       1,71  1. 

I. 

Qual.       0,92 — 1,24  1. 

> 

alle  übrigen  Sorten  0,65   1. 

II. 

»           1,1  7  —  1,50  1. 

Speiseöl 

1,14  1. 

I. 
IL 

Qual.  0,33-0,35  1, 
»      0,37  \. 

Rüböl 

1,71  1- 

0,912    » 

Schweinefleisch 

0,682  kg 

0,454    » 

Rindfleisch 

1,023     » 

0,439    » 

I. 

Qual.   0,356  kg 

II. 

..      0,427    » 

Hammelfleisch 

1,023     * 

(i  kg  =  1,13)        0,443   » 

Schweineschmalz 

0,682    » 

(I     »    =  1,75  )      0,285    ' 

Amerik.  Schmalz 

0,574  » 

Butter 

0,511 

(zu   1,84)                   0,272    » 

Salzfisch 

1,364    » 

Hering                       2.77      ,- 

Eier 

25   Stück 

9  Stück 

Milch 

Schafmilch                   1,7  i  1. 

Kuhmilch                 4  1. 

Wolle 

Mittelsorte               163,72  g 

Wolle  (1  kg  2,93)  =  0,17  kg 

gewöhnl.                 327)45  g 

Werg 

in.  Qual.                 209,6   » 

Flachsgarn               0,242   »   Baumwollengarn     0,2    kg 

Leinengarn 

III.  Qual.                 109,15   » 

Baumwollengarn     0,108   »   (i 

•cg  =2,501.)  vgl.  Movi- 

bis  0,292    » 

mento  von    (i866 — 83) 

1886. 

DAS  HANDWERK  UND  SEIN  GOLDENER 

BODEN. 

VON 

Dr.  FREIHERR  ZU  WEICHS-GLON. 


lieber  die  Frage  des  Handwerks,  über  die  Ursachen  und  die 
Thatsache  der  Notlage  desselben,  sowie  die  Vorschläge  zu  seiner 
Gesundung,  ist  schon  so  viel  gesprochen  und  geschrieben  worden, 
dass  es  scheinen  mag,  es  verlohne  sich  kaum  mehr,  darüber,  als 
über  eine  Sache  Worte  zu  verlieren ,  in  deren  wahrem  Interesse 
so  wenig  gehandelt  wird. 

Vollends  neue  Gesichtspunkte  können  hier  kaum  mehr  ge- 
bracht werden. 

Hievon  wird  im  wesentlichen  auch  durch  die  an  sich  so 
interessanten  »Untersuchungen  über  die  Lage  des 
Handwerks  mit  besonderer  Rücksicht  auf  seine 
Konkurrenzfähigkeit  gegenüber  der  Grossindu- 
strie« ^)  nichts  geändert.  Diese  Untersuchungen  erstrecken  sich 
über  ganz  Deutschland  und  einen  Teil  Oesterreichs,  auf  fast  alle 
Zweige  des  Handwerks,  und  zweifellos  bringen  sie  in  systemati- 
scher und  eindringHcher  Weise  die  Frage  dem  Verständnisse  näher. 
Das  Hauptverdienst  gebührt  hiebei  Prof.  Büclier  in  Leipzig,  auf 
dessen  Schultern  auch  die  Hauptlast  gelegen  war.  Im  Vereine 
mit  Dr.  Voigt,  Prof  Neuburg,  Dr.  Nübling  u.  a.  hat  er  die  ge- 
haltvolle Sammlung  zustande  gebracht.  Man  wird  an  derselben 
unmöglich  vorbeigehen  können,  wenn  man  künftig  über  die  Hand- 
werkerfrage spricht  oder  schreibt.  Aber  eigentlich  Neues  haben 
die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  demjenigen  nicht  gebracht, 
der  sich  mit  der  Handwerkerfrage  beschäftigt  und  die  Lage  der 
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verschiedenen  Zweige  des  Kleingewerbes  aus  eigener  Anschauung 
an  verschiedenen  Orten  und  unter  verschiedenen  Verhältnissen 
kennen  gelernt  hat.  Die  Untersuchungen«  lassen  in  der  Haupt- 
sache erkennen,  dass,  wie  Bücher  in  der  Einleitung  zutreffend 
sagt,  der  Verwitterungs-  und  Umbildungsprozess  innerhalb  des 
alten  Bestandes  unseres  Gewerbes  von  einer  Tiefe  und  Ausdeh- 
nung sei,  wie  er  vorher  nur  von  wenigen  geahnt  werden  konnte. 
Den  Umbildungs-  und  Verwitterungsprozess  kannte  man  wohl  im 
allgemeinen  schon  aus  der  reichhaltigen  bezüglichen  Litteratur, 
aus  Parlamentsverhandlungen,  Enqueten,  Berichten  der  Gewerbe- 
behörden, u.  a.  m.  Man  wusste  auch,  dass  sich  die  ganze  tech- 
nische und  ökonomische  Struktur  des  Gewerbes  verändert  habe. 
Nur  über  den  Grad  der  Entwicklung  dieser  Prozesse  hat  man 
sich  kein  sicheres,  ganze  Gewerbe  und  grössere  Gebiete  umfassen- 
des Bild  machen  können.  Hier  helfen  nun  die  »Untersuchungen« 
in  so  vortrefflicher  Weise  aus,  als  es  Ergebnisse  einer  privaten 
Enquete  überhaupt  vermögen.  Nicht  darin  liegt  jedoch  ihr  Wert, 
dass  sie  entscheiden  lassen,  welche  Zweige  des  Handwerks  Aus- 
sicht haben  erhalten  zu  werden  und  welche  nicht;  denn  zu  einer 
solchen  Entscheidung  berechtigen  und  befähigen  sie  doch  nicht; 
auch  weitgehende  allgemeine  Schlussfolgerungen  kann  man  nicht 
aus  ihnen  ziehen ;  sondern  ihr  Hauptvorteil  scheint  darin  zu  liegen, 
dass  sie  zur  Entscheidung  drängen,  ob  man  ernstlich 
an  eine  eingreifende  Aktion  im  Interesse  und  zur  Erhaltung  des 
Gewerbes  schreiten  will  oder  nicht.  Die  »Untersuchungen«  legen 
es  in  überzeugender  Weise  klar,  das  nicht  mehr  viel  Zeit  zu  ver- 
lieren sei,  und  dass  eine  weitere  Verzögerung  in  dieser  Hinsicht  fast 
schon  einer  Entscheidung  gleichkommt,  nämlich  der  Entscheidung, 
dass  man  das  Handwerk,  soweit  nicht  einzelne  Zweige  desselben 
unter  allen  Umständen  und  ihrer  Natur  nach  bestehen  bleiben, 
dem  Verwitterungsprozess  bis  zur  endlichen  Vernichtung  überlässt. 
Hier  wirft  sich  naturgemäss  sofort  die  Frage  auf:  »Soll  das 
Handwerk  überhaupt  erhalten  werden,  und  warum  sollte  es  er- 
halten werden?«  Diese  Frage  lässt  sich  kurz  und  allgemein  nicht 
beantworten,  weil  ihre  Beantwortung  aus  mehreren  Gesichtspunkten 
heraus  möglich  ist.  Vom  wirt  sc  ha  ft  liehen  Gesichtspunkte  aus 
liegt  die  Sache  wie  folgt :  Der  objektive  Zweck  aller  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit,  also  auch  des  Handwerks  ist  die  Befrie- 
digung von  menschlichen  Bedürfnissen  nach  Sachgütern.  Wird 
nun  diese  Befriedigung  im  ganzen  d.  h.  mit  grösserem  Nutzen,  in 
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besserer  Weise  und  mit  geringeren  Kosten  durch  die  Grossindu- 
strie oder  durch  das  Handwerk  erreicht?  Die  Antwort  kann  nur 
dahin  lauten,  dass  dies  in  vielen  Fällen  durch  die  Grossindustrie, 
in  anderen  zahlreichen  Fällen  durch  das  Handwerk  bewirkt  wird; 
d.  h.  eine  entscheidende  Antwort  kann  nur  jedem  einzelnen  Falle 
gegenüber  und  da  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  und  für 
verschiedene  Entwicklungsstadien  gegeben  werden.  Keineswegs 
neigt  sich  jedoch  die  Entscheidung  unbedingt  zu  Ungunsten  des 
Handwerks  im  allgemeinen. 

Anders  vom  sozialen  Gesichtspunkte.  Der  Handwerker- 
stand bildet  den  Kern  und  die  Mehrheit  des  kleinen  und  mittleren 
Bürgertums,  jenes  nächst  dem  Bauer  wichtigsten  Bestandteiles  der 
Bevölkerung,  dessen  Blühen  mit  jeder  wahrhaft  aufsteigenden 
Kulturbewegung  und  Entwicklung  Hand  in  Hand  geht,  dessen 
Gedeihen  der  allgemeine  Masstab  ist ,  für  Wohlstand  und  Ent- 
wicklung eines  Volkes.  Denn  dieses  Gedeihen  des  Bürgerstandes 
ist  gleichbedeutend  mit  der  relativ  grössten  Zahl  selbstständiger 
Einzelwirtschaften  innerhalb  eines  Volkes,  die  den  subjektiven 
Zweck  ihrer  Wirtschaft,  d.  i.  die  Beschaffung  der  Mittel  zur  best- 
möglichen Befriedigung  der  eigenen  Bedürfnisse  zu  erfüllen  ver- 
mögen. Lässt  man  das  Handwerk  fallen,  so  gibt  man  damit 
zweifellos  auch  die  breiten  Schichten  des  mittleren  und  kleinen 
Bürgertums  preis.  D.  h.  mit  a.  W.  man  gibt  einen  Eckpfeiler 
jener  Sozial-  und  Wirtschaftsordnung  preis,  welche  auf  sittlicher 
Grundlage  fussend,  allein  zu  wahrer  Freiheit  und  dem  grössten 
Wohlsein  der  Menschen  führen  kann ;  man  gibt  ihn  preis,  um  der 
Sozialdemokratie  in  die  Hände  zu  arbeiten  und  eine  vollkommen 
unsichere  Zukunft  dafür  einzutauschen  !  Und  da  kann  doch  wohl, 
—  wenn  man  nicht  gerade  den  Standpunkt  des  »Gehenlassens« 
als  der  Weisheit  höchsten  Schluss  betrachtet,  die  Entscheidung 
nicht  schwer  fallen.  Der  Bürgerstand  muss  erhalten  und  gekräftigt 
werden!  Und  daher  muss  auch  das  Handwerk  erhalten  werden! 
Es  muss  umsomehr  erhalten  werden,  als  die  Entscheidung  vom 
wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  durchaus  nicht  dagegen  spricht. 

Um  was  es  sich  daher  auch  handelt,  das  ist,  hier  wie  über- 
all irrige  Meinungen ,  schädliche  Tendenzen,  falsche  Richtungen 
und  heuchlerische  Helfer  immer  wieder  zu  bekämpfen,  das  mög- 
lichste zu  der  noch  immer  nicht  erzielten  vollständigen  Klarlegung 
der  Sachlage,  zur  Erkenntnis  des  konkreten  Inhaltes  der  Frage 
und  das  Wesen  ihres  Gegenstandes  beizutragen  und   der  übertrie- 
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benen  Mutlosigkeit  wie  dem  Sichselbstaufgeben  entgegenzutreten. 

Die  Ursachen  des  Niederganges  des  Handwerks  sind  im  allge- 
meinen bekannt  und  sollen  hier  keine  weitere  eingehende  Erörterung 
erfahren.  Auch  die  Erscheinungen  jenes  Siechtums  liegen  nun- 
mehr im  wesentlichen  offen  zutage,  wenn  wir  auch  trotz  der  wert- 
vollen Untersuchungen  des  Vereins  für  SozialpoHtik  noch  weit 
davon  entfernt  sind,  ein  vollständiges  Bild  über  die  Lage  des  ge- 
sammten  Handwerks  geben  zu  können.- 

Auf  Grund  dieser  in  Einzelbildern  und  in  grossen  Umrissen 
auch  vordem  schon  bekannten  Erscheinungen  gelangt  die  Sozial- 
demokratie bekanntlich  zu  dem  Schlüsse,  dass  das  Handwerk  be- 
stimmt sei,  unterzugehen,  und  diesen  Untergang  nichts  aufzuhalten 
vermöge. 

Abgesehen  davon,  dass  dieser  angeblich  sichere  Untergang 
gegen  jede  wirtschaftliche  Erfahrung  spricht  und  die  willkürliche 
und  nicht  berechtigte  Annahme  der  Stetigkeit  der  bestehenden 
Zustände  und  der  gegenwärtigen  ökonomischen  Entwicklung,  so- 
wie deren  Ueberschätzung  zur  Voraussetzung  hat,  ist  jene  Be- 
hauptung auch  auf  der  grundsätzlich  falschen  Anschauung  aufge- 
baut, dass  es  die  Aufgabe  des  Handwerks  sei,  mit  der  Gross- 
industrie in  Wettbewerb  zu  treten. 

Die  verschiedenen  Stufen  und  Perioden  in  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  kennzeichnen  sich  zwar  stets  durch  typische,  ihnen 
eigene  Formen  und  Betriebsarten,  Nie  aber  löst  eine  derselben 
die  andere  derart  ab,  dass  sie  die  ausschliessliche  ist.  Vielmehr 
lässt  sich  immer  die  Thatsache  eines  Nebeneinanderbestehens 
nachweisen,  bei  dem  eine  Form  jeweils  die  vorherrschende, 
nie  aber  die  a  1 1  e  i  n  herrschende  ist.  Dabei  stehen  sich  jedoch 
Gross-  und  Kleinbetrieb  niemals  schroff  gegenüber ,  bezw.  brau- 
chen sich  nicht  unvermittelt  und  schroff  gegenüber  zu  stehen, 
sondern  zwischen  beiden  bleibt  eine  grosse  Zahl  von  Stufen  vom 
kleinsten  bis  zum  grössten  Betriebe  eingeschaltet,  worin  sich  die 
unvergängliche  Gliederung  des  Gewerbes  darstellt. 

Wundern  könnte  man  sich  nur  darüber,  wie  die  Sozialdemokratie 
mit  ihren  zweifellos  scharfen  Köpfen  an  so  veralteten  Meinungen 
festhält.  Aber  auch  dies  erklärt  sich.  Die  Sozialdemokratie  als 
Partei  vertritt  thatsächlich  keine  so  zi  alen  Prinzipien.  Man  kann 
sie  nur  richtig  beurteilen ,  wenn  man  sie  als  antisoziale 
politische  Arbeiterpartei  auffasst.  Im  politischen  Kampfe  — 
auch    ausserhalb    der  Parlamente  —   ist  es  der  Sozialdemokratie 
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gar  nicht  um  die  Feststellung  von  wahr  und  unwahr  gelegen, 
sondern  es  handelt  sich  ihr  lediglich  um  ihre  Entwicklung  und 
Machterweiterung  als  Partei.  Und  ihrer  Macht  fliessen  aus  den 
gegenwärtigen  Zuständen  immer  neue  Quellen  zu.  Darum  freut 
sich  die  Sozialdemokratie  über  das  Zugrundegehen  der  Bauern, 
darum  proklamiert  sie  den  Untergang  des  Kleingewerbes  und 
Handwerks,  da  sie  kein  Interesse  daran  hat,  sie  als  ökonomische 
Existenzen  zu  erhalten,  sondern  nur  daran,  als  lachende  Erbin 
den  endlichen  Zusammenbruch  des  bestehenden  Systems  zu  be- 
schleunigen. 

Eines  hat  sie  dadurch  allerdings  erreicht,  und  wurde  darin 
von  den  Vertretern  der  grossindustriellen  Interessen  noch  vielfach 
unterstützt,  nämlich  dass  der  Glaube  an  den  sicheren  und  not- 
wendigen Untergang  des  Handwerks  allmählig  auch  ausserhalb 
der  Sozialdemokratie  in  den  gebildeten  Kreisen  Boden  zu  gewinnen 
beginnt,  was  geeignet  ist,  die  Sache,  die  ohnehin  nicht  gut  steht, 
noch  des  weiteren  zu  verschlimmern.  Es  wird  der  Glaube  an  die 
Notwendigkeit  der  Erhaltung  des  Handwerks  sowie  an  dessen 
wirtschaftliche  und  sozialpolitische  Bedeutung  dadurch  bedauer- 
licher Weise  immer  mehr  erschüttert. 

Dass  der  Handwerker  selbst  vielfach  auch  schon  diesen 
Glauben  besitzt,  und  an  der  Anschauung  haftet,  er  habe  mit  der 
Grossindustrie  in  Wettbewerb  zu  treten,  ist  dagegen  natürlich  und 
erklärlich.  Das  Unglück  brach  zu  rasch  über  ihn  herein,  als  dass 
er  sich  über  seine  veränderte  Aufgabe  im  wirtschaftlichen  Leben 
hätte  bewusst  werden  können.  Es  ist  ja  gar  noch  nicht  so  lange 
her,  dass  das  Handwerk  in  der  gewerblichen  Produktion  eine 
herrschende  Stellung  einnahm;  man  braucht  hiezu  gar  nicht  auf 
die  Zeit  des  Zunftwesens  zurückzugehen,  sondern  nur  auf  jene  Zeit, 
da  der  kapitalistische  Grossbetrieb  noch  nicht  dominierte.  Und 
auf  jene  einstige  Stellung  blickt  heute  der  Handwerker  sehnsüch- 
tigen Auges  zurück  und  strebt  sie  wieder  zu  erringen.  Auf  die 
eigene  Kraft  hat  er  jedoch  das  Vertrauen  verloren. 

Eine  solche  Rückkehr  ist  nun  freilich  nicht  mehr  möglich, 
wenigstens  nicht  mehr  in  jener  Form,  die  dem  Handwerk  zur  Zeit 
einstiger  höchster  Blüte  eigen  war.  Man  darf  eben  nicht  übersehen, 
dass  das  Handwerk  im  Zunftwesen  nur  deshalb  jene  Blüte  erreichen 
konnte,  weil  die  allgemeinen  Produktions-  und  Marktverhältnisse 
die  denkbar  günstigsten  für  das  Handwerk  waren  und  eine  immer- 
hin vorteilhafte  Entwicklung  desselben  auch  ohne  Zunft,  in  freierem 
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Wettbewerbe  stattgefunden  hätte.  Unter  den  damals  gegebenen 
Verhältnissen  musste  sich  jedoch  die  geschlossene  Zunftverfassung 
als  die  geeignetste  Form  und  das  beste  Mittel  erweisen,  um  das 
Handwerk  zur  höchsten  Entwicklung  zu  bringen.  Lange  vor  recht- 
licher Aufhebung  der  Zünfte  befanden  sich  dieselben  bereits  im 
Zustande  der  Entartung  und  das  Handwerk  begann  abzubröckeln 
und  vor  dem  Wandel  in  Technik  und  Oekonomik  zurückzuweichen. 
Also  nicht  an  der  Zunftverfassung  an  sich,  lag  die  Blüte  des 
Handwerks.  Eine  einzige,  moderne  grosse  Fabrik  mit  den  Rech- 
ten der  Marktfreiheit  der  mittelalterlichen  Kaufleute  ausgestattet, 
in  das  Mittelalter  hineingestellt,  würde  eine  ganze  Reihe  von 
Zünften  über  den  Haufen  geworfen  haben. 

Die  gänzlich  verschiedenen  Arbeitsmittel  und  Betriebsmittel 
(Kapital)  ,  die  gegenwärtigen  Verkehrs-  und  Kreditverhält- 
nisse (Circulation)  und  Marktverhältnisse  (Distribution),  die  ganze 
heutige  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung  sowie  ökonomische  Ent- 
wicklung stehen  einer  Wiederkehr  jener  Bedingungen  selbst- 
redend dauernd  im  Wege.  Sie  werden  die  einmal  versunkene 
Welt,  so  viel  Gutes  sie  auch  gehabt  haben  mag,  sowenig  jemals 
wieder  zum  Leben  erstehen  lassen,  so  wenig  jemals  der  Mann  wieder 
zum  Kinde  wird,  die  Ritter  wieder  Rüstungen  anziehen  werden, 
und  die  Fuhrleute  statt  der  Eisenbahnen  eingeführt  werden  können. 
Die  Thatsache  der  Dampfmaschine  und  des  grossindustriellen  Be- 
triebes sind  nicht  zu  ändern  und  sohin  auch  die  Thatsache  nicht, 
dass  die  Industrie  die  vorherrschende,  die  führende  Stellung  in 
der  kapitalistischen  Produktion  übernommen  hat  und  dieselbe  wohl 
auch  dauernd  behalten  wird.  Dies  konnte  allerdings  nur  erfol- 
gen durch  teilweise  erbarmungslose  Vernichtung  einzelner  Zweige 
des  Handwerks  und  teilweiser  Zurückdrängung  und  Beschränkung 
anderer  Zweige  desselben. 

Was  nun  die  vom  Handwerk  verlangten  Forderungen  der 
Zwangsgenossenschaft  und  des  Befähigungsnachweises  betrifft,  so 
kann  man,  wenn  man  auch  noch  so  sehr  für  diese  Institutionen 
eingenommen  ist,  nicht  ableugnen,  dass  sie  die  in  sie  gesetzten 
Hoffnungen  bisher  leider  nicht  erfüllten  und  die  gemachten  Erfah- 
rungen nicht  immer  ermutigend  sind.  Von  wenigen  Ausnahmen 
abgesehen,  die  da  und  dort  vorübergehend  bestehen  mögen,  wurde 
im  allgemeinen  nicht  mehr  damit  erreicht,  als  den  Marasmus  des 
Kleingewerbes  und  Handwerks  zu  verlangsamen ;  übrigens  ist 
auch  dies  nur  eine  Vermutung.     Aufzuhalten  vermochte  man  je- 
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doch  den  fortschreitenden  Niedergang  nicht,  von  einer  Neubele- 
bung, einer  Kräftigung,  ganz  zu  schweigen;  darüber  hat  man 
sichere  Erfahrungen. 

Dies  spricht  nun  scheinbar  gegen  jene  Massnahmen.  Aber 
doch  nur  scheinbar;  denn  es  wäre  ein  Grundirrtum  zu  glauben, 
dass  dieselben  an  sich  wirkungslos  und  ein  unbrauchbares  altes  Ge- 
rumpel aus  dem  Mittelalter  seien.  Beide  liegen,  man  möge  dar- 
über auch  noch  so  abfällig,  geringschätzig  und  spöttisch  urteilen, 
zweifellos  im  wahren  Interesse  des  Handwerks  und  bilden  an  sich 
sowohl  eine  wichtige  Schutzwehr  gegen  das  Eindringen  von  man- 
cherlei Parasiten ,  wie  eine  wesentliche  Sicherung  und  Hilfe  für 
seinen  Bestand  und  seine  Entwicklung,  als  endlich  auch  eine  Gewähr 
für  Erfüllung  des  objektiven  Zweckes  handwerklicher  Erzeugung. 
Denn  nicht  allein  um  den  Kleiugewerbestand  in  seinem  Niedergang 
zum  Proletariat  aufzuhalten,  nicht  die  Herstellung  eines  toten  und  da- 
her zukunftslosen  Beharrungszustandes  ist  der  Zweck  der  genossen- 
schaftlichen Organisation,  sondern  vielmehr  die  Einleitung  und  Vor- 
bereitung zu  sozialer  und  politischer  glücklicher  Weiterentwicklung, 
sowie  das  Interesse  und  die  Wohlfahrt  der  Gesamtheit. 

Dass  in  Deutschland  jene  Einrichtungen  im  Jahre  1869  »end- 
giltig«  beseitigt  worden  sind,  und  nach  den  darauffolgenden  Be- 
günstigungen, die  den  Innungen  seit  1881  zuteil  wurden,  durch 
die  ablehnende  Haltung  des  Bundesrates  entschieden  und  aber- 
mals »endgiltig«  abgethan  wurden,  dass  endlich  der  neueste  Ent- 
wurf auch  kein  besseres  Schicksal  hatte,  bildet  natürlich  noch  lange 
keinen  Gegenbeweis.  Auch  die  ungünstigen  Berichte  der  seinerzeit 
nach  Oesterreich  entsandten  Experten  sind  als  solcher  nicht  anzu- 
sehen. Denn  diese  Berichte  besagen  eigentlich  nur,  dass  man  in 
Oestereich  eben  keinen  Erfolg  mit  Genossenschaft  und  Befähigungs- 
nachweis erzielte,  was  man  jedoch  ebenso  gut  auf  Mängel  der  Ge- 
werbegesetzgebung und  deren  Durchführung  zurückführen  könnte. 

Thatsache  ist  dagegen ,  dass  z.  B.  die  Meisterprüfungen  in 
Deutschland,  wenn  auch  nur  ganz  kurze  Zeit,  mit  gutem  Erfolge 
bestanden  haben.  Wenn  sich  bei  ihrer  Durchführung  sehr  bald 
so  viele  Uebelstände  zeigten,  dass  man  glaubte  die  Einrichtung 
in  allgemeinem  Interesse  fallen  lassen  zu  müssen,  so  ist  dies  gleich- 
wohl erklärlich ;  denn  der  Befähigungsnachweis  kann  überhaupt 
nur  wirksam  sein,  bei  einer,  der  heutigen  technischen  und  öko- 
nomischen Natur  des  Handwerks  angepassten  allgemeinen  Orga- 
nisation des  Kleingewerbes. 
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Gerade  die  in  dieser  Hinsicht  gemachten  Erfahrungen  drängen 
dazu,  ernsthch  vor  dem  unklaren  und  unsystematischen  Vorgehen 
zu  warnen,  Mittel,  die  als  integrierende  Bestandteile  eines  durch- 
dachten und  konsequenten  Systems  wertvoll,  vereinzelt  angebracht 
jedoch  wertlos  sind,  durch  solche  isolierte  Anwendungen  zu  dis- 
kreditieren und  damit  auch  die  gesammte  konservative  Reform- 
arbeit in  unheilbaren   Misskredit  zu  bringen. 

Die  Anwendung  jener  Massnahmen  und  Einrichtungen  war 
bisher  überall  eine  verfehlte,  und  zwar  zeitlich  verfehlt ,  in  ihrer 
Durchführung,  Richtung  und  ihrem  Umfange  verfehlt,  auch  ver- 
fehlt durch  die  Ueberlastung  des  Genossenschaftswesens  mit  nicht- 
wirtschaftlichen Aufgaben,  sowie  in  der  damit  erfolgten  Schaffung 
von  Organen,  bevor  man  sich  über  deren  Funktionen  unter  den 
geänderten  Wirtschaftsverhältnissen  eigentlich  klar  geworden  war. 
Ein  grosser  Fehler  lag  ferner  darin,  dass  man  das  Genossenschafts- 
wesen nicht  von  allem  Anfange  auf  die  breiteste  Basis  aufbaute 
und  mit  der  nötigen  Kraftfülle  ausstattete.  Der  Befähigungsnach- 
weis hingegen  kann  seinen  Zweck  nur  erfüllen,  wenn  er  die  allem 
objektiven  Wirtschaftszweck  hohnsprechende  freie  Konkurrenz  auch 
ausserhalb  des  Handwerks  wirksam  beschränkt  und  mit  solcher 
Strenge,  sowie  unter  solchen  Bedingungen  zur  Durchführung  ge- 
langt, dass  seine  Umgehung  nicht  möglich  ist.  Ein  grundsätz- 
licher Fehler  endlich  wurde  darin  begangen,  dass  man  das  Hand- 
werk ungenügend  mit  wirtschaftlichen  Behelfen  ausrüstete  und  es 
im  wesentlichen  auf  die  Selbsthilfe,  die  eigene  Kraft  anwies.  Das 
Prinzip  der  Selbsthilfe  ist  aus  der  freihändlerischen  Rumpelkammer 
entlehnt;  die  Erfahrungen  haben  es  bisher  auf  allen  Gebieten 
gründlich  ad  absurdum  geführt.  Das  Kleingewerbe  ist  durch 
Selbsthilfe  allein  in  keinem  Falle  mehr  zu  retten  und  die  for- 
ciertesten Anstrengungen  der  eigenen  Kraft  bilden  kein  Gegen- 
gewicht gegen  die  technische  und  ökonomische  Ueberlegenheit 
der  Grossindustrie.  Den  besten  Beweis  hiefir  liefern  wohl  die 
nahezu  5000  Genossenschaften  nach  dem  auf  Selbsthilfe  aufgebauten 
System  von  Schultze-Delitzsch  in  Deutschland,  welche  ein  Betriebs- 
kapital von  fast  einer  Milliarde  Mark  und  einen  jährlichen  Umsatz 
von  über  3  Milliarden  Mark  aufweisen.  Und  doch  sind  alle  die 
Opfer  und  der  Kräfteverbrauch ,  welche  diese  Ziffern  in  sich 
schliessen,  nicht  imstande,  dem  Handwerk  aufzuhelfen. 

Unter  Staatshilfe  ist  übrigens  keineswegs  eine  Zuwendung 
von    Geldbeträgen    an    das    Kleingewerbe    zu    verstehen.     Solche 
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geradezu  brutale  Almosen  Verstössen  gegen  die  Würde  der  Hand- 
werksarbeit und  sind  ganz  wirkungslos;  höchstens  sind  sie  im- 
stande, augenblickliche  Schmerzen  zu  lindern,  nicht  aber  das  Uebel 
an  der  Wurzel  zu  fassen.  Jene  Geldgeschenke  an  das  Kleinge- 
werbe —  und  wenn  sie  sich  nach  Millionen  bezififern  —  fliessen 
in  der  kürzesten  Zeit  in  die  Kassen  der  Kapitalisten  zurück. 

So  viel  man  sich  nun  auch  von  Genossenschaftswesen,  Organi- 
sation und  Befähigungsnachweis  versprechen  und  erhoffen  kann, 
so  darf  dabei  doch  nicht  übersehen  werden ,  dass  dieselben  mit 
dem  Wesen  des  Handwerks  ebensoviel,  d.  h.  nicht  weniger  und 
nicht  mehr  zu  thun  haben,  als  mit  dem  Wesen  jeder  anderen 
wirtschaftlichen  Thätigkeit  auch,  da  sie  auf  jede  der  letzteren  An- 
wendung finden  und  ihren  wohlthätigen  Einfluss  ausüben  können. 
Die  jenen  Einrichtungen  zugrunde  liegende  Idee  besteht  in  der 
Beschränkung  des  Selbstzweckes  einer  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
zugunsten  des  allgemeinen  und  gesellschaftlichen  Zweckes  der- 
selben; in  der  Verhinderung  der  Ueberwucherung  und  Entartung 
des  subjektiven  Wirtschaftszweckes  und  zur  Wahrung  des  objek- 
tiven Wirtschaftszweckes,  sowie  in  der  Eingliederung  des  ersteren 
in  den  letzteren,  und  damit  in  der  Erhaltung  des  wirtschaftlichen 
Gleichgewichtes. 

Jene  Einrichtungen  sind  daher  öffentlich-rechtlichen  Charak- 
ters und  bezwecken  die  heute  auf  allen  Gebieten  fehlende  Ab- 
grenzung des  öffentlichen  vom  privaten  Recht  und  die  Ausgestal- 
tung insbesondere  des  ersteren,  das  hinter  der  überhasteten  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  weit  zurückgeblieben  ist. 

Daraus  ergibt  sich  auch ,  dass  Organisation,  Genossenschaft 
und  Befähigungsnachweis  solange  nicht  von  dem  gewünschten 
vollen  Erfolge  für  das  Handwerk  begleitet  sein  können,  so- 
lange sie  nur  einseitig  auf  das  letztere  und  nicht  auch  auf  andere 
wirtschaftliche  Sondergebiete,  die  Landwirtschaft  und  insbesondere 
auch  die  Industrie  und  den  Handel  ausgedehnt  werden  und  Anwen- 
dung finden  und  den  letzteren  beiden  die  in  freier  Konkurrenz  erfol- 
gende, ihnen  selbst  schädliche  und  gar  vielfach  kultur-  und  zivilisa- 
tionsfeindliche Verfolgung  ihrer  Selbstzwecke  unmöglich  machen.  Es 
ist  daher  durchaus  kein  leeres  Schlagwort,  wenn  die  Gewerbefreiheit, 
die  schrankenlose  wirtschaftliche  Freiheit  überhaupt,  angeklagt  wird, 
das  Elend  des  Handwerks  verschuldet  zu  haben.  Wenn  nichts  anderes, 
so  ist  wenigstens  die  eine  Auffassung  unserer  Vorzeit  höchst  wert- 
voll,  dass  die  gesammte  produktive  Arbeit  ein   Amt  (officiAam)  sei. 
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Diese  hochsittliche  Auffassung  von  der  produktiven  Thätigkeit 
als  eines  sozialen  Amtes  ergab  von  selbst,  dass  Uebervorteilungen 
und  vernichtende  Konkurrenz  als  der  Natur  und  der  Ehre  des 
Amtes  widersprechend  nicht  geduldet  und  gestraft  wurden.  Diese 
Auffassung  brachte  die  Forderung  und  Einrichtungen  mit  sich, 
dass  eine  sachgemässe  Vorbereitung  die  Würde  des  Produzenten 
und  die  Qualität  des  Produktes  sichere  und  die  Stetigkeit  der 
Produktion  durch  sittliche  und  sachgemässe  Erziehung  des  Nach- 
wuchses gewahrt  und  dem  letzteren  die  aufsteigende  Bewegung  in 
seinem  Stande  gesichert  wurde. 

Bei  der  generellen  Bedeutung,  welche  die  in  Rede  stehenden 
Einrichtungen  für  die  ganze  produktive  Thätigkeit  eines  Volkes 
besitzen,  ist  es  zunächst  von  besonderer  Wichtigkeit,  nach  den 
im  Wesen  des  Handwerks  liegenden  besonderen  Beding- 
ungen zu  forschen,  welche  unter  allen  Umständen,  also  unab- 
hängig von  Genossenschaft  und  Befähigungsnachweis,  unabhängig 
auch  von  der  Staatshilfe,  den  Bestand  und  die  Entwicklung  des 
Handwerks  zu  sichern  vermögen  und  ihm  unentreissbare  Auf- 
gaben zuv/eisen.  Denn  sowenig  wie  die  Selbsthilfe  allein,  kann 
auch  die  Staatshilfe  allein  das  Handwerk  retten.  Das  letztere  wird 
in  jedem  Falle  gewissen  Voraussetzungen  entsprechen,  gewisse 
Bedingungen  erfüllen  müssen.  Die  Regierungen  pflegen  übrigens 
meistens  erst  dann  zu  Massregeln  zu  rüsten,  wenn  der  Druck  der 
Massen  und  die  Not  der  Frage  eine  solche  Höhe  und  Stärke  er- 
reichen, dass  alle  Veranstaltungen  und  Plinrichtungen,  welche  den 
Enterbten,  Unterlegenen  und  Schwachen  zugute  kommen  sollen, 
den  Charakter  erzwungener  Zugeständnisse  annehmen ,  und  das 
Wort  vom  »langsamen  Tempo«  zum  Schlagwort  in  der  Sozial- 
politik zu  werden  droht.    (G.  Adler.) 

Indem  wir  durch  Klarlegung  jener  Bedingungen  zugleich 
wichtige  Gesichtspunkte  für  die  Prinzipien  und  die  Richtung  der 
genossenschaftlichen  Organisation  gewinnen  werden,  handelt  es 
sich  sohin  auch  um  die  Erforschung  der  Grundlagen  einer  Er- 
werbspolitik, welche  den  Handwerker  nicht  abschliesst  und  nicht 
von  seinem  Erwerbe  abwendet,  einem  Erwerbe,  der  dem  Hand- 
werk erhalten  bleiben  kann,  und  eine  Produktionsweise,  die  seine 
Erwerbsquellen  auch  unter  den  gegenwärtigen  Bedingungen  sichert 
und  naturgemäss  erweitert. 

Unter  der  Herrschaft  des  Konkurrenzsystems ,  sowie  durch 
die    Drangsalierung    des    Handwerks ,    hat    sich     in    diesem    eine 
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eigentümliche  Spaltung  vollzogen.  Die  intelligenten  und  be- 
gabten Vertreter  des  Handwerks  wenden  sich  immer  mehr  vom 
eigentlichen  Handwerke  ab  und  dem  Zwischenhandel  zu,  und  der 
Unbefähigtere  ist  es,   der  jenen  nun   die  Arbeit  liefert. 

Diese  Spaltung  erfolgt  demnach  in  zwei  von  einander  unvoll- 
kommen getrennten  Erwerbsformen:  In  die  verkaufenden,  d.  h. 
vorwiegend  Handel  treibenden  Handwerker,  welche  sich  von  der 
gewerblichen  Arbeit  zurückziehen  und  mit  Rücksicht  auf  den 
Gewinn  Fabrikserzeugnisse  in  zunehmendem  Masse  in  den  Bereich 
ihrer  Handelsthätigkeit  ziehen.  Dies  ist  nicht  nur  in  Städten, 
sondern  schon  in  den  kleinsten  Ortschaften  zu  beobachten,  und  man 
kann,  wie  die  »Untersuchungen«  dies  bestätigen,  heute  bereits 
behaupten,  dass  diejenigen  Handwerker,  welche  überhaupt  noch 
ein  Verkaufsgewölbe  besitzen  und  führen,  zum  grössten  Teile  Fa- 
brikswaren und  Erzeugnisse  anderer,  in  ihrem  Verlage  arbeitender 
Handwerker  feilbieten.  Bei  diesem  »Markthandwerk«,  wie  man 
es  bezeichnen  könnte,  findet  natürlich  die  Handwerksarbeit  nicht 
mehr  die  Sicherheit  entlohnt  zu  werden,  und  die  früher  bestandene 
und  ökonomisch  logische  Beziehung  zwischen  der  Arbeit  und  ihrem 
Lohne  geht  gänzlich  verloren. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  dann  die  arbeitenden  Handwerker, 
welche  zwar  noch  Kundenarbeit  verrichten  und  nach  Bücher  als 
die  eigenthchen  Handwerker  zu  betrachten  sind,  aber  doch  häufig, 
und  bei  manchem  Gewerbe  in  der  Regel,  ohne  das  nötige  Be- 
triebskapital, entweder  direkte  vom  grosskapitalistischen  Unter- 
nehmer (Verlagsystem)  oder  teils  vom  Kleinkapital  des  handel- 
treibenden Handwerkers,  teils  endlich  vom  Zwischenhandel  abhängen, 
und  so  thatsächlich  zu  Proletariern  herabsinken,  ob  sie  nun  bei 
ihrem  Handwerke  bleiben,  oder  ob  sie  sich  schliesslich  in  die 
Armee  der  Industriearbeiter  flüchten. 

Bei  diesem  thatsächlich  noch  arbeitenden  Handwerker  tritt 
eine  weitere,  seine  Thätigkeit  beschränkende  Erscheinung  hinzu. 
In  vielen  Fällen  bezw.  in  manchen  Zweigen  des  Handwerks  be- 
ginnt der  Handwerker  seine  Arbeit  gar  nicht  mehr  beim  Rohmateriale, 
sondern  er  knüpft  dieselbe  an  Halbfabrikate  an,  die  ihm  von  der 
Grossindustrie  geliefert  werden  und  an  die  er  nurmehr  gewisser- 
massen  die  »letzte  Hand«  legt,  oder  die  »Appretur«  bewirkt.  Er 
wird  dadurch  zum  Hilfsarbeiter  herabgesetzt  und  nicht  selten 
bleibt  ihm  der  wenigst  lohnende  Teil  der  produktiven  Arbeit  übrig. 

Bei  der  arbeitsteiligen  Produktionsweise  bedürfen  die  Fabriks- 
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erzeugnisse  thatsächlich  des  Zwischenhandels,  wenigstens  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  und  bei  allen  Artikeln  für  den  Massenkonsum. 
Indem  der  Zwischenhandel  jedoch  auch  den  Vertrieb  der  Hand- 
werkserzeugnisse besorgt  und  an  sich  zieht,  unterdrückt  er  die 
berechtigte  Eigenart  der  letzteren. 

Denn  er  findet,  unterstützt  durch  eine  wirkungsvolle  Reklame, 
in  den  mit  weit  geringeren  Einheitskosten  hergestellten  Fabriks- 
erzeugnissen einen  grösseren  Gewinn,  und  dann  kann  das  Hand- 
werk im  bedingungslosen  Wettkampfe  mit  dem  Fabriksbetriebe 
seine  Eigenart  in  seinen  Erzeugnissen  natürlich  überhaupt  nicht 
zur  Geltung  bringen. 

Wenn  nun  das  Handwerk,  soweit  es  noch  nicht  der  gänz- 
lichen Vernichtung  anheim  gefallen  ist,  aus  seinen  zerrütteten 
Verhältnissen  herausgehoben  werden  soll,  so  muss  es  sich  zu- 
nächst aller  jener  Erwerbsgebiete  bewusst  werden ,  welche  ihm 
die  übermächtige  Industrie  überlässt  und  überlassen  muss ,  und 
welche  sich  sogar  in  vielen  Fällen  werden  erweitern  lassen. 

Vor  allem  muss  hier  das  Kunsthandwerk  genannt  werden. 
Nicht  das  Kunstgewerbe  in  einem  anderen,  engeren  Sinne,  das 
sich  mit  der  Erzeugung  von  Kunstgegenständen  befasst,  sondern 
jene  Richtung  des  Handwerks ,  in  welcher  die  individuelle  Ge- 
schicklichkeit, die  formende  Hand,  das  individuelle  Können  zum 
Ausdrucke  gelangen,  und  dies  kann  ebenso  gut  bei  einem  Schuh, 
einem  Rock,  einem  Handschuh,  einem  Möbelstück  oder  Bauwerk, 
wie  bei  einem  Erzeugnisse  der  Drechsler-,  der  Schnitzerei-  und 
Flechtarbeit,  der  Goldschmiede-,  Schlosser-,  Wagner-  oderSchmiede- 
arbeit  u.  dgl.  der  Fall  sein,  nicht  aber  bei  jenem  Handwerk,  das 
überhaupt  nur  gewisse  Formen  schablonenhaft  wiedergibt ,  wie 
Metallgiesserei  u,  dgl.  und  für  das  es,  auch  unter  gänzlich  ge- 
änderten Wirtschaftsbedingungen,  sowie  trotz  Genossenschaft  und 
Befähigungsnachweis  eine  Rettung  kaum  mehr  gibt,  und  welches 
zu  erhalten  auch  kaum  im  Interesse  der  menschlichen  Gesellschaft 
liegt,  deren  Bedürfnisse  auf  das  bestmögliche  zu  befriedigen,  der 
objektive  Zweck  der  Wirtschaft  ist.  In  diesen  letzteren  Fällen 
handelt  es  sich  nur  darum,  die  noch  in  solchem  Handwerk  be- 
schäftigten Arbeiter-Generationen  anderweitig  in  ihrem  Erwerbe 
sicher  zu  stellen,  auf  welche  besondere  Frage  jedoch  hier  nicht 
abgeschweift  werden  kann. 

Die  edelste  und  vornehmste  Seite  des  Handwerks  findet  den 
Erwerb  nicht  wie   die  Industrie  in    der  Masse    der  Erzeugnisse, 


Das  Handwerk  und  sein  goldener  Boden.  63 

sondern  in  der  individuellen  Befriedigung  der  Bedürfnisse  und  An- 
sprüche des  Konsumenten.  Diese  Auffassung  deckt  sich  auch 
vollkommen  mit  jener  Prof.  Bücher' s  ,  der  die  Kundenarbeit 
als  das  Wesentlichste  des  Handwerks  bezeichnet.  Zweifellos  ver- 
mag das  Handwerk  auch  heute  noch  durch  eine  rege  Beachtung, 
durch  eine  Nachforschung  der  Wünsche  der  Konsumenten  eine 
Reihe  von  Erzeugnissen,  welche  gegenwärtig  von  der  Fabrik  er- 
obert worden  sind,  sich  wieder  zu  gewinnen  und  zuzuwenden, 
weil  die  Maschine  individuellen  Einflüssen  und  individuellen  Wün- 
schen nicht  zugänglich  gemacht  werden  kann. 

Dies  gilt  insbesondere  auch  hinsichtlich  jeuer  Fabrikationen, 
welche  weniger  auf  Maschinenarbeit  beruhen,  d.  h.  Maschinenarbeit 
deren  sich  nicht  auch  der  intelligente  Handwerker  bedienen  kann, 
sondern  viel  mehr  darauf,  dass  sie  eine  Masse  von  Handwerkern, 
zum  Nachteile  des  Handwerks  vereinigen ,  also  jene  Art  von 
fabriksmässigem  Handwerk  oder  »Grosshandwerk«,  wie  man  es 
bezeichnen  kann,  wo  durch  weitgehende  Arbeitsteilung  das  indi- 
viduelle Können  nicht  zum  Ausdrucke  zu  kommen  vermag;  so 
z.  B.  in  der  Uhrenerzeugung,  der  Goldarbeit,  der  Schuhfabrikation, 
der  Kleiderkonfektion  u.  dgl.  m. 

Aus  der  Natur  der  Sache  geht  es  hervor,  dass  sich  das  in- 
dividualisierende Handwerk  im  Sinne  seiner  eigenen  Solidität  auch 
immer  nur  an  solide  Konsumenten  wird  wenden  können,  welche 
durchaus  nicht  nur  in  den  oberen  besitzenden  Klassen  zu  finden 
sind,  sondern  doch  noch  einen  grossen  Bestandteil  der  Bevölke- 
rung ausmachen.  Der  rechnende  und  zahlungsfähige  Konsument 
ist  denn  auch  heute  in  sehr  vielen  Fällen  dem  Handwerke  ge- 
blieben. Es  liegt  aber  einerseits  in  der  Tüchtigkeit  des  Hand- 
werks, andererseits  in  der  richtigen  Wahl  der  Erzeugnisse,  nach 
und  nach  —  von  heute  auf  morgen  geht  derlei  natürlich  nicht 
—  eine  Reihe  von  Fabrikationen  dadurch  einzuschränken ,  dass 
sich  bei  den  Konsumenten  die  Einsicht  bahnbricht  und  erweitert, 
dass  das  individualisierende  Handwerk  den  individuellen  Bedürf- 
nissen und  Wünschen  nach  Schönheit ,  Brauchbarkeit ,  Haltbar- 
keit und  Reparaturfähigkeit  weit  mehr  entspricht,  und  dadurch 
in  Wahrheit  auch  billiger  ist ,  als  jemals  die  Industrie  es  zu  sein 
vermag. 

Allerdings  kann  sich  diese  Einsicht  nur  verbreiten,  wenn  sich 
dem  Handwerke  Männer  von  Intelligenz,  fachlichem  Können  und 
Geschäftsinn  widmen. 
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Heute  sehen  wir  jedoch  in  der  Regel  das  Gegenteil.  Der 
Verfall  des  Handwerks  hat  in  den  meisten  Fällen  die  besseren 
und  fähigeren  Elemente  aus  seinen  Reihen  gedrängt ,  statt  dass 
es  in  so  schwierigen  Verhältnissen  bessere  Kräfte  liefert.  Gegen- 
wärtig sind  beim  Handwerke  weit  weniger  Tüchtigkeit  und  Kennt- 
nisse zu  finden,  als  zur  Zeit,  wo  es  noch  einen  ;> goldenen  Boden« 
hatte,  und  seinen  Mann  reich  ernährte.  Wie  unzuverlässig  die 
Handwerker  heute  im  allgemeinen  geworden  sind,  davon  kann  ja 
wohl  jeder  ein  Stückchen  erzählen.  Diese  Unzuverlässigkeit  und 
Indolenz,  Unpünktlichkeit  der  Lieferung  und  Mangelhaftigkeit  der 
Arbeit  sind  ja  geradezu  eine  Kalamität  geworden. 

Wer  dagegen  ein  Handwerk  mit  Intelligenz,  Kenntnissen  und 
Tüchtigkeit  betreibt,  dein  bietet  es  selbst  heute,  trotz  aller  Be- 
drängnis und  unter  den  denkbar  schwierigsten  Umständen  wenn 
nicht  gerade  immer  goldenen  Boden,  so  doch  sicher  ausreichen- 
den Erwerb,  wie  Beispiele  in  allen  Zweigen  des  Handwerks  be- 
weisen. Und  sind  diese  Beispiele  auch  nicht  zahlreiche,  so  zeigen 
sie  doch,  dass  die  Lage  des  Handwerks ,  sie  mag  eine  noch  so 
ungünstige  sein,  durchaus  noch  keine  verzweifelte  ist.  Man 
darf,  um  hierüber  ein  richtiges  Urteil  zu  erhalten,  nicht  den  ein- 
zelnen Kleinbetrieb  einem  einzelnen  Grossbetriebe,  sondern  man 
muss  die  Gesamtheit  der  Kleinbetriebe  der  Gesamtheit  der  Gross- 
betriebe gegenüberstellen.  Man  würde  dann  gewahr  werden, 
dass  der  Kleinbetrieb  noch  immer  eine  bedeutende  Stellung  in 
der  nationalen  Produktion  einnimmt;  und  zwar  nicht  allein  in 
Oesterreich  oder  in  Deutschland,  sondern  sogar  in  dem  industriell 
entwickelten  England. 

Neben  seinem  praktischen  Können  und  guten  Anlagen  muss 
jedoch  der  Handwerker  ein  wenn  auch  kleines  Betriebskapital  be- 
sitzen, das  ihn  in  den  Stand  setzt,  immer  weitere  und  ergiebigere  Pro- 
duktionsumwege einzuschlagen.  Aber  auch  dies  ist  heute  schon  in 
der  Regel  nicht  mehr  der  Fall.  Denn  wo  ein  auch  noch  so  unbedeu- 
tendes Betriebskapital  vorhanden  ist,  und  sich  dieses  mit  etwas  Ge- 
schicklichkeit und  Intelligenz  zusammenfindet,  drängt  es  den  Betref- 
fenden schon  zum  Zwischenhandel.  Ist  ja  doch  in  den  Kreisen  der 
Handwerker  selbst  das  Ansehen  der  Handarbeit  ganz  beträchtlich 
gesunken.  Und  so  wird  das  Handwerk  begonnen  ohne  geistiges,  sitt- 
liches und  materielles  Vermögen,  und  mit  nur  gerade  so  viel  mechani- 
schem Können  und  Fertigkeit,  dass  die  allerdringendsten  Bedürf- 
nisse mit  knapper  Not  befriedigt  werden  können,  und  das  Leben 
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von  der  Hand  in  den  Mund  gefristet  werden  kann.  Gegen  die 
Wünsche  und  Ansprüche  der  Konsumenten  wird  der  Handwerker 
stumpf  und  einsichtslos,  und  befriedigt  sie  häufig  noch  schlechter 
als  die  Industrie. 

Unter  diesen  Umständen  kommt  der  Handwerker  immer 
weniger  in  die  Lage,  in  direkten  Verkehr  mit  den  Konsumenten 
zu  treten,  und  er  verfällt  als  leichte  Beute  der  Bewucherung  durch 
den  Zwischenhandel,  der  vorübergehend  seine  Geldverlegenheiten 
behebt  und  die  Arbeitsmittel  und  Rohstoffe  beschafft ,  um  ihn 
umso  sicherer  in  das  Joch  einer  Abhängigkeit  zu  schmieden, 
welcher  er  dann  häufig  dadurch  zu  entfliehen  sucht,  dass  er  In- 
dustriearbeiter wird ,  und  sich  das  Joch  in  einer  etwas  anderen 
Form  auf  den  Nacken  legt. 

Eine  weitere  wichtige  und  dauernde  Aufgabe  des  Handwerks 
ist  die  Reparatur  und  Erhaltung  der  verschiedene nEf- 
f  e  k  t  e  n.  Aber  auch  auf  diesem  Gebiete  hat  das  Handwerk  im  wesent- 
lichen seine  Thätigkeit  eingestellt.  Die  moderne  Massenfabrikation 
hat  dies  Gebiet  schon  erheblich  eingeschränkt,  und  die  Leichtigkeit 
der  Neuanschaffungen  lässt  es  in  zahlreichen  Fällen  nicht  mehr  der 
Mühe  wert  erscheinen,  eine  Reparatur  vornehmen  zu  lassen.  So 
arbeitet  das  hungernde  Proletariat  der  Industrie  für  den  Leicht- 
sinn der  Massen,  welche  den  Kehrichthaufen  mit  halbverbrauchten 
Produkten  vergrössern.  Die  Handwerker  selbst  jedoch  unter- 
stützen dies,  indem  sie  es  meist  nicht  mehr  der  Mühe  wert  er- 
achten ,  an  einen  Gegenstand  Reparaturskosten  zu  verwenden, 
welche  einen  nur  nennenswerten  Teil  der  Anschaffungskosten  aus- 
machen, und  indem  sie  Besserungsarbeiten  überhaupt  nur  zögernd 
und  schlecht  erledigen. 

Die  Folge  ist  natürlich  eine  sich  steigernde  Anhäufung  des 
Marktes  mit  billiger  Schundware,  und  Industrie  und  Zwischenhandel 
schieben  sich  profitgierig  und  gewinnlüstern  auf  die  Stellen  und 
in  die  Lücken,  die  ihnen  das  Handwerk  selbst  bereitet  und  öffnet. 

Gegen  solche  Misstände  vermögen  erklärlicherweise  weder 
Genossenschaftswesen  und  Befähigungsnachweis,  noch  sonst  gesetz- 
geberische Massnahmen  zu  schützen. 

Soll  das  Handwerk  wieder  zu  Ehren,  zu  Erwerb  kommen, 
soll  es  wieder  auf  goldenen  Boden  gestellt  werden,  so  muss  es 
auch  selbst  dazu  sehen  und  jene  Bedingungen  erfüllen,  ohne 
welche  Staatshilfe,  Genossenschaft  und  Befähigungsnachweis  nichts 
zu  thun  vermögen.    Das  Handwerk  muss  seine  geänderte  Aufgabe 
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im  gesamten  wirtschaftlichen  Leben  erkennen  lernen  und  den 
Forderungen  nachkommen,  deren  Erfüllung  die  Bedingung  für  seine 
gesicherte  Existenz  unter  allen  Umständen  und  zu  allen  Zeiten 
ist :  Solide  Arbeit ,  Intelligenz,  und  Zufriedenheit  mit  massigem 
Erwerb. 

Sind  einmal  diese  Voraussetzungen  gegeben,  d.  h.  nicht  im 
voraus  gegeben,  darauf  würde  man  natürlich  vergebens  warten 
müssen  —  sondern  insoferne  gegeben,  als  sie  in  Handwerkskreisen 
selbst  als  Voraussetzungen  einer  Reform  erkannt,  ihre  Erfüllung 
zum  teilweisen  Ziele  genossenschaftlicher  Thätigkeit  und  Organi- 
sation gemacht  und  als  solche  ausdrücklich  bezeichnet  werden  und 
man  sie  damit  als  die  Grundlage  der  Handwerksarbeit  wieder  an- 
erkennt, so  werden  dann  Gesetzgebung,  Staatshilfe,  stramme  Or- 
ganisation und  Befähigungsnachweis  das  Werk  der  Rettung  des 
Kleingewerbes  zu  ergänzen  vermögen.  Es  ist  doch  immerhin 
auch  bezeichnend,  mit  welcher  Zähigkeit  und  Ausdauer  der  Hand- 
werkerstand und  die  Handwerkerparteien  trotz  aller  Gegnerschaft 
und  misslungenen  Versuche  an  den  Forderungen  des  Genossen- 
schaftszwanges und  Befähigungsnachweises  festhalten.  Es  spricht 
sich  darin  der  christlich-germanische  Geist  aus,  der  zum  Zusammen- 
schlüsse drängt,    und  doch    noch    immer    im  Handwerker  wohnt. 

Was  die  Neuorganisation  des  Handwerks  betrifft,  so  soll  nach- 
stehend der  Versuch  unternommen  werden ,  die  Hauptumrisse 
einer  derartigen  Organisation  zu  zeichnen. 

Alle  handwerksmässigen  Gewerbe  eines  Landes  (Kronland, 
Provinz)  sind  zwangsweise  nach  Fachgenossenschaften  oder  Innungen 
bezirks-  oder  gemeindeweise  gegliedert,  zu  Landes-Genossen- 
sch  aften  zu  vereinen,  welche  sich  wieder  zu  einem  Reich  s-  Ge- 
nos  s  enschaft  sverband  zusammenzuschliessen  haben.  Die  Ein- 
führung der  Zwangs  genossenschaft  begründet  sich  dadurch,  dass 
die  Erhaltung  des  Kleingewerbes  und  damit  des  kräftigen  Bürgertums 
im  Interesse  der  ganzen  staatlichen  Gesellschaft  und  einer  aufsteigen- 
den Kulturbewegung  gelegen  ist.  Mit  der  berufskörperlichen  Ver- 
tretung würden  die ,  von  den  Handelskammern  loszulösenden 
Landes-Gewerbekammern  betraut,  deren  Mitglieder  von 
den  Fachgenossenschaften  gewählt  werden.  Den  Gewerbekammern 
sind,  gewissermassen  als  executive  Organe,  L an  d  es- Gew  erb  e- 
behörden  zur  Seite  zu  stellen,  welche  die  Geschäfte  der  Landes- 
Genossenschaften  zu  besorgen  und  die  Beschlüsse  der  Gewerbe- 
kammern in  eigenen  Sachen,  auszuführen  haben.     Der  Gewerbe- 
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kammer  und  Gewerbebehörde  steht  ein  gemeinsamer,  vom  Mo- 
narchen zu  ernennender  Präsident  vor.  —  Die  Kosten  der  ganzen 
genossenschaftlichen  Verwahung  fallen  nicht  den  Mitgliedern 
im  Umlagewege  zur  Last ,  wie  dies  bisher  allgemein  üblich  ist, 
sondern  werden  in  später  zu  erörternder  Weise  gedeckt,  wodurch 
sich  die  Zwangsgenossenschaft  von  Anfang  an  Freunde  gewinnen 
wird. 

Als  Kriterium  zur  Aufnahme  in  die  Gewerbegenossenschaft 
haben  weder  Arbeiterzahl,  noch  Maschinenverwendung,  noch  Höhe 
des  Anlage-  oder  Betriebskapitals  zu  gelten,  sondern  allein  die 
Betriebsweise  hat  hiefür  massgebend  zu  sein,  nämlich  der 
Umstand,  dass  die  Herstellung  der  Erzeugnisse  nicht  in  arbeitstei- 
ligem Betriebe,  sondern  im  wesentlichen  durch  den  einzelnen  Ar- 
beiter erfolgt. 

Was  nun  das  gemeindeweise  oder  bezirksweise  Zusammen- 
fassen der  Gewerbe  in  Fachgenossenschaften,  in  die  Elemente  der 
Organisation,  betrifft,  so  gibt  es  hier  zwei  Wege.  Entweder  man 
sieht  als  die  wichtigsten  Aufgaben  der  Fachgenossenschaften  die 
Handhabung  der  Gewerbepolizei  an,  man  weist  ihnen  Agenden 
der  verschiedenen  Versicherungskassen  zu  und  bestellt  sie  als 
unterste  gewerberechtliche  Instanzen,  dann  muss  man  sich  dafür 
entscheiden ,  die  Gleichartigkeit  der  Produktion,  also  der 
Arbeit,  als  die  Grundlage  für  die  Zwangsgenossenschaft  anzuneh- 
men. Oder  aber,  es  wird  das  geschäftliche  Interesse 
der  gewerblichen  Produktion  als  Zweck  der  zwangsweisen  Ver- 
genossenschaftlichung angesehen,  dann  ist  die  fertige,  in  Verkehr 
zu  setzende,  am  Markt  zu  verwertende  Ware  die  Grundlage  für 
die  Zusammenfassung  von  Gewerben,  u.  zw.  von  allen  jenen  Ge- 
werben, die  jeweilig  an  der  Herstellung  der  betr.  Ware  beteiligt 
waren. 

Was  nun  die  Zusammenfassung  nach  ersterem  Gesichts- 
punkte betrifft,  so  hat  sie  —  wenigstens  in  Oesterreich  —  ein 
Fiasko  erlitten.  Von  den  grossen  Städten  abgesehen,  fanden  sich 
nämlich  häufig  nicht  genügend  gleichartige  oder  gleiche  Gewerbe, 
um  einen  durch  geschäftliche  Interessen  zusammengehaltenen  Ver- 
band zu  bilden  ;  so  warf  man  dann  oft  die  heterogensten  Gewerbe 
in  einen  Verband  zusammen  und  schnitt  diesem  erst  recht  den 
Lebensfaden  ab.  Zudem  hatten  die  Leute  weder  Kredit,  noch  bot 
ihnen  sonst  die  Genossenschaft  den  geringsten  wirtschaftlichen 
Vorteil ;  sie  hatten  davon  nur  Lasten  und  die  Erfüllung  von  Pflichten, 
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zu  denen  sie  sich  thatsächlich  nicht  einmal  als  geeignet  erwiesen. 
Die  Zusammenfassung  nach  gesonderten  Berufen  ist  eine  mecha- 
nische Uebertragung  der  alten  Zunftidee  und  in  der  heutigen  Wirt- 
schaft un  verwendbar. 

Die  Zusammenfassung  darf  nur  nach  dem  zweiten  Gesichts- 
punkte erfolgen :  In  der  Verwertung  der  gewerblichen  Erzeugnisse 
am  Markt  liegt  das  springende  und  alle  gleich  treffende  Moment. 

Das  vereinende  Moment  ist  das  Geschäftsinter- 
esse; es  hat  demnach  die  Innungsgliederung  mit  Beziehung 
auf  das  fertige  Produkt  und  den  Absatz  desselben  platzzugreifen. 
So  z.  B.  werden  Wagner,  Schmiede  und  Tapezierer,  dann  Tischler, 
Drechsler,  Tapezierer  und  Posamentierer  in  je  eine  Innung  einzu- 
reihen sein.  Daraus  schon  ergibt  sich,  dass  ein  Handwerk  auch 
zwei  oder  mehreren  Innungen  angehören  kann,  —  selbstredend 
jedoch  nur  in  einer  Innung  das  Wahlrecht  besitzt.  Dies  würde  ganz 
wesentliche  Vorteile  bieten  und  eine  ganze  Reihe  von  heute  be- 
stehenden Nachteilen  und  Schwierigkeiten  vermeiden  lassen.  Es 
kommen  zunächst  diejenigen  Gewerbetreibenden  in  eine  Genossen- 
schaft zusammen,  die  ohnedies  durch  ihr  Geschäft  in  beständigen 
Beziehungen  zueinander  stehen  ;  sie  werden  sich  nun  noch  enger 
aneinanderschliessen.  Es  wird  dies  ermöglichen,  auch  in  kleineren 
Bezirken  Genossenschaften  mit  lebendigen,  gemeinschaftlichen  In- 
teressen zusammenzubringen.  Es  würden  sich  die  Streitigkeiten 
wegen  Ausübung  des  einen  oder  andern  oder  mehrerer  Gewerbe 
durch  eine  Person  ganz  wesentlich  vermindern  —  weil  dann  alle 
die  zur  Fertigstellung  z.  B.  eines  Hauses  oder  eines  Wagens  er- 
forderlichen Gewerbe  im  selben  Genossenschaftsverbande  stehen. 
Neben  dieser  zwangsweisen  Organisation  des  gesamten  Kleinge- 
werbes eines  Landes  werden  den  freiwilligen,  bestimmte  wirtschaft- 
liche Zwecke  verfolgenden  Genossenschaften  in  einzelnen  Orten 
oder  Bezirken  natürlich  möglichste  Förderung  und  Unterstützung 
zu  gewähren  sein. 

Die  früher  genannte  Landes-Gewerbebehörde  würde  nicht  nur 
vertikal,  entsprechend  der  Gliederung  des  Gewerbes  in  Fachgenos- 
senschaften, in  Fachabteilungen,  sondern  auch  entsprechend 
der  thatsächlichen  Klassen  bildung  und  der  Zusammensetzung 
der  Gewerbekammern ,  horizontal  in  Abteilungen  für 
Meister  und  Gehilfen,  bezw.  Arbeiter  und  Lehrlinge, 
zu  gliedern  sein.  Dadurch  würde  es  möglich  werden ,  einerseits 
die    besonderen  Interessen   jeder    dieser  Klassen   wahrzunehmen, 
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sie  gegeneinander  abzuschätzen  und  mitsammen  zu  vereinen,  also 
auch  die  Funktion  von  Einigungsämtern  auszuüben,  andererseits 
auch  die  Arbeitsvermittelung  diesen  Aemtern  zuzuweisen.  Der 
Landes-Gewerbebehörde  würde  ferner  die  Führung  eines  Ge- 
werberegisters ,  die  Gewerbezählung  und  die  Gewerbestatistik 
obliegen ,  und  sind  derselben  eine  entsprechende  Anzahl  Ge- 
werbeinspektoren zuzuweisen.  Endlich  hätte  die  genannte  Be- 
hörde als  Centralstelle  und  Centralkassa  des  Landes  für  das  zu 
verstaatlichende,  bezw.  zu  verlängernde  gewerbliche  Versicherungs- 
wesen und  die  sämtlichen  Humanitätsanstalten  (Alters-,  Unfall-, 
Kranken-  u.  a.  Kassen)  zu  fungieren ,  wodurch  die  bestehenden 
Genossenschaftsverbände  in  dieser  Hinsicht  vielfach 
entlastet  werden  könnten.  Soweit  die  Genossenschaften, 
bezw.  Innungen  gewisse  gewerbepolizeiliche  oder  gutachtliche 
Funktionen  ausüben  müssen,  liegt  gar  kein  Grund  vor,  warum 
die  nach  dem  2.  Gesichtspunkte  gebildeten  Genossenschaften  nicht 
ebensogut  sollten  funktionieren  können,  wie  die  heutigen  Genos- 
senschaften. 

Der  Eckstein  der  gewerblichen  Zwangsorganisation  wäre  je- 
doch die  Organisation  des  gewerblichen  Kr  editwese  n  s.  Denn 
die  Kreditnot  oder  besser  die  Not  an  produktivem  Kapital  im 
Kleingewerbe  ist  ausserordentlich  gross ,  und  hier  ist  die  Ver- 
schiedenheit und  Schwäche  gegenüber  der  Grossindustrie  noch 
viel  bedeutender ,  als  hinsichtlich  des  verfügbaren  Barvermögens. 
Die  Landes-Gewerbebehörde  wird  demnach  auch  als  gewerb- 
liche Landeskreditgenossenschaft  mit  Solidarhaft 
aller  ihrer  Mitglieder  zu  konstituieren  sein.  Damit  würde  sie 
eine  wirtschaftliche  Macht  von  solcher  Zahlungsfähigkeit  und 
Zahlungssicherheit  werden  ,  dass  ihr  zweifelsohne  der  Bankkredit 
ebenso  wie  heute  der  Grossindustrie  und  dem  Handel  offen  stünde, 
und  zwar  der  Kredit  bei  der  Reichsbank  oder  einer  mit  staatlicher 
Beteiligung  zu  gründenden  Reichsgewerbebank,  teilweise  auch  bei 
den  bestehenden  Sparkassen.  An  dieser  Stelle  sei  insbesondere 
auf  zweierlei  hingewiesen  :  i)  auf  die  Heranziehung  der  P  o  s  t  - 
sparkassenerläge  für  Zwecke  der  Befruchtung  der  vater- 
ländischen Produktion,  und  2)  auf  die  Bildung  von  Raififeisen- 
kassen  der  Gewerbetreibenden  einer  Genossenschaft,  bezw.  eines 
Bezirkes,  oder  die  Zulassung  der  Gewerbetreibenden  zu  den  be- 
stehenden derartigen  Kassen  der  Landwirte.  Ich  glaube ,  dass 
diese  Anregungen  zu  höchst  fruchtbaren  Folgen  führen  könnten. 
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Die  Kleingewerbetreibenden,  die  heute  den  billigen  Kredit  der  Banken 
nicht  in  Anspruch  nehmen  können ,  weil  sie  den  Bedingungen 
der  Bankstatuten  in  der  Regel  nicht  zu  entsprechen  vermögen, 
würden  nun  im  Wege  der  Landesgenossenschaft  die  Vorteile 
jenes  Kredites  empfangen  können.  Als  Kreditnehmer  gegenüber 
der  Bank  würden  nicht  die  einzelnen  Handwerker ,  sondern  die 
Landeskreditgenossenschaften  fungieren ,  die  gewissermassen  die 
Aufgaben  von  Gewerbe-Banquiers  zu  erfüllen ,  und  den  erhal- 
tenen Bankkredit  in,  den  Einzelbedürfnissen  entsprechende  kleine, 
kurze  und  längere  Kredite  umzuwandeln  hätten.  Der  Zinsfuss  für 
das  von  der  Bank  entlehnte  Kapital  würde  hiebei  nur  insoweit 
erhöht  werden,  bezw.  das  Darlehenkapital  um  den  entsprechenden 
Betrag  gekürzt  werden,  als  dieszurDeckung  der  Kosten 
des  gewerblichen  Verwaltungsapparates  erfor- 
derlich ist,  würde  also  jedenfalls  noch  immer  viel  niedriger 
sein,  als  der  Zins  den  der  Handwerker  heute  an  Zwischenhändler 
und  Privatgläubiger  zu  zahlen  hat.  Die  Gewerbeinspektoren  und 
die  Fachbureaux  der  Gewerbebehörde  ,  welche  in  der  Lage 
wären,  über  die  Kredit-  und  Zahlungsfähigkeit,  sowie  Vertrauens- 
würdigkeit der  einzelnen  Kreditwerber  und  Fachgenossenschaften 
authentische  Aufschlüsse  zu  geben,  würden  die  Dienste  von  Cen- 
soren  zu  leisten  haben,  und  hätten  auch  je  nach  Zweck  und  An- 
lage die  Höhe  des  jeweilig  einzuräumenden  Kredites  zu  bestim- 
men. Ganz  wesentlich  erleichtert  würde  diese  ganze  Kreditgebah- 
rung  durch  Schaffung  von  Elementen  der  Kreditorganisation,  durch 
die  früher  geforderten  Raiffeisenkassen  für  Handwerker.  In  der 
Idee  der  genossenschaftlichen  Zwangsorganisation  liegt  es ,  dass 
die  Landes-Kreditgenossenschaft  ausschliesslich  befugt,  aber  auch 
verpflichtet  werde,  dem  Kleingewerbetreibenden  Kredit  zu  erteilen. 
Dem  letzteren  bliebe  zwar  natürlich  auch  der  Privatkredit  noch 
offen;  der  Forderung  der  Kreditgenossenschaft  müsste  jedoch, 
entsprechend  der  Solidarhaft  aller  Mitglieder,  das  pfandrechtliche 
Vorrecht  gewahrt  bleiben. 

Da  jeder  Gewerbetreibende  zwangsweise  Mitglied  der  Hand- 
werksgenossenschaft ist ,  so  ist  er  e  o  ipso  auch  Mitglied 
der  Kreditgenossenschaft.  Dies  wird  nun  folgende 
günstige  Einrichtung  gestatten:  Nur  derjenige,  der  Kredit  in  An- 
spruch nimmt,  also  eine  Leistung  der  Organisation  zu  seinem  Vor- 
teile provoziert,  wird  durch  den  früher  erwähnten  Abzug  vom  Dar- 
lehenskapital zu  den  Genossenschafts-Verwaltungskosten  herangezo- 
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gen.  Der  kleine  Schuster  oder  Zimmermeister  im  entlegenen  Dorfc 
z.  B.  hat  daher  zunächst  aus  seiner  Mitgliedschaft  keinerlei  Nach- 
teil zu  erleiden  und  keinen  Kreuzer  zu  zahlen.  Die  Thatsache 
seiner  Mitgliedschaft  jedoch  berechtigt  ihn  gegebenen  Falles 
bilHgen  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen  ,  also  einen  Vorteil  aus 
der  Genossenschaft  zu  ziehen.  Das  ist  aber  nicht  der  einzige  Vorteil, 
wie  sich  später  noch  zeigen  wird. 

Der  bestehenden  Kreditnot  des  Handwerks  würde  damit  so- 
fort ein  Ende  bereitet.  Heute  ist  infolge  dieser  Kreditnot  die 
kleingewerbliche  Produktion  und  ihre  Entwicklung  im  wesentlichen 
den  vorhandenen  und  gewöhnlich  sehr  geringen  Barmitteln  ange- 
passt.  Der  Handwerker  ist  zumeist  gezwungen,  bar  zu  bezahlen; 
er  kauft  im  Kleinen,  und  daher  an  sich  schon  teurer  und  schlechter; 
er  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  auch  genötigt,  ohne  Auslese  zu 
kaufen.  Erhält  er  ausnahmsweise  vom  Kleinhandel  Kredit,  so  ist 
er  auch  schon  bewuchert,  und  betritt  die  Bahn  des  Ruins.  Selbst 
aber  ist  er,  um  sich  nur  ja  die  Kundschaft  zu  erhalten,  und  der 
Industrie  wenigstens  in  einer  Beziehung  einen  scheinbaren  Vor- 
sprung abzulaufen,  gezwungen,  den  Konsumenten  nicht  gegen  bar, 
sondern  gegen  Kredit  zu  verkaufen.  Monatelang,  gewöhnlich  ein 
ganzes  Jahr,  muss  er  warten  bis  die  Kundschaft  ihn  bezahlt  und 
meist  ist  er  ausser  Stande  Verzugszinsen  anzurechnen.  Die  Kunden 
haben  sich  allgemein  daran  gewöhnt,  dem  Handwerker  das  zu 
verweigern,  was  sie  jedem  andern  Produzenten  gegenüber  wider- 
spruchslos und  selbstredend  gewähren ;  Die  Barzahlung.  Dadurch 
ist  nun  der  Handwerker,  dessen  ganze  Produktion  sich  auf  seine 
ohnehin  geringen  verfügbaren  Barmittel  aufbaut ,  in  seiner  öko- 
nomischen Grundlage  geschädigt. 

Nicht  nur,  dass  die  Unsitte  des  Schuldigbleibens  seitens 
der  Kunden  durch  den  genossenschafthchen  Zwang  sofort  besei- 
tigt werden  könnte  ,  bildet  die  gewerbliche  Kreditgenossen- 
schaft erst  die  sichere  Unterlage ,  ja  die  notwendige  Voraussetz- 
ung für  die  Entwicklung  und  das  Gedeihen  des  Fachgenossen- 
schaftswesens. Den  sich  nun  viel  leichter  bildenden  freiwilligen 
Einkaufsgenossenschaften  würde  der  billige  Kredit 
der  Genossenschaft  gegen  die  eine  Bedingung  zur  Ver- 
fügung stehen,  dass  die  sämtlichen  Mitglieder  der  Zwangsgenos- 
senschaft des  Bezirkes ,  also  auch  die  entfernt  und  vereinzelt  am 
Lande  wohnenden,  den  guten  und  billigen  Rohstoff  zum  gleichen 
Preise  wie  die    freiwilligen  Mitglieder   der  Einkaufsgenossenschaft 
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von  dieser  beziehen  können.  Die  Einkaufs-  bezw.  Rohstoff- 
genossenschaften würden  dadurch  in  die  Lage  versetzt, 
in  gleicher  Weise  wie  die  Grossindustrie  dies  heute  thut,  mit  Um- 
gehung zahlreicher,  gewinnheischender  Zwischenhändler  das  beste 
Rohmaterial  am  Weltmarkt  bei  den  entsprechenden  Quellen  zu  be- 
schaffen und  mit  Wechseln,  welche  den  Accept  der  Landesgenossen- 
schaft tragen,  zu  bezahlen.  Die  Beschaffung  würde  in  grösseren  Men- 
gen und  deswegen  auch  zu  billigeren  Preisen  und  der  Transport  zu  er- 
mässigten  Tarifsätzen  erfolgen  können.  An  die  einzelnen  MitgHeder 
würden  der  Rohstoff  oder  das  Halbfabrikat  zum  Selbstkostenpreise 
gegen  bar  oder  kurzfällige  Wechsel  abgegeben  werden.  Aus  den 
Geschäftseingängen  könnten  die  Wechselverpflichtungen  mit  Sicher- 
heit eingelöst  werden. 

Die  freiwilligen  Verkaufsgenossenschaften,  welche 
sich  als  die  richtige  und  natürliche  Ergänzung  und  Folge  der 
Zwangs-Fachgenossenschaften  darstellen,  und  sich  eventuell  wieder 
aus  mehreren  Fachgenossenschaften  zusammenschliessen  würden, 
erhielten  den  entsprechenden  Kredit  zur  Errichtung  genossen- 
schaftlicher Verkaufshallen ,  welche  zugleich  Zentralstellen  zur 
Entgegennahme  von  Bestellungen  wären  und  den  direkten  Ver- 
kehr mit  den  Konsumenten  und  Detailhändlern  vermitteln 
würden.  Die  Landesgenossenschaft  müsste  berechtigt  sein,  die 
an  die  Verkaufshallen  abgeHeferten  Waren  entsprechend  ihrer 
Qualität  zu  belehnen.  Dadurch  bekäme  der  Handwerker  einer- 
seits sofort  Geld  in  die  Hand,  andererseits  würde  eine  wohlthätige 
öffentlich-rechtliche  Kontrolle  hinsichtlich  der  Güte  der  Waren 
ausgeübt  werden.  Der  gleichzeitige  Verkauf  in  den  Geschäfts- 
lokalen der  einzelnen  Handwerker  bliebe  dadurch  unberührt. 
Ebenso  sollte  der  Verkauf  handwerksmässig  erzeugter  Waren 
durch  den  berufsmässigen  Handel  nicht  verboten  werden.  Es 
liegt  nur  im  Interesse  des  Handwerks,  möglichst  viele  Verkauf- 
stellen zu  besitzen.  Dem  Berufshändler  wäre  hingegen  zu  unter- 
sagen, Bestellungen  auf  Handwerkserzeugnisse  und  Reparaturs- 
Aufträge  entgegenzunehmen,  sowie  selbst  Handwerker  für  seinen 
Verlag  zu  beschäftigen. 

Nur  der  Hausierhandel  müsste  nachdrücklichst  eingeschränkt 
werden,  weil  der  Hausierer,  dieser  »kleine  Mann«  der  Manchester- 
leute, nur  dazu  dient,  den  Absatz  der  Schundwaren  einer  über- 
produzierenden  Industrie  zu  bewerkstelligen  und   zu    fördern   und 
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dadurch  dem  Vertrieb  solider  Handwerksware  Schmutzkonkurrenz 
zu  bieten. 

Gleichzeitig  miissten  jedoch  die  Innungen  zur  Führung  von 
Marken  verpflichtet  werden  und  die  Markenschutzgesetzgebung 
müsste  in  der  Richtung  ergänzt  werden,  dass  die  Marke  kein  Privi- 
leg des  Inhabers,  sondern  einen  Schutz  für  das  Erzeugnis  bildet. 

Zur  Wahrung  der  Interessen  des  legiti  men  Handels  müsste 
dagegen  die  Bestimmung  getroffen  werden,  dass  in  den  Verkaufs- 
hallen der  Handwerksgenossenschaften  und  in  den  Geschäften 
einzelner  Handwerker  keine  Waren  feilgeboten  werden,  die  nicht 
von  der  Handwerksgenossenschaft,  bezw.  deren  Mitgliedern  er- 
zeugt wurden.  Der  kleine  Schuster  am  Lande  wird  z.  B.  auch 
feine  gelbe  Schuhe  als  Händler  verkaufen  dürfen,  aber  nur  solche 
Schuhe ,  die  von  einer  Handwerksgenossenschaft  erzeugt  wur- 
den. Auch  dies  liegt  übrigens  im  Interesse  des  Kleingewerbes; 
denn  es  wird  damit  der  Gefahr  vorgebeugt ,  dass  die  Genossen- 
schaft ihren  Schwerpunkt  in  das  Handelsgeschäft  verlegt ,  und 
sich  langsam  in  eine  Handelsgesellschaft  verwandelt ,  die  dann 
wieder  im  Vertrieb  von  Industrieprodukten  ihren  Hauptgewinn 
findet  und  denselben  an  die  erste  Stelle  rückt. 

Auch  das  Recht  zum  Escompte  ausständiger  Forderungen  der 
Verkaufsgenossenschaften  müsste  der  Landeskreditgenossenschaft 
eingeräumt  werden.  Durch  die  derart  auf  eine  organisierte  Pro- 
duktion sich  stützende  Verkaufsorganisation  würde  das  Klein- 
gewerbe zu  Lieferungen  für  Armee,  Marine,  Eisenbahnen  u.  s.  f. 
in  erhöhtem  Masse  herangezogen  werden  können. 

Die  Landes-Kreditgenossenschaft  würde  es  endlich  den  Fach- 
genossenschaften ermöglichen,  durch  Einräumung  des  entsprechen- 
den Betriebs-Kredites  Maschinen  und  Motoren  zu  beschaffen  und 
sich  die  Vorteile  eines  mit  zunehmender  Kapitalmenge  arbeiten- 
den und  die  Arbeit  organisierenden  Industriebetriebes  anzueignen, 
ohne  deshalb  nur  schablonenhafte  Fabrikarbeit  zu  liefern,  welche 
individuellen  Bedürfnissen  nicht  entsprechen  kann.  Dies  ist  übri- 
gens ein  Gegenstand,  bezüglich  dessen  in  einer  verbesserten  Wirt- 
schafts- und  Sozialordnung  insbesondere  auch  den  Gemeinden  grosse 
Aufgaben  zufallen. 

Dies  wäre  der  eine  Teil  der  Reform  des  Handwerks  und  der 
Rettungsaktion  für  dasselbe :  Die  gehaltvolle  Ausgestaltung  des 
gewerblichen    Genossenschaftswesens,    das    sich    wohl    wesentlich 
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von  den  bestehenden  Genossenschaftsbildungen  unterscheidet,  aber 
eben  deshalb   einen  Erfolg  erhoffen  lässt. 

Und  dennoch  bliebe  diese  Schöpfung  ein  torso,  wenn  nicht 
Vorsorge  getroffen  würde,  dass  unlauteren,  die  Vertrauenswürdig- 
keit der  Genossenschaft  schädigenden,  die  Qualität  der  Erzeug- 
nisse beeinträchtigenden,  den  Lohn  der  Handwerksarbeiter  schmä- 
lernden Elementen  der  Eintritt,  bezw.  die  wirtschaftliche  Bethäti- 
gung  innerhalb  der  Genossenschaft  verwehrt  werden  könnte. 

Damit  allein  ist  wohl  schon  die  Berechtigung  und  Notwendig- 
keit des  Befähigungsnachweises  erwiesen.  Allerdings 
dürften  die  bezüglichen  Bestimmungen  nicht  zur  leeren  Formalität 
herabsinken;  es  müsste  unmöglich  gemacht  werden,  dass,  wie 
dies  in  einzelnen  Orten  vorkommt  und  thatsächlich  erhoben 
wurde,  die  Herstellung  solcher  Befähigungsnachweise  selbst  zu 
einem  Gewerbe  gemacht  wird.  Insbesondere  dürfte  der  Befahl - 
gungsnachw  eis  auch  nicht,  wie  dies  in  Oesterreich  eigentlich 
der  Fall  ist,  eigentlich  nur  ein  Verwendungs  nachweis  sein. 

Der  eigentliche  Sinn  für  den  Befähigungsnachweis  und  seine 
rechte  und  tiefe  Begründung  liegt  jedoch  darin  ,  dass  durch  ihn 
die  Interessen  der  Gesamtheit  der  Konsumenten  ge- 
schützt und  damit  auch  der  objektive,  zivilisatorische  Zweck  des 
Handwerks  gesichert  werden  soll.  Der  Befähigungsnachweis  ver- 
folgt sohin  ein  sittliches  Ziel;  er  soll  die  gesellschaftliche  Wohl- 
fahrt fördern   helfen. 

Keineswegs  soll  es  jedoch  durch  den  Befähigungsnachweis 
für  das  Handwerk  dem  Handwerker  verwehrt  sein,  durch  Einfüh- 
rung des  arbeitsteiligen  Betriebes  in  die  Kategorie  ,  bezw.  in  die 
event.  zu  schaffende  Genossenschaft  der  industriellen  Pro- 
duzenten überzutreten ,  was  gleichbedeutend  wäre  mit  dem  Aus- 
scheiden aus  dem  genossenschaftlichen  Verbände  der  Kleingewerbe- 
treibenden. Andererseits  müsste  von  den  Besitzern  jener  Industrien, 
die  sich  mit  der  fabriksmässigen  Herstellung  von  solchen  Waren 
befassen,  die  auch  handwerksmässig  erzeugt  werden,  der 
Befähigungsnachweis  für  dieses  Handwerk  gefordert  werden. 
Um  jedoch  dem  Befähigungsnachweis  die  richtige  Bedeutung  und 
sachliche  Unterlage  zu  geben,  müsste  dem  Fachschul-  und  Lehrlings- 
wesen besondere  und  erhöhte  Beachtung  und  Pflege  zugewendet 
werden.  Es  wären  solche  Fachschulen  für  jedes  Gewerbe  in  jedem 
Kronlande ,  bezw.  in  jeder  Provinz  auf  Kosten  des  Reiches  und 
der  Länder  zu  errichten.    Dadurch  erst  würde  verhindert  werden 
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können,  dass  manche  Gewerbe,  die  bei  entsprechender  Organisa- 
tion noch  recht  wohl  bestehen  könnten,  heute  jedoch  von  selbst 
in  den  arbeitsteiligen  Betrieb  überzugehen  und  damit  als  Hand- 
werke abzubröckeln  im  Begriffe  stehen,  die  infolgedessen  nurmehr 
wenige  Arbeiter  zählen,  die  das  ganze  Produkt  selbst  herzustellen 
imstande  wären.  Als  Befähigungsnachweis  müssen  demnach  beige- 
bracht werden  die  Zeugnisse  jener  Fachschulen,  sowie  genossen- 
schaftliche Zeugnisse  über  die  vollbrachten  Lehrjahre  im  betreffen- 
den Handwerke. 

Auf  der  Forderung  der  Absolvierung  einer  Fachschule  m  u  s  s 
im  Interesse  der  Gesamtheit ,  wie  im  wohlverstandenen  Interesse 
des  Handwerks  selbst  beharrt  werden.  Dem  Einwurfe,  was  denn 
dann  die  Kinder  der  armen  kleinen  Handwerker  vom  Lande  thun 
sollen  ,  die  heute  einfach  das  Geschäft  ihres  Vaters  übernehmen 
und  so  weiter  arbeiten,  wie  dieser  und  der  Grossvater  es  thaten, 
und  dabei  doch  alle  Konsumenten  des  Dorfes  zufrieden  stellten, 
ist  folgendes  entgegenzusetzen :  Die  Konsumenten  des  Dorfes 
werden  nicht  lange  mehr  zu  halten  sein  ;  denn  die  billige  Fabriks- 
ware dringt  auch  schon  ins  letzte  Dorf  und  wird  den  nicht  tüch- 
tigen und  fortschreitenden  Handwerker  auch  dort  vernichten.  — 
Die  Fachschulen  aber  werden  sich  durch  Verkauf  ihrer  Erzeug- 
nisse teils  selbst  erhalten,  und  teils  haben  auf  Kosten  von  Staat, 
Land ,  Schul-  und  Heimatsgemeinde  Einrichtungen  getroffen  zu 
werden,  um  den  Schülern  freie  Wohnung,  Kost  und  Kleidung  zu 
sichern.  Wir  sehen  ja  doch  auch  ohne  diese  Sicherung  heute 
zahlreiche,  gänzlich  unbemittelte  Kinder  an  den  Mittelschulen 
studieren. 

Eine  Beschränkung  der  wirklichen  wirtschaftlichen  Freiheit 
wäre  im  Befähigungsnachweis  keineswegs  gelegen  ,  wie  dies  so 
gerne  hervorgekehrt  wird.  Denn  die  Zahl  der  in  die  Gewerbe- 
genossenschaft Aufzunehmenden  würde,  um  eine  gesunde  und  für 
den  wirklichen  Fortschritt  nicht  zu  entbehrende  Konkurrenz  sicher 
zu  stellen ,  durchaus  nicht  beschränkt  werden.  Dem  tüchtigen, 
fähigen  ,  fleissigen  und  sparsamen  Arbeiter  würde  es  dann  erst 
recht  ermöglicht,  —  was  heute  zu  den  Ausnahmen  zählt,  sich 
zu  einer  selbständigen  Existenz  emporzuarbeiten.  Es  stände  sohin 
jedem  frei ,  den  Beruf  des  Handwerkers  zu  wählen  und  auszu- 
üben, wenn  er  den  hiefür,  auch  bei  allen  andern  Berufen  bestehen- 
den Bedingungen  entspricht.  Die  Landes-Gewerbebehörde ,  der 
auch  das  Recht  der  Konzessionierung  der  Gewerbe  zu  übertragen 
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wäre,  dürfte  diese  Konzession  nur  verweigern,  wenn  den  gesetz- 
lich normierten  Bedingungen  hinsichtlich  Befähigung  nicht  nach- 
gekommen wird. 

Beschränkt  würde  nicht  die  wirtschaftliche  Freiheit  des  Hand- 
werks; beschränkt  würde  nur  die  Freiheit  der  Bewucherung  des 
Handwerks,  und  verhindert  würde  die  Verschlechterung  der  hand- 
werksmässigen  Arbeit. 

Neben  Erfüllung  dieser  Aufgaben  wirtschaftlicher  und  sozial- 
politischer Natur  würde  die  nach  dreierlei  Gesichtspunkten,  näm- 
lich territorial,  nach  Berufen  und  nach  Klassen  gegliederte  Or- 
ganisation des  Kleingewerbes  auch  eine  der  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  des  letzteren  entsprechende,  und  die  poH- 
tischen  Interessen  und  Rechte  der  Handwerker  wirksam  wahrende 
Vertretung  derselben  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  der 
Gemeinden  des  Landes  und  des  Reiches  ermöglichen. 

Es  würden  sohin  mit  den  gewerblichen  Landesgenossenschaften 
grossartige  Gemeinschaften  gebildet  werden,  denen  die  ganze  Ver- 
waltung und  teilweise  auch  das  Recht  in  Sachen  des  Handwerks 
übertragen  würde.  Das  Handwerk  erhielte  wieder  seine  Ehre  und 
den  Lohn  seiner  redlichen  Arbeit  zurück. 

Wenn  es  möglich  ist,  dem  Handwerk  den  verloren  ge- 
gangenen »goldenen  Boden«,  d.i.  den  Boden,  auf  welchem 
Sitte,  Recht,  Freiheit,  Bewusstsein  der  eigenen  Würde  wachsen 
und  gedeihen  können,  zurückzugeben,  so  ist  dies  nur  auf  dem  an- 
gegebenen Wege  durch  die  stramme  genossenschaftliche  Organi- 
sation und  den  Befähigungsnachweis,  bei  gleichzeitiger  zeitgemässer 
Regeneration  der  handwerklichen  Arbeit  von  innen  heraus,  mög- 
lich. Man  zögere  daher  nicht,  diesen  Weg  einzuschlagen ;  denn  die 
Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  haben  klar  ergeben, 
dass  wir  bereits  knapp  vor  der  Thüre  des  »zu  spät«  stehen. 

Nur  darf  man  sich,  wie  bereits  früher  erwähnt,  den  Neubau 
des  Handwerks  nicht  als  eine  glückliche,  auf  einem  Sumpfe 
schwimmende  Insel  vorstellen.  Die  Gesamtorganisation  des  Hand- 
werks wird  nur  von  vollem  Erfolge  begleitet  sein  können,  wenn 
daneben  auch  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  nach  sittlichen 
und  vernünftigen  Prinzipien ,  bei  welchen  das  Wohl  aller  Mitwir- 
kenden und  die  Gerechtigkeit  gegen  geistige  und  physische  Arbeit, 
sowie  insbesondere  auch  das  Wohl  der  konsumierenden  Gesamt- 
heit ausschlaggebend  sind,  organisiert  werden. 


DIE  KLEINGEWERBLICHE  KÖRPERSCHAFTS- 
BILDUNG. 

VON 

A.  SCHÄFFLE. 


I.    Einleitung. 

Der  »Deutsche  Reichsanzeiger«  vom  3.  August  1896  hat  den 
V.  Berlepsch' schtn  Entwurf  einer  weiteren  Novelle  zur  D.  Ge- 
werbeordnung für  die  öffentliche  Besprechung  hinausgegeben. 
Dieser  Entwurf  gilt  der  Einfügung  einer  wirtschaftskammerlichen 
Organisation  des  gewerblichen  Kleinbetriebes  zur  Seite  der  ein- 
fachen Kammerorganisation  des  Grosshandels  und  der  Industrie, 
wie  sie  in  den  »Handelskammern«  schon  längere  Zeit  besteht  und 
anerkannt  im  Segen  wirkt. 

Den  Anstoss  zu  diesem  Vorschlag  hat  die  Erfahrung  gegeben, 
dass  trotz  der  Begünstigung,  welche  die  G.O. -Novelle  vom  18. 
JuH  1878  für  die  Schaffung  freiwiUiger  Verbände  eingeräumt  hat, 
eine  standschaftHche  Vereinigung  ohne  Zwangsbeitritt  nur  sehr 
dürftig  ins  Leben  tritt,  d.  h.  dass  die  Standeskörperschaft  auf 
dem  Wege  der  Freiwilligkeit  nicht  zu  Stande  kommt.  Die  Mo- 
tive sagen:  »Den  Innungen  ist  es  nicht  gelungen,  den  grösseren 
Teil  der  Handwerker  in  sich  zu  vereinen ,  und  vielfach  hat  sich 
nur  ein  kleiner  Bruchteil  zum  Anschluss  an  sie  bereit  finden  lassen. 
Soweit  das  vorhandene  statistische  Material  reicht,  kann  ange- 
nommen werden,  dass  nur  etwa  ein  Zehntel  sämtlicher  Handwerker 
den  Innungen  beigetreten  ist.  Dementsprechend  haben  die  auf 
Freiwilligkeit  beruhenden  Innungen  nicht  die  persönlichen  Kräfte 
und  die  finanziellen  Mittel  gewonnen,  die  sie  befähigt  haben  wür- 
den, eine  allgemeine  Besserung  der  Lage  des  Handwerks  herbei- 
zuführen. Ihre  Thätigkeit  ist  vielmehr  im  allgemeinen  auf  ver- 
hältnismässig enge  Grenzen  beschränkt  geblieben  ,  und  auch  da, 
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wo  sie  in  grösserer  Zahl  errichtet  worden  und  weitere  Kreise  des 
Handwerkerstandes  ihnen  beigetreten  sind ,  haben  sie  die  Wirk- 
samkeit ,  zu  der  sie  an  sich  befähigt  sind  ,  nicht  in  vollem  Mass 
entfalten  können,  weil  sie  in  ihrer  gegenwärtigen  Organisation  des 
sicheren  Bestandes  ermangeln ,  indem  es  jedem  einzelnen  Mit- 
gliede  in  jedem  Augenbhck  unbenommen  ist ,  sich  den  Folgen 
ihm  lästiger  und  seinen  unmittelbaren  Interessen  vielleicht  zuwider- 
laufender Beschlüsse  und  Anordnungen  der  Innung  durch  den 
Austritt  zu  entziehen.« 

Daher  wird  jetzt  die  rechtverbindliche  Zusammenfassung  auch 
der  Handwerker,  d.  h.  Standeskorporation  in  Vorschlag  gebracht. 
Um  diesem  Vorschlag  näher  treten  zu  können,  muss  man  denselben 
zunächst  nach  seinen  Grundlinien  skizzieren.  Derselbe  bedeutet 
nicht  die  blosse  Uebertragung  der  Handelskammerschablone  auf 
das  Handwerk.  Es  handelt  sich  nicht  um  einfache  Zusammen- 
fassung der  kleingewerblichen  Betriebe  zu  einer  einzigen  Kammer, 
wie  dies  für  den  Grossbetrieb  sachgemäss  sich  ergeben  hat.  Die 
Kleinheit  und  die  Vielheit  des  Fachbetriebs  der  meisten  Gewerbe- 
arten bedingte  es  oder  legte  es  wenigstens  nahe,  den  zur  Seite 
der  Grossbetriebs-Kammern  tretenden  Zentralorganen  der  klein- 
gewerblichen Körperschaftsbildung,  d.  h.  den  Handwerkskammern 
einen  besonderen  fach-  und  bezirksweisen  Unterbau  zu  geben. 
Ein  solcher  ist  vorgeschlagen  in  der  fachlichen  »Zwangsinnung« 
und  im   »Handwerkerausschuss«, 

Die  Zwangsinnung  soll  nur  bestimmte  fachlich  abgrenzbare 
Handwerksarten  mit  ihren  selbständigen  Betrieben  umfassen,  und 
auch  diese  nur,  wenn  der  Betrieb  ein  »stehender«  ,  d.  h.  kein 
Wanderbetrieb  ist.  Der  andere  Verband,  welcher  im  »Handwerks- 
ausschuss«  seine  Vertretung  findet,  soll  die  sämtlichen  Fachin- 
nungen des  Bezirkes,  also  etwa  eines  »Kreises«  zu  einer  bezirk- 
lichen Handwerksgesamtvertretung ,  einem  Gesamthandwerksver- 
band, einemKr  ei  s-Gesamth  and  w  e  rksr  at  zusammenfassen. 
Immer  wären  es  aber  nur  die  Mitglieder  der  Fachinnungsverbände 
mit  Einschluss  auch  der  nicht  stehend  betriebenen  Fachgeschäfte, 
welche  im  Handwerksausschuss  zur  Vertretung  gelangen  würden. 
Alle  übrigen  Gewerbearten  würden  überhaupt 
der  körperschaftlichen  Zusammenfassung  ledig 
und  der  freiwilligen  Innung  überlassen  bleiben.  Die  geplante  kör- 
perschaftliche Organisation  des  Handwerks  ist  also  unvollständig, 
und  da  der  Bundesrat  des  Weiteren  bestimmen  wird,  welche  Ge- 
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werbefächer  auf  die  Zwangsinnungsliste  gesetzt  oder  davon  ab- 
gesetzt werden  sollen,  auch  mehr  oder  weniger  willkürlich. 

Der  Handwerksausschuss  würde  teils  aus  der  Wahl  der  Or- 
gane der  Fachinnungen ,  teils  aus  der  unmittelbaren  Wahl  der 
nicht  zu  einer  Fachinnung  gezogenen  ,  aber  in  nicht  stehendem 
Betrieb  das  Fach  betreibenden  Handwerker  hervorgehen. 

Die  Handwerkskammer,  deren  Bezirk  durch  die  politische 
Landeszentralbehörde  abzugrenzen  wäre ,  würde  die  sämtlichen 
Handwerksausschüsse  ihres  Sprengeis  zu  Wahlkörpern  haben. 

Hienach  handelt  es  sich  um  eine  dreigliedrige  Körperschafts- 
bildung für  das  Handwerk:  erstens  die  Fachinnung,  zweitens  den 
Kreisgesamtverband  aller  innungs-  und  nichtinnungsmässigen  Hand- 
werksfachbetriebe des  Kreises  verkörpert  im  Handwerksausschuss, 
endlich  drittens  eine  »Handwerkskammer«,  das  heisst  Zusammen- 
fassung des  Fachhandwerkes  aller  Kreisverbände  eines  grösseren 
Landesteils ,  hervorgegangen  aus  der  Wahl  der  Handwerksaus- 
schüsse. Einen  gemeinsamen  Namen  für  die  drei  Glieder  behufs 
beruflicher  Verkörperung  des  fachmässigen  Handwerkerstandes 
enthält  der  Gesetzesentwurf  nicht ,  alle  zusammen  wird  man  als 
kleingewerbliches  Wirtschaftskammerwesen,  und  was  die  Organe 
betrifft ,  als  kammerliche  oder  körperschaftliche  Fachhandwerks- 
vertretung bezeichnen  dürfen.  Daneben  sollen  für  die  nicht  zu 
Zwangsinnungen  bestimmten  Handwerksfächer  »freie  Innungen«  ge- 
bildet und  diese  mit  den  Zwangsinnungen  zu  »Innungsverbänden« 
(vrgl.  unten  Abschn.  V)  verbunden  werden  können. 

Das  Interesse,  welches  die  Sozial- ,  insbesondere  die  Staats- 
wissenschaft an  einer  Besprechung  der  v.  B er lepsch' sehen  Novelle 
hat,  liegt  nicht  daran ,  das  Einzelne  zu  kritisieren  und  an  dem 
Kampf,  welchen  dermalen  »Zünftler«  und  »Gewerbevereinler«  um 
die  Stimmen  der  Bundesrats-  und  der  Reichstagsmitglieder  sehr 
lebhaft  führen,  teilzunehmen.  Vielmehr  muss  es  sich  für  diese 
»der  gesamten  Staatswissenschaft«  dienende  Zeitschrift  darum  han- 
deln, den  positiven  Vorschlägen,  welche  der  Entwurf  macht  und 
den  Lücken ,  welche  derselbe  bestehen  lässt ,  einige  Fortbildung 
oder  doch  Festigung  der  allgemeinen  sozi  al  wi  s  s  e  nschaft- 
lichenOrganisations-,  der  allgemeinen  Gesellschaftsformen- 
lehre abzugewinnen.  Dazu  giebt  der  Entwurf  wirklich  negativ  wie 
positiv  reiche  Anregung ,  und  wird  die  Betrachtung  desselben 
unter  diesem  Gesichtspunkt    für  die  Wissenschaft    fruchtbringend 
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wirken  können ,  auch  wenn    die  Vorschläge  vom  Reichstag  oder 
schon  vom  Bundesrat  vorläufig  verworfen  werden  sollten. 

II.    Irrige    Einwendungen. 

Bevor  auf  die  Besprechung  vom  Standpunkte  dieser  Zeit- 
schrift aus  eingegangen  wird,  haben  wir  mit  wenigen  Sätzen  zwei 
Vorurteile  aus  dem  Wege  zu  schaffen ,  welche  in  die  öffentliche 
Erörterung  störend  sich  eingemengt  haben. 

Das  eine  dieser  Vorurteile  ist,  dass  der  Entwurf  den  alten 
Zunftbann,  d.  h.  ausschliessende  Gewerbeberechtigungen  wie- 
dereinführen ,  also  die  Gewerbefreiheit  wieder  aufheben  wolle. 
Davon  ist  jedoch  wenigstens  unmittelbar  keine  Spur  im  ganzen 
Entwurf  zu  entdecken;  selbst  demjenigen,  was  den  gegenteiligen 
Schein  erzeugt  hat,  nämlich  der  geplanten  Ordnung  des  Rechtes 
der  Lehrlingshaltung  und  der  Gesellenprüfung,  lässt  sich,  wie  sich 
zeigen  wird,  ohne  Schaden  für  die  Sache  Alles  abstreifen,  was 
den  bösen  Schein  erzeugt  hat.  Was  voraus  als  unbegründet  ab- 
zulehnen, ist  die  Behauptung,  dass  jede  kleingewerbliche  Körper- 
schaftsbildung als  solche  mit  dem  Fortbestand  der  Gewerbefrei- 
heit unvereinbar  sei,  dass  deshalb  nur  der  Gewerbeverein  Organ 
des  Handwerks  für  immer,  ausschliessende  »Innung  der  Zukunft« 
werden  und  bleiben  müsse ;  zu  dieser  völlig  haltlosen  Behauptung 
giebt  der  Entwurf  einen  begründeten  Anlass  nicht,  sondern  nur 
zu  dem  Vorwurf,  dass  er  die  schöne  und  kräftige  Gewerbevereins- 
bildung nicht  verwertet.  Nichts  von  dem,  was  den  Inhalt  des  Pri- 
vilegienwesens der  entarteten  Zunft  des  Pohzeistaates  gebildet 
hat,  ist  in  der  v.  Berlepsch'schtn.  Novelle  zu  finden. 

Das  andere  störende  Vorurteil  kleidet  sich  in  die  Behauptung, 
dass  mit  der  Zwangsinnung ,  dem  Handwerksausschuss  und  der 
Handwerkskammer  in  das  öffentliche  Recht  der  Neuzeit  etwas 
ganz  Neues  und  zwar  etwas,  was  abgelebt  sei,  eingeführt  werden 
wolle,  nämlich  die  Korporation.  Gewiss  ist  die  geplante 
Organisation  körperschaftlicher  Art ;  es  handelt  sich  um  ein  wei- 
teres Wirtschaftskammerwesen,  an  der  Seite  der  Handels-,  Indu- 
strie- und  Landwirtschaftskammern.  Allein  um  ein  solches,  welches 
genau  so  neuzeitlich  ist,  wie  dasjenige  der  Handels-  und  Land- 
wirtschaftskammern des  Grossbesitzes.  Letztere  wären  auch  »re- 
aktionäre« Gebilde,  so  gut  wie  die  Kombination  von  Fachinnung, 
Handwerksausschuss  und  Handwerkskammer,  und  in  ihnen  hätte 
die   »Reaktion«  den  Einzug  bereits  vollzogen.    Nun  sind  aber  die 
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Meisten  derjenigen,  welche  das  geplante  kleingewerbliche  Wirt- 
schaftskammerwesen »reaktionär«  schelten,  die  wärmsten  Vertreter, 
z.  T.  die  besoldeten  Beamten  der  Handelskammern,  welche  that- 
sächlich  industriell-kommerzielle  Grossbetriebswirtschaftskammern 
sind.  Zahlreiche  neukorporative  Gebilde  des  öfifentlicheu  Rechtes  der 
Neuzeit  stehen  auch  sonst  bereits  in  Geltung.  Darin,  dass  das  einer 
kräftigen  Vertretung  seiner  eigenartigen  Interessen  so  sehr  bedürf- 
tige und  noch  immer  sehr  zahlreiche  Handwerk  das  auch  erhalten 
soll,  was  die  Grossbetriebsschichten  des  gewerblich-kommerziellen 
volkswirtschafthchen  Berufsstandes  bereits  besitzen,  und  mit  Recht 
festhalten  würden,  wenn  man  es  ihnen  wieder  nehmen  wollte,  kann 
doch  nicht  etwas  >Reaktionäres«  erbHckt  werden.  Lediglich  eine 
Gegenwirkung  gegen  den  bloss  negierenden  und  auflösenden  In- 
dividualismus, welcher  dem  Kleingewerbe  und  eben  nur  diesem 
die  körperschaftliche  Vertretung  nach  den  Bedürfnissen  und  in 
den  Formen  der  Neuzeit  noch  länger  vorenthalten  möchte,  steht 
in  Frage.  Es  handelt  sich  um  Fortschritt.  Daran  ändert  selbst- 
verständlich auch  dies  Nichts ,  dass ,  was  in  den  früher  hinaus- 
gegebenen »Grundzügen«  als  »Fachgenossenschaft«  bezeichnet 
wurde,  nun  im  Entwurf  den  Namen  »Innung«  erhalten  hat.  Man 
hätte  m.  E.  die  »Innung«  als  Teil  des  Unterbaues  der  Hand- 
werkskammern viel  schmäler  und  einfacher  anlegen,  vorläufig  auch 
bei  Seite  lassen,  die  »Handwerksausschuss« -Verbände  dagegen  als 
Kreishandwerkskammern  des  ganzen  Handwerks  konstituieren  und 
von  kleingewerblichen  Kreiskörperschaften  aus  zu  den  Handwerks- 
kammern aufsteigen,  hiemit  schon  dem  Handwerk  von  der  ihm  gebüh- 
renden Stellung  im  öffentlichen  Rechte  einen  sehr  wesentlichen 
Teil  einräumen  können  (vgl.  u.  Abschn.  VI) ;  selbst  das  massge- 
bend gewesene  zugleich  gross-  und  kleingewerbliche  Bedürfnis  der 
Verbesserung  des  Lehrlingswesens  hätte  dabei  Rücksicht  gefunden. 
Ein  Akt  der  »Reaktion«  im  schlimmen  Sinn  des  letzteren  Wortes 
kann  in  der  Schaffung  von  berufsständischen  Organen  der  Klein- 
betriebsschichten des  Gewerbestandes  an  und  für  sich  nicht  ge- 
funden werden. 

III. 

Als  die  unerlässliche  Voraussetzung  für  die  richtige  Beurtei- 
lung der  Frage,  ob  kleingewerbliche  Wirtschaftskammern  herzu- 
stellen seien  und  wie  sie  im  Bejahungsfalle  geschaffen  werden 
sollen,  ist  die  volle  Klarheit  über  den  eigensten  Funktion  s- 
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kreis  berufsständischer,  insbesondere  wirtschaftsberuflicher  Kör- 
perschaften anzusehen.  Diese  Voraussetzung  soll  im  gegenwärtigen 
Abschnitt  dieser  Abhandlung  —  im  Anschluss  an  die  Aufsätze  im 
Jahrgang  1895  —  kurz  gewonnen  werden.  Dabei  wird  Punkt  um 
Punkt  sogleich  nachzuweisen  sein ,  dass  der  Gewerbe  verein 
wohl  neben  der  gewerblichen  Wirtschafts  k  a  m  m  e  r  bestehen, 
aber  nicht  als  voller  Ersatz  der  letzteren  dienen  kann. 

Zur  Klarstellung  des  Wirkungskreises  jeder  und  demnach  auch 
der  kleingewerblichen  Wirtschaftskammer  führt  es ,  wenn  man 
das  Verhältnis  zu  den  anderen,  teils  privatrechtlichen,  teils  öffent- 
lich rechtlichen  Formen  der  Gemeinschaft  nachweist,  d.  h.  zunächst 
zeigt,  was  die  Wirtschaftskammer  nicht  ist. 

Nach  den  Untersuchungen,  welche  wir  im  J.  1895  d.  Ztschr.  über 
»Das  Problem  der  Wirtschaftskammern«  gepflogen  haben,  sind  die 
Kammern  der  wirtschaftl.  Berufsstände  einerseits  von  der  Erwerbsge- 
sellschaft und  von  der  dort  ausführlich  abgehandelten  Wirtschaftsge- 
nossenschaft scharf  abzuheben  ;  die  Wirtschaftskammer  verfolgt  nicht 
private  Erwerbszwecke  und  Wirtschaftsvorteile,  sondern  gemeinsame 
Zwecke  weiterer  oder  engerer  Schichten  des  wirtschaftl.  Berufslebens, 
sie  ist  nicht  privatrechtlicher,  sondern  öffentlich  rechtlicher  Natur, 
nicht  Association  ,  sondern  Berufskörperschaft ,  welche  das  g  e  - 
m  e  i  n  s  a  m  e  Interesse  aller  zugehörigen  Berufsgenossen,  einschliess- 
lich der  Erwerbsgesellschaften  und  Wirtschaftsgenossenschaften, 
niemals  das  Sonderinteresse ,  Erwerb  und  Vorteil  für  einzelne 
Aktionäre  und  Genossenschafter,  unmittelbar  verfolgen  soll.  Die 
Kammern  sind  auch  nicht  zwangsverbindliche  Wirtschaftsgenossen- 
schaften zur  Erreichung  bestimmter  einzelner  Zwecke  sämtlicher 
Angehöriger  einer  Klasse,  wie  es  z.  B.  die  Versicherungszwangs- 
verbände sind;  die  Kammer  hat  nur  die  Bestimmung,  teils  selb- 
ständig ,  teils  als  Hilfsorgan  von  Staat  und  Gemeinde  auch  auf 
wirtschaftliche  Zwangsgenossenschaften  in  bestimmten  Richtungen 
fördernd  und  ordnend  einzuwirken. 

Sämtliche  wirtschaftskammerliche  Gebilde  sind  nach  der  an- 
dern Seite  weiter  von  zweierlei  anderen  Gebilden  des  öffentlichen 
Rechtes,  welche  neben  den  Wirtschaftskorporationen  bestehen, 
scharf  abzuheben.  Das  sind  einmal  die  beiden  Gemeinwesen  oder 
Universalkorporationen:  Staat  und  Kommunalkörperschaft,  zwei- 
tens die  übrigen  Spezialkörperschaften  der  nichtwirtschaftlichen  Be- 
rufsstände, wie  Advokatenkammern,  Aerztekammern  u.  s.  w.,  end- 
lich drittens  die  öffentlichen  Veranstaltungen  für  das  ideale  Volks- 
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leben,  für  Religion,  Erziehung,  Unterricht,  Wissenschaft  und  Kunst, 
d.  h.  die  Kirchen-  und  Schulgemeinden,  die  Akademien  u.  s.  w. 
Die  Wirtschaftskammer  fungiert  nur  für  die  gemeinsamen  Bedürf- 
nisse bestimmter  wirtschaftlicher  Berufskreise;  die  Gemeinwesen, 
nämlich  Staat  und  Kommune  dagegen  wirken  für  alle  und  die 
mannigfaltigsten  gemeinsamen  Zwecke  der  Gesamtheit  der  Landes-, 
bezw.  Ortseinwohnerschaft ;  die  öffentlichen  Grundanstalten  des 
idealen  Volkslebens  aber  wirken  zwar  je  für  bestimmte  geistige 
Interessen ,  aber  nicht  für  solche  bloss  eines  bestimmten  Berufs- 
standes. Jegliche  Art  von  Wirtschaftskammern  mag  hienach  mit 
den  soeben  genannten  anderen  Formen  und  Inhalten  öffentlicher 
Gemeinschaft  mehr  oder  weniger  Aufgaben  gemein  haben  und 
mit  diesen  übrigen  Gemeinschaften  des  öffentlichen  Rechts  zusam- 
menzuwirken berufen  sein ,  sie  ist  aber  das  besondere  Organ 
der  wirtschaftlichen  Berufsstände  mit  völlig  selbständigem  Wir- 
kungskreis. Die  Stellung  zum  Vereinswesen  wird  weiter  unten 
besondere  Erörterung  finden. 

Damit  ist  festgestellt,  was  die  Wirtschaftskammer  nicht  ist. 
Sie  kann  und  soll  weder  die  individuelle  und  erwerbsgesellschaft- 
liche Privatunternehmung  ,  noch  die  freiwillige  und  zwangsweise 
Wirtschaftsgenossenschaft ,  noch  die  wirtschaftseinheitliche  Seite 
der  Kommunal-  und  Staats-Einwohnergemeinschaft  ersetzen  oder 
vertreten ,  noch  schliesst  sie ,  wie  sich  zeigen  wird ,  das  Wirken 
freier  Vereine  aus.  In  dieser  Abhebung  sind  auch  schon  positiv 
das  Wesen  und  die  Funktionen  der  Wirtschaftskammern  bezeichnet. 
Die  letzteren  haben  den  grossen  volkswirtschaftlichen  Berufsgrup- 
pen eine  selbständige  Gesamtstellung  im  öffentlichen  Recht  zu 
verschaffen.  Und  zwar  im  gemeinen  Interesse  des  ganzen  Volkes, 
nicht  bloss  im  Sonderinteresse  des  zugehörigen  Berufsstandes ;  für 
das  Wesen  und  Wirken  der  Wirtschaftskammern  ist  die  Bezeich- 
nung »Interessenvertretung«  offenbar  wenig  geeignet ,  vielmehr 
schief  und  irreführend. 

Wie  jedes  andere  Organ  von  Spezialkörperschaften  hat  auch 
die  Wirtschaftskammer  ihrem  eigensten  Wesen  nach  einen  dop- 
pelten Wirkungskreis,  einen  selbständigen  oder  autonomen,  in  wel- 
chem sie  für  ihren  Berufsstand  abgesondert  wirkt  und  waltet,  und 
einen  zweiten  gemeinen  Wirkungskreis,  in  welchem  sie  mit  den 
sämtlichen  Organen  des  Volkskörpers  zusammenwirkt  und  welchen 
man  deshalb  als  den  volkseinheitlichen  oder  politischen  bezeichnen 
könnte. 

6* 
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Jeder  dieser  beiden  Wirkungskreise  entfaltet  sach-  und  erfah- 
rungsgemäss  weiter  zweierlei  Funktionen. 

In  der  einen  Reihe  dieser  Funktionen  bethätigt  sich,  was  den 
selbständigen  Wirkungskreis  betrifft,  die  Wirtschaftskammer 
als  Vertretung  oder  Geltendmachung  des  zugehörigen  Berufs- 
standes den  übrigen  Gesellschaftsmächten:  dem  Staat,  der  Ge- 
meinde, den  nicht  wirtschaftlichen  Körperschaften  und  Anstalten 
des  öffentlichen  Rechtes,  auch  den  Privaten  und  der  ganzen  »Oef- 
fentlichkeit«  gegenüber,  kurz  als  autonomeVertretung 
gegen  aussen.  Mit  der  anderen  Funktionenreihe  aber  ist  die 
Wirtschaftskammer  —  wieder  zunächst  auf  den  selbständigen  Wir- 
kungskreis gesehen  —  lediglich  dem  inneren  Leben  ihres  Be- 
rufsstandes zugewendet.  Die  autonome  Standesvertretung  oder 
der  gegen  aussen  reagierende  Teil  des  selbständigen  Wirkungs- 
kreises äussert  sich  in  Anregungen,  Beschwerden,  Vorstellungen, 
Petitionen,  Adressen,  Veröffentlichungen,  Entsendungen  u.  s.  w. 
Dagegen  umfasst  der  innere  oder  berufspflegliche  Teil 
des  selbständigen  Wirkungskreises:  Disziplinarfunktionen,  Förde- 
rung des  technischen  Unterrichts,  Beaufsichtigung  und  Ordnung 
des  beruflichen  Bildungs-  und  Erziehungswesens ,  schiedsrichter- 
liche Thätigkeiten,  Teilnahme  an  der  Durchführung  des  Arbeits- 
nachweises, Unterstützung  der  Berufsvereine,  Erteilung  von  Prä- 
mien und  Auszeichnungen,  einheitliche  Lenkung  des  Wirtschafts- 
genossenschaftswesens, endlich  als  Mittel  hiefür  die  Aufbringung 
von  Einkünften  und  die  Anstellung  von  Körperschaftsdienern. 

Auch  am  politischen  oder  v  o  1  k  s  gliedlichen  Wirkungskreis 
sind  zwei  Seiten  auseinanderzuhalten.  Derselbe  umfasst  einmal 
das  Wirken  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Berufskörperschaften  und 
mit  den  übrigen  Gemeinschaften  des  öffentlichen  Rechtes,  nament- 
lich mit  dem  Gemeinwesen  Staat  und  Gemeinde  für  schlechthin 
öffentliche  Interessen  des  ganzen  gegliederten  Volkes,  also  die 
Beteiligung  an  der  Volksvertretung,  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
in  Staat  und  Gemeinde ,  ferner  die  Mitwirkung  am  Schul-  und 
Unterrichtswesen,  das  Auftreten  in  der  Funktion  von  Wahlkörpern. 
Der  politische  Wirkungskreis  umfasst  aber  zweitens  die  Wahr- 
nehmung öffentlicher  Interessen  des  ganzen  Volkes  dem  eigenen 
Berufsstaude  gegenüber,  die  sachgemässe  Beratung  der  öffent- 
lichen Verwaltung  und  sachverständige  Mitverwaltung,  den  Hilfs- 
dienst für  die  Staats-  und  Gemeindeadministration  in  der  Volks- 
wirtschaftspflege mittelst  gewisser  Kontrolle-,   Aufsichts-    und  Er- 
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nennungsvorschlags-.Statutengenehmigungs-,  Beitragsverwendungs- 
und verwandter  Befugnisse,  mittelst  Teilnahme  an  Enqueten,  Sach- 
verständigen-Benennung u.  s.  w. 

Blickt  man  auf  den  eben  skizzierten  Wirkungskreis,  welcher 
der  klein-,  wie  der  grossgewerblichen  Wirtschaftskammer  sachge- 
mäss  einzuräumen  ist,  so  erhellt  einmal,  dass  die  Förderung  des 
Lehrlingswesens  eine ,  wenn  auch  absolut  bedeutende ,  so  doch 
relativ  untergeordnete ,  keineswegs  eine  beherrschende  Stellung 
beanspruchen  darf.  Man  kann  die  Ordnung  des  Lehrlingswesens 
für  das  nächste  Bedürfnis  der  augenblicklichen  Lage  und  Zustände 
des  Standes  ansehen,  aber  für  die  schrittweise  Oefifnung  und  Aus- 
füllung des  übrigen  Wirkungskreises  darf  hiebei  der  Raum  wenig- 
stens nicht  verstellt  werden. 

Zweitens  erhellt  aus  der  gegebenen  Skizze  ohne  weiteres,  dass 
der  Gewerbeverein  nur  leidlich  und  unzureichend  die  innere  Be- 
rufspflege, aber  unmittelbar  und  mit  dem  vollen  Gewicht  und 
Ansehen  des  Standes  nicht  einmal  die  Vertretung  gegen  aussen 
im  autonomen  Wirkungskreis ,  geschweige  die  ganze  politische 
Seite  des  wünschenswerten  gewerbekörperschaftlichen  Waltens 
übernehmen  kann.  Dies  wird  im  weiteren  stärker  ins  Licht  treten, 
aber  daselbst  auch  die  Herstellung  von  positiver  Wechselwir- 
kung der  Gewerbekörperschaft  mit  dem  Gewerbeverein  gefordert 
werden. 

IV. 

Die  nächste  Frage  ist ,  ob  der  in  Abschnitt  III  umrissene 
Funktionskreis  der  Wirtschaftskammern  auf  gewerblichem  Gebiet 
durch  eine  einzige  Korporation ,  diejenige  der  Handels-  und  In- 
dustriekammer zu  voller  und  gesunder  Entfaltung  gebracht  werden 
kann,  oder  ob  eine  Scheidung  zwischen  Grossbetriebs-  und  Klein- 
betriebs-Kammern begründet  ist  und  vorzuziehen  sein  würde,  und 
ob  in  dem  Falle,  dass  die  Scheidung  wünschenswert  wäre ,  die 
ScheideHnie  zwischen  der  Grossbetriebs-  und  der  Kleinbetriebs- 
angehörigkeit auf  praktische  Weise  gefunden  werden  kann. 

Bei  Beantwortung  dieser  Frage  ist  voraus  von  der  pessimi- 
stischen Anschauung  abzusehen,  dass  der  gewerbliche  Kleinbetrieb 
unrettbar  dem  Untergange  geweiht  sei  und  dem  Grossbetrieb  in 
der  Hauptsache  erliegen,  besten  Falles  neben  letzterem  nur  noch 
als  fünftes  Rad  einherlaufen  werde.  Selbst,  wenn  diese  Ansicht 
richtig  wäre,   würde  zur  Milderung  des  immerhin  langsamen  Ster- 
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bens  dem  Kleingewerbe  erst  recht  ein  Zusammenstehen  im  Ueb  er- 
gangsprozess  nötig  sein  und  müsste  ihm  die  gesonderte  kör- 
perschaftliche Vertretung  eingeräumt  werden.  Die  Richtigkeit 
jener  Ansicht  ist  aber  nicht  erwiesen,  die  statistischen  Erhebungen 
sprechen  für  das  Gegenteil.  Aus  der  neuesten  Publikation  des 
»Vereins  für  Sozialpolitik«  ist  wohl  das  herauszulesen  ,  dass  die 
Kleingewerbe  in  ihrer  Betriebsweise  und  in  ihrer  gegenseitigen 
Abgrenzung  sehr  veränderlich  geworden  sind  und  vermutlich  ver- 
änderlich bleiben  werden,  so  dass  jede  fixe  Zunftbegrenzung  un- 
möglich geworden  ist.  Dagegen  ein  baldiges  Verschwinden  des 
Kleingewerbes  überhaupt  geht  aus  dieser  verdienstvollen  Samm- 
lung von  Gutachten  aus  allen  Teilen  des  deutschen  Reiches  nicht 
hervor.  Und  ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Ergebnissen  der 
zweiten  deutschen  Berufszählung  von  1895.  Danach  hat  das  Ge- 
werbe gegenüber  der  Landwirtschaft  bedeutend  zugenommen.  Im 
Gewerbe  selbst  ist  die  mittlere  Zahl  der  auf  ein  Geschäft  ent- 
fallenden Hilfsarbeiter  zwar  grösser  geworden ,  indem  gegenüber 
der  ersten  deutschen  Berufszählung  von  1882  beispielsweise  in 
Preussen  die  Zahl  der  Gehilfen ,  welche  auf  einen  Selbständigen 
entfallen,  von  2,35  auf  2,75  gestiegen  ist.  Allein  die  mittlere  Zahl 
von  2,75  ist  absolut  noch  immer  klein  und  deutet  keineswegs  auf 
ein  Verschwinden  des  kleingewerblichen  Betriebes  in  absehbarer 
Zeit  hin ,  bestätigt  vielmehr  eine  gewaltige  Ueberzahl  der  am 
Mittel-  und  Kleinbetrieb  selbständig  beteiligten  Existenzen.  Die 
Schichte  der  »Handwerksmeister«  ist  hienach  für  absehbare  Zeit 
eine  massige. 

Hat  nun  dieselbe  etwa  keinerlei  Interesse  an  selbständiger 
Vertretung  neben  dem  Grossgewerbe  und  Grosshandel?  Man 
braucht  die  Frage  nur  zu  stellen,  um  sie  verneinen  zu  müssen. 

Nicht  als  ob  ein  körperschaftlicher  Antagonismus  zwischen 
Gross-  und  Kleinbetrieb  ins  Leben  zu  rufen  wäre.  Beide  Schichten 
haben  viel  Interessengemeinschaft  und  ob  jede  abgesondert  für 
sich  in  besonderen  Wirtschaftskammern  oder  kurienweise  innerhalb 
einer  einzigen  gesamtgewerblichen  Wirtschaftskammer  zur  Ver- 
tretung zu  bringen  wäre,  ob  an  der  Kreishandwerkskammer  nicht 
auch  der  Grossbetrieb  freiwilligen  Anteil  erhalten  soll,  ist  nicht 
ohne  Weiteres  einseitig  im  einen  oder  anderen  Sinn  zu  entscheiden. 
Darüber  wird  jedoch  kaum  eine  Meinungsverschiedenheit  möglich 
sein,  dass  im  Falle  einer  Einheitsvertretung  irgend  welche  innere 
Gliederung    stattzufinden    hätte    und    dass    das    Kleingewerbe    für 
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seinen  Anteil  an  den  Zentralwirtschaftskammern  des  Grossbetriebes 
oder  für  seine  eigene  Zentralkammer  einen  Lokal-  und  Fach- 
unterbau erhalten  muss,  falls  es  innerhalb  einer  Wirtschafts- 
gesamtkammer die  richtige  Stellung  soll  erlangen  und  behaupten 
können;  ein  weiterer  Abschnitt  wird  dies  genauer  begründen. 

Man  hat  das  Bedürfnis  kleingewerblicher  Körperschaftsbildung 
durch  die  Behauptung  in  Abrede  ziehen  wollen,  dass  das  Klein- 
gewerbe nach  berufsständischer  Vertretung  im  öffentlichen  Recht 
nicht  selbst  verlange.  Dem  widerstreitet  die  Erfahrung ;  denn 
selbst  die  freie  Innung  der  Novelle  vom  18.  Juli  1881  ist  keines- 
wegs ungenützt  geblieben.  Die  Motive  zur  neuesten  Vorlage  be- 
merken in  dieser  Beziehung:  »Von  den  durch  die  Novelle  von 
1881  gebotenen  Handhaben  hat  der  Handwerkerstand  vornehmlich 
in  Nord-  und  Mitteldeutschland  zu  seiner  Wiedererstarkung  und 
einer  zweckentsprechenden  Ordnung  seiner  Verhältnisse  einen 
ziemlich  ausgedehnten  Gebrauch  gemacht,  wie  denn  z.  B.  gegen- 
wärtig in  Preussen  rund  8000  Innungen  bestehen,  welche  nach 
den  Vorschriften  der  Novelle  von  188 1  eingerichtet  sind.  Hieraus 
ist  zu  erkennen,  dass  die  alte  Tradition  der  Zusammengehörigkeit 
der  Berufsgenossen  noch  für  weite  Kreise  des  Handwerkerstandes 
von  Bedeutung  ist,  und  auch  die  Form,  welche  der  Gesetzgeber 
für  einen  solchen  Zusammenschluss  dargeboten  hat,  als  eine  ge- 
eignete gelten  muss.  Ebenso  ist  anzuerkennen,  dass  die  Innungen 
da,  wo  sie  im  Handwerkerstand  festen  Boden  gefunden  haben, 
teilweise  zu  recht  erfreulichen  Ergebnissen  ihrer  Thätigkeit,  na- 
mentlich auf  dem  Gebiet  des  Lehrlingswesens,  des  gewerblichen 
Unterrichts  und  des  Hilfskassenwesens  gelangt  sind.«  Das  Be- 
dürfnis körperschaftlicher,  selbst  fachkörperschaftlicher  Vertretung 
ist  hienach  unzweifelhaft  vorhanden  und  lebhaft  empfunden. 

Gegen  die  Herstellung  besonderer  Handwerks-,  d.  h.  gewerb- 
licher Kleinbetriebsvertretung  ist  weiter  geltend  gemacht  worden, 
dass  die  Grenzlinie  zwischen  Fabrik  und  Handwerk  sich  nicht 
ziehen,  also  eine  Legaldefinition  der  Fabrik  und  des  Handwerks 
sich  kaum  aufstellen  lasse.  Diese  Schwierigkeit  ist  keine  unüber- 
windliche ,  wie  die  vom  statistischen  Reichsamt  gepflogenen  Er- 
hebungen ergeben  haben;  Gross-  und  Kleinbetrieb  schliessen  sich 
bezüglich  gewisser  Aufgaben  der  beiderlei  Wirtschaftskammern 
überhaupt  nicht  aus.  Die  erwähnten  Erhebungen  zeigen  aber  auch, 
dass  die  Fälle,  in  welchen  die  Fabrikeigenschaft  eines  Gewerbe- 
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betriebes  zweifelhaft  ist,  sehr  wenig  zahlreich  sind.  Die  Motive  der 
Vorlage  bemerken  : 

»Im  Erhebungsgebiet  waren  im  Ganzen  61,199  Meister ,  und 
unter  diesen  nur  1758  zu  verzeichnen,  welche  der  Regel  nach  mit 
mehr  als  5  Hilfspersonen  arbeiteten.  Dabei  war  es  der  Erhebungs- 
behörde nur  in  58  Fällen  zweifelhaft,  ob  der  angesprochene  Be- 
trieb (Fachbetrieb  nach  §  82  des  E.)  ein  handwerksmässiger  oder 
ein  fabrikmässiger  sei,  so  dass  auf  rund  looo  Betriebe  nur  i  Fall 
kam,  in  welchem  jener  Zweifel  praktisch  hervorgetreten  ist.« 

V.    Die    vorgeschlagene    Organisation. 

Das  Bedürfnis  körperschaftlicher  Organisation  des  Handwerks 
kann  in  verschiedener  Weise  befriedigt  werden,  und  die  vom  Ent- 
wurf vorgeschlagene  Gestaltungsweise  ist  nicht  die  einzig  mög- 
liche, unverändert  anzunehmende.  Man  muss  jedoch,  um  ein  Ur- 
teil fällen  und  zweckmässige  Aenderungen  vorschlagen  zu  können, 
zunächst  das  genaue  Organisationsbild  des  Entwurfes  anschaulich 
zusammenzustellen. 

A.  Die  Zwangsinnung  —  ist  der  engste  Fachverband 
körperschaftlich  zvvangsverbindlicher  Art.  Der  Zwangsinnung  wer- 
den aber  nur  bestimmte,  in  §  82  des  Entwurfes  bezeichnete  Ge- 
werbefächer unterworfen ,  jedoch  je  nur  mit  den  nichtfabrikmäs- 
sig  und  nicht  wandergewerblich  betriebenen  Geschäften.  Die 
Liste  des  §  82  kann  vom  Bundesrat  allgemeingültig,  oder  von  der 
Landeszentralbehörde  mit  Genehmigung  des  Bundesrates  für  das 
Gebiet  eines  Bundesstaates,  oder  für  Teile  eines  solchen  geändert 
werden.  Die  Innungs-Gewerbefächer  sind  vorläufig  die  folgenden: 
Barbiere,  Bäcker,  Bandagisten,  Böttcher,  Brauer,  Brunnenmacher, 
Buchbinder,  Buchdrucker,  Bürsten-  und  Pinselmacher,  Konditoren, 
Dachdecker,  Drahtzieher,  Drechsler,  Farben-,  Stein-,  Zink-,  Kupfer-, 
Stahldrucker,  Färber,  Feilenhauer,  Friseure  und  Perrückenmacher, 
Gas-  und  Wasserleitungs-Installateure,  Gelb-  und  Rotgiesser,  Gerber, 
Zinn-,  Zink-,  Metallgiesser,  Glaser,  Glockengiesser,  Gold-  und  Sil- 
berarbeiter,  Graveure,  Handschuhmacher,  Hutmacher,  Kamm- 
macher, Klempner,  Korbmacher,  Kürschner,  Kupferschmiede,  Maler, 
Lackierer,  Maurer,  Metzger  (Fleischer),  Müller,  Mühlenbauer,  Mu- 
sikinstrumentenmacher ,  Nadler ,  Nagelschmiede ,  Posamentierer, 
Sattler,  Riemer,  Täschner,  Schiffbauer,  Schleifer,  Schlosser,  Schmiede, 
Schneider,  Schornsteinfeger,  Schreiner  (Tischler),  Schuhmacher, 
Seifensieder,  Siebmacher,   Sporer,    Büchsen-   und  Windenmacher, 
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Sonnen-  und  Regenschirmmacher,  Spielvvarenverfertiger,  Steinmetze, 
Steinsetzer,  Stricker,  Wirker,  Stuckateure,  Tapezierer,  Töpfer,  Tuch- 
macher ,  Uhrmacher,  Vergolder,  Verfertiger  grober  Holzwaren, 
Wagner  (Rade-  und  Stellmacher),  Weber,  Zimmerer.  Diese  73 
Gewerbefächer  sind  insgesamt  solche,  welche  bestimmte,  nicht 
aus  dem  Stegreif  zu  lernende ,  daher  ausbildungs-  und  prüfungs- 
bedürftige Fähigkeiten  voraussetzen ,  also  die  eigentlichen 
und  wirklichen  Handwerke.  Eine  Begründung  dafür,  dass 
auch  andere  Kleinbetriebsarten  der  körperschaftlichen  Vertretung, 
namentlich  auch  was  das  Lehrlingswesen  betrifft,  nicht  bedürfen, 
ist  nicht  gegeben  und  könnte  nicht  gegeben  werden.  Die  Fort- 
lassung dieser  andern  Kleinbetriebe  aus  der  körperschaftlichen 
Gesamtorganisation  ist  und  bleibt  eine  klaffende  Lücke;  man 
denke  nur  an  den  Kleinhandel,  die  Schankgewerbe  u.  s.  w. 

Die  Innungen  werden  für  örtliche  Bezirke  errichtet,  welche 
»der  Regel  nach  so  abzugrenzen  sind,  dass  kein  Mitglied  durch 
die  Entfernung  seines  Wohnorts  vom  Sitz  der  Innung  behindert 
wird,  am  Genossenschaftsleben  teilzunehmen  und  die  Innungsein- 
richtungen zu  benutzen.«  »Die  Innungen  werden  der  Regel  nach 
für  ein  Gewerbe  errichtet.  Soweit  in  einem  der  Vorschrift  des 
vorstehenden  Absatzes  entsprechenden  Bezirk  die  Zahl  der  An- 
gehörigen eines  Gewerbes  zur  Bildung  einer  leistungsfähigen  In- 
nung nicht  ausreicht,  können  verwandte  Gewerbe  zu  einer  In- 
nung vereinigt  werden.  Für  Gewerbetreibende,  welche  einer  Innung 
unter  Beachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  zugewiesen 
werden  können ,  unterbleibt  die  Errichtung  von 
Innungen.« 

Die  örtliche  Fachkörperschaft  erweitert  sich ,  indem  weiter 
beizutreten  zwar  nicht  verpflichtet,  aber  berechtigt  sind  ge- 
wesene Handwerksmeister,  Werkführer  u.  s.  w.;  —  eine  in  jedem 
Punkt  völlig  zu  billigende  fakultative  Erweiterung  der  eventuellen 
Zwangsinnung. 

Der  W  irkungskreis  der  geplanten  Innung  will ,  wie 
folgt ,  abgemessen  werden  (eventuell  §  84  der  G.O.) :  Pflege  des 
Gemeingeistes  und  Wahrung  der  Standesehre ,  Pflege  eines  ge- 
deihlichen Verhältnisses  zu  den  Gesellen ,  sowie  des  Herbergs- 
wesens und  Arbeitsnachweises,  Durchführung  und  Ueberwachung 
der  Vorschriften  über  das  LehrHngswesen  und  Erlassung  dieser 
Vorschriften,  >soweit  solche  nicht  anderweit  erlassen  sind«  ,  die 
Bildung  von  Prüfungsausschüssen  zur  Abnahme  der  Gesellenprü- 
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fung,  Bildung  von  Innungsschiedsgerichten  mit  Genehmigung  der 
Behörde.  Aus  dieser  Begrenzung  der  Zuständigkeit  ersieht  man, 
dass  die  Fürsorge  für  das  LehrHngswesen  und  die  Bildung  des 
Ausschusses  für  die  Gesellenprüfung  den  leitenden  Gedanken  bil- 
deten. Vom  naturgemässen  politischen  Wirkungskreis,  auch  der 
blossen  Vertretung  gegenüber  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
ist  keine  Rede ;  die  autonome  Vertretung  den  Staats-  und  na- 
mentlich Gemeindeorganen  gegenüber  ist  entweder  übersehen, 
oder  vorläufig  zurückgestellt.  Auch  der  fakultative  Wirkungskreis 
(eventueil  §  84a) ,  betreffend  gewerbliche  Bildungseinrichtungen, 
Unterstützungskassen,  Schiedsgerichte ,  zwangsweise  Wirtschafts- 
genossenschaft —  erweitert  die  Aufgaben  nicht  über  die  nach 
innen  gerichtete  autonome  Thätigkeit  hinaus.  Die  zwangsweise 
Beiziehung  auch  der  Meister  zu  den  Innungskassen  ist  wohl  aus 
dem  Handwerkerstand  heraus  verlangt ,  aber  im  Entwurf  noch 
nicht  obligatorisch  gemacht. 

Organe  der  Innung  wären  die  aus  den  Innungsmitgliedern 
bestehende  oder  (im  Falle  eines  Innungsbestandes  von  mindestens 
200  Mitgliedern)  von  diesen  zu  wählende  »Innungs  Versamm- 
lung« und  der  von  der  Innungsversammlung  erwählte  »Innungs- 
vorstand«,  der  letztere  zum  Vollzug  der  nicht  der  Innungs- 
versammlung übertragenen  Geschäfte.  Daneben  würden  für  die 
Führung  einzelner  Verwaltungszweige  besondere  »Ausschüsse« 
bestellt  werden  können.  Das  Organ  der  Geselleninteressen  wäre 
der  »Gesellenausschuss«,  wesentHch  für  Teilnahme  am  Lehrlings- 
und Prüfungswesen. 

Wählbar  zu  diesen  Organen  wären  nur  Innungsmit- 
glieder und  unter  dem  beherrschenden  Einfluss  der  Fürsorge 
für  das  Lehrlingswesen  würde  ein  künftiger  §  84g  die  weitere 
Beschränkung  treffen :  »Von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes  und 
der  Ausschüsse  müssen  mindestens  zwei  Drittel  das  Recht  zur 
Anleitung  von  Lehrlingen  besitzen  und  in  der  Regel  Gesellen 
(Gehilfen)  oder  Lehrlinge  beschäftigen.  Die  Mitglieder  derjenigen 
Ausschüsse,  welchen  die  Fürsorge  für  die  Durchführung  der  auf 
die  Regelung  des  Lehrlingswesens  bezüglichen  Bestimmungen  ob- 
liegt, müssen  sämtlich  diesen  Anforderungen  genügen.« 

B.  Der  Handwerksausschuss.  —  Der  eventuelle  §  89 
der  G.W.O.  verfügt:  »Zur  Wahrnehmung  der  gemeinsamen 
gewerblichen  Interessen  der  Gewerbetreibenden  eines  Bezirks, 
welche    eines    der  im  §  82   bezeichneten  Gewerbe    als  stehendes 
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Gewerbe  selbständig  und  nicht  fabrikmässig  betreiben ,  ist  ein 
Handwerksausschuss  zu  errichten.  Für  die  in  dem  Bezirke  ver- 
tretenen Gewerbe ,  für  welche  eine  Innung  nicht  be- 
steht, hätte  der  Handwerksausschuss  die  der  Innung  nach  §84 
Ziff.  1 ,  2,  3  Absatz  i  und  Ziff.  4  obliegenden  Aufgaben  (Pflege 
des  Gemeingeistes ,  Frieden  mit  den  Gesellen ,  Arbeitsnachweis, 
Herbergswesen,  Durchführung  und  Ueberwachung  der  Vorschriften 
über  das  Lehrlingswesen)  zu  erfüllen.« 

Der  Handwerksausschuss  hat  statutengemäss  die  Beobachtung 
der  für  die  Gehilfen,  LehrHnge  und  Arbeiter,  den  Besuch  der  Fort- 
bildungsschule und  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  erlassenen 
Bestimmungen  zu  überwachen. 

Der  Handwerksausschuss  bestünde  aus  gewählten  Vertretern 
i)  sämtlicher  Zwangsinnungen,  welche  ihren  Sitz  innerhalb  seines 
Bezirkes  haben,  2)  derjenigen  zum  Fach  gehörigen  Handwerker, 
welche  ihr  Geschäft  nicht  ständig  betreiben.  Der  H.W.A.  wäre 
hienach  ein  Bezirks-  oder  Kreisgesamtgewerberat  aller  in  §  82  be- 
zeichneten Gewerbefächer,  aber  kein  solcher  Gewerberat  des  Ge- 
samthandwerkerstandes im  Bezirke.  Die  Zahl  der  beiderlei  Wahl- 
vertreter wäre  im  Statut  verhältnismässig  festzusetzen.  Die  Ver- 
treter der  Innungen  würden  von  den  Innungsvorständen,  diejenigen 
der  nichtinnungszugehörigen  Handwerker  von  diesen  direkt  gewählt. 
Die  Wählbarkeit  zum  Handwerksausschuss  hätten  wieder  nur  Hand- 
werker der  betreffenden  Fächer  mit  selbständigem  Betrieb. 

Der  Handwerksausschuss  selbst  zerfiele  in  ein  Plenum,  die 
»Gesamtheit  des  Handwerksausschusses«  und  einen  Handwerks- 
ausschuss-Vorstand.  Der  Gesamtausschuss  würde  die  folgenden 
Befugnisse  erlangen :  Wahl  des  Vorstandes,  Thätigkeit  als  Wahl- 
körper für  die  Handwerkskammer,  Statutenänderung,  Genehmigung 
der  Haushaltbeschlüsse. 

Wie  der  Innung  stünde  auch  dem  Handwerksausschuss  ein 
Gesellenausschuss  zur  Seite,  Der  kritischen  Betrachtung  würdig 
ist  die  allgemeine  Bestellung  eines  »Staatskommissars«  bei  jedem 
Handwerksausschuss  mit  dem  Recht  eines  Vorstandsmitglieds  und 
der  Stellung  eines  Aufsichtsorgans.  Diesen  Kommissar  wollen  die 
Motive  wesentlich  durch  die  Erwägung  rechtfertigen ,  dass  der 
Handwerksausschuss  in  ihm  über  eine  geschäftsgewandte  Kraft 
sicher  verfügen  werde. 

C.  Die  Handwerkskammern.  Dieselben  würden  als 
Organ  einer  Anzahl  von  Handwerksausschuss-Bezirken  bestellt  wer- 
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den.  Sie  hätten  aus  einem  durch  die  Handwerksausschüsse  ge- 
wählten Plenarkörper,  s.  g.  »Gesamtheit  der  Handwerkskammer« 
und  aus  einem  Kammervorstand  zu  bestehen ,  wieder  mit  einem 
Gesellenausschuss  zur  Seite.  Wählbar  wären  wieder  nur  Hand- 
werker, sogar  nur  solche  Handwerker,  »welche  das  Recht  zur 
Anleitung  von  Lehrlingen  besitzen«  (§  91a  Z.  4).  Doch  kommt 
hier  wenigstens  eine  beschränkte  Z  u  w  a  h  1  von  dritten  Sachver- 
ständigen, sowie  die  Beiziehung  von  beratenden  Sachverständigen 
(§  91b)  zur  Geltung.  Auch  für  die  Handwerkskammern  ist  ein 
Kommissar  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  vorgesehen. 

Die  Handwerkskammern  brauchen  nicht  im  ganzen  Reich 
nach  derselben  Schablone  ausgestaltet  zu  werden.  Vielmehr  soll 
ein  §  95a  bestimmen  :  »Die  Landes-Zentralbehörde  derjenigen  Bun- 
desstaaten, in  welchen  andere  gesetzliche  Einrichtungen  (Handels- 
und Gewerbekammern,  Gewerbekammern)  zur  Vertretung  der  In- 
teressen des  Handwerks  vorhanden  sind,  kann  diesen  Körper- 
schaften die  Wahrnehmung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Hand- 
werkskammer übertragen,  wenn  i)  ihre  Mitglieder,  soweit  sie  mit 
der  Vertretung  der  Interessen  des  Handwerks  betraut  sind,  aus 
Wahlen  der  Handwerker  hervorgehen ,  welche  entweder  einer 
Zwangsinnung  angehören,  oder  dem  Handwerkssausschusse  unter- 
stehen ;  2)  bei  denselben  ein  Gesellenausschuss  nach  Massgabe 
des  §  92a  Absatz  4  und  5  gebildet  ist  und  seine  Mitwirkung  den 
Vorschriften  in  §  92b  entspricht.  Die  Landes-Zentralbehörde  kann 
bestimmen,  dass  die  Rechte  und  Pflichten  der  Handwerkskammer 
von  dem  Handwerksausschusse  wahrzunehmen  sind.« 

Der  Wirkungskreis  der  Handelskammern  will  wie  folgt, 
bestimmt  werden  (§  91c  und  9id)  :  »i)  die  nähere  Regelung  des 
Lehrlingswesens  ;  2)  die  Durchführung  der  für  das  Lehrlingswesen 
geltenden  Vorschriften  zu  überwachen ;  3)  die  Staats-  und  Ge- 
meindebehörden in  der  Förderung  des  Handwerks  durch  thatsäch- 
liche  Mitteilungen  und  Erstattung  von  Gutachten  über  Fragen  zu 
unterstützen ,  welche  die  Verhältnisse  des  Handwerks  berühren ; 
4)  Wünsche  und  Anträge,  welche  die  Verhältnisse  des  Handwerks 
berühren,  zu  beraten  und  den  Behörden  vorzulegen ;  5)  die  Bil- 
dung von  Prüfungsausschüssen  zur  Abnahme  der  Gesellenprüfung 
(§§  131  und  131a);  6)  die  Bildung  von  Ausschüssen  zur  Entschei- 
dung über  Beanstandungen  von  Beschlüssen  der  Prüfungsausschüsse 
(§  132).  Die  Handwerkskammer  soll  in  allen  wichtigen,  die  Ge- 
samtinteressen des  Handwerks   berührenden  Angelegenheiten   ge- 
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hört  werden.  Sie  ist  befugt,  Veranstaltungen  zur  Förderung  der 
gewerblichen,  technischen  und  sittlichen  Ausbildung  der  Meister, 
Gesellen  (Gehilfen)  und  Lehrlinge  zu  treffen ,  sowie  Fachschulen 
zu  errichten  und  zu  unterstützen.  Die  Innungen  und  Handwerks- 
ausschüsse sind  verpflichtet,  den  von  der  Handwerkskammer  inner- 
halb ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  Anordnungen  Folge  zu  leisten. 
Die  Handwerkskammer  ist  berechtigt,  aus  ihrer  Mitte  Ausschüsse 
zu  bilden  und  mit  besonderen  regelmässigen  oder  vorübergehen- 
den Aufgaben  zu  betrauen.  Die  Ausschüsse  können  zu  ihren 
Verhandlungen  Sachverständige  mit  beratender  Stimme  zuziehen.« 
—  Der  Handwerkskammer  ist  hienach  die  autonome  Vertretung 
gegen  aussen  und  auch  einige  politische  beratende  Stellung  zu 
den  Staats-  und  Kommunalorganen  zugedacht.  »Die  Behörden 
sind  verpflichtet,  den  im  Vollzuge  dieses  Gesetzes  an  sie  ergehen- 
den Ersuchen  der  Innungen,  Handwerksausschüsse  und  Handwerks- 
kammern und  ihrer  Organe  zu  entsprechen.  Die  gleiche  Ver- 
pflichtung liegt  den  Organen  der  Innungen,  Handwerksausschüsse 
und  Handwerkskammern  untereinander  ob.« 

Auch  die  Handwerkskammer  wirkt  teils  als  »Gesamtheit  der 
Handwerkskammer«  teils  durch  einen  gewählten  Vorstand.  Dem 
Plenum  ist  vorbehalten :  l)  die  Wahl  des  Vorstandes  und  der 
Ausschüsse ;  2)  die  Feststellung  des  Haushaltsplanes ,  die  Prü- 
fung und  Abnahme  der  Jahresrechnung,  die  Bewilligung  von  Aus- 
gaben, welche  im  Haushaltsplan  nicht  vorgesehen  sind,  sowie  die 
Aufnahme  von  Anleihen;  3)  die  Abgabe  von  Gutachten  und  An- 
bringung von  Anträgen  bei  den  Behörden  und  gesetzgebenden 
Körperschaften  über  Gegenstände  ,  welche  die  Gesamtinteressen, 
insbesondere  die  Gesetzgebung  über  die  Verhältnisse  des  Hand- 
werks, betreffen ;  4)  der  Erlass  von  Vorschriften  zur  Regelung  des 
Lehrlingswesens  ;  5)  die  Wahl  des  Sekretärs. 

D.  Freie  Innungen.  Das  seit  1881  eingeführte  Institut  der 
freien  Innung,  d.  h.  der  Innung  mit  freiwilligem  Beitritt  wird  bei- 
behalten, indem  (nach  §  100)  jene  selbständigen  Gewerbetreiben- 
den ,  welche  weder  einer  Zwangsinnung  angehören ,  noch  dem 
Handwerkssausschuss  unterstehen ,  zur  Förderung  der  gemein- 
samen gewerblichen  Interessen  zu  einer  »»freien  Innung««  zu- 
sammentreten können.  Der  Wirkungskreis  dieser  freien  Innungen 
ist  zwar  ähnlich  gedacht  wie  derjenige  der  Zwangsinnungen;  offen 
ersichtlich  ist  es  aber  noch  einseitiger  auf  eine  Förderung  der  ge- 
werblichen Erziehung  und  Bildung,  namentlich  auf  Errichtung  und 
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Unterhaltung  von  Fachschulen  abgesehen.  Auch  will  ihr  Umfang 
grösser,  d.  h.  auf  die  Ausdehnung  des  Bezirkes  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde angelegt  werden.  Dabei  ist  die  fachliche  Mi- 
schung innerhalb  der  freien  Innung  (cf,  §  loo  ff.)  kaum  beschränkt 
und  auch  Solche,  welche  eines  der  statutenmässig  beteiligten  Ge- 
werbe nicht  betreiben,  sollen  als  Ehrenmitglieder  aufgenommen 
werden  können.  Als  Aufsichtsbehörde  wird  der  freien  Innung 
gegenüber  die  Gemeindebehörde  gedacht.  Die  freie  Innung  hebt 
sich  also  nicht  bloss  durch  die  Freiwilligkeit  von  der  Zwangs- 
innung ab,  sie  kommt  einem  freien  Fach-  und  Fächer-Kreisver- 
band nahe  und  würde  eher  zum  Zwangsverband  des  Handwerks- 
ausschusses   eine  Parallelstellung   einnehmen.     Gleichwohl   sollen 

{§§   164  ff.) 

E.  fakultative  Innungsverbände  gebildet  werden, 
in  welche  die  freien  Innungen  unter  einander  und  mit  den  Zwangs- 
innungen zu  dem  Zwecke  sollen  zusammentreten  können,  »zur 
Wahrung  der  öffentlichen  Interessen  der  in  ihnen  vertretenen  Ge- 
werbe die  Innungen,  Handwerksausschüsse  und  Handwerkskammern 
in  der  Verfolgung  ihrer  gesetzlichen  Aufgaben,  sowie  die  Behörden 
durch  Vorschläge  und  Anregungen  zu  unterstützen,  den  Arbeits- 
nachweis zu  regeln,  sowie  Fachschulen  zu  errichten  und  zu  unter- 
stützen.« 

Die  fakultativen  Gebilde  D  und  E  machen  den  Eindruck,  dass 
sie  Lückenbüsser  sein  sollen,  Sie  dürfen  aber  wohl  als  ungeeig- 
nete Lückenbüsser  angesehen  werden.  Dieselben  wären  gänzlich 
überflüssig,  wenn  zum  Schwerpunkt  der  ganzen  Organisation  der 
Kreisgesamtverband  aller  Handwerksbetriebe,  einschliesslich  aller 
nichtinnungspflichtigen  selbständigen  Betriebe  gemacht  wäre  und 
wenn  von  da  die  Organisation  teils  nach  unten,  teils  nach  oben 
weiter  ausgegriffen  hätte.  Nach  unten,  indem  die  Fachinnungen 
und  die  nichtfachmässigen  Ortshandwerksgruppen  teils  als  Organe 
des  engsten  Fach-  und  Lokalwirkens,  teils  als  Wahlkörper  indirekter 
Bestellung  eines  Kreis-Handwerksgesamtausschusses,  teils  als  glied- 
liche Spezialhilfsorgane  der  kreismässig  geordneten  und  zusammen- 
geschlossenen Lehrlings-  und  Prüfungspflege  eingesetzt  worden 
wären.  Nach  oben,  indem  die  Handwerkskammern,  d.  h.  die  Lan- 
deszusammenfassungen der  handwerklichen  Kreiskörperschaften 
selbst  zu  noch  weiteren  Verbänden  zusammengezogen  worden 
wären.  Es  fehlt  dem  Ganzen  der  einheitliche  Guss  von  der  Mitte, 
d.  h.   vom  Kreise  aus.     Wäre  auf  das  Mittelorgan  das  Schwerge- 
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wicht  gelegt  worden,  so  hätte  die  Organisation  nicht  bloss  nach 
unten  viel  einfacher,  frei  von  Beigeschmack  zünftlerischer  Abge- 
schlossenheit, dabei  leistungsfähiger  werden  können,  sondern  auch 
vollständiger  nach  oben  werden  müssen.  Wir  kommen  hierauf 
in  Abschnitt  VIII   zurück. 

VI.    Das  Lehrlings-  und  Prüfungswesen. 

Die  ganze  Organisation  ist ,  wie  auch  in  den  Motiven  ver- 
schiedentlich hervorgehoben  wird,  vor  Allem  auf  Gewinnung  guter 
Lehrherren  und  geprüfter  Gesellen  angelegt.  Diese  Einseitigkeit 
ist  an  sich  bedenklich  ;  denn  selbst  dann,  wenn  der  Zweck  bezüg- 
lich guter  kleingewerblicher  Lehrmeister  auf  diese  Art  vollstän- 
dig erreicht  wäre,  würde  das  übrige  Bedürfnis  körperschaftlicher 
Zusammenfassung,  wie  es  in  Abschnitt  III  zergliedert  ist,  weitaus 
überwiegen  und  sein  Recht  verlangen.  Die  Einseitigkeit  wird  um 
so  auffallender,  als  mehr  denn  die  Hälfte  aller  Fachwerksbetriebe 
den  angestellten  Probeerhebungen  zufolge  Lehrlinge  nicht  halten, 
also  auch  zum  Zweck  der  Erlangung  des  Rechtes  der  Lehrling- 
haltung einer  Gesellenprüfung  gar  nicht  unterworfen  zu  werden 
brauchen.  Das  Bedenklichste  aber  ist,  dass  die  Art,  wie  das  Prü- 
fungswesen ausgestaltet  werden  soll,  in  der  Sache  anfechtbar  und 
im  Erfolg  unsicher,  auch  einer  thatsächlichen  Rückkehr  des 
zünftlerischen  Ausschliessungsgeistes  nicht  un- 
günstig ist.  Gegen  die  Engherzigkeiten,  welche  von  der  geplanten 
Art  der  Gestaltung  des  Lehrlings-,  bezw.  Prüfungswesens  drohen, 
richtet  sich  fast  instinktiv  die  Besorgnis  aller  Freunde  der  Gewerbe- 
freiheit. Die  erste  Frageist  daher  die,  ob  sich  der  Zweck  nicht 
auf  andere  als  die  vorgeschlagene  Weise,  ebensogut,  ja  besser, 
jedenfalls  ohne  Vernachlässigung  der  körperschaftlichen  Gesamt- 
aufgabe erreichen  lässt.  Diese  Frage  kann  m.  E.  nur  bejaht  werden. 

Was  verfügt  die  Vorlage  in  Beziehung  auf  das  Lehrlings-  und 
Prüfungswesen  ? 

Wir  sehen  von  den  >■> allgemeinen  Bestimmungen«  ab,  die  ein- 
schliesslich der  gesetzlichen  Feststellung  des  Begriffes  »Lehrling« 
einer  Beanstandung  kaum  unterliegen  werden.  Als  Lehrling  hätte 
nach  der  vorgeschlagenen  Legaldefinition  zu  gelten:  »jede  Person 
unter  17  Jahren,  welche  mit  technischen  Hilfsleistungen  nicht  ledig- 
lich ausnahmsweise  oder  vorübergehend  beschäftigt  wird.« 

Auch  die  »besonderen  Bestimmungen«  für  dieHandwerks-Lehr- 
lingshaltung  atmen  nicht  gerade  den  Geist  des  Zunftbannes.    For- 
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mell  wenigstens  ist  eine  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  auch 
in  den  Bestimmungen  über  das  Lehrlings-  und  Prüfungswesen 
nicht  zu  erkennen;  die  Ausübung  des  Gewerbes  ist  nirgends  an 
die  Erstehung  einer  Gesellen-  oder  Meisterprüfung  gebunden.  Die 
Meisterprüfung  giebt  lediglich  die  Berechtigung  zur  Führung  des 
Meistertitels,  auf  welchen  wenigstens  im  Bauhandwerk  immer  noch 
grosser  Wert  gelegt  wird.  Die  Gesellenprüfung  ist  zwar  eine  der 
Voraussetzungen  für  das  Recht,  Lehrlinge  zu  halten,  aber  keines- 
wegs die  einzige  ;  denn  der  §  129  bestimmt :  »In  Betrieben,  deren 
Unternehmer  kraft  Gesetzes  einer  Zwangsinnung  angehören  oder 
einem  Handwerksausschuss  unterstehen ,  steht  die  Befugnis  zur 
Anleitung  von  Lehrlingen  nur  denjenigen  Personen  zu ,  welche 
i)  das  vierundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet  und  2)  in  dem  Ge- 
werbe oder  in  dem  Zweige  des  Gewerbes  ,  in  welchem  die  An- 
leitung der  Lehrlinge  erfolgen  soll,  entweder  die  von  der  Hand- 
werkskammer oder  der  Innung  vorgeschriebene  Lehrzeit  zurück- 
gelegt und  die  Gesellenprüfung  bestanden  haben,  oder  fünf  Jahre 
hindurch  selbständig  oder  als  Werkmeister  oder  in  ähnlicher  Stel- 
lung thätig  gewesen  sind.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann 
Personen,  welche  diesen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  nach 
Anhörung  der  Innung  oder  des  Handwerksausschusses  die  Befug- 
nis zur  Anleitung  von  Lehrlingen  verleihen.  Die  Zurücklegung 
der  Lehrzeit  kann  auch  in  einem  dem  Gewerbe  angehörenden 
Grossbetriebe  erfolgen  und  durch  den  Besuch  einer  Lehrwerk- 
stätte oder  sonstigen  gewerblichen  Unterrichtsanstalt  ersetzt  wer- 
den. Die  Prüfungszeugnisse  der  Lehrwerkstätten  und  gewerblichen 
Unterrichtsanstalten  können  an  die  Stelle  der  Gesellenprüfung 
treten.  Die  Bezeichnung  der  Lehrwerkstätten  und  Unterrichtsan- 
stalten, auf  welche  diese  Voraussetzungen  zutreffen,  erfolgt  durch 
dieLandes-Zentralbehörde.«  Der  §  129  öffnet  also  mehrere  Wege, 
das  Recht  zur  Lehrlinghaltung  zu  erlangen  und  die  Lehrlingschaft 
kann  bedingungsweise  auch  in  einem  Grossbetrieb  zurückgelegt 
werden.  Verpflichtet  zur  Ablegung  der  Gesellen-,  bezw.  Meister- 
prüfung ist  Niemand.  Die  Umschränkung  des  Rechtes  zur  Lehr- 
lingshaltung ist  ohne  Hintergedanken  darauf  gerichtet,  die  Fähig- 
keit des  Lehrherrn  zur  Erteilung  der  Lehre  zu  prüfen.  Eine  Art 
handwerklichen  Lehrexamens  will  erreicht  werden.  Unmittelbar  ist 
also  keine  Spur  des  alten  Zunftbannes  in  die  Vorlage  gekommen. 
Ein  Anderes  ist  es  jedoch,  ob  nicht  die  Art  der  Zusammen- 
setzung der  Prüfungsausschüsse  und  weiter,    ob  nicht  die 
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Zuständigkeit  der  Innung  bezüglich  der  Anordnung  der  Höchst- 
zahl derLehrlingshaltung,  mittelbar  zu  engher- 
ziger Abschliessung  missbraucht  werden  könnte. 
Sehe  man  daher  die  betreffenden  Bestimmungen  recht  genau  an  ! 

Die  Art  der  Einrichtung  der  Gesellenprüfung  lässt  wirklich 
Bedenken  darüber  bestehen,  ob  in  dem  Prüfungsausschusse  nicht 
ein  Geist  der  Ausschliessung  sich  geltend  machen  würde.  Der 
Prüfungssausschuss  bestünde  nämlich  aus  einem  Vorsitzenden, 
welchen  die  Aufsichtsbehörde  ernennt,  und  aus  nur  zwei  Beisitzern. 
»Einer  der  Beisitzer  ist  aus  der  Zahl  der  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden, Werkmeister  oder  Personen  in  ähnlicher  Stellung,  wel- 
chen das  Recht  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  zusteht,  für  den  Prü- 
fungsausschuss  der  Innung  von  dieser,  im  übrigen  von  der  Hand- 
werkskammer zu  wählen.  Der  andere  Beisitzer  ist  aus  der  Zahl 
der  Gesellen  (Gehilfen) ,  welche  eine  Gesellenprüfung  bestanden 
haben,  von  dem  Gesellenausschusse  der  Innung  oder  der  Hand- 
werkskammer zu  wählen.  Die  Wahl  erfolgt  auf  drei  Jahre  .  .  . 
Die  Prüfung  hat  sich  auf  den  Nachweis  zu  beschränken,  dass  der 
Lehrling  die  in  seinem  Gewerbe  gebräuchlichen  Handgriffe  und 
Fertigkeiten  mit  genügender  Sicherheit  ausübt  und  sowohl  über 
den  Wert,  die  Beschaffung,  Aulbewahrung  und  Behandlung  der 
zu  verarbeitenden  Rohmaterialien,  als  auch  über  die  Kennzeichen 
ihrer  guten  oder  schlechten  Beschaffenheit  unterrichtet  ist .  . .  Der 
Vorsitzende  ist  berechtigt,  Beschlüsse  des  Prüfungsausschusses  mit 
aufschiebender  Wirkung  zu  beanstanden.  Ueber  die  Beanstandung 
entscheidet  die  Handwerkskammer.« 

Diese  Einrichtung  schliesst  die  Befürchtung,  dass  beide  Bei- 
sitzer einverständlich  oder  der  eine  und  andere  zusammen  mit 
dem  Vorsitzenden  in  der  Prüfung  zu  rigoros  sein  werden,  nicht  aus. 
Die  Besorgnis  künftiger  Konkurrenz  wird  in  so  eng  umrahm- 
ten Innungskörpern  von  durchschnittHch  lO — 20  Mitgliedern  im- 
merhin zur  Geltung  kommen  können.  Es  läge  doch  nahe, 
am  Prüfungswesen  aller  Handwerke  des  Kreises  die  Bezirkskor- 
poration des  Handwerkes,  den  Kreisgewerberat  oder  Handwerks- 
ausschuss  zu  beteiligen  und  an  Stelle  des  ernannten  Vorsitzenden 
einen  oder  mehrere  Vertreter  der  Kreiskörperschaft  des  Kreis- 
handwerkstandes aufzustellen,  die  Zahl  der  Beisitzer  aber  auf  vier 
zu  erhöhen  und  unter  diese  vier  auch  andere  Mitglieder  der  Kreis- 
korporation als  einen  Fachmeister  und  Fachgesellen  aufzunehmen. 
Diese  Verlegung  des  Schwerpunktes  des  Prüfungswesens  aus  einer 
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der  dreiundsiebenzigerlei  Fachinnungen  in  den  Kreisrat  würde  zu- 
gleich eine  vorurteilsfreiere  und  unabhängigere  Erledigung  der 
Prüfungen  sicherstellen  und  der  Rekurs  gegen  Prüfungsentscheide 
Hesse  sich  in  die  Kreiskorporation  statt  wie  vorgeschlagen  in 
die  Handwerkskammer   (!)  verlegen. 

Diese  Gestaltung  würde  nicht  ausschliessen,  dass  in  den  vom 
kreishandwerksrätlichen  Organ  zu  bestellenden  allgemeinen  Prü- 
fungsausschuss  für  den  einzelnen  Fall  geprüfte  Angehörige  des 
Faches,  Meister  und  Geselle,  gesetzlich  zugezogen  werden  müssten. 
Es  könnte  so  die  fachgewerbliche  Sachverständigkeit  ohne  den 
Apparat  von  73erlei  Zwangsinnungen ,  mittelst  einer  einfachen 
wahlweise  oder  sonstwie  festgestellten  Kreisliste  von  Prüfungssach- 
verständigen der  verschiedenen  Gewerbefächer  des  Kreises  sicher 
verbürgt  werden. 

Die  allermeisten  der  73  für  jeden  Kreis  geplanten  Fach- 
innungen könnten  entfallen  und  jene  Gewerbefächer,  welche 
ein  starkes  Angehörigenkontingent—  etwa  50  oder  loo  oder  150 
selbständige  Handwerker  —  aufweisen,  würden  innerhalb  der 
allgemeinen  Kreiskorporation  eine  gliedlich  selbständige,  dabei 
wirklich  lebensfähige  Unterkörperschaft  bilden  und  zu  bilden  be- 
rechtigt sein. 

Die  Herstellung  einer  allgemeinen  Gesellenprüfungs-Kreis- 
kommission  würde  nicht  bloss  eine  viel  stärkere  Garantie  gegen 
mittelbare  Wiederkehr  eines  altzünftlerischen  Ausschliessungsgeistes 
herstellen ,  sondern  auch  eine  gewaltige  Vereinfachung  bringen, 
eine  Vereinfachung  nicht  bloss  des  Prüfungswesens,  sondern  der 
Gesamtorganisation ;  denn  überall  wären  nur  die  verhältnismässig 
wenigen  Fachkörperschaften  von  grösserer  Mitgliederzahl  inner- 
halb der  Kreisgesamtkorporation  auszugestalten  und  nur  wenige 
aber  durchaus  lebensfähige  Fachkörperschaften  würden  je  nach  den 
besonderen  Verhältnissen  jedes  Kreises  aufzustellen  sein.  Dennoch 
würde  für  das  geringzähligste  Gewerbefach  die  SpezialVertretung 
innerhalb  der  Prüfungskommission  gesichert  sein.  Auch  für  das 
übrige  handwerkliche  Bildungswesen  wäre  eine  Kreiskommission, 
mit  Zuziehung  von  Fachvertretern  aus  der  Vertrauensmännerhste 
der  Fachgewerbe,  unseres  Erachtens  der  für  die  Regel  liliputani- 
schen  Zwangsinnung  der  73  Handwerke  weit  vorzuziehen. 

Zu  einem  ähnlichen  Ergebnis  führt  auch  die  genauere  Er- 
wägung einer  zweiten  den  Zwangsinnungen  zugedachten  Funktion. 
Der  §  130  des  Entwurfs  bestimmt:   »soweit  durch  den  Bundesrat 
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oder  die  Landes-Zentralbehörde  auf  Grund  des  §  128  Vorschriften 
über  die  zulässige  Zahl  von  Lehrlingen  nicht  erlassen  sind,  ist  die 
Handwerkskammer  und  die  Innung  zum  Erlass  solcher  Vorschriften 
befugt.«  Der  §  128  aber  besagt:  »Durch  Beschluss  des  Bundes- 
rats können  für  einzelne  Gewerbe  Vorschriften  über  die  Zahl  der 
Lehrlinge,  welche  in  einem  Gewerbebetriebe  gehalten  werden  darf, 
erlassen  werden.  Soweit  solche  Vorschriften  nicht  erlassen  sind, 
können  dieselben  durch  Anordnung  der  Landes-Zentralbehörde  er- 
lassen werden.  <•<  Diese  Bestimmungen  sind  geeignet,  grosses  Bedenken 
zu  erregen.  Aus  denselben  könnte  eine  arge  Beengung  in  der  Wahl 
des  Arbeitsberufes  und  der  Arbeitskräfte  hervorgehen.  Es  fehlt  zu- 
gleich dem  Bundesrat,  dem  fachlichen  Handwerksausschuss  und  der 
Zwangsinnung  an  sachlichen  Anhaltspunkten  für  die  Feststellung 
der  zulässigen  Lehrlingshöchstzahl.  Sofern  aber  die  Zwangsinnung 
diese  Funktion  in  die  Gewalt  bekäme,  würden  wohl  häufig  Meister 
und  Gesellen  einverständlich  versucht  sein,  die  Befugnis  zur  Ein- 
schränkung der  LehrUngszahl  behufs  Einschränkung  der  Konkur- 
renz in  ihrem  Berufe  zu  missbrauchen.  Dem  Unfug  der  Lehrlings- 
züchterei  könnte  leicht  ein  entgegengesetzter  noch  schlimmerer 
Art  folgen.  Uns  scheint  es,  dass,  wenn  überhaupt  einem  Körper- 
schaftsorgane bindende  Aufstellungen  eingeräumt  werden  sollen, 
letztere  einem  durch  organisierte  Arbeitsnachwei  s-S  t  a- 
tistik  des  ganzen  Reiches  und  sämtlicher  Fachge- 
werbe beratenen  Kreis-Gesamtausschuss  des  Handwerks  unter 
Genehmigung  der  Handwerkskammer  weit  unbedenklicher  über- 
tragen werden  können. 

Damit  aber  ist  man  gerade  von  dem  Standpunkte  aus,  welcher 
für  die  Verlegung  des  Schwerpunktes  der  Organisation  in  drei- 
undsiebenzigerlei  kleine  Fachinnungskörper  massgebend  gewesen 
ist,  bei  der  Einsicht  angekommen ,  dass  der  Schwerpunkt  nicht 
auf  die  Fachinnung,  vielmehr  auf  die  Kreiskörperschaft  des  Ge- 
samthandwerkes zu  fallen  hätte. 

VII.  DerUnterbaueinerhandwerkskörpersc  haft- 
lichen Organisation. 

Als  solcher  hat  sich  uns  im  Entwurf  die  zwangsweise  Fach- 
innung für  dreiundsiebenzigerlei  Handwerksarten  dargestellt. 

War  nur  diese  Gestaltung  möglich  ?  Es  konnte  ein  ganz 
anderer  Weg  eingeschlagen  werden  und  dieser  hat  sich  gerade 
vom  Gesichtspunkt  der  Verbesserung  des  gewerblichen  Bildungs- 
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Wesens  im  vorigen  Abschnitt  bereits  empfohlen.  Diese  andere 
Organisationsweise  würde  das  Gesamthandwerk  eines  Kreises  zur 
Grundlage  genommen  haben,  nicht  die  kleinen  73  Fachschnitten 
desselben.  Man  konnte  dann  einerseits  von  dem  Kreisgesamtge- 
werberat aufsteigen  zur  Handwerkskammer ,  von  da  zu  korpora- 
tiven Reichsverbänden  und  konnte  andererseits  die  bedeutenderen 
Fächer  jedes  Kreises  als  besondere  Glieder  der  Kreiskorpora- 
tion ausgestalten.  Man  hätte  dann  das  Ges  a  mt  handwerk  zur 
einheitlichen  Vertretung  gebracht  ,  nicht  bloss  einzelne  meist  lei- 
stungsunfähige Fachgruppen  von  beschränktester  Mitgliederzahl 
und  man  hätte  nur  wirklich  lebensfähige  Fachgruppen  von  grös- 
serer Mitghederzahl  aber  in  sehr  beschränkter  Anzahl  geschaffen. 
Diese  wenigen,  aber  grossen  Fachgewerbe  konnten  bei  der  Wahl 
in  die  Handwerkskammer  gliedlich  eingreifen ,  jedenfalls  aber  zu 
Fachlandes-  und  zu  Fachreichsverbänden  zusammengefasst  werden. 
Freie  Innungen  und  freie  Innungsverbände  wären  überflüssig  gemacht. 

Auf  den  ersten  Blick  möchte  es  freilich  scheinen ,  dass  bei 
dieser  anderen,  zugleich  viel  einfacheren  und  weit  durchgreifen- 
deren Organisationsweise  das  Handwerk  in  der  Hauptsache  un- 
gegliedert bleiben  würde ;  denn  nur  wenige  mitgliederreiche  Ge- 
werbefächer würden  gezwungen  sein,  sich  innerhalb  der  Handwerks- 
Gesamtkorporation  des  politischen  Kreises  innungsmässig  als  Un- 
terorgane der  Kreiskörperschaft  zu  konstituieren ,  etwa  solche 
Gewerbefächer,  welche  mindestens  100  bis  200  Mitglieder  im  Stadt- 
oder Stadt-  und  Landkreis  beieinander  aufweisen. 

Indessen  steht  dem  als  Gegenvorteil  gegenüber,  dass  auch  alle 
nicht  zur  Fachinnung  gelangenden  Fachangehörigen  und  die  An- 
gehörigen der  nicht  zu  den  73  Fächern  des  §  82  zählenden  Klein- 
gewerbearten zu  körperschaftlicher  Vertretung  gelangen.  Weiter 
kommt  in  Betracht ,  dass  auch  kleineren  Fachschichten ,  welche 
innerhalb  eines  Kreises  etwa  bloss  50  bis  lOO  Mitglieder  zählen, 
die  Berechtigung  zur  Innungsbildung  auf  Verlangen  der  einfachen 
Mehrheit  oder  einer  Zweidrittelsmehrheit  eingeräumt  werden  könnte. 
Es  Hesse  sich  ferner  auch  denjenigen  Fachbetrieben ,  welche  es 
zu  einer  Kreisinnung  nicht  bringen,  der  Beitritt  zu  den  Landes- 
und Reichsverbänden  gesetzlich  sicherstellen.  Endlich  brauchten 
diejenigen  Handwerker,  welche  keinen  Anschluss  an  eine  grössere 
Kreisinnung  finden,  darum  noch  nicht  ohne  weitere  Scheidung  in 
einen  einzigen  Topf  zusammengeworfen  zu  werden;  man  könnte 
nämlich  eine  weitere  Gruppierung    nach  Gleichartigkeit  und  Ver- 
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wandtschaft  der  Technik,  Umfang  des  Betriebs,  Zahl  der  Arbeiter, 
zuletzt  nach  der  Zugehörigkeit  zu  den  einzelnen  Gemeinden  des 
Kreises ,  bezw.  zu  den  einzelnen  Stadtdistrikten  bewerkstelligen. 
Das  Ge  s  a  m  thandwerk  jedes  Kreises  wäre  also  nicht  bloss  voll- 
ständig ,  dasselbe  wäre  auch  gegliedert  zur  Vertretung  gebracht, 
obwohl  die  einfache  Fachgliederung  nur  soweit  angebracht  wäre, 
als  sie  lebensfähige  Verbände  ergiebt. 

Geht  man  die  einzelnen  der  Zwangsinnung  des  Entwurfs  zu- 
gedachten Funktionen  durch,  so  zeigt  sich,  dass  dieselben  sämt- 
lich auch  vom  Kreisorgan  oder  Handwerksausschuss  aus ,  soweit 
erforderlich  mit  Zuziehung  der  Vertrauensmänner  der  wirklich 
lebensfähigen  Innungen  und  der  gemischten  Sektionen  vollzogen 
werden  könnten.  Sie  würden  sogar  mehr  Intelligenz,  Vielseitig- 
keit, Unparteilichkeit,  namentlich  aber  grössere  Mittel  verfügbar 
finden.  Der  Staatskommissar  und  der  Rekurs  in  kleinen  Sachen 
an  die  Handwerkskammer  wären  überflüssig.  Die  Kosten  der  Ver- 
waltung würden  viel  geringer  sein ,  als  diejenigen  von  73  Fach- 
innungen, die  selbständig  operieren.  Es  bedürfte  weder  einer  ge- 
setzlichen noch  bundesrätlichen  Liste  der  Innungsfähigkeit,  da 
jede  leistungsfähige  Fachgruppe  und  Sektion  innungsfähig  wäre, 
die  eine  wie  die  andere.  Der  Facheinfluss  auf  die  Abnahme  der 
Gesellenprüfung  und  die  Beteiligung  jeder  Gruppe  durch  Zuziehung 
ihrer  Vertrauensmänner  an  der  Ueberwachung  des  Lehrwesens 
wären  dennoch  gesichert.  Zur  Aufstellung  und  Uebernahme  der 
Vorschriften  über  das  Lehrlingswesen  wäre  der  Kreisausschuss  mit 
Zuziehung  der  Fachmänner  wohl  besser  befähigt,  als  die  73  Zwangs- 
innungsvorstände jeder  für  sich.  Das  Lehrlingswesen  des  gesamten 
Handwerkes,  nicht  bloss  dasjenige  der  73  Fächer  würde  seine 
Ordnung  finden.  Das  Herbergwesen  und  der  Arbeitsnachweis, 
das  Schieds-  und  das  Hilfskassenwesen  verblieben  zwar  den  lebens- 
fähigen Innungsverbänden  für  sich.  Die  genannten  Einrichtungen 
könnten  aber  vom  Kreishandwerksrat  aus  für  den  ganzen  Umfang 
des  Handwerkreisens  und  der  handwerklichen  Arbeitsnachfrage, 
des  Schiedsspruches  und  der  Versicherung  —  im  Anschluss  einer- 
seits an  die  kommunalen,  andererseits  an  die  handwerkslandes- 
kammerlichen  und  handwerksreichskammerlichen  Einrichtungen 
durchgreifender  und  erfolgreicher  in  die  Hand  genommen  werden. 
Für  das  Fachschulwesen  und  für  die  Lehrwerkstätten  würden 
grössere  Mittel  unter  Heranziehung  der  mitinteressierten  Grossbe- 
triebe, welchen  hiefür  Mitgliedschaftsrechte  zuteil  würden,  zurVer- 
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fügung  stehen.  Für  diese  und  andere  Einrichtungen  von  öffentlichem 
—  sei  es  staatlichem,  sei  es  staatlichem  und  kommunalem  Inter- 
esse —  würden  Staats-  und  Gemeindebeiträge  gerechtfertigt  blei- 
ben und  hiefür  würde  der  Kreisgewerberat  ein  zuverlässiges  Ver- 
wendungsorgan darstellen.  So  erscheint  im  ganzen  Umkreis  hand- 
werkskörperschaftlicher Elementarfunktionen  der  Kreiskörperschaft 
im  Bunde  mit  eingefügten  Innungs-  und  Sektionsverbänden  von 
lebensfähiger  Stärke  als  der  eigentliche  Stützpunkt  der  Gesamt- 
organisation. Es  bedürfte  nur  weniger  Aenderungen  am  Entwürfe, 
um  ihn  auf  diese  Grundlage  zu  stellen ;  die  Bestimmungen  über 
die  Zwangsinnungen  würden  hiebei  gewaltig  vereinfacht  werden, 
diejenigen  über  »freie  Innungen«  als  überflüssig  wegfallen.  Die 
bedeutendste  Wirkung  wäre,  dass  das  Gesamthandwerk  so  ,  wie 
es  im  Leben  beieinander  ist,  zu  körperschaftlicher  Vertretung  ge- 
langen würde. 

Wie  es  im  Leben  beieinander  ist!  Die  Handwerke,  Klein- 
und  Mittel-Betriebe  überhaupt  haben  keinen  unmittelbaren  Zusam- 
menhang über  grössere  Gebiete,  ganze  Regierungsbezirke  oder 
sogar  Provinzen  hinweg ,  wie  das  für  die  grossen  Handels-  und 
Industriegeschäfte  zutrifft;  die  Körperschaftsbildung  des  Hand- 
werks kann  daher  nicht  bloss  als  Handwerkskammer  mit  grösse- 
rem Sprengel  ausgestaltet  werden.  Der  Zusammenhang  der  Hand- 
werksgeschäfte eines  bestimmten  Gewerbes  und  wieder  zwischen 
den  Geschäften  mehrerer  Gewerbearten  schliesst  sich  innerhalb 
engerer  Gebiete,  namentlich  der  Gross-  und  Mittelstädte  ab.  Eben- 
darum wird  man  den  Kreis- ,  insbesondere  Stadtkreiszusammen- 
hang zum  Ausgangspunkt  nehmen  müssen  und  zwar  für  die  Ge- 
schäfte sämtlicher  darin  vertretener  Fachgewerbe.  Das  Gesamt- 
gewerbe eines  Bezirkes  von  der  Grösse  eines  Kreises  ist  trotz  der 
inneren  Fachgliederung  eine  durch  tausend  zwischen  den  Fächern 
hin-  und  herlaufende  Fäden    verbundene    berufsständische  Masse, 

Würden  denn  innerhalb  eines  Kreises  sämtliche  73  Gewerbe- 
fächer Mitglieder  genug  besitzen,  um  den  der  Zwangsinnung  zuge- 
dachten Wirkungskreis  mit  der  erforderlichen  Intelligenz,  Unpartei- 
lichkeit und  Finanzkraft  durchzuführen?  Diese  Frage  ist  wohl  auf- 
zuwerfen ;  denn  wenn  diese  Voraussetzung  nicht  zutrifft,  so  fallen 
selbst  von  den  Fachgewerbeangehörigen  viele  aus  der  körper- 
schaftlichen Organisation  heraus  (vgl.  oben  Seite  13)  und  folge- 
weise erstreckt  sich  dann  die  Organisation  nicht  nur  nicht  auf 
den  Gesamthandwerkerstand,    sondern  nicht  einmal  auf  den  Ge- 
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samtumfang  der  73  Zwangsinnungs-Handwerksfächer.  Nun  geht  aus 
den  »Motiven«  selbst  klar  hervor,  dass  für  die  dreiundsiebenziger- 
lei  Zwangsinnungen  das  erforderliche  Material  fast  nirgends  vor- 
handen wäre.  Die  Motive  besagen  nämlich,  die  Probeerhebungen 
des  statistischen  Reichsamtes  ^)  haben  ergeben  : 

I.  für  den  Fall,  dass  der  Bezirk  der  einzelnen  Fachinnung  nicht 
grösser  als  der  Umfang  des  einzelnen  Zählbezirks  sein  soll,  dessen 
Grösse  nur  in  vereinzelten  Fällen  über  einen  Flächenraum  von 
200  qkm  hinausging,  ist  es  möglich,  wenn 

a.  zur  Bildung  einer  Innung  die  Zahl  von  10  Meistern  für  aus- 
reichend erachtet  wird,  49  811  Meister  =  81,4  Proz.  der  Gesamtzahl, 

b.  jene  Zahl  auf  20  Meister  erhöht  wird,  40360  Meister  = 
65,9  Proz.  der  Gesamtzahl, 

c.  die  Zahl  von  30  Meistern  erfordert  wird,  33  548  Meister 
=    54,8  Proz.  der  Gesamtzahl  in  Fachinnungen  zu  vereinigen  ; 

IL  für  den  Fall ,  dass  ein  etwa  dem  Umfange  eines  preussi- 
schen  Kreises  entsprechender  F'lächenraum  iür  den  Innungsbezirk 
in  Frage  kommen  soll,  wird  es  möglich:  im  Falle  zu  la  :  57458 
Meister  =  93,9  Proz.  der  Gesamtzahl,  im  Falle  zu  Ib  :  53  812  Meister 
=  87,9  Proz.  der  Gesamtzahl  und  im  Falle  zu  Ic:  50987  Meister 
=  83,3  Proz.  der  Gesamtzahl  mit  Fachinnungen  zu  erfassen.  —  Diese 
Ergebnisse  der  Probeerhebungen  sprechen  keineswegs  für  die 
Möglichkeit  der  allgemeinen  Durchführung  der  Zwangsinnung  der 
73erlei  Fachinnungen  in  lebensfähiger  Weise.  Zehn  Mitglieder  im 
Durchschnitt  sind  zu  wenig  und  doch  würden  dabei  gegen  20  Proz. 
Fachgenossen  draussen  bleiben.  Dreissig  Meister  für  eine  Innung 
sind  noch  eine  sehr  geringe  Zahl  und  dabei  würden  schon  45  Proz. 
der  Meister  aus  der  Fachinnung  herausfallen.  Ein  Innungs- 
bezirk des  preussischen  Kreises  —  Land-  und  Stadtkreise  durch 
einander,  würde  immer  noch  viele  Fachgenossen  nicht  fassen  und 
wäre  doch  schon  dem  innigen  Zusammenwirken  wenig  günstig. 
Die  Lebensfähigkeit  der  allgemeinen  Zwangsinnung  wird  noch  be- 
denkUcher  dadurch ,  dass  obige  Zahlen  nur  Durchschnittszahlen 
sind ,  in  welchen  die  zahlreichen  Fachgewerbe  für  die  an  sich 
schon  niedrigen  Mittelzahlen  mitaufkommen  ;  in  den  meisten  Fällen 
würde  man  nur  auf  Fälle  stossen  ,  welche  unter  bezw.  10  und 
20  und  30  Betriebe  heruntergehen.  Daher  empfiehlt  es  sich,  den 
Kreisgesamtverband  zur  Grundlage  der  Organisation   zu  nehmen, 

1)  Erhebung  über  Verhältnisse  im  Handwerk,  veranstaltet  im  Sommer  1895,  Ge- 
arbeitet im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Heft  i — 3.    Berlin  1895  "'i^  1896. 
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innerhalb  desselben  aber  wirklich  lebensfähige  Innungen  gliedlich 
auszugestalten.  Das  hätte  auch  keine  Bedenken  gegen  sich,  wenn 
nur  sämtliche  Fachgenossen  und  wenn  sie  überall  durch  eine  der 
übrigen  nicht  fachinnungsmässigen  Gruppen  jedes  Kreisgewerbe- 
rates sicher  zur  Vertretung  gelangen  würden.  Letzteres  wäre  aber 
nach  dem  hier  vertretenen  Standpunkt  der  Fall. 

Ebendeshalb  hat  auch  die  Bemerkung  der  »Motive«  keine 
Beweiskraft :  »Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  thatsächlich 
vorhandene  örtliche  Verteilung  des  Handwerks  eine  diesen  Ge- 
sichtspunkten entsprechende  Innungsbildung  ermögliche,  war  der 
Hauptzweck  der  oben  bezeichneten  statistischen  Erhebungen.  Es 
ergab  sich  zunächst ,  dass  von  den  6i  199  gezählten  Meistern 
33942,  also  erheblich  mehr  als  die  Hälfte  der  Regel  nach  ohne 
Hilfskräfte  arbeiten  —  eine  Beobachtung,  die  aufs  neue  die  Frage 
nahe  legte,  ob  es  zu  rechtfertigen  sei,  auch  diejenigen  Handwerker, 
welche  der  Regel  nach  Gesellen  und  Lehrlinge  nicht  beschäftigen, 
in  die  Organisation  einzubeziehen  ,  da  sie  alsdann  zu  Leistungen 
für  die  Erfüllung  von  Aufgaben  verpflichtet  werden  ,  welche  für 
sie  keine  unmittelbare  Bedeutung  haben.  Nichtsdestoweniger  wird 
man  sich  für  die  Einbeziehung  dieser  kleinen  Meister  entscheiden 
müssen,  weil  anderenfalls  ein  beträchthcher  Teil  der  Handwerker 
von  der  Organisation  und  somit  von  jeder  Teilnahme  am  ge- 
nossenschaftlichen Leben  ihrer  Berufsgenossen  ausgeschlossen  und 
ohne  gesetzlich  geregelte  Vertretung  ihrer  Interessen  bleiben  würde. 
Damit  würde  zugleich  eine  Scheidung  in  den  Handwerkerstand 
hineingetragen  werden ,  welche  mit  dem  Zwecke  eine  Gesamt- 
organisation des  Handwerks  zu  schaffen,  unvereinbar  wäre.«  Diese 
Frage  beantwortet  sich  ganz  anders  ,  wenn  man  die  Kreiskorpo- 
ration des  ganzen  Handwerks  zur  Basis  nimmt.  Jeder  Hand- 
werker kommt  dann  zur  Vertretung,  aber  nicht  notwendig  durch 
die  Fachinnung ,  welche  nur  grössere  und  wirklich  zusammen- 
hängende örtliche  Massen  von  Fachbetriebenzusammenfassen  würde. 
Irgend  eine  andere  technisch  oder  örtlich  abgegrenzte  Sektion, 
welche  fast  ganz  auf  die  Eigenschaft  eines  Wahlkörpers  für  in- 
direkte Wahl  zur  Kreishandwerkskammer  eingeschränkt  und  da- 
her so  gut  wie  kostenlos  wäre ,  würde  auch  jedes  Fachgeschäft, 
welches  in  keiner  Fachinnung  stünde ,  anfassen.  Gerade  dem 
Hauptzweck  der  Vorlage  ,  der  Förderung  des  Lehrlingswe- 
sens,  würde  es  nicht  besonders  schaden,  wenn  ein  Teil  jener 
Mehrzahl  von  Handwerkern  ,   welche  weder  Gesellen   noch  Lehr- 
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Hnge  halten,  aus  der  Fachinnung  wegblieben,  und  in  keinem  Be- 
reiche der  Korporation  ein  brutales  Uebergevvicht  der  Kopfzahl 
zur  Geltung  zu  bringen  vermöchten.  Dieselben  hätten  dafür 
nichts  oder  nur  sehr  wenig  für  Körperschaftszwecke  zu  zahlen ; 
auch  bezüglich  der  Beitragspflicht  wäre  also  die  Organisation  ge- 
waltig vereinfacht  und  die  Entwickelung  den  Störungen  durch 
Steuerwiderwilligkeit  entzogen. 

Im  Abschnitt  X  werden  wir  finden,  dass  bei  richtiger  Be- 
stimmung des  Schwerpunktes  der  Organisation  auch  die  Nötigung 
zur  Ausschliessung  nichthandwerklicher  Personen  von  der  Wähl- 
barkeit  entfallen  und  dass  somit  der  Boden  fruchtbarer  Wech- 
selwirkung mit  den  Gewerbevereinen  gegeben  sein  würde. 

VIII.    Der  Oberbau    einer  handwerkskörperschaft- 
lichen   Organisation. 

Es  wäre  gewiss  verfehlt ,  dem  Handwerk  nur  Handwerks- 
kammern  im  Sinne  der  einfachen  Vertretung  für  eine  ganze  Pro- 
vinz oder  einen  Regierungsgrossbezirk  zu  geben.  Die  Handwerks- 
körperschaft bedarf  für  ihren  Oberbau  eines  kreiskammerlichen 
Unterbaues.  Wenn  man  alle  Handwerker  einer  Provinz  zu  einem 
einzigen  Wählerhaufen  zusammenraffen  und  zum  Wahlkörper  der 
Handwerkskammern  ohne  jede  territoriale  und  fachliche  Unter- 
gliederung bestellen  wollte,  so  käme  es  nicht  zu  verständigem 
positivem  Walten  und  Schaffen ,  sondern  viel  eher  entweder  zu 
wilder  Interessenagitatioii  oder  zur  Vernachlässigung  aller  Teile 
des  natürlichen  Wirkungskreises.  Es  war  daher  ein  richtiger  Ge- 
danke, die  Handwerkskammer  nicht  in  die  Luft  zu  stellen,  son- 
dern ihr  im  Handwerksausschuss  und  in  der  Innung  einen  Unter- 
bau zu  geben.  Nur  die  Art  dieses  Unterbaues  haben  wir  anzu- 
fechten und  aus  der  Zerschneidung  des  Handwerkerstandes  in 
innungsmässige  Fach-  und  in  körperschaftslos  bleibende  Nicht- 
fachgeschäfte ,  sowie  aus  der  Zerschneidung  des  Fachgewerbe- 
gesamtkörpers jedes  Kreises  in  73  Innungsverbände  vielmehr  die 
einheitliche  Unterlage  einer  Kreiskörperschaft  herzustellen  gehabt, 
welche  das  ganze  nicht  fabrikmässige  Gewerbe  —  unbeschadet 
der  lebensfähigen  Fachkörperschafts-Untergebilde  —  sektionsweise 
gegliedert  zusammenfasst.  Wir  haben  das  Verhältnis  zwischen 
Handwerksausschuss  und  Innung  umgekehrt,  die  letztere  zum  Un- 
terglied, soweit  das  Material  und  das  Bedürfnis  reichen,  gemacht, 
beide  aber  einheitlich  im  allgemeinen  Kreis-Handwerksrat  zusam- 
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menzufassen  empfohlen.  Es  lässt  sich  nun  zeigen ,  dass  auf  sol- 
chem Unterbau  der  Überbau  in  zweifacher  Abteilung  sich  hinstellen 
lässt:  einmal  als  Provinzial-  und  Reichs-Gesamtvertretung  des 
Handwerks,  d.  h.  als  allgemeine  Landes-,  eventuell  allgemeine 
Reichs-»Handwerkskammer«  ,  sodann  als  System  der  Landes-, 
eventuell  Reichs-Sp  e  zialkörperschaften,  oder  der  grossen  landes- 
mässigen  und  nationalen  Fachverbände. 

Die  Landeshandwerkskammer,  »Handwerkskammer«  schlecht- 
weg genannt,  gienge  aus  sämtlichen  zugehörigen  Kreishandwerks- 
räten, den  »Handwerksausschüssen«  des  Entwurfs  hervor,  ebenso 
eine  etwaige  Reichshandwerkskammer  als  Glied  eines  allgemeinen 
deutschen  Volkswirtschaftsrates  aus  den  »Handwerkskammern«. 
Letztere  wären  jedoch  nicht  mehr  Fach-  sondern  Gesamt-Hand- 
werkskörperschaften  ,  hätten  also  das  ganze  Gewicht  des  Hand- 
werkerstandes hinter  sich;  kein  einziger  Handwerksbetrieb  wäre 
aus  der  Vertretung  ausgeschlossen  und  freie  Innungen ,  sowie 
»freie  Innungsgesamtverbände«  wären  überflüssig  gemacht. 

Die  Kreisgewerberäte  könnten  als  Wahlkörper  einfach  oder 
in  sektionsweiser  Gliederung  herangezogen  werden.  Die  Entschei- 
dung für  die  eine  oder  die  andere  Wahlart  ist  zweitlinige  Zweck- 
mässigkeitsfrage. 

Selbstverständlich  wäre  es  nicht  nötig,  die  Reichshandwerks- 
kammern zu  schaffen ,  bevor  die  Handwerkskammern  sich  eine 
Zeit  lang  eingelebt  haben.  Inzwischen  würde  ein  deutscher  »Hand- 
werkskammerntag« ebenso  bedeutsam  wirken,  wie  es  seit  längerer 
Zeit  der  deutsche  Handelskammerntag   thut. 

Die  andere  Seite  des  Überbaues  würde  die  grossen  Fach- 
verbände in  der  Erstreckung  über  den  blossen  Handwerkskammer- 
Sprengel  hinaus  darstellen.  Es  leuchtet  ein,  dass  von  den  Kreis- 
handwerksräten aus,  innerhalb  welcher  die  fraglichen  Fächer  es 
zu  einer  Innung  bringen,  unmittelbar  oder  mittelst  der  Handwerks- 
kammer, sich  die  umfassenderen  Fachverbände  bilden  lassen  wür- 
den. Es  wären  jedoch  keine  »freien  Innungsverbände«.  Dafür 
wären  sie  desto  leistungsfähiger.  Will  man  aber  »freie  Innungs- 
verbände«, so  lassen  sie  sich  von  dem  hier  empfohlenen  Unter- 
baue aus  mindestens  so  gut  und  einfach  herstellen,  wie  von  den 
73  Zwangsinnungen  des  Entwurfes  aus.  Für  die  Fachschule,  den 
Arbeitsnachweis,  das  Herbergswesen,  die  Hilfskassen  wären  Zwangs- 
verbände, welchen  jede  innerhalb    der  Kreiskörperschaft  vorhan- 
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dene  Fachinnung  sich  anschhessen  müsste,  offenbar  weit  leistungs- 
fähiger als   »freie  Innungsverbände«. 

IX.    Die    h  and  Werks  körperschaftliche    Finanz. 

Der  Bedarf  wird ,  von  dem  Unterhalt  für  F"achschulen, 
Lehrwerkstätten  und  dergl.  abgesehen ,  ein  sehr  geringer  sein. 
Der  in  Abschnitt  V  bezeichnete  Wirkungskreis  von  Innung,  Hand- 
werksausschuss  und  Handwerkskammer  gestattet  diese  Annahme 
ohne  Weiteres.  Grösserer  Aufwand  für  das  gewerbliche  Bildungs- 
wesen würde  vom  Handwerk  nicht  allein ,  sondern  zugleich  von 
Staat,  Gemeinde  und  Grossbetriebskammer  durch  Beiträge  zu 
decken  sein;  auch  dieser  Bedarf  kann  daher  voraus  nicht  als  un- 
erschwinglich gelten.  Dies  um  so  weniger,  wenn  nicht  für  73  be- 
sondere Organisationen  ebensovielmal  besondere  Verwaltungs- 
apparate aufgestellt  würden,  sondern  nur  gemeinschaftlicher  Auf- 
wand für  alle  fachlichen  und  nichtfachlichen  Betriebe ,  aus- 
serdem besonderer  Aufwand  nur  für  wenige  lebensfähige  und 
daher  auch  finanziell  leistungsfähige  Innungen  zu  machen  wäre. 
Die  hier  vertretene  Organisation  bietet  hienach  selbst  finanziell 
grosse  Vorteile.  Bei  derselben  Organisation  verteilt  sich  aber  auch 
die  absolut  geringere  Last  mehr  auf  die  tragfähigen  Schultern 
und  wird  auch  hiedurch  erträglicher  ;  für  die  Masse  der  nicht  in 
die  Fachinnungen  geratenden,  namentlich  ländlichen  Gewerbebe- 
triebe wird  der  Aufwand  und  der  Beitrag  ein  minimaler  werden. 

Wie  soll  die  Deckung  des  Bedarfes  stattfinden  ? 

Der  Entwurf  sieht  Folgendes  vor  :  Die  aus  der  Errichtung 
und  der  Thätigkeit  der  Innung  und  ihres  Gesellenausschusses 
erwachsenden  Kosten  sind,  soweit  sie  aus  den  Erträgen  des  vor- 
handenen Vermögens  keine  Deckung  finden ,  von  den  Innungs- 
mitgliedern aufzubringen.  Der  Beitragsfuss  ist  mit  der  Massgabe 
im  Statut  festzusetzen  ,  dass  die  Heranziehung  der  einzelnen  Be- 
triebe, soweit  für  dieselben  eine  Gewerbesteuer  erhoben 
wird,  durch  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  im  übrigen  unter  Berück- 
sichtigung der  Leistungsfähigkeit  der  Betriebe  zu 
erfolgen  hat.  Durch  Statut  kann  bestimmt  werden,  dass  Innungs- 
mitglieder ,  welche  der  Regel  nach  weder  Gesellen  noch  Lehr- 
linge beschäftigen,  von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Bei- 
trägen befreit  und  Personen,  Vv^elche  der  Innung  freiwillig  beitreten, 
nach  festen  Sätzen  zu  Beiträgen  heranzuziehen  sind.  Eintritts- 
gelder dürfen  nicht  erhoben  werden.    Die  auf  Grund  des  Statuts 
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oder  der  Nebenstatuten  umgelegten  Beiträge  werden  auf  Antrag 
des  Innungsvorstandes  auf  dem  für  die  Beitreibung  der  Gemeinde- 
abgaben landesrechtlich  vorgesehenen  Wege  zwangsweise  einge- 
zogen. Das  Gleiche  gilt  für  die  Einziehung  von  Ordnungsstrafen. 
Streitigkeiten  wegen  Heranziehung  zu  Beiträgen  entscheidet  die 
Aufsichtsbehörde.  Die  aus  der  Errichtung  und  der  Thätigkeit  des 
Handwerksausschusses  und  seines  Gesellenausschusses 
erwachsenden  Kosten  sind  anteilsweise  von  den  Innungen  und 
den  dem  Handwerksausschuss  sonst  unterstehenden  bezeichneten 
Handwerkern  aufzubringen.  Die  Höhe  der  Anteile  bestimmt  in 
Prozenten  die  Aufsichtsbehörde.  Gegen  ihre  Anordnung  ist  binnen 
vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
zulässig,  welche  endgültig  entscheidet.  Die  Aufbringung  des  Ko- 
stenanteils, welcher  auf  die  zu  Innungen  nicht  vereinigten  Hand- 
werker entfällt,  hat  nach  näherer  Bestimmung  des  Statuts  zu  er- 
folgen. Den  auf  die  Innungen  entfallenden  Anteil  haben  diese 
unter  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  ihrer  Mitgliederzahl 
und  ihrer  Leistungsfähigkeit  unter  sich  zu  verteilen. 
Kommt  eine  Einigung  über  die  Höhe  des  von  der  einzelnen  In- 
nung zu  leistenden  Beitrages  nicht  zu  Stande,  so  setzt  die  Aufsichts- 
behörde diesen  Betrag  nach  Anhörung  der  Innungsvorstände  fest. 
Die  Kosten  der  Handwerkskammern  wären  von  den  zu- 
gehörigen Handwerksausschüssen  aufzubringen. 

Diesen  Vorschlägen  wird  bis  auf  einen  einzigen  Punkt  und 
mit  dem  Vorbehalt,  für  die  Prüfungs-  und  Lehreinrichtungen  das 
Deckungsmittel  der  Gebühr  zur  Geltung  zu  bringen,  beigepflichtet 
werden  müssen  (vergl.  meine  Steuerlehre  I,  §  23  und  II,  §  14). 
Der  eine  Punkt,  welchem  ich  nicht  beistimmen  kann,  wäre  die 
Belastung  »nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Innung«.  Wie  es 
scheint,  ist  darunter  nicht  die  nach  der  Grösse  von  Einkommen 
und  Vermögen  sich  bemessende  Steuerleistungsfähigkeit  der  Ge- 
samtheit der  Mitglieder  zu  verstehen.  Vielmehr  scheint  die  Grösse 
der  technischen  Leistungsfähigkeit,  welche  neuestens  leider  auch 
im  indirekten  Staatssteuerwesen  (vergl.  meine  »Bes.  Steuerlehre«) 
einige  Geltung  erlangt  hat,  gemeint  zu  sein.  Die  Motive  sagen : 
»Mit  der  bisherigen  Uebung  der  Innungen,  ihre  Mitglieder  unter- 
schiedlos zu  einem  für  alle  gleich  hoch  bemessenen  Beitragssatze 
heranzuziehen,  wird  unbedingt  gebrochen  werden  müssen.  Ab- 
gesehen von  ihrer  Unbilligkeit,  hat  eine  solche  Regelung  das 
ausschlaggebende  Bedenken    gegen    sich,    dass    mit  ihr  eine  aus- 
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reichende  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  Innung  nur  äusserst 
selten  zu  erreichen  ist ,  da  mit  Rücksicht  auf  die  geringe  wirt- 
schaftliche Kraft  zahlreicher  Mitglieder  die  Beiträge  nur  sehr  niedrig 
bemessen  werden  könnten  und  deshalb  in  ihrem  Gesammtergeb- 
nis  nicht  hinreichen  würden,  um  den  gesteigerten  Anforderungen 
zu  genügen,  welche  künftig  an  die  Innung  gestellt  werden  müssen. 
Der  Entwurf  schlägt  daher  eine  Bestimmung  vor,  wonach  die 
Innungsbeiträge  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Betriebe  abzustufen  sind.  Den  Massstab 
für  eine  solche  Abstufung  würde,  soweit  eine  Gewerbesteuer  er- 
hoben wird,  diese  abgeben  können,  da  bei  ihrer  Bemessung  die 
Verschiedenheit  der  Leistungsfähigkeit  zum  Ausdruck  kommt. 
Nach  welchen  Anhaltspunkten  im  übrigen  des  näheren  hierbei 
die  Beitragsstufen  festgesetzt  werden,  etwa  nach  der  Zahl  der 
Hilfskräfte  oder  der  Art  der  Erzeugnisse  oder  nach  der  Benutzung 
maschineller  Einrichtungen  oder  ihrer  Zahl ,  muss  bei  der  Viel- 
gestaltigkeit der  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Gewerben  der 
Festsetzung  durch  das  Statut  vorbehalten  bleiben,  nur  sollen  die 
Beiträge  so  abgestuft  werden,  dass  die  stärkeren  Betriebe  in  ent- 
sprechend höherem  Masse  zu  den  Beiträgen  herangezogen  werden 
als  die  schwächeren.  Die  Abstufung  der  Beiträge  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Gewerbebetriebs  auch  für  die  der  Innung  sich  frei- 
willig anschHessenden  Personen  erfolgen  zu  lassen ,  wird  nicht 
immer  ratsam  sein,  da  sich  hieraus  namentlich  für  die  Inhaber 
von  Fabrikbetrieben  unter  Umständen  eine  Belastung  ergeben 
dürfte,  deren  freiwillige  Uebernahme  nicht  erwartet  werden  kann. 
Es  muss  daher  der  Innung  überlassen  bleiben,  den  freiwilligen 
Beitritt  von  Personen,  auf  deren  Mitwirkung  sie  bei  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  im  eigenen  Interesse  Gewicht  legen  muss,  dadurch 
zu  erleichtern,  dass  sie  die  von  ihnen  zu  entrichtenden  Beiträge 
ein  für  alle  Mal  in  angemessener  Höhe  festsetzt.« 

Mir  scheint  es,  dass  in  erster  Linie  versucht  werden  müsste, 
im  Anschluss  an  die  Gewerbebesteuerung  des  Staates  und  soweit  eine 
solche  für  Kleingewerbe  nicht  besteht,  an  diejenige  der  Gemeinden, 
die  kleingewerbliche  Körperschaftssteuer  zu  regeln,  und  zwar  in 
jedem  der  deutschen  Bundesstaaten  nach  dessen  besonderer  Steuer- 
gesetzgebung. Ist  aber  auch  auf  diesem  Wege  für  die  Korpo- 
rationsbesteuerung Belastung  nach  der  Ste  uerleistungsfähigkeit 
für  Staat  und  Gemeinde  nicht  zu  erreichen  ,  so  müsste  eben  zu 
einer    selbständigen  Regelung    der  handwerklichen  Korporations- 
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Steuer  geschritten  werden.  Diese  könnte  mittelst  Klassenein- 
schätzung nach  objektiven  Merkmalen  des  Betriebes  ohne  Gehilfen, 
der  Gehilfenzahl  und  der  Höhe  des  Gewerbekapitals  geschehen.  Die 
erforderlichen  Katastralerhebungen  könnten  von  3  zu  3  ev.  5  zu 
5  Jahren  im  Anschluss  an  die  Vermögens-  und  Einkommenssteuer- 
fassionen, bezw.  Einschätzungen  ohne  viel  Umstände  und  Kosten 
geschehen. 

X.    Verhältnis     zu    den    Gewerbevereinen.     Die 
körperschaftliche  Wählbarkeit. 

Das  Verhältnis  der  handwerklichen  Wirtschaftskammer  zum 
handwerklichen  Vereinswesen  ist  im  Jahrgange  1895  S.  11  und 
S.  330 — 335  erörtert  worden.  Das  Ergebnis  ist  gewesen,  dass 
Körperschaft  und  Verein  einander  nicht  ausschliessen,  vielmehr 
voraussetzen.  Der  »Gewerbeverein«  wird  von  der  Gewerbekörper- 
schaft nicht  weggetilgt  werden. 

Die  Haltung,  welche  das  Gesetz  bei  Einführung  der  Hand- 
werkskörperschaft gegenüber  den  Gewerbevereinen  einnehmen 
wird,  will  dennoch  wohl  überlegt  sein.  Es  gilt,  dafür  zu  sorgen, 
dass  beide ,  Körperschaft  und  Verein ,  für  den  gemeinsamen 
Zweck  ineinander  greifen.  Einmal  für  die  Uebergangszeit.  Der 
Gewerbeverein  ist  in  den  dreissig  Jahren,  seitdem  die  Gewerbe- 
freiheit eingeführt  worden  ist,  ohne  dass  dem  Handwerk  auf  dem 
Boden  der  Gewerbefreiheit  selbst  eine  zeitgemässe  Körperschafts- 
verfassung gegeben  wurde,  teilweise  an  Stelle  der  Korporation 
getreten,  soweit  das  eben  möglich  war.  Namentlich  den  inneren 
Teil  des  autonomen  Wirkungskreises  (Abschn,  III)  der  Korporation 
haben  die  Gewerbevereine  stellvertretend  mit  mehr  oder  weniger, 
in  Süddeutschland  mit  schönem  Erfolg  vollzogen.  Aus  dieser 
Stellung  wollen  sich  die  Gewerbevereine ,  in  welchen  viele  und 
nicht  die  mindest  verdienten  Mitglieder  dem  Handwerkerstand 
nicht  angehören,  sich  nicht  verdrängen  lassen.  Es  wäre  auch  ein 
wirklicher  Verlust,  wenn  das  Personal  der  Gewerbevereine  dem 
öffentlichen  Leben  des  Standes  verloren  ginge.  Daher  fragt  es 
sich,  ob  es  keinen  Weg  giebt,  gerade  die  Gewerbevereiue  für  die 
Einlebung  der  neuen  Handwerksverfassung  zu  verwerten.  Es 
giebt  einen  solchen  Weg  und  er  besteht  darin,  dass  die  Wähl- 
barkeit zur  Innung,  zur  Handwerkerkammer  und  zum  Handwerker- 
ausschuss  nicht  auf  die  Personen  beschränkt  wird,  welche  das 
Gewerbe  selbstständig  oder  werkführend  betreiben,  bezw.  betrieben 
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haben.  Ob  nun  die  Wählbarkeit  eine  unbeschränkte  sei  oder 
ob  die  Bestimmung  getrofifen  wird,  dass  etwa  nur  ein  Viertel 
aller  Mitglieder  der  Körperschaftsorgane  ausserhalb  des  Kreises 
der  Handwerksangehörigen  gewählt  werden  dürfen,  so  wird  bei 
Wählbarkeit  überhaupt  der  beste  und  verdienteste  Teil  des  Per- 
sonals der  Gewerbevereine  im  korporativen  Leben  des  Hand- 
werks Verwendung  finden  und  für  die  Einführung  der  neuen 
Institutionen  sehr  günstig  wirken  können.  Der  Entwurf  lässt  jedoch 
nur  bei  der  Handwerkskammer  Raum  für  Kooptation  und  für  An- 
hörung von  Sachverständigen,  welche  dem  Handwerk  nicht  an- 
gehören, bei  der  Innung  und  beim  Handwerksausschuss  ist  das 
dagegen  nicht  der  Fall  und  hat  wohl  auch  dies  den  Widerstand 
der  Gewerbevereine  gegen  handwerkliche  Körperschaftsbildung 
bewusst  oder  unbewusst  verstärkt. 

Allein  nicht  bloss  aus  Klugheitsrücksichten  der  ersten  Ein- 
führung des  Körperschaftgebildes  hätte  sich  die  unbeschränkte  oder 
beschränkte  W^ählbarkeit  nicht  handwerklicher  Personen  empfohlen. 
Die  Wählbarkeit  besitzt  einen  dauernden  Wert. 

Das  Vereinswesen  würde  für  berechtigten  Ehrgeiz  eine  viel 
stärkere  Anziehungskraft  bewahren,  wenn  der  Verein  die  Vor- 
schule und  der  Erprobungsplatz  für  das  Wirken  in  körperschaft- 
lichen Vetrauensstellungen  wäre.  Das  Vereinswesen  wird  nach 
Einführung  der  Körperschaft  wohl  andere  Gestaltung  annehmen 
und  sich  einerseits  mehr  spezialisieren,  andererseits  weniger  loka- 
lisieren, wie  das  nach  Einführung  der  Grossbetriebskammern  auf 
dem  Gebiet  der  Industrie  wahrzunehmen  gewesen  ist.  Allein 
Raum  überhaupt  bleibt  für  das  gewerbliche  Vereinswesen  genug 
übrig  und  eine  Stätte  der  Bewährung  für  körperschaftliche  Intel- 
Hgenzen  wird  das  Vereinswesen  gewiss  bleiben.  Will  man  nament- 
lich den  Stand  von  der  bureaukratischen  Bevormundung,  vom 
»Staatskommissar«  frei  machen,  so  muss  man  geschäfts-,  wort-, 
feder-,  buch-  und  rechnungsgewandten  Männern  den  Zutritt  zur 
Arbeit  für  die  Körperschaft  öffnen.  Die  Folge  wird  sein,  dass 
alle  Kräfte,  welche  der  Handwerkskörperschaft  zu  dienen  befähigt 
und  gewillt  sind,  für  die  letztere  gewonnen  werden,  und  die  besten 
dieser  Kräfte  werden  aus  der  Vorschule  und  Bewährungsstätte 
der  engeren  und  weiteren  Vereine  herausgezogen  werden. 

Gerade  solche  Kräfte  sind  für  modernes  Körperschafts- 
leben ein  Bedürfnis.  Sie  bewahren  vor  Verknöcherung  und  Eng- 
herzigkeit und  verbürgen  ein  gerechtes,  unparteiisches,  nicht  pri- 
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vilegiensüchtiges  Walten  und  Schalten,  während  das  von  den  73 
gegen  die  ausserhandwerkliche  Welt  ängstlich  abgeschlossenen 
engen  Fachinnungen  mit  Grund  oder  Ungrund,  in  weiteren  Kreisen 
nicht  erwartet  wird. 

Eine  Gefahr  für  die  Selbständigkeit  des  Handwerkerstands 
werden  solche  Persönlichkeiten  nicht  werden  können;  denn  das 
Wahlrecht  hätten  immer  nur  die  Standesgenossen  und  gesetzlich 
Hesse  sich  ja  die  Bestimmung  treffen ,  dass  nur  eine  Minderheit 
von  Nichthandwerkern  den  Körperschaftsorganen  mit  Sitz  und 
Stimme  angehören  dürfe.  Sodann  lässt  sich  die  Bestimmung 
treffen,  dass  in  den  Prüfungsausschüssen  und  in  den  Fachbildungs- 
kommissionen gelernte  Handwerker  und  Gesellen  nicht  fehlen 
dürfen,  sogar  dass  sie  darin  die  Mehrheit  haben  müssen. 

Nur  bei  Zersplitterung  der  Gewerbekörperschaft  in  eine  Masse 
liliputanischer  Zünfte  wäre  kein  Raum  für  Ingenieure,  Chemiker, 
Volkswirte,  technische  Lehrer,  Rechner,  Kassierer,  Rechtsanwälte, 
Buchhalter  u.  s.  w.  Einem  Kreisgesammtgewerberat  und  lebens- 
fähigen Grosszünften  würde  eine  vom  Stande  selbst  bestimmte 
Beimischung  solcher  gebildeten  Kräfte  vortrefTlich  anstehen  und 
die  besten  Dienste  leisten  können.  Das  Gängelband  bureaukra- 
tischer  Gemeinde-  und  Staatsaufsicht  könnte  mit  Rücksicht  auf  sie 
so  ziemlich  ganz  fallen  gelassen  werden. 

XL  Das  Verhältnis  zu  anderen  Körperschaften 
des  öffentlichen  Rechts. 

Das  Verhältnis  der  Hand  Werkskörperschaften  wie  zu  den  Ver- 
einen, so  zu  den  freien  und  zwangsweisen  Wirtschaftsgenossen- 
schaften ist  ein  sehr  positives,  jedoch  in  der  Abhandlung  »das 
Problem  der  Wirtschaftskammern«  (Jahr  1895)  eindringend  und 
bestimmt  nachgewiesen.  Was  dort  allgemein  bemerkt  ist  (S.  335, 
494  ff.),  gilt  auch  von  handwerklichen  Wirtschaftsgenossenschaften 
handwerklichen  Körperschaften  gegenüber.  Die  Ansätze  des  Ent- 
wurfs in  dieser  Richtung  sind  zwar  nur  unbedeutend  ,  aber 
wie  uns  scheint,  richtig  gedacht.  Wir  halten  uns  dabei  nicht 
auf.  Dagegen  ist  über  die  Stellung,  welche  der  Handwerks- 
körperschaft den  übrigen  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts 
gegenüber  durch  den  Entwurf  gegeben  werden  will,  noch  einiges 
zu  bemerken. 

Der  Entwurf  zeigt  auch  in  dieser  Hinsicht  Organisations- 
lücken.   Als  solche  möchten  wir  ansehen:  i)  die  Nichtzusammen- 
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fassung  der  Handwerkskammern  zu  Landesgesammtverbänden, 
bezw.  Reichsgesammtverbänden;  2)  den  Mangel  jedes  organi- 
schen Zusammenhangs  mit  den  Grossbetriebs-  oder  Handels- 
kammern, obwohl  doch  beide  gerade  für  die  Lehrlings-  und  Fach- 
bildung gemeinsame  Interessen  haben  und  auch  sonst  breite  Be- 
rührungsflächen besitzen ;  3)  den  Mangel  organischen  Zusammen- 
hanges mit  dem  Gemeinde-,  Kreis-,  namentlich  dem  Stadtkreis- 
Organismus,  sowie  mit  den  Lokalorganen  des  Volks-  und  Mittel- 
schulwesens, obwohl  das  kleingewerbliche  Leben  im  Gegensatz 
zur  Fabrik  und  zum  Grosshandel  mit  dem  Kommunalleben  innigen 
und  vielseitigen  Zusammenhang  hat;  4)  den  Mangel  der  Anlegung 
zum  Gliede  eines  allgemeinen  nationalen  Volkswirtschaftsrates.  Diese 
Lücken  brauchen  selbstverständlich  nicht  von  Anfang  sämmtlich 
ausgefüllt  zu  sein ;  qui  trop  embrasse  mal  etreiiit.  Allein  auf  die  Mög- 
lichkeit der  Ausfüllung  dieser  Lücken  sollte  dennoch  schon  die 
erste  Einführung  angelegt  werden.  Das  ist  aber  anscheinend  nicht 
der  Fall  gewesen. 

Besonders  bemerkenswert  ist  es,  dass  mit  derK  o  m  m  u  n  al- 
verwaltung  und  mit  den  Organen  des  ganzen  örtlichen  Schul- 
und  Bildungswesens  gar  keine  Verbindungsfäden  hergestellt 
sind.  Des  Zusammenwirkens  mit  den  Kommunalorganen  ist  mit 
keinem  Wort  gedacht. 

Diese  Lücken  sind  um  so  auffallender,  als  doch  den  eigent- 
lichen Boden  des  öffentlichen  Handwerkslebens  die  Kreis-,  Stadt- 
und  Ortsgemeinde  abgiebt  und  das  gewerbliche  Fachbildungs- 
wesen mit  dem  allgemeinen  Mittelschulwesen  sich  vielseitig  be- 
rührt. Mit  der  Kommunalverwaltung  und  durch  diese  mit  der 
örtlichen  Bildungspflege  sollte  ein  positives  Verhältnis  schon  von 
Anfang  hergestellt  sein.  Es  braucht  keines  besonderen  Nach- 
weises ,  dass  dies  so  leicht  geschehen  könnte  ,  wie  der  Staats- 
verwaltung gegenüber. 

Der  Entwurf  nimmt  keinerlei  Anlauf,  die  gewerbhche  Körper- 
schaft auch  in  die  kommunale  oder  staatliche  Volksvertretung 
einzufügen.  Wenn  dieser  Teil  der  Organisation  mit  Bewusst- 
sein  zur  Seite  gelegt  ist,  so  darf  das  nicht  befremden.  Die  Ein- 
fügung in  die  allgemeinen  Vertretungskörper  könnte  ja  nicht  für 
die  wirtschaftlichen  Berufsstände  allein  geschehen.  Die  Körper- 
schaftsbildung für  den  autonomen  Wirkungskreis  und  für  die  Ver- 
waltung s  Seite  des  politischen  Funktionsbereiches  (Abschn.  IIIj 
müsste  für    alle    besondern   Zweige    öffentlichen    Berufs-    und  Ge- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897.  I.  O 


114  A'  Schäffle:  Die  kleingnverbliche  Körper schaftsbildung. 

meinschaftslebens  bereits  vollzogen,  plan-  und  i^Ieichmässig  voll- 
zogen sein,  bevor  die  v  er  fa  ss  ungs politische  Krönung  des  Ge- 
bäudes stattfinden  könnte.  Die  gedachte  Voraussetzung  trifft  aber 
noch  nicht   zu. 

Ausserdem  ist  der  Gedanke  im  öfifentlichen  Bewusstsein  auch 
nicht  entfernt  schon  ausgereift.  Dem  hyperindividualistischen  Li- 
berahsmus  ist  der  Zusatz  —  und  um  mehr  handelt  es  sich  nicht  — 
einer  berufsständischen  Vertretung  noch  immer  so  zuwider  und 
fast  unfassbar,  wie  dem  wirtschaftspolitischen  Individualismus  zur 
Zeit  des  Abbruches  der  alten  Zunft,  jede  neukorporative  Organi- 
sation der  wirtschaftlichen  Berufsstände  widerwärtig  und  unbe- 
greiflich gewesen  ist;  mit  dem  »Abbruch  und  Neubau  der  Zunft«  ^) 
stand  man  damals  allein  wie  der  Prediger  in  der  Wüste.  Der 
Widerwille  wäre  auch  begründet,  wenn  der  Gedanke  »reaktionär« 
missbraucht  werden  wollte.  Allein  verwerfliche  »Interessenvertre- 
tung« und  »ständische  Reaktion«  müsste  die  schliessliche  Herbei- 
ziehung auch  der  wirtschaftlichen  Organe  zur  Volks-  und  Gemeinde- 
vertretung an  und  für  sich  nicht  sein.  »Interessenvertretung«,  zum 
Teil  die  allerschmutzigste,  nistet  sich  auch  in  der  ausschliesslichen 
Volkswahl-,  geschweige  Zensusvertretung  ein,  wie  wir  das  jetzt  in 
allen  Ländern  und  nicht  im  mindesten  in  Deutschland  schaudernd 
immerfort  erleben.  Es  steht  auch  gar  nicht  in  Frage,  dass  die 
Reichs- ,  Volks-  und  Gemeindevertretung  ausschliessend  körper- 
schaftlichen Aufbau  finden  soll ;  der  Volkskörper  ist  ja  weit  mehr 
als  eine  Gliederung  blosser  Berufskörperschaften,  und  jene  gei- 
stigen und  materiellen,  jene  geselligen,  politischen  und  kirchlichen 
Individualinteressen  ,  welche  in  den  um  die  wahlberechtigten  er- 
wachsenen Männer  gelagerten  Elementargruppen  der  Gesellschaft 
durcheinander  schwingen ,  werden  das  Uebergewicht  stets  bean- 
spruchen dürfen  und  Volksvertretung  hauptsächlich  mittelst 
allgemeiner  Volkswahl  empfehlen.  Allein  die  grossen  Berufsstände, 
sowie  die  grossen  Anstalten  der  Wissenschaft,  der  Erziehung,  des 
Unterrichtes  und  der  Religion  sind  auch  Glieder  am  Volkskör- 
per und  sollten  ,  sobald  sie  allesamt  eine  neuzeitliche  Or- 
ganisation gefunden  haben  werden,  in  der  politischen  und  der 
kommunalen  Volksvertretung  ebenfalls  Platz  finden. 


l)  Meine  so  betitelte  Abhandlung   im  Jahrgang  1856    der  Cotta'schen  Deutschen 
Vierteljahrsschrift. 
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ERSTER   HAUPTTEIL. 
Die  äusseren  Beziehungen    zwischen    souveränen    Staaten. 

A.   Allgemeine  Staatsverträge  — . 

Zusatzvereinbarung  in  LIII  Artikeln  zum  Internationalen 
Uebereinko  mmen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890, 
betreffend  die  Beifügung  zusätzlicher  Vorschriften  zu  §  i  der  Ausführungsbestimmungen 
und  die  Aenderung  der  Anlage  i  zu  diesen  Bestimmungen.  Vom  16.  Juli  1895.  — 
Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Oesterreich  und 
Ungarn,  Russland  und  die  Schweiz  haben  für  nützlich  erachtet,  im  gemeinsamen  Ein- 
verständnis leichtere  Bestimmungen  zu  vereinbaren,  als  die  für  die  Beförderung  der  im 
§  I  der  Ausführungsbestimmungen  zum  internationalen  Uebereinkommen  vom  14.  Ok- 
tober 1890  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  und  in  der  Anlage  i  zu  den  genannten 
Bestimmungen  erwähnten.  Demzufolge  haben  die  gehörig  bevollmächtigten  Unter- 
zeichneten Nachstehendes  vereinbart:  Artikel  l.  Der  §  1  der  Ausführungsbestimmungen 
zum  internationalen  Uebereinkommen  vom  14.  Oktober  1890  wird  durch  die  folgenden, 
zwischen  Nummer  3  und  4  des  erwähnten  Paragraphen  einzuschiebenden  Vorschriften 
ergänzt :  Indes  werden  Gold-  und  Silberbarren,  Piatina,  Geld,  geldwerte  Münzen  und 
Papiere,  Dokumente,  Edelsteine,  echte  Perlen,  Pretiosen  und  andere  Kostbarkeiten, 
femer  Kunstgegenstände,  wie  Gemälde,  Gegenstände  aus  Erzguss,  Antiquitäten,  im  inter- 
nationalen Verkehr  auf  Grund  des  im  Berner  Uebereinkommen  vorgesehenen  inter- 
nationalen Frachtbriefes,  und  zwar  entweder  nach  Massgabe  von  Vereinbarungen  zwischen 
den  Regierungen  der  beteiligten  Staaten  ,  oder  von  Tarif  bestimmungen ,  welche  von 
den  dazu  ermächtigten  Bahnverwaltungen  aufgestellt  und  von  allen  zuständigen  Auf- 
sichtsbehörden genehmigt  sind,  zugelassen.  Zu  den  Kostbarkeiten  sind  beispielsweise 
auch  besonders  wertvolle  Spitzen  und  besonders  wertvolle  Stickereien  zu  rechnen.  — 
Ebenso  werden  Leichen transporte  zum  internationalen  Transporte  mit  dem  internatio- 
nalen Frachtbriefe  unter  folgenden  Bedingungen  zugelassen :  a.  Die  Beförderung  er- 
folgt als  Eilgut,  b.  Die  Transportgebühren  sind  bei  der  Aufgabe  zu  entrichten,  c.  Die 
Leiche  muss  während  der  Beförderung  von  einer  dazu  beauftragten  Person  begleitet 
sein.  d.  Die  Beförderung  unterliegt  im  Gebiete  jedes  einzelnen  Staates  den  daselbst 
in  polizeilicher  Beziehung  geltenden  Gesetzen  und  Verordnungen ,  soweit  nicht  imter 
den  beteiligten  Staaten    besondere    Abmachungen    getroffen    sind.  —  Hiezu  Anlage   i 
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Vorschriften    über    bedingungsweise  zur  Beförderung    zugelassene  Gegenstände    (LIII. 
Artikel). 

B.  Besondere   Staatsverträge. 

Deutschland  und  Russland  mit  Japayi.  Beide  Vertrage  heben  die  Selb- 
ständigkeit der  Fremdenniederlassungen  auf.  Der  deutsche  Ver- 
trag d,  d.  4.  April  1896  bestimmt  in  Art.  XVIII:  »Die  vertragschliessenden  Teile 
sind  über  Folgendes  einverstanden.  Die  einzelnen  Fremdenniederlassungen  in  Japan 
sollen  den  betreffenden  japanischen  Gemeinden  einverleibt  werden  und  hinfort  Bestand- 
teile der  japanischen  Gemeinden  bilden.  Die  zuständigen  japanischen  Behörden  sollen 
demnach  mit  Bezug  auf  dieselben  alle  Verbindlichkeiten  und  Verpflichtungen  über- 
nehmen, welche  ihnen  hinsichtlich  der  Gemeinden  obliegen,  und  gleichzeitig  sollen 
die  öffentlichen  Gelder  und  Vermögensgegenbtände,  welche  diesen  Niederlassungen  ge- 
hören, den  genannten  japanischen  Behörden  übergeben  werden.  Sobald  diese  Einver- 
leibung erfolgt ,  sollen  die  bestehenden ,  zeitlich  unbegrenzten  Ueberlassungsverträge, 
unter  welchen  jetzt  in  den  gedachten  Niederlassungen  Grundstücke  besessen  werden, 
bestätigt  und  hinsichtlich  dieser  Grundstücke  sollen  keine  Bedingungen  irgend  einer 
anderen  Art  auferlegt  werden,  als  sie  in  den  bestehenden  Ueberlassungsverträgen  ent- 
halten sind.  Die  Besitzrechte  an  diesen  Niederlassungs-Grundstücken  können  in  Zukunft 
von  ihren  Besitzern  frei  und,  ohne  dass  es  dazu,  wie  bisher  in  gewissen  Fällen,  der 
Genehmigung  der  konsularischen  oder  japanischen  Behörden  bedarf,  an  Inländer  oder 
Ausländer  veräussert  werden.  Im  übrigen  gehen  die  nach  den  ursprünglichen  Ueber- 
lassungsverträgen den  Konsularbehörden  zustehenden  Funktionen  auf  die  japanischen 
Behörden  über.  Alle  Ländereien,  welche  von  der  japanischen  Regierung  für  öffent- 
liche Zwecke  der  Fremdenniederlassung  bisher  zinsfrei  hergegeben  worden  sind, 
sollen,  unbeschadet  der  aus  der  Gebietshoheit  sich  ergebenden  Rechte,  frei  von  allen 
Steuern  und  Lasten  den  öffentlichen  Zwecken ,  für  welche  sie  ursprünglich  bestimmt 
worden,  dauernd  erhalten  bleiben.  —  Ein  Zusatz  zum  Vertrage,  ebenfalls  vom  4.  April 
datiert,  bestimmt  weiter:  adass,  wenn  auch  den  Fremden  in  Japan  nach  den  zur  Zeit 
dort  geltenden  Gesetzen  der  Erwerb  des  Eigentums  an  Grundstücken  noch  versagt 
ist,  hierdurch  die  Befugnis  der  deutschen  Reichsangehörigen  nicht  berührt  wird ,  da- 
selbst ,  zur  Erreichung  der  in  Artikel  I  und  III  des  Vertrags  angegebenen  Zwecke, 
gleich  den  Inländern  und  nach  Massgabe  der  jeweiligen  landesgesetzlichen  Bestim- 
mungen emphyteutische,  superfiziarische  und  sonstige  dingliche  Rechte  an  Grundstücken 
zu  erwerben  und  persönlichen  Miets-  oder  Pachtrechten  an  Grundstücken  durch  Ein- 
tragung in  die  hierfür  bestimmten  Register  den  Charakter  dinglicher  Rechte  zu  ver- 
schaffen; i)  dass  die  Kaiserlich  japanische  Regierung  darauf  Bedacht  nehmen  wird, 
in  allen  für  den  Handel  besonders  wichtigen  Plätzen  ihres  Landes,  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  entsprechend,  Warenhäuser  und  zollfreie  Niederlagen  zu  errichten;  2)  dass, 
da  das  Eigentum  an  den  in  Artikel  XVIII  des  Vertrags  erwähnten  Niederlassungs- 
grundstücken dem  japanischen  Staat  verbleibt ,  die  Besitzer  oder  deren  Rechtsnach- 
folger für  ihre  Grundstücke  ausser  dem  kontraktmässigen  Grundzins  Abgaben  oder 
Steuern  irgend  welcher  Art  nicht  zu  entrichten  haben  werden;  3]  dass  die  vor  oder 
unter  der  Herrschaft  des  Vertrags  wohlerworbenen  Rechte  der  Angehörigen  des  einen 
Teils  in  den  Gebieten  des  anderen  Teils  auch  nach  Ablauf  des  Vertrags  unverändert 
bestehen  bleiben. 

Der  Vertrag  mit  Russland  enthält  einen  bemerkenswerten  »Separatartikel«, 
welcher  auch  Japan  gegenüber  das  asiatischeRussland  vom  freienVer- 
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kehr  eximiert.  Dieser  Artikel  lautet:  »Da  die  Handelsbeziehungen  Russlands 
zu  den  Königreichen  Schweden  und  Norwegen  und  den  in  Asien  angrenzenden  Staaten 
und  Ländern  durch  besondere  Vereinbarungen  über  den  Grenzverkehr  geregelt 
und  von  den  für  den  auswärtigen  Handel  im  allgemeinen  geltenden  Vorschriften  un- 
abhängig sind,  so  kommen  die  beiden  vertragschliessenden  Teile  überein,  dass  die  in 
dem  Vertrage  zwischen  Russland  und  Schweden  und  Norwegen  vom  26.  April  (8.  Mai) 
1838  enthaltenen  besonderen  Bestimmungen,  sowie  diejenigen,  welche  sich  auf  den 
Handel  mit  anderen  vorerwähnten  Staaten  und  Ländern  beziehen ,  in  keinem  Falle 
angerufen  werden  können ,  um  die  zwischen  den  beiden  hohen  vertragschliessenden 
Teilen  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag  geschaffenen  Handels-  und  Schiffahrtsbezieh- 
ungen abzuändern.« 

China  und  yapan.    Friedensvertrag  zwischen  beiden  Ländern  vom  17.  April  1895. 


ZWEITER  HAUPTTEIL. 
Die  innere  Verfassung  und  Verwaltung  souveräner  Staaten. 

A)  Verfassungswesen  und  Verwaltungsorganisation. 

Deutsches  Reich,  Regulativ  vom  6.  Oktober  1896  ,  betreffend  die  Wahlen  der 
Vertreter  der  Arbeiter  und  der  von  diesen  zu  wählenden  Beisitzer  des  Schieds- 
gerichts für  den  Geschäftsbereich  des  Kaiserlich  enKanalamts  in  Kiel 
I.  Wahl  der  Vertreter  der  Arbeiter.  §  i.  Für  den  Geschäftsbereich  des 
Kaiserlichen  Kanalamts  werden  sechs  Vertreter  der  Arbeiter,  sowie  für  jeden  Vertreter 
ein  erster  und  ein  zweiter  Ersatzmann  gewählt.  §  2.  Wahlberechtigt  sind  diejenigen 
Vorstandsmitglieder  der  Betriebs-Krankenkasse,  welche  von  den  Kassenmitgliedern  ge- 
wählt sind.  §  3.  Wählbar  sind  nur  männliche,  grossjährige,  unfallversicherungspflich- 
tige  Kassenmitglieder,  welche  im  Betrieb  des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  beschäftigt  sind, 
sich  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden  und  nicht  durch  richterliche  An- 
ordnung in  der  Verfügung  über  ihr  Vermögen  beschränkt  sind.  §  4.  Der  Wahlort 
wird  durch  das  Kaiserliche  Kanalamt  bestimmt.  Die  Wahl  wird  durch  einen  Beauf- 
tragten des  Reichskanzlers  geleitet.  §  6.  Die  Wahl  erfolgt  durch  Stimmzettel  oder, 
sofern  keiner  der  Wahlberechtigten  widerspricht,  mündlich.  §  12.  Alle  zwei  Jahre 
scheiden  drei  Vertreter  und  die  Ersatzmänner  dieser  Vertreter  aus.  Die  Ausscheidenden 
können  wiedergewählt  werden ;  sie  bleiben  so  lange  in  Thätigkeit,  bis  die  Neuwahlen 
stattgefunden  haben.  —  II.  Wahl  der  Beisitzer  zum  Schiedsgericht. 
§  13.  Von  den  Vertretern  der  Arbeiter  werden  zwei  Beisitzer  zum  Schiedsgericht  und 
für  jeden  Beisitzer  ein  erster  und  ein  zweiter  Stellvertreter  aus  der  Zahl  der  im  Betrieb 
des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  beschäftigten,  dem  Arbeiterstand  angehörenden  versicherten 
Personen,  welche  Mitglieder  der  Betriebs- Krankenkasse  sind,  gewählt.  §14.  Die  Wahl 
findet  spätestens  drei  Wochen  nach  der  Wahl  der  Arbeitervertreter  statt.  §  17.  Das 
Mandat  eines  Gewählten  erlischt,  sobald  eine  der  im  §  13  bezeichneten  Voraussetz- 
ungen für  seine  Wählbarkeit  nicht  mehr  zutrifft.  §  18.  Alle  zwei  Jahre  scheiden  ein 
Beisitzer  und  dessen  Stellvertreter  aus.  Die  Ausscheidenden  können  wiedergewählt 
werden ;  sie  bleiben  so  lange  in  Thätigkeit ,  bis  die  Neuwahlen  stattgefunden  haben. 
—  III.  Vergütungssätze.  §19.  Die  Vertreter  der  Arbeiter  und  die  von  diesen 
gewählten  Beisitzer  des  Schiedsgerichts  erhalten  lür  jeden  Fall  einer  Einberufung  Ent- 
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Schädigung  für  Reisekosten  nach  denjenigen  Sätzen,  welche  bei  Ausführung  von  Dienst- 
reisen der  ünterbeainten  zu  zahlen  sind,  und  als  Ersatz  für  Zehrungskosten  und  son- 
stige Auslagen  vier  Mark,  bezw.  die  am  Orte  der  Dienstleistung  Wohnhaften  eine 
Mark.  Eine  Verkürzung  des  Arbeitsverdienstes  wegen  der  durch  die  Dienstleistung 
verursachten  Arbeitsversäumnis  findet  nicht  statt. 

Preussen.  Ges.  v.  20.  Mai  1896,  betr.  die  Ergänzung  der  Städteordnung 
für  die  Provinz  Westfalen  vom  19.  März  1856  und  der  Städteordnung  für  die  Rhein- 
provinz vom   15.  Mai   1856. 

Preussen.  Verordnung  v.  6.  Januar  1896  wegen  Ergänzung  der  Verordnung  vom 
25.  Mai  1887,  betreffend  die  Einrichtung  einer  ärztlichen  Standesver- 
tretung. 

Braunschweig.  Ges.  v.  i.  April  1895,  betr.  Ergänzung  der  Städte-  und  der  Land- 
gemeindeordnung. 

S.-Weimar.  Gemeindeordnung  in  174  Artikeln,  v.  17.  April  1895. 
Oesterreich  (Reichs-R. Länder).  Gesetz  v.  14.  Juni  1896,  wodurch  das  Grundgesetz 
über  die  Reichsvertretung  vom  21.  Dezember  1867 ,  bezw.  die  Gesetze  vom 
2.  April  1873  und  vom  12.  November  1886  abgeändert  und  ergänzt  werden. 
—  Artikel  I.  Zu  den  353  Mitgliedern,  welche  im  Grunde  der  §§  6  und  7  des  Gnmd- 
gesetzes  über  die  Reichsvertretung  (Gesetze  vom  2.  April  1873  bezw.  vom  12.  Nov. 
1886)  in  das  Haus  der  Abgeordneten  von  den  in  den  Landesordnungen  enthaltenen 
Wählerklassen  (Kurien  a  bis  d :  Grossgrundbesitz ,  Handels-  und  Gewerbekammem, 
Städte,  Landgemeinden)  zu  wählen  sind,  kommen  weitere  72  Mitglieder,  welche  von 
einer  mit  e  zu  bezeichnenden  allgemeinen  Wählerklasse  gewählt  werden.  Die  für 
diese  Wählerklasse  festgesetzte  Zahl  von  Mitgliedern  wird  auf  die  einzelnen  König- 
reiche und  Länder  aufgeteilt ,  und  es  sind  von  dieser  Wählerklasse  zu  wählen :  im 
Königreiche  Böhmen  18,  Dalmatien  2,  Galizien  und  Lodomerien  mit  dem  Grossherzog- 
tume  Krakau  15,  im  Erzherzogtume  Oesterreich  unter  der  Enns  9,  ob  der  Enns  3, 
im  Herzogtume  Salzburg  i,  Steiermark  4,  Kärnten  i,  Krain  i,  Bukowina  2,  in  der 
Markgrafschaft  Mähren  7  ,  im  Herzogtume  Ober-  und  Niederschlesien  2  ,  in  der  ge- 
forsteten Grafschaft  Tirol  3,  im  Lande  Vorarlberg  i ,  in  der  Markgrafschaft  Istrien  i, 
in  der  gefürsteten  Grafschaft  Görz  und  Gradiska  i,  in  der  Stadt  Triest  mit  ihrem  Ge- 
biete I.  Die  Verteilung  der  hiernach  zu  wählenden  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses 
auf  die  einzelnen  Wahlbezirke  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  bestimmt.  —  Artikel  IL 
Die  Absätze  C  und  D  des  §  7  des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  (Gesetz 
vom  2.  April  1873  >  R-G.Bl.  Nr.  40)  treten  in  ihrer  gegenwärtigen  Fassung  ausser 
Wirksamkeit  und  haben  zu  lauten  wie  folgt :  C.  Die  Abgeordneten  werden  in  der 
Wählerklasse  der  Landgemeinden ,  dann  in  den  ausschliesslich  aus  Gerichtsbezirken 
gebildeten  Wahlbezirken  der  allgemeinen  Wählerklasse  durch  von  den  Wahlberech- 
tigten gewählte  Wahlmänner ,  in  den  anderen  Wählerklassen ,  dann  in  den  übrigen 
Wahlbezirken  der  allgemeinen  Wählerklasse  durch  die  Wahlberechtigten  unmittelbar 
gewählt.  In  Ländern  jedoch,  in  welchen  durch  landesgesetzliche  Bestimmungen  die 
unmittelbare  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  in  der  Wählerklasse  der  Landgemeinden 
festgesetzt  wird,  sind  auch  die  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  in  der  WähJerklasse 
der  Landgemeinden,  sowie  in  sämtlichen  Wahlbezirken  der  allgemeinen  Wählerklasse 
unmittelbar  durch  die  Wahlberechtigten  zu  wählen.  Die  Wahl  der  Wahlmänner  und 
der  Abgeordneten  hat  durch  absolute  Stimmenmehrheit  zu  geschehen.  Wird  diese 
Stimmenmehrheit  bei  einer  oder,  insoferne  noch  mehrere  Abgeordnete  zu  wählen  sind 
auch  bei  fortgesetzter  engerer  Wahl  nicht  erzielt,  so  entscheidet    schliesslich  bei  gleich- 
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geteilten  Stimmen  das  Los.  —  D.  Wahlberechtigt  ist  jeder  österreichische  Staatsbürger, 
der  das  24,  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  eigenberechtigt  ist  und  den  sonstigen  durch 
die  Reichsratswahlordnung  festgestellten  Erfordernissen  entspricht. 

Oesterreich.  Nach  Einführung  der  durch  Ges.  v,  26.  Okt.  1896  verfügten  Reform 
der  direkten  Steuern  soll  der  bisherige  Minimalzensus  in  den  beiden  Kurien 
der  Städte  und   der  Landgemeinden  von  5  auf  4  M.  herabgesetzt  werden. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  14.  Juni  1896,  wodurch  die  Reichsratswahlordnung  abge- 
ändert, bezw.  ergänzt  wird :  Artikel  L  In  Abänderung  und  Ergänzung  der  Reichsrats- 
wahlordnung vom  2.  April  1873,  bezw.  des  Gesetzes  vom  4.  Oktober  1882  haben  an 
Stelle  der  nachfolgend  bezeichneten  Paragraphen,  bezw.  als  Zusätze  und  Einschal lungen 
zu  einzelnen  Paragraphen  die  nachstehenden  Bestimmungen  zu  treten :  §  6.  Die  Wahl- 
bezirke für  die  Wählerklasse  der  Landgemeinden  sind  je  aus  mehreren  Gerichtsbezirken 
gebildet.  Die  Gerichtsbezirke  sind  nach  ihrem  bei  der  Vornahme  der  Wahl  bestehen- 
den Gebietsumfange  aufzufassen;  in  den  betreffenden  Gerichtsbezirken  sind  jedoch  die 
in  die  Wählerklasse  der  Städte  eingereihten  Gemeinden  nicht  inbegriffen.  —  §  6  a. 
Die  Wahlbezirke  für  die  allgemeine  Wählerklasse  bestehen  in  Ländern ,  welche  nur 
Einen  Abgeordneten  dieser  Wählerklasse  zu  wählen  haben  ,  aus  dem  ganzen  Lande, 
in  den  übrigen  Ländern  entweder  aus  Orten  der  Wählerklasse  der  Städte  oder  aus 
solchen  Orten  und  aus  Gerichtsbezirken  oder  ausschliesslich  aus  mehreren  Gerichts- 
bezirken nach  ihrem  bei  Vornahme  der  Wahl  bestehenden  Gebietsumfange.  In  den 
nicht  ausschliesslich  aus  Orten  der  Wählerklasse  der  Städte  gebildeten  Wahlbezirken 
sind  auch  die  im  Gebiete  der  betreffenden  Gerichtsbezirke  gelegenen  städtischen  Orte, 
welche  nicht  bereits  einem  Wahlbezirke  der  allgemeinen  Wählerklasse  zugewiesen 
sind,  inbegriffen.  Die  Wahlmänner ,  bezw.  Wähler  eines  jeden  Wahlbezirkes  bilden 
einen  Wahlkörper.  —  §  7  a.  Die  Wahlbezirke  für  die  allgemeine  Wählerklasse  sind 
in  dem  diesem  Gesetze  beigefügten  tabellarischen  Anhange  festgesetzt.  Daselbst  ist 
auch  die  Verteilung  der  im  Gesetze  bestimmten  Zahl  der  Abgeordneten  dieser  Wähler- 
klasse auf  die  Wahlbezirke  der  einzelnen  Länder  festgestellt.  —  §  8  a.  In  der  allge- 
meinen Wählerklasse  ist  in  den  aus  Orten  der  Wählerklasse  der  Städte  bestehenden 
Wahlbezirken  jeder  dieser  Orte  zugleich  Wahlort ,  von  mehreren  Wahlorten  ist  der 
im  Anhange  bei  Festsetzung  des  Wahlbezirkes  erstgenannte  Ort  der  Hauptwahlort, 
Wahlbezirke,  welche  aus  Orten  der  Wählerklasse  der  Städte  und  aus  Gerichtsbezirken 
zugleich  bestehen,  sind  im  Verordnungswege  in  kleinere  Wahlkreise  innerhalb  der  Ge- 
richtsbezirke einzuteilen  und  ist  für  jeden  derselben  ein  Wahlort  zu  bestimmen.  Der 
im  Anhange  bei  Festsetzung  des  Wahlbezirkes  erstgenannte  Ort  ist  Hauptwahlort.  — 
§  8  b.  Wenn  in  einem  Lande  in  der  Wählerklasse  der  Landgemeinden  und  in  den 
Wahlbezirken  der  allgemeinen  Wählerklasse  unmittelbare  Wahlen  eingeführt  werden, 
bildet  in  diesen  Wählerklassen  jeder  Ort  einen  Wahlort ,  welcher  durch  die  Landes- 
gesetzgebung für  die  Landtagswahlen  überhaupt  als  Wahlort  bestimmt  ist.  —  §  9  a. 
In  der  allgemeinen  W^ählerklasse  ist  jeder  eigenberechtigte  Staatsbürger  männlichen 
Geschlechts ,  welcher  das  24.  Lebensjahr  vollstreckt  hat  und  vom  Wahlrechte  nicht 
ausgeschlossen  ist  (§§  20,  20a),  in  jener  Gemeinde  wahlberechtigt,  in  welcher  er  am 
Tage  der  Ausschreibung  der  Wahl  seit  wenigstens  sechs  Monaten  sesshaft  ist.  Jene 
Personen ,  welche  auf  einem  dem  Gemeindeverbande  nicht  einverleibten  Gutsgebiete 
wohnen,  üben  unter  gleicher  Voraussetzung  das  Wahlrecht  in  dieser  Wählerklasse  in 
jener  Gemeinde  aus,  mit  welcher  das  Gutsgebiet  eine  Ortschaft  bildet.  Die  zum  Be- 
weise der  Wahlberechtigung  nötigen  Dokumente  sind  stempelfrei.  —  §  10.  Wo  in 
der  Wählerklasse  der  Landgemeinden    und  in  der    allgemeinen  Wählerklasse  die  Wahl 
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durch  Wahlmänner  zu  geschehen  hat,  sind  letztere  von  den  Wahhnännern  aus  ihrer 
Mitte  zu  wählen.  —  §  10a.  In  der  VVählerklasse  der  Landgemeinden  hat  jede  Ge- 
meinde des  Wahlbezirkes  auf  je  500  Einwohner  einen  Wahlmann  zu  wählen.  Rest- 
beträge ,  welche  sich  bei  der  Teilung  der  Einwohnerzahl  durch  500  ergeben ,  haben 
als  500  zu  gelten.  Gemeinden  mit  weniger  als  500  Einwohnern  wählen  einen  Wahl- 
mann. —  §  10 b.  In  der  allgemeinen  Wählerklasse  ist  in  jeder  Gemeinde  auf  je  500 
Einwohner  ein  Wahlmann  zu  wählen;  Gemeinden,  welche  weniger  als  500  Einwohner 
zählen,  sind  mit  benachbarten  Gemeinden,  und  zwar,  wo  immer  es  möglich  ist,  mit 
solchen,  die  gleichfalls  weniger  als  500  Einwohner  zählen,  zum  Zwecke  der  Wahl  zu 
vereinigen.  Die  Wahl  der  auf  diese  Gemeinden  entfallenden  Wahlmänner  findet  in 
jeder  Gemeinde  statt.  Restbeträge  ,  welche  sich  bei  der  Teilung  der  Einwohnerzahl 
durch  500  ergeben  und  mehr  als  250  betragen ,  haben  als  500  zu  gelten  ,  kleinere 
Restbeträge  haben  unbeachtet  zu  bleiben.  —  §  17.  Das  Wahlrecht  in  den  im  §  7  A 
des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  bezeichneten  Wählerklassen  a,  b,  c  und 
d  schliesst  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  in  der  allgemeinen  Wählerklasse  desselben 
Landes  nicht  aus.  Das  Wahlrecht  in  der  Wählerklasse  des  grossen  Grundbesitzes  (der 
Höchstbesteuerten)  schliesst  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  in  der  Wählerklasse  der 
Städte  und  der  Landgemeinden  desselben  Landes  aus.  —  Wer  in  der  Wählerklasse 
der  Städte  wahlberechtigt  ist.  darf  in  keiner  Landgemeinde  desselben  Landes  wählen. 
Ist  ein  Wahlberechtigter  der  Wählerklasse  der  Städte  oder  der  Landgemeinden  wahl- 
berechtigtes Mitglied  mehrerer  Gemeinden  oder  ein  in  Gemässheit  des  §  11  als  Wahl- 
mann berechtigter  Gutsbesitzer  Wahlmann  in  mehreren  Wahlbezirken  desselben  Landes, 
so  übt  er  in  diesem  Lande  das  Wahlrecht  in  der  Gemeinde  ,  bezw.  in  dem  Bezirke 
seines  ordentlichen  Wohnsitzes ,  und  wenn  er  in  keiner  der  betreffenden  Gemeinden 
oder  Bezirke  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat ,  dort  aus ,  wo  er  die  höchste  direkte 
Steuer  entrichtet.  —  §  22.  Die  Ausschreibung  allgemeiner  Wahlen  für  den  Reichs- 
rat hat  in  der  Art  zu  geschehen,  dass  zuerst  die  Abgeordneten  der  allgemeinen  Wähler- 
klasse, dann  jene  der  Landgemeinden,  dann  jene  der  Städte,  hierauf  jene  der  Handels- 
imd  Gewerbekammern  ,  und  endlich  die  Abgeordneten  der  Wählerklasse  des  grossen 
Grundbesitzes  (der  Höchstbesteuerten)  gewählt ,  und  dass  die  Wahlen  der  Abgeord- 
neten der  allgemeinen  Wählerklasse,  dann  jene  der  Landgemeinden,  dann  jene  der 
Abgeordneten  der  Städte,  hierauf  jene  der  Handels-  und  Gewerbekammern,  und  end- 
lich jene  des  grossen  Grundbesitzes  (der  Höchstbesteuerten)  im  Lande  an  dem  näm- 
lichen Tage  beginnen.  —  §  27.  Sobald  die  Wählerliste  des  grossen  Grundbesitzes 
(der  Höchstbesteuerten),  sowie  jene  der  Städte,  nach  erfolgter  Entscheidung  der  Re- 
klamationen richtiggestellt  ist ,  sind  den  Wählern  des  grossen  Grundbesitzes  (der 
Höchstbesteuerten)  vom  Landeschef,  den  Wählern  der  Städte  von  dem  Vorsteher 
der  unmittelbar  vorgesetzten  landesfiirstlichen  politischen  Behörde  zur  Wahl  der  Ab- 
geordneten Legitimationskarten  auszufertigen.  Diese  Legitimationskarten  haben  die 
fortlaufende  Nummer  der  betreffenden  Wählerliste,  den  Ort,  den  Tag  und  die  Stunde 
des  Anfanges  der  Wahlhandlung ,  sowie  die  Stunde  des  Schlusses  der  Stimmgebung 
und  endlich  den  Namen  und  Wohnort  des  Wahlberechtigten  zu  enthalten.  —  (Das 
aktive  Wahlrecht  besitzt  hienach  nun  jeder  eigenberechtigte  Staatsbürger  männlichen 
Geschlechtes,  welcher  das  24.  Lebensjahr  vollstreckt  hat,  und  vom  Wahlrechte  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Sogar  die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Ausnahme  in  Betreff 
der  im  Gesindeverbande  stehenden  und  mit  dem  Dienstherrn  in  Hausgenossenschaft  leben- 
den Personen  wurde  im  Abgeordnetenhause  fallen  gelassen.  Innerhalb  der  neuesten 
fünften  Kurie  hat  Oesterreich  nun  heute  das  »allgemeine  Stimmrecht«.    Die  bestehenden 
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Ungleichheiten  des  Wahlrechtes  wurden  durch  die  neue  Wahlreform  noch  gesteigert, 
denn  in  der  fünften  Kurie  haben  auch  alle  die  bisher  Wahlberechtigten  das  Stimm- 
recht ;  folglich  haben  jetzt  die  bisherigen  (rund)  i  700  000  Wähler  je  zwei  Stimmen, 
die  neuen  3600000  Wähler  je  eine  Stimme.  Die  Wahlreform  1896  führt  also  das 
System  des  Pluralvotums  in  das  österreichische  Wahlrecht  ein. 

Oesterrekh.  Kundmachung  des  Handelsministers  und  des  Eisenbahn-  Mi- 
nisters vom  19.  Januar  1896 ,  betr.  die  Errichtung  eines  Eisenbahnministeriums  und 
die  Erlassung  eines  neuen  Organisationsstatutes  für  die  staatliche  Eisenbahnverwal- 
tung in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern. 

Oesterrekh.  Gesetz  vom  25.  Dez.  1894,  betr.  die  Gendarmerie  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder. 

Belgien.  Gesetz  v.  12.  Sept.  1895  über  die  Kommunalwahlen:  Wahlordnung 
für  die  Proportionalvertretung  ;  obligatorische  Abstimmung. 

B)  Materielles  Verwaltungsrecht. 

I.  Auswärtige  Verwaltung  —  —  — . 

II.  Staatsangehörigkeit ,  Staatsdiener-  und  öffentliches  Pensionswesen 
Auszeichnungswesen  —  —    — . 

Preussen.  Urkunde,  betr.  die  Stiftung  des  Wilhelm-Ordens, 
V.  18.  Januar  1896.  Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
haben  beschlossen,  aus  Anlass  der  fünfundzwanzigjährigen  Wiederkehr  des  Tages 
der  Kaiser-Proklamation  zu  Versailles  einen  Orden  zu  stiften  zum  bleibenden  Ge- 
dächtnis an  die  friedlichen  Grossthaten  Unseres  in  Gott  ruhenden  Herrn  Grossvaters 
sowie  zum  Ansporn  für  das  jetzige  und  kommende  Geschlecht,  in  Seinem  Sinne  mit- 
zuarbeiten an  des  Volkes  Wohl,  wie  Er  es  in  der  Allerhöchsten  Botschaft  vom  17.  No- 
vember 1881  vorgezeichnet  und  Uns  die  Vollendung  dieser  Aufgabe  als  heiliges  Ver- 
mächtnis hinterlassen  hat.  Der  Orden  soll  den  Namen  »Wilhelm-Orden«  führen  und 
aus  Einer  Klasse  bestehen,  welche  gleichmässig  an  solche  Männer,  Frauen  und  Jung- 
frauen zu  verleihen  Wir  Uns  und  Unseren  Nachfolgern  an  der  Krone  vorbehalten, 
die  sich  hervorragende  Verdienste  um  die  Wohlfahrt  und  Veredelung  des  Volkes  im 
allgemeinen,  sowie  insonderheit  auf  sozialpolitischem  Gebiete  im  Sinne  der  Botschaft 
des  Hochseligen  Grossen  Kaisers  erworben  haben.  Zum  Abzeichen  dieses  Ordens 
haben  Wir  ein  an  goldener  Kette  zu  tragendes  goldenes  Kleinod  erwählt,  welches 
auf  der  vorderen  Seite  das  Bildnis  des  Hochseligen  Kaisers  und  Königs  mit  der  Um- 
schrift »Wilhelm  König  von  Preussen  <   trägt. 

Preussen,  Gesetz  v.  25.  April  1896 ,  betr.  Abänderungen  des  Pensionsgesetzes 
vom  27.  März   1872. 

Preusse?!.  Gesetze  v.  31.  März  1895:  i)  Gesetz,  betr.  die  Verwaltung  desPfarr- 
w  i  t  w  e  n  -  und  Waisenfonds  und  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen 
der  Geistlichen  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  der  Provinz  Hannover,  der 
evangelisch-lutherischen  Kirche  der  Provinz  Schleswig-Holstein,  der  evan- 
gelischen Kirchengemeinschaften  des  Konsistorialbezirks  C  a  s  s  e  1 ,  der  evangelischen 
Kirche  des  Konsistorialbezirks  Wiesbaden  und  der  evangelisch-reformierten  Kirche 
der  Provinz  Hannover.  —  2)  Kirchengesetz,  betr.  die  Verwaltung  des  Pfarrwit- 
wen- und  Waisenfonds.  —  3)  Kirchengesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
und  Waisen  der  Geistlichen  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  der  Provinz  Schles- 
wig-Holstein. —  4)  Kirchengesetz ,    betr.   die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen 
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der  Geistlichen  der  evangelischen  Kirchengemeinschaften  im  Bezirk  des  Konsistoriums 
zu  Cassel.  —  5)  Kirchengesetz,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der 
evangelischen  Geistlichen  des  Konsistorialbezirks  Wiesbaden.  —  6)  Kirchengesetz, 
betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Geistlichen  der  evangclisch-re- 
formierten  Kirche  der  Provinz  Hannover.  —  7)  Kirchengesetz,  betr.  die  Fürsorge 
für  die  Witwen  und  Waisen  der  Geistlichen  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  der 
Provinz  Hannover.  —  8)  Verordnung  über  das  Inkrafttreten  des  Kirchengesetzes,  betr. 
die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Geistlichen  der  evangelisch-lutherischen 
Kirche  der  Provinz  Hannover.  —  9)  Gesetz  zur  Ergänzung  des  Gesetzes,  betr.  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Geistlichen  der  evangelischen  Landes- 
kirche in  den  neun  älteren  Provinzen,  vom  15.  Juli  1886.  —  10)  Kirchengesetz  we- 
gen Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  Kirchengesetzes  vom  15.  Juli  1889,  betr. 
die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Geistlichen.  —  11)  Gesetz,  betr.  die 
von  der  Umgestaltung  der  Kassen  im  Bereich  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
betroffenen  Beamten. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  14.  Mai  1896,  betr.  Bestimmungen  über  die  Versorgungs- 
genüsse der  Zivil-Staatsbeamten  (Staatslehrpersonen) ,  dann  der  Diener, 
sowie  deren  Witwen  und  Waisen.  §  i.  Die  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  einge- 
reihten Zivil-Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen,  dann  die  in  die  Kategorie  der 
Diener  gehörigen ,  in  einem  Jahresgehalte  stehenden  Staatsbediensteten  haben  An- 
spruch auf  Ruhegenüsse,  welche  nach  ohne  Unterbrechung  vollstreckten  zehn  Dienst- 
jahren vierzig  Prozent ,  und  für  jedes  weitere  Dienstjahr  zwei  Prozent  des  letzten 
anrechnungsfähigen  Aktivitätsgehaltes  betragen.  Nach  einer  Dienstzeit  von  vierzig 
Jahren  gebührt  sonach  der  volle  anrechenbare  Gehalt  als  Ruhegenuss.  Der  normal- 
massige  Ruhegenuss  eines  Staatsbeamten  oder  einer  Staatslehrperson  darf  nicht  ge- 
ringer als  mit  dem  Betrage  von  400  fl.,  der  normalmässige  Ruhegenuss  eines  Dieners 
darf  nicht  geringer  als  mit  dem  Betrage  von  200  fl.  bemessen  werden.  Bei  Berech- 
nung der  Dienstzeit  werden  Bruchteile  eines  Jahres,  insofern  sie  sechs  Monate  über- 
schreiten, als  ein  volles  Dienstjahr  angerechnet.  —  §  2.  Staatsbeamte,  Staatslehr- 
personen und  Diener ,  welche  infolge  Krankheit  oder  infolge  einer  von  ihnen  nicht 
absichtlich  herbeigeführten  körperlichen  Beschädigung  dienstunfähig  geworden  sind, 
werden ,  wenn  sie  auch  noch  nicht  zehn ,  jedoch  mindestens  fünf  Dienstjahre  voll- 
streckt haben,  so  behandelt,  als  ob  sie  zehn  Dienstjahre  wirklich  zurückgelegt  hätten. 
—  §3.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener  (§  i),  welche  eine  anrechnungs- 
fähige Dienstzeit  von  zehn  Jahren  noch  nicht  zurückgelegt  haben ,  erhalten ,  sofern 
sie  aus  dem  Staatsdienste  nicht  infolge  einer  freiwilligen  Dienstesentsagung  oder  in- 
folge einer  im  Disziplinarwege  erfolgten  Dienstesentlassung  scheiden,  eine  einmalige 
Abfertigung,  w^elche  für  eine  Dienstzeit  bis  zu  fünf  Jahren  mit  dem  einfachen,  für 
eine  Dienstzeit  von  mehr  als  fünf  Jahren  mit  dem  zweifachen  Betrage  des  Jahres- 
gehaltes zu  bemessen  ist.  —  §  4.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen,  welche  erst  nach 
zurückgelegter  vierzigjähriger  Dienstzeit  Anspruch  auf  den  vollen  anrechenbaren  Ge- 
halt als  Ruhegenuss  haben,  und  Diener,  welche  das  60.  Lebensjahr  und  das  35. 
Dienstjahr  zurückgelegt  haben,  können  über  eigenes  Ansuchen  ohne  den  sonst  er- 
forderlichen Nachweis  der  Dienstunfähigkeit  in  den  dauernden  Ruhestand  versetzt 
werden.  —  §  5.  Die  fortlaufenden  Pensionen  der  Witwen  der  nach  den  §§  i  und  2 
anspruchsberechtigten,  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  eingereihten  oder  den  Titel  und 
Charakter  dieser  Rangsklasse  führenden  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  werden 
in  fixen,   dieser  Rangklasse  entsprechenden  Jahresbeträgen  festgesetzt,   und  zwar  für 
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Witwen  nach  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  der  I.  Rangsklasse  mit  3000  fl., 
der  IL  mit  3000  fl.  der  III.  mit  3000  fl.,  der  IV.  mit  2000  fl.,  der  V.  mit  1500  fl., 
der  VI.  mit  I200fl.,  der  VII.  mit  900  fl.,  der  VIII.  mit  700  fl.,  der  IX.  mit  600  fl., 
der  X.  mit  500  fl. ,  der  XI.  Rangsklasse  mit  400  fl.  Eine  Ausnahme  bilden  nur 
Witwen  nach  mit  den  systemmässigen  Bezügen  an  den  staatlichen  Lehranstalten  und 
an  wissenschaftlichen  Instituten  angestellten  Personen,  welche  höhere  Gehalte  be- 
ziehen, als  ihrer  Rangsklasse  zukommen  ;  die  Pensionen  von  solchen  Witwen  werden 
nach  jener  Rangsklasse  festgesetzt ,  welche  dem  zur  Pensionsbemessung  anrechen- 
baren Gehalte  des  verstorbenen  Gatten  entspricht.  —  §  7.  Die  Witwen  der  in  die 
Kategorie  der  Diener  gehörigen ,  nach  §§  i  und  2  anspruchberechtigten  Staatsbe- 
diensteten erhalten  als  Pension  ein  Drittel  des  zur  Pensionsbemessung  anrechenbaren 
Gehaltes  des  verstorbenen  Gatten,  mindestens  jedoch  200  fl,  als  Witwenpension.  — 
§  8.  Für  die  ehelichen  oder  durch  die  nachgefolgte  Ehe  legitimierten  Kinder  eines 
Staatsbediensteten  gebührt  der  Witwe,  wenn  sie  selbst  auf  eine  fortlaufende  Pension 
Anspruch  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  vorhandenen  Kinder  ein  Erzieh- 
ungsbeitrag in  der  Höhe  von  Einem  Fünftel  der  Witwenpension  für  jedes  unversorgte, 
in  ihrer  Verpflegung  stehende  Kind  bis  zur  Vollendung  des  24.  Lebensjahres  oder 
bis  zur  früheren  Versorgung  desselben.  Es  darf  jedoch  der  Erziehungsbeitrag  für 
ein  Kind  den  Betrag  von  jährlichen  300  Gulden  und  die  Summe  aller  Erziehungs- 
beiträge den  Betrag  der  Witwenpension  nicht  übersteigen.  —  §  9.  Elternlose  oder 
solchen  gleichgestellte  Waisen  haben,  insoferne  sie  unversorgt  sind  und  das  24.  Le- 
bensjahr nicht  vollendet  haben  ,  Anspruch  auf  eine  Waisenpension  in  dem  Gesamt- 
betrage der  Hälfte  jener  Witwenpension,  welche  von  ihrer  Mutter  oder  ihrer  Stief- 
mutter bezogen  wurde ,  bezw.  derselben  nach  §  5  gebührt  hätte.  Sollte  aber  die 
Summe  der  normalmässigen  Erziehungsbeiträge,  welche  nach  §  8  der  Mutter  gebührt 
hätte,  den  Betrag  der  Waisenpension  überschreiten,  so  ist  der  Mehrbetrag  als  Zulage 
zur  Waisenpension  nach  Köpfen  anzuweisen ,  und  zwar  mit  der  Massgabe  ,  dass 
bei  dem  jedesmaligen  Austritte  eines  Kindes  aus  der  Bezugsberechtigung  der  Betrag 
des  auf  dasselbe  entfallenden  Erziehungsbeitrages  in  Abfall  kommt ,  und  dies  inso- 
lange ,  bis  jener  Mehrbetrag  vollkommen  verschwindet  und  nur  noch  die  W.aisen- 
pension  im  vollen  Betrage  erübrigt.  Die  Waisenpension  samt  Zulagen  darf  in  keinem 
Falle  die  Höhe  der  nach  §  5  gebührenden  Witwenpension  überschreiten.  —  §11. 
Nach  dem  Ableben  von  Staatsdienern,  welche  noch  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhe- 
genuss  für  sich  erworben  haben  (§§  i  und  2),  gebührt  der  Witwe  oder  den  eltern- 
losen sowie  den  denselben  gleichgestellten  Waisen  eine  einmalige  Abfertigung  mit 
dem  vierten  Teile  des  Jahresgehaltes  des  Verstorbenen.  —  §  12.  Den  Hinterblie- 
benen (§  13)  eines  in  der  Aktivität  oder  im  Ruhestande  verstorbenen  Staatsbedienste- 
ten gebührt  —  unbeschadet  aller  sonstigen  gesetzlichen  Versorgungsgenüsse  —  ein 
Sterbequartal  in  der  Höhe  des  dreifachen  Betrages  der  von  dem  Verstorbenen  zuletzt 
als  Gehalt  oder  Ruhegenuss  bezogenen  Monatsgebühr.  —  §  15.  Aktive  Staatsbeamte 
und  Staatslehrpersonen  haben  für  Pensionszwecke  an  das  Staatsärar  einen  fortlau- 
fenden Jahresbeitrag  zu  leisten ,  welcher  3  Proz.  des  für  die  Bemessung  des  Ruhe- 
genusses anrechenbaren  Aktivitätsgehaltes  beträgt  und  in  monatlichen  Raten  bei  der 
Gehaltsauszahlung  eingehoben  wird.  Während  des  zur  Entrichtung  der  Diensttaxe 
gesetzlich  festgesetzten  Zeitraumes  ist  ein  Beitrag  nicht  zu  leisten. 

III.  Kirche,  Schule,  Kunst,  Wissenschaft. 

Preussen.    Kirchengesetze   vom  14.  Juli  1895.    Abänderung   und  Ergänzung  des 
Gesetzes  vom  6.  August  1883,  betr.  die  Kirchenverfassung  der  evangelisch-reformier- 
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ten  Kirche  der  Provinz  Hannover ;  Gesetz  zur  Abänderung  und  Ergänzung  des  Ge- 
setzes vom  19.  März  1886,  betr.  die  Kirchenverfassung  der  evangelischen  Kirche  im 
Bezirke  des  Konsistoriums  zu  Kassel ;  Gesetz  betr.  die  Vertretung  des  Gesamt-Syno- 
dalverbandes  und  der  Diözesan-Synodalverbände  des  Konsistorialbezirks  Kassel  in 
vermögensrechtlichen  Angelegenheiten;  Kirchengesetz,  betr.  die  Vertretung  des  Ge- 
samt-Synodalverbandes  und  der  Diözesan-Synodalverbände  des  Konsistorialbezirks 
Kassel  in  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  ;  Verordnung  wegen  Ausführung  des 
Kirchengesetzes  vom  14.  Juli  1895,  betr.  die  Vertretung  des  Gesamt-Synodalverbandes 
und  der  Diözesan-Synodalverbände  des  Konsistorialbezirks  Kassel  in  vermögensrecht- 
lichen Angelegenheiten. 

Württemberg.  Gesetz  v.  22.  März  1895,  betr.  die  allgemeinen  Fortbildungsschu- 
len und  die  Sonntagsschule. 

Oesterreich.  V.O.  des  Minist,  für  Kultus  und  Unterricht  vom  19.  März  1896, 
betr.  die  Nostrifikation  der  von  Frauen  im  Auslande  erworbenen  medi- 
zinischen Doktordiplome.  —  §  3.  Im  Falle  der  Zulassung  (Studienzeit 
von  IG  Semestern)  hat  sich  die  Kandidatin  sämtlichen  (praktischen,  wie  theoretischen) 
strengen  Prüfungen  mit  Ausschluss  der  naturhistorischen  Vorprüfungen  zu  unterziehen. 
Die  Anforderungen,  welche  bei  jedem  einzelnen  Prüfungsakte  zu  stellen  sind,  haben 
jenen  an  männliche  Kandidaten  vollkommen  gleich  zu  sein.  —  §  4.  Hat  die  Kan- 
didatin diesen  Anforderungen  entsprochen ,  so  ist  dieselbe  zu  promovieren  und  ihr 
das  Diplom  auszufolgen. 

Oesterreich.  V.O.  des  Minist,  des  Innern  und  des  Minist,  für  Kultus  und  Unter- 
richt vom  3.  Febr.  1895,  betr.  die  Autorisierung  von  Versicherungstechnikern.  »Um 
dem  immer  steigenden  Bedarfe  nach  versicherungstechnisch  gebildeten  Personen  zu 
genügen,  sehen  sich  das  Ministerium  des  Innern  und  das  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  veranlasst,  bis  zur  definitiven  Regelung  des  Studien-  und  Prüfungswesens 
für  Versicherungstechniker  die  nachstehenden  Grundzüge  für  die  Autorisierung  von 
Versicherungstechnikern  zu  erlassen«  :  Die  Berechtigung,  sich  als  »behördlich  auto- 
risierter Versicherungstechniker«  zu  bezeichnen,  wird  lediglich  durch  eine  vom  Mini- 
sterium des  Innern  auszustellende  Autorisationsurkunde  erlangt.  Die  Autorisation 
wird  durch  eine  vor  einer  im  Ministerium  des  Innern  bestellten  Prüfungskommission 
mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  erworben. 

Belgien.  Gesetz  v.  15.  Sept.  1895 ,  betr.  Aenderungen  am  organischen  Gesetz 
über  den  Schulunterricht  vom  20.  Sept.  1884. 

IV.  Kriegswesen  —  —   — . 
V.  Justizgesetzgebung  —  —  — . 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  5.  Juli  1896,  betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei 
Aufbewahrung  fremder  Wertpapiere.  §1.  Ein  Kaufmann ,  welchem 
im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  Aktien,  Kuxe,  Interimsscheine,  Erneuerungsscheine 
(Talons),  auf  den  Inhaber  lautende  oder  durch  Indossament  übertragbare  Schuld- 
verschreibungen, oder  vertretbare  andere  Wertpapiere  mit  Ausnahme  von  Banknoten 
unverschlossen  zur  Verwahrung  oder  als  Pfand  übergeben  sind ,  ist  verpflichtet : 
i)  diese  Wertpapiere  unter  äusserlich  erkennbarer  Bezeichnung  jedes  Hinterlegers 
oder  Verpfänders  gesondert  von  seinen  eigenen  Beständen  und  von  denen  Dritter 
aufzubewahren  ,  2)  ein  Handelsbuch  zu  führen ,  in  welches  die  Wertpapiere  jedes 
Hinterlegers  oder  Verpfänders  nach  Gattung ,  Nennwert ,  Nummern  oder  sonstigen 
Unterscheidungsmerkmalen  der  Stücke  einzutragen  sind ;  der  Eintragung  steht  die 
Bezugnahme  auf  Verzeichnisse  gleich,  welche  neben  dem  Handelsbuche  geführt  wer- 
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den.  Das  Recht  und  die  Pflicht  des  Verwahrers  oder  Pfandgläubigers,  im  Interesse 
des  Hinterlegers  oder  Verpfänders  Verfügungen  oder  Verwaltungshandlungen  vorzu- 
nehmen, wird  durch  die  Bestimmung  unter  Ziffer  i  nicht  berührt.  —  §  2.  Eine  Er- 
klärung des  Hinterlegers  oder  Verpfänders,  durch  welche  der  Verwahrer  oder  Pfand- 
gläubiger ermächtigt  wird,  an  Stelle  hinterlegter  oder  verpfändeter  Wertpapiere  der 
im  §  I  bezeichneten  Art  gleichartige  Wertpapiere  zurückzugewähren  oder  über  die 
Papiere  zu  seinem  Nutzen  zu  verfügen ,  ist ,  falls  der  Hinterleger  oder  Verpfänder 
nicht  gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldwechslergeschäfte  betreibt,  nur  gültig,  soweit 
sie  für  das  einzelne  Geschäft  ausdrücklich  und  schriftlich  abgegeben  wird.  Wird 
der  Verwahrer  oder  Pfandgläubiger  ermächtigt ,  an  Stelle  hinterlegter  oder  verpfän- 
deter Wertpapiere  der  im  §  i  bezeichneten  Art  gleichartige  Wertpapiere  zurückzu- 
gewähren, so  finden  die  Bestimmungen  des  §  i  keine  Anwendung.  —  §  3.  Der 
Kommissionär  (Artikel  360 ,  378  des  Handelsgesetzbuchs) ,  welcher  einen  Auftrag 
zum  Einkaufe  von  Wertpapieren  der  im  §  i  bezeichneten  Art  ausführt,  hat  dem  Kom- 
mittenten binnen  drei  Tagen  ein  Verzeichnis  der  Stücke  mit  Angabe  der  Gattung, 
des  Nennwertes ,  der  Nummern  oder  sonstiger  Unterscheidungsmerkmale  zu  über- 
senden. Die  Frist  beginnt ,  falls  der  Kommissionär  bei  der  Anzeige  über  die  Aus- 
führung des  Auftrages  einen  Dritten  als  Verkäufer  namhaft  gemacht  hat,  mit  dem 
Erwerbe  der  Stücke ,  andernfalls  mit  dem  Ablaufe  des  Zeitraums ,  innerhalb  dessen 
der  Kommissionär  nach  der  Erstattung  der  Ausführungsanzeige  die  Stücke  bei  ord- 
nungsmässigem  Geschäftsgange  ohne  schuldhafte  Verzögerung  beziehen  konnte.  Ein 
Verzicht  des  Kommittenten  auf  die  Uebersendung  des  Stückeverzeichnisses  ist,  falls 
der  Kommittent  nicht  gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldwechslergeschäfte  betreibt,  nur 
dann  wirksam,  wenn  er  bezüglich  des  einzelnen  Auftrages  ausdrücklich  und  schrift- 
lich erklärt  wird.  Soweit  die  Auslieferung  der  eingekauften  Stücke  an  den  Kommit- 
tenten erfolgt  oder  ein  Auftrag  des  Kommittenten  zur  Wiederveräusserung  ausgeführt 
ist,  kann  die  Uebersendung  des  Stückeverzeichnisses  unterbleiben.  —  §  8.  Ein  Kauf- 
mann, welcher  im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  fremde  Wertpapiere  der  im  §  i 
bezeichneten  Art  einem  Dritten  zum  Zweck  der  Aufbewahrung ,  der  Veräusserung, 
des  Umtausches  oder  des  Bezuges  von  anderen  Wertpapieren,  Zins-  oder  Gewinn- 
anteilscheinen ausantwortet,  hat  hierbei  dem  Dritten  mitzuteilen,  dass  die  Papiere 
fremde  seien.  —  §  9-  Wenn  ein  Kaufmann  über  Wertpapiere  der  im  §  i  bezeich- 
neten Art  einem  Dritten  zum  Zweck  der  Aufbewahrung,  der  Veräusserung,  des  Um- 
tausches oder  des  Bezuges  von  anderen  Wertpapieren,  Zins-  oder  Gewinnanteilscheinen 
ausantwortet,  hat  hierbei  dem  Dritten  mitzuteilen,  dass  die  Papiere  fremde  seien.  — 
§  9.  Wenn  ein  Kaufmann  über  Wertpapiere  der  im  §  i  bezeichneten  Art,  welche 
ihm  zur  Verwahrung  oder  als  Pfand  übergeben  sind,  oder  welche  er  als  Kommissionär 
für  den  Kommittenten  in  Besitz  genommen  hat ,  ausser  dem  Falle  des  §  246  des 
Strafgesetzbuchs  zum  eigenen  Nutzen  oder  zum  Nutzen  eines  Dritten  rechtswidrig 
verfügt,  wird  er  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend 
Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft.  —  §  10.  Ein  Kaufmann,  welcher  seine 
Zahlungen  eingestellt  hat  oder  über  dessen  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet 
worden  ist,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft,  wenn  er  den  Vorschriften 
des  §  I  Ziffer  i  oder  2  vorsätzlich  zuwidergehandelt  hat  und  dadurch  der  Berech- 
tigte bezüglich  des  Anspruches  auf  Aussonderung  der  von  jenem  zu  verwahrenden 
Wertpapiere  benachteiligt  wird.  —  §  11.  Ein  Kaufmann ,  welcher  seine  Zahlungen 
eingestellt  hat  oder  über  dessen  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet  worden 
ist,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft,  wenn  er  im  Bewusstsein  seiner  Zahlungsunfähigkeit 
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oder  Ueberschuldung  fremde  Wertpapiere,  welche  er  im  Betriebe  seines  Handelsge- 
werbes als  Verwahrer,  Pfandgläubiger  oder  Kommissionär  in  Gewahrsam  genommen, 
sich  rechtswidrig  zugeeignet  hat.  Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Ge- 
fängnisstrafe nicht  unter  drei  Monaten  ein. 

Preussen.  Gesetze  v.  19.  August  1895  ,  betr.  das  Grundbuchwesen  und 
die  Z  w  a  n  g  s  V  o  1 1  s  t  r  e  c  k  u  n  g  in  das  unbewegliche  Vermögen  in  dem  Gebiet 
der  vormals  freien  Stadt  Frankfurt,  sowie  den  vormals  Grossherzoglich  Hessi- 
schen und  Landgräflich  Hessischen  Gebietsteilen  der  Provinz  Hessen-Nassau;  betr. 
das  Pfandrecht  an  Privateisenbahnen  und  Kleinbahnen  und  die  Zwangsvollstreckung 
in  dieselben. 

Braunsclmeig,    Gesetz  v.  20.  März  1895,  betr.  die  Verwaltungsrechtspflege. 

Oesterreick.  Gesetz  v.  I.  Aug.  1895  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  (Zivilprozessordnung),  enthaltend  602  Paragraphen. 

Oesterreick.  Gesetz  v.  27.  Mai  1896  über  das  E.xekutions-  und  Sicherungsver- 
fahren (Exekutionsordnung). 

Oesterreick.  Gesetz  v.  27.  Mai  1896,  betr.  die  Einführung  des  Gesetzes  über 
das  E.xekutions-  und  Sicherungsverfahren. 

Belgien.    Gesetz  v.  30.  April  1896 ;    betr.    einige  Aenderungen   des  Eherechtes. 

Sck-coeiz.  Bundesgesetz  betr.  die  Uebertragung  der  Oberaufsicht  über  das  Schuld- 
beitreibungs-  und  Konkurswesen  an  das  Bundesgericht,  vom  28.  Juni  1895. 

VI.  Polizeigesetzgebung  —   —  — . 
Preussen.    Jagdschadengesetz  v.   31.  Juli  1895. 

Bern.  Beschluss  des  Grossen  Rates,  betr.  Abschaffung  der  obligatorischen 
Schutzpockenimpfung,  vom  26.  Febr.  1895. 

VII.  Sozialpolitik  und  Armenwesen  —  —  — . 

Deutsckes  Reick.  Bekanntmachung,  betr.  Ausnahmen  von  dem  Verbote  der  Sonn- 
tagsarbeit im  Gewerbebetriebe.  Vom  26.  Juni  1896.  Auf  Grund  des  §  105  d  der 
Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  nachstehende  Bestimmungen  ,  betr.  Ausnahmen 
von  dem  Verbote  der  Sonntagsarbeit  im  Gewerbebetriebe ,  beschlossen :  i.  In  der 
Tabelle,  welche  der  Bekanntmachung  vom  5.  Februar  1895,  betr.  Ausnahmen  von 
dem  Verbote  der  Sonntagsarbeit  im  Gewerbetriebe ,  beigefügt  ist ,  sind  in  dem  Ab- 
schnitt G  (Nahrungs-  und  Genussmittel)  hinter  den  Bestimmungen  zu  Ziffer  6  fol- 
gende Bestimmungen  einzufügen: 


Gattung  der 
Betriebe. 


Bezeichnung  der  nach  §  105  dj    Bedingungen,  unter  welchen  die 
j        zugelassenen  Arbeiten.        !         Arbeiten  gestattet  werden. 


7.    a)    Molkereien  {     Bei  täglich  einmaliger  Milch-!     Den  Arbeitern  ist  mindestens  an 
mit  Ausnahme  der  lieferung  der  Betrieb  während  jedem  dritten  Sonntag  die  zum  Be- 
Betriebe zur  Her-  fünf  Stunden  bis  12   Uhr  mit- such    des    Gottesdienstes    erforder- 
stellung  fetter      Itags ,    bei  täglich    zweimaliger  liehe  Zeit  freizugeben. 
Hartkäse,  Milchlieferung  der  Betrieb  wäh-, 

|rend  fünf  Stunden  bis  12  Uhri 
jmittags  und  während  einer 
Nachmittagsstunde.  1 

b)  Betriebe  zur    |     Der  Betrieb  während  der  Zeit      Den    Arbeitern    sind    mindestens 
Herstellung   fetter  vom  i.  März  bis  31.  Oktober.  Ruhezeiten    gemäss    §  105  c  Abs.   3 


Hartkäse. 


der  Gewerbeordnung  oder  für  jeden 
dritten  Sonntag  eine  ununterbrochene 
Ruhezeit  von  mindestens  30  Stunden 
[zu  gewähren. 
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Deutsches  Reich.  Bekanntm.  v.  14.  Juli  1896,  betr.  Ausnahmen  von  dem  Ver- 
bote der  Sonntagsarbeit  im  Gewerbebetriebe.  Auf  Grund  des  §  105  d  der  Gewerbe- 
ordnung hat  der  Bundesrat  nachstehende  Bestimmung ,  betr.  Ausnahmen  von  dem 
Verbote  der  Sonntagsarbeit  im  Gewerbebetriebe  beschlossen :  i.  In  der  Tabelle, 
welche  der  Bekanntmachung  vom  5.  Februar  1895,  betr.  Ausnahmen  von  dem  Ver- 
bote der  Sonntagsarbeit  im  Gewerbebetriebe,  beigefügt  ist,  erhält  die  Gruppe  E 
(Forstwirtschaftliche  Nebenprodukte,  Leuchtstoffe,  Fette,  Oele  und  Firnisse)  unter 
Ziffer  10  folgenden  Zusatz  : 


Gattung  der 
Betriebe 


Bezeichnung  der  nach  §  105  d     Bedingungen,    unter  welchen  die 
zugelassenen  Arbeiten.        |         Arbeiten  gestattet  werden. 


10.  Fischmehl- 

und  Fischthran- 

fabriken. 


Der  Betrieb  während  der 
Zeit  vom  i.  September  bis  zum 
I .  März.  Diese  Ausnahme  findet 
auf  das  Weihnachtsfest  keine 
Anwendung. 


Die  den  Arbeitern  zu  gewährende 
Ruhe   hat  mindestens   zu  dauern : 
entweder  für  jeden  zweiten  Sonn- 
tag  24   Stunden 
oder    für    jeden    dritten   Sonntag 

36  Stunden 
oder,  sofern  an  den  übrigen  Sonn- 
tagen die  Arbeitsschichten  nicht 
länger    als    12   Stunden  dauern, 
für   jeden    vierten    Sonntag    36 
Stunden. 
Der  Reichskanzler  ist  befugt,  Ab- 
weichungen   hinsichtlich  der  Dauer 
der    Ruhezeit    zuzulassen ;    dieselbe 
muss  jedoch  für  jeden  Arbeiter  min- 
destens die  Gesamtdauer  seiner  auf 
die  zwischenliegenden  Sonntage  fal- 
lenden Arbeitszeit   erreichen. 

Ablösungsmannschaften  dürfen  je 
12  Stunden  nach  und  vor  ihrer  re- 
gelmässigen Beschäftigung  zur  Ar- 
beit nicht  verwendet  werden.  Die 
denselben  zu  gewährende  Ruhe  muss 
mindestens  das  Mass  der  den  ab- 
gelösten Arbeitern  gewährten  Ruhe 
erreichen. 

Deutsches  Reich,  Bekanntmachung,  betreffend  den  Betrieb  von  Bäckereien 
und  Konditoreien.  Vom  4.  März  1896.  Auf  Grund  des  §  120  e  der  Gewerbe- 
ordnung hat  der  Bundesrat  nachstehende  Vorschriften  über  den  Betrieb  von  Bäcke- 
reien und  Konditoreien  erlassen :  I.  Der  Betrieb  von  Bäckereien  und  solchen  Kon- 
ditoreien, in  denen  neben  den  Konditorwaren  auch  Bäckerwaren  hergestellt  werden, 
unterliegt,  sofern  in  diesen  Bäckereien  und  Konditoreien  zur  Nachtzeit  zwischen  acht- 
einhalb Uhr  Abends  und  fünfeinhalb  Uhr  Morgens  Gehülfen  oder  Lehrlinge  be- 
schäftigt werden,  folgenden  Beschränkungen:  I.  Die  Arbeitsschicht  jedes  Gehülfen 
darf  die  Dauer  von  zwölf  Stunden  oder,  falls  die  Arbeit  durch  eine  Pause  von  min- 
destens einer  Stunde  unterbrochen  wird,  einschliesslich  dieser  Pause  die  Dauer  von 
dreizehn  Stunden  nicht  überschreiten.  Die  Zahl  der  Arbeitsschichten  darf  für  jeden 
Gehülfen  wöchentlich  nicht  mehr  als  sieben  betragen.  —  Ausserhab  der  zulässigen 
Arbeitsschichten  dürfen  die  Gehülfen  nur  zu  gelegentlichen  Dienstleistungen  und 
höchstens  eine  halbe  Stunde  lang  bei  der  Herstellung  des  Vorteigs  (Hefestücks,  Sauer- 
teigs),   im  Uebrigen    aber    nicht    bei    der  Herstellung    von  Waren  verwendet  werden. 
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Erstreckt   sich  die  Arbeitsschicht    thatsächlich  über  eine  kürzere    als  die  im  Absatz  i 
bezeichnete  Dauer,  so  dürfen  die  Gehülfen  während  des   an  der  zulässigen  Dauer  der 
Arbeitsschicht  fehlenden  Zeitraums  auch  mit  anderen  als  gelegentlichen  Dienstleistungen 
beschäftigt    werden.  —  Zwischen   j  e    zwei  Arbeitsschichten    muss  dem  Gehülfen  eine 
ununterbrochene  Ruhe   von  mindestens   acht  Stunden   gewährt  werden.  —  2.  Auf  die 
Beschäftigung  von  Lehrlingen    finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  mit  der  Mass- 
gabe Anwendung,    dass    die    zulässige  Dauer    der  Arbeitsschicht  im  ersten  Lehrjahre 
zwei  Stunden,  im  zweiten   Lehrjahre  eine  Stunde  weniger  beträgt,  als  die  für  die  Be- 
schäftigung   von    Gehülfen    zulässige  Dauer    der  Arbeitsschicht ,    und    dass    die    nach 
Ziffer  I   Absatz   3  zu   gewährende   ununterbrochene   Ruhezeit  sich  um   eben  diese  Zeit- 
räume verlängert.   —   3.  Ueber  die   unter   den  Ziffern  i   und  2   festgesetzte  Dauer  dürfen 
Gehülfen    und  Lehrlinge    beschäftigt    werden:    a)  an  denjenigen  Tagen,    an  welchen 
zur  Befriedigung    eines    bei  Festen   oder    sonstigen  besonderen  Gelegenheiten  hervor- 
tretenden Bedürfnisses  die  untere  Verwaltungsbehörde  Ueberarbeit  für  zulässig  erklärt 
hat ;  b)  ausserdem   an   jährlich  zwanzig  der  Bestimmung  des  Arbeitgebers  überlassenen 
Tagen.     Hierbei    kommt    jeder  Tag    in  Anrechnung ,    an    dem    auch    nur  ein   Gehülfe 
oder  Lehrling   über   die  unter  den  Ziffern  i  und  2  festgesetzte  Dauer  beschäftigt  worden 
ist.    Auch  an  solchen  Tagen,  mit  Ausnahme  des  Tages  vor  dem  Weihnachts-,  Oster- 
und  Pfingstfest,  muss  zwischen  den  Arbeitsschichten  den  Gehülfen  eine  ununterbrochene 
Ruhe  von  mindestens  acht  Stunden,  den  Lehrlingen  eine  solche  von  mindestens  zehn 
Stunden  im  ersten  Lehrjahre,  mindestens  neun  Stunden  im  zweiten  Lehrjahre  gewährt 
werden.    Die  untere  Verwaltungsbehörde  darf  die  Ueberarbeit  (a)  für  höchstens  zwanzig 
Tage  im   Jahre  gestatten.  —  4.  Der  Arbeitgeber  hat  dafür  zu  sorgen,    dass  an   einer 
in    die  Augen    fallenden  Stelle    der  Betriebsstätte    ausgehängt    ist :    a)    eine    mit  dem 
polizeilichen  Stempel  versehene  Kalendertafel,  auf  der  jeder  Tag,  an  dem  Ueberarbeit 
auf  Grund    der  Bestimmung    unter  Ziffer  3  b    stattgefunden   hat ,    noch    am  Tage  der 
Ueberarbeit     mittelst    Durchlochung    oder    Durchstreichung    mit    Tinte    kenntlich    zu 
machen  ist ;  b)  eine  Tafel,  welche  in  deutlicher  Schrift  den  Wortlaut  dieser  Bestim- 
mungen (I  bis  Vj  wiedergiebt.    —    5.  An  Sonn-  und  Festtagen  darf  die  Beschäftigung 
von  Gehülfen  und  Lehrlingen    auf  Grund  des  §  105  c  der  Gewerbeordnung  und  der 
in  den  §§  1056  und  105  f.  a.  a.  O.  vorgesehenen  Ausnahmebewilligungen  nur  insoweit 
erfolgen ,    als  dies  mit  den  Bestimmungen  unter  den  Ziffern  i  bis  3  vereinbar  ist.  — 
In  den  Betrieben,  in  denen  den  Gehülfen  und  Lehrlingen  für  den  Sonntag  eine  min- 
destens   vierundzwanzigstündige ,    spätestens    am   Sonnabend  Abend  um  zehn  Uhr  be- 
ginnende Ruhezeit  gewährt  wird,   dürfen  die  an  den  zwei  vorhergehenden  Werktagen 
endigenden  Schichten    um   je    zwei  Stunden    über  die  unter  den  Ziffern  i  und  2  be- 
stimmte Dauer    hinaus   verlängert  werden.    Jedoch  muss  auch  dann  zwischen  je  zwei 
Arbeitsschichten    den  Gehülfen    eine    ununterbrochene  Ruhezeit    von  mindestens  acht 
Stunden,    den  Lehrlingen  eine  solche  von  mindestens  zehn  Stunden    im  ersten  Lehr- 
jahre, mindestens  neun  Stunden  im  zweiten  Lehrjahre  gelassen  werden.     IL  Als  Ge- 
hülfen   und  Lehrlinge    im  Sinne    der  Bestimmungen    unter  I    gelten  solche  Personen, 
welche  unmittelbar  bei  der  Herstellung  von  Waren  beschäftigt    w^erden.    Dabei  gelten 
Personen  unter  sechzehn  Jahren,   welche  die  Ausbildung  zum  Gehülfen  nicht  erreicht 
haben,  auch  dann  als  Lehrlinge,   wenn  ein  Lehrvertrag  nicht   abgeschlossen  ist.    Die 
Bestimmungen   über    die    Beschäftigung    von    Gehülfen    finden    auch    auf  gewerbliche 
Arbeiter  Anwendung ,    welche  in  Bäckereien  und  Konditoreien  lediglich  mit  der  Be- 
dienung  von  Hülfsvorrichtungen  (Kraftmaschinen,     Beleuchtungsanlagen    u.   dgl.)     be- 
schäftigt werden.     III.  Die  Bestimmungen  unter  I    finden   keine  Anwendung  auf  Ge- 
Zeitschrift für  die  ges.  Staatswissensch.   1897.  I.  Q 
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hülfen  und  Lehrlinge ,  die  zur  Nachtzeit  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  mit  der 
Herstellung  oder  Herrichtung  leicht  verderblicher  Waren ,  die  unmittelbar  vor  dem 
Genuss  hergestellt  oder  hergerichtet  werden  müssen  (Eis,  Cremes  u.  dgl.)  beschäftigt 
werden,  IV.  Die  Bestimmungen  unter  I  finden  keine  Anwendung :  i.  auf  Betriebe, 
in  denen  regelmässig  nicht  mehr  als  dreimal  wöchentlich  gebacken  wird ;  2.  auf 
Betriebe,  in  denen  eine  Beschäftigung  von  Gehülfen  oder  Lehrlingen  zur  Nachtzeit 
lediglich  in  einzelnen  Fällen  zm-  Befriedigung  eines  bei  Festen  oder  sonstigen  be- 
sonderen Gelegenheiten  hervortretenden  Bedürfnisses  mit  Genehmigung  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  stattfindet.  Diese  Genehmigung  darf  die  untere  Verwaltungsbe- 
hörde für  höchstens  zwanzig  Nächte  im  Jahre  erteilen.  V.  Die  vorstehenden  Bestim- 
mungen treten  am  i.  Juli  1896  in  Kraft.  Während  der  Zeit  vom  i.  Juli  bis  31.  De- 
zember 1896  darf  Ueberarbeit  auf  Grund  der  Bestimmung  unter  I  Ziffer  3  a  für 
höchstens  zehn  Tage  und  Nachtarbeit  auf  Grund  der  Bestimmung  unter  IV  Ziffer  2 
für  höchstens  zehn  Nächte  gestattet  werden  ,  sowie  Ueberarbeit  auf  Grund  der  Be- 
stimmung unter  I  Ziffer    3  b  an  höchstens  zehn  Tagen  stattfinden. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung  vom  6.  Februar  1896 ,  betreffend  die  Aus- 
dehnung der  Unfallversicherung  auf  die  grosse  Heringsfischerei.  Auf  Grund 
des  §  I  Absatz  5  des  Gesetzes ,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  Seeleute  und 
anderer  bei  der  Seeschiffahrt  beteiligter  Personen,  vom  13.  Juli  1887  hat  der  Bundesrat 
beschlossen:  Seeleute,  welche  zur  Besatzung  deutscher  Heringslogger  gehören,  vom 
I.  April  1896  ab  nach  Massgabe  des  bezeichneten  Gesetzes  für  versicherungspflichtig 
zu  erklären;  wobei  unter  Heringsloggern  diejenigen  Segelfahrzeuge  von  mindestens 
100  cbm.  Netto-Raumgehalt  verstanden  werden ,  mit  welchen  Hochseefischerei  auf 
Heringe  in  der  Art  betrieben  wird,  dass  die  Fahrzeuge  für  einen  mehrwöchentlichen 
Aufenthalt  auf  See  ausgerüstet  sind  und  die  Heringe  auf  der  Reise  an  Bord  zubereitet, 
gesalzen  und  in  Fässern   verpackt  werden  (grosse  Heringsfischerei). 

Braunschweig.  Gesetz  vom  19.  Februar  1895  ,  betr.  die  Errichtung  von  Schul- 
Konfirmandensparvereinen  und   anderen  Jugendsparkassen. 

Oesterreich,  Gesetz  vom  16.  Januar  1895,  betr.  die  Regelung  der  Sonn- 
und  Feiertagsruhe  im  Gewerbetriebe:  An  die  Stelle  des  Paragr.  7 5 
des  Gesetzes  vom  8.  März  1885,  betreffend  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Ge- 
werbeordnung ,  haben  die  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  treten.  Artikel  III  be- 
stimmt die  ausnahmsweise  am  Sonntag  erlaubten  Arbeiten.  Artikel  IV  verfügt ,  dass 
Gewerbetreibende ,  welche  Arbeiter  an  Sonntagen  zu  erlaubten  Arbeiten  verwenden, 
verpflichtet  sind,  ein  Verzeichnis  anzulegen,  in  welches  für  jeden  einzelnen  Sonntag 
die  Namen  der  beschäftigten  Arbeiter ,  der  Ort  und  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung, 
sowie  Art  der  vorgenommenen  Arbeit  einzutragen  sind.  Dieses  Verzeichnis  ist  auf 
Verlangen  der  Gewerbebehörde,  sowie  dem  Gewerbeinspektor  vorzulegen.  —  Art.  V. 
Wenn  gewisse  erlaubte  Arbeiten  länger  als  drei  Stunden  dauern,  ist  diesen  Arbei- 
tern mindestens  eine  vierundzwanzigstündige  Ruhezeit  am  darauffolgenden  Sonntage, 
oder,  wenn  dies  mit  Rücksicht  auf  den  Betrieb  nicht  möglich  ist,  an  einem  Wochen- 
tage, oder  je  eine  sechsstündige  Ruhezeit  an  zwei  Tagen  der  Woche  zu  gewähren. 
—  Art.  VI.  Der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  ist 
ermächtigt ,  bei  einzelnen  Kategorien  von  Gewerben ,  bei  denen  ihrer  Natur  nach 
eine  Unterbrechung  des  Betriebes  oder  ein  Aufschub  der  betreflfenden  Arbeit  un- 
thunlich  oder  bei  denen  der  Betrieb  an  Sonntagen  im  Hinblicke  auf  die  täglichen 
oder  an  Sonntagen  besonders  hervortretenden  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  oder  des 
öffentlichen  Verkehres  erforderlich  ist,  die  gewerbliche  Arbeit  an  Sonntagen  im  Ver- 
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Ordnungswege  zu  gestatten.  —  Art.  VII,  Sofern  bei  einzelnen  Kategorien  von  Pro- 
duktionsgewerben ,  deren  Ausübung  an  Sonntagen  zur  Befriedigung  der  täglichen 
oder  an  Sonntagen  besonders  hervortretenden  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  notwendig 
ist,  vorwiegend  örtliche,  von  Sitte  und  Gewohnheit  becinflusste  Verhältnisse  in  Be- 
tracht kommen,  kann  die  Ermittlung  und  Feststellung  der  erforderlichen  Ausnahmen 
von  der  Vorschrift  der  Sonntagsruhe  von  den  beteiligten  Ministerien  den  politischen 
Landesbehörden  übertragen  werden.  —  Art.  IX.  Beim  Handelsgewerbe  ist  die  Sonn- 
tagsarbeit für  den  Betrieb  desselben  höchstens  in  der  Dauer  von  sechs  Stunden  ge- 
stattet. Die  Festsetzung  der  Stunden,  während  welcher  die  Sonntagsarbeit  gestattet 
ist,  erfolgt  durch  die  politischen  Landesbehörden  nach  Anhörung  der  betreffenden 
Gemeinden  und  Genossenschaften.  —  An  einzelnen  Sonntagen ,  an  welchen  beson- 
dere Verhältnisse  einen  erweiterten  Geschäftsverkehr  erfordern,  wie  zur  Weihnachts- 
zeit, an  den  Festtagen  der  Landespatrone  u.  dgl.  kann  eine  Vermehrung  der  Stun- 
den ,  während  welcher  der  Betrieb  der  Handelsgewerbe  stattfinden  darf,  durch  die 
politischen  Landesbehörden  nach  Anhörung  der  betreffenden  Gemeinden  und  Ge- 
nossenschaften bis  zu  zehn  Stunden  zugestanden  werden.  Auch  kann  von  den  po- 
litischen Landesbehörden  für  jene  Orte  mit  weniger  als  6000  Einwohnern,  welche 
von  der  Bevölkerung  der  Umgebung  an  Sonntagen  behufs  Deckung  ihrer  Bedürf- 
nisse aufgesucht  werden,  eine  Vermehrung  der  Stunden,  während  welcher  der  Be- 
trieb der  Handelsgewerbe  stattfinden  darf,  für  alle  Sonntage  oder  für  die  Sonntage 
bestimmter  Jahreszeiten  bis  zu  acht  Stunden  zugestanden  werden.  Die  Festsetzung 
der  Stunden,  während  welcher  die  Sonntags  arbeit  beim  Handelsgewerbe  gestattet  ist, 
kann  für  verschiedene  Zweige  des  Handels  und  für  einzelne  Gemeinden  oder  Ge- 
meindeteile verschieden  erfolgen.  —  Art.  X.  In  jenen  Handelsgewerben,  in  welchen 
dem  Personale  die  Sonntagsruhe  von  12  Uhr  mittags  an  nicht  ohne  Unterbrechung 
bis  zur  Geschäftseröffnung  am  nächsten  Tage  gewährt  werden  kann,  ist  diesem  Per- 
sonal im  Wege  der  Abwechslung  jeder  zweite  Sonntag  ganz  frei  zu  geben,  oder, 
falls  dies  nicht  durchführbar  ist ,  ein  halber  Wochentag  als  Ruhetag  einzuräumen. 
—  Art.  XI.  Soweit  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  IX  der  Betrieb  der  Handels- 
gewerbe an  Sonntagen  zu  ruhen  hat,  dürfen  auch  jene  Inhaber  von  Handelsgewerben, 
welche  keine  Arbeiter  beschäftigen,  den  Geschäftsbetrieb  nicht  ausüben,  beziehungs- 
weise die  Eingangsthüren  zu  den  für  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  bestimmten 
Geschäftslokalen  nicht  offen  halten. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  28.  April  1895,  betr.  die  Ausdehnung  der  Sonn- 
tagsruhe auf  den  Hausierhandel, 

Oesterreich,  Gesetz  v.  13.  Juni  1896,  betr.  Gebührenbegünstigungen  inDienst- 
boten  angelegenheiten :  §1.  Die  Stempel-  und  Gebührenbefreiung  wird  eingeräumt: 
I.  allen  in  Dienstbotenangelegenheiten  vor  den  politischen  Behörden  vorkommenden 
Eingaben,  Protokollen,  Amtshandlungen  und  Ausfertigungen,  dann  abgeschlossenen 
Vergleichen;  2)  den  Bestätigungen  der  Dienstboten  über  den  Empfang  des  Angeldes, 
ohne  Unterschied,  ob  dieselben  zugleich  auch  die  Beurkundung  des  Dienstvertrages 
enthalten,  insolange  hievon  nicht  ein  gerichtlicher  oder  über  den  Bereich  einer  Dienst- 
botenangelegenheit hinausgehender  amtlicher  Gebrauch  gemacht  wird ;  3.  den  Dienst- 
botenbüchern und  den  in  denselben  eingetragenen  Zeugnissen, 

Belgien.    Gesetz  v,  25.  Juni  1896,  betr.  die  Werkstättenordnungen. 

Frankreich.  Ges.  v,  31.  März  1896 ,  Novelle  zum  Gesetz  vom  30.  Nov.  1894 
(Art.  11),  betr.  die  Beförderung  wohlfeilen  Wohnens  (habitations  ä  bon  marche), 

Grossbritannien.    Gesetz    v,  9.  Juli   1895    zur  Ergänzung    und  Ausdehnung    der 
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Bestimmungen  über  Fabriken    und  Werkstätten    (nach  der    Uebersetzung 
in   Braun's   Archiv  VIII,  4). 

Allgemeine  Bestimmungen  über  Fabriken  und  Werkstätten.  Vorschriften 
zum  Schutze  der  Gesundheit  und  zur  Verhütung  von  Unfällen.  —  §  i.  Ueber- 
f  ü  1 1  u  n  g  von  Fabriken  und  Werkstätten,  i)  Eine  Fabrik  ist  im  Sinne  des  §  3  des 
Hauptgesetzes ,  desgleichen  eine  Werkstätte  im  Sinne  der  Bestimmungen  über  die 
öflfenlliche  Gesundheitspflege  als  in  einer  für  die  Gesundheit  der  darin  beschäftigten 
Personen  gefährlichen  oder  nachteiligen  Weise  überfüllt  zu  erachten,  wenn  das  Ver- 
hältnis des  Kubikinhaltes  einer  Räumlichkeit  daselbst  zur  Anzahl  der  gleichzeitig  in 
derselben  beschäftigten  Personen  weniger  als  zweihundertfünfzig,  oder  in  Zeiten  der 
Ueberstundenarbeit  weniger  als  vierhundert  Kubikfuss  pro  Person  beträgt.  2)  Je- 
doch kann  der  Staatssekretär  durch  im  Einklang  mit  §  65  des  Hauptgesetzes  er- 
lassene Verfügung  dies  Verhältnis  für  Zeiten ,  in  denen  künstliches  Licht  mit  Aus- 
nahme des  elektrischen  zu  Beleuchtungszwecken  benutzt  wird  ,  anderweit  festsetzen, 
und  ebenso  durch  gleiche  Verfügung  für  irgend  einen  Gewerbebetrieb  höhere  Zififern 
treten  lassen.  3)  Der  §  78  des  Hauptgesetzes  wird  dahin  erweitert,  dass  zu  den  auf 
Grund  desselben  anzubringenden  Bekanntmachungen  eine  weitere  mit  der  Angabe 
der  Personen  kommt,  welche  in  jedem  Räume  der  Fabrik  oder  Werkstätte  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Paragraphen  beschäftigt  werden  dürfen.  —  §  2.  Ermächtigung 
zum  Erlasse  von  Verfügungen  hinsichtlich  gefährlicher  Fabriken  oder  Werk- 
stätten, i)  Auf  Antrag  eines  Fabrikinspektors  kann  eine  Behörde  mit  summarischer 
Gerichtsbarkeit,  wenn  sie  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  eine  als  Fabrik  oder  Werk- 
stätte benützte  Räumlichkeit  derart  beschaffen  ist ,  dass  ein  darin  betriebenes  Ge- 
werbe nicht  ohne  Gefahr  für  Leib  und  Leben  betrieben  werden  kann,  die  Benutzung 
der  Räumlichkeit  für  die  Zwecke  dieses  Gewerbebetriebes  untersagen,  solange  nicht 
Veranstaltungen  getroffen  werden,  wie  sie  nach  dem  Erachten  der  Behörde  zur  Be- 
seitigung der  Gefahr  erforderlich  sind.  2)  Jedoch  ist  nicht  auf  Grund  des  gegen- 
wärtigen Paragraphen  zu  verfahren,  wo  nach  den  Vorschriften  über  die  öffentliche 
Gesundheitspflege  seitens  oder  auf  Veranlassung  einer  Sanitätsbehörde  eingeschritten 
werden  kann,  vorausgesetzt,  dass  der  Fabrikinspektor  nicht  auf  Grund  des  §  i  oder 
2  des  Gesetzes  von  1891  zur  Einleitung  eines  Verfahrens  ermächtigt  ist.  3)  Im  Falle 
einer  Zuwiderhandlung  gegen  eine  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  er- 
lassene Verfügung  unterliegt  der  Inhaber  der  Räumlichkeit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
vierzig  Shilling  für  jeden  Tag  der  Zuwiderhandlung.  —  §  3.  Vorschrift  bezüglich 
der  Anzeige  an  die  Sanitätsbehörden.  Wird  von  einem  Fabrikinspektor 
auf  Grund  des  §  4  des  Hauptgesetzes  Anzeige  von  einem  Thun  ,  Unterlassen  oder 
Versäumen  an  eine  Sanitätsbehörde  erstattet,  so  ist  diese  gehalten,  dem  Inspektor 
von  den  infolge  der  Anzeige  ergriffenen  Massnahmen  Mitteilung  zu  machen.  2)  Im 
§  2  des  Gesetzes  von  1891  treten  an  Stelle  der  Worte  »innerhalb  einer  angemessenen 
Zeit«  die  Worte  »innerhalb  eines  Monates«.  —  §  4.  Ermächtigung  zum  Erlasse  von 
Verfügungen  bezüglich  gefährlicher  Maschinen,  Auf  Antrag  eines  In- 
spektors kann  eine  Behörde  mit  summarischer  Gerichtsbarkeit,  wenn  sie  die  Ueber- 
zeugung gewonnen,  dass  eine  in  einer  Fabrik  oder  Werkstälte  benutzte  Maschine 
sich  in  einem  Zustande  befindet,  in  welchem  sie  nicht  ohne  Gefahr  für  Leib  oder 
Leben  zu  benutzen  ist,  durch  Verfügung  ihre  Benutzung  überhaupt  oder,  wenn  sie 
sich  reparieren  oder  ändern  lässt,  so  lange  zu  untersagen,  bis  sie  gehörig  repariert 
oder  geändert  ist.  —  §  5.  Bestrafung  der  Beschäftigung  von  Personen  in  gesund- 
heitsschädlichen Räumlichkeiten,    i)  Macht  ein  Fabrikinspektor  dem 
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Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder  einem  von  einem  solchen  Inhaber  be- 
schäftigten Unternehmer  schriftliche  Mitteilung,  dass  eine  Räumlichkeit,  in  welcher 
für  die  Zwecke  des  Betriebes  oder  im  Zusammenhang  mit  dem  Betrieb  der  Fabrik 
oder  Werkstätte  gearbeitet  wird ,  für  die  Gesundheit  der  darin  beschäftigten  Per- 
sonen nachteilig  oder  gefährlich  ist,  so  unterliegt  der  Inhaber  oder  der  Unternehmer, 
wenn  er  nach  Verlauf  eines  Monats  seit  der  Zustellung  jener  Mitteilung  in  dieser 
Räumlichkeit  arbeiten  lässt  und  die  in  der  Sache  zuständige  Behörde  die  Räumlich- 
keit in  der  angegebenen  Weise  nachteilig  oder  gefährlich  erachtet,  im  summarischen 
Verfahren  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Pfund.  2)  Der  gegenwärtige  Paragraph  findet 
auf  den  Inhaber  irgend  einer  Räumlichkeit  Anwendung,  in  welcher  wie  in  einer 
Werkstatt  gearbeitet  wird.  —  §  6.  Bestrafung  des  Anfertigenlassens  von  Klei- 
dungsstücken in  Räumlichkeiten ,  in  denen  ansteckende  Krankheit 
herrscht.  Lässt  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder  Waschanstalt  oder 
einer  Räumlichkeit ,  in  welcher  Arbeit  vergeben  wird ,  desgleichen  ein  von  einem 
solchen  Inhaber  beschäftigter  Unternehmer  in  einem  Wohnhause  oder  in  Verbindung 
damit  innegehabten  Gebäude  Kleidungsstücke  anfertigen  ,  reinigen  oder  ausbessern, 
oder  gestattet  er  dies,  während  ein  Bewohner  des  Hauses  an  Scharlach  oder  Blattern 
erkrankt  ist,  so  unterliegt  er  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Pfund,  es  sei  denn,  er 
beweist,  dass  ihm  die  Erkrankung  in  dem  Wohnhause  nicht  bekannt  war  und  be- 
gründetermassen  auch  nicht  bekannt  sein  konnte.  —  §  7.  Ergänzung  des  §  5  des 
Gesetzes  41  und  42  Vict.  c.  16  ,  betr.  Schutzvorrichtungen,  i)  In  Abs.  i 
des  §  5  des  Hauptgesetzes  treten  an  Stelle  der  Worte  »einer  Dampfmaschine  oder 
eines  Wassertreibrades«  die  Worte:  »eines  Wassertreibrades  oder  einer  von  einer 
derartigen  Kraft  getriebenen  Maschine«.  —  §  8.  Ergänzung  des  §  9  des  Gesetzes 
41  und  42  Vict.  c.  16,  betr.  die  Reinigung  im  Gange  befindlicher 
Maschinen.  Absatz  i  des  §  9  des  Hauptgesetzes  (betr.  die  Reinigung  von  Ma- 
schinen) findet  hinsichtlich  der  gefährlichen  Maschinenteile  in  derselben  Weise  wie 
auf  Kinder  Anwendung  auf  jugendliche  Personen ,  wobei ,  falls  das  Gegenteil  nicht 
bewiesen  wird,  die  Maschinenteile  als  gefährliche  gelten  sollen,  welche  als  solche 
dem  Inhaber  der  Fabrik  von  einem  Fabrikinspektor  bezeichnet  werden.  —  §  9.  An- 
ordnungen bezüglich  der  Aufstellung  selbstthätiger  Maschinen. 
i)  In  einer  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  errichteten  Fabrik  darf 
der  bewegliche  Wagen  einer  selbstthätigen  Maschine  nicht  über  einen  Abstand  von 
18  Zoll  von  einem  festen  Bauwerk  entfernt,  das  keinen  Teil  der  Maschine  bildet, 
auslaufen,  wenn  der  Raum,  über  welchen  er  läuft,  voraussichtlich  von  jemanden,  sei 
es  während  seiner  Beschäftigung  oder  sonst  passiert  wird.  2)  Eine  in  einer  Fabrik 
beschäftigte  Person  darf  sich  nicht  in  dem  Räume  zwischen  den  festen  und  den  be- 
weglichen Teilen  einer  selbstthätigen  Maschine  befinden,  wenn  die  Maschine  nicht 
in  dem  beweglichen  Teile  des  Ausläufers  ausser  Betrieb  gesetzt  ist,  indessen  soll  im 
Sinne  dieser  Vorschrift  der  Raum  vor  einer  selbstthätigen  Maschine  nicht  als  in  dem 
vorstehend  bezeichneten  Räume  eingeschlossen  gelten.  —  Eine  Fabrik ,  in  welcher 
dem  gegenwärtigen  Paragraphen  zuwider  ein  beweglicher  Wagen  ausläuft ,  ist  als 
nicht  im  Einklang  mit  dem  Hauptgesetze  betrieben  zu  erachten ,  desgleichen  gilt 
jede  Person,  welche  sich  dem  gegenwärtigen  Paragraphen  zuwider  in  dem  oben  be- 
zeichneten Räume  befindet ,  als  den  Vorschriften  des  Hauptgesetzes  entgegen  be- 
schäftigt. —  §  10.  Vorschriften  betr.  die  Rettung  aus  Feuersgefahr,  i)  Auf 
Beschwerde  eines  Fabrikinspektors  kann  eine  Behörde  mit  summarischer  Gerichts- 
barkeit, wenn  sie  überzeugt  ist,    dass  die  Beschaffung  einer  beweglichen  Rettungs- 
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leiter  oder  beweglicher  Rettungsleitern  für  die  Sicherheit  irgendwelcher  der  in  einer 
Fabrik  oder  Werkstätte  beschäftigten  Personen  erforderlich  ist ,  durch  Verfügung 
den  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  auffordern,  eine  oder  mehrere  zu  diesem 
Behufe  ausreichende  Rettungsleitern  zu  beschaffen  und  zu  erhalten.  2)  So  lange  sich 
irgendwelche  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  beschäftigte  Personen  zwecks  Beschäf- 
tigung oder  Einnahme  der  Mahlzeit  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  befinden,  dürfen 
die  Thüren  der  Fabrik  oder  Werkstätte  oder  eines  ihrer  Räume ,  in  welchen  sich 
solche  Personen  befinden ,  nicht  derart  verschlossen  oder  verriegelt  oder  zugemacht 
sein,  dass  sie  sich  nicht  mit  Leichtigkeit  und  sofort  von  innen  öffnen  lassen.  3)  In 
jeder  Fabrik  oder  Werkstätte,  deren  Bau  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes beginnt,  sind  die  Thüren  eines  jeden  Raumes,  in  welchem  über  zehn  Personen 
beschäftigt  werden,  mit  Ausnahme  von  Schiebethüren  derart  anzubringen ,  dass  sie 
sich  nach  auswärts  öflFnen.  —  §  11.  Vorschriften  betr.  die  schiedsgerichtlichen  Ent- 
scheidungen in  Angelegenheiten  von  Rettungsvorrichtungen  bei  Feuersgefahr.  — 
§  12.  Vertretung  der  Arbeiter  bei  der  schiedsgerichtlichen  Entscheidung  über  An- 
ordnungen bezüglich  einzelner  Betriebseinrichtungen.  —  §  13.  Ausdehnung  des  §  82 
des  Hauptgesetzes  auf  Todesfälle  und  Verletzungen  ,  welche  durch  Nichtbefolgung 
des  Gesetzes  oder  besonderer  Vorschriften  verursacht  werden.  Der  §  82  des  Haupt- 
gesetzes, welcher  die  Leistung  von  Geldbussen  an  Personen  vorschreibt,  die  infolge 
unterlassener  Schutzeinrichtungen  an  Maschinen  verletzt  werden,  wird  auf  jede  Tö- 
tung oder  Körperverletzung  oder  Gesundheitsschädigung  ausgedehnt,  welche  dadurch 
entsteht,  dass  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  irgend  welche  Vorschriften 
der  Fabrikgesetze  oder  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1891  erlassene  besondere  An- 
ordnungen nicht  befolgt  hat.  Jedoch  soll  der  Inhaber  im  Falle  einer  Körper- 
verletzung auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  nicht  haftbar  gemacht  werden, 
wenn  die  Verletzung  nicht  unmittelbar  durch  diese  Nichtbefolgung  verursacht  wurde. 
Vorschriften  über  die  Beschäftigung  der  Arbeiter.  §14.  Beschränkung 
der  Ueberstunden-Arbeit.  i)  Jugendliche  Personen  dürfen  auf  Grund  des 
§  53  des  Hauptgesetzes  nicht  in  Ueberstunden  beschäftigt  werden.  2)  Frauen  dürfen 
auf  Grund  des  §  53  des  Hauptgesetzes  nicht  an  mehr  als  drei  Tagen  einer  Woche 
oder  an  mehr  als  dreissig  Tagen  in  zwölf  Monaten  in  Ueberstunden  beschäftigt  werden, 
desgleichen  auf  Grund  des  §  56  des  Haupsgesetzes  nicht  in  Ueberstunden  an  mehr 
als  sechzig  Tagen  in  zwölf  Monaten ,  und  treten  demgemäss  in  §  53  an  Stelle  der 
Worte  »fünf  Tage«  und  »achtundvierzig  Tagec  die  Worte  »drei  Tage«  und  »dreissig 
Tage«  und  in  §  56  an  Stelle  der  Worte  »sechsundneunzig  Tage«  die  Worte  »sechzig 
Tage».  3)  Der  §  58  des  Hauptgesetzes  findet  vom  i.  Januar  des  Jahres  1897  ab 
lediglich  Anwendung  auf  jugendliche  Personen  männlichen  Geschlechts  von  vierzehn 
Jahren  an  ;  ferner  soll  der  Staatssekretär  auf  Grund  des  §  63  des  Hauptgesetzes  er- 
mächtigt werden  zum  Erlasse  und  zur  Aufhebung  von  Verfügungen  betreffs  der  Ge- 
samt-Stundenzahl  der  Beschäftigung  in  jeder  Woche,  der  Arbeitszeiten,  der  Zwischen- 
pausen in  diesen  Zeiten  und  der  Bedingungen,  unter  denen  jugendliche  Personen 
nachts  beschäftigt  werden  dürfen.  4)  Auf  Grund  des  §  58  des  Hauptgesetzes  dürfen 
jugendliche  Personen  nachts  in  den  in  Abschnitt  6  der  Anlage  3  des  Hauptgesetzes 
aufgeführten  Fabriken  mit  anderen  als  Nebenarbeiten  des  Fabrikbetriebes,  wie  er  in 
Abschnitt  i  der  Anlage  4  jenes  Gesetzes  bezeichnet  ist,  nicht  beschäftigt  werden. 
5)  Jugendliche  Personen  dürfen  auf  Grund  des  §  59  des  Hauptgesetzes  nicht  über 
zwölf  Stunden  hintereinander  beschäftigt  werden.  6)  Der  §  60  des  Hauptgesetzes 
findet  vom   I.  Januar  1897  an  lediglich   Anwendung    auf  jugendliche  Personen  mann- 
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liehen  Geschlechts  von  vierzehn  Jahren  und  darüber,  desgleichen  soll  auf  Grund  des 
gegenwärtigen  Paragraphen  niemand  an  Sonntagen  beschäftigt  werden  dürfen.  7)  An 
Stelle  der  Ziffer  4  des  §  60  tritt  folgende  Bestimmung  :  »4)  Dass  derartige  jugend- 
liche Personen  nicht  über  fünf  Stunden  hintereinander  ohne  eine  Zwischenpause  von 
mindestens  einer  halben  Stunde  zur  Einnahme  der  Mahlzeiten  beschäftigt  werden.« 
8)  Keinesfalls  darf  auf  Grund  der  Fabrikgesetze  an  Sonnabenden  in  Ueberstunden 
gearbeitet  werden ,  oder  an  einem  als  halber  Feiertag  an  Stelle  des  Sonnabends  ge- 
tretenen Tage ,  jedoch  soll  die  Arbeit  gemäss  §  50  des  Hauptgesetzes  nicht  als 
Ueberstundenarbeit  gelten.  —  §  15.  Oblig.  Führung  von  Listen  der  in  gewissen  Werk- 
stätten beschäftigten  Kinder  etc.  —  §  16.  Beschränkung  der  Beschäftigung  i  n  u  n  d 
ausser  der  Fabrik  oder  Werkstätte  an  demselben  Tage,  i)  Kinder  dürfen, 
abgesehen  von  ihrer  zulässigen  Arbeitszeit,  im  Betriebe  einer  Fabrik  oder  Werkstätte 
ausserhalb  derselben  an  einem  Tage,  an  welchem  sie  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte 
thätig  sind,  nicht  beschäftigt  werden.  2)  Jugendliche  Personen  oder  Frauen  dürfen, 
abgesehen  von  ihrer  zulässigen  Arbeitszeit,  im  Betriebe  einer  Fabrik  oder  Werkstätte 
ausserhalb  derselben  an  einem  Tage,  an  welchem  sie  sowohl  vor  als  nach  der  Mittags- 
stunde in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  thätig  sind ,  nicht  beschäftigt  werden.  3)  Im 
Sinne  des  gegenwärtigen  Paragraphen  sollen  Kinder,  jugendliche  Personen  oder  Frauen, 
an  oder  für  welche  Arbeit  vergeben  wird,  oder  denen  gestattet  wird,  Arbeit  mitzu- 
nehmen, um  ausserhalb  der  Fabrik  oder  Werkstätte  von  ihnen  verrichtet  zu  werden, 
an  dem  Tage  als  ausserhalb  der  Fabrik  oder  Werkstätte  beschäftigt  gelten,  an  wel- 
chem die  Arbeit  vergeben  oder  mitgenommen  wurde.  4)  Werden  jugendliche  Personen 
oder  Frauen  von  demselben  Unternehmer  an  demselben  Tage  sowohl  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstätte  als  in  einem  Laden  beschäftigt ,  so  darf  die  gesamte  Beschäftigungs- 
zeit dieser  jugendlichen  Personen  oder  Frauen  die  von  den  Fabrikgesetzen  für  ihre 
Beschäftigung  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  gestattete  Stundenzahl  nicht  überschreiten. 
5)  Das  Hauptgesetz  findet  auf  Kinder,  jugendliche  Personen  oder  Frauen,  die  dem 
gegenwärtigen  Paragraphen  zuwider  beschäftigt  werden,  in  derselben  Weise  Anwen- 
dung, als  seien  sie  jenem  Gesetze  entgegen  beschäftigt.  6)  Wird  dem  Staatssekretär 
überzeugend  nachgewiesen ,  dass  die  Gepflogenheiten  oder  Bedürfnisse  des  in  einer 
Gattung  von  Fabriken  oder  Werkstätten  oder  deren  Teilen  betriebenen  Gewerbes 
die  Ausnahme  dieses  Gewerbes  von  der  Geltung  des  gegenwärtigen  Paragraphen  er- 
heischen ,  so  kann  er  der  fraglichen  Gattung  von  Fabriken  oder  Werkstätten  oder 
deren  Teilen  die  erforderlichen  Ausnahmen  gewähren. 

Feiertage.  §  17.  Tage,  welche  in  England  und  Wales  als  Feiertage  zu  beob- 
achten sind. 

Unfälle.  §  18.  Die  Meldung  der  Unfälle.  —  §  19.  Die  Voruntersuchung  des 
Coroners.  —  §  20.  Führung  von  Listen  über  die  Unfälle.  —  §  21.  Ermächtigung 
zur  Anordnung  förmlicher  Untersuchungen,  i)  Erachtet  der  Staatssekretär  eine  förm- 
liche Untersuchung  eines  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  sich  ereignenden  Unfalls 
und  seiner  Ursachen  und  näheren  Umstände  für  geraten  ,  so  kann  er  die  Vornahme 
einer  solchen  Untersuchung  anordnen,  und  es  haben  für  diese  alsdann  die  Vorschriften 
der  §§  45  und  46  der  Goal  Mines  Regulation  Act,  1887  —  50  und  51  Vict.  c.  58  — 
zu  gelten. 

Sender-Bestimmungen  und  Anordnungen  über  einzelne  gewerbliche  Ver- 
hältnisse. Waschanstalten.  §  22.  Anwendung  der  Fabrikgesetze  auf  Wasch- 
anstalten. 

Docks  etc.    §  23.  Ausdehnung  verschiedener  Vorschriften   auf  die   Docks  etc. 
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Mietfabriken.  (Tenement  factories.)  §  24 — 26.  Haftung  des  Eigentümers  einer 
Mietfabrik  an  Stelle  des  Inhabers  für  gewisse  Fälle.  Wird  mechanische  Kraft  ver- 
schiedenen Teilen  desselben  Gebäudes  geliefert,  welches  mehrere  Personen  zwecks 
Gewerbebetriebes  dergestalt  innehaben,  dass  jene  Teile  gesetzlich  Fabriken  für  sich 
darstellen,  so  hat  der  Eigentümer  des  Hauses,  auf  welches  in  der  Folge  im  gegen- 
wärtigen Gesetze  als  Mietfabrik  Bezug  genommen  werden  wird,  (sei  er  einer  der 
mehreren  Inhaber  desselben  oder  nicht)  an  Stelle  des  Inhabers  für  die  Beobachtung 
gewisser  (näher  bezeichneter)  Vorschriften  zu  haften  und  die  Strafen  ihrer  Nichtbe- 
achtung zu  gewärtigen. 

Bäckereien.  §  27.  Vorschriften  betr.  Bäckereien,  i)  Die  Paragraphen  34  und 
35  des  Hauptgesetzes  finden  Anwendung  auf  jede  Bäckerei,  gleichzeitig  werden  die 
Paragraphen  insoweit  aufgehoben,  als  ihre  Geltung  auf  Städte  und  Ortschaften  mit 
einer  Bevölkerung  von  über  fünftausend  Personen  beschränkt  ist.  2)  Die  Worte, 
»welche  vor  dem  i.  Juni  des  Jahres  achtzehnhundert  und  dreiundachtzig  nicht  als 
solche  vermietet  oder  innegehabt  war«  in  §  15  des  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes 
von  1883  —  46  und  47  Vict.  c.  53  —  werden  aufgehoben.  3)  Eine  unterirdische 
Räumlichkeit  darf  nicht  zum  Bäckereibetrieb  benutzt  werden,  falls  sie  nicht  bei  dem 
Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  dazu  benutzt  wurde,  und  wird  eine  solche 
dem  gegenwärtigen  Gesetze  zuwider  benutzt,  so  soll  sie  als  eine  nicht  im  Einklang 
mit  dem  Hauptgesetze  betriebene  Werkstätte  erachtet  werden. 

Beschränkung  der  Beschäftigung  in  besonderen  Fällen.  §  28.  Ermächti- 
gung zum  Verbot  oder  zur  Beschränkung  der  Beschäftigung  in  gefährlichen  Betrieben, 
i)  Der  §  8  des  Gesetzes  von  1891  wird  dergestalt  erweitert,  dass  er  ermächtigt  zum 
Erlass  von  Spezialverfügungen  oder  -Verordnungen  zwecks  Verbotes,  oder  der  Aen- 
derung  oder  Einschränkung  der  Zeit  der  Beschäftigung  aller  oder  irgendwelcher 
Klassen  von  Personen  in  irgend  einem  Betrieb  oder  einer  besonderen  Art  der  Hand- 
arbeit, welche  vom  Staatssekretär  auf  Grund  jenes  Paragraphen  als  gefährlich  oder 
schädlich  für  die  Gesundheit ,  oder  als  gefährlich  für  Leib  und  Leben  bezeichnet 
worden  ist.  Jedoch  sind  irgendwelche  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen 
erlassene  Spezial-Verfügungen  oder  -Verordnungen ,  welche  die  Beschäftigung  oder 
Beschäftigungszeit  erwachsener  Arbeiter  betreffen,  vierzig  Tage  lang  beiden  Häusern 
des  Parlaments  vor  ihrem  Inkrafttreten  zu  unterbreiten.  2)  Die  Paragraphen  8 — 12 
des  Gesetzes  von  1891  werden  hierdurch  auf  Werkstätten  ausgedehnt,  in  denen 
der  Betrieb  ohne  Beschäftigung  von  Kindern,  jugendlichen  Personen  oder  Frauen 
stattfindet. 

Sondervorschriften  im  Interesse  der  Gesundheit.  §  29.  Meldung  gewisser 
Erkrankungen  an  den  Ober-Fabrikinspektor,  i)  Jeder  praktische  Arzt,  welcher  einen 
Kranken  behandelt  oder  zum  Besuche  eines  solchen  geholt  wird,  der  seiner  Meinung 
nach  an  einer  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  erworbenen  Blei-,  Phosphor-  oder 
Arsenik-Vergiftung  oder  Karbunkel  leidet,  hat  (wenn  die  vom  gegenwärtigen  Para- 
graphen geforderte  Benachrichtigung  nicht  bereits  geschehen)  dem  Ober-Fabrikinspektor 
im  Ministerium  des  Innern  zu  London  Meldung  zu  erstatten,  welche  Namen  und  voll- 
ständige Postadresse  des  Kranken,  sowie  Angabe  der  Krankheit  enthält,  an  welcher 
der  Kranke  nach  der  .Meinung  des  praktischen  Arztes  leidet,  und  ist  er  berechtigt, 
für  jede  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  erstattete  Meldung  eine  Gebühr 
von  2V2  Shilling  zu  fordern,  die  als  Teil  der  vom  Staatssekretär  in  Ausführung  des 
Hauptgesetzes  verausgabten  Kosten  zu  entrichten  ist.  2)  Unterlässt  ein  praktischer 
Arzt,  dem  nach  dem  gegenwärtigen  Paragraphen  eine  Meldung  obliegt,  diese  sofort 


Gesetze  und   Verordnungen  der  Jahre  iS(j^  und  iSg§.  137 

zu  erstatten,  so  unterliegt  er  einer  Geldstrafe  bis  zu  vierzig  Shilling.  3)  Von  jedem 
Falle  einer  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  vorkommenden  Blei-  ,  Phosphor-  oder 
Arsenikvergiftung  oder  Karbunkel  ist  unverzüglich  dem  Fabrikinspektor  und  dem 
Amtswundarzt  des  Bezirks  schriftliche  Meldung  zu  erstatten ;  auch  finden  die  Vor- 
schriften der  Fabrikgesetze  bezüglich  der  Unfälle  auf  einen  derartigen  Fall  in  der 
gleichen  Weise  Anwendung,  wie  auf  einen  in  den  betreffenden  Paragraphen  genannten 
Unfall.  4)  Der  Staatssekretär  kann  durch  dem  Paragraphen  65  des  Hauptgesetzes 
gemäss  erlassene  Verfügungen  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Paragraphen  auf 
irgend  eine  andere  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  vorkommende  Krankheit  an- 
wenden ,  worauf  der  Paragraph  und  die  in  ihm  angezogenen  Vorschriften  entspre- 
chende Anwendung  finden.  —  §  30.  Waschtoiletten  in  gefährlichen 
Betrieben.  1)  In  jeder  Fabrik  oder  Werkstätte,  in  welcher  Blei,  Arsenik  oder 
eine  andere  giftige  Substanz  verarbeitet  wird,  sind  geeignete  Wascheinrichtungen  zur 
Benutzung  seitens  der  in  einer  Abteilung  beschäftigten  Personen  zu  beschaffen ,  in 
welcher  die  genannten  Substanzen  verarbeitet  werden.  2)  Eine  Fabrik  oder  Werk- 
stätte, in  welcher  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Paragraphen  zuwidergehandelt 
wird,  ist  als  nicht  im  Einklang  mit  dem  Hauptgesetz  betrieben  zu  erachten.  —  §  31. 
Anwendung  der  Vorschriften  des  Baumwollspinnerei-Gesetzes  von  1889  betr.  Feuch- 
tigkeit in  Fabriken,  i)  Das  Baumwollspinnerei-Gesetz  von  1885  —  52  &  53  Vict. 
c.  62  —  findet  Anwendung  auf  jede  Fabrik ,  in  der  feuchte  Luft  künstlich  durch 
Dämpfe  oder  andere  angewendete  mechanische  Mittel  erzeugt  wird,  und  welche  zur 
Zeit  besonderen  Vorschriften  nach  §  8  des  Gesetzes  von  1891  nicht  unterworfen  ist, 
und  zwar  unter  den  Abänderungen  der  Anlage  betr.  die  Maximalgrenzen  der  Feuch- 
tigkeit, wie  sie  der  Staatssekretär  durch  nach  §  65  des  Hauptgesetzes  erlassene  Ver- 
fügungen anordnen  kann.  2)  Die  Worte  »und  sollen  die  Einrichtungen  für  eine  solche 
Ventilation  im  Gange  erhalten  werden  ,  der  soweit  als  thunlich  der  Kontrolle  des 
darin  beschäftigten  Personals  untersteht«  in  §  9  des  Baumwollspinnerei-Gesetzes  von 
1889  kommen  in  Wegfall.  —  §  32.  Die  Temperatur  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten, i)  In  jeder  Fabrik  oder  Werkstätte  sind  geeignete  Massnahmen  zur  Siche- 
rung und  Erhaltung  einer  angemessenen  Temperatur  in  jedem  Räume  zu  treffen,  in 
welchem  jemand  beschäftigt  ist.  2)  Eine  Fabrik  oder  Werkstätte ,  in  welcher  dem 
gegenwärtigen  Paragraphen  zuwidergehandelt  wird ,  ist  als  nicht  im  Einklang  mit 
dem  Hauptgesetz  betrieben  zu  erachten.  —  §  33.  Erweiterte  Geltung  des  §  36  des 
Hauptgesetzes.  Der  §  36  des  Hauptgesetzes  findet  fernere  Anwendung  auf  jede 
Fabrik  oder  Werkstätte,  in  denen  durch  den  Betrieb  Gase,  Dünste  und  andere  Ver- 
unreinigungen der  Luft  erzeugt  und  von  den  Arbeitern  in  schädlichem  Masse  einge- 
atmet werden. 

Ergänzende  Bestimmungen  vermischten  Inhalts. 

§  34.  Jährliche  Berichterstattung  über  die  beschäftigten  Personen.  —  §  35. 
Sanitäre  Einrichtungen  des  Ergänzungsgesetzes  von  1890  zu  den  Gesetzen  über  die 
öffentliche  Gesundheitspflege.  —  §  36.  Ergänzung  der  §§  13  und  14  des  Hauptge- 
setzes betr.  die  Zeit  der  Beschäftigung,  i)  In  der  Anordnung  sub  i  des  §  13  i)  des 
Hauptgesetzes  werden  nach  »aufhören  um  7  Uhr  abends«  die  Worte  »oder  anfangen 


i)  Dieser  Paragraph  regelt  in  den  Absätzen  i  und  2  die  Beschäftigungszeit  ju- 
gendlicher Personen  und  Frauen  in  anderen  als  Textilfabriken ,  sowie  jugendlicher 
Personen  in  Werkstätten  dahin  ,  dass  (vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Ausnahmen) 
sub  I  die  Beschäftigungszeit  von  6 — 6  und  7 — 7  Uhr  und  sub  2)  an  Sonnabenden 
von  6  oder  7  Uhr  nur  bis  2  Uhr  nachmittags  dauern  darf. 
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um  8  Uhr  morgens  und  aufhören  8  Uhr  abends«  eingeschaltet.  2)  In  der  Anord- 
nung sub  2  desselben  Paragraphen  werden  nach  »2  Uhr  nachmittags«  die  Worte 
»oder  wenn  sie  um  7  Uhr  morgens  beginnt,  um  3  Uhr  nachmittags,  oder  um  8  Uhr 
morgens  beginnt  und  um  4  Uhr  nachmittags  aufhört«  eingeschaltet.  3)  Läuft  in 
einer  anderen  als  einer  Textilfabrik  oder  Werkstätte  die  Beschäftigungszeit  jugend- 
licher Personen  und  Frauen  von  8  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abends ,  so  kann  ,  vor- 
behaltlich der  Vorschriften  des  §  14')  des  Hauptgesetzes,  die  Beschäftigungszeit 
eines  Kindes  in  einer  Vormittagsschicht  um  8  Uhr  morgens  beginnen  und  in  einer 
Nachmittagsschicht  um  8  Uhr  abends  bezw.  an  Sonnabenden  um  4  Uhr  nachmittags 
aufhören ,  ebenso  kann  die  Beschäftigungsdauer  eines  Kindes ,  das  einen  um  den 
anderen  Tag  arbeitet ,  um  8  Uhr  morgens  anfangen  und  um  8  Uhr  abends  bezw, 
an  Sonnabenden  um  4  Uhr  nachmittags  aufhören.  —  §  37.  Abänderung  des  §  53 
und  der  Anlage  3,  Abschnitt  3  des  Hauptgesetzes.  —  §  38.  Abänderung  des  §  58 
des  Hauptgesetzes  betr.  Schichtenarbeit.  Keinerlei  Bestimmung  des  Hauptgesetzes 
soll  entgegenstehen,  jugendliche  Personen  männlichen  Geschlechtes,  auf  welche  §  58 
jenes  Gesetzes  Anwendung  findet,  in  drei  Schichten  von  je  nicht  über  8  Stunden 
zu  beschäftigen,  wobei  jedoch  zwischen  je  zwei  Schichten  der  Beschäftigung  zwei 
der  Nichtbeschäftigung  liegen  müssen.  —  §  39.  Ermächtigung,  besondere  Abteilungen 
als  für  sich  bestehende  Fabriken  zu  behandeln.  —  §  40.  Verlautbarung  näherer 
Angaben  über  zu  entrichtende  Löhne  in  gewissen  Fällen,  i)  In  jeder  Textilfabrik 
hat  der  Inhaber,  damit  jeder  nach  Stück  bezahlte  Arbeiter  in  der  Lage  ist,  sich  den 
Gesamtbetrag  der  ihm  für  seine  Arbeit  zu  entrichtende  Lohn  zu  berechnen,  die  Ver- 
lautbarung näherer  Angaben  über  den  die  zu  leistende  Arbeit  betreffenden  Lohnsatz, 
desgleichen  über  die  Arbeit,  auf  welche  der  Lohnsatz  zutrifft,  wie  folgt  (a  bis  f)  zu 
veranlassen.  —  §  41.  Anmeldung  bestehender  W  erkstätten.  Jede  Person,  welche  bei 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  im  Besitze  einer  Werkstätte  ist,  hat  binnen  12  Monaten 
vom  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  an,  falls  dies  nicht  bereits  auf  Grund  des  §  26 
des  Gesetzes  von  1891  geschehen,  dem  Fabrikinspektor  des  Bezirks  schriftliche  Mel- 
dung zu  erstatten,  welche  enthält:  die  Bezeichnung  der  Werkstätte,  den  Ort,  wo  sie 
gelegen,  die  Adresse,  an  welche  sie  ihre  Briefe  gerichtet  wünscht,  die  Art  des  Be- 
triebes und  die  Bezeichnung  der  Person  oder  der  Firma,  unter  welcher  der  Betrieb 
der  Werkstätte  geschieht ,  und  unterliegt  sie  im  Falle  der  Unterlassung  einer  Geld- 
strafe bis  zu  fünf  Pfund.    Jede  derartige  Meldung  ist  sofort  der  Sanitätsbehörde  des 


i)  Nach  diesem  Paragraphen  dürfen  Kinder  in  Nicht-Textilfabriken  und  Werk- 
stätten nur  in  Vormittags-  oder  Nachmittagsschichten  oder  in  Fabriken  mit  täglichen 
(Sonnabends  ausgenommen)  Mindest-Mahlzeitpausen  von  2  Stunden  nur  einen  Tag 
um  den  anderen  beschäftigt  werden,  wobei  die  Vormittagsschicht  um  6  oder  7  Uhr 
beginnen  und  um  i  Uhr  nachmittags  oder  vorher  zu  Anfang  der  Mittagspause  auf- 
hören, die  Nachmittagsschicht  um  i  Uhr  oder  später  als  halb  I  Uhr  beginnen  und 
um  6  oder  7  Uhr  abends,  an  Sonnabenden  aber  um  2  Uhr  nachmittags  aufhören 
soll.  Ferner  ist  untersagt,  Kinder  innerhalb  zweier  siebentägiger  Fristen  hintereinander 
in  Vormittagsschichten  oder  hintereinander  in  Nachmittagsschichten  und  in  einer 
Woche  Sonnabends  ebenso  wie  an  anderen  Tagen  zu  beschäftigen.  Werden  Kinder 
an  einem  um  den  anderen  Tag  beschäftigt,  so  darf  ihre  Beschäftigungsdauer  von 
6 — 6  oder  7 — 7,  Sonnabends  aber  nur  von  6  oder  7  Uhr  morgens  bis  2  Uhr  nach- 
mittags laufen,  wobei  ihnen  täglich  mindestens  zweistündige,  Sonnabends  halbstün- 
dige Essenspause  zu  gewähren  ist ,  und  sie  dürfen  keinesfalls  an  zwei  aufeinander- 
folgenden Tagen  oder  an  den  nämlichen  Tagen  zweier  aufeinanderfolgender  Wochen 
beschäftigt  werden.  Endlich  ist  verboten,  sie  in  einem  dieser  beiden  Systeme  über 
5  Stunden  ununterbrochen  zu  beschäftigen ,  ohne  dass  ihnen  mindestens  eine  halb- 
stündige Mahlzeitpause  gewährt  wird. 
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Bezirks  einzusenden,  in  welchem  die  Werkstätte  gelegen.  —  §  42.  Zusatzbestim- 
mung zu  §  27  des  Gesetzes  von  1891 ,  betr.  Verzeichnisse  ausserhalb 
der  Fabrik  beschäftigter  Arbeiter.  —  i)  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik 
oder  Werkstätte,  auf  welchen  §  29  des  Gesetzes  von  1891  zur  Zeit  Anwendung  findet, 
sowie  jeder  von  einem  solchen  Inhaber  für  den  Betrieb  einer  P'abrik  oder  Werkstätte 
beschäftigte  Unternehmer  hat  am  oder  vor  dem  i.  März  oder  i.  September  jeden 
Jahres  dem  Fabrikinspektor  des  Bezirks,  in  welchem  die  Fabrik  oder  Werkstätte 
gelegen,  eine  Liste  der  Namen  sämtlicher  von  ihm  unmittelbar,  sei  es  als  Arbeiter 
oder  Unternehmer,  im  Betrieb  der  Fabrik  oder  Werkstätte  ausserhalb  derselben  be- 
schäftigten Personen,  sowie  der  Orte,  wo  sie  beschäftigt  sind,  einzusenden,  und  un- 
terliegt er  im  Falle  der  Unterlassung  einer  Geldstrafe  bis  zu  40  Shilling.  2)  Der 
§  27  des  Gesetzes  von  1891  und  der  gegenwärtige  Paragraph  finden  auf  jede  Räum- 
lichkeit Anwendung,  in  welcher  irgend  welche  Arbeit  der  Anfertigung  von  Kleidungs- 
stücken zum  Zwecke  des  Verkaufs  ausgegeben  wird  ,  sowie  auf  den  Inhaber  dieser 
Räumlichkeit,  desgleichen  auf  jeden  von  einem  solchen  Inhaber  in  Verbindung  mit 
der  bezeichneten  Arbeit  beschäftigten  Unternehmer  und  zwar  in  derselben  Weise, 
als  ob  diese  Räumlichkeit  eine  Werkstätte  sei.  —  §  45.  Abänderung  des  §  68  des 
Hauptgesetzes.  Der  jij  68  des  Hauptgesetzes  soll  dergestalt  Geltung  haben,  dass  im 
Absatz  2,  welcher  einen  Inspektor  ermächtigt,  einen  Konstable  in  eine  Fabrik  mit- 
zunehmen, hinter  dem  Worte  »Fabrik«  die  Worte  »oder  Werkstätte«  eingeschaltet 
werden.  —  §  46.  Besondere  Untersuchungen  und  Nachuntersuchungen  der  Amts- 
Wundärzte.  —  §  51.  Berechtigung  des  Inspektors  zur  Betreibung  gericht- 
lichenVerfahrens.  Ein  Fabrikinspektor  kann  nach  schriftlicher  Ermächtigung 
durch  den  Staatssekretär,  auch  wenn  er  kein  Anwalt  oder  Rechtsbeistand  ist,  irgend- 
welche unter  die  Fabrikgesetze  fallende  oder  in  die  Ausübung  seines  Berufes  als 
Fabrikinspektor  einschlägige  Anklage,  Beschwerde  oder  sonstige  Handlung  vor  einer 
Behörde  für  summarische  Gerichtsbarkeit  oder  einem  Richter  verfolgen ,  betreiben 
oder  begründen.  —  §  52.  Anwendung  der  Fabrikgesetze  auf  Irland.  Bei  der 
Anwendung  der  Fabrikgesetze  auf  Irland  sind  unter  der  Bezeichnung  »Public  Health 
(Ireland)  Act,  i874<f,  im  Absatz  II  des  §  106  des  Hauptgesetzes,  sowie  unter  der 
Bezeichnung  »Public  Health  Act.,  1875«  in  den  §§  4  und  7  des  Gesetzes  von  1891 
die  »Public  Health  (Ireland)  Act.,  1878«  und  die  sie  ergänzenden  Gesetze  zu  ver- 
stehen. —  §  53.  Erläuterungen  von  Bezeichnungen.  Im  gegenwärtigen  Gesetze  sind, 
falls  sich  aus  dem  Zusammenhang  nichts  anderes  ergiebt,  zu  verstehen :  i )  Unter  der 
Bezeichnung  »die  Fabrikgesetze«  die  Fabrikgesetze  von  1878  bis  1891  und  das  gegen- 
wärtige Gesetz;  unter  der  Bezeichnung  »das  Hauptgesetz«  das  Fabrik-  und  Werk- 
stättengesetz von  1878;  unter  der  Bezeichnung  »das  Gesetz  von  189 1«  das  Fabrik- 
und  Werkstättengesetz  voni89i;  die  Bezeichnung  »der  Eigentümer«  in  dem  ihr  durch 
§  4*)  des  Public  Health  Act,  1875,  gegebenen  Sinne.  —  §  55.  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  (r.  Jan.  1896).  —  §  56.  Anführungstitel  und  Bezeichnung  des  Gesetzes. 
Das  gegenwärtige  Gesetz  kann  als  das  Fabrik-  und  Werkstättengesetz  von  1895  an- 
geführt werden,  und  ist  mit  den  Fabrik-  und  Werkstättengesetzen  von  1878  bis  1891 
als  Ganzes  zu  verstehen ;  desgleichen  können  diese  Gesetze  mit  dem  gegenwärtigen 


i)  »Als  »Eigentümer«  gilt  die  Person,  welche  zur  Zeit  die  Vollrente  (rackrent) 
der  Grundstücke  oder  Anlagen ,  in  Verbindung  mit  denen  der  Ausdruck  gebraucht 
wird,  erhält,  sei  es  für  sich  selbst  oder  als  Vertreter  oder  Verwalter  einer  anderen 
Person,  welche  die  Rente  erhalten  würde,  wenn  die  Grundstücke  oder  Anlage  gegen 
Vollrente  verpachtet  wären.« 
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zusammen  als  die  Fabrik-  und  Werkstättengesetze  von  1878  bis  1895  angeführt 
werden. 

Niederlande.    Novelle  vom  20.  Juli  1895,  betr.  die  Reichspostsparbank. 

VIII.  Volkswirtschaft. 

Deutsches  Reich.  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896,  in  82  Paragraphen. 
Es  sollen  hier  nur  einige  besondere  Institute  dieser  neuen  Börsenordnung  angeführt 
sein :  i)  Das  Institut  der  >K  ursmakler«  (§§  30  ff.).  §  30.  Zur  Mitwirkung  bei 
der  amtlichen  Festsetzung  des  Börsenpreises  von  Waren  und  Wertpapieren  sind  Hülfs- 
personen  (Kursmakler)  zu  ernennen.  Sie  müssen,  solange  sie  die  Thätigkeit  als  Kurs- 
makler ausüben  ,  die  Vermittelung  von  Börsengeschäften  in  den  betreffenden  Waren 
oder  Wertpapieren  betreiben.  Sie  werden  von  der  Landesregierung  bestellt 
und  entlassen  imd  leisten  vor  Antritt  ihrer  Stellung  den  Eid,  dass  sie  die  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  getreu  erfüllen  werden.  Eine  Vertretung  der  Kursmakler  (Makler- 
kammer) ist  bei  Bestellung  neuer  Kursmakler  und  bei  Verteilung  der  Geschäfte  unter 
die  einzelnen  Makler  gutachtlich  zu  hören.  —  §  32.  Die  Kursmakler  dürfen  in  den 
Geschäftszweigen,  für  welche  sie  bei  der  amtlichen  Feststellung  des  Börsenpreises  mit- 
wirken, nur  insoweit  für  eigene  Rechnung  oder  in  eigenem  Namen  Handelsgeschäfte 
schliessen  oder  eine  eigene  Bürgschaft  für  die  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte  über- 
nehmen, als  dies  zur  Ausführung  der  ihnen  erteilten  Aufträge  nötig  ist ;  die  Landes- 
regierung bestimmt,  in  welcher  Weise  die  Beobachtung  dieser  Vorschrift  zu  über- 
wachen ist.  Die  Gültigkeit  der  abgeschlossenen  Geschäfte  wird  hierdurch  nicht  be- 
rührt. Kursmakler  dürfen,  soweit  nicht  die  Landesregierung  Ausnahmen  zulässt,  kein 
sonstiges  Handelsgewerbe  betreiben ,  auch  nicht  an  einem  solchen  als  Kommanditist 
oder  stiller  Gesellschafter  beteiligt  sein  ;  ebensowenig  dürfen  sie  zu  einem  Kaufmann 
in  dem  Verhältnisse  eines  Prokuristen ,  Handlungsbevollmächtigten  oder  Handlungs- 
gehülfen  stehen.  —  2.  Zulassung  vonWertpapieren  zumBörsenhan- 
d  e  1  (§§  36  ff.).  §  36.  Die  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsenhandel  erfolgt 
an  jeder  Börse  durch  eine  Kommission,  »Zulassungsstelle«,  von  deren  Mit- 
güedem  mindestens  die  Hälfte  aus  Personen  bestehen  muss,  welche  nicht  ins  Börsen- 
register für  Wertpapiere  (§  54)  eingetragen  sind.  Von  der  Beratung  und  Beschluss- 
fassung über  die  Zulassung  eines  Wertpapiers  zum  Börsenhandel  sind  diejenigen  Mit- 
glieder ausgeschlossen,  welche  an  der  Einführung  dieses  Wertpapiers  in  den  Börsen- 
handel beteiligt  sind ;  für  die  ausscheidenden  Mitglieder  sind  Stellvertreter  nach  näherer 
Bestimmung  der  Börsenordnung  zu  berufen.  Die  Zulassungsstelle  hat  die  Aufgabe 
und  die  Pflicht;  a)  die  Vorlegung  der  Urkunden,  welche  die  Grundlage  für  die  zu 
emittierenden  W  ertpapiere  bilden,  zu  verlangen  und  diese  Urkunden  zu  prüfen ;  b)  da- 
für zu  sorgen ,  dass  das  Publikum  über  alle  zur  Beurteilung  der  zu  emittierenden 
Wertpapiere  notwendigen  thatsächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  soweit  als  mög- 
lich informiert  wird ,  und  bei  Unvollständigkeit  der  Angaben  die  Emission  nicht  zu- 
zulassen ;  c)  Emissionen  nicht  zuzulassen ,  durch  welche  erhebliche  allgemeine  Inter- 
essen geschädigt  werden  oder  welche  offenbar  zu  einer  Uebervorteilung  des  Publikums 
führen.  —  §  37.  Wird  von  der  Zulassungsstelle  einer  Börse  der  Antrag  auf  Zulassung 
von  Wertpapieren  zum  Börsenhandel  abgelehnt,  so  hat  die  Zulassungsstelle  den  Vor- 
ständen der  übrigen  deutschen  Börsen  für  Wertpapiere  Mitteilung  zu  machen.  Dabei 
ist  anzugeben ,  ob  die  Ablehnung  mit  Rücksicht  auf  örtliche  Verhältnisse  oder  aus 
anderen  Gründen  erfolgt  ist.  In  letzterem  Falle  darf  die  Zulassung  von  einer  anderen 
Börse  nur  mit  Zustimmung  derjenigen  Stelle  erteilt  werden,  welche  die  Zulassung  ab- 
gelehnt hat.  —  §  38.  Vor  der  Zulassung  ist,  sofern  es  sich  nicht  um  deutsche  Reichs- 
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oder  Staatsanleihen  handelt,  ein  Prospekt  zu  veröffentlichen,  welcher  die  für  die 
Beurteilung  des  Wertes  der  einzuführenden  Papiere  wesentlichen  Angaben  enthält. 
Das  Gleiche  gilt  für  Konvertierungen  und  Kapitalserhöhungen.  Der  Prospekt  muss 
den  Betrag,  welcher  in  den  Verkehr  gebracht,  sowie  den  Betrag,  welcher  vorläufig 
vom  Verkehr  ausgeschlossen  werden  soll,  und  die  Zeit,  für  welche  dieser  Ausschluss 
erfolgen  soll,  ersichtlich  machen.  Für  Schuldverschreibungen,  bezüglich  deren  das 
Reich  oder  ein  Bundesstaat  die  volle  Garantie  übernommen  hat,  und  für  Schuldver- 
schreibungen kommunaler  Körperschaften  und  kommunalsländischer  Kreditinstitute 
sowie  der  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Pfandbriefanstalten  kann  die  Landes- 
regierung (§  i)  von  der  Verpflichtung  zur  Einreichung  eines  Prospekts  entbinden.  — 
§  39.  Die  Zulassung  von  Aktien  eines  zur  Aktiengesellschaft  oder  zur  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  umgewandelten  Unternehmens  zum  Börsenhandel  darf  vor 
Ablauf  eines  Jahres  nach  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister 
und  vor  der  Veröffentlichung  der  ersten  Jahresbilanz  nebst  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  nicht  erfolgen.  In  besonderen  Fällen  kann  diese  Frist 
von  der  Landesregierung  (§  I)  ganz  oder  teilweise  erlassen  werden.  Die  Zulassung 
von  Anteilsscheinen  oder  staatlich  nicht  garantierten  Obligationen  ausländischer  Er- 
werbsgesellschaften ist  davon  abhängig ,  dass  die  Emittenten  sich  auf  die  Dauer  von 
fünf  Jahren  verpflichten  ,  die  Bilanz  sowie  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  jährlich 
nach  Feststellung  derselben  in  einer  oder  mehreren  von  der  Zulassungsstelle  zu  be- 
stimmenden deutschen  Zeitungen  zu'  veröffentlichen.  —  §  42.  Der  Bundesrat  bestimmt 
den  Mindestbetrag  des  Grundkapitals,  welcher  für  die  Zulassung  von  Aktien  an  den 
einzelnen  Börsen  massgebend  sein  soll,  sowie  den  Mindestbetrag  der  einzelnen  Stücke 
der  zum  Handel  an  der  Börse  zuzulassenden  Wertpapiere.  Weitere  Bestimmungen 
über  die  Aufgaben  der  Ziilassungsstelle  und  die  Voraussetzungen  der  Zulassung  trifft 
der  Bundesrat.  Die  Befugnis  der  Landesregierung,  ergänzende  Bestimmungen  zu  treffen, 
wird  hierdurch  nicht  berührt;  diese  Bestimmungen  sind  dem  Reichskanzler  mitzuteilen. 
—  §  43.  Sind  in  einem  Prospekt,  auf  Grund  dessen  Wertpapiere  zum  Börsenhandel 
zugelassen  sind,  Angaben,  welche  für  die  Beurteilung  des  Wertes  erheblich  sind,  un- 
richtig, so  haften  diejenigen,  welche  den  Prospekt  erlassen  haben,  sowie  diejenigen, 
von  denen  der  Erlass  des  Prospekts  ausgeht,  wenn  sie  die  Unrichtigkeit  gekannt  haben 
oder  ohne  grobes  Verschulden  hätten  kennen  müssen,  als  Gesamtschuldner  jedem 
Besitzer  eines  solchen  Wertpapiers  für  den  Schaden,  welcher  demselben  aus  der  von 
den  gemachten  Angaben  abweichenden  Sachlage  erwächst.  —  3.  Börsentermin- 
handel.  {§§48  ff.).  §  50.  Der  Bundesrat  ist  befugt,  den  Börsentenninhandel  von 
Bedingungen  abhängig  zu  machen  oder  in  bestimmten  Waren  oder  Wertpapieren  zu 
untersagen.  Der  Börsenterminhandel  in  Anteilen  von  Bergwerks-  und  Fabrik- 
unternehmungen ist  untersagt.  Der  Börsenterminhandel  in  Anteilen  von 
anderen  Erwerbsgesellschaften  kann  nur  gestattet  werden,  wenn  das  Kapital  der  be- 
treffenden Erwerbsgesellschaften  mindestens  zwanzig  Millionen  Mark  be- 
trägt. Der  börsenmässige  Terminhandel  in  Getreide-  und  Müh- 
lenfabrikaten ist  untersagt.  —  4.  Börsenregister  (§§54  ff.).  §  54- 
Bei  jedem  zur  Fühnmg  des  Handelsregisters  zuständigen  Gerichte  ist  je  ein  Börsen- 
register für  Waren  und  für  Wertpapiere  zu  führen.  —  §  55-  In  das  Börsenregister 
werden  nach  Namen,  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  die  Personen  eingetragen,  die 
sich  an  Börsentermingeschäften  in  Waren  oder  Wertpapieren  beteiligen  wollen.  — 
§  56.  Das  Börsenregister  ist  öffentlich.  —  §  57.  Vor  der  Eintragung  in  ein  Börsen- 
register ist  eine  Eintragungsgebühr  von  einhundertfünfzig  Mark  zu  entrichten. 
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Für  jedes  folgende  Kalenderjahr  ,  während  dessen  die  Eintragung  bestehen  soll ,  ist 
eine  Einhaltungsgebühr  von  je  fünfundzwanzig  Mark  zu  zahlen.  Die  Gebühren  fliessen, 
insoweit    die  Landesregierungen  nicht  ein  Anderes  bestimmen,    den  Landeskassen  zu. 

—  §  60.  Der  Antrag  auf  Eintragung  in  das  Warenregiiter  kann  auf  bestimmte  Ge- 
schäftszweige beschränkt  werden.  Auf  Antrag  ist  gebührenfrei  die  Eintragung  auf 
weitere   Geschäftszweige  auszudehnen   oder  die   eingetragene  Beschränkung  zu  löschen. 

—  §  62.  Die  erfolgte  Eintragung  ist  von  dem  Gerichte  ohne  Verzug  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  auf  Kosten  des  Eingetragenen  im  Reichsanzeiger  sowie  in  denjenigen 
öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  machen,  welche  gemäss  Artikel  14  des  Handelsgesetz- 
buchs für  die  Veröffentlichung  der  in  das  Handelsregister  aufgenommenen  Eintragungen 
bestimmt  sind. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  12.  August  1896 ,  betreffend  die  Abänderung  des 
Gesetzes  über  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  vom 
I.  Mai  1889,  sowie  den  Geschäftsbetrieb  von  Konsumanstalten.  Artikel  i.  Das  Gesetz, 
betreffend  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  vom  i.  Mai  1889  wi'"*!  durch 
nachstehende  Vorschriften  abgeändert  und  ergänzt :  i)  Der  Absatz  4  des  §  8  erhält 
folgende  Fassung:  Konsumvereine  (§  i  Nr.  5)  dürfen  im  regelmässigen  Geschäfts- 
verkehr Waren  nur  an  ihre  Mitglieder  oder  deren  Vertreter  verkaufen.  Diese  Be- 
schränkung findet  auf  landwirtschaftliche  Konsumvereine,  welche  ohne  Haltung  eines 
offenen  Ladens  die  Vermittelung  des  Bezugs  von  ihrer  Natur  nach  ausschliesslich  für 
den  landwirtschaftlichen  Betrieb  bestimmten  Waren  besorgen,  hinsichtlich  dieser  Waren 
keine  Anwendung.  2)  Der  §  20  erhält  folgende  Fassung :  Durch  das  Statut  kann 
festgesetzt  werden ,  dass  der  Gewinn  nicht  verteilt ,  sondern  dem  Reservefond  zuge- 
schrieben wird.  3)  Hinter  §  30  werden  folgende  Bestimmungen  eingeschaltet :  §  30  a. 
Für  Konsumvereine,  welche  einen  offenen  Laden  haben,  hat  der  Vorstand,  um  die 
Beobachtung  der  Bestimmung  des  §  8  Absatz  4  zu  sichern  ,  Anweisung  darüber  zu 
erlassen,  auf  welche  Weise  sich  die  Vereinsmitglieder  oder  deren  Vertreter  den  Waren- 
veikäufern  gegenüber  zu  legitimieren  haben.  Abschrift  der  Anweisung  hat  er  der 
höheren  Verwaltungsbehörde,  in  deren  Bezirk  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat,  un- 
verzüglich einzureichen.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  befugt ,  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  zur  Einreichung  und  nötigenfalls  zur  Abänderung  oder  Ergänzung  der 
Anweisung  durch  Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  je  dreihundert  Mark  anzuhalten. 
Gegen  die  Anordnungen  und  Straffestsetzungen  der  höheren  Verwaltungsbehörde  findet 
binnen  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Landes-Zentralbehörde  statt.  —  30b. 
Von  Konsumvereinen  oder  von  Gewerbetreibenden,  welche  mit  solchen  wegen  Waren- 
abgabe an  die  Mitglieder  in  Verbindung  stehen  ,  dürfen  Marken  oder  sonstige  nicht 
auf  den  Namen  lautende  Anweisungen  oder  Wertzeichen,  welche  anstatt  baren  Geldes 
die  Mitglieder  zum  Warenbezug  berechtigen  sollen ,  nicht  ausgegeben  werden.  — 
4)  Der  Absatz  3  des  §  89  erhält  folgende  Fassung:  Durch  das  Statut  kann  die  Ver- 
teilung des  Vermögens  ausgeschlossen  oder  ein  anderes  Verhältnis  für  die  Verteilung 
bestimmt  werden.  —  Hinter  §  89  wird  folgende  Bestimmung  eingeschaltet :  §  89  a. 
Ein  bei  der  Auflösung  der  Genossenschaft  verbleibendes  unverteilbares  Reinvermögen 
(§  89  Absatz  3)  fällt ,  sofern  dasselbe  nicht  durch  das  Statut  einer  physischen  oder 
juristischen  Person  zu  einem  bestimmten  Verwendungszweck  überwiesen  ist,  an  die- 
jenige Gemeinde,  in  der  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hatte.  Die  Zinsen  dieses  Fonds, 
sind  zu  gemeinnützigen  Zwecken  zu  verwenden.  —  6)  Der  §  I14  wird  aufgehoben.  — 
7)  Hinter  §  145  werden  folgende  Bestimmungen  eingeschaltet :  §  145  a.  Personen 
welche  für  einen  Konsumverein  den  Warenverkauf  bewirken ,    werden ,    wenn  sie  der 
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Vorschrift  des  §  8  Absatz  4  zuwider  wissentlich  oder  ohne  Beobacluung  der  nach 
§  30  a  von  dem  Vorstande  erlassenen  Anweisung  Waren  an  andere  Personen  als  an 
Mitglieder  oder  deren  Vertreter  verkaufen  ,  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig 
Mark  bestraft.  Gleiche  Strafe  trifft  das  Mitglied ,  welches  seine  Legitimation ,  durch 
die  es  zum  Warenkauf  in  einem  Konsumverein  oder  bei  einem  mit  diesem  wegen  Waren- 
abgabe an  die  Mitglieder  in  Verbindung  stehenden  Gewerbetreibenden  berechtigt  wird, 
einem  Dritten  zum  Zweck  unbefugter  Warenentnahme  überlässt.  Dritte ,  welche  von 
solcher  Legitimation  zu  demselben  Zweck  Gebrauch  machen ,  oder  auf  andere  Weise 
zu  unbefugter  Warenabgabe  zu  verleiten  unternehmen,  werden  in  gleicher  Weise  be- 
straft. §  145  b.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark  wird  bestraft,  wer  Waren, 
die  er  aus  dem  Konsumverein  oder  von  einem  mit  diesem  wegen  Warenabgabe  in 
Verbindung  stehenden  Gewerbetreibenden  auf  Grund  seiner  Mitgliedschaft  bezogen 
hat ,  gegen  Entgelt  gewohnheitsmässig  oder  gewerbsmässig  an  Nichtmitglieder  ver- 
äussert. Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung :  i)  wenn  ein  Mitglied  eines  Kon- 
sumvereins die  von  ihm  bezogenen  Waren  in  seiner  Speiseanstalt  oder  an  seine  Kost- 
gänger zum  alsbaldigen  persönlichen  Verbrauch  abgiebt ;  2)  wenn  ein  Konsumverein, 
welcher  Mitglied  eines  anderen  Konsumvereins  ist,  die  aus  letzterem  bezogenen  Waren 
an  seine  Mitglieder  abgiebt.  §  145  c.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschrift  des 
§  30  b  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark  bestraft.  —  Artikel  2. 
Die  im  Artikel  i  Nr.  i,  3  und  7  enthaltenen  Vorschriften  finden  auf  Konsumanstalten, 
welche  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  und  Beamten  betrieben  werden,  sowie  auf 
Vereinigungen  (Gesellschaften ,  Korporationen),  deren  wesentlicher  Geschäftszweck  es 
ist,  ihren  Mitgliedern  oder  bestimmten  Berufskreisen  in  dem  Bezug  von  Waren  Vor- 
teile zu  verschaffen  ,  insbesondere  auch  auf  Beamten-  und  Offiziervereine  sinngemässe 
Anwendung ,  dass  die  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  Konsumvereine  getroffenen  Be- 
stimmungen bei  den  vorbezeichneten  Konsumanstalten  und  Vereinigungen  hinsichtlich 
derjenigen  Personen  gelten ,  für  welche  die  Einrichtung  bestimmt  ist.  Jedoch  ist  es 
den  Konsumanstalten  und  Vereinigungen  der  vorbezeichneten  Art  gestattet,  in  ihren 
Speiseanstalten  Waren  zum  alsbaldigen  persönlichen  Verbrauch  auch  an  Dritte  abzugeben. 
Deutsches  Reich.  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  vom 
27.  Mai  1896.  —  §  I.  Wer  in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  in  Mitteilungen, 
welche  für  einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  über  geschäftliche  Ver- 
hältnisse, insbesondere  über  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungsart  oder  die  Preisbe- 
messung von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  ,  über  die  Art  des  Bezuges  oder 
die  Bezugsquelle  von  Waren,  über  den  Besitz  von  Auszeichnungen,  über  den  Anlass 
oder  den  Zweck  des  Verkaufs  unrichtige  Angaben  thatsächl icher  Art  macht,  welche 
geeignet  sind,  den  Anschein  eines  besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen,  kann 
auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben  in  Anspruch  genommen  werden.  Dieser 
Anspruch  kann  von  jedem  Gewerbetreibenden  ,  der  Waren  oder  Leistungen  gleicher 
oder  verwandter  Art  herstellt  oder  in  den  geschäftlichen  Verkehr  bringt ,  oder  von 
Verbänden  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen  geltend  gemacht  werden,  soweit  die 
Verbände  als  solche  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  klagen  können.  —  Neben 
dem  Anspruch  auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben  haben  die  vorerwähnten 
Gewerbetreibenden  auch  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  die  unrichtigen  Angaben  ver- 
ursachten Schadens  gegen  Denjenigen,  der  die  Angaben  gemacht  hat,  falls  dieser  ihre 
Unrichtigkeit  kannte  oder  kennen  musste.  Der  Anspruch  auf  Schadensersatz  kann 
gegen  Redakteure,  Verleger,  Drucker  oder  Verbreiter  von  periodischen  Druckschriften 
nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  dieselben  die  Unrichtigkeit  der  Angaben  kannten. 
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—  §  4.  Wer  in  der  Absicht,  den  Anschein  eines  besonders  günstigen  Angebots  her- 
vorzurufen, in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  in  Mitteilungen ,  welche  für  einen 
grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  über  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungs- 
art oder  die  Preisbemessung  von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen,  über  die  Art 
des  Bezuges  oder  die  Bezugsquelle  von  Waren,  über  den  Besitz  von  Auszeichnungen, 
über  den  Anlass  oder  den  Zweck  des  Verkaufs  wissentlich  unwahre  und  zur  Irre- 
führung geeignete  Angaben  thatsächlicher  Art  macht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  ein- 
tausendfünfhundert Mark  bestraft.  —  §  5.  Durch  Beschluss  des  Bundesrats  kann  fest- 
gesetzt werden,  dass  bestimmte  Waren  im  Einzelverkehr  nur  in  vorgeschriebenen  Ein- 
heiten der  Zahl,  der  Länge  und  des  Gewichts  oder  mit  einer  auf  der  Ware  oder  ihrer 
Aufmachung  anzubringenden  Angabe  über  Zahl ,  Länge  oder  Gewicht  gewerbsmässig 
verkauft  oder  feilgehalten  werden  dürfen.  Für  den  Einzelverkehr  mit  Bier  in  Flaschen 
oder  Krügen  kann  die  Angabe  des  Inhaltes  unter  Festsetzung  angemessener  Fehler- 
grenzen vorgeschrieben  werden.  —  §  6.  Wer  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  über 
das  Erwerbsgeschäft  eines  Anderen ,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des 
Geschäfts,  über  die  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines  Anderen  Behauptungen 
thatsächlicher  Art  aufstellt  oder  verbreitet,  welche  geeignet  sind,  den  Betrieb  des  Ge- 
schäfts oder  den  Kredit  des  Inhabers  zu  schädigen,  ist,  sofern  die  Behauptungen  nicht 
erweislich  wahr  sind  ,  dem  Verletzten  zum  Ersätze  des  entstandenen  Schadens  ver- 
pflichtet. Auch  kann  der  Verletzte  den  Anspruch  geltend  machen,  dass  die  Wieder- 
holung oder  Verbreitung  der  Behauptungen  unterbleibe.  —  §  7-  Wer  wider  besseres 
Wissen  über  das  Erwerbsgeschäft  eines  Anderen ,  über  die  Person  des  Inhabers  oder 
Leiters  des  Geschäfts,  über  die  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines  Anderen 
unwahre  Behauptungen  thatsächlicher  Art  aufstellt  oder  verbreitet  ,  welche  geeignet 
sind,  den  Betrieb  des  Geschäfts  zu  schädigen,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend- 
fünfhundert Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  —  §  8.  Wer  im 
geschäftlichen  Verkehr  einen  Namen  ,  eine  Firma  oder  die  besondere  Bezeichnung 
eines  Erwerbsgeschäfts  ,  eines  gewerblichen  Unternehmens  oder  einer  Druckschrift  in 
einer  Weise  benutzt,  welche  darauf  berechnet  und  geeignet  ist  ,  Verwechslungen  mit 
dem  Namen ,  der  Firma  oder  der  besonderen  Bezeichnung  hervorzurufen  ,  deren  sich 
ein  Anderer  befugterweise  bedient,  ist  diesem  zum  Ersätze  des  Schadens  verpflichtet. 
Auch  kann  der  Anspruch  auf  Unterlassung  der  missbräuchlichen  Art  der  Benutzung 
geltend  gemacht  werden.  —  §  9.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend  Mark  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  wird  bestraft,  wer  als  Angestellter.  Arbeiter  oder  Lehr- 
ling eines  Geschäftsbetriebes  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse  ,  die  ihm  vermöge 
des  Dienstverhältnisses  anvertraut  oder  sonst  zugänglich  geworden  sind ,  während 
der  Geltungsdauer  des  Dienstverhältnisses  unbefugt  an  Andere  zu 
Zwecken  des  Wettbewerbes  oder  in  der  Absicht,  dem  Inhaber  des  Geschäftsbetriebes 
Schaden  zuzufügen,  mitteilt.  Gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  Geschäfts-  oder 
Betriebsgeheimnisse,  deren  Kenntnis  er  durch  eine  der  im  Absatz  i  bezeichneten  Mit- 
teilungen oder  durch  eine  gegen  das  Gesetz  oder  die  guten  Sitten  verstossende  eigene 
Handlung  erlangt  hat ,  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  unbefugt  verwertet  oder  an 
andere  mitteilt.  Zuwiderhandlungen  verpflichten  ausserdem  zum  Ersätze  des  entstan- 
denen Schadens.  Mehrere  Verpflichtete  haften  als  Gesamtschuldner.  —  §  10.  Wer 
zum  Zweck  des  Wettbewerbes  es  unternimmt,  einen  Anderen  zu  einer  unbefugten  Mit- 
teilung der  im  §  9  Absatz  i  bezeichneten  Art  zu  bestimmen,  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  zweitausend  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  neun  Monaten  bestraft.  —  §  14.  Ne- 
ben  einer    nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  verhängten   Strafe    kann   auf  Verlangen  des 


Gesetze  und  Verordnungen  der  Jahre  iSg§  und  i8q6.  145 

/■ 

Verletzten  auf  eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum  Betrage  von  zehntausend  Mark 
erkannt  werden.  Für  diese  Busse  haften  die  zu  derselben  Verurteilten  als  Gesamt- 
schuldner. Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines  weiteren  Ent- 
schädigungsanspruchs aus. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung,  betr.  die  Geslattung  des  Scheidemünzumlaufs 
der  Frankenwährung  innerhalb  des  württembergischen  Grenzbezirks  Friedrichs- 
hafen, vom  19.  Dez.  1895. 

Deutsches  Reich.  Eine  Novelle  v.  6.  August  1896  zur  Deutschen  Ge- 
werbeordnung enthält  verschiedene  weitere  Einschränkungen  in  verschie- 
denen Richtungen  des  Gewerbebetriebes.  Unter  denselben  sind  hervorzuheben :  Art.  8 
der  Novelle,  welcher  bestimmt:  >Der  §  42  b  der  Gewerbeordnung  erhält  als  fünften 
Absatz  folgenden  Zusatz :  »^Kinder  unter  vierzehn  Jahren  dürfen,  auch  wenn 
eine  Bestimmung  nach  Absatz  i  nicht  getroffen  ist,  auf  öffentlichen  Wegen, 
Strassen,  Plätzen  oder  an  öffentlichen  Orten  oder  ohne  vorgängige  Bestellung  von  Haus 
zu  Haus  Gegenstände  nicht  feilbieten.  In  Orten ,  wo  ein  derartiges  Feilbieten 
durch  Kinder  herkömmlich  ist,  darf  die  Ortspolizeibehörde  ein  solches  für  bestimmte 
Zeitabschnitte ,  welche  in  einem  Kalenderjahre  zusammen  vier  Wochen  nicht  über- 
schreiten dürfen,  gestatten««.  —  Artikel  9  der  Novelle  bestimmt:  »An  Stelle  des  §  44 
Absatz  3  der  Gewerbeordnung  treten  folgende  Bestimmungen:  >»Das  Aufkaufen 
darf  ferner  nur  bei  Kaufleuten  oder  solchen  Personen,  welche  die  Waren  produzieren, 
oder  in  offenen  Verkaufsstellen  erfolgen.  Imgleichen  darf  das  Aufsuchen  von  Be- 
stellungen auf  Waren,  mit  Ausnahme  von  Druckschriften,  anderen  Schriften  und 
Bildwerken  und ,  soweit  nicht  der  Bundesrat  noch  für  andere  Waren  oder  Gegenden 
oder  Gruppen  von  Gewerbtreibenden  Ausnahmen  zulässt ,  ohne  vorgängige  ausdrück- 
liche Aufforderung  nur  bei  Kaufleuten  in  deren  Geschäftsräumen ,  oder  bei  solchen 
Personen  geschehen ,  in  deren  Geschäftsbetrieb  Waren  der  angebotenen  Art  Verwen- 
dung finden.  Hinsichtlich  des  Aufsuchens  von  Bestellungen  auf  Druckschriften,  andere 
Schriften  und  Bildwerke  finden  die  Vorschriften  des  §  56  Absatz  3  entsprechende 
Anwendung.«« 

Preussen.  Gesetz  v.  14.  Juli  1895,  betr.  die  Ausdehnung  verschiedener  Bestim- 
mungen des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  auf  den  Stein-  und 
Kalisalzbergbau  in  der  Provinz  Hannover. 

Oesterreich.  Gesetz  v.  16.  Januar  1895,  betr.  die  Regelung  der  Ausver- 
käufe. §  I.  Die  Veranstaltung  von  angekündigten  öffentlichen  Ausverkäufen  zum 
Zwecke  einer  beschleunigten  Veräusserung  von  Waren  oder  anderen  zu  einem  Gewerbs- 
betriebe gehörigen  beweglichen  Sachen  im  Kleinverschleisse  ist  nur  mit  Bewilligung 
der  Gewerbebehörde  gestattet,  —  §  2.  Der  Bewerber  um  eine  solche  Bewilligung  hat 
an  die  Gewerbebehörde  des  Ortes,  in  welchem  der  Ausverkauf  stattfinden  soll,  ein 
schriftliches  Einschreiten  zu  richten ,  in  welchem  folgende  Angaben  enthalten  sein 
müssen :  i)  Die  Bezeichnung  der  zu  veräussernden  Waren  nach  Menge  und  Beschaffen- 
heit; 2)  die  genaue  Angabe  des  Standortes  des  Ausverkaufes ;  3)  die  Dauer  der  Zeit, 
während  welcher  der  Ausverkauf  stattfinden  soll ;  4)  die  Personen,  in  deren  Eigentum 
sich  die  zu  veräussernden  Waren  oder  anderen  beweglichen  Sachen  befinden ;  femer 
die  Personen,  durch  welche  der  Ausverkauf  bewerkstelligt  werden  soll  (z.  B.  der  Ge- 
werbsinhaber,  dessen  Bedienstete,  ein  Geschäftsführer  u.  dgl.);  5)  die  Gründe,  aus 
welchen  der  Ausverkauf  statfinden  soll,  wie  Ableben  des  Geschäftsinhabers,  Aufhören 
des  Gewerbsbetriebes  ,  Uebergang  des  Gewerbes  an  einen  neuen  Besitzer ,  Uebersied- 
lung  des  Geschäftes,  Elementarereignisse  u.  dgl.  —  Die  Gewerbebehörde  hat  nach 
Zeitschrift  für  die  gcs.  Staatswissensch.  1897.  I.  lO 
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Einvernehmung  der  Handels-  und  Gewerbekammer  und  der  Genossenschaft,  welcher 
der  Bewerber  angehört,  die  Entscheidung  zu  fallen.  Die  Gutachten  haben  sich  auch 
auf  die  Richtigkeit  der  vom  Bewerber  nach  §  2,  Punkt  5,  zu  machenden  Angabe  zu 
erstrecken.  Für  die  Erstattung  dieser  Gutachten  hat  die  Gewerbebehörde  eine  ange- 
messene, nicht  über  14  Tage  festzusetzende  Frist  einzuräumen  und  nach  Einlangen  des 
Gutachtens  oder  dem  fruchtlosen  Ablaufe  der  Frist  längstens  innerhalb  30  Tagen  zu 
entscheiden.  Von  jeder  Ausverkaufsbewilligung  ist  die  Steuerbemessungsbehörde  erster 
Instanz  zu  verständigen.  —  §  4.  Die  Gewerbebehörde  erster  Instanz  kann  die  Bewil- 
ligung zum  Ausverkaufe  längstens  auf  die  Dauer  von  drei  Monaten  erteilen  ;  für  eine 
längere  Dauer,  und  zwar  längstens  bis  zu  einem  Jahre,  kann  die  Bewilligung  bei  be- 
sonders berücksichtigungswürdigen  Umständen  nur  von  der  politischen  Landesbehörde 
erteilt  oder  verlängert  werden.  Die  Erteilung  der  Bewilligung  bleibt  dem  freien  Er- 
messen der  Behörde  nach  Würdigung  der  obwaltenden  Verhältnisse  vorbehalten.  Die 
Bewilligung  zum  Ausverkaufe  für  ein  Geschäft ,  welches  noch  nicht  volle  zwei  Jahre 
besteht,  kann  nur  im  Falle  des  Todes  des  Geschäftsinhabers  oder  des  Eintrittes  von 
Elementarereignissen  oder  in  sonstigen  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  erteilt 
werden.  Der  Ausverkauf  darf  sich  stets  lediglich  auf  die  ursprünglich  angemeldeten 
Waren  (§  2,  Punkt  i)  erstrecken.  Die  Gewerbebehörde  ist  berechtigt,  in  dem  Ver- 
kaufslokale diesbezügliche  Revisionen  vorzunehmen  oder  durch  die  Ortspolizeibehörde 
vornehmen  zu  lassen.  —  §  5.  Bezüglich  des  angesuchten  Standortes  des  Verkaufes 
(§  2,  Punkt  2)  erfolgt  die  Bewilligung  der  Gewerbebehörde  nach  Einvernehmung  der 
Ortsbehörde.  —  §  6.  Vor  erhaltener  Bewilligung  darf  ein  Ausverkauf  weder  ange- 
kündigt, noch  begonnen  werden,  derselbe  darf  auch  über  die  bewilligte  Dauer  hinaus 
nicht  fortgesetzt  werden.  —  §  7.  Auf  Verkäufe ,  welche  infolge  richterlicher  oder 
sonst  behördlicher  Anordnung  oder  von  Seite  der  Konkursmassaverwaltung  erfolgen, 
finden  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung.  —  §  9.  Wenn  der  Aus- 
verkauf nicht  auf  die  ursprünglich  angemeldeten  Waren  beschränkt  bleibt,  ist  der  Aus- 
verkauf sofort  zu  schliessen  und  sind,  unbeschadet  der  Verhängung  einer  entsprechen- 
den Geldstrafe,  die  nach  Eröffnung  des  Ausverkaufes  dem  Warenlager  hinzugefügten 
Waren  für  verfallen  zu  erklären.  Der  Erlös  dieser  Waren  fliesst  gleichfalls  dem  be- 
treffenden Arraenfonde  zu. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  14.  August  1896  ,  betr.  die  Errichtung  von  Ge- 
nossenschaften beim  Bergbaue  (44  §§).  I.  Errichtung  und  Umfang.  §  I. 
Beim  Bergbau  sind  über  Anordnung  der  zuständigen  Berghauptmannschaft  Genossen- 
schaften zu  errichten,  welchen  die  Bergwerksbesitzer  und  die  Arbeiter  angehören.  In 
der  Regel  soll  für  jeden  Revierbergamtsbezirk  eine  Genossenschaft  bestehen.  Mit  Be- 
willigung oder  über  Anordnung  der  Berghauptmannschaft  können  auch  mehrere  Ge- 
nossenschaften in  einem  Revierbergamtsbezirke  gebildet  oder  benachbarte  Bergbaue 
verschiedener  Revierbergamtsbezirke,  sowie  zwei  oder  mehrere  schon  bestehende  Ge- 
nossenschaften zu  einer  Genossenschaft  vereinigt  werden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der 
Verhältnisse  oder  sonstige  Umstände  dies  zweckmässig  erscheinen  lassen.  Wo  die 
bergbaulichen  und  örtlichen  Verhältnisse  der  Bildung  einer  Genossenschaft  Schwierig- 
keiten bereiten ,  kann  die  ßerghauptmannschaft  von  der  Einreihung  der  betreffenden 
Werke  in  die  Genossenschaft  Ausnahmen  gestatten.  -  2.  Zweck  und  Aufgaben.  §2. 
Den  Genossenschaften  liegt  ob  :  i)  Die  Pflege  des  Gemeinsinnes  und  bergmännischen 
Geistes,  sowie  die  Erhaltung  und  Hebung  der  Standesehre  unter  den  Mitgliedern; 
2)  die  Förderung  gemeinsamer  Interessen  durch  zweckdienliche  und  gesetzlich  zuläs- 
sige Massnahmen,   insbesondere  durch  Errichtung  gemeinnütziger  Anstalten,  als  :   Kinder- 
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bewahranstalten,  Kindergärten,  Schulen,  Konsumhallen  u.  s.  w. ;  3)  die  Obsorge  dar- 
über ,  dass  die  jugendlichen  Arbeiter  die  nötige  Anleitung  zur  Ausbildung  für  ihren 
Beruf  und  Gelegenheit  zu  ihrer  religiös-sittlichen  Erziehung  erhalten  ;  4)  Dienst-  und 
Arbeitsvermittlung;  5)  Verhütung,  bezw.  gütliche  Ausgleichung  von  Gegensätzen  zwischen 
den  Arbeitgebern  und  der  Gesamtheit  ihrer  Arbeiter  oder  einzelnen  Arbeiterkategorien 
in  Angelegenheit  des  Dienst-  und  Lohnverhältnisses ,  sowie  die  schiedsgerichtliche 
Entscheidung  von  Streitigkeiten,  welche  sich  aus  diesem  Verhältnisse  zwischen  den  Ar- 
beitgebern und  einzelnen  Arbeitern  ergeben ;  6)  alljährliche  Erstattung  eines  die  we- 
sentlichsten Vorkommnisse  besprechenden  Thätigkeitsberichtes  an  das  Revierbergamt, 
welches  denselben  im  Wege  der  Berghauptmannschaft  dem  Ackerbauministerium  vor- 
zulegen hat;  7)  die  Erstattung  von  Gutachten  und  Erteilung  von  Auskünften,  sowie 
selbständige  Antragstellung  an  die  Bergbehörden  über  Angelegenheiten ,  welche  Ge- 
nossenschaftszwecke betreffen.  Zur  Erreichung  des  einen  oder  anderen  Zweckes  können 
zwei  oder  mehrere  Genossenschaften  untereinander  in  Verbindung  treten  und  Verein- 
barungen treffen. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  3.  Mai  1896,  betr.  die  Abänderung  der  §§  206  u.  248 
des  allgemeinen  Berggesetzes  vom  23.  Mai  1854.  Artikel  I.  Der  §  206  des  allge- 
meinen Berggesetzes  vom  23.  Mai  1854  hat  zu  lauten:  Jeder  Bergbauunternehmer  ist 
verpflichtet,  mit  seinem  Aufsichts-  und  Arbeitspersonale  wenigstens  monatlich,  bei  dem 
Dienstesaustritte  aber  sogleich  Abrechnung  zu  pflegen ;  wegen  Forderungen ,  welche 
der  Bergbauunternehmer  oder  ein  Dritter  an  einen  Aufseher  oder  Arbeiter  zu  stellen 
hat,  darf  der  Austritt  aus  dem  Dienste  nicht  versag*  werden.  Der  Ackerbauminister 
ist  ermächtigt ,  nach  Massgabe  der  besonderen  örtlichen  und  bergbaulichen  Verhält- 
nisse innerhalb  der  im  ersten  Absätze  bestimmten  Grenze  und  nach  Anhörung  der  Ge- 
werke  und  Arbeiter,  event.  der  Bruderladenvorstände,  Maximaltermine  für  die  Lohn- 
zahlungen im  Verordnungswege  festzustellen. 

Oesterreich.  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  15.  Juli  1895 ,  betr.  die 
obligatorische  Führung  von  Marken  auf  Sensen,  Sicheln  und  Stroh- 
messern. 

Oesterreich.  Verordnung  des  Ackerbauministeriums  vom  17.  Oktober  1895,  betr. 
die  den  Bergbehörden  obliegende  Bergwerks  -Inspektion. 

Oesterreick-Ungarn.  Gewährung  von  Tarifnachlässen  im  Eisenbahn-Güter- 
verkehr und  das  bei  Veröffentlichung  derselben  zu  beobachtende  Verfahren.  Eine  Ver- 
ordnung des  Oesterreichischen  Handelsministeriums  vom  20.  Novbr.  1895  bestimmt: 
§  I.  Allgemeine  Bestimmungen,  i)  Die  gegenwärtige  Verordnung  behan- 
delt alle  einen  Geldwert  repräsentierenden  Nachlässe,  welche  von  den  in  den  jeweilig 
gültigen  Lokal-  und  Verbandtarifen  (Tarifteile  I  und  II)  und  deren  Nachträgen  und 
Anhängen  veröffentlichten  Frachtsätzen  und  tarifmässigen  Nebengebühren  gewährt 
werden,  und  auf  Grund  deren  die  Transportkosten  der  aufgegebenen  Sendungen  ein- 
schliesslich der  Nebengebühren  gegenüber  den  regelmässigen  Tarifgebühren  eine  Ver- 
minderung erfahren ,  sei  es  durch  Herabsetzung  der  zu  entrichtenden  Fracht-  oder 
Nebengebühren ,  oder  durch  Enthebung  der  Parteien  von  den  laut  der  Tarifbestim- 
mungen denselben  obliegenden  Leistimgen,  beziehungsweise  Uebemahme  der  letzteren 
zu  Lasten  der  Bahnanstalt.  —  2)  Tarifnachlässe  können  gewährt  werden  für  beson- 
ders bezeichnete  Artikel  und  Warenklassen ,  oder  ohne  besondere  Bezeichnung  für 
Güter  aller  Art  (Sammelgüter),  und  zwar  entweder  für  alle  in  den  betreffenden  Rela- 
tionen und  Stationen  vorkommenden  einschlägigen  Transporte,  oder  mit  Einschränkung 
auf    bestimmte  Verkehre    innerhalb    und    ausserhalb    des    unmittelbaren  Bereiches    der 

10* 


148  Uebersicht  über  die   Verträge, 

betreffenden  Bahnverwaltungen.  —  §  2,  Die  Tarifnachlässe  können  unter  Beobachtung 
der  nachfolgenden  Prinzipien  sowohl  im  Kartierungs-  als  auch  im  Rückvergütungs- 
wege zur  Anwendung  gelangen  :  l)  Jeder  Tarifnachlass  kann  in  jener  Verkehrsrelation, 
bezw.  auf  jener  Transportroute  und  hinsichtlich  jener  Artikel,  für  welche  derselbe  be- 
willigt wurde,  den  im  §  12  behandelten  Fall  ausgenommen,  ohne  vorhergehende  An- 
meldung von  Jedermann  in  Anspruch  genommen  werden ,  welcher  die  an  die 
Anwendung  des  Tarifnachlasses  geknüpften  und  in  der  Kundmachung  (§  5)  festgestellten 
Bedingungen  erfüllt.  2)  (i)  Es  unterliegt  der  Kontrolle  der  Aufsichtsbehörde  (§  17), 
dass  ein  Tarifnachlass  nicht  an  solche  Bedingungen  geknüpft  werde ,  deren  Geltend- 
machung demselben  den  Charakter  einer  persönlichen  Begünstigung  verleihen  könnte. 
(2)  Zu  diesem  Behufe  ist  für  alle  jene  Tarifnachlässe,  bei  welchen  die  Inanspruch- 
nahme an  besondere  Bedingungen,  deren  Erfüllung  schon  an  sich  nicht  jedermann 
möglich  ist,  oder  an  die  Verfrachtung  eines  Minimalquantums  gebunden  ist,  vor  dem 
Inslebentreten  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  unter  eingehender  Motivierung 
einzuholen.  —  §  3.  Evidenzführung  und  Oberaufsicht,  (i)  Die  Bahn- 
verwaltungen sind  verpflichtet ,  sowohl  über  die  im  selbständigen  Wirkungskreise,  als 
auch  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  gewährten  Tarifnachlässe  ein  Vormerk- 
buch zu  führen.  (2)  Das  Vormerkbuch  ist  derart  zu  verfassen,  dass  in  demselben  die 
eigentlichen  Tarifnachlässe  von  den  hinsichtlich  der  Nebengebühren  sowie  gegenüber 
den  Tarif  bestimmungen  gewährten  Nachlässen  (§  i)  abgesondert  erscheinen.  Zu  diesem 
Behufe  ist  das  Vormerkbuch  in  zwei  Hauptteile  zu  teilen,  deren  erster  mit  der  Be- 
zeichnung »Frachtermässigungen«  und  der  zweite  mit  der  Bezeichnung  »Sonstige  Nach- 
lässe« zu  versehen  ist.  (3)  Im  Vormerkbuche  sind ,  nach  Massgabe  eines  unter  An- 
lage A  enthaltenen  Musters ,  die  Rubriken  (a  bis  p)  genau  auszufüllen.  (4)  Auf 
Grund  des  Vormerkbuches  ist  ein  alphabetisches  Verzeichnis  der  begünstigten  Artikel 
zu  verfassen,  in  welchem  die  Seite  und  Position  des  Vormerkbuches,  wo  der  einzelne 
Nachlass  aufzufinden  ist ,  zu  verzeichnen  sind.  (5)  Die  auf  die  zugestandenen  Nach- 
lässe Bezug  habenden  Daten  sind  in  das  Vormerkbuch  mit  der  strengsten  Pünktlich- 
keit und  ohne  Verzug  einzutragen.  (6)  Das  Vormerkbuch  selbst  steht  unter  der  Kon- 
trolle der  Aufsichtsbehörde  und  ist  zu  diesem  Behufe  nebst  den  dazu  gehörigen  Be- 
legen, Akten,  Dokumenten  etc.  den  dazu  delegierten  Organen  dieser  Behörde  auf  Ver- 
langen jederzeit  zur  Einsichtnahme  vorzuweisen.  —  §4.  Veröffentlichung  der 
Tarifnachlässe,  (i)  Jeder  neu  zur  Einführung  gelangende  Tarifnachlass ,  sowie 
jede  Erneuerung  eines  Tarifnachlasses  nach  seinem  Ablaufe  muss  in  allen  Fällen,  wo 
die  Auf-  oder  Abgabe  in  einer  Oesterreichischen  Eisenbahnstation  erfolgt  oder  eine 
Oesterreichische  Bahnstrecke  transiert  wird  ,  nach  Massgabe  des  folgenden  §  5 ,  und 
zwar  auch  dann  veröffentlicht  werden,  wenn  seitens  der  am  Transporte  beteiligten 
Oesterreichischen  Bahnstrecke  keine  Ermässigung  gewährt  wird.  —  (2)  Eine  Ausnahme 
hiervon  und  somit  das  Unterbleiben  der  Verlautbarung  ist  mit  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde zulässig  bezüglich  der  für  öffentliche  und  Wohlthätigkeitszwecke  ge- 
währten Nachlässe,  dann  bezüglich  der  Nachlässe  für  solche  Transporte,  deren  Bekannt- 
werden von  der  Aufsichtsbehörde  als  militärischen  oder  staatspolizeilichen  Rücksichten 
zuwiderlaufend  erachtet  wird ,  endlich  hinsichtlich  solcher  Nachlässe ,  die  auf  Grund 
von  kundgemachten  und  somit  genügend  bekannten  gesetzlichen  Bestimmungen  erteilt 
werden.  (3)  In  die  laut  §  3  zu  führenden  Vormerkbücher  sind  auch  die  obenerwähnten 
nicht  zur  Veröffentlichung  gelangenden  Nachlässe,  sowie  die  lediglich  durch  Anschlag 
in  den  Stationen  kundgemachten  Lagerbegünstigungen  einzutragen.  —  §  5.  Moda- 
litäten   der    Veröffentlichung.    Die    Veröffentlichung    der    Tarifnachlässe 
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hat  zu  erfolgen  :  a.  (i)  In  der  Regel  im  Verordnungsblatte  des  Handelsministeriums 
für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt.  —  §  8.  Die  Zeitdauer  eines  Tarifnachlasses  er- 
streckt sich  vom  Tage  seines  Inslebentretens  angefangen  bis  spätestens  zum  letzten 
Tage  des  Kalenderjahres,  in  welchem  derselbe  in  Wirksamkeit  getreten  ist.  Mit  Rück- 
sicht jedoch  auf  die  eigenartigen  Verhältnisse  einzelner  Handels-  und  Industriezweige, 
sowie  im  Falle  vorhandener  Schiffahrtskonkurrenzen  ist  es  indessen  ausnahmsweise  ge- 
stattet, die  äusserste  Zeitdauer  eines  Nachlasses  unabhängig  vom  Kalenderjahre  nach 
Massgabe  des  faktischen  Bedürfnisses  festzustellen.  Die  in  der  Zeit  zwischen  i.  Oktober 
und  31.  Dezember  jeden  Jahres  ohne  Bedingung  eines  Minimalquantums  in  Wirksam- 
keit tretenden  Tarifnachlässe  dürfen  mit  der  Giltigkeit  bis  zum  Ende  des  nächsten 
Kalenderjahres  zur  Veröffentlichung  gelangen.  Eine  rückwirkende  Anwendung  von 
Tarifnachlässen  ist  mit  Ausnahme  des  im  §  9  berührten  Falles  überhaupt  nicht  zu- 
lässig. —  §  9.  An  M  i  n  i  m  a  1  q  u  a  n  t  i  t  ä  t  e  n  gebundene  Tarifnachlässe  sind  stets 
für  eine  vorher  zu  bestimmende  Zeitdauer,  daher  mit  Ausschluss  des  Zusatzes  »bis  auf 
Weiteres«  zu  verlautbaren.  Die  demgemäss  veröffentlichte  Giltigkeitsdauer  kann  weder 
verkürzt  noch  verlängert  werden.  Eine  rückwirkende  Verlängerung  der  Giltigkeitsdauer 
kann  ausnahmsweise  auf  Grund  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  in  besonders 
motivierten  Fällen  nur  gelegentlich  der  Gewährung  des  Tarifnachlasses  unter  der  Be- 
dingung stattfinden,  dass  der  Zeitpunkt  der  rückwirkenden  Giltigkeit  in  der  Kund- 
machung zum  Ausdrucke  gebracht  wird.  —  §  12.  Es  ist  gestattet,  an  M inimal quanti- 
täten  gebundene  und  im  Rückvergütungswege  zur  Anwendung  gelangende  Tarifnach- 
lässe gegen  Erlag  einer  entsprechenden  Kaution  auch  im  Kartierungswege 
anzuwenden.  Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  jedoch  verpflichtet,  ihre  Geneigtheit 
hierzu,  ferner  die  Höhe  der  Kaution ,  sowie  die  Modalitäten  ,  unter  welchen  dieselbe 
zu  erlegen  ist,  in  der  letzten  Rubrik  der  Kundmachung  (»Besondere  Bemerkungen«) 
zum  Ausdrucke  zu  bringen. 

Oesterreich.  Verordnung  der  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  einverständ- 
lich mit  dem  Obersten  Rechnungshofe  vom  8.  März  1896 ,  betr.  die  ratenweise 
Tilgung  der  Hypothekarforderungen  der  kumuIativenWaisen- 
k  a  s  s  e  n. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  7.  Juli  1896 ,  betr.  die  Einräumung  von  Not- 
wegen. 

Ungarti.  XXXIV.  Ges.-Art.  v.  1895,  über  die  staatliche  Unterstütz- 
ung des  Baues  von  Seeschiffen  (giltig  v.  i.  Jan.  1896  ab  auf  10  Jahre). 
§  I.  Solche  Unternehmungen  ,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  den  Bau  von  Seeschiffen  in  entsprechend  eingerichteten  Anlagen  gewerbsmässig 
betreiben,  können  für  den  Bau  von  während  der  Giltigkeitsdauer  dieses  Gesetzes  er- 
bauten Seeschiffen  der  in  den  folgenden  Paragraphen  festgestellten  staatlichen  Unter- 
stützungen teilhaft  werden.  —  §  2.  Bei  dem  Bau  von  Schiffskörpern  kann  nach  jeder 
Tonne  des  nach  dem  bestehenden  kubischen  System  berechneten  Gesamttonneninhaltes 
für  aus  Eisen  oder  Stahl  gebaute  Dampf-  oder  Segelschiffe  eine  staatliche  Unterstütz- 
ung von  30 — 60  Kronen  ,  für  aus  Holz  gebaute  Schiffe  eine  staatliche  Unterstützung 
von  10  bis  25  Kronen  bewilligt  werden.  Als  Holzschiffe  sind  jene  Schiffe  zu  be- 
trachten ,  deren  äussere  Bekleidung  ausschliesslich  von  Holz  besteht.  —  §  3.  Für 
Treib-  oder  sonstige  Hilfsmaschinen  ,  Kessel  und  Röhrenleitungen  ,  kann  ,  wenn  die 
vaterländische  Schiffbau-Unternehmung  dieselbe  für  auf  den  vaterländischen  Schiffs- 
anlagen im  Bau  begriffene  Schiffe  selbst  angefertigt,  oder  dieselben  von  einer  anderen 
vaterländischen  Fabrik  beschafft  hat,   —  bei  neuen  Maschinen  oder  neuen  Maschinen- 
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bestandteilen  nach  jedem  loo  kg  eine  staatliche  Unterstützung  von  lo — 15  Kronen ; 
bei  neuen  Kesseln  und  neuen  Röhrenleitungen  aber  nach  jedem  100  kg  eine  staat- 
liche Unterstützung  von  6 — 10  Kronen  bev«lligt  werden.  —  §  6.  Die  Summe  der  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  zu  bewilligenden  Unterstützungen  darf  bis  zu  einer  neueren  le- 
gislatorischen Verfügung  jährlich   200  000  Kronen  nicht  übersteigen. 

Ungarn.  XXXV.  Ges.-Art.  v.  1895,  über  die  Festsetzung  des  gesetzlichen 
Zinsfusses  (sVo). 

Schweiz.  Bundesgesetz  v.  28.  Juni  1895,  betreffend  das  Stimmrecht  der 
Aktionäre  von  Eisenbahngesellschaften  und  die  Beteiligung  des 
Staates  bei  deren  Verwaltung.  —  Art.  i.  Den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unter- 
liegen die  Aktiengesellschaften  für  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  ,  welche 
eine  Betriebslänge  von  mindestens  100  Kilometer  haben.  Der  Bundesrat  ist  befugt, 
diesem  Gesetze  auch  andere  Eisenbahngesellschaften  zu  unterstellen.  Gegen  einen  sol- 
chen Beschluss  des  Bundesrates  kann  der  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  ergriffen 
werden.  —  Art.  2.  Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  steht  ausschliesslich 
denjenigen  Aktionären  zu  ,  deren  Aktien  auf  den  Namen  lauten  und  seit  wenigstens 
sechs  Monaten  oder  seit  dem  Entstehen  der  Gesellschaft  auf  den  betreffenden  Namen 
im  Aktienbuche  eingetragen  sind.  —  Art.  3.  Es  steht  jedem  nach  Art.  2  stimmbe- 
rechtigten Aktionär  frei,  seine  Aktien  in  der  Generalversammlung  selbst  zu  vertreten 
oder  durch  einen  anderen  stimmberechtigten  Aktionär  vertreten  zu  lassen.  Sämtliche 
im  Eigentum  eines  einzelnen  Aktionärs  befindlichen  Aktien  dürfen  stets  nur  durch 
eine  einzige  Person  vertreten  werden.  Das  Entlehnen  oder  Ausleihen  von  Aktien  be- 
hufs Ausübung  des  Stimmrechts  ist  untersagt.  —  Art.  5.  Mindestens  vier  Fünfteile 
der  Mitglieder  der  Verwaltung  müssen  aus  Schweizerbürgern  bestehen,  welche  in  der 
Schweiz  ihren  thatsächlichen  Wohnsitz  haben.  —  Art.  8.  Dem  Bundesrate  steht  das 
Recht  zu  ,  Beschlüsse  der  Generalversammlung  oder  der  Verwaltung  ,  durch  welche 
bedeutende  Landesinteressen  ernstlich  gefährdet  oder  verletzt  werden,  aufzuheben.  Zu 
diesem  Zwecke  sind  dem  Bundesrate  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  vor 
dem  Vollzuge  zur  Kenntnis  zu  bringen  ;  ebenso  sind  ihm  auf  Verlangen  alle  Beschlüsse 
der  Verwaltung  und  der  Direktion  sofort  einzusenden.  Der  Bundesrat  wird  spätestens 
binnen  Monatsfrist  erklären  ,  ob  er  den  ihm  mitgeteilten  Beschluss  beanstande.  Die 
Bahngesellschaft  kann  gegen  die  Verfügung  des  Bundesrats  an  die  Bundesversamm- 
lung rekurrieren.  —  Art.  9.  Die  Uebertragung  wichtiger  Beamtenstellen,  wie  diejenige 
eines  Direktors,  Betriebschefs,  Maschinenmeisters,  Bahningenieurs,  des  Vorstandes  einer 
Hauptstation,  an  Ausländer  bedarf  der  Genehmigung  des  Bundesrates.  Der  Bundesrat 
ist  auch  berechtigt ,  die  erteilte  Genehmigung  jederzeit  zurückzuziehen.  —  Art.  10. 
Der  Bundesrat  kann  verlangen,  dass  Beamte  oder  Angestellte  der  Gesellschaft,  welche 
in  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  zu  begründeten  Klagen  Anlass  geben,  zur  Ordnung 
gewiesen,  bestraft  oder  nötigenfalls  entlassen  werden.  —  Art.  11.  Uebertretungen  der 
in  den  Art.  2  und  3  dieses  Gesetzes  aufgestellten  Bestimmungen  werden  mit  einer 
Geldbusse  bis  auf  Fr.  10  000  bestraft.  In  schweren  Fällen  kann  mit  der  Geldbusse 
Gefängnis  bis  auf  drei  Monate  verbunden  werden. 

Schweiz.  Bundesgesetz  z.  7.  Dez.  1894 ,  betr.  Ermässigung  der  Tele- 
phongebühren (V.O.  hiezu  v.  24.  Sept.  1895).  i)  Die  Art.  4,  12,  14  des  Bundes- 
gesetzes betr.  das  Telephonwesen,  vom  27.  Juni  1889 ,  werden  hienach  in  folgender 
Weise  abgeändert : 

I.  Alt.  4.  »G  e  m  e  i  n  d  e  s  t  a  t  i  o  n  en  werden  in  Gemeinden  ohne  Telephon- 
nelz    im  Anschluss  an    das   Telephonnetz    oder    an    das  Telegraphenbureau  einer  an- 
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dem  Gemeinde  unter  folgenden  Bedingungen  errichtet :  a.  Die  betreffende  Gemeinde 
bezahlt  die  in  Art.  12  dieses  Gesetzes  festgesetzten  Gebühren,  b.  Sie  stellt  ein  ge- 
eignetes Lokal  zur  Verfügung  und  lässt  durch  einen  auf  ihren  Vorschlag  von  dem 
Post-  und  Eisenbahndepartement  zu  ernennenden  Angestellten  den  Dienst  auf  ihre 
Kosten  besorgen,  c.  Die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Taxen  werden  zu  Händen  des 
Bundes  bezogen  und  verrechnet,  d.  Die  Gemeinde  erhält  als  Entgelt  ihrer  Ausgaben 
einen  vom  Bundesrat  festzusetzenden  Anteil  an  den  bezogenen  Taxen  und  ist  im 
weitern  berechtigt ,  von  jedem  abgehenden  Telegramm  neben  der  gesetz- 
lichen Telegraphentaxe  und  der  in  Art.  12,  lit.  B,  b,  und  Art.  13,  lit.  c,  bezeich- 
neten Gebühr  einen  Zuschlag  von  15  Cts.  zu  eigenen  Händen  zu  erheben.  An- 
kommende Telegramme  sind,  vorbehaltlich  allfälliger  Expressgebühren,  unentgeltlich  zu 
bestellen. 

n.  Art.  12.  Die  Inhaber  von  Telephonstationen  haben  folgende  Gebühren  zu 
entrichten:  A.  Für  den  Verkehr  zwischen  den  Stationen  eines  Telephonnetzes  (Art  7,  a) 
beträgt  die  Jahresgebühr:  a.  vom  Zeitpunkt  des  Beitritts  (Art.  6)  bis  zum  Beginn 
des  nächsten  Kalenderhalbjahres  und  in  gleicher  Weise  während  des  ersten  darauf 
folgenden  Jahres  Fr.  100;  —  b.  für  das  zweite  Jahr  Fr.  70;  —  c.  für  die  folgenden 
[ahre  Fr.  40 ;  —  d.  wenn  die  Station  mehr  als  2  Kilometer  von  der  Zentralstation 
entfernt  ist,  wird  von  je  100  Meter  Mehrlänge  ein  jährlicher  Zuschlag  von  Fr.  3  für 
einfachen  Draht,  Fr.  4.50  für  Doppeldraht  erhoben.  Der  Bundesrat  wird  in  jeder 
Ortschaft,  unter  Berücksichtigung  der  Interessen  der  Mehrzahl  der  Einwohner,  den 
Ausgangspunkt  für  die  Berechnung  der  Entfernungen  festsetzen ;  —  e.  für  jede  Ver- 
bindung im  Lokalverkehr  wird  eine  Taxe  von  5  Cts.  erhoben;  —  f.  für  Bergver- 
bindungen werden  je  nach  den  Verhältnissen  besondere  Bedingungen  festgestellt.  — 
B  a.  Die  Gebühr  für  Abnahme  und  Zustellung  einer  jeden  Mitteilung  an 
Dritte  (Phonogramme)  (Art.  7,  c)  beträgt  für  jedes  Wort  i  Ct.  mit  einer 
fixen  Grundtaxe  von  20  Cts.,  mit  allfälliger  Aufrundung  des  Gesamtbetrages.  Bei 
Entfernungen  von  mehr  als  einem  Kilometer  werden  überdies  die  für  den  Tele- 
graphenverkehr festgesetzten  Zuschläge  erhoben;  —  b.  für  die  telephonische  Abgabe 
und  die  Empfangnahme  eines  Telegrammes  (Art.  7,  d)  10  Cts.  —  Die  von  den  Tele- 
graphenbeamten geführten  Verzeichnisse  über  die  Verbindungen  (A ,  lit.  e),  die 
Phonogramme  (B,  lit.  a)  und  die  Telegramme  (B,  lit.  b)  sind  unter  Vorbehalt  des 
Gegenbeweises  für  die  Berechnung  der  Gebühren  massgebend. 

III.  Art.  14.  Die  Gebühr  für  die  Benutzung  der  Netzverbindungen  zum  Zwecke 
des  Verkehrs  mit  den  Stationen  angeschlossener  Netze  (Art.  7 ,  lit.  b ,  und  Art.  9) 
beträgt  für  je  drei  Minuten  oder  einen  Bruchteil  dieser  Zeit :  30  Cts.  bis  auf  eine 
Entfernung  von  50  km;  50  Cts.  bis  auf  eine  Entfernung  von  100  km;  75  Cts.  für 
grössere  Entfernungen.    Die  Entfernung  wird  nach  der  Luftlinie  berechnet. 

IX.  Schutz  der  Urheberrechte — . 

Oesterreich.  Gesetz  vom  26.  Dezember  1895  (68  §§) ,  betr.  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und  Photographie.  —  §  2.  Auf  Werke 
von  Ausländern,  wenn  sie  im  Deutschen  Reiche  erschienen  sind,  und  auf  nicht  er- 
schienene Werke  von  deutschen  Staatsangehörigen  findet  dieses  Gesetz,  daferne  die 
Gegenseitigkeit  gewährleistet  ist ,  mit  der  Massgabe  Anwendung ,  dass  der  Schutz 
nicht  länger  dauert,  als  im  Deutschen  Reiche  selbst.  Für  andere  Werke  besteht  der 
Schutz  nach  Inhalt  der  Staatsverträge.  —  §  14.  Das  Urheber  recht  kann,  insolange 
es  dem  Urheber  oder  seinen  Erben  zusteht,  durch  Exekutions-  oder  Sicherstellungs- 
massregeln  nicht  getroffen  werden.    Dagegen  sind  solche  Massregeln  auch  gegen  den 
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Urheber  und  seine  Erben  zulässig  in  Bezug  auf  vorhandene  Vervielfältigungen  und 
Nachbildungen  eines  bereits  veröffentlichten  Werkes,  auf  zum  Verkauf  fertiggestellte 
Werke  der  bildenden  Kunst,  und  auf  alle  kraft  des  Urheberrechtes  erworbenen  ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche.  —  §  15.  Das  Urheberrecht  geht  auf  die  Erben  über ; 
ein  Heimfallsrecht  findet  daran  nicht  statt.  —  §  20,  Hat  ein  Urheber  sein  Werk 
zum  Zwecke  der  Herausgabe  oder  öffentlichen  Aufführung  einem  anderen  überlassen 
und  ist  innerhalb  dreier  Jahre  die  Herausgabe  oder  Aufführung  ohne  Willen  und 
ohne  Verschulden  des  Urhebers  unterblieben ,  so  tritt  dieser  in  sein  ursprüngliches 
Recht  zur  Verfügung  über  das  Werk  wieder  ein.  Es  steht  ihm  alsdann  frei ,  ent- 
weder nach  Inhalt  des  Vertrages  die  Erfüllung,  bezw.  den  Schadenersatz  zu  begehren, 
oder  —  ohne  Verpflichtung  zum  Rückersatze  des  bereits  empfangenen  Entgeltes  — 
über  sein  Werk  anderweitig  zu  verfügen.  Durch  Verträge  kann  im  voraus  weder 
diesem  Rückfall  des  Verfügungsrechtes  entsagt ,  noch  die  Frist  verlängert  werden. 
Die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  kommen  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn 
die  Neuausgabe  eines  vergriffenen  Werkes  der  Litteratur  oder  Tonkunst  ohne  Willen 
und  ohne  Verschulden  des  Urhebers  durch  drei  Jahre  unterblieben  ist,  soferne  nicht 
beim  Abschlüsse  des  Verlagsvertrags  die  Veranstaltung  einer  Neuausgabe  ausge- 
schlossen wurde.  —  §  24.  Als  Eingriff  in  das  Urheberrecht  (Nachdruck)  ist  insbe- 
sondere anzusehen:  i)  die  Veröffentlichung  eines  noch  nicht  erschienenen  Werkes; 
2)  die  Herausgabe  einer  Briefsammlung  ohne  Zustimmung  des  Urhebers  der  Briefe 
oder  seiner  Erben  ;  3)  die  Herausgabe  eines  Auszuges  oder  einer  Bearbeitung,  welche 
nur  das  fremde  Werk  oder  dessen  Bestandteile  wiedergiebt ,  ohne  die  Eigenschaft 
eines  Originalwerkes  zu  besitzen ;  4)  der  neue  Abdruck  von  Werken ,  welchen  der 
Urheber  oder  der  Verleger  dem  Verlagsvertrage  zuwider  veranstaltet ;  5)  die  Anfer- 
tigung einer  grösseren  Anzahl  von  Exemplaren  eines  Werkes  seitens  des  Verlegers, 
als  demselben  gestattet  ist.  —  §  43.  Das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  endigt  in  der  Regel  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Urhebers.  Bei 
nachgelassenen  Werken,  welche  innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  der  Schutzfrist  er- 
schienen sind,  endigt  das  Urheberrecht  fünf  Jahre  nach  dem  Erscheinen.  Bei  einem 
von  Mehreren  gemeinsam  hergestellten  Werke  endigt  das  Urheberrecht  dreissig  Jahre 
nach  dem  Tode  jenes  Miturhebers ,  welcher  die  übrigen  überlebt  hat.  Erlischt  das 
Recht  eines  Miturhebers  früher ,  so  geht  sein  Urheberrechtsanteil  auf  die  übrigen 
Miturheber  über.  —  §  44.  Das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst, 
welche  anonym  oder  pseudonym  erschienen  sind ,  endigt  dreissig  Jahre  nach  dem 
Erscheinen  des  Werkes.  —  Der  Urheber  und  mit  dessen  Zustimmung  auch  sein  Rechts- 
nachfolger ist  jedoch  befugt,  innerhalb  dieser  Frist  den  wahren  Namen  des  Urhebers 
zur  Eintragung  in  ein  von  dem  Handelsministerium  zu  führendes  öffentliches  Urheber- 
register anzumelden ;  dies  bewirkt  die  Bemessung  der  Schutzfrist  nach  §  43.  Die 
Eintragungen  erfolgen  ohne  Prüfung  der  Berechtigung  des  Anmeldenden  und  der 
Richtigkeit  der  angemeldeten  Thatsachen ;  sie  werden  öffentlich  kundgemacht. 

Ungarn.  XXXVII.  G.Art,  v.  1895  >  über  die  Erfindungs-Patente,  in 
65  Paragraphen. 

X.  Versicherungswesen  —  —  — . 

Oesterreich.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern ,  der  Justiz ,  des  Handels 
und  der  Finanzen  vom  5.  März  1896  (in  53  Paragraphen),  betr.  die  Errichtung 
und  Einrichtung  und  die  Geschäftsgebahrung  vonVersiche- 
rungsanstalten  unter  Aufhebung  der  Ministerialverordnung  vom  18.  Aug.  1880 : 
§  1.  Konzessionspflichtigkeit.   —  §  2.  Konzession    kann  nur  für   die  Errichtung  von 
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Versicherungsanstalten  erteilt  werden,  welche  entweder  Aktiengesellschaften  oder 
auf  dem  Prinzipe  der  gegenseitigen  Haftung  der  Mitglieder  beruhende  Vereine  sind. 
—  §  3.  Das  Aktienkapital  von  Versicherungsgesellschaften  ist  künftig  derart  fest- 
zusetzen ,  dass  bei  Konstituierung  wenigstens  ein  Betrag  von  sovielmal  100  000  fl. 
bar  eingezahlt  werde ,  als  Versicherungszweige  (Feuer-,  Hagel-,  Unfall- ,  Transport- 
einschlicsslich  der  Seeversicherung  u.  s,  w.)  betrieben  werden;  doch  muss  das  ein- 
gezahlte Kapital  mindestens  300  000  fl.  betragen.  Die  emittierten  Aktien  sind,  wenn 
sie  auf  Inhaber  lauten,  im  vollen  Nominalwerte,  wenn  sie  auf  Namen  lauten,  wenig- 
stens mit  dreissig  Prozent  des  Nominalbetrages  einzuzahlen,  und  ist  im  letzteren 
Falle  der  Rest  durch  Schuldurkunden  oder  Solawechsel  sicherzustellen  und  das  Ver- 
zeichnis der  sämtlichen  Zeichner  mit  Angabe  ihres  Namens,  Wohnortes  und  Standes, 
sowie  der  Anzahl  der  von  jedem  gezeichneten  Aktien  vorzulegen.  —  §  5-  Ver- 
sicherungsanstalten, welche  zum  Betriebe  des  Lebensversicherungsgeschäftes  neu  er- 
richtet werden,  kann  neben  diesem  Versicherungszweige  nur  der  Betrieb  von  Renten- 
versicherungen, sowie  der  Betrieb  der  Invaliditätsversicherung  gestattet  werden.  Diese 
Bestimmung  hat  rücksichtlich  bestehender  Versicherungsanstalten  im  Falle  der  beab- 
sichtigten Erweiterung  des  Geschäftsbetriebes  auf  andere  Versicherungszweige  sinn- 
gemässe Anwendung  zu  finden.  —  §  8.  Die  Statuten  der  Versicherungsanstalten  und 
bei  Lebensversicherungsanstalten  die  Nettoprämientarife  bedürfen  der  staatlichen 
Genehmigung.  Die  Genehmigung  der  Tarife  erfolgt  auf  Grund  einer  vorausgegangenen 
versicherungstechnischen  Prüfung.  Die  Bruttoprämientarife  der  Lebensversicherungs- 
anstalten sind  der  Staatsbehörde  zur  Kenntnisnahme  vorzulegen.  —  §  10.  Der  staat- 
lichen Genehmigung  bedürfen  ferner  die  allgemeinen  Versicherungsbedingnisse  jeder 
Versicherungsanstalt,  welche  den  von  derselben  abzuschliessenden  inländischen  Ver- 
sicherungsverträgen zugrunde  zu  legen  sind,  sowie  jede  nachträgliche  Aenderung  der 
allgemeinen  Bedingnisse.  Bei  gegenseitigen  Versicherungsanstalten  haben  die  allge- 
gemeinen  Versicherungsbedingnisse  einen  Bestandteil  der  Statuten  zu  bilden.  Beson- 
dere Versicherungsbedingnisse  sind  im  inländischen  Geschäftsbetriebe  nur  dann  zu- 
lässig ,  wenn  sie  mit  den  allgemeinen  Versicherungsbedingnissen  nicht  im  Wider- 
spruche stehen ,  dieselben  vielmehr  nur  ergänzen ,  oder  wenn  sie  den  Versicherten 
günstigere  Bedingungen  gewähren.  —  §  12.  Die  allgemeinen  Versicherungsbeding- 
nisse der  Lebensversicherungsanstalten  haben  hinsichtlich  der  Verpflichtungen  der 
Anstalt  bei  Aufhebung  des  Versicherungsvertrages  den  folgenden  Grundsätzen  zu 
entsprechen,  i)  Policen,  welche  mindestens  drei  Jahre  in  Kraft  sind,  ausschliesslich 
solcher  für  temporäre  Versicherungen,  dürfen  wegen  Einstellung  der  Prämienzahlung  nicht 
ohne  Entgelt  an  die  Versicherten  storniert  werden  ;  2  j  das  Entgelt  hat  nach  Wahl  des  Ver- 
sicherten entweder  in  der  Gewährung  einer  Rückkaufssumme  oder  in  der  Ausstellung  einer 
prämienfreien  Police  mit  reduzierter  Versicherungssumme,  bezw.  Rente  zu  bestehen ;  doch 
ist  es  zulässig,  dass  eine  Versicherungsanstalt  den  Rückkauf  hinsichtlich  aller  oder  ein- 
zelner Versicherungskombinationen  prinzipiell  ausschliesse ;  3)  im  Falle  des  Rück- 
kaufes hat  die  Rückkaufssumme ,  wenn  dieselbe  mit  einer  gleichbleibenden  Quote 
während  der  ganzen  Dauer  der  Versicherung  bemessen  wird,  mindestens  drei  Viertel 
der  Prämienreserve  zu  betragen ;  wenn  die  Rückkaufssumme  aber  nach  einer  mit  der 
Versicherungsdauer  bis  zur  Höhe  der  vollen  Prämienreserve  steigenden  Skala  be- 
rechnet wird,  so  hat  diese  mit  einer  Quote  von  mindestens  sechzig  Prozent  der  Prä- 
mienreserve zu  beginnen ;  4)  im  Falle  der  Reduktion  der  Versicherung  ist  die  redu- 
zierte Versicherungssumme,  bezw.   Rente  entweder  unter  Zugrundelegung  der  vollen 
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auf  die  Versicherung  entfallenden  Prämienreserve,  oder  bei  gemischten  Versicherungen 
im  Verhältnisse  der  abgelaufenen  Versicherungsjahre  zu  der  im  Vertrage  festgesetzten 
Versicherungsdauer  zu  berechnen;  5)  für  den  Rückkauf  von  Policen  ist,  soweit  ein 
solcher  zugestanden  wird,  eine  bestimmte  Frist  vorzusehen  ;  6)  es  ist  zu  bestimmen, 
unter  welchen  Bedingungen  und  in  welchen  Fristen  die  Reaktivierung  einer  wegen 
Einstellung  der  Prämienzahlung  erloschenen  Versicherung  zugestanden  wird.  —  Die 
Policen  haben  in  einer  Tabelle  die  Rückkaufswerte,  bezw.  reduzierten  Versicherungs- 
summen selbst  nach  der  Dauer  von  3  Jahren  und  dann  für  Zeitabschnitte  von  wenig- 
stens fünf  zu  fünf  Jahren,  ziffermässig  anzugeben.  —  §  16.  Die  Versicherungsgesell- 
schaften sind  verpflichtet,  die  zur  Verwendung  im  Geschäftsbetriebe  bestimmten  Po- 
licen- und  Antragsformulare  dem  Ministerium  des  Innern  zur  Kenntnisnahme  vorzu- 
legen. Die  Versicherungsgesellschaften  sind  weiter  verpflichtet,  alle  Prospekte,  dann 
alle  Kundmachungen  und  Veröß"entlichungen,  welche  den  Zweck  der  Reklame  für 
die  Gesellschaft  haben  oder  zur  Versicherung  einladen,  soferne  solche  Kundmachungen 
zißermässige  Angaben  über  die  Geschäfts-  und  Vermögenslage  oder  über  die  Vor- 
teile, welche  die  Gesellschaft  bietet,  oder  über  erzielte  Resultate  enthalten,  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  mit  den  Belegen,  durch  welche  die  Richtigkeit  der  in  den  be- 
zeichneten Druckschriften  enthaltenen  Angaben  nachgewiesen  wird ,  in  Vorlage  zu 
bringen.  Die  Benützung ,  Kundmachung  und  Verteilung  darf  nicht  früher  als  vier- 
zehn Tage  nach  der  Vorlage  erfolgen.  —  §  17.  Um  die  stete  Erfüllbarkeit  der  von 
der  Anstalt  übernommenen  Verpflichtungen  zu  sichern,  kann  nach  Massgabe  der  Um- 
stände und  Zeitverhältnisse  bei  Beginn  des  Geschäftsbetriebes  oder  während  des- 
selben auch  der  Erlag  einer  Kaution,  bezw.  eine  Erhöhung  derselben  gefordert 
werden.  —  §  18.  Versicherungsgesellschaften  dürfen  neben  den  Versicherungsgeschäften, 
welche  den  Gegenstand  ihres  Unternehmens  bilden,  nur  solche  Geschäfte  betreiben, 
welche  in  der  fruchtbringenden  Anlage  der  Gesellschaftsfonds  ihren  Grund  haben. 
—  §  20.  Inländische  Versicherungsgesellschaften ,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  in 
einen  ausländischen  Staat  ausdehnen  wollen,  haben  hievon  der  Aufsichtsbehörde  zur 
Kenntnisnahme  eine  Anzeige  zu  erstatten  und  hiebei  die  Bedingungen  bekannt  zu 
geben,  unter  welchen  die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe  in  dem  betreifenden  aus- 
ländischen Staate  erfolgen  soll.  Bei  Lebensversicherungsanstalten  ist  diese  Ausdeh- 
nung des  Geschäftsbetriebes  nur  dann  zulässig,  wenn  die  Prämienreserve  vollständig 
durch  Werte  gedeckt  ist ,  welche  sich  hiezu  im  Sinne  des  §  30  eignen.  Die  Be- 
lastung von  Lebensversicherungsanstalten  zum  Zwecke  des  Kautionserlages  wegen 
Ausdehnung  des  Geschäftsbetriebes  in  einen  ausländischen  Staat,  bezw.  zum  Zwecke 
der  Erhöhung  eines  derartigen  Kautionserlages  ist  nur  zulässig,  wenn  die  erforder- 
lichen Auslagen  durch  Einforderung  weiterer  Einzahlungen  auf  die  emittierten  Aktien, 
durch  die  Emittierung  neuer  Aktien  oder  durch  bereits  gebildete  Gewinnstreserven 
gedeckt  werden.  —  §  21.  Neu  errichteten  Versicherungsanstalten  kann  gestattet 
werden,  die  Organisationskosten  und  Abschlussprovisionen  in  einer  Reihe  von  Jahren 
zu  amortisieren  und,  bis  dies  erfolgt  sein  wird,  den  verbleibenden  Rest  als  Aktivum 
vorzutragen.  Die  Statuten  haben  über  die  Objekte  und  die  Modalitäten  der  Amor- 
tisation genaue  Bestimmungen  zu  enthalten.  Die  Amortisierung  der  mit  der  Begrün- 
dung der  Gesellschaft  verbundenen  Organisationskosten  hat  längstens  binnen  fünf 
Jahren,  vom  Zeitpunkte  der  Konstituierung  an  gerechnet,  zu  erfolgen.  Die  Amorti- 
sierung von  Abschlussprovisionen  darf  sich  nur  auf  die  innerhalb  der  ersten  zehn 
Jahre  des  Bestandes  der  Gesellschaft  verausgabten  Abschlussprovisionen  beziehen. 
Der  Amortisationsplan  ist  derart  einzurichten,  dass  die  einzelnen,  dem  Amortisations- 
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verfahren  unterworfenen  Abschlussprovisionen  innerhalb  einer  Amortisationsdauer 
von  längstens  je  10  Jahren  getilgt  sind.  Diese  Amortisationsdauer  ist  entsprechend 
herabzusetzen ,  wenn  sich  nach  den  gemachten  Erfahrungen  die  mittlere  Versiche- 
rungsdauer niedriger  stellt.  —  Bei  Aktiengesellschaften  kann  eine  den  Betrag  von 
fünf  Prozent  des  eingezahlten  Aktienkapitals  übersteigende  Dividende  unter  die 
Aktionäre  erst  dann  verteilt  werden,  wenn  die  im  §  21  bezeichneten  Amortisations- 
posten bereits  getilgt  sind.  Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Anstalten  darf  ein 
Ueberschuss  so  lange  nicht  verteilt  werden ,  als  die  Amortisationsposten  nicht  voll- 
ständig getilgt  sind.  Der  Ueberschuss  kann  erst  dann  zur  Gänze  zur  Verteilung  ge- 
langen, wenn  der  Gründungsfond  zurückgezahlt  ist.  —  §  28.  Prämien-Reser- 
ven. Die  zur  Erfüllung  der  künftigen  Verpflichtungen  bestimmten  Prämienteile  sind 
nach  im  voraus  festgestellten  Grundsätzen  zu  berechnen  ,  vorschriftsmässig  anzu- 
legen und  in  den  jährlichen  Rechnungsabschlüssen  vorzutragen.  Rücksichtlich  der- 
selben hat  insbesondere  zu  gelten  :  i)  Bei  Lebensversicherungsanstal- 
ten: a.  Die  Prämienreserven  der  Lebensversicherungen  sind  für  die  in  Kraft  stehenden 
Versicherungsverträge  nach  mathematischen  Grundsätzen  durch  einen  Sachverstän- 
digen jedes  Jahr  zu  berechnen.  —  b.  Wenn  der  der  Berechnung  zugrunde  gelegte 
Zinsfuss  oder  die  in  Verwendung  stehenden  Mortalitätstafeln  nach  den  eigenen  Er- 
fahrungen der  Versicherungsanstalt  nicht  mehr  entsprechend  erscheinen,  so  ist  eine 
Abänderung  dieser  Rechnungsgrundlagen  in  der  Weise  vorzunehmen,  dass  hiedurch 
eine  Verstärkung  der  Prämienreserven  erzielt  wird.  Jede  derartige  Abänderung  unter- 
liegt der  staatlichen  Genehmigung  (§  8).  —  e.  Die  Prämienreserven  sind  mindestens 
nach  den  einzelnen  Hauptgattungen  der  Versicherungen  getrennt  auszuweisen.  — 
2)  Bei  Feuerversicherungen  ist  die  Prämienreserve  von  den  eingezahlten 
Prämien  pro  rata  temporis  der  laufenden  Versicherungen ,  oder  bei  Pauschalierung 
mit  einer  Reserve  von  mindestens  vierzig  Prozent  zu  berechnen  und  einzustellen. 
In  beiden  Fällen  dürfen  vor  der  Berechnung  die  Storni  und  Rückversicherungen  und 
im  ersteren  Falle  auch  die  entfallenden  Acquisitions-  und  Inkassokosten ,  in  Abzug 
gebracht  werden.  —  3)  Bei  Transportversicherungen  ist  die  Prämien- 
reserve für  Zeitversicherungen  pro  rata  temporis ,  für  Reiseversicherungen  mit  dem 
vollen  Betrage  der  für  die  noch  nicht  abgelaufenen  Versicherungen  gezahlten  Prä- 
mien zu  berechnen.  —  4)  Bei  Hagelversicherungen  sind  die  für  spätere 
Jahre  vorausbezahlten  Prämien  abzüglich  der  Acquisitions-  und  Inkassokosten  als 
Reserve  vorzutragen.  —  5)  Bei  Unfallversicherungen  ist  die  Prämien- 
reserve von  den  eingezahlten  Prämien  pro  rata  temporis  der  laufenden  Versiche- 
rungen, oder  bei  Pauschalierung  mit  einer  Reserve  von  mindestens  vierzig  Prozent 
zu  berechnen  und  einzustellen.  Vor  der  Berechnung  dürfen  in  beiden  Fällen  die 
Storni  und  Rückversicherungen,  und  im  ersteren  Falle  die  Acquisitions-  und  Inkasso- 
kosten, in  Abzug  gebracht  werden.  —  §§  29  f.  K  a  p  i  t  a  1  s  a  n  1  a  g  e.  —  §  30- 
Hinsichtlich  der  von  inländischen ,  sowie  von  ausländischen  Versicherungsanstalten 
abgeschlossenen  inländischen  Versicherungen  sind  als  Werte,  welche  sich  zur  Be- 
deckung der  Prämienreserve  eignen,  anzusehen:  i)  Zur  Anlage  von  Pupillarvermögen 
geeignete  inländische  Wertpapiere;  2)  Darlehen  an  den  Staat  und  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder ;  3)  inländische  zinstragende  Realitäten ,  wenn 
sie  nicht  über  ein  Drittel  des  Ankaufspreises  belastet  bleiben;  4)  inländische  pupil- 
larsichere  Hypotheken ;  5)  Einlagen  bei  inländischen  Sparkassen ;  6)  Eskompte 
solcher  Wechsel,  welche  sich  zum  Eskompte  bei  der  österreichisch-ungarischen  Bank 
eignen;  7)  Darlehen  auf  eigene  Lebensversicherungspolicen,  jedoch  keinesfalls  über 
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den  Betrag  des  Rückkaufswertes ;  8)  Darlehen  auf  die  sub  i  angeführten  Werteffekten, 
und  zwar  nur  bis  zum  Betrage  von  achtzig  Prozent  des  börsenmässigen  Kurswertes, 
welcher  Betrag  jedoch  bei  verlosbaren  Papieren  den  nach  dem  Verlosungsplane,  ab- 
züglich der  Gebühren,  entfallenden  Mindestbetrag  nicht  übersteigen  darf;  g)  Dar- 
lehen an  inländische  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  ,  bei  welchen  die 
Aufnahme  fremder  Gelder  an  die  statutenmässige  Bedingung  geknüpft  ist,  dass  selbe 
nicht  die  Höhe  der  eingezahlten  haftungspflichtigen  Einlagen  überschreiten  ;  10)  Kau- 
tionsdarlehen an  Versicherte,  soferne  für  die  Sicherheit  dieser  Kapitalsanlage  durch 
besondere  Einrichtungen,  insbesondere  durch  Schaffung  besonderer  Reserven  vorge- 
sorgt ist ;  11)  Einlagen  bei  accreditierten  inländischen  Kreditinstituten  im  Konto- 
korrentgeschäfte oder  gegen  Kassascheine,  jedoch  nur  insoweit,  als  die  Führung  der 
Geschäfte  die  Bereithaltung  disponibler  Mittel  erfordert.  Hinsichtlich  der  von  inlän- 
dischen Versicherungsanstalten  abgeschlossenen  ausländischen  Versicherungen  gelten 
ausserdem  als  zur  Bedeckung  der  Prämienreserve  geeignet  jene  ausländischen  Werte, 
welche  den  einschlägigen  Vorschriften  der  betreffenden  ausländischen  Staaten  ent- 
sprechen, oder  in  Ermanglung  solcher  Vorschriften  jene  ausländischen  Werte,  welche 
dem  vorstehenden  Erfordernisse  der  Sicherheit  der  Anlage  im  Wesen  entsprechen. 
Wenn  die  Prämienreserve  nicht  durch  Werte  bedeckt  ist,  welche  sich  im  Sinne  der 
vorstehenden  Bestimmungen  zur  Bedeckung  derselben  eignen,  ist  für  eine  derartige 
Bedeckung  vorzusorgen  und  hierauf  insbesondere  bei  Neuanlage  von  Kapitalien  un- 
bedingt Bedacht  zu  nehmen.  —  Die  §§  31  ff.  geben  eindringende  Vorschriften  über 
den  Rechnungsabschluss  und  den  Rechenschaftsbericht.  —  §  38.  Die  Gesellschaften 
bleiben  verpflichtet,  den  Organen  der  Staatsaufsicht  jederzeit  alle  Behelfe  und  Auf- 
klärungen zu  geben,  welche  in  Ausübung  des  staatlichen  Aufsichtsrechtes  gefordert 
werden,  und  ihnen  zu  diesem  Zwecke  die  Einsicht  in  die  Bücher,  Rechnungen  u.  s.  w. 
der  Gesellschaft  jederzeit  zu  gestatten.  —  §  39.  Die  Geschäftsgebahrung  aller  Ver- 
sicherungsanstalten wird  zeitweise  durch  vom  Ministerium  des  Innern  hiezu  bestellte 
fachtechnische  Organe  einer  Untersuchung  unterzogen.  Diese  Untersuchung  hat  sich 
bei  inländischen  Versicherungsanstalten  auf  die  gesamte  Geschäftsgebahrung  und  je- 
denfalls auch  auf  die  meritorische  Prüfung  sowohl  der  Aktiv-  als  auch  der  Passiv- 
posten der  Bilanz  zu  erstrecken.  Bei  der  Untersuchung  der  Geschäftsgebahrung  aus- 
ländischer Versicherungsgesellschaften  ist  rücksichtlich  ihres  hierländischen  Geschäfts- 
betriebes in  gleicher  Weise  wie  bei  inländischen  Anstalten  vorzugehen;  die  Unter- 
suchung soll  jedoch,  soweit  als  möglich ,  auch  auf  das  Gesamtgeschäft  ausgedehnt 
werden.  Die  Generalrepräsentanten  ausländischer  Versicherungsanstalten  haben  alle 
jene  Bücher  und  Aufschreibungen  zu  führen,  eventuell  von  der  Zentralleitung  der 
Gesellschaft  zu  beschaffen  ,  welche  zur  Revision  des  hierländischen  Geschäftes  von 
der  Aufsichtsbehörde  erforderlich  befunden  werden.  Insbesondere  obliegt  ihnen  rück- 
sichtlich des  hierländischen  Lebensversicherungsgeschäftes  die  Führung,  beziehungs- 
weise Beschaffung  jener  Bücher ,  aus  welchen  die  Berechnung  der  Prämienreserven 
entnommen  werden  kann.  Rücksichtlich  des  Gesamtgeschäftes  sind  nötigenfalls  die 
erforderlichen  Nachweise  von  der  Zentrale  zu  requirieren.  —  Die  §§  44  ff.  verfügen 
für  die  »kleineren  wechselseitigen  Versicherungsvereine« 
Modifikationen. 

XI.  Agargesetzgebung  und  innere  Kolonisation. 

Preussen.  Gesetz  v.  8.  Juni  1896,  betr.  das  Anerbenrech  t  bei  Renten- 
und  Ansiedelungsgütern.  §  i.  Durch  Eintragung  der  Anerbengutseigen- 
schaft im  Grundbuche  werden  Anerbengüter  im  Sinne  dieses  Gesetzes ;  i)  alle  Ren- 
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tengüter ,  welche  gemäss  §  12  des  Gesetzes,  betr.  die  Beförderung  der  Errichtung 
von  Rentengütern ,  v.  7.  Juli  1891,  durch  Vermittelung  der  Generalkommission  be- 
gründet sind  oder  künftig  begründet  werden,  oder  nach  Massgabe  der  §§  i,  2  oder 
10  desselben  Gesetzes  der  Rentenbank  rentenpflichtig  geworden  sind  oder  künftig 
werden ;  2)  alle  Rentengüter ,  welche  vom  Staate  in  Gemässheit  des  Gesetzes  über 
Rentengüter  vom  27.  Juni  1890  begründet  sind  oder  künftig  begründet  werden ; 
3)  alle  Ansiedlerstellen,  welche  nach  dem  Gesetze,  betreffend  die  Beförderung  deut- 
scher Ansiedelungen  in  den  Provinzen  Westpreussen  und  Posen,  vom  26.  April  1886, 
zu  Eigentum  ausgegeben  sind  oder  künftig  ausgegeben  werden.  Bei  den  durch  Zu- 
kauf  gebildeten  Rentengütern  wird  durch  Eintragung  der  Anerbengutseigenschaft  im 
Grundbuche  die  ganze  Stelle  Anerbengut  im  Sinne  dieses  Gesetzes.  —  §  2.  Die 
Eintragung  der  Anerbengutseigenschaft  im  Grundbuche  erfolgt  auf  Ersuchen  der  zu- 
ständigen Behörde.  —  §  4.  Auf  Antrag  des  Eigentümers  können  dem  Anerbengute 
andere  Grundstücke  als  Zubehör  zugeschrieben  werden.  —  Diese  Grundstücke  er- 
langen durch  die  Zuschreibung  Anerbengutseigenschaft.  —  §  5.  Die  Anerbenguts- 
eigenschaft wird  durch  Löschung  im  Grundbuche  aufgehoben.  Die  Löschung  erfolgt 
auf  Ersuchen  der  Generalkommission.  Diese  hat  nach  Anhörung  des  Eigentümers 
die  Löschung  nur  dann  nachzusuchen ,  wenn  das  Gut  die  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  verloren  hat ,  oder  der  Aufrechterhaltung  der  wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit  überwiegende  gemeinwirtschaftliche  Interessen  entgegen- 
stehen. —  §  6.  Das  Recht  des  Eigentümers,  über  das  Anerbengut  unter  Lebenden 
und  von  Todeswegen  zu  verfügen,  bleibt  unberührt,  soweit  dieses  Gesetz  keine  Be- 
schränkungen enthält.  —  §  7.  Der  Eigentümer  eines  Anerbengutes  kann  ohne  die 
Genehmigung  der  Generalkommission  weder  durch  Verfügung  unter  Lebenden  noch 
von  Todeswegen  die  Ze  rteilung  des  Anerbengutes  oder  die  Abveräusserung  von 
Teilen  desselben  vornehmen.  Wenn  der  Eigentümer  durch  Verfügung  unter  Lebenden 
das  Gut  im  ganzen  an  einen  anderen  als  an  einen  seiner  Nachkommen,  Geschwister, 
deren  Nachkommen  oder  seine  Ehefrau  veräussert ,  so  ist  hierzu  die  Genehmigung 
der  Generalkommission  erforderlich.  Diese  Genehmigung  darf  nur  versagt  werden, 
wenn  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme  rechtfertigen,  dass  die  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  des  Anerbengutes  durch  Vereinigung  mit  einem  grösseren  Gute 
aufgehoben  wird.  Vor  der  Entscheidung  der  Generalkommission  ist  der  Kreis-  (Stadt-) 
Ausschuss,  in  dessen  Bezirk  das  Anerbengut  belegen  ist,  gutachtlich  zu  hören.  Bei 
Meinungsverschiedenheiten  entscheidet  der  Minister  für  Landwirtschaft ,  Domänen 
und  Forsten.  Diese  Bestimmungen  finden  nur  auf  die  nach  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes begründeten  oder  rentenpflichtig  gewordenen  Rentengüter  und  Ansiedlerstellen 
Anwendung,  —  §  8.  Der  Eigentümer ,  welcher  die  Abschreibung  von  Teilen  eines 
Anerbengutes  beantragt,  hat  ausser  der  nach  §  7  erforderlichen  Genehmigung  der 
Generalkommission  deren  Erklärung  darüber  beizubringen,  ob  mit  dem  Trennstück 
die  Anerbengutseigenschaft  übertragen  werden  soll.  Die  Uebertragung  unterbleibt, 
wenn  die  Generalkommission  hierin  einwilligt.  Sie  hat  ihre  Einwilligung  zu  erklären, 
wenn  das  Trennstück  eine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  nicht  besitzt ,  oder  der 
Aufrechtcrhaltung  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  überwiegende  gemeinwirtschaft- 
liche Interessen  entgegenstehen.  —  §  10.  Wenn  zu  einem  Nachlasse  ein  Anerben- 
gut gehört  und  der  Erblasser  von  mehreren  Personen  beerbt  wird ,  so  fällt  ohne 
Rücksicht  auf  den  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  in  Ermangelung  einer  entgegen- 
stehenden Verfügung  von  Todeswegen  das  Anerbengut  nebst  Zubehör  als  Teil  der 
Erbschaft  kraft  des  Gesetzes  einem  Erben  (dem  Anerben)   allein  zu.    Das  Anerben- 
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recht  gilt,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  §  30,  nur  für  die  Nachkommen  und 
die  Geschwister  des  Erblassers  sowie  deren  Nachkommen.  Es  tritt  nur  ein,  wenn 
der  Anerbe  zugleich  Erbe  des  Erblassers  ist.  —  §  11.  Die  Reihenfolge,  in 
welcher  die  Nachkommen  des  Erblassers  zu  Anerben  berufen  werden,  richtet  sich  in 
den  Geltungsgebieten  der  Höfegesetze  und  Landgiiterordnungen ,  unbeschadet  der 
Bestimmung  des  §  12,  nach  den  entsprechenden  Vorschriften  dieser  Gesetze,  im 
übrigen  nach  folgenden  Grundsätzen :  Leibliche  Kinder  gehen  den  Adoptivkindern, 
eheliche  den  unehelichen  vor.  Uneheliche  Kinder  sind  nicht  Anerben  ihres  Vaters. 
Durch  nachfolgende  Ehe  legitimierte  Kinder  stehen  den  ehelichen  gleich.  Ferner 
gehen  vor  der  ältere  Sohn  und  dessen  Nachkommen  männlichen  Geschlechtes,  in  Er- 
mangelung von  Söhnen  oder  männlichen  Nachkommen  solcher  die  ältere  Tochter 
des  älteren  Sohnes  und  deren  Nachkommen ;  falls  aber  Nachkommen  von  Söhnen 
nicht  vorhanden  sind,  die  ältere  Tochter  des  Erblassers  und  deren  Nachkommen. 
Unter  den  Nachkommen  eines  Kindes  richtet  sich  die  Berufung  zum  Anerben  nach 
denselben  Grundsätzen.  —  §  13.  Vollbürtige  Geschwister  und  deren  Nachkommen 
gehen  den  halbbürtigen  und  deren  Nachkommen  vor.  —  §  14.  Der  Anerbe  erwirbt 
das  Eigentum  des  Anerbengutes  nebst  Zubehör  mit  dem  Erwerbe  der  Erbschaft. 
Jedoch  steht  es  ihm  frei,  ohne  die  Erbschaft  auszuschlagen,  auf  sein  Anerbenrecht 
zu  verzichten.  In  solchem  Falle  geht  dieses  auf  den  nächsten  Anerbenberechtigten 
mit  der  Wirkung  über,  als  ob  derselbe  von  vornherein  der  Anerbe  gewesen  wäre. 
Zur  Eintragung  des  Anerben  als  Eigentümers  im  Grundbuche  ist  die  Einwilligung 
der  Miterben  erforderlich.  Vor  dem  Erfolgen  der  Eintragung  ist  das  Anerbengut 
der  Zwangsvollstreckung  durch  die  Gläubiger  des  Anerben  nicht  unterworfen. 
Dieselben  sind  aber  berechtigt,  an  Stelle  des  Anerben  dessen  Eintragung  als  Eigen- 
tümer zu  beantragen  und  die  zum  Zwecke  derselben  erforderlichen  Urkunden 
von  Gerichten  und  Notaren  zu  erfordern.  Die  Uebertragung  des  Anerbenrechtes 
durch  Verfügung  unter  Lebenden,  insbesondere  durch  Erbschaftskauf,  ist  unzulässig. 
—  §  17.  Der  Anrechnungswert  des  Anerbengutes  nebst  Zubehör  wird  nach 
folgenden  Grundsätzen  festgestellt :  Das  Anerbengut  wird  nach  dem  jährlichen  nach- 
haltigen Reinertrage  geschätzt,  den  es  mit  dem  Zubehör  durch  Benutzung  als  Ganzes 
bei  ordnungsmässiger  Bewirtschaftung  und  in  dem  bisherigen  Kulturzustande  gewährt. 
Die  vorhandenen  Gebäude  und  Anlagen  sind,  insoweit  sie  zur  Wohnung  und  Bewirt- 
schaftung erforderlich  sind,  nicht  besonders  zu  schätzen,  sonst  aber  nach  dem  Werte 
des  Nutzens ,  welcher  durch  Vermietung  oder  auf  andere  Weise  daraus  gezogen 
werden  kann,  zu  veranschlagen.  Letzteres  gilt  insbesondere  von  Nebenwohnungen, 
sowie  von  Gebäuden  und  Anlagen,  welche  zu  besonderen  Gewerbebetrieben  bestimmt 
sind.  Von  dem  ermittelten  jährlichen  Wirtschaftsertrage  sind  alle  dauernd  auf  dem 
Anerbengute  nebst  Zubehör  ruhenden  Lasten  und  Abgaben  nach  ihrem  mutmass- 
lichen jährlichen  Betrage  abzusetzen.  Lasten  und  Abgaben,  auf  welche  die  Ablösungs- 
gesetze Anwendung  finden,  sind  dabei  nach  deren  Vorschriften  in  eine  jährliche  Geld- 
rente umzurechnen.  Wegen  der  das  Anerbengut  belastenden  Hypotheken ,  Grund- 
schulden und  dauernden  Renten  mit  Ausnahme  derjenigen ,  welche  auf  Grund  der 
Ablösungsgesetze  an  die  Stelle  von  Lasten  und  Abgaben  getreten  sind ,  findet  ein 
Abzug  nicht  statt.  Der  übrig  bleibende  Teil  des  jährlichen  Wirtschaftsertrages  wird 
mit  dem  25fachen  zu  Kapital  gerechnet.  Von  dem  hiernach  festgestellten  Betrage 
werden  die  auf  dem  Anerbengute  haftenden  vorübergehenden  Lasten  (Altenteile  und 
dergl.)  mit  einem  ihrer  wahrscheinlichen  Dauer  entsprechenden  Kapitale  in  Abzug 
gebracht.    Tilgungsrenten  werden  nur  insoweit  abgezogen,   als  sie  auf  Grund   der  Ab- 


Gesetze  und  Verordnungen  der  Jahre  iSQß  und  i8g6.  \  59 

lösungsgesetze  an  die  Stelle  von  Lasten  und  Abgaben  getreten  sind,  und  alsdann 
mit  demjenigen  Kapitalbetrage  in  Rechnung  gestellt,  welcher  durch  die  Rentenzah- 
lungen noch  zu  tilgen  ist.  Das  sich  aus  dieser  Berechnung  ergebende  Kapital  bildet 
den  Anrechnungswert  des  Anerbengutes.  —  §  18.  Bei  der  Erbteilung  sind  die  Erb- 
schaftsschulden, einschliesslich  der  das  Anerbengut  nebst  Zubehör  belasten- 
den Hypotheken,  Grundschulden  und  der  nach  §  17  nicht  in  Abzug  gebrachten 
Renten,  auf  das  ausser  dem  Anerbengute  nebst  Zubehör  vorhandene  Vermögen  an- 
zurechnen. Zu  diesem  Zwecke  sind  die  dauernden  Renten  mit  dem  2  5fachen  Betrage 
oder,  wenn  für  den  Fall  ihrer  Ablösung  auf  Verlangen  des  Verpflichteten  ein  höherer 
Betrag  vereinbart  ist,  mit  diesem  zu  kapitalisieren.  Die  Tilgungsrenten  sind  mit  den 
durch  die  Rentenzahlungen  noch  zu  tilgenden  Kapitalbeträgen  in  Rechnung  zu  stellen. 
Werden  die  hiernach  in  Ansatz  zu  bringenden  Erbschaftsschulden  durch  das  ausser 
dem  Anerbengute  vorhandene  Vermögen  gedeckt,  so  erhält  der  Anerbe  ein  Dritteil 
des  Anrechnungswertes  als  Voraus.  Werden  sie  durch  dieses  Vermögen  nicht  ge- 
deckt, so  ist  der  Mehrbetrag  der  Erbschaftsschulden  von  dem  Anrechnungswerte  in 
Abzug  zu  bringen,  und  es  erhält  von  dem  verbleibenden  Betrage  der  Anerbe  ein 
Dritteil  als  Voraus.  In  diesem  Falle  ist  der  Anerbe  den  Miterben  gegenüber  ver- 
pflichtet, den  vom  Anrechnungswerte  in  Abzug  gebrachten  Mehrbetrag  der  Erbschafts- 
schulden als  Alleinschuldner  zu  übernehmen.  Den  Erbschaftsschulden  stehen  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  die  Vermächtnisse  gleich.  —  §  20.  In  Ermangelung  einer  Eini- 
gung der  Erben  über  die  Art  der  Erbteilung  hat  die  Generalkommission  auf  Antrag 
eines  Erben  eine  gütliche  Vereinbarung  der  Beteiligten  nach  Massgabe  dieses  Ge- 
setzes zu  versuchen  und  hierbei  anf  die  Erhaltung  der  Einheit  und  Leistungsfähigkeit 
des  Anerbengutes  hinzuwirken.  Hierbei  ist  für  den  Fall ,  dass  die  Uebernahme  der 
Erbabfindungsrente  (Absatz  5)  seitens  der  Rentenbank  nicht  zu  gewärtigen  ist ,  auf 
Gewährung  einer  Kapitalabfindung  an  die  Miterben  insoweit  Bedacht  zu  nehmen, 
als  die  Verhältnisse  der  Miterben  solche  erfordern  und  sie,  unbeschadet  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Anerbengutes,  geschehen  kann.  Behufs  Feststellung  des  Anrechnungs- 
wertes  haben  der  Anerbe  und  die  Miterben  je  einen  Sachverständigen  zu  wählen; 
diese  bestimmen  einen  Obmann.  Weigern  sich  die  Beteiligten,  einen  Sachverstän- 
digen zu  ernennen,  oder  kommt  unter  den  Miterben  eine  Einigung  über  die  Person 
des  Obmannes  nicht  zu  Stande,  so  wird  der  Sachverständige  (Obmann)  von  der 
Generalkoramission  ernannt.  Nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  hat 
auch  das  Nachlassgericht  bei  der  Nachlassregulierung  zu  verfahren.  Die  General- 
kommission hat  von  der  Einleitung  und  von  dem  Ausgang  des  Einigungsverfahrens 
das  Nachlassgericht  sofort  zu  benachrichtigen.  War  vor  dem  Eingang  einer  Mittei- 
lung von  der  Einleitung  des  Verfahrens  durch  die  Generalkommission  sofort  in 
Kenntnis  zu  setzen.  Letztere  hat  alsdann  das  Einigungsverfahren  einzustellen.  Wird 
nach  Eingang  der  Mitteilung  der  Generalkommission  bei  dem  Nachlassgerichte  die 
Nachlassregulierung  beantragt,  so  hat  die  Generalkommission  ebenfalls  auf  Ersuchen 
des  Gerichts  ihr  Verfahren  einzustellen.  Erfolgt  eine  Einigung  nicht,  so  können  die 
Miterben  ihre  Erbanteile  von  dem  Betrage  des  Anrechnungswertes ,  welcher  nach 
Abzug  des  Voraus  und  des  etwaigen  Mehrbetrages  der  Erbschaftsschulden  übrig 
bleibt,  nur  in  einer  ihrerseits  unkündbaren  Geldrente  (Erbabfindungsrente) 
beanspruchen.  Sie  können  verlangen ,  dass  diese  Renten  auf  dem  Anerbengute  im 
Grundbuche  eingetragen  werden.  Wenn  jedoch  die  Erbanteile  im  einzelnen  den  Be- 
trag von  30  Mark  oder  in  ihrer  Gesamtheit  den  Betrag  des  jährlichen  nachhaltigen 
Reinertrages  nicht  übersteigen,  so  kann  von  den  Miterben  Kapitalabfindung  verlangt 
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werden.  —  §  21.  Die  Erbabfindungsrente  entspricht  dem  fünfundzwanzigsten  Teile 
des  den  Erbanteil  ausmachenden  Kapitales.  Sie  läuft  vom  Todestage  des  Erblassers 
an  und  ist  mit  Ablauf  eines  jeden  Vierteljahres  seit  diesem  Tage  zahlbar.  In  Er- 
mangelung einer  anderweiten  Vereinbarung  der  Beteiligten  ist  sie ,  und  zwar  durch 
Zuschlag  eines  jährlichen  Amortisationsbetrages  von  einundeinhalb  Prozent  des  Ab- 
findungskapitales, zu  tilgen.  Die  Dauer  der  Tilgungsperiode  bestimmt  sich  nach  der 
als  Anlage  I  beigefügten  Tabelle.  Der  Anerbe  und,  sofern  die  Rente  im  Grundbuche 
eingetragen  ist,  auch  der  Eigentümer  des  Anerbengutes  sind  berechtigt ,  die  Rente 
nach  vorgängiger  dreimonatlicher  Kündigung  durch  Kapitalzahlung  abzulösen.  — 
§  22.  Die  nach  vorstehenden  Bestimmungen  festgesetzte  Erbabfindungsrente  kann  auf 
Antrag  eines  Beteiligten  nach  folgenden  Grundsätzen  durch  Vermittelung  der  Renten- 
bank abgelöst  werden :  i)  Der  Rentenberechtigte  erhält  als  Abfindung  entweder  den 
24 '/2  fachen  Betrag  der  Erbabfindungsrente  (§  20)  in  dreieinhalbprozentigen  oder  den 
26  fachen  Betrag  in  dreiprozentigen  Rentenbriefen  nach  deren  Nennwert,  oder,  soweit 
dies  durch  solche  nicht  geschehen  kann,  in  barem  Gelde.  Bei  einer  wesentlichen 
Veränderung  des  Zinsfusses  kann  für  künftige  Abfindungen  das  Vielfache  der  Erbab- 
findungsrente im  Wege  Königlicher  Verordnung  anderweit  festgesetzt  werden.  2)  Der 
Anerbe  hat  vom  Zeitpunkte  der  Uebernahme  der  Erbabfindungsrente  auf  die  Renten- 
bank an  eine  Rentenbankrente  zu  entrichten.  Sie  beträgt :  a)  falls  dreieinhalbprozen- 
tige  Rentenbriefe  als  Abfindung  gegeben  sind ,  fünf  Prozent ,  b)  falls  dreiprozentige 
Rentenbriefe  gegeben  sind,  viereinhalb  Prozent  des  Nennwertes  der  Rentenbriefe  und 
des  zur  Ergänzung  gegebenen  baren  Geldes.  Der  Anerbe  hat  die  Rentenbankrente 
von  fünf  Prozent  während  einer  Tilgungsperiode  von  35  Jahren,  die  Rentenbankrente 
von  viereinhalb  Prozent  während  einer  Tilgungsperiode  von  37  -I12  Jahren  zu  ent- 
richten. —  §  23  regelt  das  Verfahren  der  Uebernahme  der  Erbabfindungsrente  auf 
die  Rentenbank.  —  §  24.  Die  Generalkommission  hat  den  Antrag  auf  Uebernahme 
der  Erbabfindungsrente  auf  die  Rentenbank  zurückzuweisen ,  soweit  für  die  zu  über- 
nehmende Rentenbankrente  eine  ausreichende  Sicherheit  nicht  vorhanden  ist.  Die 
Sicherheit  der  Rentenbankrente  kann  als  vorhanden  angenommen  werden,  soweit  der 
Nennwert  der  auszugebenden  Rentenbriefe  innerhalb  des  dreissigfachen  Betrages  des 
bei  der  letzten  Grundsteuereinschätzung  ermittelten  Katastralreinertrages  mit  Hinzu- 
rechnung der  Hälfte  des  Wertes,  mit  welchem  die  Gebäude  bei  einer  der  nach  §  19 
des  Rentenbankgesetzes  vom  2.  März  1850  bestimmten  Versicherungsgesellschaften  ver- 
sichert sind ,  oder  innerhalb  der  ersten  drei  Viertel  des  von  der  Generalkommission 
zu  ermittelnden  Anrechnungswertes  (§  17)  zu  stehen  kommt.  Die  Ermittelung  des  An- 
rechnungswertes  erfolgt  unter  Zuziehung  der  Beteiligten ,  sowie  zweier  mit  den  ört- 
lichen Verhältnissen  vertrauter  Sachverständigen  und  geeigneten  Falles  eines  Bausach- 
verständigen. War  bereits  früher  auf  behördliche  Veranlassung  eine  Taxe  des  Anerben- 
gutes aufgenommen ,  so  ist  diese ,  soweit  angängig ,  zu  Grunde  zu  legen.  Von 
der  Zuziehung  von  Sachverständigen  kann  in  diesem  Falle  abgesehen  werden. 
In  einfachen  und  klaren  Fällen  ist  die  Generalkommission  befugt  ,  nach  ihrem 
Ermessen  den  Anrechnungswert  festzusetzen  oder  sich  die  Ueberzeugung  von  der 
Sicherheit  in  anderer  geeigneter  Weise  zu  verschaffen.  —  §  25.  Bei  Prüfung  der 
Sicherheit  der  Rentenbankrente  sind  die  das  Anerbengut  belastenden  Tilgungsrenten 
mit  denjenigen  Kapitalbeträgen  in  Rechnung  zu  stellen ,  welche  durch  die  Renten- 
zahlungen noch  zu  tilgen  sind.  Soweit  wegen  der  auf  dem  Anerbengute  ruhenden  Be- 
lastungen die  zur  Uebernahme  der  Erbabfindungsrente  auf  die  Rentenbank  erforder- 
liche Sicherheit  nicht  vorjianden  ist,    kann  die  Erbabfindungsrente  nachträglich  nach 
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Massgabe  der  Tilgung  dieser  Belastungen  auf  Antrag  eines  Beteiligten  auf  die  Renten- 
bank übernommen  werden.  Die  Festsetzung  der  Uebernahmebedingungen  bleibt  den 
Ausfiihrungsvorschriften  vorbehalten.  —  §  26.  Wird  das  Anerbengut  innerhalb  20 
Jahren  nach  dem  Tode  des  Erblassers  veräussert,  so  hat  der  Anerbe  den  Betrag  des 
Voraus  (§  18)  und  bei  Teilveräusserungen ,  soweit  nicht  gleichwertige  Grundstücke 
ausgetauscht  werden ,  einen  entsprechenden  Teil  des  Voraus  nachträglich  in 
die  Erbschaftsmasse  einzuwerfen.  Diese  Bestimmung  findet  keine  An- 
wendung, wenn  der  Anerbe  das  Anerbengut  ganz  oder  teilweise  an  einen  ihm  gegen- 
über anerbenberechtigten  Verwandten  (Nachkommen,  Geschwister  oder  deren  Nach- 
kommen) veräussert.  Der  Erwerber  ist  jedoch  in  Gemässheit  des  Absatzes  i  das 
Voraus  ganz  oder  teilweise  einzuwerfen  verpflichtet ,  wenn  er  das  Anerbengut  oder 
einen  Teil  desselben  während  des  angegebenen  Zeitraumes  an  einen  Anderen  als  einen 
ihm  gegenüber  anerbenberechtigten  Verwandten  (Nachkommen,  Geschwister  oder  deren 
Nachkommen)  weiter  veräussert.  Jeder  Beteiligte  kann  verlangen,  dass  sein  Anspruch 
auf  das  Voraus  durch  Eintragung  einer  Kautionshypothek  im  Grundbuche  sicherge- 
stellt werde.  —  §  27,  Wird  das  Anerbengut  innerhalb  20  Jahren  nach  dem  Tode 
des  Erblassers  verkauft,  so  steht  den  anerbenberechtigten  Miterben,  soweit  sie  nicht 
auf  das  Anerbenrecht  verzichtet  haben,  ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  zu.  Die  Reihen- 
folge mehrerer  Vorkaufsberechtigten  regelt  sich  nach  den  §§  11  bis  13  und  28.  Das 
Vorkaufsrecht  beschränkt  sich  auf  den  Fall  des  Verkaufes  durch  den  Anerben.  Es 
findet  auch  statt ,  wenn  die  Veräusserung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  erfolgt. 
Das  Vorkaufsrecht  kann  nicht  ausgeübt  werden ,  wenn  das  Gut  an  einen  dem  Ver- 
käufer gegenüber  anerbenberechtigten  Verwandten  verkauft  wird.  —  §  28.  Sind  mehrere 
Anerbengüter  vorhanden  ,  so  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  mit  folgender 
Massgabe  Anwendimg  :  Jeder  Erbe  kann  in  der  Reihenfolge  seiner  Berufung  zum  An- 
erben je  ein  Anerbengut  wählen.  Sind  mehr  Anerbengüter  als  Berechtigte  vorhanden, 
so  wird  die  Wahl  in  derselben  Reihenfolge  wiederholt.  Auf  die  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes finden  die  Bestimmungen  des  §  15  entsprechende  Anwendung.  Der  Mehrbe- 
trag der  Erbschaftsschulden  (§  18  Absatz  3)  ist  auf  die  mehreren  Anerbengüter  nach 
Verhältnis  der  Anrechnungsvverte  zu  verteilen.  —  §  30.  Wenn  zu  dem  Gesamtgute 
einer  durch  den  Tod  eines  Ehegatten  aufgelösten  allgemeinen  Gütergemeinschaft  oder 
Errungenschaftsgemeinschaft  oder  Gemeinschaft  des  beweglichen  Vermögens  und  der 
Errungenschaft  ein  Anerbengut  gehört ,  so  tritt  der  nach  den  Vorschriften  des  allge- 
meinen Rechtes  zur  Uebernahme  des  Anerbengutes  Berechtigte ,  falls  er  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  macht,  als  Anerbe  ein.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Anerbengut  zum 
Gesamtvermögen  einer  aufgelösten  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  gehört.  —  §  32. 
Wer  über  das  Anerbengut  letztwillig  verfügen  kann ,  ist  befugt ,  in  einer  gerichtlich 
oder  notariell  beglaubigten  Urkunde  oder  in  einer  eigenhändig  geschriebenen  und 
unterschriebenen  und  vom  Amts-  oder  Gemeinde-  (Guts-)  Vorsteher  beglaubigten 
stempelfreien  Urkunde  abweichend  von  den  Vorschriften  der  §§  10  bis  13  und  28 
unter  den  Miterben  die  Person  des  Anerben  zu  bestimmen. 
In  gleicher  Weise  kann  bestimmt  werden,  dass  der  Anerbe  verpflichtet  sein  soll,  seine 
Miterben  gegen  angemessene  Mitarbeit  längstens  bis  zu  deren  Grossjährigkeit  standes- 
gemäss  zu  erziehen  und  sie  für  den  Notfall  auf  dem  Anerbengute  zu  unterhalten,  und 
dass  dagegen  während  dieser  Zeit  der  Anspruch  der  Miterben  auf  Zahlung  der  Erb- 
abfindungsrente  ruhen  soll.  Ebenso  kann  bestimmt  werden,  dass  das  Anerbengut  vom 
leiblichen  Vater  oder  von  der  leiblichen  Mutter  des  Anerben  bis  zu  dessen  Gross- 
jährigkeit in  eigene  Nutzung  und  Verwaltung  genommen  werden  kann  unter  der  Ver- 
Zeitächrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1897.  I.  II 
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pflichtung,  während  dieser  Zeit  den  Anerben  gegen  angemessene  Mitarbeit  standes- 
gemäss  zu  erziehen  und  für  den  Notfall  auf  dem  Anerbengute  zu  unterhalten,  sowie 
für  ihn  die  Erbabfindungsrente  an  die  Miterben  zu  zahlen  oder  die  letzteren  nach 
Massgabe  des  Absatzes  2  zu  erziehen  und  zu  unterhalten.  —  §  33.  Wird  ausserhalb 
der  Fälle  der  gesetzlichen  Erbfolge  ein  Anerbengut  durch  Verfügung  unter  Lebenden 
(Altenteils-,  Uebergabe-,  Uebertrags- Vertrag  u.  s.  w.)  oder  von  Todeswegen  einem 
anerbenberechtigten  Verwandten  zu  alleinigem  oder  zu  gemeinschaftlichem  Eigentume 
mit  seinem  Ehegatten  übertragen,  und  sind  die  für  die  Gutsübernahme  vorgeschriebenen 
Bedingungen  in  ihrem  Gesamtergebnis  dem  Gutsübernehmer  nicht  ungünstiger,  als  die 
in  diesem  Gesetze  vorgesehenen,  so  können  die  Erbabfindungen  der  übrigen  Familien- 
angehörigen nach  Massgabe  der  ^§  21  bis  25  auf  die  Rentenbank  übernommen  werden.  — 
§34.  Für  die  Berechnung  der  Höhe  des  Pflichtteiles  derjenigen  Miterben,  welche  nicht  An- 
erben werden ,  ist  der  Betrag  ihres  nach  §  18  zu  ermittelnden  Erbanteils  massge- 
bend. Dasselbe  gilt  von  dem  Schichtteile,  welcher  den  Kindern  im  Falle  der  fortge- 
setzten Gütergemeinschaft  von  dem  Werte  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  zuzu- 
wenden ist.  —  §  37.  Wenn  zu  dem  Nachlasse  einer  Person  ein  Anerbengut  gehört, 
so  ist  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  das  Anerbengut  belegen  ist,  das  Nachlass- 
gericht. Sind  mehrere,  in  verschiedenen  Amtsgerichtsbezirken  belegene  Anerbengüter 
vorhanden,  so  erfolgt  die  Bestimmung  des  örtlich  zuständigen  Gerichts  durch  das  Ober- 
landesgericht und,  wenn  die  mehreren  Anerbengüter  den  Bezirken  verschiedener  Ober- 
landesgerichte angehören,  durch  den  Justizminister.  —  §  38.  Für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren bei  den  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  erfolgenden  Erbteilungen  und 
Auseinandersetzungen  regeln  sich  die  Kostensätze  nach  dem  geltenden  Rechte.  Die 
Erbteilungen  und  Auseinandersetzungen  sind  stempelfrei.  Die  Eintragung  und 
die  Löschung  der  Anerbengutseigenschaft,  sowie  die  Aufforderung  des  Anerben  zur 
Abgabe  einer  Erklärung  in  Gemässheit  des  §  15  Absatz  2  und  §  28  Absatz  4  sind 
kostenfrei.  —  §  40-  Die  Bestimmungen  der  Höfegesetze  und  Landgüterordnungen 
finden,  unbeschadet  der  Vorschriften  der  g§  11  bis  13  ,  auf  Anerbengüter  (§  l)  keine 
Anwendung.  Die  in  die  Höfe-  und  Landgüterrollen  eingetragenen  Anerbengüter  und 
die  Vermerke  über  diese  Eintragungen  im  Grundbuche  sind  auf  Antrag  der  im  §  2 
bezeichneten  Behörden  kostenfrei  zu  löschen.  Von  der  Löschung  ist  der  Eigentümer 
zu  benachrichtigen. 

Preussen.  Gesetz  v.  8.  Juni  1896  zur  Ergänzung  des  Gesetzes  v.  31.  Juli  1895, 
betr.  die  Errichtung  einer  Zentralanstalt  zur  Förderung  des  genos- 
senschaftlichen Personalkredites:  §  i.  Die  der  Preussischen  Zentral- 
genossenschaftskasse  für  die  Dauer  ihres  Bestehens  vom  Staat  als  Grundkapital  ge- 
währte Einlage  (§  3  Gesetz  vom  31.  Juli  1895)  wird  auf  20  Millionen  Mark  erhöht. 
Das  Erhöhungskapital  ist  in  bar  oder  in  .Schuldverschreibungen  zum  Kurswert  zu 
überweisen. 

Preussen.  Verordnung,  betr.  den  Ausschuss  der  Preussischen  Zentral-Genossen- 
schaftskasse,  v.  4.  Oktober  1895.  —  §  '•  ^^"^  Ausschuss  der  Preussischen  Zentral-Ge- 
nossenschaftskasse  besteht  aus :  i)  dem  Direktor  der  Kasse ;  2)  je  einem  Kommissar 
des  Finanzministers,  des  Ministers  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten,  sowie 
des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  ;  3)  den  sonstigen  auf  je  drei  Jahre  von  den 
vorgenannten  Ministern  zu  berufenden  Sachverständigen.  Die  Gesamtzahl  der  Mitglie- 
der hat  dreissig  nicht  zu  übersteigen.  —  §  9.  Dem  Ausschuss  ist  Kenntnis  von  dem 
gesamten  Stand  der  Geschäfte  zu  geben,  er  ist  berechtigt,  seinerseits  Vorschläge  über 
die  etwa  gebotenen  Massregeln  zu  machen.    Insbesondere  ist    der  Ausschuss    gutacht- 
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licli  zu  hören  über  l)  die  Grundsätze  für  die  Kreditgewährung,  namentlich  die  Höhe 
des  Zinsfusses,  die  Fristen  und  die  Sicherheitsleistung;  2)  die  Grundsätze  für  die  An- 
nahme von  Spareinlagen;   3)  die  Bilanz  und  die  Gewinnberechnung. 

Belgien.    Ges.  v.  11.  Sept  1895,  betr.  jährliche  ackerbau  statistische 
Aufnahmen. 

Frankreich      Ges.  v.   5.  Nov.  1894,  betr.   die  Errichtung  von  Gesellschaf- 
ten des  landwirtschaftlichen  Kredites. 

XII.   Finanzwesen. 

i)  Direkte  Steuern. 

Preussen.  Gesetz  v.  30.  Juli  1895,  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  einiger 
Bestimmungen  des  Kommunalabgaben-Gesetzes  vom  14.  Juli  1893.  — 
Artikel  i.  Zwischen  die  §§  48  und  49  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli 
1893  (Gesetzsammlung  S.  152)  wird  eingeschaltet:  §  48a.  Erstreckt  sich  ein  Handels- 
oder Gewerbeunternehmen,  einschliesslich  eines  Bergbauunternehmens,  über  preussische 
und  nichtpreussische  Gemeinden,  so  finden  behufs  Ermittelung  des  dem  Steuerpflich- 
tigen in  den  verschiedenen  Gemeinden  zufhessenden  Einkommens  die  Vorschriften  des 
§  47  sinngemässe  Anwendung.  —  Artikel  2.  Die  §§  49  und  50  des  Kommunalab- 
gabengesetzes vom  14.  Juli  1893  werden  durch  nachfolgende  Bestimmungen  ersetzt : 
§  49.  Bei  der  Heranziehung  der  Steuerpflichtigen  zur  Einkommensteuer  in  ihren  Wohn- 
sitzgemeinden ist,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  §  35,  derjenige  Teil  des  Ge- 
samteinkommens ausser  Berechnung  zu  lassen,  welcher  ausserhalb  des  Gemeindebezirks 
aus  Grundvermögen,  Handels-  oder  gewerblichen  Anlagen ,  einschliesslich  der  Berg- 
werke ,  aus  Handels-  und  Gewerbebetrieb  ,  einschliesslich  des  Bergbaues ,  sowie  aus 
der  Beteiligung  an  dem  Unternehmen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  (§  33 
Nr.  2)  gewonnen  wird.  Zu  diesem  Behufe  wird  das  Gesamteinkommen  des  Steuer- 
pflichtigen eingeschätzt  und  der  so  ermittelte  Steuerbetrag  mit  dem  Verhältnis  des 
ausser  Berechnung  zu  lassenden  Einkommens  zu  dem  Gesamteinkommen  entsprechend 
herabgesetzt.  Die  Gemeinde,  in  welcher  der  Steuerpflichtige  seinen  Wohnsitz  hat,  ist 
jedoch,  wenn  das  steuerpflichtige  Einkommen  weniger  als  ein  Vierteil  des  Gesamt- 
einkommens beträgt,  berechtigt,  durch  Gemeindebeschluss  ein  volles  Vierteil  des  Ge- 
samteinkommens für  sich  zur  Besteuerung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  Anspruch 
verteilt  sich  entstehendenfalls  verhältnismässig  auf  die  übrigen  Teile  des  ausserhalb 
des  Gemeindebezirks  zufliessenden  Einkommens  und ,  soweit  preussische  Forensalge- 
meinden  in  Betracht  kommen,  unter  entsprechender  Verkürzung  des  diesen  Gemeinden 
zur  Besteuerung  zufallenden  Einkommens.  Steht  der  Anspruch  mehreren  Wohnsitz- 
gemeinden zu,  so  ist  dieser  Bruchteil  nach  Massgabe  des  §  50  zu  verteilen.  —  §  50. 
Bei  der  Einschätzung  von  Personen  mit  mehrfachem  Wohnsitz  innerhalb  oder  inner- 
halb und  ausserhalb  des  preussischen  Staatsgebiets  in  ihren  preussischen  Wohnsitz- 
gemeinden verbleibt  derjenige  Teil  des  Gesamteinkommens ,  welcher  aus  Grundver- 
mögen, Handels-  oder  gewerblichen  Anlagen,  einschliesslich  der  Bergwerke,  aus  Handel 
oder  Gewerbe,  einschliesslich  des  Bergbaues,  sowie  aus  der  Beteiligung  an  dem  Unter- 
nehmen einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  fliesst ,  der  Belegenheits-  bezw. 
der  Betriebsgemeinde.  Beträgt  jedoch  dieser  Teil  mehr  als  drei  Vierteile  des  Gesamt- 
einkommens der  Steuerpflichtigen,  so  gelangt  die  Bestimmung  im  §  49  Abs.  2  dieses 
Gesetzes  sinngemäss  zur  Anwendung.  Neuanziehende,  welche  in  einer  Gemeinde  wegen 
ihres  die  Dauer  von  3  Monaten  übersteigenden  Aufenthalts  zu  den  Gemeindesteuern 
herangezogen  werden  (§  33  Abs.  4) ,  sind  insoweit  denjenigen  gleichgestellt ,  welche 
in  dieser  Gemeinde    ihren  Wohnsitz    haben.    Im    übrigen    dürfen  Personen  mit  mehr- 
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fächern  Wohnsitz  innerhalb  des  preussischen  Staatsgebiets  in  jeder  preussischen  Wohn- 
sitzgemeinde nur  mit  dem  der  Zahl  dieser  Gemeinden  entsprechenden  Bruchteile  ihres 
Einkommens  herangezogen  werden.  Wohnsitzgemeinden,  in  welchen  der  Steuerpflich- 
tige sich  im  Laufe  des  voraufgegangenen  Rechnungsjahres  überhaupt  nicht  oder  kürzere 
Zeit  als  3  IVIonate  aufgehalten  hat,  werden  hierbei  nicht  mitgezählt.  In  allen  Fällen 
ist  das  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen  einzuschätzen  und  der  so  ermittelte 
Steuerbetrag  dem  Verhältnis  des  ausser  Berechnung  zu  lassenden  Einkommens  zu  dem 
Gesamteinkommen  entsprechend  herabzusetzen.  —  Artikel  3.  Der  §  93  des  Kommu- 
nalabgabengesetzes vom  14.  Juli  1893  wird  durch  nachstehende  Bestimmungen  ersetzt : 
§  93.  Die  Kreise  sind  befugt,  das  Halten  von  Hunden  zu  besteuern.  Die  Steuer  darf 
jährlich  5  M.  für  den  Hund  nicht  übersteigen  und  ist  durch  Steuerordnung  zu  regeln. 
Auf  die  Steuerordnung  finden  die  Vorschriften  des  §  82  mit  der  Massgabe  Anwendung, 
dass  an  die  Stelle  des  Gemeindevorstandes  der  Kreisausschuss  tritt.  Die  Steuerord- 
nung bedarf  der  Genehmigung  des  Bezirksausschusses.  Die  Genehmigung  unterliegt 
der  Zustimmung  der  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen.  Den  Ministern  ist  gestattet, 
die  Erteilung  der  Zustimmung  auf  den  Oberpräsidenten  zu  übertragen.  Die  Erhebung 
einer  Hundesteuer  seitens  der  Kreise  berührt  das  Recht  der  Gemeinden  zur  Besteue- 
rung der  Hunde  nicht  (§  16).  —  Artikel  4.  Art.  I  und  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
treten  am  i,   April   1896,  Art.   3  tritt  nach  seiner  Verkündigung  sofort  in   Kraft. 

Grh.  Hessen.  Revidiertes  Einkommensteuergesetz  v.  25.  Juni  1895.  Ausdehnung 
der  Deklarationspflicht  (v.  2600  M.  E.Betrag  an),  stärkere  Progressionsskala,  Vermeh- 
rung der  Befreiungen ,  Verbesserungen  im  Veranlagungs-  und  Reklamationsverfahren. 
(Eine  Darstellung  des  wesentlichen  Inhaltes  giebt  Zeller  in  Conrad's  Jahrb.)  Ausser 
den  physischen  Personen  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht  auch  auf  Aktiengesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  hinsichtlich  der  Ueberschüsse ,  welche  als 
Zinsen  oder  Dividenden  an  die  Mitglieder  verteilt,  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds 
oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  —  Beachtenswert  sind  die  Vorschriften 
über  den  Anschlag  des  Einkommens  aus  Gewerbe  und  Handel:  als  Steuer- 
objekt ist  der  in  den  letzten  3  Jahren  erzielte  Gewinn  (einschl.  des  Geldwerts  der  im 
Hause  verbrauchten  Erzeugnisse  und  Waren  des  eigenen  Betriebs ,  abzüglich  der  Ge- 
schäftsunkosten) verstanden,  wobei  das  Geschäftsjahr  beliebig  beginnen  kann,  als  solches 
dann  aber  später  beibehalten  werden  muss.  Wo  mehrere  Teilhaber  des  Geschäfts 
vorhanden,  ist  der  Gewinn  unter  diese  nach  Massgabe  des  Beteiligungsrechts  als  ver- 
teilt anzusehen  und  demgemäss  zu  versteuern.  Auch  die  Zinsen  des  im  Betriebe  an- 
gelegten eigenen  Kapitals  müssen  mit  deklariert  werden.  Für  Gewerbetreibende,  die 
keine  Bücher  zu  führen  brauchen,  ist  der  Geschäftsgewinn  der  Ueberschuss  der  Be- 
triebseinnahmen über  die  Betriebsausgaben.  Diese  Einnahmen  werden  erzielt  aus  dem 
Verkaufe  von  Waren,  Kommissionen  für  Dienstleistungen ,  Zinsen,  dem  Geldwert  der 
Waren,  die  vom  Geschäftsinhaber,  für  sich,  seine  Angehörigen,  Hausgenossen  und 
Dienstpersonal  (soweit  nicht  gewerbliches  Dienstpersonal)  verbraucht  werden.  Die  in 
Frage  kommenden  Betriebsausgaben  erwachsen  aus  der  Unterhaltung  der  Gebäude  des 
Betriebs,  der  Unterhaltung  und  Ergänzung  des  lebenden  und  toten  Betriebsinventars, 
der  Versicherungskosten  dafür  und  für  die  Warenvorräte  (nicht  aber  für  das  Haus- 
mobiliar), aus  für  den  Betrieb  gezahltem  Pacht-  und  Mietzins,  den  Ausgaben  für  Heizung 
imd  Beleuchtung  im  Geschäftsbetriebe,  den  Anschaffungskosten  für  Rohmaterialien, 
den  Löhnen  für  das  gewerbliche  Personal ,  den  Kassenbeiträgen  für  dasselbe  (nicht 
aber  für  das  Hauspersonal).  Für  Kaufleute,  die  Bücher  zu  führen  verpflichtet  sind,  ist 
in  erster  Linie  der  Bücherabschluss  und  die  geschäftliche  Bilanz   bei  Berechnung  des 
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steuerpflichtigen  Einkommens  massgebend.  Geschäftsverluste  an  Vermögen  und  Kapital 
im  regelmässigen  Geschäftsbetriebe  dürfen  nicht  abgezogen  werden.  —  In  Rubrik  II 
des  Formulars,  Aufzählung  der  gesetzlichen  Abzüge  sind  (Pos.  i)  die  Zinsen 
und  Dividenden  von  Aktien  der  inländischen  Gesellschaften  in  demjenigen  Verhältnis 
verzeichnet ,  in  welchem  deren  Ueberschüsse  bereits  zu  Lasten  der  betreffenden  Ge- 
sellschaft der  hessischen  Einkommensteuer  unterworfen  sind  und  wird  alljährlich  der  Pro- 
zentsatz bekannt  gemacht ,  zu  welchem  die  betr.  Aktien-Dividenden  abziehbar  sind. 
Die  staatliche  Gewerb- ,  Grund-  und  Kapitalrentensteuer  (Pos.  2,  3  und  4)  sind  bei 
der  Deklaration  unter  allen  Umständen  abzuziehen.  Bei  der  Kommunalsteuer  (Pos.  5) 
ist  es  Pflicht  des  Steuerpflichtigen ,  aus  dem  direkten  .Steuerzettel  den  Betrag  dieser 
Steuer  aus  dem  Gewerb-,  Grund-  und  Kapitalrenten-Steuerkapital  herauszuziehen  und 
daraus  den  Jahresanschlag  zu  berechnen  und  in  Ansatz  zu  bringen.  Es  folgen  dann 
an  weiteren  Positionen:  6,  Brandversicherungsbeitrag  für  Gebäude,  7,  Unterhaltungs- 
kosten der  Gebäude  (nach  dreijährigem  Durchschnitt) ,  8,  Prämien  für  Versicherung 
von  Feldfrüchten,  Vieh  u.  s.  w.,  9,  gesetz-  oder  vertragsmässig  von  Steuerpflichtigen 
für  seine  eigene  Person  zu  entrichtende  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und 
Invaliditätsversicherungs-,  Witwen-,  Waisen- und  Pensionskassen,  11,  Zinsen  erweislicher 
Schulden,  12,  sonstige  rechtsverbindliche  Lasten,  (Leibrente  u.  s.  w.),  13,  Abschrei- 
bungen für  Abnutzung  der  den  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Betrieben  die- 
nenden Gebäude  (nicht  auch  Wohngebäude) ,  Maschinen  und  Betriebsmittel  in  Pro- 
zenten. —  Die  Kommission  kann  nicht  deklarierende ,  vermeintliche  Steuerpflichtige 
zu  einer  Erklärung  über  den  steuerbaren  Betrag  des  Einkommens  oder  zur  Versiche- 
rung, dass  das  zu  besteuernde  Einkommen  weniger  als  2600  M.  betrage ,  unter  An- 
drohung eines  Rechtsnachteils  auffordern.  —  Für  jeden  Steuerbezirk  fungiert  zum  Zweck 
der  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  auf  Grund  der  Deklarationen  eine  Kommission 
(Vorsitzender :  ein  staatlicher  Steuerbeamter,  von  den  Kreistagen  und  den  Steuerpflich- 
tigen gewählte  Mitglieder).  —  Als  Rechtsmittel  stehen  ihm  innerhalb  der  2  ersten 
Monate  des  Steuerjahrs  die  Reklamation  an  die  Landeskommission  offen.  Er 
kann  aber  auch  innerhalb  gleicher  Frist  eine  neue  Beschlussfassung  der  Veranlagungs- 
kommission verlangen  und  den  Beweis  der  Ueberbürdung  führen.  Auch  hier  steht  ihm 
gegen  den  Bescheid  immer  noch  die  Reklamation  an  die  Landeskommission  frei.  Ein 
gleiches  Reklamationsrecht  ist  dem  Vorsitzenden  der  Kommission  eingeräumt.  Die 
Landeskommission  wird  für  das  ganze  Grossherzogtum  gebildet,  der  Vorsitzende  von 
dem  Ministerium  der  Finanzen  ernannt,  die  Beisitzer  von  den  Provinzialausschüssen  aus 
den  Bezirkseinwohnern  gewählt.  Der  Vorsitzende  der  Landeskommission  hat  analoge 
Funktionen  wie  der  der  Veranlagungskommission.  Zunächst  wird  versucht,  durch  Auf- 
klärungen und  Nachweisungen  seitens  des  Reklamanten  die  Wahrheit  zu  erforschen. 
Bei  ungenügendem  Ergebnis  kann  die  Landeskommission  eine  genaue  Feststellung  der 
Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  veranlassen  (Vernehmung  von  Zeugen  und 
Sachverständigen,  Einsicht  von  Urkunden  und  Handelsbüchern).  Mangels 
anderer  Mittel  ist  auch  eine  Aufforderung  an  den  Reklamanten  zur  Erklä- 
rung an  Eidesstatt  unter  Beobachtung  bestimmter  Formen  gestattet.  Das  pflicht- 
mässige  Ermessen  der  Kommission  entscheidet  über  die  Wahl  der  zulässigen  Mittel 
zur  Ergründung  der  Wahrheit.  Die  Kosten  trägt  der  Reklamant,  wenn  seine  Angaben  in 
wesentlichen  Punkten  als  unrichtig  befunden  werden.  Gegen  die  Entscheidungen  der 
Landeskommission  steht  dem  Steuerpflichtigen  und  Vorsitzenden  im  Falle  der  Gesetzes- 
verletzung die  Beschwerde  bei  dem  obersten  Verwaltungsgericht  zu  (Art.  32 — 35).  Alle 
beim  Veranlagungsgeschäft  beteiligten    Personen  sind  zur  strengen  Geheimhaltung  der 
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zu  ihrer  Kenntnis  kommenden  Kinkommensverhältnisse  bei  Strafe  verpflichtet  (Art.  36). 
—  Alle  wissentlich  falschen  Angaben  der  Deklaration ,  sowie  bei  Beantwortung  zum 
Zweck  der  Veranlagung  amtlich  vorgelegter  Fragen  werden  als  Vergehen  der  Hinter- 
ziehung mit  Geldstrafe  im  Sfachen  Betrag  der  Steuer  bedroht.  Mit  Geldstrafe  bis 
zu  100  M.  kann  ein  Steuerpflichtiger  belegt  werden,  der  aus  Nachlässigkeit  eine  Steuer- 
erklärung unterlässt  oder  sich  wesentliche  Unrichtigkeiten  zu  schulden  kommen  lässt. 
Daneben  besteht  die  Verpflichtung  zur  Nachzahlung  des  hinterzogenen  Steuerbetrags 
mit  fünfjähriger  Verjährungsfrist  (Art.  41,   42). 

Für  die  zweite  Abteilung  der  Steuerpflichtigen  (Einkommen   unter  2600  M.)  be- 
steht die  Einschätzung  nach  folgendem  Klassifikationstarif: 


Klasse 

Einkomme: 

Steuerkapital 

I 

500 

bis 

weniger 

als 

600 

Mk. 

25  Mk. 

2 

600 

» 

» 

- 

750 

» 

40     » 

3 

750 

■» 

« 

' 

900 

» 

55    » 

4 

900 

» 

» 

y> 

IIOO 

» 

70    » 

5 

IIOO 

» 

s 

» 

1300 

» 

90    » 

6 

1300 

» 

» 

» 

1500 

» 

115    » 

7 

1500 

» 

» 

» 

1700 

» 

145    » 

8 

1700 

» 

» 

» 

2000 

» 

175     » 

9 

2000 

» 

» 

^ 

2300 

» 

210    >> 

10 

2300 

» 

» 

» 

2600 

245    » 

Die  Einschätzung  in  diese  Klassen  geschieht  nach  den  aligemeinen  Grundsätzen  unter 
Feststellung  des  Gesamteinkommens  des  Steuerpflichtigen,  jedoch  um  eine  oder  zwei 
Klassen  niedriger,  wenn  andere  auf  die  Leistungsfähigkeit  ungünstig  einwirkende  Ver- 
hältnisse zur  besonderen  Berücksichtigung  Anlass  geben.  Tritt  dieser  Fall  bei  dem 
Steuerpflichtigen  der  ersten  Klasse  ein,  so  ist  er  ganz  freizugeben.  Die  drei  untersten 
Klassen  dürfen  jedoch  von  unten  anfangend  alle  oder  teilweise  durch  Feststellung  im 
Finanzgesetz  von  der  Erhebung  der  Steuer  für  die  jedesmalige  Finanzperiode  befreit 
werden.  Ein  Deklarationszwang  liegt  nur  bei  besonderer  Aufforderung  der  Kommission 
vor  (Art.  49).  —  Zur  Einschätzung  fungiert  eine  unter  Leitung  des  staatlichen  Steuer- 
kommissärs für  jede  Gemeinde  vom  Gemeindevorstand  auf  3  Jahre  gewählte  örtliche 
Kommission.  Im  Interesse  gleichmässiger  Ausführung  der  Veranlagung  kann  der  Steuer- 
kommissär eine  Revision  durch  einen  Beauftragten  des  Finanzministeriums  beantragen. 
Bei  wiederholter  erfolgreicher  Revision  trägt  die  Gemeinde  die  Kosten.  Gegen  zu  ge- 
ringe Einschätzung  gehl  das  Berufungsrecht  des  Vorsitzenden  an  die  Veranlagungs- 
kommission der  I.  Abteilung.  Ueber  Reklamationen  der  Steuerpflichtigen  (2monatliche 
Frist)  entscheidet,  nach  eingeholtem  Gutachten  der  Veranlagungskommission  der  II.  Ab- 
teilung, die  Veranlagungskommission  für  Steuerpflichtige  I.  Abteilung  (Rekurs  an  das 
Ministerium  der  Finanzen).  (Art.  31.)  —  Eine  besondere  Verordnung  vom  30.  Juli  1895 
verpflichtet  die  Bürgermeisterei,  darauf  zu  achten,  dass  sämtliche  einkommensteuer- 
pflichtige Personen  zur  Kenntnis  des  Steuerkommissariats  gelangen.  Die  Zu-  und  Ab- 
gänge werden  in  besondere  Verzeichnisse  eingetragen.  Für  grössere  Gemeinden  kann 
die  Steuerverwaltung  vor  der  Steuerregulierung  eine  vollständige  Aufnahme  des  ein- 
kommensteuerpflichtigen Personenstandes  anordnen.  Die  Mitglieder  der  Veranlagungs- 
kommissionen werden  auf  die  Geheimhaltung,  sowie  die  unparteiische  und  gewissen- 
hafte Erfüllung  ihrer  Pflichten  durch  Handschlag  an  Eidesstatt  vor  Beginn  ihrer  Thätig- 
keit  verpflichtet. 
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Hessen.  Gesetz  vom  10.  Juli  1895,  '''^  Abänderung  des  Kapitalrentensteuergesetzes 
betreffend. 

Baden.  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des  Einkommensteuer-  und  des  Kapital- 
rentensteuergesetzes vom  26.  Juni  1894.  Artikel  I.  Das  Einkommensteuergesetz  vom 
20.  Juni  1884  erleidet  die  nachstehenden  Aenderungen :  i.  Im  zweiten  Absatz  des 
Art.  13  werden  die  Bestimmungen  unter  h  und  c  durch  die  folgenden  ersetzt :  b)  bei 
Einkommen  von  loooo  bis  zu  20000  M.  für  die  ersten  10 000  M.  in  9000  M.,  für 
je  weitere  volle  500  M.  in  weiteren  500  M. ;  c)  bei  Einkommen  von  20  000  bis  zu 
25000  M.  für  je  volle  500  M.  in  500  M. ;  d)  bei  Einkommen  von  25000  M.  und 
mehr  für  je  volle  1000  M.  in  1000  M.  —  2.  Dem  Art.  19  wird  als  zweiter  Absatz 
folgende  Bestimmung  beigefügt :  Bei  der  Ermittelung  der  nach  Abs.  i  steuerbaren  Be- 
träge ist ,  soweit  es  sich  um  die  nach  Art.  2  Abs.  i  Ziff.  4  steuerpflichtigen  Bezüge 
handelt,  der  am  Todestag  des  Erblassers  vorhandene  Stand  der  Renten,  insoweit  als 
er  den  zuletzt  versteuerten  Stand  übersteigt ,  für  den  ganzen  rückliegenden  Zeitraum 
der  Verjährungsfrist  als  steuerbar  anzunehmen ,  falls  nicht  während  dieses  Zeitraumes 
ein  höherer  oder  niedrigerer  Stand  aus  bekannten  Thatsachen  sich  ergiebt  oder  ein 
niedrigerer  Stand  durch  die  Erben  nachgewiesen  wird.  —  3.  Dem  Art.  24  wird  als 
zweiter  Absatz  folgende  Bestimmung  beigefügt :  Der  durch  das  Finanzgesetz  bestimmte 
Sieuerfuss  ist  zu  erhöhen 

bei    Steueranschlägen     von     25  000    bis    zu     30  000  M.  um     5  "/o 
»  »  »30  000     »      » 

»  »  »       40  000     »      » 

»  »  »50  000     »      » 

V  »  *       75  °°o     ^'     * 

»  j>  »     100  000     »     » 

»  »  »      150  000     2>     < 

»  »  »     200  000  M.  und 

In  Art.  26  ist  a)  im  ersten  Satz  des  ersten  Absatzes  statt  »dem  achtfachen  Be- 
trage dem  zehnfachen  Betrag«  zu  setzen;  b)  im  ersten  Absatz  nach  dem  ersten  Satz 
folgende  Bestimmung  einzuschalten :  Als  Grundlage  für  die  Berechnung  dieser  Strafe 
gilt  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Art.  19  der  einfache  Betrag  der  von  dem  Erblasser 
zu  wenig  entrichteten  und  von  den  Erben  nicht  angemeldeten  Steuer.  —  Artikel  II. 
Das  Kapitalrentensteuergesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  6.  März  1886 
erleidet  die  nachstehenden  Aenderungen:  In  Art.  27  ist  a)  im  ersten  Ab.satz  unter 
Streichung  der  Worte  »in  den  letzten  drei  Jahren«  statt  »des  achtfachen  Betrags«  ; 
»des  zehnfachen  Betrages i,  b)  im  zweiten  Absatz  statt  »1000  M.«  :  »5000  M.«  zu  setzen. 
—  2.  Art.  29  erhält  folgende  Fassung :  Wird  dargethan,  dass  die  unterbliebene  oder 
zu  niedere  Steuererklärung  auf  einem  Versehen  beruht,  so  tritt  neben  Nachzahlung  der 
nicht  angesetzten  Steuer  an  Stelle  der  Strafe  des  Art.  27  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu 
500  M. ,  die  jedoch  den  Betrag  der  ersteren  Strafe  nicht  übersteigen  darf.  —  3.  In 
Art.  31  wird  Abs.  I  und  2  durch  folgende  Bestinamung  ersetzt:  Nach  dem  Tode  eines 
Pflichtigen ,  der  infolge  unterbliebener  oder  unrichtiger  Steuererklärung  zu  wenig  an 
Kapitalrentensteuer  entrichtet  hat,  sind  die  Erben  und  für  den  Fall  der  Teilnahme  an 
der  Gütergemeinschaft  auch  die  Witwe  des  Erblassers  oder  die  Vertreter  dieser  Per- 
sonen (Art.  20  Ziff.  I  —4)  schuldig,  innerhalb  6  Monaten,  vom  Todestag  des  Erblassers 
an  gerechnet ,  bei  der  Bezirkssteuerbehörde  die  zu  wenig  entrichteten  Steuerbeträge, 
soweit  solche  nicht  am  Todestag  des  Erblassers  verjährt  sind  ,  anzumelden  und  das 
Doppelte  derselben  zu  erlegen.    Erben  und  Witwen  sind  zur  Bezahlung  dieses  Steuer- 


30  000 

M. 

um 

5 

40000 

» 

" 

10 

50000 

» 

V 

15 

75  000 

» 

» 

20 

100  000 

» 

» 

25 

150  000 

" 

» 

30 

200  000 

» 

» 

35 

mehr 

>. 

40 
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nachtrags  nach  Verhältnis  ihres  Erbanteils  verpflichtet,  haften  jedoch  für  die  Beibring- 
lichkeit  des  ganzen  Steuernachtrags  bis  zum  Betrag  ihres  Erbanteils  oder  Gemeinschafs- 
anteils samtverbindlich.  Derselbe  verjährt  in  5  Jahren  vom  Todestag  des  Erblassers 
an.  Dem  Art.  31  wird  als  neuer  (dritter)  Absatz  folgende  Bestimmung  beigefügt :  Bei 
der  Ermittelung  der  nach  Abs.  i  steuerbaren  Beträge  ist  der  am  Todestag  des  Erb- 
lassers vorhandene  Stand  der  Renten ,  insoweit  als  er  den  zuletzt  versteuerten  Stand 
übersteigt ,  für  den  ganzen  rückliegenden  Zeitraum  der  Verjährungsfrist  als  steuerbar 
anzAmehmen,  falls  nicht  während  dieses  Zeitraums  ein  höherer  oder  niedrigerer  Stand 
durch  die  Erben  nachgewiesen  wird.  —  4)  Im  ersten  Absatz  des  Art.  32  ist  statt 
»drei«:    »fünf«   zu  setzen  und  nach   »Art.    27<  :    »und   31«    einzuschalten. 

Elsass-Lothringen.  Gebäudesteuergesetz  vom  14.  Juli  1895.  §  i.  Der  Gebäude- 
steuer unterliegen  die  bewohnbaren  sowie  die  zum  Gewerbebetriebe  dienenden  Ge- 
bäude mit  Einschluss  der  Grundflächen  und  der  dazu  gehörigen  Hofräume  sowie  der 
20  a  nicht  übersteigenden  Hausgärten.  —  §  3.  Die  Veranlagung  der  Gebäudesteuer 
erfolgt  nach  Massgabe  des  jährlichen  Nutzungswerts  der  Gebäude  nebst  Zubehör  (§  l). 
—  Höhe  der  Steuer.  §  4.  Die  Steuer  beträgt  jährlich  viereinhalb  vom  Hundert  des 
Nutzungswerts  nach  Mas.sgabe  des  durch  das  Gesetz  vom  6.  April  1892  festgestellten 
Tarifs. 

S.-Altenhurg.  Gesetz  vom  12.  Dez.  1895  >  betr.  Aenderung  der  Steuersätze  der 
klassifizierten  Einkommensteuer  ;  bei  1500  M.  mit  24  M.  jährlich  beginnend  steigt  der 
Satz  bis  zu  24  000  M.  in  Klasse  34  (600  000  bis  720  000  M.  Eink.). 

S.-Altenburg.     Nov.  zur  Wandergewerbebesteuerung  v.  23.  Dez.  1895. 

Schiuarzburg-Sonderskausen.     Einkommenssteuergesetz  v.  i.  Febr.  1894. 

Oesterreich.  Gesetz  v.  12.  Juli  1896,  betr.  die  Abschreibung  der  Grund- 
steuer wegen  Beschädigung  des  Naturalertrages  durch  Elementarereignisse. 

Oesterreich.  Gesetz  v.  12.  Juli  1896 ,  betr.  die  Besteuerung  der  Gebäude  nach 
dem  Zinsertrage  auf  Grund  der  Bekenntnisse  für  zwei  Jahre.  §  3.  Als  Grundlage 
(Massslab)  der  Steuerbemessung  für  die  zweijährige  Periode,  bezw.  für  jedes  der  beiden 
Jahre  (Steuerjahre)  hat  der  Durchschnitt  aus  den  bedungenen  Mietzinsen,  bezw.  pari- 
fizierten  Mietzinswerten  der  der  Steuerperiode  vorangehenden  zwei  Jahre  (Zinsjahre)  zu 
gelten.  Zu  diesem  Behufe  sind  die  Zinsertragsbekenntnisse ,  bezw,  die  von  den  Ge- 
meindevorständen aufzunehmenden  tabellarischen  Protokolle  über  die  Mietzinsangaben 
der  Hausbesitzer  für  diese  zwei  Jahre  nur  einmal,  und  zwar  in  dem  der  Steuerperiode 
unmittelbar  vorangehenden  Jahre,  das  ist  zum  erstenmale  im  Jahre  1896  für  die  Zins- 
jahre 1895  u^^i  1896  in  dem  vorgeschriebenen  Termine  einzubringen.  —  §  5.  Verän- 
derungen im  Zinsertrage  (Erhöhungen  oder  Ermässigungen),  welche  sich  im  Laufe  der 
zweijährigen  Steuerperiode  ergeben ,  üben  auf  die  Vorschreibung  für  diese  Periode 
keinen  Einfluss  aus,  sondern  werden  erst  für  die  nächste  Steuerperiode  in  Berücksich- 
tigung gezogen.  Hinsichtlich  der  Behandlung  der  Leerstehungen  bleiben  die  bestehen- 
den Vorschriften  in  Kraft. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  12.  Juli  1896 ,  betr.  die  Revision  des  Grund - 
Steuerkatasters.  —  I.  Zweck  derRevision.  §  i.  Die  Revision  hat  zum 
Zwecke :  i)  die  Aufnahme  und  Berücksichtigung  der  eingetretenen  dauernden  Kultur- 
änderungen ,  einschliesslich  jener ,  welche  infolge  der  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken (Kommassation)  stattgefunden  haben;  2)  die  Behebung  auffalliger  Missver- 
hältnisse in  den  Reinertragstarifsätzen  für  die  einzelnen  Klassifikationsdistrikte  und  für 
die  einzelnen  Kulturen  innerhalb  der  Klassifikationsdistrikte;  3)  die  Behebung  von 
Irrtümern  oder  groben  Verstössen  bei  der  Einreihung    in    die    verschiedenen  Bonitäts- 
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klassen  der  bezüglichen  Kultur  und  die  Berücksichtigung  der  etwa  im  Laufe  der  Zeit 
vorgekommenen  dauernden  Veränderungen  in  der  Bodenbeschaffenheit ,  und  zwar : 
a.  hinsichtlich  einzelner  Parzellen  oder  b)  hinsichtlich  ganzer  Riede  oder  grösserer 
Grundkomplexe  gleicher  BodenbeschafTenheit.  —  IT.  Organe  zum  Zwecke  der 
Revision,  Landeskommissionen  und  Zentralkommission  (§§  2  f.).  Die  Zentralkom- 
mlssion  in  Wien  besteht  unter  dem  Vorsitze  des  Finanzministers  oder  dessen  Stellver- 
treters aus  48  Mitgliedern  und  ebensoviel  Ersatzmännern.  Von  diesen  48  Mitgliedern 
und  Ersatzmännern  wählt  das  Herrenhaus  des  Reichsrates  12  Mitglieder  und  12  Ersatz- 
männer ohne  Beschränkung  in  der  Wahl.  Das  Abgeordnetenhaus  des  Reichsrates  wählt 
24  Mitglieder  und  24  Ersatzmänner  in  der  Weise  ,  dass  auf  jeden  der  24  Rayons, 
welche  zum  Zwecke  der  Grundsteuerregelung  gebildet  worden  sind  ,  je  ein  Mitglied 
und  ein  Ersatzmann  aus  der  Reihe  der  Grundbesitzer  des  bezüglichen  Rayons  entfällt. 
Der  Finanzminister  beruft  12  MitgHeder  und  12  Ersatzmänner.  —  Die  §§  7  flf.  regeln 
das  Verfahren.  Soferne  die  Kulturänderung  noch  nicht  durch  zehn  Jahre  in 
Vollzug  gesetzt  ist  und  bei  Anwendung  des  für  die  Bonitätsklasse  der  neuen  Kultur 
festgesetzten  Reinertragstarifsatzes  eine  höhere  Steuer  als  früher  entfallen  würde, 
tritt  diese  Steuerbehandlung  erst  mit  dem  elften  Jahre  nach  Vollzug  der  Kultur- 
änderung ein.  Vom  Jahre  1897  angefangen  ist  jeder  Grundbesitzer  verpflichtet ,  die 
bis  zu  Ende  des  Jahres  1896  vollzogenen  und  nicht  etwa  schon  bei  der  Revision 
zur  Berücksichtigung  gelangten  dauernden  Kulturänderungen  bis  Ende  März  1897, 
die  später  eintretenden  dauernden  Kulturänderungen  aber  sechs  Wochen  nach  voll- 
zogener Kulturänderung  zur  Anzeige  zu  bringen.  Der  Evidenzhaltungsbeamte  hat 
über  die  Kulturänderungen  unter  Beiziehung  des  Gemeindevorstehers  oder  dessen 
Vertreters  (Vertreters  des  selbständigen  Gutsgebietes),  der  Besitzer  und  zweier  Sach- 
kundiger, von  der  Gemeindevertretung  (dem  Geraeindeausschushc)  zu  bestimmenden 
Vertrauensmänner  aus  der  betreffenden  Gemeinde ,  die  Erhebung  an  Ort  und  Stelle 
vorzunehmen.  Die  Erhebung  bezweckt  die  Sicherstellung  der  Kulturgattung,  welcher 
das  Grundstück  dauernd  gewidmet  wurde,  dann  der  Bonität  desselben.  —  §  13. 
Die  Landeskommission  hat  das  Hauptaugenmerk  auf  die  Ermittlung  und  Behebung 
der  im  Laufe  der  Zeit  entstandenen ,  bezw.  der  bestehenden ,  gegenüber  den  that- 
sächlichen  Ertragsverhältnissen  auffallenden  Ungleichmässigkeiten  in  der  Besteuerung 
der  einzelnen  Klassifikationsdistrikte,  bezw.  einzelner  Parzellen,  ganzer  Riede  oder 
grösserer  Grundkomplexe  zu  richten,  wobei  jedoch  auf  durchgeführte  Meliorationen 
mit  Beibehaltung  der  Kulturgattung  keine  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Die  Landes- 
kommission hat  demnach  eingehend  zu  erwägen,  ob  die  Produktions-  und  Wirtschafts- 
verhältnisse in  einzelnen  Klassifikationsdistrikten  des  betreffenden  Landes  durch  speziell 
in  den  betreffenden  Distrikten  andauernd  wirksam  gewordene  Faktoren  eine  derartig 
einschneidende  Aenderung  erfahren  haben,  dass  die  Beibehaltung  der  seinerzeit  für 
die  verschiedenen  Bonitätsklassen  der  einzelnen  Kulturen  festgestellten  Reinertrags- 
tarifsätze zu  einer  offenbaren  Ungleichraässigkeit  in  der  Behandlung  der  einzelnen 
Distrikte  führen  würde.  Insoferne  solche  offenbare  Ungleichmässigkeiten  in  einzelnen 
Fällen  durch  grobe  Gebrechen  oder  Missverhältnisse  in  den  bestehenden  Tarifsätzen 
verschuldet  sein  sollten ,  hat  die  Landeskommission  auch  diese  Fälle  in  den  Kreis 
ihrer  Erwägungen  einzubeziehen.  Demgemäss  hat  die  Landeskommission  festzustellen, 
für  welche  Klassifikationsdistrikte ,  bezw.  für  welche  Kulturen  und  Bonitätsklassen 
und  in  welchem  Masse  sie  eine  Abänderung  der  bestehenden  Tarifsätze,  sei  es  durch 
deren  Erhöhung  oder  durch  deren  Herabsetzung  für  geboten  erachtet.  Ergiebt  sich 
hiebei,  dass  zur  Berücksichtigung  der  Ertragsverschiedenheiten    desselben  Distriktes 
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mit  acht  Bonitätsklassen  nicht  das  Auslangen  gefunden  werden  kann ,  so  kann  die 
Landeskommission  auch  eine  Vermehrung  der  Bonitätsklassen  unter  Festsetzung  der 
auf  dieselben  anzuwendenden  Tarifsätze  beschliessen.  —  §  16.  Die  Ergebnisse  der 
Beschlüsse  der  Landeskommission  sind  von  den  Evidenzhaltungsbeamten  in  neu  an- 
zufertigenden Klassenzusammenstellungen  und  Bezirksübersichten  ersichtlich  zu  machen, 
worauf  die  Landeskommission  die  gesamten  Operate  und  Sitzungsprotokolle  nebst 
dem  Gutachten  über  die  eingelangten  Einwendungen  gegen  die  Tarifänderungen  dem 
Finanzminister  vorzulegen  hat,  welcher  die  nötigen  Vorarbeiten  veranlasst,  damit  die 
Zentralkommission  ihre  Wirksamkeit  beginnen  könne.  —  §  19.  Die  Zentralkommis- 
sion hat  die  Beschlüsse  und  Gutachten  der  Landeskommissionen  einer  eingehenden 
Ueberprüfung  zu  unterziehen  und  ihr  Hauptaugenmerk  darauf  zu  richten,  dass  mit 
Berücksichtigung  der  verschiedenen  Produktions-,  Wirtschafts-  und  Ertragsverhält- 
nisse hinsichtlich  aller  Länder  eine  thunlichst  gleichmässige  Behandlung  stattfinde. 
Ergeben  sich  bei  der  Prüfung  der  Beschlüsse  und  Gutachten  der  Landeskommissionen 
wesentliche  Bedenken,  so  ist  die  Zentralkomraission  berechtigt,  durch  Vermittlung 
des  Finanzministers  weitere  Erhebungen  über  die  für  die  Beurteilung  massgebenden 
Verhältnisse  zu  veranlassen ,  und  die  nach  dem  Ergebnisse  derselben  erforderlichen 
Richtigstellungen  nach  vorher  eingeholtem  Gutachten  der  bezüglichen  Landeskom- 
missionen vorzunehmen.  Bezüglich  der  von  den  Landeskommissionen  beschlossenen 
Herabsetzungen  der  Reinertragstarife  hat  die  Zentralkommission  als  MaximalziiTer 
die  Herabsetzung  der  Reinertragshauptsumme  jenen  Betrag  festzuhalten,  welcher  bei 
dem  Steuerprozent  von  22  7io  einer  Grundsteuerquote  von  zweieinhalb  Millionen 
Gulden  entspricht.  Die  auf  die  einzelnen  Länder  und  Rayons  dermalen  entfallenden 
Reinertragssummen  dürfen  nicht  erhöht  werden. 

Belgien.  Gesetz  v.  6.  Sept.  1895.  Novelle  zur  Patentsteuergesetzgebung,  die  Ver- 
anlagungsorgane und  das  Veranlagungsverfahren  betreffend. 

Belgien.  Gesetz  v.  11.  April  1895  i  ''^^r.  Aenderungen  der  Personalsteuergesetz- 
gebung. 

Bulgarien.  Gewerbesteuergesetz  v.  21.  Jan.  1895,  welches  bestimmt,  dass  jeder 
Bewohner  des  Fürstentums  der  Gewerbe  Steuer  unterliegt ,  wenn  er  ein  Gewerbe 
oder  ein  Handelsgeschäft  betreibt ,  oder  wenn  er  eine  unter  den  in  dem  Gesetz  auf- 
gezählten Ausnahmen  nicht  vorgesehene  Beschäftigung  ausübt,  wenn  er  ein  Einkommen 
aus  Kapital,  einer  Pensionskasse  etc.  oder  aus  Grundbesitz  bezieht.  Für  die 
Kaufleute  setzt  das  Gesetz  folgende  7  Kategorien  fest :  i)  Handel  mit  einheimischen  Erzeug- 
nissen; 2)  Handel  mit  fremden  Erzeugnissen  ;  3)  Banken  ;  4J  Handel  mit  Delikatesswaren ; 
5)  Transportanstalten ;  6)  Handel  im  Umherziehen  ;  7)  verschiedener  Handel.  Für  die  erste 
Kategorie  unterscheidet  das  Gesetz  drei  Klassen ;  in  der  i.  Klasse  schwankt  die  Gewerbe- 
steuer zwischen  75  und  400  Franken  für  den  Grosshandel  und  zwischen  5  und  80 
Franken  für  den  Kleinhandel ;  in  der  2.  Klasse  zahlen  die  Grosshändler  40 bis  150  Franken, 
die  Kleinhändler  5  bis  50  Franken;  die  3.  Klasse  (Manufakturwaren)  zahlt  5  bis 
100  Franken.  Für  die  Kategorie  »Handel  mit  fremden  Erzeugnissen«  be- 
stehen folgende  Tarife :  Salzgrosshandel  5  bis  300  Franken ;  koloniale  Erzeugnisse  im 
Grosshandel  80  bis  600  Franken ;  Kolonialwaren  im  Kleinhandel  5  bis  150  Franken  ; 
Textilwaren  im  Grosshandel  80  bis  600  Franken ;  Textilwaren  im  Kleinhandel  5  bis 
250  Franken;  Gold,  Silber  und  Luxusartikel  30  bis  300  Franken;  verschiedene  Indu- 
strieartikel 5  bis  100  Franken.  —  Art.  18.  Um  gemäss  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes und  den  demselben  beigefügten  Tabellen  die  Steuer  festzusetzen ,  welche  alle 
Steuerpflichtigen  für  ihre  Gewerbe  oder  ihren  Beruf,  sowie  die  Rentner  zu  entrichten 
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haben,  werden  Kommissionen  ernannt  und  sind  zusammengesetzt :  i)  In  den  Städten: 
a.  aus  zwei  Staatsbeamten ,  b.  aus  dem  Bürgermeister  oder  seinem  Vertreter ,  und  c. 
aus  einem  Vertreter  jedes  der  wichtigsten  Gewerbe  der  Stadt.  Diese  Vertreter  werden 
durch  den  Bezirkspräfekten  auf  die  Empfehlung  der  Korporalion  ernannt  und  haben 
in  den  Sitzungen  tier  Kommission  nur  beschliessende  Stimme  für  dasjenige  Gewerbe, 
welches  jeder  von  ihnen  vertritt.  2)  In  den  Dörfern :  aus  dem  Gemeindevorsteher  und 
einem  Beamten  der  Finanzverwallung.  —  Art.  25.  Nachdem  die  Steuerklassen  für  alle 
Gewerbe  und  Professionen  festgesetzt  sind,  werden  die  gelieferten  Listen  veröffentlicht, 
damit  sie  von  den  Steuerpflichtigen  geprüft  werden ,  wozu  den  letzteren  ein  Monat 
Frist  gewährt  wird;  in  dieser  Zeit  können  die  Steuerpflichtigen  an  dieselben  Kommis- 
sionen ,  direkt  oder  durch  Vermiltelung  der  Bürgermeister  ,  auf  stempelfreiem  Papier 
Reklamationen  richten,  wenn  sie  finden,  dass  der  Betrag  der  ihnen  auferlegten  Steuer 
übermässig  ist,  oder  dass  andere  Besteuerte  begünstigt  worden  sind. 

Vereinigte  Staaten.  Einkommenssteuergesetz  v.  24.  August  1894  (vergl.  den  Text 
des  Schanz'schen  Fin.A.  1895).  Das  Gesetz  bildet  einen  Teil  von  dem  »Act  to 
reduce  taxation,  to  provide  revenue  for  the  government  and  for  other  purposes«, 
welcher  am  24.  August  1894  zum  Gesetz  erhoben  wurde.  —  Die  Bestimmungen  sind 
so  gefasst,  dass  der  Farmer  in  der  Hauptsache  vom  Gesetz  nicht  erreicht  wird.  Daher 
das  ganz  exorbitant  hohe  steuerfreie  Existenzminimum  von  4000  Doli.,  daher  die  aus- 
drückliche Befreiung  des  Konsums  der  eigenen  Produktion,  daher  die  Vorschrift,  dass 
nur  bei  beweglichem  Vermögen  die  Erbschaften  und  Schenkungen  in  das  Einkommen 
zu  rechnen  sind,  daher  wohl  auch  die  Ungewissheit,  ob  die  Benützung  eigener  Woh- 
nung zu  dem  gesetzlichen  Einkommen  zu  rechnen  ist.  Charakteristisch  ist  weiter  die 
ungeheure  Ausdehnung  der  subjektiven  Steuerpflicht,  der  proportionale  Steuerfuss, 
die  Bestimmung  der  Steuer  durch  die  Deklaration,  die  strengste  Geheimhaltung  der 
letztern;  die  Aktiengesellschaften  und  Korporationen  sind  als  solche  besteuert,  wo- 
gegen die  Dividende  frei  bleibt;  bei  Beamten  —  nur  das  Gehalt  der  Bundesbeamten 
unterliegt  der  Steuer  —  wird  die  Steuer  gleich  beim  Gehalt  einbehalten. 

Neusiidwales.  Einkommensteuer  für  im  Ausland  ansässige  Waren- 
importeure und  Schiffsrheder.  Ein  »Land-  und  Einkommensteuergesetz«  für  die 
Kolonie  Neusüd wales,  59  Viel.  Nr.  15,  vom  12.  Dezbr.  1895  bestimmt  u.  a.  in  Ziff.  23, 
dass  ausserhalb  der  Kolonie  ansässige  Personen  oder  Gesellschaften,  die  in  der  Ko- 
lonie durch  Vermittelung  von  Agenten  oder  Gesellschaften  Waren  absetzen,  zur  Ein- 
kommensteuer herangezogen  werden  sollen.  Als  Einkommen  aus  diesem  Verkehr 
sollen  5  Proz.  der  Rechnungswerte  angenommen  werden.  Durch  Ziffer  32  und  33 
der  hierzu  ergangenen  Ausführungsbestimmungen  vom  12.  Februar  1896  ist  vorge- 
sehen, dass  behufs  Beitreibung  der  Einkommensteuer  spätere  Warensendungen  des 
Steuerpflichtigen  mit  Beschlag  belegt  werden  können.  Falls  die  erforderlichen  Steuer- 
erklärungen nicht  eingereicht  werden  ,  können  bis  25  Prozent  des  abzuschätzenden 
Wertes  der  Einfuhrwaren  als  Einkommen  angenommen  werden.  Nach  Ziffer  34 
ebenda  können  die  Agenten  bei  Konsignationswaren  die  auf  die  konsignierenden  Kauf- 
leute bezw.  Firmen  entfallenden  Einkommensteuerbeträge  bei  ihren  Rechnungsauf- 
stellungen auf  Grund  der  Steuerquittungen  in  Abzug  bringen.  Ferner  ist  durch 
Ziffer  24  des  vorgenannten  Gesetzes  und  durch  Ziffer  25  der  vorgedachten  Ausfüh- 
rungsbestimmungen festgesetzt ,  dass  ausserhalb  der  Kolonie  ansässige  Schiffsrheder 
oder  Mieter  von  Schiffen  die  Einkommensteuer  in  Höhe  von  5  Proz.  der  für  Passage, 
Fracht  und  Postbeförderung  aus  der  Kolonie  zu  erhebenden  Beträge  zu  entrichten 
haben.    Einkommen    unter    200    Pfd.  Sterl.    für  das  Jahr  sind  gemäss  Ziffer   15  des 
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vorgedacliten  Gesetzes    steuerfrei.  —  Durch    ein    weiteres  Gesetz ,    59  Vict.    Nr.  17, 
vom    12.  Dez.  1895    ist  die  Einkommensteuer    vorläufig  auf  je    6  Pence    von  i  Pfd. 
Sterl.  Einkommen    festgesetzt  worden. 
2)  Indirekte  Steuern: 

Deutsches  Reich.    Zuckersteuernovelle  v.  27.  Mai  1896: 

Artikel  I.  An  die  Stelle  der  aufgehobenen  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  31.  Mai 
1891  treten  folgende  Bestimmungen  : 

Zweiter  Teil.     Zuschlag  zur  Zuckersteuer    (Betriebsteuer). 

i)  Gegenstand,  Höhe  und  Erhebung  des  Zuschlags.  — 
§  65.  Von  dem  in  einer  Zuckerfabrik  zur  steuerlichen  Abfertigung  gelangenden 
Zucker  wird  ein  Zuschlag  zur  Zuckersteuer  (Betriebssteuer)  erhoben ,  welcher 
für  die  innerhalb  eines  Betriebsjahres  abgefertigten  Mengen  bis  zu  4  000  000  kg  ein- 
schliesslich 0,10  M. ,  von  über  4000000  bis  zu  5000000  kg  0,125  M. ,  von  über 
5000000  bis  zu  6000000  kg  0,15  M.,  und  so  fort,  von  1000  000  zu  i  000  000  kg 
um  je  0,025  M.  steigend  ,  für  je  100  kg  Rohzucker  beträgt.  —  Femer  wird  nach 
Massgabe  der  nachfolgenden  Vorschriften  für  die  einzelnen  Zuckerfabriken  alljährlich 
eine  Zuckermenge  (K  o  n  t  i  n  g  e  n  t)  festgesetzt ,  bei  deren  Ueberschreitung  sich  der 
Steuerzuschlag  für  die  das  Kontingent  übersteigende  Zuckermenge  um  einen  dem  A  u  s- 
fuhrzuschusse  für  Rohzucker  gleichkommenden  Betrag  erhöht.  Fabriken,  wel- 
chen abgesehen  von  dem  Falle  des  §  67  ein  Kontingent  nicht  zugeteilt  ist  ,  haben 
den  erhöhten  Zuschlag  von  ihrer  gesamten  Zuckererzeugung  zu  entrichten.  —  §  66.  Der 
Zuschlag  zur  Zuckersteuer  wird  nach  den  aus  der  Fabrik  ausgehenden  Rohzucker- 
mengen bemessen.  Verlässt  der  Zucker  die  Fabrik  nicht  in  der  Form  von  Rohzucker, 
so  ist  das  Erzeugnis  zum  Zweck  der  Steuerfestsetzung  auf  seinen  Rohzuckerwert  um- 
zurechnen. Nach  welchem  Verhältnis  letzteres  zu  geschehen  hat,  bestimmt  der  Bun- 
desrat. Zucker ,  welcher  im  gebundenen  Verkehr  in  die  Fabrik  eingebracht  wird ,  ist 
nach  seinem  Rohzuckerwert  von  der  aus  der  Fabrik  ausgehenden  Menge  in  Abzug  zu 
bringen.  Rübensäfte  und  Abläufe  der  Zuckerfabrikation  unterhegen  dem  Zuschlag  nicht. 
—  §  67.  Betriebsstätten,  welche  ausschliesslich  Zucker  der  im  §  66  Abs.  2  gedach- 
ten Art  verarbeiten  ,  sind  der  Kontingentierung  und  der  Zuschlagspflicht  nicht  unter- 
worfen. —  §  68.  Mehrere  in  der  Hand  desselben  Besitzers  befindliche,  innerhalb  einer 
Entfernung  von  10  km  von  einander  belegene  Fabriken  werden,  sofern  auch  nur  eine 
derselben  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  errichtet  ist ,  im  Sinne  der  obigen 
Bestimmungen  als  eine  Fabrik  angesehen. 

2)  Zahlungspflicht  und  Verjährung.  —  §  69.  Der  Zuschlag  zur 
Zuckersteuer  (§§  65  ,  66)  ist  zu  entrichten ,  sobald  der  Zucker  die  Fabrik  verlässt. 
Zur  Entrichtung  ist  der  Fabrikinhaber  verpflichtet. 

3)  Verfahren  bei  der  Kontingentierung  der  Zuckerfabri- 
ken. —  §  70.  Die  erstmalige  Feststellung  der  Kontingente  umfasst  alle  diejenigen 
Fabriken ,  welche  bei  Verkündigung  des  Gesetzes  bereits  im  Betriebe  oder  zum  Be- 
triebe fertig,  oder  welche  vor  dem  i.  Dezember  1895  in  der  Herstellung  begriffen 
waren.  Die  späteren  Kontingentierungen  finden  bis  zum  i.  November  eines  jeden  Be- 
triebsjahres für  das  darauf  folgende  Betriebsjahr  statt.  —  §  71.  Den  nach  dem  i.  De- 
zember 1895  errichteten  Fabriken  wird  ,  soweit  sie  nicht  bereits  an  der  erstmaligen 
Kontingentierung  teilgenommen  haben  ,  ein  Kontingent  für  das  erste  Jahr  ihres  Be- 
triebes in  der  Regel  überhaupt  nicht  und  für  das  zweite  Jahr  nur  in  Höhe  der  Hälfte 
der  im  ordnungsmässigen  Verfahren  (§§  72,  73)  zu  ermittelnden  Jahresmenge  zuge- 
teilt.    Solche  Fabriken  ,  deren  Teilhabern  die  Verpflichtung    obliegt ,    selbst  ein  ihrer 
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Beteiligung  entsprechendes  Quantum  Rüben  zu  bauen  und  zu  liefern,  und  welche  an- 
dere als  solche  Pflichtrüben  im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  nicht  verarbeiten,  erhal- 
ten schon  in  diesem  ein  Kontingent  in  Höhe  der  Hälfte  der  im  ordnungsmässigen 
Verfahren  zu  ermittelnden  Jahresmenge  zugeteilt.  —  §  72.  Das  Kontingent  der  ein- 
zelnen Fabrik  wird  nach  der  Zuckermenge  ermittelt ,  welche  von  der  Fabrik  in  den 
letzten  drei  Betriebsjahren  unter  VVeglassung  der  niedrigsten  Jahreserzeugung  durch- 
schnittlich hergestellt  ist.  —  §  73.  Ist  eine  Fabrik  noch  nicht  oder  nicht  während  des 
ganzen  im  §  72  bezeichneten  Zeitraums  im  Betriebe  gewesen  ,  so  wird  unter  Anhö- 
rung von  Sachverständigen  ermittelt,  in  welchem  Verhältnis  ihre  technische  Leistungs- 
fähigkeit zu  der  Leistungsfähigkeit  einer  oder  mehrerer  anderer ,  thunlichst  nahe  ge- 
legener Fabriken  steht,  welche  während  der  an  dem  vorbezeichneten  Zeitraum  fehlen- 
den Jahre  in  ungestörtem  Betriebe  gewesen  sind.  Nach  diesem  Verhältnis  wird  aus 
der  Zuckermenge  ,  welche  die  letzteren  Fabriken  in  den  in  Rede  stehenden  Jahren 
thatsächlich  erzeugt  haben,  für  die  zu  kontingentierende  Fabrik  die  Zuckermenge  be- 
rechnet, welche  ihr  bezüglich  jener  Fehljahre  in  Anrechnung  zu  bringen  ist.  —  §  75- 
Die  zulässige  Summe  der  für  die  einzelnen  Fabriken  festzusetzenden  Kontingente  (das 
Gesamtkontingent)  wird  für  das  Betriebsjahr  1896 — 97  auf  1 700  Millionen  Kilogramm 
bestimmt.  Nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  kann  das  Gesamtkontingent  zur 
Erleichterung  der  Errichtung  neuer  Fabriken,  welche  ausschliesslich  Melasse  entzückern, 
bis  um  2  Proz.  des  jeweiligen  Gesamtkontingents  erhöht  werden.  Für  jedes  fernere 
Betriebsjahr  wird  das  Gesamtkontingent  im  vorhergehenden  Jahre  durch  den  Bundes- 
rat festgestellt.  Hierbei  wird  das  neu  festzusetzende  Gesamtkontingent  gegen  das  Ge- 
samtkontingent des  Jahres,  in  welchem  die  Festsetzung  erfolgt,  um  das  Doppelte  des- 
jenigen Betrags  vermehrt  ,  um  welchen  der  inländische  Verbrauch  an  Zucker  in  dem 
vorhergegangenen  Rechnungsjahr  den  Verbrauch  in  dem  nächst  vorhergegangenen 
Rechnungsjahr  übertroffen  hat.  Als  verbraucht  gilt  der  im  Inlande  gegen  Steuerent- 
richtung in  den  freien  Verkehr  gesetzte  Zucker.  Uebersteigt  das  hiernach  festgesetzte 
Gesamtkontingent  die  Summe  der  für  dasselbe  Jahr  für  die  einzelnen  Fabriken  er- 
mittelten Kontingente,  so  sind  die  letzteren  verhältnismässig  zu  erhöhen,  im  entgegen- 
gesetzten Falle  verhältnismässig  herabzusetzen. 

Dritter  Teil.    Ausfuhrzuschüsse. 

i)  Höhe  der  Zuschüsse  und  deren  Zahlung.  —  §77-  Im  Fall  der 
Ausfuhr  des  Zuckers  oder  der  Niederlegung  desselben  in  einer  öffentlichen  Niederlage 
oder  einer  Privatniederlage  unter  amtlichem  Mitverschluss  in  einer  Menge  von  min- 
destens 500  kg  wird  ein  Ausfuhrzuschuss  gewährt,  welcher  a.  für  Rohzucker  von  min- 
destens 90  Proz.  Zuckergehalt  und  raffinierten  Zucker  von  unter  98,  aber  mindestens 
90  Proz.  Zuckergehalt  2,50  M.  ,  b.  für  Kandis  und  Zucker  in  weissen  vollen  harten 
Broten,  Blöcken,  Platten,  Stangen  oder  Würfeln  oder  in  weissen  harten  durchschei- 
nenden Krystallen  von  mindestens  99^  Proz.  Zuckergehalt,  alle  diese  Zucker  auch 
nach  Zerkleinerung  unter  steueramtlicher  Aufsicht  3,55  M.,  c.  für  alle  übrigen  Zucker 
von  mindestens  98  Proz.  Zuckergehalt  3,00  M.  für  100  kg  beträgt.  Nach  näherer  Be- 
stimmung des  Bundesrats  können  die  Ausfuhrzuschüsse  auch  für  zuckerhaltige  Waren 
im  Falle  des  §  6  Ziff.  i  gewährt  werden.  —  §  78.  Die  Zahlung  der  Zuschüsse  er- 
folgt nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  dem  Tage  der  Ausfuhr  oder  Niederlegung, 

2)Aenderung  der  Zuschusssätze.  —  §  79.  Der  Bundesrat  ist  er- 
mächtigt ,  die  im  §  77  vorgesehenen  Zuschusssätze  vorübergehend  oder  dauernd  zu 
ermässigen  oder  die  Bestimmung  über  die  Zahlung  von  Zuschüssen  vollständig  ausser 
Kraft  zu  setzen,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden  Ländern,  welche  gegen- 
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wärtig  für  die  Ziickererzeugung  oder  Zuckerausfuhr  eine  Prämie  gewähren,  diese  Prä- 
mie ermässigt  oder  beseitigt  wird.  Der  bezügliche  Beschluss  des  Bundesrats  ist  dem 
Reichstag,  sofern  er  versammelt  ist  ,  sofort,  andernfalls  aber  bei  seinem  nächsten  Zu- 
sammentreten vorzulegen.  Derselbe  ist  ausser  Kraft  zu  setzen  ,  soweit  der  Reichstag 
dies  verlangt.  Für  den  Fall ,  dass  der  Bundesrath  von  der  vorstehenden  Ermächti- 
gung Gebrauch  macht,  ist  gleichzeitig  eine  der  Ersparnis  an  Ausfuhrzuschüssen  ent- 
sprechende Herabsetzung  der  Zuckersteuer  anzuordnen.  —  A  n  m.  Vorläufig  hat  obige 
Novelle  lediglich  die  Wirkung  gehabt,  auch  Oesterreich  (1896)  und  Frankreich  (Febr. 
1S97)  zur  Erhöhung  bezw.  Einführung  von  Prämien  zu  bestimmen. 

Vierter  Teil.  Zoll-,  Uebergangs-  und  Schlussbestimmungen. 

§  80.  Der  Eingangszoll  für  festen  und  flüssigen  Zucker  jeder  Art  beträgt  40  M. 
für  100  kg.  Unter  Zucker  werden  auch  Riibensäfte  ,  Füllmassen  und  Zuckerabläufe 
(Syrup,  Melasse)  verstanden.  Der  Eingangszoll  für  Honig,  auch  künstlichen,  wird  auf 
den  gleichen  Betrag  festgesetzt.  Die  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Ermittelung 
des  Nettogewichts  von  Syrup  in  Fässern  finden  auf  ausgelassenen  Honig,  auch  künst- 
lichen, sowie  auf  flüssigen  Zucker  in  Fässern  gleichfalls  Anwendung. 

Artikel  II.  Die  im  §  2  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1891  auf  18  M.  festgesetzte 
Zuckersteuer  wird  auf  20  M.  für  100  kg   Nettogewicht  erhöht. 

Preussen.  Ges.  v.  31.  Juli  1895,  betreffend  die  Aenderung  der  Erbschafts- 
steuer. 

Bremen.  Ges.  v.  13.  Dezemb.  1895,  betr.  die  Erbschafts-  und  Schenkungsabgabe 
(4  Proz.   und  8  Proz.  kollateral). 

Coburg.  Nachlasssteuernovelle  v-  29.  Nov.  1895  •  5 — 6  und  8  Proz.  für  Seiten- 
verwandte, je  nach  dem  Grade  der  Entfernung. 

Elsass-Lothringen.  Ausdehnung  des  Gesetzes  v.  14.  Nov.  1892,  betr.  die  Einfüh- 
rung der  Weinsteuer  für  Rosinen  wein  —  aus  Wein ,  welcher  unter  Verwen- 
dung von  Feigen,  Johannisbeer  oder  Tamarinden  hergestellt  wird. 

S.-Weimar.  Ges.  v,  3.  April  1893,  betr.  die  Besteurung  der  Hunde.  —  Gesetz 
v.    10.  April  1895,  betr.  die  Erbschaftssteuer  (4 — 6  u.  8  Proz.). 

Württemberg.  Ges.   v.  8.  Juli  1895,  betr.  die   Abstufung  der  Malzsteuer. 

Oesterreich.  Ges.  v.  29.  Juni  1896  ,  wegen  Ergänzung  des  Gesetzes  v.  26.  Mai 
1882,  betr.  die  Einführung  einer  Verbrauchssteuer  von  Mineralöl.  §  i.  Die  Mischung 
von  Mineralölen,  deren  Dichte  bei  der  Temperatur  von  12  Grad  Reaumur  880  Grade 
übersteigt  und  welche  daher  im  Sinne  der  Anmerkung  i  zur  Post  Nr.  121  des  allge- 
meinen Zolltarifes  des  österreichisch  -  ungarischen  Zollgebietes  vom  21.  Mai  1887, 
R.G.-Bl.  Nr.  52,  der  Verbrauchssteuer  nicht  unterliegen,  mit  leichteren  Mineralölen  zu 
dem  Zwecke,  um  ein  zur  Beleuchtung  geeignetes  Mineralöl  herzustellen,  ist  verboten. 
Auf  jene  Mischungen  von  Mineralölen  ,  die  innerhalb  einer  Mineralölraffinerie  (§  10 
des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1882)  vorgenommen  werden  ,  bezieht  sich  dieses  Verbot 
nicht.  —  Hiezu  Ges.  v.  29.  Juni  1896,  betreffend  den  steuerfreien  Bezug  von  Mine- 
ralöl unter  der  Dichte  von  770  Grad  zum  Motorenbetriebe  und  zum  Reinigen  von 
Petrol  eumschächten. 

Belgien.     Zuckersteuemovelle,  v.  11.  Sept.  1895. 

Belgien.  Branntweinsteuernovelle  v.  17.  Juni  1896  ,  64  Frcs.  per  Hektoliter  zu 
50  Proz.  Gay-Lussac  bei  15  Grad  Celsius. 

Belgien.  Tabaksteuernovelle  ,  v.  17.  April  1896.  Neben  Eingangszöllen  von  55 
bis  600  Fr.  pr.   Kilo  weiter  eine  innere  Abgabe  vom  nicht  fabrizierten  Auslandtabak 
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und  vom  Inlandrohtahak  im  getrockneten  Zustand,  zu  entrichten  beim  Weggang  vom 
Pflanzer.    Steuersatz  15   Fr.   per  loo  Kilo.     Daneben  Lizenzen. 

Belgien.  Befreiung  der  Orderpapiere  von  den  Registrierungsabgaben.  Nach  dem 
in  Belgien  geltenden  Französischen  Gesetz  vom  22.  Frimaire  an  VII  über  Stempel  und 
Registrierungsabgaben  (enregistrement)  waren  Wechsel  von  den  Registrierungsabgaben 
befreit.  Als  Wechsel  wurde  aber  nach  diesem  Gesetze  nur  der  Distanzwechsel  ange- 
sehen. Diese  Unterscheidung  ist  durch  em  Gesetz  vom  20.  Mai  1872  weggefallen,  und 
infolge  davon  sollen  nunmehr  nach  einem  Gesetze  vom  6.  September  1805  alle  Or- 
derpapiere von  den  Registrierungsabgaben  befreit  sein.  Der  Wortlaut  dieses  Gesetzes 
ist  nach  dem  »Moniteur  beige«  vom  14.  September  folgender:  Einziger  Ar- 
tikel: Ziffer  15  des  Artikels  70,  §  3,  des  Gesetzes  vom  22.  Frimaire  an  VII  wird 
durch  folgende  Bestimmung  ersetzt:  Wechsel  oder  Anweisungen  an  Order;  Checks, 
Bons  oder  Giroanweisungen  ,  Kreditbriefe  ,  Bankbillets  an  Order  und  überhaupt  alle 
Anweisungen  zur  Zahlung  in  bar  und  auf  Sicht  auf  verfügbare  Fonds ;  diejenigen 
dieser  Effekten  oder  Anweisungen ,  welche  aus  dem  Auslande  kommen ;  die  Indos- 
sierungen und  Quittungen  dieser  Effekten  oder  Anweisungen ,  sowie  der  eigenen 
Wechsel  und  anderer  verkäuflicher  Effekten. 

Frankreich.  Abänderung  der  Zollstrafbestimmungen.  —  Das 
Budgetgesetz  für  1896  vom  28.  Dez.  1895  (Journal  officiel  vom  28.  Dez.  1895)  ent- 
hält im  Art.  16  folgende  Bestimmung :  Der  Artikel  18  des  Titels  II  im  Zollgesetz 
vom  6.  bis  22.  August  1791  wird ,  wie  folgt ,  geändert :  »Ergiebt  sich  bei  den  zur 
Abfertigung  gestellten  Waren  nach  Gewicht,  Zahl  oder  Mass  gegenüber  der  Dekla- 
ration ein  Mehrbefund  von  mehr  als  5  Proz.  (bisher  10  Proz.) ,  so  ist  für  diesen 
Ueberschuss  der  vierfache  Zoll  zu  entrichten. « 

Bulgarien.  Oktroigesetz.  Ein  durch  Fürstlichen  Ukas  vom  18. /30.  Dez.  1895 
sanktioniertes  Gesetz,  welches  am  1./13.  Januar  1896  in  Kraft  getreten  ist ,  verfügt : 
Art.  I.  Das  Oktroi  wird  von  Einfuhrwaren  durch  die  Zollämter,  von  dem  im  Inlande 
erzeugten  Tabak,  Bier  und  Spiritus  durch  die  betreffenden  Beamten  des  Finanzmini- 
steriums und  von  den  übrigen  einheimischen  Erzeugnissen  durch  die  zuständigen 
Gemeindebeamten  für  Rechnung  der  Gemeinden  nach  Massgabe  des  Gesetzes  über 
Stadt-  und  Dorfgemeinden  erhoben.  Art.  2.  Die  dem  Oktroi  unterliegenden  Artikel 
werden  nach  Massgabe  der  folgenden  Tabelle  besteuert. 


I.   Getränke. 

Wein  und  Essig  in  Gebinden,  pro  Liter 

Spiritus,  Branntwein,  Rum  und  Cognak,  nach  dem  Alkoholometer  von 
Gay  Lussac  gemessen,  bei  14  Grad  Temperatur,  von  jedem  Liter 
und  Grad     

Bier  in  Fässern  pro  Liter 

Wein  aller  Art ,    in  versiegelten  Flaschen ,    pro  Flasche   von  ^/4  Liter 

Liköre  in  versiegelten  Flaschen,  wie  Rum,  Cognac,  Absinth,  Wermut, 
Bitter ,  Curagao ,  Vanille ,  Russischer  Wodka  etc.  pro  Flasche  von 
3/4  Liter 

Sodawasser  und  Limonade  pro  Flasche  (V2  Liter) 

Cichorienkaffee,  für  i  kg  .     . 

Thee  in  Paketen  oder  in  Büchsen,  für   i   kg 

Thee,  lose  in  Kisten,  für  i  kg .     .     . 


0,04 

0,00 '/a 

0,04 

0,50 


0,30 
0,02 
0,16 
0,80 
0,20 
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Bezeichnung  der  Gegenstände 


Taxe 
Franken 


16 
18 

19 
20 


21 

22 

23 
24 


II.  E  s  s  w  a  r  e  n. 


Zucker,  für   i  kg 

Zuckerwaren,  wie  Lokum,  Kompots,  Bonbons  und  dergl.,   für  i  kg     . 

Maccaroni,  Fadennudeln,  Zwieback  in  Fässern  und  in  Büchsen,  Gries, 
Graupen,  Stärke,  Gerste,  Sago  u.  dergl.,  sowie  Zitronen,  Apfelsinen, 
Granatäpfel,  Rosinen,  Feigen,  Datteln,  Mandeln,  Pistazien,  Hasel- 
nüsse, Oel,  Sesamöl  etc  ,  Anis,  für  i  kg 

Oliven,  getrocknete  Pflaumen  und  Erbsen,  für  i  kg 

Reis,  für  I  kg 

Frisches  Obst:  Kirschen,  Weichselkirschen,  Birnen,  Aepfel,  Quitten, 
Mispeln,  frische  und  getrocknete  Nüsse,  Kastanien,  Aprikosen,  Pfir- 
siche, Weintrauben,  Pflaumen,  mit  Ausschluss  der  kleinen  wilden 
Birnen,  Pflaumen  und  Aepfel,  für  i  kg 

Zucker-  und  Wassermelonen,   für   500  kg 

Kaviar  und  Fischlaich,  für  i  kg 

Austern ,  Seespinnen ,  Hechtkaviar ,  marinierte ,  getrocknete  und  ge- 
räucherte Fische,  für   i  kg 

Karpfen,  Wels,  Weissfisch,  Makrelen,  Tschyrus ,  Hecht  etc. ,  gesalzen 
oder  frisch,  Presskaviar  etc.,  für  i  kg 

Schweizer-,  Holländischer  Käse  u.  a.   m.,  für  1  kg 

III.  Baumaterial. 

Holz,  Bretter  (Rohmaterial),  für  i  cbm 

Kalk,  für  die  Tonne 

Ziegel,  für  500  Stück,  und  gewöhnlicher  Schotter,  für  die  Tonne  . 
Sand,  Schotter  und  Erde,  für  die  Tonne 


IV.  Verschiedene  Artikel. 


0,04 
0,10 


0,08 
0,04 
0,02  Va 


0,01 
I 

0,80 

0,16 

0,04 
0,32 


0,20 
0,10 


25  Petroleum,  für  i  Liter 0,03 

26  Tabak,  geschnitten,  Cigarren  und  Cigarretten  I.  Qualität,  i  kg  .     .     .  i 

27  Tabak,  geschnitten,   Cigarren  und  Cigarretten   II.  Qualität,   i  kg      .     .  0,80 

28  I  Tabak,  geschnitten,   Cigarren  und   Cigarretten  III.  Qualität,   I  kg     .      .  0,50 

29  j  Tabak,  geschnitten,   Cigarren  und  Cigarretten  IV.  Qualität,   i  kg      .      .  0,30 

30  I  Tabak,  geschnitten,  Cigarren  und  Cigarretten  V.  Qualität,  i  kg..     .     .  0,10 

31  Stearinkerzen,   für   i   kg .     .  0,08 

32  Waschseife 0,08 

33  Sämtliche  in  vorstehender  Tabelle  nicht  aufgeführten  Einfuhrwaren  vom 
I       Wert 2   Proz. 

(Hierunter  fällt  auch   das  zu  gewerblichen  Zwecken  bestimmte  Oel, 
sobald  es  mit  anderen  Stoffen  vermischt  ist.) 

Art.  3.  Die  Verteilung  der  Einnahmen  aus  dem  Oktroi  unter  die  Stadt-  und 
Dorfgemeinden  findet  je  nach  der  Einwohnerzahl  auf  Grund  eines  Verteilungsplanes 
statt,  welcher  von  einer  aus  5  Mitgliedern ,  nämlich  dem  Chef  der  Oktroiabteilung, 
den  Generalsekretären  in  den  Ministerien  des  Innern ,  der  Finanzen ,  des  Handels 
und  Ackerbaues  ,  sowie  aus  dem  Abteilungschef  des  Ministeriums  des  Innern  für 
Wahlangelegenheiten  bestehenden  Kommission  ausgearbeitet  werden  wird.  Diese 
Kommission  wird  hierbei  nachstehende  Gesichtspunkte  zu  berücksichtigen  haben : 
i)  die  Zahl  der  Bevölkerung  nach  der  letzten  Volkszählung ,  2)  den  Verbrauch, 
3)  die  bisher  erzielten  Einnahmen  aus  dem  Oktroi  unter  Berücksichtigung  der  Taxie- 
rung der  Gegenstände  und  4)  die  Einnahmen  aus  den  direkten  und  indirekten  Steuern. 
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Anmerkung:  Der  Verteilungsplan  muss  bis  zum  1./13  März  1896  fertiggestellt  sein 
und  wird  für  i  Jahr  Gültigkeit  haben.  —  Art.  4.  Für  den  Fall,  dass  die  thatsäch- 
lichen  Einnahmen  den  Voranschlag  übersteigen  oder  nicht  erreichen ,  wird  der  Ge- 
nuss  oder  der  Minderertrag  unter  die  betreffenden  Gemeinden  verhältnismässig  ent- 
sprechend dem  Betrage  verteilt,  welcher  ihnen  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Ar- 
tikels zufallen  würde.  —  Art.  5.  Den  auf  sie  entfallenden  Anteil  erhalten  die  Ge- 
meinden alle  3  Monate  aus  der  Staatskasse  ausgezahlt.  —  Art.  6.  Dem  Oktroi 
unterliegen  nicht  diejenigen  Artikel,  welche  nach  dem  Zollgesetze  zollfrei  eingeführt 
werden. 

Spanien.  Verbot  der  Kunst  w  ei  nfabrikation.  Durch  Gesetz  vom 
27.  Juli  1895.  —  Art.  I  Die  Herstellung  von  Kunstwein,  mit  Ausnahme  der  Schaum- 
weine und  sogenannten  Mistelas  ')  ist  verboten.  —  Art.  2.  Die  Fabrikanten  von  Wein, 
dessen  Herstellung  im  voraufgehenden  Artikel  verboten  ist,  sind  nach  Massgabe  des 
§  356  des  Strafgesetzbuches  zu  bestrafen.  —  Art.  3.  Die  zur  Zeit  bestehenden  Fabriken 
von  Kunstwein  sind  innerhalb  der  unverlängerbaren  Frist  von  drei  Monaten,  vom 
Tage  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  ab ,  zu  schliessen.  —  Art,  4.  Behufs 
richtigen  Verständnisses  dieses  Gesetzes  wird  als  Kunstwein  aller  derjenige  erklärt, 
welcher  nicht  aus  der  —  gleichviel  zu  welcher  Zeit  stattgehabten  —  Gärung  des 
Saftes  von  frischen  Trauben  herrührt ,  bezw.  derjenige ,  welcher  irgend  eine  nicht 
von  der  Rebfrucht  herrührende  chemische  oder  vegetabilische  Beimischung  aufweist. 

Brit.  Ostindien.  Besteuerung  der  Baumwollwaren  (the  Gazette  of  India,  Extra- 
ordinary,  vom  4.  Februar  1896).  Ein  Gesetz  ,  Nr.  II  vom  Jahre  1896  (The  Gotton 
Duties  Act  1896) ,  welches  unterm  3.  Februar  1896  von  dem  Generalgouverneur 
von  Britisch-Ostindien  bestätigt  worden  ist ,  lautet  im  Auszuge :  Teil  I.  Innere 
Steuer.  In  den  Fabriken  Britisch-Ostindiens  ist  von  allen  darin  hergestellten 
Baumwollenwaren  eine  Steuer  zu  dem  Satze  von  3V2  Proz.  vom  Wert  zu  erheben. 
—  Ausfuhr  und  Steuer-Rückvergütung.  Wenn  steuerpflichtige  Baum- 
wollenfabrikate zur  See  von  einem  Zollhafen  nach  einem  ausländischen  Hafen  aus- 
geführt sind ,  so  kann  der  Exporteur  bei  dem  Zollkollektor  im  Verschiffungshafen 
die  Rückvergütung  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  für  die  betreffenden  Waren  ent- 
richteten Steuer  beantragen.  —  Teil  II.  Binnen-Zölle.  Zölle  nach  den  jeweils 
in  der  Indischen  Tarifakte  vom  Jahre  1894  vorgeschriebenen  Sätzen  sollen  erhoben 
werden  auf  Baumwollenwaren  aller  Art  bei  der  Einfuhr  nach  Britisch-Ostindien  aus 
Gebieten  ,  welche  gemäss  der  nachstehend  gewährten  Befugnis  als  Ausland  erklärt 
werden.  Der  Generalgouverneur  in  Ratssitzung  kann  durch  Bekanntmachung  in  der 
»Gazette  of  India«  innerhalb  Britisch-Ostindiens  gelegene  oder  an  dasselbe  angren- 
zende, aber  nicht  dazu  gehörige  Gebiete  im  Sinne  dieses  Paragraphen  als  Auslands- 
gebiet erklären.  Der  Generalgouverneur  in  Ratssitzung  kann  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
Bekanntmachung  in  der  »Gazette  of  India«  die  Einbringung  von  Baumwollenwaren 
nach  Britisch-Ostindien  aus  solchem  Auslandsgebiet  untersagen  oder  beschränken 
oder  die  Strassen  vorschreiben ,  auf  denen  allein  der  Transport  dahin  gestattet  ist. 
Die  Bestimmungen  im  §  19A  des  Hauptgesetzes  finden  auf  alle  Waren  Anwendung, 
die  im  Widerspruch  mit  einer  solchen  Bekanntmachung  nach  Britisch-Ostindien  ein- 
gebracht oder  einzubringen  versucht  werden.  Die  auf  die  Ausfuhrvergütung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  des  Hauptgesetzes  finden  auf  alle  Waren  Anwendung,  für  welche 


i)  Likörartige,  mehr  oder  minder  süsse  Getränke,   die  im  allgemeinen  aus  Brannt- 
wein, Wasser,  Zucker  und  Zimmet  etc.  hergestellt  sind. 
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gemäss  den  Bestimmungen  in  diesem  Teile  Zoll  gezahlt  worden  ist.  —  Auf  Grund 
der  ihm  durch  Art.  7  des  vorstehenden  Gesetzes  übertragenen  Befugnis  hat  der 
General-Gouverneur  in  Ratssitzung  gemäss  einer  Bekanntmachung  vom  3.  Februar 
d.  Js.  für  die  nachstehend  genannten  Baumwollwaren  (ungebleicht)  die  Tarifwerte, 
wie  folgt,   festgesetzt : 

Tarifwert  für  das  Pfund  :   Annas.     Pies. 
Chadars  und  Dhutis,  glatt  oder  mit  Rändern  von  nicht  mehr  als  ''U  Zoll, 
Domestics,  Drillich,  Jeans,  Long  cloth,  Sallas,  Betttücherzeug,  Bett- 
tücher, Schirtings,  T-Cloth 7  — 

Chadars ,  Dhutis  und  anderes  Zeug ,  mit  Rändern  von  mehr  als  V4, 
aber  nicht  über  1V2  Zoll ;  Drillich  und  Jeans,  gestreift  und  karriert ; 
gemusterte  Stoffe,  Hand-  und  Tischtücher,  Hosenzeug,  gerippt  .     .         8  — 

Gewürfeltes  Zeug  (checks),  Susi  und  andere  farbige  StoiTe    ....        10  — 

Flanelle  (flannellettes) 10  6 

3)  Schuldenwesen. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  v.  16.  April  1896  wegen  Verwendung  überschüs- 
siger Reichseinnahmen  zur  Schuldentilgung.  »Uebersteigen  im 
Etatsjahre  1896/97  die  den  Bundesstaaten  zustehenden  Ueberweisungen  aus 
den  Erträgen  an  Zöllen,  Tabaksteuer,  Branntweinverbrauchsabgabe  und  Zuschlag  zu 
derselben,  sowie  an  Reichsstempelabgaben  für  Wertpapiere  etc.  die  aufzubringenden 
Matrikularbeiträge,  so  ist  die  Hälfte  des  Ueberschusses  zur  Verminderung  der  Reichs- 
schuld zurückzuhalten.  Bei  Ermittelung  des  Unterschiedes  zwischen  dem  zu  Ueber- 
weisungen verfügbaren  Betrage  und  den  Matrikularumlagen  werden  von  den  letzteren 
die  von  einzelnen  Bundesstaaten  zur  Reichskasse  zu  zahlenden  Ausgleichungsbeträge 
abgesetzt.  —  Die  Verminderung  der  Reichsanleihe  erfolgt  durch  entsprechende  Ab- 
setzung vom  Anleihesoll.  Soweit  geeignete  Anleihekredite  nicht  mehr  offen  stehen, 
wird  über  die  Art  der  Schuldentilgung  durch  den  Reichshaushalts-Etat  Bestimmung 
getrofifen.  —  Ausserdem  wird  die  Summe ,  welche  gemäss  §  8  des  Zolltarifgesetzes 
vom  15.  Juli  1879  der  Reichskasse  von  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer 
verbleibt,  für  das  Etatsjahr  1895/96  behufs  Verminderung  der  Reichsschuld  von  130 
Mill.  Mark  auf  143  Mill.  Mark  erhöht.« 

4)  Finanzzahlungs-  und  Finanz-Kassenwesen. 
Oesterreich.     V.O.  v.   24.  März  1896 ,    betr,   die  Benützung  des  Anwei- 

sungs-  (Check-  und  Clearing-)  Verkehres  der  Postsparkasse 
bei  Steuer-  und  Gebührenzahlungen  in  Niederösterreich,  — 
Zur  Erleichterung  bei  Entrichtung  der  Staatsabgaben  findet  das  Finanzministerium 
im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsministerium  und  dem  Obersten  Rechnungshofe  zu 
bestimmen,  dass  vom  i.  Mai  1896  angefangen,  Zahlungen  an  direkten  Steuern  samt 
Zuschlägen  und  an  Militärtaxen ,  dann  an  Stempeln  und  unmittelbaren  Gebühren, 
Gebührenäquivalent ,  Verbrauchsstempel  und  Effektenumsatzsteuer ,  welche  an  eine 
ärarische  Perceptionskasse  in  Niederösterreich  zu  entrichten  sind  ,  sowie  Zahlungen 
an  direkten  Steuern  samt  Zuschlägen  an  das  Zentralsteueramt  der  Stadt  Wien  und 
an  die  städtischen  Steueramtsabteilungen  in  den  Wiener  Gemeindebezirken  —  auch 
im  Wege  des  Postsparkassenamtes ,  und  zwar  entweder  im  Baren  bei  jedem  Post- 
amte oder  von  Kontoinhabern  im  Check-  und  Clearingverkehre  des  Postsparkassen- 
amtes durch  Ueberweisung  des  entfallenden  Betrages  von  ihrem  Konto  auf  jenes 
der  perzipierenden  Kasse  unter  nachstehenden  Modalitäten  geleistet  werden  können. 
Zu  jeder  derartigen  Zahlung  oder  Ueberweisung    sind  die  zu  diesem  Zwecke  eigens 
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in  drei  verschiedenen  Formularien  aufgelegten  und  bei  den  Postämtern  und  Brief- 
markenverschleissern  um  den  Preis  von  5  kr.  pro  Stück  erhältlichen  Einzahlungs- 
scheine zu  benützen.  Die  Steuereinzahlungsscheine  sind  entweder :  a)  ohne  Vordruck 
des  Namens  einer  Kasse  für  Zahlungen  an  direkten  Steuern  und  Militärtaxe  bei  den 
Steuer-  nnd  Hauptsteuerämtern  Niederüsterreichs  und  bei  der  Finanzkasse  als  Steuer- 
amt inHietzing;  oder  b)  mit  vorgedruckter  Adresse  des  Zentralsteueramtes  der  Stadt 
Wien  (I.,  Rathaus)  für  Zahlungen  von  direkten  Steuern  an  dieses  Zentraliteueramt 
oder  an  die  in  den  einzelnen  Gemeindebezirken  Wiens  bestehenden  Steueramtsab- 
teilungen bestimmt,  c)  Die  Gebühreneinzahlungsscheine  sind  für  alle  Zahlungen  an 
den  früher  genannten  Gebühren  bei  der  Taxamtskasse  und  den  Finanzkassen  in 
Wien,  sowie  bei  den  Steuer-  und  Hauptsteuerämtern  Niederösterreichs  bestimmt. 
Zahlungsanweisungen  auf  die  vorbenannten  Abgaben  mittels  Check  allein,  ohne  Bei- 
legung des  ordentlich  ausgefüllten  Einzahlungsscheines  werden  nicht  angenommen. 
Gesellschaften,  Anstalten  und  Personen,  welchen  kraft  gesetzlicher  Anordn  mg  oder 
zufolge  besonderer  Bewilligung  die  unmittelbare  Entrichtung  der  Gebühren  oder  der 
Effektenumsatzsteuer  obliegt,  haben  bei  Entrichtung  dieser  Abgaben  im  Anweisungs- 
verkehre die  besonderen  Erlagsdokumente  (Gebührenjournale,  Erlagsscheine  u.  dgl.) 
gleichzeitig  an  die  Kasse,  an  welche  die  Zahlung  geleistet  wird  ,  unmittelbar  einzu- 
senden. Bei  Entrichtung  des  Verbrauchsstempels  von  Zeitschriften  ,  Kalendern  und 
Spielkarten  oder  sonstiger  Stempelgebühren  behufs  Aufdruckes  (Signatur)  des  Stempel- 
zeichens (Frachtbrief-,  Rechnungsstempel  etc.)  im  Anweisungsverkehre  haben  die 
Parteien,  wie  bisher,  Erklärungen  (Deklarationen)  über  die  Gattung  und  Anzahl  der 
Stempelabdrücke  unter  Vorweisung  des  Empfangscheines  des  Postamtes  über  die  ge- 
leistete Einlage,  bezw.  Angabe  der  Serie  und  Nummer  des  Checks  bei  der  Kasse  zu 
überreichen.  Die  Bewilligung  zum  Stempelabdrucke  kann  in  solchen  Fällen  erst  dann 
erteilt  werden,  wenn  die  Kasse  von  der  geleisteten  Zahlung  durch  das  Postspar- 
kassenamt in  Kenntnis  gesetzt  ist.  Als  Zeilpunkt  der  im  Wege  des  Postsparkassen- 
amtes giltig  geleisteten  Zahlung  gilt  bei  Barzahlungen  der  Tag  der  Uebergabe  des 
Einzahlungsscheines  an  das  Postamt,  bei  Ueberweisungen  im  Check-  und  Clearing- 
verkehre der  Tag  der  Buchung  des  Checks  beim  Postsparkassenamte ,  welcher  der 
Partei  in  beiden  Fällen  auf  dem  an  sie  zurückgelangenden  Empfangscheine  des  Ein- 
zahlungsblankettes  mittels  des  Post-  (bezw.  Postsparkassenamts-)  Stempels  ersichtlich 
gemacht  wird,  lieber  jede  im  Wege  des  Postsparkassenamtes  geleistete  Zahlung  wird 
dem  Zahler  eine  besondere  i  amtliche  Bestätigung«  der  perzipierenden  Kasse  über 
die  Verrechnung  des  eingezahlten  Betrages  zukommen,  und  es  erscheint  d_r  Zahler 
gegenüber  dieser  Perzeptionskasse  immer  nur  mit  jenem  Betrage  liberiert ,  dessen 
thatsächliche  Verrechnung  diese  amtliche  Bestätigung  aufweist. 


DRITTER   HAUPTTEIL. 

Kolonien  und  Schutzgebiete  —  —  — . 

Deutsches  Reich.  Verordnung  v.  9.  August  1896 ,  betr.  die  Rechtsverhältnisse 
der  Landesbeamten  in  den  Schutzgebieten. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  v.  7.  Juli  1896,  wegen  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
22.  März  1891,  betr.   die  Kaiserliche  Schutztruppe  für  Deutsch-Ostafrika 
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und  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1895  (Reichs-Gesetzbl.  S.  258),  betr.  die  Kaiserlichen 
Schutztruppen  für  Südwestafrika  und  für  Kamerun.  —  Art.  III.  Hinter  Abschnitt  II 
des  Gesetzes  vom  22.  März  1891  wird  folgender  Abschnitt  eingeschaltet:  IIa.  Wehr- 
pflicht. §  17  a.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  wird  bestimmt ,  in  welchen  Schutz- 
gebieten und  unter  welchen  Voraussetzungen  wehrpflichtige  Reichsangehörige ,  die 
daselbst  ihren  Wohnsitz  haben,  ihrer  aktiven  Dienstpflicht  bei  den  Schutztruppen 
Genüge  leisten  dürfen.  —  §  17  b.  Die  in  den  Schutzgebieten  sich  dauernd  aufhal- 
tenden Personen  des  Beurlaubtenstandes  des  Heeres  und  der  Kaiserlichen  Marine 
können  durch  Kaiserliche  Verordnung  in  Fällen  von  Gefahr  zu  notwendigen  Verstär- 
kungen der  Schutztruppe  herangezogen  werden.  In  dringenden  Fällen  können  solche 
Verstärkungen  vorläufig  durch  den  obersten  Beamten  des  Schutzgebietes  angeordnet 
werden.  Jede  Einberufung  dieser  Art  ist  einer  Dienstleistung  im  Heere  oder  in  der 
Kaiserlichen  Marine  gleich  zu  achten. 


III.  MISZELLEN. 


Die  Karl  Zeiss-Stiftung  in  Jena. 
Von  L.G.R.  Dr.  H.  Ortloff  in  Wtimar, 

Aus  kleinen  Verhältnissen  heraus  mag  hier  ein  Bild  entrollt  werden, 
das  vielleicht  verdient,  als  nachahmungswertes  Vorbild  hingestellt  zu 
werden.  Der  am  ii.  September  1816  in  Weimar  geborene  Mechaniker 
und  Optiker  Kar/ Zei'ss  hatte  im  Jahre  1846  in  Jena  eine  mechanische 
und  optische  Werkstätte  eingerichtet,  die  bald  die  Aufmerksamkeit  zu- 
nächst der  Professoren  an  der  Universität  für  alle  in  den  Bereich  der 
Naturwissenschaften  fallenden  Gebiete,  bald  aber  auch  der  Fachmänner 
in  weiteren  Kreisen  Deutschlands  und  des  Auslandes  auf  sich  lenkte. 
Der  optischen  Werkstatt  musste  die  mechanische  dienen  für  den  Bau 
wissenschaftl.  Instrumente,  besonders  der  Mikroskope,  Ferngläser,  Feld- 
stecher, Lupen,  Brillen,  Objektive  jeglicher  Art  und  Bestimmung  u.  s,  w. 
Immerhin  beschränkte  sich  der  Betrieb  in  den  ersten  zwei  Jahrzehnten 
noch  auf  wenige  Mitarbeiter  und  Gehilfen.  Erst  als  Zetss  den  damals  als 
Privatdozent,  alsdann  Professor  der  Mathematik  und  Physik  Dr.  £rns^ 
Abbe,  geb.  1840  in  Eisenach,  in  der  Mitte  der  sechziger  Jahre,  wo  die 
Arbeiterschaft  noch  25 — 30  Köpfe  stark  war,  aus  seinem  anspruchslosen 
Beruf  heranzog  und  dieser  durch  seine  mühevollen,  aber  höchst  erfolg- 
reichen Gläserberechnungen  ganz  neue  Aussichten  eröffnete,  wurde  die 
Notwendigkeit  erkannt,  auch  das  Material  für  die  optischen  Instrumente 
durch  Errichtung  einer  Glasfabrik  zu  beschaffen,  welche  unter  der 
Firma  Schott  u.  Gen.  als  glastechnisches  Laboratorium  oberhalb  des 
Weimar-Geraer  Bahnhofs  in  Jena  sich  nach  und  nach  zu  bedeutendem 
Ansehen  emporhob.  Die  Karl  Zeus' sehe  Yahrik  eroberte  sich  nunmehr 
bald  den  Weltmarkt  als  grösstes  Unternehmen  zum  Bau  rein  wissenschaft- 
licher Instrumente,  so  dass  das  Unternehmen  heute  über  600  Personen 
beschäftigt.  Das  unermüdliche  Streben  des  Gründers  der  mechanisch- 
optischen Fabrik  und  seine  fachwissenschaftliche  Ausbildung  trug  ihm 
noch  einige  Jahre  vor  seinem  1888  erfolgten  Hinscheiden  die  Würde 
eines  Ehrendoktors  der  Universität  neben  einem  im  Laufe  der 
Jahre  ansehnlich  gewachsenen  Vermögen  an  Grundbesitz  und  Kapitalien 
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ein.  Karl  Ze/ss  hatte  es  verstanden ,  mit  einem  warmen  Herz  für  das 
Wohl  seiner  Arbeitsgehilfen  deren  Zufriedenheit  und  Liebe  sich  zu  er- 
halten, und  schon  den  Plan  gefasst,  um  dem  emporblühenden  Geschäfte 
eine  Zukunft  zu  sichern,  eine  nach  ihm  benannte  Stiftung  zu  er- 
richten, welche  als  juristische  Person  der  Träger  des  künftigen  Geschäfts 
sein  sollte.  Nach  seinem  Tode  ward  dieser  Plan  von  seinem  Sohn  Dr. 
Roderich  Zeiss  und  Prof.  Dr.  Abbe  ausgeführt  und  durch  Urkunde  vom 
19.  Mai  1889  die  -»Karl  Zeiss' seht  Stiftung  zu  Jena«  errichtet,  welche 
am  21.  Mai  1889  landesherrlich  bestätigt  und  mit  dem  Recht  der  ju- 
ristischen Person  versehen  worden  ist.  Dr.  Roderich  Zeiss  schied  bald 
aus  und  am  i.  Juli  1891  wurde  die  Stiftung  auf  Grund  vertrags- 
mässiger  Vereinbarungen  mit  dem  Stifter  Dr.  Abbe  und  den  damaligen 
Mitinhabern  der  Firma  Karl  Zeiss  und  der  Firma  6'^-^6'^/u.  Gen.  in  Jena 
alleiniger  Inhaber  der  »Optischen  Werkstätte«  das. 
und  Mitinhaber  des  dortigen  »Glaswerkes  für  wissenschaft- 
liche und  technische  Zwecke«.  Ihr  Zweck  ist :  A.  » Pflege  der 
Zweige  feintechnischer  Industrie ,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Optik 
und  Glasfabrikation  in  Jena  unter  Mitwirkung  des  Stifters  eingebürgert 
worden  sind,  und  die  dauernde  Vorsorge  für  die  wirtschaftliche  Siche- 
rung der  Anstalt«  ;  dazu  aber  kam  noch  die  weiter  reichende  Vorsorge 
für  Erhaltung  und  Weiterbildung  der  in  den  Unternehmungen  gewon- 
nenen industriellen  Arbeiterorganisation,  Erfüllung  grösserer 
sozialer  Pflichten,  als  persönliche  Inhaber  dauernd  gewährleisten  würden, 
gegenüber  der  Gesamtheit  der  in  ihnen  thätigen  Mitarbeiter  behufs 
Verbesserung  ihrer  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Rechtslage.  B.  »För- 
derung allgemeiner  Interessen  der  oben  genannten  Zweige  feintech- 
nischer Industrie,  Bethätigung  in  gemeinnützigen  Einrichtungen  und 
Massnahmen  zu  Gunsten  der  arbeitenden  Bevölkerung  Jenas  und  seiner 
nächsten  Umgebung« ,  sowie  »Förderung  mathematischer  und  natur- 
wissenschaftlicher Studien  in  Forschung  und  Lehre«.  In  der  That  eine 
hoch  anzuerkennende  altruistische  Gesinnung !  Infolge  der  Erweiterung 
des  Aufgaben-  und  Wirkungskreises  fand  sich  Prof.  Dr.  Abbe,  der  Haupt- 
leiter und  Senior  der  Geschäftsleitung  der  Anstalt ,  zur  Ausarbeitung 
eines  neuen  Statuts  der  Karl  Zm5-Stiftung  veranlasst,  dass  am 
26.  Juli  1896  vollendet  war  und  landesherrlich  am  16.  August  1896  be- 
stätigt worden  und  am  i.  Oktober  an  die  Stelle  der  Stiftungsurkunde 
vom  19.  Mai  1889  getreten  ist  und  diese  insoweit  ausser  Wirksamkeit 
setzt,  als  ihr  Inhalt  nicht  in  dem  neuen  Statut  ausdrücklich  als  fort- 
geltend erklärt  wird. 

Dieses  Statut  hat  Prof.  Dr.  Abbe  mit  einer  vorangedruckten  Wid- 
mung vom  26.  August  1896  den  Beamten  und  der  Arbeiterschaft  der 
»Optischen  Werkstätte  und  des  Glaswerks«  als  Festgabe  zum  50jährigen 
Bestehen  der  ersteren  überreicht  und  dabei  an  die  Angehörigen  dieser 
die  Bitte  gerichtet,    das  Statut  und  die  darin  ihnen  gebotenen  Garan- 
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tien  für  dauernde  Geltung  derjenigen  Grundsätze ,  die  in  der  Leitung 
und  Verwaltung  der  Firma  bisher  bethätigt  worden ,  als  die  Festgabe 
anzusehen ,  welche  er  als  früherer  Mitinhaber  der  Firma  zum  Eintritt 
derselben  in  das  zweite  halbe  Jahrhundert  ihrer  Thätigkeit  der  Gesamt- 
heit seiner  Mitarbeiter  darbringe. 

Das  Statut  zerfällt  in  neun  Titel,  deren  wesentlicher  Inhalt  hier 
aufzuführen  ist. 

Tit.  I.  Konstituierende  Bestimmungen.  §1.  Zwecke 
der  Stiftung  unter  A  und  B  sind  die  eben  zusammengefassten,  wovon 
die  ersteren  durch  die  Stiftung  ausschliesslich  vermöge  statutenmässiger 
Verwaltung  ihrer  Gewerbsinstitute  und  innerhalb  dieser  zu  erfüllen  sind, 
die  letzteren  aber  der  Stiftung  zu  erfüllen  obliegen  sollen  als  dem  Nutz- 
niesser  der  Erträgnisse,  welche  ihre  Unternehmungen  übrig  lassen  möch- 
ten, nachdem  den  erstgenannten  Aufgaben  in  ihnen  genügt  ist.  §  2  be- 
stimmt für  alle  Zeit  den  Namen  der  Stiftung :  ^Karl  Zm^-Stiftung«  zu 
Ehren  des  Mannes,  der  zu  obengenannten  Unternehmungen  den  ersten 
Grund  gelegt  hat,  und  zur  dauernden  Erinnerung  an  sein  eigenartiges 
Verdienst:  »geordnetes  Zusammenwirken  von  Wissenschaft  und  tech- 
nischer Kunst  auf  seinem  besonderen  Arbeitsfeld  zielbewusst  angebahnt 
zu  haben«.  §  3.  Domizil  oder  rechtlicher  Sitz  der  Stiftung  ist  Jena. 
§§  4  u.  5  bestimmen  die  Organe  der  Stiftung  folgendermassen :  Die 
Vertretung  der  Stiftung  als  juristischer  Person ,  die  Verwaltung  ihres 
Vermögens  und  die  oberste  Leitung  ihrer  Angelegenheiten  soll  einer 
besonderen  »Stiftsverwaltung«  obliegen;  neben  dieser  aber  sollen  als 
weitere  geordnete  Organe  für  Leitung  der  industriellen  Thätigkeit 
und  die  Verwaltung  der  Geschäftsbetriebe  durch  die  Stiftsverwaltung 
gemäss  des  Statuts  ernannt  werden:  i.  Die  Vorstände  (»Geschäfts- 
leitungen«) der  jeweils  bestehenden  Stiftungsbetriebe,  2.  ein  zur 
Vertretung  der  Stiftsverwaltung  bei  diesen  Betrieben  berufener  stän- 
diger Kommissar  (»S  t  i  f  t  u  n  g  s  k  o  m  m  i  s  s  a  r«).  Die  Rechte  und  Ob- 
liegenheiten der  Stiftsverwaltung  sind  dem  Kultusdepartement 
des  Grossherzogl.  Sachs.  Staatsministeriums,  dem  die  Universität  Jena 
unterstellt  ist ,  jeweils  zugeteilt.  Zum  Stiftskommissar  ist  ein  oberer 
Beamter  des  Staatsministeriums  oder  sonst  ein  aktiver  oberer  Beamter 
des  öffentlichen  Dienstes  in  ausseramtlichem  Auftrag  zu  bestimmen 
(z.  Z.  ist  es  der  Chef  des  Finanzdepartements,  der  vorher  im  Departe- 
ment des  Kultus  und  der  Justiz  vortragender  Rat  war),  unter  Gewäh- 
rung einer  jeweils  fixierten,  Tantiemen  und  ähnliche  Bezüge  ausschlies- 
senden  Entschädigung  aus  Mitteln  der  Stiftung.  »Stiftungsverwaltung 
und  Stiftungskommissar  sind  verpflichtet,  die  Angelegenheiten  der  Karl 
Zm5-Stiftung  in  Allem  nach  den  Vorschriften  dieses  Statuts  und  ge- 
mäss den  aus  ihm  erkennbaren  Absichten  des  Stifters  zu  leiten.  Sie 
dürfen  dabei  auf  Staatsinteressen,  welche  den  ausgesprochenen  Zwecken 
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der  Stiftung  fremd  sind,  nicht  weitergehende  Rücksichten  nehmen,  als 
auch  für  Privatpersonen  gesetzHch  geboten  ist.« 

Man  ersieht  hieraus,  dass  die  Stiftung  unter  staatliche  Verwal- 
tung gestellt  ist,  nicht  bloss  unter  die  Staatsaufsicht,  denn  selbst  die 
»Geschäftsleitungen«  oder  Betriebsvorstände  werden  von  der  ministe- 
riellen Stiftsverwaltung  ernannt,  wie  der  Stiftungskommissar  nach  den 
statutarischen  Bestimmungen.  Ob  der  letzte  Absatz  des  §  5  stets  durch- 
führbar ist,  dass  Stiftungsverwaltung  und  Stiftungskommissar  bei  der  Lei- 
tung nach  den  Vorschriften  des  Statuts  in  Allem  auch  nach  den  erkenn- 
baren Absichten  des  Stifters,  ohne  dabei  auf  Staatsinteressen,  welche  den 
ausgesprochenen  Interessen  der  Stiftung  fremd  sind,  nicht  weitergehende 
Rücksichten  nehmen  sollen,  als  auch  für  Privatpersonen  geboten  ist,  das  mag 
in  einzelnen  Fällen  recht  zweifelhaft,  mindestens  eine  Gewissensfrage  für 
die  Beteiligten  werden;  denn  es  kann  wirklich  einmal  eine  Kolli- 
sion der  Interessen  des  Staates  mit  den  der  Stiftung  eintreten,  z.  B. 
bei  der  Aufnahme  einer  grösseren  Anleihe  gegen  Obligationen  mit  hö- 
herer Verzinsung,  als  die  Landeskreditkasse  gewährt,  wodurch  der  Kurs 
der  Obligationen  der  letzteren  als  Staatsanstalt  gedrückt  werden  kann, 
wobei  es  für  einen  Ministerialbeamten  an  erster  Stelle  kaum  möglich 
und  zulässig  erscheinen  dürfte,  wie  eine  Privatperson  ohne  Berück- 
sichtigung des  Staatsinteresses  sein  Urteil  abzugeben  und  Entschlies- 
sungen  zu  fassen,  wenn  der  Stiftungskommissar  auch  »in  ausseramt- 
lichem  Auftrage«  bestellt  erscheint.  Auch  jeder  »aktiver  oberer  Beamter 
des  öffentlichen  Dienstes  in  ausseramtlichem  Auftrag«  zum  Stiftungs- 
kommissar bestimmt,  wohin  ja  auch  selbst  ein  höherer  Beamter  des 
Militärdienstes,  der  ja  auch  ein  »öffentlicher  Dienst«  ist,  zählen  dürfte, 
kann  sich  kaum  seiner  vorgehenden  Verpflichtung,  das  öffentliche 
wie  private  Interesse  des  Staates  wahrnehmen  zu  müssen,  entziehen. 
Es  wird  also  dabei  immer  darauf  ankommen,  festzustellen ,  ob  wirklich 
eine  Kollision  zwischen  konkurrierenden  Interessen  vorliegt,  was  mit 
der  Umschreibung,  »welche  den  ausgesprochenen  Zwecken  der  Stiftung 
fremd  sind«  ,  ausgedrückt  worden  ist  und  noch  weiter  reicht  als  die 
blosse  Unvereinbarkeit. 

VoiTi  Eintritt  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (i.  Januar  1900)  an 
wird  §  86  desselben  zur  Anwendung  kommen,  da  hier  eine  Stiftung  in 
Frage  steht,  »deren  Verwaltung  von  einer  öffentlichen  Behörde  geführt 
wird«.  Auch  nur  von  diesem  Gesichtspunkt  aus,  einer  staatlichen  Ver- 
waltung, mithin  nicht  als  Staats  anstalt,  ist  die  Karl  Zm^-Stiftung  in 
dem  1896  bei  Herm.  Pohle  in  Jena  erschienenen  Handbuch  des  Wei- 
marischen Staatsrechts  (»Die  Staatseinrichtungen  im  Grossherzogtum 
Sachsen-Weimar-Eisenach«)  in  dem  vom  Departement  des  Kultus  han- 
delnden Abschnitt  am  Schluss,  S.  218,  mit  aufgeführt  zu  finden. 

Tit.  II.  Organisation  der  industriellen  Thätig- 
keit   der  Stiftung   in   §§  6 — 34.    §  6.    Die  gegenwärtigen  Unter- 
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nehmungen  der  Karl  Zm^-Stiftung  —  die  Optische  Werkstätte  (Firma 
Karl  Zelss)  u  n  d  das  Glaswerk  {Schott  u.  Gen.)  zu  Jena  —  sind  dauernd, 
jede  unter  ihrer  eigenen  Handelsfirma,  mit  abgesondertem  Vermögens- 
komplex für  ihr  Betriebskapital  und  in  selbständiger  Verwaltung  unter 
ihrem  besonderen  Vorstand,  fortzuführen.  §  7.  Als  Vorstände  der  Stif- 
tungsbetriebe sollen  stets  kollegialische  Geschäftsleitungen  aus 
gleichberechtigten  Mitgliedern  (nicht  über  4)  fungieren  ;  sobald  die  Zahl 
auf  2  herabgegangen  ist,  muss  ausser  den  in  §§  32,  34  geregelten  Fällen 
binnen  Monatsfrist  ein  neues  Mitglied  bestellt  werden.  Dem  Vorstand 
des  Glaswerkes  muss  mindestens  ein  Mitglied  der  Geschäftsleitung  der 
»Optischen  Werkstätte«  angehören.  §  8.  Dem  Vorstand  eines  jeden 
Geschäftsbetriebes  untersteht  die  gesamte  innere  Betriebsleitung,  die 
kaufmännische  Verwaltung  und  die  ganze  äussere  geschäftliche  Aktion 
der  Firma,  einschliesslich  der  Bestellung  und  Abberufung  von  Proku- 
risten und  anderen  Bevollmächtigten,  der  Anstellung,  Entlassung  und 
Pensionierung  der  Beamten,  Geschäftsgehilfen  und  Arbeiter,  der  Rege- 
lung ihrer  Obliegenheiten  und  ihrer  Bezüge  und  der  Ordnung  ihrer 
Rechtsverhältnisse  zur  Firma  gemäss  den  Bestimmungen  des  Statuts. 
In  allen  Angelegenheiten  des  Stiftungsbetriebes  können  giltige  Anord- 
nungen nur  durch  seinen  Vorstand  und  nach  dem  durch  nachfolgende 
§§  geregelten  Verfahren  getrofifen  werden.  Jeder  Stiftungsbetrieb  kann 
Dritten  gegenüber  in  allen  seinen  Angelegenheiten  nach  innen  und  nach 
aussen,  gerichtlich  und  aussergerichtlich,  nur  durch  Mitglieder  seines 
Vorstandes  und  die  von  letzterem  bestellten  Bevollmächtigten  vertreten 
werden.  §  9.  Behufs  Vertretung  der  Stiftung  in  den  Ange- 
legenheiten der  einzelnen  Firmen  ist  entweder  ein  bestimmtes  Mitglied 
des  Vorstandes  durch  die  Stiftsverwaltung  zum  »Bevollmächtigten 
der  Karl  Zeiss-'üiiix.Mng'i  und  ein  zweites  Mitglied  zu  dessen  »Stell- 
vertreter« zu  bestellen  und  jeder  von  diesen  beiden  für  seine  Person 
zur  Zeichnung  der  Firma  schlechthin  zu  legitimieren,  oder  es  ist  An- 
ordnung zu  treffen,  dass  je  zwei  von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes 
gemeinsam  diese  Vertretung  ausüben  können.  Prokura-Vollmacht  ist 
denjenigen  Mitgliedern  des  Vorstandes  zu  erteilen,  welche  nicht  gemäss 
vorstehender  Bestimmung  weitergehende  Vertretungsbefugnis  für  ihre 
Person  übertragen  ist.  Die  jeweils  getroffenen  Anordnungen  bezüglich 
der  Vertretung  der  Stiftungsbetriebe  nach  aussen  sind  in  handelsrecht- 
lich wirksamer  Form  zu  verlautbaren. 

Hienach  ist  die  Selbst  Verwaltung  der  Geschäftsbetriebe  deren 
Vorständen  überlassen,  was  wegen  der  technische  Kenntnisse  und  Er- 
fahrungen voraussetzenden  Leitung  und  wegen  der  sich  daranschlies- 
senden  kaufmännischen  Behandlung  und  Betriebsverwaltung  notwendig 
und  selbstverständlich  ist.  Allein  die  Wahl  und  Bestellung  der  Vorstände 
ist,  in  Ermangelung  eines  aktiven  Wahlkörpers  einer  Gesell-  oder  Ge- 
nossenschaft, der  staatlichen  Behörde,  der  Stiftsverwaltung,  in  der  sich 
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die  juristische  Persönlichkeit  der  Stiftung  verkörpert,  übertragen.  §§  lo 
bis  1 2.  Der  Vertreter  der  Stiftsverwaltung  in  der  Ge- 
schäftsführung der  Stiftungsbetriebe  ist  der  S  t  i  f  t  u  n  g  s  k  o  m- 
m  i  s  s  a  r.  Alle  Einwirkung  der  Stiftungsverwaltung  auf  diese  Geschäfts- 
führung hat  stets  durch  ihn  zu  erfolgen.  Ihm  liegt  ob,  letztere  in  allen 
Zweigen  fortgesetzt  zu  beaufsichtigen,  Ordnungsmässigkeit  der  Verwal- 
tung und  Statutenmässigkeit  im  Verfahren  der  Geschäftsleitungen  zu 
überwachen,  sowie  bei  allen  wichtigen  Akten  der  Geschäftsführung  nach 
dem  durch  die  §§13  bis  20  des  Statuts  geordneten  Verfahren  be- 
schliessend  oder  beratend  mitzuwirken,  auch  sich  fortdauernd  über  den 
Gang  aller  Verwaltungs-  und  Verkehrsangelegenheiten  unterrichtet  zu 
halten,  weshalb  er  jederzeit  zu  seiner  Information  Geschäftsbücher  und 
Korrespondenzen  einsehen,  mündliche  Vernehmungen  anstellen  und 
Augenschein  in  allen  Teilen  der  Betriebe ,  welche  ihm  von  den  Ge- 
schäftsleitungen vollständig  offen  zu  halten  sind,  vornehmen  kann.  §§13 
bis  20  enthalten  die  Ordnung  des  Verfahrens,  wobei  dem  je- 
weiligen Uebereinkommen  der  Vorstandsmitglieder  die  Verteilung  der 
laufenden  Geschäfte  überlassen  ist  und  das  einzelne  Mitglied  für  die 
Geschäftsleitung  im  Umfange  der  gewöhnlichen  Vorkommnisse  ohne 
weiteres  EntSchliessungen  nach  feststehender  Uebung  und  in  klaren 
Fällen  treffen  darf,  während  sonst  nur  kollegialisch  zu  beraten  und  zu 
beschliessen  ist,  dagegen  alle  aussergewöhnlichen  Fälle,  ausser  bei  Ge- 
fahr im  Verzuge,  vor  dem  Staatskommissar  zu  verhandeln  sind,  dem 
im  Mangel  der  Einstimmigkeit  der  Geschäftsleitung  ein  entscheidendes 
Votum  zusteht.  Aber  auch  für  eine  ganze  Reihe  wichtigerer  Angelegen- 
heiten haben  die  Vorstände  bei  ihrer  Einstimmigkeit  in  der  Beschluss- 
fassung die  ausdrückliche  Zustimmung  des  Stift  ungs- 
kommissars  einzuholen,  wie  solche  bei  Gesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften vielfach  dem  Aufsichts-  oder  Verwaltungsrat  vorbehalten 
zu  sein  pflegt.  Die  Geschäftsordnung  für  die  Vorstände  und  deren  Ab- 
änderungen sind  zwischen  den  Betriebsvorständen  und  dem  Stiftungs- 
kommissar zu  vereinbaren.  Dieser  ist  berechtigt ,  in  Angelegenheiten 
der  Betriebe  selbst  Anträge  zu  stellen  und  alsbaldige  Be- 
schlussfassung der  beteiligten  Geschäftsleitung  über  dieselben  zu  ver- 
langen, aber  andererseits  auch  verpflichtet,  gegenüber  Anträgen  der 
Geschäftsleitung  sein  statutenmässig  erfordertes  Votum  alsbald  abzu- 
geben. Seine  gesamte  Mitwirkung  bei  der  Geschäftsführung  der  Stif- 
tungsbetriebe hat  an  Ort  und  Stelle  im  mündlichen  Verfahren 
zu  geschehen  und  in  allen  derartigen  Angelegenheiten  muss  den  ausser 
den  Vorstandsmitgliedern  beteiligten  Beamten  und  den  sonst  in  der 
Angelegenheit  sachverständigen  Geschäftsangehörigen  Gelegenheit 
zu  eingehender  Meinungsäusserung  und  angemessener  Mitwirkung  ge- 
geben werden.  §§  21  —  24  enthalten  Verwaltungsvorschriften, 
welche  durchgehends  sich  an  die  handelsrechtlichen  Vorschriften   und 
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die  in  ähnlichen  Betrieben  hergebrachten  Hebungen  anschliessen  iintl 
übergangen  werden  können.  In  §§  25 — 34  sind  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Vorstandsmitglieder  geordnet  und 
zwar  bezüglich  ihrer  Ernennung,  der  Voraussetzungen  ihrer  Bestellung 
und  Abberufung,  ihrer  Mitarbeit  in  einem  der  Betriebe  (Ausschluss  der 
Bekleidung  eines  besoldeten  Nebenamtes,  des  Bezuges  von  Tantiemen 
und  einer  auf  die  Funktion  bezüglichen  Titulatur),  ihrer  Verpflichtung 
auf  das  Statut,  ihrer  Haftpflicht  und  der  Rechtsfolgen  von  Pflichtver- 
letzungen und  Vernachlässigungen  von  Obliegenheiten,  sowie  Kautions- 
leistung, zum  Schluss  auch  bezüglich  des  Verhältnisses  zu  der  Gesell- 
schaft der  Firma  Schott  u.   Gen. 

Tit.  III.  Allgemeine  Normen  für  die  geschäftliche 
Thätigkeit  der  Stiftung. 

§§  35 — 44-  Beschränkung  auf  solche  Zweige  der  Optik,  der  Glas- 
technik, des  Instrumentenbaues  und  verwandter  Industrien,  welche  die 
jetzige  engere  Verbindung  zwischen  Technik  und  Wissenschaft  in  den 
Betrieben  der  Stiftung  aufrecht  erhalten ;  innerhalb  dieses  Rahmens  zu 
unternehmende  Erweiterungen  erfordern  Einstimmigkeit  des  Vorstandes 
des  betr.  Einzelbetriebes  — Ausschliessung  jeder  Entledigung  der  Besitz- 
titel, auch  künftig  erlangter  nach  wenigstens  fünfjähriger  Besitzzeit  mit 
einer  xAiusnahme  der  teilweisen  Betriebsaufgabe  wegen  Gefährdung  an- 
derer Betriebe  oder  der  Stiftung  selbst  —  Vorschrift  wegen  eines  ein- 
zugehenden und  aufzuhebenden  Gesellschaftsverhältnisses  der  Stiftung 
mit  einem  Anderen  —  Zielsteckung  für  dieBetriebsthätigkeit  ist  namentlich 
die  Steigerung  des  wirtschaftlichen  Gesamtertrages,  welchen  die  Unterneh- 
mungen dem  ganzen  in  ihnen  vereinigten  Personenkreis,  die  Stiftung 
als  Unternehmer  inbegriffen,  mit  Aussicht  auf  längeren  Fortbestand  noch 
zu  gewähren  vermögen;  dabei  ist  auf  Erübrigung  eines  Anteils  an  dem 
Ertrage  der  gemeinsamen  Thätigkeit  für  die  Stiftung  als  dem  unper- 
sönlichen Träger  der  Organisationen  hinzuarbeiten,  der  als  Ausfluss  der 
Kontinuität  aller  früheren  und  neueren  Thätigkeit  aller  bez.  der  Or- 
ganisation zu  betrachten  sei  und  gerechter  Weise  allen  Einzelnen  zwar 
vorenthalten  werde ,  um  den  dauernden  Interessen  ihrer  Gemeinschaft 
und  den  Zwecken  des  allgemeinen  Wohles  zu  dienen.  Diese  im  §  40 
vorgezeichnete  Richtschnur  ist  der  Leitgedanke  für  die  ganze 
Einkleidung  der  vereinigten  Unternehmen  in  eine  Stiftung,  inner- 
halb der  sich  jeder  Mitarbeiter  als  organischen  Bestandteil 
betrachten  muss  um  seiner  Selbsterhaltung  willen,  die  von  der  thätigen 
Mitförderung  des  Ganzen  wesentlich  bedingt  wird.  Dass  hierdurch  er- 
regte Gemeinschaftsbewusstsein  unterwirft  den  Egoismus  der  Liebe  zur 
ganzen  Gemeinschaft  und  ist  das  festeste  Band  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer!  Um  diese  Norm  für  die  Organe  der  Stiftung  in 
ihrer  Anwendung  stets  sichtbar  zu  erhalten,  ist  nach  §  41  die 
jährliche  Feststellung   des  Reingewinnes   eines   jeden  Betriebes   zu   be- 


i88  Miszelien. 

rechnen  nach  seinem  Verhältnis  zum  gesamten  Lohn-  und  Gehalt-Konto 
des  Betriebes  in  demselben  Geschäftsjahr,  also  denjenigen  Prozentsatz 
vom  gesamten  Arbeitsertrag  aller  mitthätigen  Personen  nachzuweisen, 
der  dem  Betriebe  als  Unternehmergewinn  verblieben  ist;  daneben  ist, 
soweit  möglich,  zu  veranschlagen,  welcher  durchschnittliche  Prozentsatz 
von  jenem  Personalunkosten-Konto  in  Ansehung  der  hierfür  massgeben- 
den Faktoren  als  durch  die  im  Tit.  V  den  Stiftungsbetrieben  auferlegten 
besonderen  Lasten  zum  voraus  belegt  anzusehen  (jährlicher  Mindestbe- 
trag für  den  Reservefond)  und  von  dem  zuerst  bestimmten  Prozentsatz 
in  Abzug  zu  bringen  ist,  um  denjenigen  Bruchteil  vom  Arbeitsertrag 
des  Personals  zu  erhalten,  welcher  dem  Betrieb  als  wirklicher  Reinge- 
winn aus  der  Organisation  zugekommen  ist  (bei  nicht  ungewöhnlich 
ungünstigen  Wirtschaftsbedingungen  mindestens  Vs  vom  Anteil  der  Ge- 
samtheit der  mitthätigen  Personen  und  zugleich  nicht  weniger  als  Vio  der 
Jahresausgabe)  —  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Bedeutung  der 
Organisation  als  Wirtschaftsfaktor  auf  dem  in  Frage 
stehenden  Industriegebiete.  Nach  §  42  soll  im  Aufgabenkreis  der  Be- 
triebe und  im  natürlichen  Auftrage  ihrer  Leiter  liegen ,  nach  Kräften 
sich  auch  solcher  Zwecke  anzunehmen,  deren  Verfolgung  unmittel- 
baren Vorteil  nicht  verspricht,  aber  geeignet  erscheint,  allge- 
meine Interessen  der  feintechnischen  Industrie  oder 
besondere  Angelegenheiten  ihrer  Technik  oder  b  e- 
sondereBedürfnisse  derWissenschaft  und  des  prak- 
tischen Lebens  innerhalb  der  Stiftungsbetriebe  zu  befördern  (§  i  A). 
Damit  war  der  Zweck  einer  der  hervorgehobenen  Aufgaben  der  Stif- 
tung im  ersten  Statut :  »Förderung  naturwissenschaftlicher  und  mathe- 
matischer Studien  in  P'orschung  und  Lehre«,  welche  der  Stiftung  als 
dem  Nutzniesser  der  Erträge  obliegen  soll  (jetzt  in  §  i  B),  beson- 
ders betont  worden,  womit  ja  mittelbar  zur  Erhaltung  eines  höheren 
technischen  Leistungsstandes  gegenüber  der  Routinebestrebung  rein 
fabrikatorischer  Thätigkeit,  namentlich  einzelnen  Mitarbeitern,  Gelegen- 
heit geboten  werden  kann.  Ausdrücklich  wird  jedoch  im  §  44  eine  Be- 
schränkung des  Wettbewerbes  anderer  durch  Patentnahme  für  neue  Er- 
zeugnisse und  Verbesserungen,  welche  aus  dem  Wirkungskreis  des  Be- 
triebes hervorgehen,  ausgeschlossen  —  in  der  That  sehr  uneigennützig! 

Tit.  IV.    Reservefond. 

Aus  den  Ueberschüssen  der  Geschäftsunternehmungen  und  den 
sonstigen  Erträgen  ihres  Vermögens  hat  die  Stiftung  einen  von  dem 
Geschäftsvermögen  der  Stiftungsbetriebe  abgesonderten  Reservefond 
anzusammeln,  so  dass  darin  enthalten  ist:  das  Deckungskapital  für 
alle  erwachsenen  Rentenverpflichtungen  —  alle  einzelnen  Posten 
nach  ihrem  wahrscheinlichen  Kapitalwert  veranschlagt  — ,  soweit  das 
Deckungskapital  über  ein  Drittteil  des  Buchwertes  des  der  Stiftung  ge- 
hörigen,  sonst  unbelasteten  Betriebskapitals  der  Stiftungsfirmen  hinaus- 
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geht ,  ferner  die  unter  II  a — o  in  §  45  näher  bezeichneten  Rücklagen, 
ferner  alle  nicht  besonderen  Zwecken  gewidmeten  Vermögensobjekte, 
welche  im  Eigentum  der  Stiftung,  nicht  im  Geschäftsvermögen  der  Stif- 
tungsfirmen, als  Bestandteile  des  Betriebskapitals  dieser,  sich  befinden. 
Die  übrigen  Bestimmungen  in  §  47 — 51  betreffen  ebenfalls  die  Substanz 
des  Reservefonds,  während  die  folgenden  bis  §  55  die  Verwaltung  zum 
Gegenstand  haben,  welche  hier  nicht  näher  erwähnt  werden  sollen,  um 
dem  nachfolgenden  Inhalt  des  Statuts  einen  weiteren  Raum  widmen  zu 
können  —  wegen  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung. 

Tit.  V.  Rechtsverhältnis  derAn  gestellten  und  Ar- 
beiter in  den  Stift  ungsbetrieben. 

§§  56 — 65  ordnen  die  »Persönlichen  Rechte«.  Bei  An- 
stellung der  Beamten  der  Stiftung  und  der  Stiftungsbetriebe ,  der 
Geschäftsgehilfen  und  Arbeiter  muss  jederzeit  ohne  Ansehen  der 
Abstammung ,  des  Bekenntnisses  und  der  Parteistellung  verfahren 
werden.  Die  Fortsetzung  der  eingegangenen  Anstellungs-  und 
Arbeitsverträge,  sowie  die  Beförderung  der  Angestellten  und  Ar- 
beiter in  Hinsicht  auf  Funktion  und  Entlohnung  darf  nur  von  ihren 
Fähigkeiten  und  Leistungen,  der  Pflichtmässigkeit  ihres  dienstlichen 
Verhaltens  und  von  der  Rücksicht  auf  andere  wesentliche  Interessen 
des  Betriebs  abhängig  gemacht  werden,  vom  ausserdienstlichen  Ver- 
halten aber  nur  insoweit,  als  dasselbe  die  Erfüllung  ihrer  Dienstpflich- 
ten oder  ihr  persönliches  Ansehen  in  Rücksicht  auf  bürgerliche  Ehre 
und  gute  Sitte  berührt.  Das  in  den  Stiftungsbetrieben  durch  den  Dienst- 
vertrag begründete  Pf  licht  Verhältnis  der  Beamten,  Geschäftsgehilfen 
und  Arbeiter  zur  Stiftung,  zu  ihrer  Firma  und  zu  allen  Vorgesetzten 
erstreckt  sich  lediglich  auf  die  vertragsmässige  Arbeitsleistung  und  die 
sonstigen  Dienstgeschäfte,  und  zwar  sind  sieben  Punkte  aufgestellt, 
um  welche  sich  die  etwaigen  Verletzungen  des  Dienstvertrags  oder  ver- 
tragsmässiger  Pflichten  drehen,  namentlich  in  Bezug  auf  Arbeitsleistung, 
Leitung  und  Beaufsichtigung  dienstlicher  Thätigkeiten  durch  die  dazu 
bestimmten  Organe,  Obhut  über  Eigentum,  Wahrung  von  Sicherheit 
und  Ordnung,  Verkehr  innerhalb  des  Dienstes,  Wahrung  von  Treu  und 
Glauben.  Nicht  unter  die  Beschränkungen  dieses  §  57  fallen  Anord- 
nungen, welche  behufs  Beaufsichtigung  der  im  Lehrvertrag  stehenden 
Lehrlinge  und  der  unter  18  Jahre  alten  Betriebsangehörigen  getroffen 
werden.  Abgesehen  hiervon  darf  niemand  in  der  freien  Ausübung  der 
persönlichen  und  bürgerlichen  Rechte  ausserhalb  des  Dienstes  unmittel- 
bar oder  mittelbar  behindert  werden,  auch  ist  jede  Beschränkung  der 
Betriebsangehörigen  in  der  Vertretung  ihrer  Interessen ,  soweit  diese, 
einzeln  oder  gemeinsam,  innerhalb  des  gesetzlich  Erlaubten  und  ohne 
Verletzung  der  im  Anstellungs-  oder  Arbeitsvertrag  übernommenen 
Pflichten  sich  bewegt,  untersagt. 

Im  Anstellungsvertrag  der  auf  Lebenszeit  angestellten  Be- 
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amten  darf  Dienstentlassung  nur  vorgesehen  werden  wegen 
grober  Pflichtverletzung,  fortgesetzter  Vernachlässigung  der  Obliegen- 
heiten und  wegen  solcher  Anstände  im  ausserdienstlichen  Verhalten, 
welche  bürgerliches  Ansehen  oder  persönliches  Vertrauen  aufheben, 
desgleichen  Pensionierung  nur  wegen  solcher  Thatsachen,  welche 
auch  dem  Angestellten  vertragsmässigen  Anspruch  darauf  geben.  Ver- 
tragsmässige  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Thätigkeit  nach  etwaigem 
Austritt  aus  dem  Dienst  der  Stiftungsbetriebe  dürfen  nur  dem  Vorstehen- 
den gemäss  (§  59)  auf  Lebenszeit  angestellten  Beamten  auferlegt  wer- 
den. Von  grösserem  Interesse  sind  die  §§  61 — 65,  welche  schon  mehr 
in  das  Arbeit  er  Verhältnis  eingreifen:  Der  Arbeitsvertrag  darf 
die  im  gewöhnlichen  Lohnverhältnis  stehenden  Angehörigen  der  Stif- 
tungsbetriebe nur  zu  einer  bestimmten  täglichen  Arbeitszeit  verpflich- 
ten, die  in  den  Arbeiten  des  laufenden  Betriebs  nicht  länger  als  9  Stun- 
den sein  soll.  Zur  Leistung  von  Ueberstunden  oder  Feiertagsarbeit  im 
Betrieb  darf,  ausser  für  den  Fall  einer  stattgehabten  Betriebsstörung, 
niemand  verpflichtet  oder  angehalten  werden.  Vereinbarungen  wegen 
zeitweiliger  Leistung  von  Ueberarbeit  im  ungestörten  Betrieb  dürfen 
nicht  für  länger  als  4  Arbeitswochen  verbindlich  gemacht  werden. 

Alle  über  18  Jahre  alte,  nicht  im  vertragsmässigen  Lohnverhältnis 
stehende  Angehörige  der  Stiftungsbetriebe  haben  Anspruch  auf  Urlaub 
für  12  Arbeitstage  jährlich,  wegen  dessen  Benutzung  sie  auf  Verein- 
barung mit  der  Geschäftsleitung  des  Betriebes  oder  deren  Beauftragte 
angewiesen  sind.  Ordnungsmässig  beantragter  Urlaub  auf  nicht  mehr 
als  3  Arbeitstage,  im  einzelnen  Fall  und  innerhalb  eines  Monats,  darf 
nur  wegen  erweislichen  besonderen  Nachteils  für  die  Firma  oder  für 
andere  Betriebsangehörige  verweigert  werden.  Allgemeine  Beschränkung 
alles  Urlaubsgesuchs  auf  einzelne  Zeitabschnitte  im  Jahre  ist  nur  hin- 
sichtlich solcher  zulässig ,  welche  mit  kontinuierlichem  Feuer  arbeiten 
oder  sonst  an  Arbeiten  beteiligt  sind,  deren  Unterbrechung  regelmässig 
mit  besonderem  Nachteil  verbunden  ist.  Angehörigen  der  Betriebe,  Ar- 
beitern wie  Beamten,  welche  zu  ehrenamtlicher  Thätigkeit  im  Reichs-, 
Staats-  oder  Gemeindedienst  berufen  werden,  muss  der  zu  ordnungs- 
mässiger  Ausübung  dieser  Thätigkeit  nötige  Urlaub  auf  ihren  Antrag 
stets  gewährt  werden. 

Die  Krankenkasse  der  Stiftungsbetriebe  soll  auch  in  Zukunft  der 
Selbstverwaltung  der  Versicherten  in  der  Art  unterstellt  bleiben,  dass, 
abgesehen  von  der  gesetzlich  gebotenen  Mitwirkung  der  Vertreter  des 
Betriebsunternehmens,  die  Geschäftsleitungen  der  Stiftungsbetriebe  nicht 
mitbeschliessend,  sondern  nur  beratend  und  die  Statutenmässigkeit  be- 
aufsichtigend, Einfluss  auf  ihre  Verwaltung  ausüben. 

Arbeitervertretungen  in  den  Stiftungsbelrieben,  welchen 
Befugnisse  zustehen  sollen  gegenüber  der  Gesamtheit  der  Arbeiterschaft 
oder  einem  nicht  nur  auf  Lehrlinge  und  unter  18  Jahre  alte  Personen 


Miszellen. 


191 


beschränkten  Kreis  derselben,  oder  gegenüber  der  Geschäftsleitung  des 
Betriebes,  müssen  gänzlich  aus  direkter  geheimer  Wahl  seitens  der  sämt- 
lichen über  18  Jahre  alten  Betriebsangehörigen  hervorgehen,  von  Jahr 
zu  Jahr  gänzlicher  Erneuerung  unterliegen  und  aus  nicht  weniger  als 
12  Mitgliedern  bestehen  ;  die  Wählbarkeit  zu  ihnen  muss  aber  beschränkt 
sein  auf  volljährige,  seit  mindestens  i  Jahr  im  Betrieb  thätige,  im  ge- 
wöhnlichen Lohnverhältnis  stehende  Arbeiter  und  darf  weiteren  Be- 
schränkungen nicht  unterworfen  sein.  Sie  sind  befugt ,  auch  ohne 
Einberufung  durch  die  Geschäftsleitung  ihres  Betriebes  zusammenzu- 
treten und  haben  das  Recht,  in  allen  Angelegenheiten  ihres  Betriebes 
auf  ihren  Antrag  von  der  Geschäftsleitung  gehört  zu  werden. 

Gegen  alle  Strafen,  welche  von  der  Geschäftsleitung  eines  Betriebes 
oder  deren  Vertretern  auf  Grund  der  Betriebsordnung  oder  auf  Grund 
sonstiger  Satzungen  ausgesprochen  werden  können,  muss  Berufung  auf 
richterliche  oder  schiedsrichterliche  Entscheidung  oder  Berufung  an 
eine  der  Vorschriften  des  §  64  entsprechende  Arbeitervertretung  zuge- 
lassen werden.  Wie  freilich  hier  eine  Berufung  auf  eine  »richterliche 
Entscheidung«  wegen  einer  derartigen  Strafe  gedacht  ist,  lässt  sich 
nicht  ersehen;  es  könnte  nur  auf  dem  Wege  der  Zivilklage  eine  ver- 
einbarte Strafzahlung  (Konventionalstrafe)  im  Weigerungsfälle  richterlich 
erzwingbar  gemacht  werden  seitens  der  Geschäftsleitung,  wogegen  die 
Berufung  auf  richterliche  Entscheidung  infolge  Einwendungen  des  in 
Anspruch  Genommenen  gar  nicht  nötig  ist,  da  letztere  ja  im  Laufe  des 
Streitverfahrens  mangels  einer  Unterwerfung  oder  einer  Zurücknahme 
der  Klage  von  selbst  gegeben  werden  muss  auf  Anrufung  des  Klageteils. 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  sind  die  in  §§  66 — 71  auf- 
gestellten Bestimmungen  über  die  wirtschaftlichen  Anrechte 
im  Dienstverhältnis.  Alle  Arbeiter  und  Geschäftsgehilfen  in  den 
Stiftungsbetrieben  müssen  gegen  einen  mit  jedem  im  voraus  verein- 
barten festen  Zeitlohn,  pro  Woche  oder  pro  Monat,  eingestellt  werden, 
welcher  auch  für  die  in  die  Arbeitswoche  fallenden  gesetzlichen  Feier- 
tage fortzugewähren  ist,  im  übrigen  aber  nur  nach  Verhältnis  der  that- 
sächlich  geleisteten  Arbeitszeit ,  soweit  Verkürzung  dieser  nach  dem 
eigenen  Willen  des  Betreffenden  oder  durch  Behinderung  auf  seiner 
Seite  oder  infolge  von  gleichzeitiger  Abwesenheit  der  Mehrheit  in  einer 
Betriebsabteilung  stattgefunden  hat  und  nicht  §  70  zur  Anwendung  kommt. 
Der  feste  Lohn  oder  Gehalt,  der  in  einem  Stiftungsbetrieb  einem  Ar- 
beiter, Geschäftsgehilfen  oder  Beamten  einmal  ohne  ausdrücklichen  Vor- 
behalt gewährt  oder  ungeachtet  solchen  Vorbehalts  für  länger  als  i  Jahr 
einmal  fortgewährt  worden  ist,  darf  auch  bei  zeitweiliger  oder  dauern- 
der Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit  nicht  wieder  herabgesetzt  wer- 
den, sofern  nicht  der  Betreffende  zu  ordnungsmässiger  Fortsetzung  seiner 
früheren  Thätigkeit  unfähig  wird  und  deshalb,  oder  sonst  aus  Gründen, 
die  in  seiner  Person  liegen,  zu  einer  anderen  Arbeitsstellung  im  Betrieb 
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übergeht.  Für  vereinbarungsniässig  geleistete  Ueber-  oder  Feiertagsar- 
beit muss,  soweit  solche  nicht  zum  Ersatz  für  Arbeitsausfall  durch  Be- 
triebsunterbrechungen dient,  den  im  gewöhnlichen  Lohnverhältnis  Stehen- 
den neben  dem  entsprechenden  Zeit-  oder  Stücklohn  stets  eine  im  Ar- 
beitsvertrag zum  voraus  festgesetzte  besondereVergütung  von 
mindestens  25  Prozent  des  festen  Zeitlohns  gewährt  werden.  Bei  aller 
Akkord-  oder  Stückarbeit  ist  der  dem  Arbeiter  zukommende  feste  Zeit- 
lohn nach  Verhältnis  der  aufgewendeten  Arbeitszeit  als  Mindestverdienst 
zu  gewährleisten. 

§  70.  Arbeitern  und  Geschäftsgehilfen,  welche  über  21  Jahre  alt  und 
seit  mindestens  i  Jahre  im  Dienst  von  Stiftungsbetrieben  gewesen  sind, 
ist  für  jährlich  6  Arbeitstage  vereinbarungsgemäss  nach  §  62  Abs.  i  er- 
teilten Urlaubs  der  feste  Zeitlohn  fortzu  gewähren.  Be- 
triebsangehörigen, welche  Urlaub  auf  Grund  des  §  62  Abs.  4  genommen 
haben,  ist  der  feste  Zeitlohn  oder  Gehalt  für  die  ganzeDauer  des 
erforderlichen  Urlaubs  fortzuge  währen,  soweit  ihnen 
nicht  entsprechende  Entschädigung  für  Zeitaufwand  aus  öffentlichen 
.Mitteln  zusteht. 

§  71.  Die  Krankenkasse  der  Stiftungsbetriebe  darf  auch  in 
Zukunft  den  Versicherten  nicht  weniger  bieten  als  :  volle  Kassenleistung 
für  Vs  Jahr,  %  des  versicherungsfähigen  Lohnes  als  Krankengeld,  Mit- 
versicherung der  nächsten  Familienglieder,  freie  Wahl  des  Arztes  unter 
den  approbierten  Aerzten  des  Wohnortes,  Beitragsleistung  der  Betriebs- 
inhaber  gleich  dem  Gesamtbeitrag  aller  Versicherten  im  Jahr.  Aus- 
dehnung der  Kassenleistungen  hat  auf  ein  ganzes  Jahr  einzutreten,  wenn 
die  Generalversammlung  der  Krankenkasse  solche  beantragt. 

Von  mindestens  gleicher  Bedeutung  sind  die  Bestimmungen  über 
»P  e  n  s  i  o  n  s  r  e  c  h  t  e«  in  §§  72 — 75:  Beamte,  Geschäftsgehilfen  und 
Arbeiter,  welche  vor  Vollendung  ihres  40.  Lebensjahres  in  den  Dienst 
eines  Stiftungsbetriebes  eingetreten  sind,  haben  nach  5Jähriger  Dienst- 
zeit klagbaren  Anspruch  auf  Pension  gegen  ihre  Firma,  sowohl  für  sich 
selbst,  falls  sie  während  des  Dienstverhältnisses  durch  Alter  oder  dauernde 
Krankheit  oder  sonst  ohne  eigenes  grobes  Verschulden  zur  Fortsetzung 
ihrer  Thätigkeit  unfähig  werden,  wie  auch  für  den  Fall  ihres  Todes  zu 
Gunsten  ihrer  Hinterbliebenen  (wird  wohl  richtiger  heisen  müssen:  »ihre 
Hinterbliebenen«  haben  Anspruch  anstatt  »zu  Gunsten«  dieser,  da  nach 
seinem  Tode  niemand  mehr  einen  klagbaren  Anspruch  haben  kann). 
Für  die  Regelung  dieser  Ansprüche  ist  hinsichtlich  aller  nicht  in  be- 
sonderen Verträgeß  stehenden  Betriebsangehörigen  das  »Gemeinsame 
Pensionsstatut  der  Firmen  Karl  Zeiss  und  Schott  u.  Gen.  vom  3. 
Dezember  1888«  in  seinen  nachfolgenden  Hauptbestimmungen  noch 
für  so  lange  massgebend  erklärt  worden,  als  die  Stiftung  nicht  weiter- 
gehende Leistungen  übernommen  habe :  Beginn  der  pensionsfähigen 
Dienstzeit  mit  Vollendung   des  19.  Lebensjahres,   Maximalbeträge    des 
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pensionsfähigen  Monats-Lohnes  oder -Gehaltes  nach  5-  bis  10-  bis  isjäh- 
riger  Dienstzeit  80,  100,  120  M.  für  Arbeiter,  100,  130,  160  M.  für  Werk- 
meister, Kontoristen  und  sonstige  Geschäftsgehilfen;  Invalidenpension 
zwischen  dem  5.  und  dem  15.  Dienstjahr  50  Prozent  des  jeweils  pen- 
sionsfähigen Lohnes  oder  Gehaltes ,  von  da  ab  um  je  i  Prozent  jähr- 
lich steigend  bis  zum  40.  Dienstjahr,  Witwenpension  */io,  Waisenpen- 
sion ^/in,  zusammen  bis  zu  */io  der  Invalidenpension;  Invalidenpension 
ohne  Invalidität  als  Ruhegehalt  nach  Vollendung  des  65.  Lebensjahres 
und  zugleich  mindestens  ßojähriger  Dienstzeit.  Eine  Erweiterung  der 
Pensionsleistungen  ist  in  Aussicht  gestellt  spätestens,  nachdem  der  Re- 
servefond die  in  §  45  bezeichnete  Höhe  erlangt  hat,  in  den  im  §  73 
angeführten  Steigungsverhältnissen.  Andererseits  können  nach  §  74  bei 
oder  nach  vorgedachter  Erweiterung  diejenigen  aktiven  Geschäftsange- 
hörige ,  welche  für  den  Todesfall  Pensionsanspruch  zu  Gunsten  ihrer 
Familienangehörigen  haben  (s,  oben)  durch  das  Pensionsstatut  und  ent- 
sprechende Bestimmungen  der  Arbeits-  und  Anstellungsverträge  zu  B  e  i- 
t  ragen  für  die  Hinterbliebenen-Pensionen  herangezogen  werden. 
Die  aufzuerlegenden  Beiträge  können  nach  Klassen,  mit  Rücksicht  auf 
Alter  und  Familienstand,  abgestuft  werden,  dürfen  aber  für  keine  Klasse 
höher  bemessen  werden  wie  auf  die  Hälfte  der  versicherungstechnischen 
Prämie  für  das  durchschnittliche  Risiko,  welches  bei  jeder  Klasse  durch 
die  Zusicherung  der  Reliktenpension  der  Firma  erwächst,  und  dürfen 
für  keinen  einzelnen  mehr  als  3  Prozent  seines  festen  Lohnes  oder  Ge- 
haltes betragen.  Wegen  der  Pensionen,  welche  den  Geschäftsangehörigen 
selbst  für  den  Invaliditätsfall  oder  als  Ruhegehalt  zukommen,  dürfen 
auch  in  Zukunft  Beiträge  nicht  erhoben  werden. 

Gegenüber  solchen  Geschäftsangehörigen,  welche  für  den  Fall  ihrer 
Invalidität  Pensionsanspruch  gegen  ihre  Firma  erlangt  haben,  darf, 
nachdem  ihre  Arbeitsfähigkeit  erheblich  durch  Krankheit  oder  sonst 
ohne  grobes  Verschulden  ihrerseits  herabgesetzt  ist ,  einseitige 
Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses,  sofern  nicht  die  in  §  79  be- 
zeichneten Voraussetzungen  verschuldeter  Entlassung  vorliegen,  nur  unter 
dauernder  Gewährung  der  statutenmässigen  Pension  erfolgen. 
Die  Pensionierung  muss  einem  solchen  gewährt  werden,  sobald  ihm  im 
Betrieb  keine  seiner  bisherigen  Arbeitsstellung  angemessene  Thätigkeit 
mehr  geboten  werden  kann  mit  höherem  Zeitlohn,  als  die  jeweils  er- 
langte Pensionsanwartschaft  als  Pension  ihm  zusichert.  Wenn  der  Ar- 
beiter oder  Geschäftsgehilfe  aus  Gründen,  die  in  seiner  Person  liegen, 
zu  einer  Arbeitsstellung  im  Betrieb  übergeht,  die  mit  geringerem  Lohn 
als  seine  bisherige  verbunden  ist,  so  behält  er  für  den  Fall  späterer 
Pensionierung  Anspruch  auf  diejenige  Pension  als  Mindestleistung, 
welche  ihm  zugestanden  hätte,  wenn  seine  Pensionierung  zur  Zeit  des 
Wechsels  der  Arbeitsstellung  erfolgt  wäre. 

Eine  bei  weitem  umfangreichere  Durcharbeitung  nehmen  in  §§  76 
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bis  93  die  Bestimmungen  über  Auflösung  desDienstverhält- 
n  i  s  s  e  s  in  Anspruch : 

Die  beiderseitige  Kündigungsfrist  darf  in  den  Stiftungsbetrieben  für 
Arbeiter  nicht  auf  weniger  als  2  Wochen,  für  Geschäftsgehilfen  nicht 
auf  weniger  als  6  Wochen  festgesetzt  werden.  Die  in  kündbaren  Ver- 
trägen stehenden  Beamten,  Geschäftsgehilfen  und  Arbeiter  der  Stiftungs- 
betriebe haben  nach  im  ganzen  dreijähriger  seit  Vollendung  des  18. 
Lebensjahres  im  Dienste  der  Stiftung  verbrachter  Dienstzeit  klagbaren 
Anspruch  gegen  ihre  Firma  auf  Gewährung  einer  Entschädigung 
für  Verlust  ihrer  Stellung,  wenn  Auflösung  des  Dienstvertrags  seitens  der 
Firma  erfolgt,  ohne  dass  sie  zur  Fortsetzung  der  vertragsmässigen  Thätig- 
keit  unfähig  geworden  sind  oder  ihrerseits  schuldbare  Veranlassung  zur 
Vertragsauflösung  gemäss  §  79  gegeben  haben.  Diese  Entschädigung 
hat  in  jedem  Falle  nicht  weniger  zu  betragen  als  die  Summe  des  festen 
Zeitlohnes  oder  Gehaltes,  auf  welche  der  Betroff"ene  bei  Fortdauer 
seines  Dienstverhältnisses  für  das  nächste  Jahr  nach  seinem  Austritt 
Anspruch  gehabt  hätte.  Für  solche  Geschäftsangehörige,  die  nach  dem 
Pensionsstatut  Pensionsanwartschaft  erlangt  haben,  soll  die  Entschädigung 
nicht  weniger  betragen  als  der  Gesamtbetrag  der  im  Invaliditätsfall  zu  be- 
anspruchenden Pension  für  einen  Zeitraum  gleich  dem  vierten  Teil  der 
abgelaufenen,  nach  den  Bestimmungen  des  Pensionsstatuts  anrechnungs- 
fähigen Dienstzeit.  Wer  ausser  Lehrvertrag  als  Arbeitslehrling,  vor  vol- 
lendetem 16.  Lebensjahr  bei  einem  Stiftungsbetrieb  eingetreten  ist,  hat 
auf  die  zuerst  bezeichnete  Entschädigung  schon  einen  Anspruch,  wenn 
er  ohne  sein  Verschulden  nach  vollendetem  18.  Lebensjahr  entlassen 
wird.  Wer  die  Abgangsentschädigung  einmal  empfangen  hat,  gewinnt 
im  Fall  seines  Wiedereintritts  neuen  Anspruch  bei  nochmaliger  Ent- 
lassung erst  nach  Ablauf  von  drei  neuen  Dienstjahren,  und  bis  nach 
Ablauf  des  5.  neuen  Dienstjahres  nur  für  denjenigen  Betrag,  um  wel- 
chen der  neue  Anspruch  die  frühere  Leistung  überschreitet.  Die  im 
Vorstehenden  (§  77)  normierte  Abgangsentschädigung  kann  solchen,  die 
zur  Zeit  ihrer  Entlassung  noch  nicht  das  21.  Lebensjahr  vollendet  haben, 
durch  Fortzahlung  ihres  Wochen-  oder  Monatslohnes  auf  die  Dauer  eines 
halben  Jahres  gewährt  werden.  Allen  anderen  muss  auf  Verlangen  der 
Gesamtbetrag  bei  der  Entlassung  ausgezahlt  werden.  Im  §  79  sind  die 
Gründe  besonders  aufgeführt,  aus  denen  der  Anspruch  auf  die  im 
§  7 7  festgesetzte  Abgangsentschädigung  wegen  schuldbarer 
Veranlassung  nur  dann  hinfällig  sein  soll,  wenn  die  Auflösung  des 
Dienstverhältnisses  seitens  der  Firma  durch  Kündigung  oder  sofortiger 
Entlassung  begründeter  Weise  erfolgt,  und  auf  das  bürgerliche  Recht 
ist  verwiesen  in  Bezug  auf  Vertragsauflösung  nur  nach  vorgängiger 
Kündigung  oder  durch  sofortige  Entlassung  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
im  Fall  der  Vertragsauflösung  der  Rechtsnachteil  des  §  79  eintritt  oder 
nicht.  Diese  Gründe  mögen  hier  nur  nach  ihren  Sammelrubriken  kürz- 
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lieh  angeführt  werden:  erhebliche  Vertragsverletzung,  Thatsachen  ausser- 
dem, die  wichtige  Gründe  für  Nichtfortsetzung  des  Vertrags  ergeben 
(Vertrauensbruch  vorbehalthch  aller  im  §  58  gewährleisteten  Rechte, 
Trunksucht  und  Ausschweifungen,  grobe  Ehrverletzungen,  Thätlichkeiten 
und  Schädigungen  gegen  alle  im  Dienstverkehr  Beteiligten  und  Ver- 
letzung der  bürgerlichen  Ehrenhaftigkeit  und  der  guten  Sitten).  Un- 
fähigkeit eines  Arbeiters  oder  Angestellten  zur  Fortsetzung  der  ver- 
tragsmässigen  Thätigkeit  oder  Hinderung  daran  aus  anderen  Ur- 
sachen schliesst  einen  Anspruch  auf  Abgangsentschädigung  aus 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  §§  67,  "72 — 75  des  Statuts  und  des 
insoweit  in  Geltung  gebliebenen  Pensionsstatuts,  sowie  hinsichtlich  der 
gleich  zu  erwähnenden  vorübergehenden  Behinderungen  (§  82).  A  u  f- 
kündigung  des  Arbeits-  oder  Anstellungsvertrags  seitens  der  Firma 
unter  dauernder  Entbindung  von  weiteren  Dienstpflichten  und  dauern- 
der Gewährung  der  statutenmässigen  Pension  ist  hinsichtlich  der  in 
kündbarem  Vertrag  stehenden  Personen  jederzeit  zulässig  und  be- 
gründet keinen  Entschädigungsanspruch  aus  §  77.  Nach  §  82  begründet 
vorübergehende  Behinderung  in  Erfüllung  des  Dienstver- 
trags hinsichtlich  aller  für  den  Fall  unverschuldeter  Entlassung  zu  einem 
Anspruch  auf  Abgangsentschädigung  nach  §  77  berechtigten  Betriebs- 
angehörigen nicht  Aufhebung,  sondern  nur  Suspension  des  Dienst- 
vertrags für  die  Dauer  der  Behinderung,  wenn  sie  veranlasst  ist:  durch 
Rücksichten  auf  wichtige  Interessen  des  Betriebsangehörigen  oder  seiner 
Familie,  wofern  die  Unterbrechung  nach  Vereinbarung  mit  der  Ge- 
schäftsleitung erfolgt  und  nicht  länger  als  i  Jahr  dauert  (auch  nicht 
unterbrochen  oder  absatzweise  zusammen  ?),  durch  Einberufung  zum 
Heeresdienst  für  die  gesetzliche  Dauer  im  Frieden  oder  sonst  im  Kriege, 
durch  Untersuchungs-  oder  Strafhaft  von  nicht  über  6  Monate,  sofern 
bei  letzterer  das  fragliche  Delikt  nicht  nach  §  79  Aufhebung  des  Vertrags 
rechtfertigt.  Während  der  Suspension  gilt  der  Betriebsangehörige  als 
nicht  im  Dienste  der  Firma  stehend  vorbehaltlich  der  Anrechnung  des 
Heerdienstes  auf  die  pensionsfähige  Dienstzeit.  Falls  nicht  Dienstun- 
fähigkeit inzwischen  oder  ein  Grund  der  Vertragsaufhebung  nach  §  79 
eingetreten  ist,  erlangt  nach  Beseitigung  der  Verhinderung  der  Suspen- 
dierte seine  vorherige  Stellung  mit  allen  ihm  vorher  erwachsenen  An- 
rechten wieder.  Urlaub,  welcher  auf  Grund  des  §  62  der  Anstel- 
lungsverträge erteilt  ist,  sowie  auch  sonstiger  Urlaub,  der  nach  Verein- 
barung mit  der  Geschäftsleitung  für  nicht  länger  als  3  Monate  oder  für 
noch  längere  Zeit  aus  Gesundheitsrücksichten  genommen  wird,  begrün- 
det, auch  wenn  dabei  der  Anspruch  auf  Lohn  oder  Gehalt  zeitweise 
aufhört,  keine  Suspension  des  Diensvertrags.  Auch  bei  Dienstunter- 
brechung durch  Krankheit  gilt  für  die  Dauer  der  statutenmässigen  Ver- 
pflegung der  Betriebskrankenkasse,  auch  hinsichtlich  der  ihr  nicht  An- 
gehörenden der  Kranke,  ebenso  wie  ein  Beurlaubter  für  die  ganze  Zeit 
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der  Dienstunterbrechung  in  jeder  Hinsicht  als  im  Dienste  der  Firma 
verbHeben.  Dagegen  eigenmächtiges  Fortbleiben  von  der 
Arbeit  oder  den  Dienstgeschäften,  wenn  es  über  3  Tage  dauert,  kann 
ohne  Rücksicht  auf  die  Befugnis  der  Firma  zur  Vertragsauflösung  nach 
§  79  als  thatsächliche  Aufliebung  des  Dienstvertrags  seitens  des  Ar- 
beiters oder  Angestellten  angesehen  werden.  Eine  Aufhebung  des 
Dienstvertrages  infolge  »höherer  Gewalt«  tritt  nur  denjenigen  Betriebs- 
angehörigen gegenüber  ein,  welche  alsdann  nicht  in  rechtsverbindlicher 
Weise  sich  verpflichten  wollen :  für  die  ganze  Dauer  der  Betriebs- 
unterbrechung gegen  Fortgewähr  ihres  bisherigen  festen  Zeitlohnes  oder 
Gehaltes  ihren  Wohnsitz  am  Orte  der  Betriebsstätte  oder  in  dessen 
Umgebung  zu  behalten,  der  Geschäftsleitung  ihrer  Firma  jederzeit  für 
Hilfsleistung  zur  Beseitigung  der  Störung  und  Wiederaufnahme  der  Ar- 
beit zur  Verfügung  zu  stehen ;  nach  Wiederaufnahme  des  gestörten  Be- 
triebes die  Hälfte  des  in  der  Zwischenzeit  empfangenen  nicht  durch 
entsprechende  Arbeitsleistung  abverdienten  Lohnes  als  empfangenen 
Vorschuss  durch  Ueberstunden  wieder  abzutragen,  soweit  solches  durch 
Verlängerung  der  regelmässigen  Arbeitszeit  um  wöchentlich  höchstens 
9  Stunden  während  der  Dauer  eines  Jahres  angängig  ist,  wenn  inner- 
halb dieses  Zeitraumes  der  auf  die  Ueberstunden  im  Verhältnis  zur 
Gesamtarbeitszeit  entfallende  Zeit-  und  Stücklohn  von  der  Firma  zu- 
rückbehalten wird ;  bei  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtungen  den  ge- 
samten ohne  entsprechende  Arbeitsleistung  empfangenen  Lohn  zurück- 
zuerstatten. 

Zum  Schluss  des  Tit.  V  sind  in  §§  87 — 93  noch  eine  grössere  An- 
zahl von  »Schlussbestimmungen«  angereiht,  die  verschiedene 
Modifikationen  der  in  dem  Titel  aufgestellten  Regeln  in  be- 
sonderen Fällen  enthalten ;  hervorzuheben  ist  noch,  dass  alle  Arbeits- 
und Anstellungsverträge  in  den  Stiftungsbetrieben  als  unter  der  Er- 
klärung abgeschlossen  zu  gelten  haben  sollen  :  dass  bezüglich  solcher 
Punkte,  über  welche  der  Vertrag  Bestimmungen  nicht  enthält,  zunächst 
Tit.  V  zur  Geltung  komme  und  das  bürgerliche  Recht  nur  insoweit, 
als  auch  das  Statut  Anordnungen  nicht  getroff"en  habe.  In  den  Betriebs- 
ordnungen oder  in  den  sie  ersetzenden  allgemeinen  Arbeitsverträgen 
soll  Tit.  V  seinem  ganzen  Inhalt  nach  anhangsweise  verlautbart  und  eine 
dem  vorangehenden  Absatz  entsprechende  Erklärung  auszusprechen  sein. 

Bezüglich  solcher  Streitfälle  aus  den  Arbeits-  und  Anstellungs- 
verträgen ,  welche  Auslegung  und  Anwendung  von  Bestimmungen  des 
Tit.  V  zum  Gegenstand  haben,  darf  für  die  nicht  in  lebenslänglichen 
Verträgen"  stehenden  Angehörigen  der  Stiftungsbetriebe  der  ordent- 
liche Rechtsweg  nicht  durch  Vertrag  zum  voraus  allgemein,  son- 
dern nur  durch  Vereinbarung  der  Parteien  im  einzelnen  Fall  und  unter 
Garantien  eines  ordentlichen  Schiedsverfahrens  ausgeschlossen 
werden,    ausser    insoweit,    als    etwa   hinsichtlich   der  im  gewöhnlichen 
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Lohnverhältnis  Stehenden  die  endgiltige  Entscheidung  bestimmter  Streit- 
fragen einer  Arbeitervertretung  übertragen  wäre,  welche  den  Vorschriften 
des  §  64  entspricht. 

Für  das  Personal  des  Glaswerks  treten ,  so  lange  das 
jetzige  Gesellschaftsverhältnis  bei  der  Firma  Schott  u.  Gen.  fortbesteht, 
alle  Vorschriften  des  Tit.  V  nur  insoweit  in  Geltung,  als  solches  auf 
Grund  des  gegenwärtigen  Gesellschaftsvertrags  oder  mit  ausdrücklicher 
Zustimmung  des  dermaligen  Socius  der  Stiftung  geschehen  kann. 

Von  ganz  besonderem  Interesse,  weil  den  neueren  An- 
forderungen der  Arbeiterbewegung  entsprechend,  sind  im  Tit.  V  in 
§§  94 — 99  die  Bestimmungen  zur  »Regelung  allgemeiner  In- 
teressen des  Personals  der  Stiftungsbetriebe«,  die 
hier  genau  wiederzugeben  sind. 

§  94.  Die  Bezüge  der  Beamten  der  Stiftungsbetriebe  sind  in  den  ver- 
schiedenen Beamtenklassen  stets  in  angemessenem  Verhältnis 
zum  durchschnittlichen  Arbeitsverdienst  der  erwachsenen  Arbeiter  in  den 
Betrieben  zu  erhalten.  Das  höchste  Jahreseinkommen,  welches  einem 
Beamten,  die  Mitglieder  der  Geschäftsleitungen  eingeschlossen,  für  seine 
vertragsmässigen  Dienstleistungen  gewährt  wird,  darf  zur  Zeit  der  Fest- 
setzung nicht  hinausgehen  über  das  Zehnfache  vom  durchschnittlichen 
jährlichen  Arbeitseinkommen  der  sämtlichen  über  24  Jahre  alten  und 
mindestens  3  Jahre  im  Betriebe  thätigen,  im  gewöhnlichen  Lohnver- 
hältnis stehenden  Arbeiter  aller  Stiftungsbetriebe,  nach  dem  Durch- 
schnitt der  letztverflossenen  3  Geschäftsjahre.  Die  durchschnittliche 
Höhe  aller  derjenigen  Beamtengehälter,  welche  einzeln  das  Doppelte 
des  vorgedachten  durchschnittlichen  Arbeitseinkommens  erreichen  oder 
überschreiten,  soll  nicht  mehr  als  das  Vierfache  jenes  Arbeitseinkom- 
mens betragen.  Ortszulagen,  welche  Beamten  an  Plätzen  mit  besonders 
kostspieliger  Lebensführung  dieser  wegen  gewährt  werden,  sind  bezüg- 
lich beider  Vorschriften  ausser  Ansatz  zu  lassen. 

§  95.  Angehörigen  der  Stiftungsbetriebe,  Arbeitern  sowohl  wie 
Beamten,  ist  im  Fall  besonders  erfinderischer  oder  sonst  auf  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Fortschritt  gerichteter  Bethätigung,  wenn 
daraus  ihrer  Firma  besonderer  Vorteil  ohne  rechtliche  Ver- 
pflichtung zu  Gegenleistung  erwächst,  oder  im  Fall  von  besonderen 
Leistungen  irgend  einer  anderen  Art  zum  Nutzen  ihrer  Firma 
oder  der  Stiftung,  wenn  diese  Leistungen  über  die  pflichtmässige 
Wahrnehmung  ihrer  Obliegenheiten  deutlich  hinausgehen,  neben 
der  Entlohnung  für  die  vertragsmässige  Thätigkeit  ein  der  Billig- 
keit entsprechender  Anteil  an  den  Vorteilen  einzuräumen, 
welche  die  Stiftung  durch  solche  Personen  gewinnt.  Dies  sind  natür- 
lich, nicht  unter  die  obigen  Bezüge  fallende,  Extra  bezüge,  auf  welche 
hinstrebend  der  Arbeits-  und  Wetteifer  durch  die  Aussicht  auf  ihre  Er- 
langung erheblich  angespornt  wird. 
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§  96  bestimmt,  dass  bei  einer  Einschränkung  oder  S  u  s  p  e  n- 
d  i  e  r  u  n  g  wegen  der  im  §  8g  vorgesehenen  Umstände  in  einem  Ge- 
schäftsbetriebe bezüglich  der  auf  die  §§  67,  72,  73,  77  begründeten 
Leistungen  gegenüber  den  Arbeitern  ,  auch  gegenüber  allen  Beamten 
des  Betriebes,  die  Mitglieder  seiner  Geschäftsleitung  nicht  ausgenom- 
men, entsprechende  Einschränkungen,  soweit  nicht  schon 
erworbene  Rechte  entgegenstehen,  einzutreten  haben  und  ein  desfall- 
siger  Vorbehalt  in  alle  auf  Lebenszeit  abzuschliessende  Anstellungs- 
verträge ausdrücklich  aufzunehmen  ist.  Vorzugsrechte  zur  Sicher- 
stellung vertragsmässiger  Ansprüche  sind  niemandem  einzuräumen.  Dem- 
gegenüber zur  Ausgleichung  bestimmt 

§  97  eine  Erhöhung  der  Maximalsätze  der  pensionsfähigen 
Monats-Löhne  und  Gehälter  in  dem  Verhältnis,  in  welchem  das 
durchschnittliche  jährliche  Arbeitseinkommen  der  über  24  Jahre  alten 
Arbeiter  der  Stiftungsbetriebe  über  seinen  dermaligen  gestiegen  ist, 
wenn  die  gemäss  §§72  oder  73  normierten  Maximalsätze  infolge  fort- 
schreitender Verschiebung  des  Verhältnisses  zwischen  Geld- 
wert und  Arbeit  dauernd  in  Missverhältnis  zum  wirklichen  Lohn 
und  Gehalt  der  aktiven  Betriebsangehörigen  getreten  sein  würde.  Eine 
Prüfung  des  Pensionsstatuts  unter  dem  hier  bezeichneten  Gesichtspunkt 
hat  mindestens  von  10  zu  10  Jahren  stattzufinden.  Hiemit  ist  ange- 
sichts des  immer  mehr  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte 
zunehmenden  Sinkens  des  Geld-  und  Kapitalwertes  und  des  schnellen 
Steigens  des  Arbeitswertes  jedenfalls  das  Vertrauen  in  eine  gerechte 
Entlohnung  gesichert  worden. 

§  98.  Wenn  mit  Rücksicht  auf  die  gesamte  Geschäftslage  und  den 
vom  Reservefond  erreichten  Stand  in  einem  Stiftungsbetrieb  den  An- 
gehörigen neben  den  zum  voraus  festgesetzten  Lohn-  und  Gehaltsbe- 
zügen noch  Bezüge  eingeräumt  werden,  deren  Höhe  in  irgend  einer 
Form  vom  Jahresgewinn  abhängig  gemacht  ist  (Gewinnbeteili- 
gung), so  muss  die  Bemessung  und  Abgewähr ung  solcher 
Bezüge  nach  folgenden  Grundsätzen  geschehen  : 

Sie  sind  im  ganzen  für  ein  Geschäftsjahr  auszuwerfen  als  nach- 
träglicher prozentualer  Zuschlag  auf  die  Summe  aller  Löhne  und  Ge- 
halte, welche  die  Firma  in  dem  betreffenden  Geschäftsjahr  auszube- 
zahlen hatte; 

der  Prozentsatz  dieses  Zuschlags  auf  das  Lohn-  und  Gehalt-Konto 
ist  zu  bemessen  nach  dem  gemäss  §  41  Abs.  2  auf  das  gleiche  Lohn- 
und  Gehalt-Konto  bezogenen  prozentischen  Nettogewinn  des  Geschäfts- 
jahres, und  zwar  als  ein  Bruchteil  desjenigen  Betrags,  mit  welchem  dieser 
Nettogewinn  die  Ziffer  überschreitet,  die  gemäss  der  in  §§  40,  41  ge- 
gebenen Richtschnur  als  Mindestziffer  im  Sinn  des  §  41  Abs.  2  jeweils 
gelten  soll; 

die  Festsetzung  und  spätere    Abänderung    der    speziellen  Normen, 
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nach  welchen  der  Prozentsatz  des  Zuschlags  jeweils  berechnet  wird, 
ist  zwischen  der  Geschäftsleitung  und  deren  Stiftungskommissar  zu  ver- 
einbaren ; 

ein  dem  ausgeworfenen  Prozentsatz  entsprechender  nachträglicher 
Lohn-  und  Gehalts-Zuschlag  ist  ganz  gleichmässig  an  alle  abzugewähren, 
welche  beim  Schluss  des  Geschäftsjahres  als  Arbeiter  oder  Beamte  — 
nur  die  Mitglieder  der  Geschäftsleitung  gemäss  §  28  ausgenommen  — 
im  Dienst  der  Firma  standen,  jedem  einzelnen  nach  Verhältnis  des  ge- 
samten Lohnes  oder  Gehaltes,  welchen  er  während  des  abgelaufenen 
Geschäftsjahres  thatsächlich  bezogen  hat. 

Eine  Gewinnbeteiligung  nach  anderen  Grundsätzen  darf  in  den 
Stiftungsbetrieben  nicht  eingeführt  werden. 

§  99.  In  den  Stiftungsbetrieben  sollen  Lehrlinge,  jugendliche  Ar- 
beiter und  weibliche  Personen  niemals  behufs  billiger  Arbeitskraft  be- 
schäftigt werden,  vielmehr  die  beiden  ersteren  immer  nur  zum  Zweck 
ihrer  Ausbildung  für  den  Industriezweig  im  allgemeinen  oder  für  die 
besonderen  Bedürfnisse  des  Betriebes,  und  nur  in  solcher  Anzahl,  als 
zur  Sicherung  genügenden  Nachwuchses  an  gelernten  Arbeitern  jeweilig 
geboten  erscheint ;  die  letzteren  sollen  im  Betrieb  nur  für  solche  Ver- 
richtungen, welche  Frauen  angemessener  sind  als  Männern,  verwendet 
werden. 

Tit.  VII.  Verwendung  von  Ueberschüssen.  —  §§  100 
bis  109. 

Nach  Erfüllung  der  im  §  i  A  aufgeführten  Stiftungsaufgaben  und 
Dotierung  des  Reservefonds  gemäss  der  §§45  —  50  zur  statutenmässigen 
Sicherung  für  fortgesetzte  Erfüllung  jener  Aufgaben,  sollen  die  Ueber- 
Schüsse  für  die  im  §  i  B  aufgestellten  Zwecke  Verwendung  finden 
(Förderung  allgemeiner  Interessen  der  unter  A  genannten  feintechni- 
schen Industrie  im  eigenen  Wirkungskreis  der  Stiftungsbetriebe  wie 
ausserhalb  derselben,  Bethätigung  in  gemeinnützigen  Einrichtungen  und 
Massnahmen  zu  Gunsten  der  arbeitenden  Bevölkerung  Jenas  und  seiner 
nächsten  Umgebung,  Förderung  naturwissenschaftlicher  und  mathema- 
tischer Studien  in  Forschung  und  Lehre) ,  jedoch  ist  die  Eingehung 
rechtsverbindlicher  Verpflichtungen  zu  fortgesetzten  Leistungen  für  diese 
letzteren  Zwecke  (§  i  B)  auf  den  Zeitraum  von  10  Jahren  und  von 
5  Jahren  beschränkt,  sofern  der  Reservefond  den  in  §  45  bezeichneten 
Stand  nicht  überschreitet. 

Im  §101  wird  der  erste  der  drei  unter  §  i  B  namhaft  gemachten 
Zwecke  weiter  ausgeführt  und  im  §  102  die  Bethätigung  derselben  in 
folgenden  Umrissen:  Durch  Inangriffnahme  oder  Unterstützung  wissen- 
schaftlicher Studien  und  Versuche  oder  sonstiger  Unternehmungen, 
welche  Aufgaben  des  genannten  Industriezweiges  zum  Gegenstand  haben 
und  dessen  Interessen  weiter  zu  fördern  vermögen  —  gleichgiltig ,  ob 
solche  in  der  Thätigkeit  der  Stiftungsbetriebe  selbst  Anknüpfung  finden 
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und  ganz  oder  zum  Teil  mit  deren  Einrichtungen  und  durch  deren 
Personal  betrieben  werden  können  ,  oder  ob  sie  von  Fremden  veran- 
lasst worden  sind  und  ausgeführt  werden  müssen;  ferner  durch  Anre- 
gung oder  Unterstützung  litterarischer  Arbeiten  irgend  einer  Art,  welche 
auf  die  Fachinteressen  Bezug  haben;  weiter  durch  Heranziehen  be- 
gabter Personen  zu  höherer  Ausbildung  auf  Kosten  der  Stiftung  für 
den  Dienst  des  Industriezweiges,  dem  die  Stiftungsbetriebe  angehören, 
endlich  durch  persönliche  Beteiligung  der  Beamten  der  Stiftungsbetriebe 
an  den  Bestrebungen  für  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  ganzen 
Industriezweiges  und  Förderung  und  Vertretung  der  gemeinsamen  In- 
teressen seiner  Angehörigen. 

In  §§  103  und  104  werden  die  für  den  zweiten  jener  drei 
Zwecke  zu  machenden  Aufwendungen  dahin  begrenzt,  dass  und  indem 
sie  zu  Gunsten  gemeinnütziger  Einrichtungen  oder  Veranstaltungen  in 
Jena  und  seiner  nächsten  Umgebung  dienen  sollen,  welche  geeignet 
sind,  das  leibliche  Wohl,  die  wirtschaftliche  Lage  oder  die  Lebensbe- 
quemlichkeit der  in  industrieller  und  kleingewerblicher  Thätigkeit  steh- 
enden Volkskreise  zu  befördern  oder  gewerblicher  Fortbildung 
allgemein  bildender  Belehrung  und  geistiger  Anregung  ihren  Arge- 
hörigen  zu  dienen.  Einrichtungen  und  Veranstaltungen,  welche  unter 
einem  von  diesen  Gesichtspunkten  zu  Gunsten  der  Angehörigen  der 
Stiftungsbetriebe  getroffen  werden  könnten,  sind  immer  thunlichst  so 
zu  gestalten  oder,  wenn  sie  zunächst  nur  für  diese  Angehörigen  ge- 
troffen würden,  doch  mit  der  Zeit  so  auszugestalten,  dass  sie  möglichst 
weiten  Kreisen  der  dortigen,  d.  h.  Jenaischen  Bevölkerung  zu  gut  kom- 
men. Die  Bethätigung  der  Stiftung  in  dieser  Richtung  hat  jederzeit 
strenge  Neutralität  gegenüber  allen  politischen  und  religiösen 
Parteien  zu  nehmen  und  unter  keinen  Umständen  dürfen  innerhalb  oder 
ausserhalb  der  Stiftungsbetriebe  Mittel  der  Stiftung  verwandt  werden 
zu  Gunsten  von  Einrichtungen,  deren  Leitung  oder  Benutzung  durch 
konfessionelle  oder  politische  Rücksichten  beschränkt  ist,  oder  zu  Gunsten 
von  Zwecken,  deren  Förderung,  möchten  sie  auch  an  sich  gemein- 
nützige sein,  im  gegebenen  Fall  mit  kirchlichen  oder  politischen  Partei- 
bestrebungen auf  irgend  eine  Art  in  Verbindung  gebracht  ist. 

Nach  §  105  sind  im  übrigen  die  verfügbaren  Mittel  gemäss  dem 
in  §  I  B  an  dritter  Stelle  benannten  Stiftungszweck,  der  Förderung 
rein  wissenschaftlicher  Studien  und  Forschungen  im  ganzen  Bereich 
der  naturwissenschaftlichen  und  mathematischen  Lehrfächer,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  äusseren  Interessen  der  Stiftungsbetriebe,  nach  Möglich- 
keit dienstbar  zu  machen.  Die  hierfür  bestimmten  Aufwendungen  sollen 
während  des  Bestehens  der  Universität  Jena  regelmässig  in  deren  In- 
teressenkreis erfolgen,  insoweit  nicht  in  einzelnen  Fällen  Anlass  zur 
Ausführung  rein  wissenschaftlicher  Arbeiten  innerhalb  der  Betriebe 
und  durch  deren  Mitarbeiter  gegeben  ist ;    die  desfallsigen  Mittel  sind 
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der  Universität  durch  den  »Universitätsfond  der  ^«r/Zwjj-Stiftung«  zu- 
zuführen. 

Im§  106  sind  die  Bestimmungen  der§§  14,  15  u.  17  der  ersten  Stiftungs- 
urkunde vom  19.  Mai  1889  über  die  Verwendung  der  Mittel  des  letztge- 
dachten Fonds  unter  4  weiteren  Massgaben  (Verfügungs-  und  Rück- 
lagefond) in  Kraft  erhalten  worden  in  der  Weise,  dass  sie  auch  mit 
einer  nachträglich  vereinbarten  Aenderung  des  §  15  für  die  Zukunft 
als  ergänzender  Bestandteil  des  Tit.  VII  des  neuen  Statuts  zu  gelten 
haben,  sofern  nicht  noch  bei  Lebzeiten  des  Stifters  (Dr.  Abbe)  eine 
Neuregelung  durch  ein  Ergänzungsstatut  zu  Tit.  VII  bewirkt  werden 
würde. 

Ueber  die  Höhe  der  zu  verwendenden  U  e  b  e  r  s  c  h  ü  s  s  e  für  die 
gedachten  Zwecke  bestimmt  §  107,  indem  die  Verwendung  dabei  von 
mehrfachen  Voraussetzungen  abhängig  gemacht  wird,  die  in  einem  sub- 
sidiären Verhältnis  stehen. 

§  108  weist  die  Verfügung  rücksichtlich  der  vorerwähnten  Mittel 
der  Stiftsverwaltung  zu,  jedoch  sollen  der  Stift  ungskommissar 
und  die  Vorstände  der  Stiftungsbetriebe  das  Recht  haben,  jeder- 
zeit Anträge  aus  §  i  B  zu  stellen  und  über  alle  Anträge  anderer, 
sowie  über  Absichten  der  Stiftungsverwaltung,  soweit  es  sich  nicht  um 
innere  Angelegenheiten  des  Universitätsfonds  handelt,  vor  der  Beschluss- 
fassung gehört  zu  werden  und  übereinstimmenden  Anträgen  sämtlicher 
Vorstandsmitglieder  der  in  Jena  bestehenden  Stiftungsbetriebe  in  Bezug 
auf  Aufwendungen  für  die  §§102 — 193  benannten  Zwecke  ist  stets  statt- 
zugeben, Aufwendungen  aber  der  genannten  Art  gegen  das  einstimmige 
Votum  dieser  Personen  sind  nicht  zulässig. 

Endlich  §  109  lässt  alle  Arbeitsleistung,  welche  in  Gemässheit  des 
§  5  (der  Stiftsverwaltung  und  des  Stiftungskommissars)  oder  nach  dem 
Auftrag  der  Stiftungsverwaltung  Staatsbeamte  in  Angelegenheiten 
der  Stiftung  übernehmen,  aus  Mitteln  dieser  so  zu  vergüten,  zu,  dass  dem 
Staat  aus  der  Beteiligung  seiner  Beamten  an  der  Verwaltung  der  Stiftung 
auch  nicht  indirekt  Lasten  erwachsen.  Aufwendungen  aus  Mitteln  der 
Stiftung,  die  nicht  der  Vertretung  und  Verwaltung  derselben  dienen 
oder  als  Ehrenausgaben  in  ihrem  nächsten  Interessenkreis  anzu- 
sehen sind  und  nicht  den  statutenmässigen  Aufgaben  nach  §  i  B  sowie 
den  Bestimmungen  dieses  Tit.  VII  entsprechen,  sollen  jederzeit  aus- 
geschlossen sein. 

Tit.  VIII.  Rechnungslegung  d  e  r  S  t  i  f  t  u  n  g  s  v  er  w  a  1 - 
tung.    §§  110 — 112. 

Solange  der  Stifter  lebt  und  verfügungsfähig  ist,  bleibt  diesem 
persönlich  die  Entgegennahme  jährlicher  Rechnungslegung  der 
Stiftungsverwaltung  über  die  Vermögensbewegung  und  den  Vermögens- 
bestand der  Stiftung  vorbehalten.  Nach  dieser  Zeit  ist  solche 
Rechnungslegung  regelmässig  nach  Schluss  eines  Verwaltungsjahres  der 
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Stiftung  an  eine  ehrenamtliche  Kommission  zu  erstatten, 
welche  sich  zusammensetzt  aus  dem  Kurator  der  Universität  Jena,  einem 
vom  akademischen  Senat  je  auf  3  Jahre  zu  ernennenden  Vertrauens- 
mann, einem  solchen,  welchen  die  Gemeindevertretung  (z.  Z.  der  Ge- 
meinderat der  Stadt  Jena)  gleichfalls  je  auf  3  Jahre  wählt,  den  je  der 
Funktionsdauer  nach  ältesten  Vorstandsmitgliedern  der  jeweils  besteh- 
enden Stiftungsbetriebe,  insoweit  die  drei  erstgenannten  Stellen  sol- 
chen Auftrag  auf  diesbezügliches  Ersuchen  seinerzeit  annehmen  mögen. 
Der  Auftrag  hat  für  alle  als  ein  rein  persönlicher  zu  gelten  und 
hinsichtlich  seiner  Erfüllung  haben  die  Beauftragten  von  niemand  In- 
struktion zu  empfangen  und  niemand  Rechenschaft  zu  geben. 

Für  die  Rechnungslegung  der  Stiftungsverwaltung  haben 
die  von  den  Geschäftsleitungen  ordnungsmässig  aufgestellten  und  vom 
Stiftungskommissar  anerkannten  Jahresbilanzen  und  statistischen  Auf- 
stellungen der  Stiftungsbetriebe ,  die  Empfangsbescheinigung  der  zu- 
ständigen Universitätskasse ,  sowie  die  seitens  einer  Staatskassenver- 
waltung aufgenommenen  und  bescheinigten  Inventuren  des  Reserve- 
fonds ohne  weitere  Nachprüfung  als  ordnungsmässige  Belege  zu  gelten. 
Jedoch  sind  der  Kommission  überall  diejenigen  Nachweisungen  vor- 
zulegen, welche  die  fortgesetzte  Uebereinstimmung  der  Verwaltung  der 
Stiftung  mit  den  Vorschriften  dieses  Statuts  und  der  dasselbe  in  Tit. 
VII  ergänzenden  §§  der  Stiftungsurkunde  vom  19.  Mai  1889,  bez.  des 
an  ihre  Stelle  getretenen  Ergänzungsstatuts,  darzuthun  erforderlich  er- 
scheinen. 

§  112.  Nachdem  die  betreffenden  Rechnungsaufstellungen,  Belege 
und  ergänzenden  Nachweisungen  jedesmal  den  einzelnen  Mitgliedern 
der  Kommission  zu  persönlicher,  vertraulicher  Einsichtnahme  vorge- 
legen haben ,  ist  in  einer  vom  Stiftungskommissar  geleiteten  münd- 
lichen Verhandlung  ein  Protokoll  aufzunehmen,  in  welchem 
etwa  erhobene  Bedenken  oder  Einwendungen  gegen  die  Ord- 
nungs-  oder  Statutenmässigkeit  der  Verwaltung  vollständig  zu  verlaut- 
baren sind.  Die  Sammlung  dieser  Protokolle  aus  den  letztvorauf- 
gegangenen  20  Jahren  ist  bei  allen  nachfolgenden  Rechnungslegungen 
wieder  mit  zur  Vorlage  zu  bringen. 

Tit.  IX.  »Schlussbestimmungen«  enthalten  im  Hinblick 
auf  die  verschiedenen  Seiten  hin  eintretenden  MögHchkeiten  even- 
tuelle Regelungen  für  die  Zukunft  in  §§  113—  121  bezüglich 
der  Verwaltung  und  Geschäftsleitungen.  Daneben  sei  nur  §  116  her- 
vorgehoben :  Sollte  die  Karl  Z?m-Stiftung  zu  irgend  einer  Zeit  infolge 
der  Auflösung  ihrer  sämtlichen  Betriebsunternehmungen,  unter  den 
Voraussetzungen  des  §  37  Abs.  3  (Unmöglichkeit  weiterer  Fortführung 
des  Stiftungsbetriebes  ohne  Schädigung  oder  Gefährdung  der  Stiftung) 
oder  durch  andere  Ereignisse,  für  weitere  erspriessliche  Fortsetzung 
der  ihr  zugedachten    praktischen  Thätigkeit   im    Gebiet    der    feintech- 
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nischen  Industrie  keinen  Boden  mehr  haben  und  alsdann  auch 
keine  anderen  stiftungsmässigen  Einrichtungen  dauernder  Art  und  von 
erheblicher  Bedeutung  besitzen,  deren  Fortführung  nicht  wesentlich 
nur  Vermögensverwaltung  wäre,  so  soll  sie  nach  Auflösung  des  letzten 
Stiftungsbetriebes  und  Abwickelung  aller  Verbindlichkeiten  ihr  übrig 
bleibendes  Vermögen  zur  einen  Hälfte  den  Gemeinden 
Jena  und  Wenigenjena  (d.  i.  ein  grosses  von  Jena  nur  durch  die  Saal- 
brücke getrenntes  Dorf,  welches  nach  der  Vereinigung  mit  Kams- 
dorf  gegen  2500  Einw.,  darunter  zahlreiche  Angehörige  der  Stiftungs- 
betriebe zählt  und  dessen  zunächst  noch  von  der  Stadtgemeinde  Jena 
abgelehnte  Vereinigung  mit  Jena  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein 
wird),  zur  anderen  Hälfte  der  Universität  Jena,  falls  diese  aber 
nicht  mehr  bestünde ,  nach  Wahl  der  Stift  ungsverwaltung 
einer  anderen  deutschen  Hochschule,  zu  weiterer  selbständiger  Ver- 
wendung für  im  Sinne  der  Stiftung  liegende  Zwecke  überweisen 
und  als  Rechtssubjekt  mit  eigenen  Organen  zu  bestehen  aufhören. 

§  117.  Abänderungen  und  Ergänzungen  des  neuen  Sta- 
tuts, sowie  deklaratorische  Zusätze  und  geeigneten  Falles  Neu- 
redaktion ganzer  Abschnitte  bleiben  der  Stiftungsverwaltung  und 
dem  Stifter  zu  vereinbaren  vorbehalten  bis  zum  10.  Jahre  nach  Inkraft- 
treten des  Statuts.  Weiter  ist  geordnet,  wie  verfahren  werden  soll,  wenn 
der  Stifter  vor  Ablauf  dieser  10  Jahre  versterben  oder  verfügungsun- 
fähig geworden  sein  würde ;  Statutenänderungen  sollen  rechtmässig 
nach  dem  in  den  folgenden  §§  118 — 121  bestimmten  Verfahren  er- 
folgen. Jede  demgemäss  bewirkte  Abänderung  des  Statuts,  die  gemäss 
§  119  nicht  angefochten  oder  trotz  Anfechtung  durch  Richterspruch 
als  rechtmässig  aufrecht  erhalten  ist,  soll  nach  Ablauf  der  einjährigen 
Frist  seit  ihrer  Bekanntgabe,  bez.  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  des 
im  Anfechtungsverfahren  ergangenen  Urteils ,  und  nach  alsdann  er- 
folgter landesherrlicher  Bestätigung,  ihrem  Inhalt  nach  als  Teil  des  ur- 
sprünglichen, vom  Stifter  selbst  errichteten  Statuts  gelten  (§  120). 

Ausgeschlossen  ist  in  §  121  jede  Abänderung  der  4 
in  §§  I — 4  und  117 — 120  enthaltenen  Bestimmungen,  wie  auch  deren 
Kraftloserklärung. 

Die  letzte  Bestimmung  in  §  122  richtet  sich  auf  Hinausgabe 
von  Abdrücken  dieses  neuen  Statuts  nach  Erlangung  der 
landesherrlichen  Bestätigung,  an  alle  18  Jahre  alte  Angehörige  der 
Stiftungsbetriebe  jetzt,  dann  192 1  und  weiter  nach  Ablauf  fernerer 
25  Jahre,  ev.  mit  den  inzwischen  nach  §§  117  oder  118  eingeführten 
Abänderungen  und  Ergänzungen  in  einer  diesen  entsprechenden  Neu- 
ausgabe. 

Hiermit  sei  die  Wiedergabe  dieser  scharfsinnig  ausgeführten  Or- 
ganisation eines  eigenartigen  technischen  Betriebes  abgeschlossen. 

Es   ist   mit  der  Verteilung  des  neuen  Statuts,    dem  auch  die  vom 
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Staatsministerium  unterfertigte  landesherrliche  Bestätigung  urkundlich 
abgedruckt  beigefügt  worden  ist,  gleichzeitig  unter  dem  26.  Aug.  1896 
ein  gedrucktes  Rundschreiben  der  Geschäftsleitung  der  Optischen  Werk- 
stätte, unterzeichnet  von  dem  Senior  Dr.  Abbe,  Czapski,  O.  Schott  und 
M.  Fischer,  an  sämtliche  Angehörige  der  Firma  Karl  Zeiss  ergangen, 
worin  eine  Gedenkfeier  des  50  jährigen  Bestehens  der  Anstalt  gegen 
Jahresschluss  angekündigt  worden.  Als  eine  würdige  Beigabe  dieser 
Festfeier  wird  es  darin  bezeichnet,  dass  die  Karl  Zm.y-Stiftung ,  der 
Rechtsnachfolger  des  Begründers,  gerade  im  gegenwär- 
tigen Gedenkjahr  in  die  ihr  zugedachte  gemeinnützige  Wirk- 
samkeit zu  Gunsten  von  Einrichtungen  eintritt,  die 
den  Interessen  der  Betriebsangehörigen  dienen,  indem  sie  allen  Kreisen 
der  arbeitsthätigen  Bevölkerung  Jenas  dienen  wollten.  Die  beson- 
dere Festgabe  aber,  welche  die  Karl  Zeiss-'$)\\i\.\xxig  namens  der  Firma 
der  Optischen  Werkstätte  dem  Beamtenkreis  und  der  Arbeiterschaft 
der  letzteren  zur  Vollendung  des  50.  Jahres  ihrer  Thätigkeit  darzu- 
bringen wünsche,  werde  nunmehr,  nachdem  von  sonstigen  Veranstal- 
tungen Abstand  genommen  worden ,  sich  an  die  persönliche 
Festgabe  anschliessen ,  welche  der  mitunterzeichnete  Senior  der 
jetzigen  Geschäftsleitung  der  Firma  in  dem  ausgegebenen  Statut  seinen 
Mitarbeitern  widme  und  welche  darin  bestehe ,  dass  zwei  in  dem 
Statut  zum  Vorteil  der  Geschäftsangehörigen  vorgesehene  neue  Ein- 
richtungen, die  dem  Statut  zufolge  erst  vom  nächsten  Geschäfts- 
jahre ab  zur  Einführung  gelangen  würden,  rückwirkend  schon 
auf  das  laufende  50.  Jahr  erstreckt  werden  sollten:  die  in  §  70  des 
Statuts  vorgesehene  einwöchige  Urlaubserteilung  im  Zeit- 
lohn —  und  eine  dem  §  98  des  Statuts  entsprechende  Gewinn- 
beteiligung der  Beamten,  Geschäftsgehilfen  und 
Arbeiter.  Der  Urlaub  ist  allen  seit  dem  i.  April  1896  dem  Be- 
triebe Angehörenden  auf  Ansuchen  im  Sommer  und  Herbst,  nach  Ver- 
ständigung über  angemessene  Verteilung,  erteilt  und  auf  das  Geschäfts- 
jahr allen,  welche  am  Schluss  desselben  (30.  September  1896)  dem 
Betrieb  noch  angehört ,  ein  nachträglicher  Zuschlag  von 
8  Prozent  auf  den  im  Lauf  des  Geschäftsjahres  empfangenen  Lohn 
und  Gehalt  —  also  im  Verhältnis  zum  Jahreseinkommen  ein  Monats- 
betrag, im  November  desselben  Jahres  laut  Zusage  in  dem  Rund- 
schreiben abgewährt  worden,  in  Gemässheit  des  §  98  des  Statuts  auch  mit 
dem  Vorbehalt  demnächstiger  Regelung  der  ganzen  Einrichtung  in  ihren 
Grundlagen  für  die  Folgezeit.  Die  Bethätigung  einer  gemein- 
nützigen Wirksamkeit  der  Stiftung  hat  sich  bereits  in  der  Mitwir- 
kung bei  der  Errichtung  einer  Volks-Leseanstalt  in  Jena  durch 
einen  Verein  gezeigt,  wofür  eine  namhafte  Summe  verwilligt  worden 
ist.  Von  einem  hochherzigen  Sinn  und  Bemühen  für  das  Gemeinwohl 
geleitet  hat  Dr.  Abbe  sich  mit  achtungswerter  Bescheidenheit  eine  Stel- 
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lung  von  massig  materiellem  Gewinn,  aber  einen  grossen  Ruhm  und 
Namen  in  der  naturwissenschaftlichen  Welt  errungen.  Bei  Gelegenheit 
seiner  Ernennung  zum  Mitgliede  der  Berliner  Akademie 
im  Herbst  1896  hat  ihm  die  Voss.  Zeitung  in  ihrem  wissenschaftlichen 
Teile  aus  fachmännischer  Feder  die  vollste  Anerkennung  gewidmet, 
woraus  folgendes  zum  Schluss  hierher  zu  entnehmen  ist:  »Zm5  er- 
kannte frühzeitig,  dass  die  Feintechnik  in  der  Zukunft  ihrer  stets  sich 
steigernden  Aufgabe  nur  dann  gewachsen  sein  würde,  wenn  es  ihr  gelinge, 
Pfleger  der  reinen  Wissenschaften  dafür  zu  gewinnen,  dass  sie  die  wissen- 
schaftlichen Vorbedingungen  für  einzelne  praktische  Aufgaben  auf  das  ge- 
naueste studierten.  Seither  hat  sich  diese  Anschauung  allgemein  Bahn  ge- 
brochen. Auf  sie  geht  die  hochherzige  Schöpfung  Werner  vo7i  Siemens,  die 
physikalisch-technische  Reichsanstalt,  zurück,  in  der  allgemein  für  die  ge- 
samte technische  Physik  geleistet  wird,  was  Zeiss  und  Abbe  ihrer  Zeit  für 
die  Optik  allein  anstrebten.  Die  Gemeinschaft  Beider  bewährte  sich  und 
trug  reiche  Frucht.  Der  wichtigste  Ertrag  der  theoretisch  optischen 
Studien  Abbes  ist  der  von  ihm  angegebene  »Kondensor«.  Die  Abbe- 
sche  Vorrichtung  ist  eine  der  technischen  Hauptstützen  der 
modernen  bakteriologischen  Technik.  Die  Geschichte 
des  ^(^^^'schen  Kondensors,  kurzweg  »Abbe«  genannt,  ist  von  Interesse. 
Die  Mikroskopiker  hegten  schon  lange  das  berechtigte  Verlangen  nach 
einer  Erhöhung  der  Vergrösserung  und  stärkerer  Markierung  der  mi- 
kroskopischen Bilder.  Es  wurde  ihnen  im  Laufe  der  Zeit  eine  ganze 
Reihe  von  Beleuchtungsapparaten  dargeboten,  die  mehr  als  die  alten 
leisten  sollten.  Keiner  aber  hielt,  was  sein  Erfinder  versprach.  Die 
Mikroskopiker  wurden  gegenüber  jeglichem  neuen  Angebot  misstrauisch. 
Sie  wollten  überhaupt  nichts  mehr  von  Kondensoren  wissen.  Nun  Hess 
Abbe  auf  Grund  theoretischer  Studien  von  Zeiss  einen  neuen  Kondensor 
bauen  und  berichtete  über  ihn  1873  i'"*  ^wei  seither  geschichtlich  ge- 
wordenen Aufsätzen :  »Beiträge  zur  Theorie  des  Mikroskops  und  der 
mikroskopischen  Wahrnehmung«  und  »Ueber  einen  neuen  Beleuchtungs- 
apparat am  Mikroskop«  im  »Archiv  für  mikrosk.  Anat.«.  Die  Arbeiten 
wurden  zunächst  nicht  beachtet.  Fünf  Jahre  vergingen,  his  Robert  Koch, 
damals  Physiker  in  Wollstein,  für  seine  bakteriologischen  Studien  über 
Wundinfektionskrankheiten  den  Apparat  benutzte.  Auf  sein  Betreiben 
lenkte  Gustav  Fritsch  in  der  Berliner  Physiologischen  Gesellschaft  die 
Aufmerksamkeit  der  Mikroskopiker  auf  den  Abbe' ■üz\i^x\  Kondensor  hin. 
Mit  dem  gewaltigen  Fortgange  der  Ä'<?cA'schen  Forschungen  zur  Bak- 
terienkunde kam  der  »Abbe«  zur  Anerkennung.  Jetzt  ist  der  Apparat 
in  H  underttausenden  von  Exemplaren  verbreitet.  Er  ist  überall  heimisch, 
wo  wissenschaftliche  Mikroskopie  getrieben  wird.  Die  Erfindung 
des  Kondensors  ist  nur  eine  Leistung  Abbe'%.  Dazu  kom- 
men noch  namhafte  andere  Einzelstudien.  Genannt  seien :  »Ueber  einen 
Spektralapparat  am   Mikroskop«  —  »Ueber  die  Bestimmung  der  Licht- 
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stärke  optischer  Instrumente«  —  »Apparat  zur  Berechnung  des  Bre- 
chungsexponenten und  der  Dispension  von  Flüssigkeiten«  —  »Bestim- 
mung des  Brechungs-  und  Zerstreuungsvermögens  fester  und  flüssiger 
Stoffe«  —  »Ueber  mikrometrische  Messung  optischer  Bilder«  — 
»Ueber  Blutkörperchenzählung«  —  »Anwendung  des  Refraktometers«  — 
»Bedingungen  des  Aplanatismus  der  Linsensysteme«  —  »Ueber  die 
Grenzen  der  geometrischen  Optik«  —  »Bedingungen  der  mikrostereo- 
metrischen  Betrachtung«  —  »Verbesserung  des  Mikroskops  mit  Hilfe 
neuen  optischen  Glases«.«  — 

Möge  dem  grossen  Fachmann,  Gelehrten  wie  Praktiker,  Arbeits- 
organisator und  Menschenfreund  beschieden  sein,  recht  lange  noch ^ zu 
schaffen  und  die  Menschheit  sich  zur  Dankbarkeit  zu  verpflichten  und 
darin  einen  wahren  und  den  schönsten  Lohn  seines  segensreichen 
Wirkens  zu  finden.  Der  Liebe  und  Dankbarkeit  der  Bevölkerung  Jenas 
und  nächster  Umgebung  darf  er  sich  schon  seit  Jahren  erfreuen  und 
dessen  ist  er  für  die  Zukunft  eben  so  sicher  wie  der  allgemeinen  Hoch- 
achtung in  allen  fachmännischen  Kreisen. 

Der  Stiftung  selbst  ist  ein  gedeihliches  Fortwachsen  in  ihren  Be- 
strebungen und  Erfolgen  zu  gönnen  und  zu  wünschen.  Bereits  sind 
die  Baulichkeiten  der  Optischen  Werkstätte  und  des  Glaswerkes  in  den 
letzten  Jahren  schon  erheblich  vergrössert  worden  und  sehen  einer 
weiteren  Vergrösserung  entgegen.  Eine  Betriebserweiterung  nach  aus- 
wärts nahm  man  geplant  an,  da  laut  Bekanntmachung  des  Grossherzogl. 
S.  Staatsministeriums  zu  Weimar  vom  24.  September  1896  die  landes- 
herrliche Genehmigungsurkunde  über  eine  Anleihe  der  Karl  Zeiss- 
Stiftung  vom  19.  September  1896  veröffentlicht  worden  ist,  wonach  auf 
Antrag  der  Stiftungsverwaitung  auf  den  Inhaber  lautende  Schuldver- 
schreibungen in  Stücken  von  1000  M.  im  Gesamtbetrag  von  Einer 
Million  M.  zu  4**/"  ausgegeben  worden,  deren  jährliche,  mindestens 
50  Stück  umfassende  Auslosung  vom  i.  Oktober  1906  beginnen  und 
spätestens  bis  1925  beendigt  sein  soll,  wobei  alle  ausgelosten  oder  auf 
Grund  einer  Kündigung  zur  Rückzahlung  gelangenden  Schuldverschrei- 
bungen mit  2  Prozent  Aufgeld,  also  das  Stück  mit  1020  M.,  einzulösen 
sein  sollen.  Indessen  ist  der  Zweck  dieser  Anleihe  ein  anderer.  Die 
Karl  Zm^'schen  Erben  waren  bisher  noch  mit  einem  Anteil  am  Rein- 
gewinn beteiligt  und,  um  deren  Anspruch  in  einer  beiden  Teilen  ge- 
nehmen Weise  nach  und  nach  zu  beseitigen,  ist  auf  Grund  eines  Ab- 
kommens der  Uebergang  der  Obligationen  obiger  Anleihe  zum  grössten 
Teile  an  die  Zmj'schen  Erben  bewirkt  worden ,  so  dass  die  Obliga- 
tionen in  festen  Händen  sind. 

Von  welcher  Bedeutung  die  Karl  Zm.y-Stiftung  für  die  Universität 
Jena  ist,  mag  sich  beispielsweise  daraus  ergeben,  dass  aus  ihren  Fonds 
nicht  allein  eine  neue  Sternwarte,  deren  Direktor  Dr.  Abbe  ist,  sondern 
auch  ein  erheblicher  Anbau  an  das  physikalische  Institut  u.  a.  m.  ge- 
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schaffen  worden  ist.  Die  Stadt  Jena  selbst  und  das  angrenzende  We- 
nigenjena  sind  der  Stiftung  vielfach  zum  Danke  verbunden,  neuerdings 
ganz  besonders  durch  die  oben  erwähnte  Errichtung  der  Volks- 
1  e  s  e  h  a  1 1  e  ,  deren  elegante  Herstellung  in  2  Stockwerken  (jährliche 
Miete  3000  M.)  gegen  4000  M.  gekostet  hat  (den  grösseren  Teil  ihrer 
Erhaltung  in  Miete  ,  Heizung  u.  s.  w.  bezahlt  die  Stiftung) ;  sie  kann 
vermöge  ihrer  Reichhaltigkeit  an  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Leih- 
büchern geradezu  als  eine  M  u  s  t  e  r  a  n  s  t  a  1 1 ,  deren  Benützung  für 
beiderlei  Geschlechter  in  Abteilungen  frei  ist,  bezeichnet  werden.  — 
Zum  Schluss  sei  bemerkt,  dass  am  12.  Dezember  d.  J.  der  50jährige 
Stiftungstag  der  Optischen  VVerkstätte  durch  einen  Festakt 
mit  einer  Rede  des  Dr.  Abbe  —  ohne  jede  weitere  Feier  —  gefeiert 
worden  ist.  Welche  Bedeutung  der  genannten  Stiftung  in  Thüringen 
beigemessen  wird,  ergiebt  sich  daraus,  dass  bei  Gelegenheit  der  Stif- 
tungsfeier der  Chef  des  Kultusdepartements  zu  Weimar  im  Beisein  des 
Kurators  der  Universität  Jena  im  Auftrag  des  Grossherzogs  zu  Sachsen 
dessen  Bildnis  mit  einem  Anerkennungs-  und  Dankschreiben  an  Dr. 
Abbe,  der  übrigens  jede  Auszeichnung  durch  Titel  oder  Orden  abge- 
lehnt hatte,  überbrachte,  ingleichen  die  Glückwünsche  des  Grossher- 
zogl.  S.  Staatsministeriums  und  dem  bei  der  Universität  beteiligten 
Herzogl.  Sächsischen  Staatsregierungen  (von  S.  Meiningen,  S.  Altenburg 
und  S.  Coburg  und  Gotha),  ferner  dass  die  Universität  dem  Chef  des 
Finanzdepartements  K.  Rothe  als  Staatskommissar  seitens  der  philo- 
sophischen Fakultät  und  dem  Stifter  und  Statuterrichter  Professor  Dr. 
Abbe  seitens  der  juristischen  Fakultät  die  akademische  Würde  eines 
Ehrendoktors  verliehen  hat.  Im  Handschreiben  des  Grossherzogs  von 
Sachsen-Weimar-Eisenach  ist  besonders  die  segensreiche  Wirksamkeit 
auf  wissenschaftlichem,  aber  vor  allem  auf  sozialem  Gebiete  zur 
Anerkennung  gebracht  und  in  einem  gleichen  Beglückwünschungs- 
schreiben  des  Ministeriums  im  Auftrag  des  Herzogs  von  Meiningen-Hild- 
burghausen ist  die  bei  Errichtung  der  Stiftung  vom  Stifter  bewiesene 
Uneigennützigkeit  und  Selbstlosigkeit  hervorgehoben  worden. 
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DIE  NEUERE  ENTWICKLUNG  DER 
ARBEITSVERHÄLTNISSE  UND  DER  GEWERK- 
SCHAFTLICHEN ORGANISATION  IM 
BUCHDRUCK-GEWERBE. 

VON 

FRITZ   TIEDEMANN. 


Die  Tagung  der  Tarifkommission  im  Jahre  1889  bedeutete 
einen  der  entscheidendsten  Wendepunkte  in  der  Geschichte  des 
deutschen  Buchdruckgewerbes  ^).  Die  Erinnerung  an  diesen  Um- 
schwung knüpft  sich  hauptsächhch  an  die  damals  beschlossene 
berühmte  Stettiner  Resolution ,  welche  bestimmte ,  dass  alle  den 
vereinbarten  Tarif  für  sich  als  bindend  anerkennenden  Firmen  ver- 
pflichtet sein  sollten ,  fernerhin  nur  noch  Gehilfen  einzustellen, 
welche  nachweislich  zu  tarifmässigen  Bedingungen  gearbeitet  und 
in  tarifeinhaltenden  Geschäften  ausgelernt  hatten.  Um  die  ganze 
Tragweite  dieser  Bestimmung  ermessen  zu  können ,  ist  es  not- 
wendig, sich  die  damalige  Lage  zu  vergegenwärtigen.  Seit  1878 
war  die  Gehilfenorganisation  unausgesetzt  bemüht  gewesen  die  In- 
stitution eines  für  ganz  Deutschland  geltenden  Tarifs  der  Arbeits- 
bedingungen ,  welcher  zwischen  Prinzipalen  und  Gehilfen  verein- 
bart war,  aus  ihrem  Scheinleben  in  eine  kraftvolle  Wirklichkeit 
hinüberzuleiten ,  um  dadurch  ein  Mittel  zu  haben ,  mit  dem  man 
die  vielfach  verrotteten  Arbeitsverhältnisse  des  Gewerbes  wirksam 


l)  Ueber  die  Geschiclite  der  Buchdruckerorganisationen  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
s.  Friedrich  Zahn:  »Die  Organisation  der  Prinzipale  und  Gehilfen  im  deutschen  Buch- 
druckgewerbe«  (Sonderabdruck  aus  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  45). 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897.  II.  lA 
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regenerieren  konnte.   Doch  alle  diese  Bestrebungen  hatten  so  gut 
wie  keinen  Erfolg  gehabt,  der  Tarif  fand  im  grossen  und  ganzen 
platonische  Anerkennung  als  Norm  für  ganz  Deutschland,  ja  ein 
gut  Teil  der  Geschäfte,  die  ihm  offiziell  ihre  Zustimmung  versag- 
ten, hielt  ihn  thatsächlich  doch  ein,  aber  seine  allgemeine  Durch- 
führung war  nicht  zu  erreichen,  und  das  war  für  die  Gehilfen  der 
springende  Punkt,    denn  ohnedies  ist    ihr  eigentlich    letztes    Ziel, 
eine  allmählige    aber    stetige  Besserung    der  Arbeitsbedingungen, 
nicht  zu  erreichen.     Dass  eine  allgemeine  Durchführung  des  Ta- 
rifs unmöglich  war,    hatte    aber  zwei  Gründe.     Einmal   lag  diese 
Durchführung  nur  im  Interesse  eines  kleinen  Teils  der  Prinzipale 
und  auch  bei  ihnen  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Grenze  und  unter 
gewissen  Vorbedingungen,  ein  anderer  bei  weitem  grösserer  Teil 
hatte  dagegen  ein    uneingeschränktes  Interesse  am  tariflosen  Zu- 
stande, so  die  kleinen  Provinzialfirmen,  für  welche  Einführung  des 
Tarifs  bedeutende  Arbeitsverteuerung  hiess,  und  vor  allem  die  so- 
genannte   Schmutzkonkurrenz ,    deren  Lebensfähigkeit    durch  den 
Tarif  geradezu  in  Frage  gestellt  wurde.  Zweitens  aber  hatten  die 
Prinzipale  auch  nicht  die  Macht,  um  den  Tarif  durchzusetzen.  Ihr 
Verein  war  gegründet  als  ein  Kampfverein  gegen  die  Gehilfenor- 
ganisation, und  so  war  es  ganz  erklärlich,  dass  er  jetzt  in  seinen 
Institutionen  nicht  die  geringste  Handhabe  bot,  um  für  den  Tarif 
einzutreten,  ja  dass  er  die  gefährlichsten  Tarifverächter  in  seinen 
Reihen  dulden  musste,  obgleich  er  bei  jeder  neuen  Tariffestsetzung 
den  allerdings  sehr  frommen  Wunsch  aussprach,  dieser  Tarif  möge 
nun  als  Grundlage  der  Entlohnung  für  ganz  Deutschland  dienen. 
Diesem    unglücklichen  Zustande    sollte    nun   und   konnte  ein 
Ende  gemacht  werden  durch  die  Stettiner  Resolution.  Wenn  näm- 
lich alle  tariftreuen  Prinzipale,  d.  h.  im  allgemeinen  Prinzipale  von 
grossen  und  angesehenen  Firmen,  sich  darüber  einig  waren,  dass 
sie  in  Zukunft  nur   solche  Gehilfen   beschäftigen  wollten ,  welche 
bisher    zu  tarifmässigen  Bedingungen    gearbeitet   hatten ,    so  war 
zum  mindesten  das  Entstehen  einer  Gehilfenaristokratie  gesichert, 
die  für  sich    günstige  Arbeitsbedingungen    erlangen   konnte ,  und 
von  den  übrigen  Arbeitnehmern  des  Gewerbes  als  besondere  Klasse 
streng  geschieden  war,  voraussichtlich  aber  hatte  eine  solche  Mass- 
nahme von  Seiten  der  Tariffreunde,  wenn  sie  mit  der  nötigen  Agi- 
tation verbunden  war,  auch  zur  Folge,  dass  die  Tarifgegner  ihren 
bisherigen  Standpunkt  nicht  innehalten  konnten,  da  es  ihnen  dann 
bald    an    Arbeitskräften    gefehlt  hätte,    denn    wer   hätte   wohl   in 
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ihren  Geschäften  noch  lernen  oder  arbeiten  mögen  auf  die  Gefahr 
hin,  dadurch  in  allen  anständigen  und  angesehenen  Geschäften  als 
Geächteter  zu  gelten  !  So  war  also  anzunehmen,  dass  die  Durch- 
führung der  Stettiner  Resolution ,  besonders  verbunden  mit  der 
zweiten  aus  den  Stettiner  Tagen  stammenden  Anregung,  die  bei- 
derseitigen Organisationen  der  Prinzipale  und  Gehilfen  als  Ver- 
tragschliessende  einzusetzen,  anstatt  wie  bisher  ihre  Gesamtheiten, 
mustergültige  Zustände  gleich  denen  in  den  sozial  vorgeschrittensten 
englischen  Gewerben  herbeiführen  werde,  dass  nach  langen  Käm- 
pfen endlich  eine  gerechte  Regelung  des  freien  Arbeitsvertrages 
errungen  sei.  Man  kann  hiernach  geneigt  sein  die  Resolution  der 
Stettiner  Tarifkommission  für  einen  hochwichtigen  Erfolg  des  Ge- 
hilfenvereins anzusehen  —  Sie  war  einer  seiner  schwersten  sozial- 
politischen Fehler.  Eine  Durchführung  der  Resolution  hätte  vor- 
aussichtlich alle  jene  guten  Früchte  gezeitigt,  aber  eine  Durchfüh- 
rung der  Resolution  war  zur  Zeit  unmöglich.  Schon  aus  einem 
psychologischen  Grunde  konnte  sie  kaum  als  denkbar  erscheinen. 
Die  Prinzipale  hatten  sich  bisher  unausgesetzt  dagegen  gesträubt, 
irgendwelche  bindenden  Verptlichtungen  zu  übernehmen ,  sobald 
der  andere  Kontrahent  die  Gehilfenschaft  war,  —  und  zwar  han- 
delte es  sich  im  allgemeinen  immer  um  Verpflichtungen,  die  sie 
dem  einzelnen  gegenüber  doch  eingehen  mussten ,  wie  Lohnab- 
machung etc.  Und  nun  sollten  dieselben  Prinzipale  auf  einmal  Zu- 
geständnisse machen  auf  einem  Gebiete,  auf  dem  sie  bisher  un- 
beschränkte Herren  waren  ,  und  wo  es  sich  nach  ihrer  Meinung 
unbedingt  um  eins  der  natürlichsten  Rechte  jedes  Arbeitgebers 
handelte,  ein  Recht ,  an  dessen  mögliche  Aufgebung  sie  bisher 
sicher  noch  keinen  Augenblick  gedacht,  und  das  auch  die  Arbeit- 
nehmer, wenigstens  in  Deutschland,  noch  nie  ernstlich  in  Frage 
gestellt  oder  gar  angetastet  hatten ,  das  Recht  nämlich  des  Ar- 
beitgebers ,  sich  seine  Arbeitskräfte  nach  freiem  Ermessen  ohne 
irgendwelche  nicht  in  der  Natur  der  Sache  liegende  Einschrän- 
kungen auszusuchen.  Aber  ganz  abgesehen  hiervon  war  es  den 
Arbeitgebern  sicher  nicht  zu  verdenken,  wenn  sie  sich  davor  scheu- 
ten, eine  solche  tiefgreifende  Aenderung  ohne  sichere  Garantie, 
dass  sie  nicht  grossen  Schaden  davon  haben  würden,  in  ihrem  Ge- 
werbe durchzuführen.  Dass  eine  Skepsis  hier  ganz  am  Platze  war, 
dass  vor  allem  der  Stand  der  Buchdruckergehilfen,  sofortgeschrit- 
ten er  unbedingt  in  sozialpolitischer  Beziehung  war,  doch  für  eine 
solche  Entwicklung  noch   nicht  als    reif  erachtet  werden   konnte, 
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das  zeigt  eine  Forderung,  die  wiederholt  auftauchte  in  der  Zeit, 
da  die  Verhandlungen  über  Durchführung  der  Resolution  schweb- 
ten. Man  verlangte  nämlich ,  in  der  Resolution  sollten  statt  des 
Passus  »Gehilfen ,  die  nachweislich  zu  tarifmässigen  Bedingungen 
gearbeitet  und  in  tarifeinhaltenden  Geschäften  ausgelernt  haben« 
eingesetzt  werden  :  »Gehilfen,  welche  dem  U.V.D.B.  angehören«. 
Dies  Verlangen,  welches  allerdings  offiziell  nie  gestellt  wurde,  war 
vom  Standpunkt  der  Gehilfen  durchaus  richtig  und  konsequent, 
denn  nur  so  war  ihnen  eine  wirkliche  Durchführung  der  Resolu- 
tion garantiert ,  aber  es  zeigt  wie  gefährlich  diese  Durchführung 
den  Prinzipalen  werden  konnte,  denn  damit  war  die  Möglichkeit 
des  Numerus  clausus  nahegelegt,  und  das  bedeutet  in  einem  Lande, 
wo  allen  übrigen  Gewerben  ein  unbeschränktes  Arbeitsangebot 
zur  Verfügung  steht,  für  ein  einzelnes  Gewerbe  die  völlige  Abhän- 
gigkeit der  Arbeitgeber  von  den  Arbeitnehmern. 

Endlich  zogen  auch  die  grösseren  Firmen ,  deren  Stellung- 
nahme entscheidend  sein  musste,  und  die,  da  sie,  wie  gesagt, 
meist  den  Tarif  einhielten ,  im  allgemeinen  keinen  unmittelbaren 
Nachteil  aus  der  Resolution  zu  erwarten  hatten,  doch  einen  mit- 
telbaren Vorteil  aus  der  durch  dieselbe  zu  bekämpfenden  Lehr- 
lingszucht. Die  entstehende  Ueberfüllung  desArbeitsmarktes  schützte 
sie  vor  jedem  Mangel  an  Arbeitskräften  und  konnte  deshalb  be- 
sonders bei  etwa  ausbrechenden  Kämpfen  als  gewichtiger  Faktor 
für  sie  in  Betracht  kommen.  Das  schlugen  sie  so  hoch  an,  dass 
ihnen  dagegen  der  Schaden,  welchen  sie  durch  ihre  kleineren  Kon- 
kurrenten erlitten,  die  sich  nur  durch  Benutzung  der  billigen  Lehr- 
lingsarbeit halten  konnten,  unwesentlich  erschien.  Das  Bestehen 
der  Schmutzkonkurrenz  brachte  mehr  Gewinn  als  Verlust,  das  war 
der  letzte  Grund ,  weshalb  bei  der  Bekämpfung  derselben  nicht 
auf  die  Teilnahme  der  Arbeitgeber  gerechnet  werden  konnte. 

Unter  solchen  Umständen  war  die  Einführung  oder  gar  die 
Durchführung  der  Stettiner  Resolution  von  vornherein  so  gut  wie 
ausgeschlossen.  Sie  dennoch  erwirkt  zu  haben,  war  an  und  für 
sich  kein  Fehler  der  Gehilfenvertreter  ,  denn  sie  zogen  thatsäch- 
lich  aus  der  Resolution  als  solcher  Vorteile.  Wohl  aber  war  es 
ein  Fehler ,  sie  für  den  Preis  zu  erkaufen  ,  den  sie  dafür  zahlen 
mussten.  Sämtliche  Gehilfenforderungen  waren  bis  auf  einige  un- 
bedeutende Kleinigkeiten  unter  den  Tisch  gefallen,  und  die  Prin- 
zipalvertreter,  welche  wohl  einsahen,  dass  unter  diesen  Umstän- 
den die  Tarifgemeinschaft  nur    dann  noch  Lebensfähigkeit    habe. 
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wenn  sie  nun  wenigstens  Ernst  zeigten,  die  wenigen  Zugeständ- 
nisse ebenso  wie  die  früheren  Tarifabmachungen  auch  wirklich 
durchzuführen,  kamen  mit  der  Stettiner  Resolution  und  beruhig- 
ten damit  einigermassen  die  durch  ihren  Misserfolg  aufgeregte 
Gehilfenschaft.  Es  ist  unzweifelhaft,  und  auch  die  Gehilfen  gestehen 
es  unbedingt  zu,  dass  die  Prinzipalmitglieder  der  Tarifkommission 
vollkommen  ehrlich  zu  Werke  gegangen  sind,  sie  meinten  es  wirk- 
Hch  Ernst  mit  der  Resolution,  sie  erkannten  nur  nicht,  dass  auch 
sie  nie  im  stände  sein  konnten,  ihre  praktische  Durchsetzung  zu 
erwirken.  Der  Verzicht  auf  ihre  Forderungen  war  jedoch  nicht 
das  einzige  Aequivalent  der  Gehilfen  für  die  Resolution.  Der  Tarif 
wurde  anstatt  wie  bisher  nur  auf  ein  Jahr,  auf  zwei  Jahre  festge- 
setzt ;  und  das  war  weit  schlimmer,  denn  als  nach  einem  halben 
Jahre  der  Traum  von  der  Stettiner  Resolution  und  von  der  durch 
sie  hervorzuzaubernden  goldenen  Zeit  aus  war,  und  als  damit  die 
Notwendigkeit  eines  Kampfes  ziemlich  sicher  feststand,  da  hatten 
die  Prinzipale  anderthalb  Jahr  Zeit,  ehe  die  Gehilfen  den  Kampf 
beginnen  konnten ;  dass  sie  diese  kostbare  Zeit  gut  auszunutzen 
wussten ,  war  einer  die  Hauptgründe  für  die  Niederlage  der  Ge- 
hilfen. Später  werden  wir  hierauf  noch  näher  einzugehen  haben. 
Heute  w^ollen  die  Gehilfenführer  die  Stettiner  Resolution  nur  noch 
als  eine  taktische  Massregel  ihrerseits  gelten  lassen ,  an  deren 
Durchführung  sie  selbst  nie  geglaubt  hätten.  Nun  ist  es  allerdings 
richtig  ,  dass  die  Agitation  mit  der  Resolution  den  Verein  um 
2 — 3000  Mitglieder  vermehrt  also  bedeutend  gestärkt  hat,  aber 
diese  Stärkung  reichte  nicht  aus,  um  der  Gehilfenorganisation  den 
Sieg  zu  sichern,  ja  sie  wurde  reichlich  aufgewogen  durch  die  eben 
erörterte  Stärkung  der  Prinzipalschaft,  welche  auch  eine  mittel- 
bare Folge  der  Resolution  war,  und  so  muss  die  Resolution  vom 
Gehilfenstandpunkte  auch  als  rein  taktische  Massregel  angesehen 
für  vollkommen  verfehlt  erklärt  werden. 

Die  Geschichte  der  Stettiner  Resolution  bietet  nach  dem  Ge- 
sagten keine  besonders  bemerkenswerten  Momente  mehr.  In  einer 
Sitzung  am  22.  u.  23.  Januar  1890  fasste  der  Vorstand  des  D.B.V. 
einstimmig  den  Beschluss  ,  die  Stettiner  Resolution  den  Mitglie- 
dern zur  Beachtung  zu  empfehlen.  Zugleich  wurde  ein  schrift- 
licher Antrag  des  Vorstandes  des  U.V.D.B.  angenommen,  wonach 
dieser  Vorstand  mit  dem  Prinzipalvorstande  zusammenkommen 
wollte,  um  über  den  Termin  des  Inkrafttretens  der  Stettiner  Re- 
solution zu  verhandeln.  Die  vereinbarte  Zusammenkunft  fand  statt 
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am  i6.  Februar.  Man  einigte  sich  dahin,  dass  der  i.  Okt.  d.  J. 
als  Anfangstermin  für  die  Gültigkeit  der  Resolution  festgesetzt 
wurde,  was  in  einer  Bekanntmachung  in  den  beiderseitigen  Par- 
teiorganen, sowie  in  den  gelesensten  Lokalblättern  veröffentlicht 
werden  sollte. 

Doch  schon  hatte  die  Reaktion  gegen  die  Resolution  in  Prin- 
zipalkreisen begonnen,  Rheinland-Westphalen,  wo  man  stets  den 
Gehilfenforderungen  am  feindlichsten  gegenübergestanden  hatte, 
trat  wieder  zuerst  auf  den  Plan.  Der  Vertreter  dieser  Sektion  (Sek- 
tion II  des  Prinzipalvereins)  erklärte,  für  seine  Sektion,  in  der  1886 
nur  13  Offizinen  den  Tarif  anerkannt,  543  dagegen  denselben  igno- 
riert hätten,  sei  die  von  der  Tarifkommission  vorgeschlagene  Mass- 
regel undurchführbar,  und  als  ihm  darauf  erwidert  wurde  ,  wenn 
man  es  mit  den  statutenmässigen  Aufgaben  des  Prinzipalvereins 
ehrlich  meine,  müsse  man  wenigstens  insoweit  für  die  Durchfüh- 
rung der  Resolution  wirken,  wie  es  eben  möglich  sei,  da  repli- 
zierte er,  dass  die  Zusammengehörigkeit  seiner  Sektion  mit  dem 
D.B.V.  sehr  gelockert  sei  und  ihre  Stellungnahme  dahin  gehe,  sich 
»zwingenden  Folgerungen  des  Statuts  auf  keinen  Fall  zu  fügen«. 
Auch  von  anderer  Seite  erfolgte  bald  ein  energischer  Protest  gegen 
die  Massnahmen  des  Prinzipalvorstandes,  Eine  Anzahl  kleinerer 
Buchdruckereibesitzer  aus  der  Provinz  fasste  den  Plan,  einen  eige- 
nen Verein  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  zu  gründen,  da  der  Prin- 
zipalverein —  ein  Verein  der  grossen  Prinzipale  —  nach  ihrer 
Meinung  durch  sein  gehilfenfreundliches  Vorgehen  gezeigt  habe, 
dass  er  nicht  die  nötige  Bereitwilligkeit  und  die  nötige  Entschlos- 
senheit besitze ,  um  sie  in  ihren  vitalen  Interessen  zu  schützen. 
Dieser  Angrifif  betonte  vor  allem  die  unmittelbar  praktische  Seite 
der  beabsichtigten  Reform,  ganz  natürlich,  denn  die  kleinen  Drucke- 
reibesitzer, bei  denen  die  Arbeitskosten  einen  bei  weitem  erheb- 
licheren Bruchteil  der  gesamten  Geschäftsunkosten  ausmachen  als 
in  den  grösseren  Offizinen,  und  die  überdies  wohl  nur  selten  den 
ganzen  Tarif,  besonders  in  Bezug  auf  die  Lehrlingsskala ,  streng 
innegehalten  hatten,  mussten  bei  einer  Durchführung  der  Stettiner 
Resolution  am  meisten  geschädigt  werden. 

Diese  Proteste  und  Angriffe  erwiesen  sich  stark  genug,  um 
das  ganze  Projekt  zu  Falle  zu  bringen.  Der  Prinzipalverein  be- 
folgte wieder  seine  allgewohnte  Praxis,  alle  Massnahmen,  welche 
die  unbedingte  Missbilligung  eines  Teils  seiner  Mitglieder  fanden, 
und    deren  Durchführung    eine  Spaltung    des  Vereins    befürchten 
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liess,  einfach  ad  acta  zu  legen.  Die  am  30.  Juni  tagende  General- 
versammlung" des  D.B.V.  verschob  die  endgültige  Stellungnahme 
zur  Resolution  bis  zur  Generalversammlung  des  nächsten  Jahres, 
das  hiess  unter  den  obwaltenden  Umständen  ad  calendas  graecas. 
Der  Unterstützungsverein  fasste  das  auch  so  auf ,  sein  Vorstand 
trat  dem  Vorgehen  der  Prinzipale  in  einer  geharnischten  Erklä- 
rung entgegen,  welche  zuerst  die  Thatsache  des  Prinzipalbeschlusses 
registriert  und  dann  fortfährt :  »Dieser  Vorgang  ist  für  die  Durch- 
führung des  Tarifs  und  für  die  gedeihliche  Fortentwicklung  der 
Tarifgemeinschaft  sehr  bedauerlich,  und  der  Unterstützungsverein 
wird  aus  den  gefassten  Beschlüssen  die  Konsequenzen  ziehen 
müssen.  Solange  die  Mitwirkung  selbst  der  organisierten  Prinzi- 
pale bei  der  Durchführung  des  gemeinschaftlich  vereinbarten  Tarifs 
ausbleibt ,  muss  die  Gehilfenschaft  der  eigenen  Kraft  vertrauen, 
welche  sie,  wenn  notwendig,  auch  zu  bethätigen  wessen  wird.« 

Somit  waren  die  Hoffnungen  ,  welche  die  Gehilfenschaft  an 
die  Stettiner  Beschlüsse  geknüpft  hatte ,  in  der  Hauptsache  ver- 
eitelt, und  man  kam  nun  mit  erneutem  Eifer  auf  die  alten  For- 
derungen zurück ,  welche  man  in  Stettin  hatte  fallen  lassen ,  vor 
allem  auf  die  Forderung  einer  Arbeitszeitverkürzung.  Mit  grosser 
Energie  wurden  die  Agitationen  dafür  betrieben,  Versammlungen 
über  Versammlungen  wurden  abgehalten  ,  um  für  das  geplante 
Vorgehen  Stimmung  zu  machen.  Die  Idee  des  Achtstundentages 
liess  man  sehr  vernünftigerweise  fallen,  proklamierte  aber  in  einer 
am  9.  und  10.  November  stattfindenden  Konferenz  der  Gehilfen- 
vertreter der  Tarifkommission  die  Forderung  einer  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  auf  9  Stunden  und  einer  entsprechenden  Lohnerhöhung. 
Um  diese  Zeit  ungefähr  war  auf  beiden  Zeiten  die  Ueberzeugung 
fest  geworden,  dass  eine  friedliche  Einigung  sich  nicht  werde  er- 
reichen lassen,  und  man  begann  mit  aller  Macht  die  Rüstungen 
für  den  bevorstehenden  Kampf. 

Doch  wurden  fürs  erste  noch  nicht  alle  Beziehungen  abge- 
brochen. Noch  schwebten  die  Verhandlungen  über  das  andere 
Stettiner  Projekt,  die  beiderseitigen  Organisationen  der  Prinzipale 
und  Gehilfen  als  rechtmässige  Kontrahenten  des  Arbeitsvertrages 
anzuerkennen  und  dementsprechende  Institutionen  zu  schaffen. 
Dieselbe  Generalversammlung  des  D.B.V.  ,  welche  die  Stettiner 
Resolution  begraben  hatte,  machte  die  Beratungen  über  diese  An- 
gelegenheit zu  ihrer  Hauptaufgabe.  Wieder  wurde  eine  Einigung 
erschwert  durch  das  Verhalten  von  Rheinland-Westphalen.    Dort 
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hatte  man  nämlich  schon  lange  agitiert  für  eine  Herabsetzung  des 
bestehenden  Tarifs,  und  bei  den  über  diesen  Punkt  abgehaltenen 
Versammlungen  hatten  die  dortigen  Führer  in  der  schärfsten  Weise 
ausgesprochen,  dass  sie  prinzipiell  auf  dem  Standpunkte  ständen, 
dass  die  Festsetzung  des  Tarifs  eine  ausschliessliche  Befugnis 
der  Prinzipale  sei;  man  war  wohl  bereit,  wenn  auch  mit  Wider- 
streben ,  den  Gehilfen  einige  Konzessionen  zu  machen  ,  aber  nie 
dürfe  es  dahin  kommen,  dass  die  Gehilfen  den  Prinzipalen  irgend- 
welche Vorschriften  in  Bezug  auf  den  Arbeitsvertrag  machen 
könnten.  Das  hiess  mit  andern  Worten,  man  wollte  wohl  die  bis- 
her bestehende  Einrichtung  eines  gemeinsam  vereinbarten  Tarifs 
bestehen  lassen,  doch  dachte  man  nicht  daran,  die  bisher  geübte 
Praxis  aufzugeben ,  nach  der  es  in  jedes  Belieben  stand ,  diesen 
Tarif  nun  auch  wirklich  innezuhalten  oder  nicht.  Unter  solchen 
Umständen  waren  die  Aussichten  für  eine  Durchführung  des  Stet- 
tiner Projekts  herzlich  schlecht  Sonderbarerweise  war  das  Resul- 
tat der  Verhandlungen  weit  günstiger,  als  man  erwartet  hatte.  Es 
kam  ein  Kompromiss  zu  stände  auf  folgender  Grundlage.  Ein 
endgültiger  Beschluss  wurde  nicht  gefasst,  alles  wurde  einer  Kom- 
mission übergeben,  und  erst  die  nächstjährige  Generalverssamm- 
lung sollte  die  Entscheidung  treffen.  Die  Kommission  hatte  haupt- 
sächlich die  Aufgabe,  die  Prinzipalvorschläge  für  die  nächste  Ta- 
rifrevision vorzubereiten  und  zwar  unter  Zugrundelegung  des  von 
Rheinland-Westphalen  gewünschten  und  vom  Prinzipalverein  als 
im  allgemeinen  richtig  anerkannten  reduzierten  Tarifs.  Dagegen 
erklärten  die  Vertreter  von  Rheinland-Westphalen,  ein  Zusammen- 
gehen der  Prinzipalorganisation  mit  der  Gehilfenorganisation  in 
der  Tariffestsetzung  prinzipiell  gutheissen  zu  wollen. 

Die  Kommission  stimmte  im  allgemeinen  den  ihr  überwiesenen 
Vorlagen  zu,  wichtig  war,  dass  sie  ganz  ausdrücklich  betonte,  die 
Mitglieder  des  Prinzipalvereins  sollten  durch  das  Vereinsstatut  ver- 
pflichtet sein,  einen  satzungsgemäss,  d.  h.  durch  beide  Organisa- 
tionen festgestellten  Tarif  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  aus 
dem  Verein  einzuhalten.  Die  endgültige  Entscheidung  der  im  Fe- 
bruar 1891  stattfindenden  Generalversammlung  war  jedoch  nichts 
als  eine  Verflachung  des  ursprünglichen  Planes.  Was  an  demsel- 
ben eine  wesentliche  Neuerung,  ein  prinzipieller  Fortschritt  gegen 
früher  gewesen  war,  die  Bestimmung  nämlich,  dass  nur  die  in  den 
beiden  grossen  Vereinen  organisierten  Gewerbemitglieder  fortan 
zur  Festsetzung  des  Tarifs  legitimiert  sein   sollten,  das  Hess  man 
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fallen  und  beschloss,  dass  die  Tarifkommission  aus  je  9  Prinzipal- 
und  -Gehilfenmitgliedern  (früher  12)  bestehen  und  von  sämtlichen 
tariftreuen  Prinzipalen  und  Gehilfen  gewählt  werden  sollte.  Aus- 
serdem sollten  von  den  Vorständen  des  D.B.V.  und  des  U.V.D.B. 
je  3 — 5  Mitglieder  in  dieselbe  abgeordnet  und  die  Leitung  den 
beiderseitigen  Vereinsvorsitzenden  übertragen  werden.  Falls  die 
allgemeine  Tarifkommission  auf  diese  Bestimmungen  einginge, 
sollten  die  Mitglieder  des  D.B.V.  bei  Vermeidung  des  Anschlusses 
zur  Einhaltung  des  Tarifs  verpflichtet  werden. 

Die  ganzen  Verhandlungen  der  Generalversammlung  über  diesen 
Punkt  und  der  vorstehende  Beschluss  sind  nicht  mehr  ernst  zu 
nehmen,  denn  man  wusste  um  diese  Zeit  schon  ganz  genau,  dass 
die  Gehilfen  von  ihren  Forderungen  nicht  abweichen  würden,  und 
die  stillschweigende  Bedingung  aller  Zugeständnisse  von  selten 
der  Prinzipale  war,  dass  der  künftige  Tarif  in  ihrem  Sinne  aus- 
falle, d.  h.  zum  mindesten  keine  günstigeren  Bedingungen  für  die 
Gehilfen  enthalte  als  bisher.  Andernfalls  war  es  von  vorn  herein 
ausgeschlossen,  dass  der  Prinzipalverein  die  Innehaltung  des  Tarifs 
für  seine  Mitglieder  obligatorisch  mache.  Man  darf  keinesfalls  an- 
nehmen, dass  die  ganze  Entwicklung  im  Buchdruckergewerbe  da- 
hin gedrängt  habe,  ein  vertragsmässig  geregeltes  Verhältnis  zwi- 
schen den  beiden  Organisationen  zu  schaffen,  und  diese  Entwick- 
lung durch  den  folgenden  unglücklichen  Streik  nur  unterbrochen 
sei ,  wir  haben  vielmehr  in  den  geschilderten  Bestrebungen  nur 
einen  episodenhaften,  allerdings  gutgemeinten  Versuch  zu  sehen, 
eine  an  sich  musterhafte  Einrichtung  dem  dafür  absolut  noch  nicht 
reifen  Buchdruckergewerbe  zu  oktroyieren,  einen  Versuch,  der 
sich  bald  als  undurchführbar  herausstellte.  Die  letzte  Formulierung 
des  Planes  v/ar  nur  noch  eine  Halbheit,  und  die  Gehilfenschaft 
handelte  ganz  richtig,  wenn  sie  es  ablehnte  auf  die  Forderung  ein- 
zugehen ,  dass  die  Gliederung  der  Tarifgemeinschaft  umgestaltet 
werde,  und  damit  den  ganzen  Plan  begrub. 

Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  die  inneren  Verhältnisse  und 
Fortschritte  des  Unterstützungsvereins  während  dieser  Zeit.  Die 
Mitgliederzahl  stieg  infolge  der  regen  Agitation  innerhalb  der  bei- 
den Jahre  1890  und  91  um  mehr  als  die  Hälfte.  Sie  betrug  Ende 
1889  12048,  dagegen  im  4ten  Quartal  1890  schon  17461  und  im 
4ten  Quartal  1891  also  bei  Beginn  des  Streikes,  18  218.  Hierbei 
ist  zu  bemerken,  dass  in  diesen  Zahlen  nicht  enthalten  sind  die- 
jenigen Mitglieder,  welche  Arbeitslosenunterstützung  erhielten.    In 
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noch  stärkerem  Masse  vermehrten  sich  die  Mittel  der  Organisa- 
tion. Am  31.  März  1890  betrug  der  Kassenbestand  206735  M., 
ein  Jahr  später  412 411  M.  und  am  30.  September,  unmittelbar 
vor  Ausbruch  des  Streikes,  war  er  auf  533  275  M.  gestiegen.  Diese 
Erfolge  ermöglichten  es  dem  Vereine,  eine  erhebliche  Verbesse- 
rung seines  Unterstützungswesens  vorzunehmen.  Der  im  Juni  1891 
tagenden  Generalversammlung  lagen  eine  Menge  von  Anträgen 
vor,  welche  eine  solche  Besserung  erstrebten.  Das  in  den  letzten 
Jahren  am  meisten  behandelte  Projekt ,  eine  Witwenkasse  zu 
gründen,  musste  freilich  auch  diesmal  wie  in  den  beiden  vorher- 
gehenden Generalversammlungen  abgelehnt  werden ,  seine  volle 
Durchführung  hätte  eine  ziemlich  bedeutende  Erhöhung  der  Mit- 
gliederbeiträge erfordert,  und  zu  einer  solchen  war  nicht  die  ge- 
ringste Neigung  vorhanden,  und  kleinere  Experimente  auf  diesem 
Gebiete  vorzunehmen,  verbot  sich  durch  die  bevorstehende  Lohn- 
bewegung ,  der  man  für's  erste  seine  ganze  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden musste.  Günstiger  lag  die  Sache  für  die  Forderungen 
einer  Erhöhung  der  Arbeitslosenunterstützung.  Hier  war  keine 
neue  Kasse  zu  gründen,  kein  neuer  Verwaltungsapparat ,  dessen 
Einrichtung  grösseren  Arbeitsaufwand  erfordert  hätte,  wurde  nötig, 
und  die  Resultate  der  bestehenden  Kasse  Hessen  höhere  Leist- 
ungen als  vollkommen  möglich  und  vollberechtigt  erscheinen.  Bis- 
her war  die  Arbeitslosenunterstützung  nach  folgenden  Sätzen  ge- 
regelt (§  5  des  Statuts  von  1888) :  »Die  Entrichtung  von  minde- 
stens 13  bezw.  52  Wochenbeiträgen  berechtigt  arbeitsuchende 
Mitglieder  zu  einer  Reise-Unterstützung  von  täglich  75  Pfg.  bezw. 
I  M.  auf  die  Dauer  von  40  Wochen«.  »Die  Entrichtung  von  min- 
destens 150  Wochenbeiträgen  berechtigt  arbeitslose  Mitglieder  zu 
einer  Ortsunterstützung  von  täglich  i  M.  auf  die  Dauer  von  20 
Wochen  und  für  die  weiteren  20  Wochen  zu  der  vorbezeichneten 
Reiseunterstützung.«  —  Der  Unterschied  zwischen  Reise-  und  Orts- 
unterstützung mit  günstigeren  Bedingungen  für  den  Bezug  der  er- 
steren  hat  den  praktischen  Grund,  Mitglieder,  und  zwar  beson- 
ders junge,  unverheiratete  und  darum  unabhängige,  bei  eintreten- 
dem Arbeitsmangel  zum  Verlassen  ihres  bisherigen  Konditions- 
ortes anzuregen  und  dadurch  eine  übermässige  Steigerung  des 
Arbeitsangebotes  an  einzelnen  Orten  möglichst  zu  verhüten.  — 
Beide  Unterstützungssätze  wurden  jetzt  aufgebessert,  die  Reise- 
unterstützung durch  Einfügen  einer  neuen  Karenzzeit  von  150  Wo- 
chen mit  Erhöhung  der  Unterstützung  auf  1,25  M.,  und  die  Orts- 
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Unterstützung  durch  Herabsetzen  der  bisherigen  Karenzzeit  von 
150  auf  100  mit  Beibehaltung  des  alten  Satzes  von  i  M.,  betrug 
die  Karenzzeit  150  Wochen,  so  sollte  fernerhin  auch  als  Ürtsun- 
terstüzung  1,25  M.  gezahlt  werden.  Doch  auch  bei  dieser  Position 
wurde  auf  den  bevorstehenden  Lohnkampf,  welcher  einen  mög- 
lichst hohen  Kassenbestand  erforderte,  Rücksicht  genommen,  was 
zum  Ausdruck  kam  in  einer  Resolution,  dahingehend ,  dass  der 
Vorstand  ermächtigt  sein  sollte,  den  Zeitpunkt,  von  welchem  ab 
die  von  der  Generalversammlung  beschlossene  erhöhte  Unter- 
stützung einzutreten  habe  ,  jedoch  nicht  später  als  den  l.  April 
1892,  im  Einverständnisse  mit  den  Gauvorständen  festzusetzen. 

Ausser  der  Umgestaltung  des  Unterstützungswesens  wurden 
erhebliche  Aenderungen  des  Statuts  nicht  vorgenommen.  Nur 
eine  Neuerung  mag  hier  noch  Erwähnung  finden,  welche  augen- 
blicklich allerdings  rein  formell  war,  in  Zukunft  aber  von  grosser 
Bedeutung  werden  konnte.  Als  eine  der  Aufgaben  des  Vereins 
war  nämlich  bezeichnet  »strenge  Aufrechterhaltung  der  mit  den 
Prinzipalen  getroffenen  Vereinbarungen  in  Bezug  auf  Arbeitspreise 
und  Arbeitszeit«.  Trat  nun  der  Fall  ein,  dass  infolge  der  Gehil- 
fenforderungen die  Tarifgemeinschaft  in  die  Brüche  ging ,  dann 
war  diese  Bestimmung  gegenstandslos  geworden,  und  der  Verein 
hatte  nicht  mehr  die  Möglichkeit,  solche  Mitglieder,  welche  nach 
seiner  Ansicht  verwerfliche  Arbeitsbedingungen  annahmen,  wegen 
Nichtbefolgung  ihrer  statutenmässigen  Verpflichtungen  auszu- 
schliessen.  Deshalb  wurde  jener  Passus  dahin  abgeändert,  dass 
fortan  Aufgabe  des  Vereins  sein  sollte  »strenge  Durchführung  und 
Aufrechterhaltung  der  vom  Verein  als  massgebend  anerkannten 
Bestimmungen  in  Bezug  auf  Arbeitspreise  und  Arbeitszeit«.  Fiel 
nun  die  Tarifgemeinschaft ,  dann  konnte  der  Verein  selbständig 
einen  für  seine  Mitglieder  bindenden  Tarif  aufstellen  und  so  auch 
fernerhin  seiner  Aufgabe  gerecht  werden,  die  Arbeitsbeding- 
ungen der  Buchdrucker  auf  einem  möglichst  hohen  Niveau  zu  er- 
halten. 

Von  Interesse  sind  noch  die  Verhandlungen  der  Generalver- 
sammlung über  eine  etwaige  Beteiligung  des  U.V.  an  dem  für  das 
nächste  Jahr  geplanten  Gewerkschaftskongress.  Hier  zeigt  sich, 
dass  der  Verein  auf  durchaus  praktischem  Boden  stand,  und  dass 
die  später  bei  Gelegenheit  des  Streikes  gegen  ihn  erhobene  An- 
schuldigung, er  bewege  sich  in  sozialdemokratischen  Bahnen,  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  direkt  widersprach.  Keine  Verquickung 
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unserer  Angelegenheiten  mit  denen  der  Gesamtheit,  das  war  die 
erste  Losung.  Und  das  war  das  Richtige  für  einen  starken,  hoch- 
entwickelten Gewerkverein,  der  von  seinen  schwächeren  Genossen 
zum  Bunde  eingeladen  wurde.  Wo  es  sich  um  wirklich  allgemeine 
Interessen  handelt,  da  wollen  wir  gerne  mitmachen,  dieser  Gedanke 
zog  sich  durch  die  ganzen  Verhandlungen  hindurch,  aber  wo  un- 
sere eigenen  inneren  Interessen  in  Betracht  kommen  ,  da  »Hand 
weg«,  denn  wir  sind  gross  und  ihr  seid  klein,  ihr  vermögt  nicht 
euch  den  Bedingungen  ,  unter  denen  wir  bestehen ,  anzupassen, 
und  wir  müssen  auch  die  Möglichkeit  vermeiden ,  irgendwie  in 
euer  Fahrwasser  zu  kommen. 

Besonders  stark  wurde  betont ,  dass  vor  allen  Dingen  jede 
Beschäftigung  mit  politischen  Dingen  aus  dem  Gewerkschafts- 
leben ausgeschlossen  sein  müsse,  dass  ein  Gewerkverein  und  folg- 
lich auch  ein  Gewerkvereinsverband  nur  rein  gewerkschaftliche 
Angelegenheiten  zu  verhandeln  und  zu  regeln  habe.  Dass  für 
schwache  Vereine  bei  der  gewaltigen  Entwicklung  der  politischen 
Arbeiterbewegung  die  Gefahr  nur  zu  nahe  liegt,  mit  dieser  in 
Fühlung  zu  treten,  ist  leicht  verständlich,  sie  suchen  eben  durch 
solchen  Anschluss  die  Stärke  zu  gewinnen,  die  sie  allein  nicht 
erringen  können. 

Die  Tagung  der  Generalversammlung  war  das  letzte  wichtige 
Ereignis  vor  dem  Zusammentritt  der  Tarifkommission,  welche  nun 
über  die  brennende  Frage  der  Arbeitsverkürzung  entscheiden  sollte. 
Am  6.  Oktober  begannen  die  Verhandlungen  in  Leipzig.  Die  Ge- 
hilfen begründeten  ihre  Forderung,  dass  die  Arbeitszeit  von  lO  auf 
9  Stunden  herabgesetzt  werde,  auf  zweierlei  Weise.  Einmal  sei  das 
Druckereigewerbe  in  so  hohem  Grade  gesundheitsschädlich,  dass 
aus  humanitären  Rücksichten  eine  möglichst  kurz  dauernde  Be- 
schäftigung seiner  Angehörigen  dringend  zu  wünschen  sei,  damit 
die  schlimmen  Wirkungen  ihrer  Arbeit,  welche  sich  bisher  in  er- 
schreckender Weise  gezeigt  hätten,  thunlichst  gemindert  würden, 
und  dann  sei  das  Gewerbe  so  sehr  mit  Arbeitslosen  überfüllt, 
dass  auch  die  Beschäftigten ,  welche  jetzt  für  ihre  überzähligen 
Genossen  sorgen  müssten  ,  durch  die  hierdurch  bedingten  Opfer 
stark  in  Mitleidenschaft  gezogen  würden.  Die  Prinzipale  dagegen 
erklärten,  sie  thäten  ihr  Möglichstes,  um  den  bezeichneten  Uebel- 
ständen  abzuhelfen,  schon  jetzt  seien  viele  gesündere  Arbeitsräume 
geschafifen,  und  sie  seien  auch  bereit,  sich  an  der  Arbeitslosen- 
unterstützung durch  einen    von  ihnen  zu    gründenden  Unterstütz- 
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ungsfond  zu  beteiligen ,  die  Arbeitszeitverkürzung  aber  müssten 
sie  ganz  entschieden  ablehnen,  diese  Forderung  sei  von  den  Ge- 
hilfen nicht  genügend  begründet ;  ausserdem  würde  das  Gewerbe 
augenblicklich  eine  so  tiefgreifende  Aenderung  nicht  vertragen, 
zumal  nach  ihrer  Ansicht  die  Zahl  der  Arbeitslosen  nicht  aus- 
reiche ,  um  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeit  um  eine  Stunde  den 
Ausfall  zu  decken.  Betrachten  wir  Gründe  und  Gegengründe  etwas 
genauer.  Dass  das  Buckdruckgewerbe  au  sich  ein  ungesundes  ist, 
kann  niemand  leugnen.  Nach  der  Statistik  der  Zentralkranken- 
kasse für  Buchdrucker  starben  im  Jahre  1890  164  Mitglieder  und 
zwar  100  allein  an  Brust-  und  Lungenkrankheiten.  Diese  164  hatten 
im  Durchschnitt  ein  Alter  von  33 — 34  Jahren  erreicht,  lebten  also 
nach  ihrem  Eintritt  als  Gehilfen  noch  15 — 16  Jahre,  bis  zum  30sten 
Lebensjahre  waren  86 ,  also  einige  über  die  Hälfte ,  gestorben, 
über  50  Jahre  alt  wurden  nur  17,  und  das  höchste  Alter,  welches 
erreicht  wurde,  war  62  Jahre.  Diese  Zahlen  reden  deutlich.  Und 
doch  sind  sie  vielleicht  nicht  geeignet,  allein  die  Forderung  der 
Gehilfen  zu  begründen.  Denn  wenn  es  sich  hier  um  eine  Lebens- 
frage handelt,  wenn  eine  wirkliche  Abhilfe  nur  durch  eine  so  weit- 
gehende Verkürzung  der  Arbeitszeit  geschaffen  werden  könnte, 
dass  dadurch  die  Zukunft  des  Gewerbes  ernstlich  gefährdet  würde, 
dann  können  hier  wie  in  allen  gleichen  Fällen  humane  Erwägun- 
gen nie  den  Ausschlag  geben,  gegen  den  Anspruch  der  Gehilfen, 
ihre  Gesundheit  zu  schonen,  würde  auf  der  Seite  der  Prinzipale 
dann  das  Recht  der  wirtschaftlichen  Selbstbehauptung  stehen, 
und  nach  dem  Rechte  des  Stärkeren  nur  könnte  der  Kampf  die 
entgültige  Entscheidung  herbeiführen.  Anders  steht  es  mit  der 
zweiten  Begründung  der  Gehilfenforderung.  Auch  hier  kann  aller- 
dings die  Rücksicht  auf  die  Arbeitslosen  nicht  ausschlaggebend 
sein,  wohl  aber  die  Lage  der  Beschäftigten,  welche  durch  die 
Opfer,  die  sie  in  Form  von  hohen  Unterstützungskassenbeiträgen 
für  ihre  konditionslosen  Kollegen  bringen,  thatsächlich  schlechter 
gestellt  sind,  als  sie  es  nach  den  zwischen  Prinzipalen  und  Gehil- 
fen vereinbarten  Grundsätzen  über  die  Arbeitsbedingungen  sein 
müssten.  Man  darf  hier  auch  nicht  einwenden,  dass  diese  Opfer 
freiwillige  seien,  das  ist  durchaus  falsch,  die  Gehilfen  bringen  sie 
in  ihrem  eigensten  Interesse,  um  die  Zahl  derjenigen,  welche  aus 
Not  ihre  Arbeit  zu  geringeren  als  den  Tarifsätzen  anbieten  müs- 
sen ,  möglichst  zu  vermindern  und  eine  durch  solche  Anerbiet- 
ungen notwendig  eintretende  Verschlechterung  der  Arbeitsbedin- 
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gungen  nach  Kräften  zu  verhindern.  Die  Schuld  an  diesen  Zu- 
ständen tragen  die  Prinzipale ,  denn  sie  haben  durch  ihre  mass- 
lose Lehrlingszucht  seit  Jahrzehnten  die  UeberfüUung  des  Ge- 
werbes herbeigeführt ;  das  heisst  also :  die  Prinzipale  sind  schuld 
daran,  dass  die  Gehilfen  die  ihnen  offiziell  gewährten  Arbeitsbe- 
dingungen in  Wirklichkeit  nicht  erlangen ,  deshalb  sind  die  Ge- 
hilfen aus  den  bestehenden  Verträgen  heraus  unbedingt  berech- 
tigt, hier  Aenderung  zu  fordern.  Mochte  nun  auch  eine  Verkür- 
zung der  Arbeitszeit  kein  Mittel  sein,  um  für  die  Dauer  die  Ar- 
beitslosigkeit zu  beseitigen,  da  solche  Verbesserung  der  Arbeits- 
bedingungen den  Zustrom  zum  Druckereigewerbe  jedenfalls  noch 
mehr  hätte  anschwellen  lassen,  so  war  das  eine  Frage,  deren  Lö- 
sung man  der  Zukunft  überlassen  konnte,  jedenfalls  war  jetzt  für 
die  Gehilfen  eine  augenblickliche  Abhilfe  nötig ,  und  sie  hatten 
Recht  zu  behaupten ,  dass  eine  solche  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  nur  möglich  sei  durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit. 
Die  Prinzipale  wenden  nun  ein,  eine  solche  Verkürzung  sei 
unthunlich  und  zwar  hauptsächlich ,  weil  die  Zahl  der  Arbeits- 
losen zu  gering  sei ,  um  den  entstehenden  Ausfall  zu  decken. 
Eine  Prüfung  dieser  Behauptung  wird  sehr  dadurch  erschwert,  dass 
wir  in  der  Hauptsache  nicht  mit  genauen  Daten ,  sondern  mit 
Schätzungen  rechnen  müssen.  Versuchen  wir  aber  an  der  Hand 
des  vorliegenden  Materials  wenigstens  einen  Einblick  in  die  ent- 
scheidenden Verhältnisse  zu  gewinnen.  Eine  Statistik  vom  Jahre 
1890  (Klimsch:  Anzeiger  für  Buchdrucker)  giebt  folgende  Ueber- 
sicht  über  die  1889  bestehende  Arbeitszeit  der  deutschen  Buch- 
druckergehilfen. 
Von  sämtlichen  Firmen  haben:  Im  einzelnen  arbeiten: 

Stunden     16 

973 
»  13 

»         896 
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Ferner  giebt  Klimsch  die   Zahl   der  im  Buchdruckergewerbe 
beschäftigten  Gehilfen  auf  33 — 34000  au. 
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Bei  der  Forderung  der  Qstündigen  Arbeitszeit  kommen  nun 
in  erster  Linie  in  Betracht  diejenigen  Firmen ,  welche  erklärter 
Weise  10  Stunden  arbeiten  lassen.  Diejenigen,  welche  über  10  Stun- 
den arbeiten  lassen,  sind  nur  zum  Teil  in  Betracht  zu  ziehen,  da 
sie  schon  jetzt  nicht  auf  dem  Boden  der  Tarifgemeinschaft  stehen. 
Dasselbe  gilt  auch  von  den  Firmen,  welche  eine  Erklärung  nicht 
abgegeben  haben.  Nehmen  wir  nun  an,  dass  ein  Viertel  von  allen 
diesen  auch  eine  einstündige  Verkürzung  der  Arbeitszeit  eintreten 
lassen  würde,  und  bringen  wir  ausserdem  die  Firmen  mit  9  Vj  stün- 
diger Arbeitszeit  mit  V2  Stunde  Verkürzung  in  Anrechnung,  dann 
ergiebt  sich,  dass  überhaupt  nur  3300  Firmen  von  sämtlichen  6530 
in  Betracht  kommen. 

Am  schwierigsten  ist  nun  die  Feststellung  der  vorhandenen 
Arbeitslosen.  Sicher  zu  konstatieren  ist  nur  auf  Grund  der  Rechen- 
schaftsberichte des  Unterstützungsvereins,  wie  viele  seiner  Mit- 
glieder dieser  Verein  im  Durchschnitt  täglich  zu  unterstützen  hat. 
Für  das  Jahr  1890  beläuft  sich  ihre  Anzahl  genau  auf  400.  Dazu 
sind  noch  diejenigen  Mitglieder  zu  rechnen,  welche  arbeitslos, 
jedoch  noch  nicht  unterstützungsberechtigt  oder  schon  ausgesteuert 
waren.  Nach  einer  kürzlicherschienenen  Berechnung (G^ai'<:/!."» Zwanzig 
Jahre  Arbeitslosigkeit«.  Beilage  zum  »Korrespondent  für  Deutsch- 
lands Buchdrucker  und  Schriftgiesser«)  verhalten  sich  die  Arbeits- 
losen, welche  Unterstützung  empfangen,  zu  den  übrigen  ungefähr 
wie  4:3,5.  Diese  Zahl  scheint  etwas  hoch  gegriffen  zu  sein,  im 
Jahre  1890  jedenfalls  ist  das  Verhältnis  auf  4  :  3  zu  normieren,  so 
dass  also  die  Gesamtzahl  der  arbeitslosen  Vereinsmitglieder  sich 
täglich  auf  etwa  700  belief.  Damals  nun  betrug  die  Mitgliederzahl 
des  U.V.  durchschnittlich  16  600,  also  etwas  weniger  als  die  Hälfte 
sämtlicher  Gehilfen.  Rechnen  wir  also  auf  die  Nichtvereinsmit- 
glieder  ungefähr  750  Arbeitslose,  so  erhalten  wir  im  ganzen  1450, 
welche  ständig  ohne  Arbeit  waren.  Ziehen  wir  diese  Zahl  von 
den  ca.  33  500  Buchdruckern  ab,  so  bleiben  als  Beschäftigte  der 
6530  Firmen  32050,  das  ergiebt  für  die  hier  in  Betracht  kom- 
menden 3300  Firmen,  bei  denen  eine  Arbeitsverkürzung  anzuneh- 
men wäre,  16  200  Gehilfen.  Würden  diese  nun  täglich  eine  Stunde 
weniger  arbeiten,  so  fielen  also  16  200  Arbeitsstunden  aus,  und 
dieser  Ausfall  wäre  bei  neunstündiger  Arbeitszeit  zu  decken  durch 
1800  Gehilfen.  Die  Zahl  der  Arbeitslosen  haben  wir  aber  auf  1450 
berechnet.  Es  würden  also  thatsächlich  350  zu  wenig  sein,  und 
die  Prinzipale  würden  mit  ihrer  Behauptung  Recht  behalten.  Aber 
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es  kommen  noch  zwei  Punkte  in  Betracht.  Einmal  wird  unbedingt 
in  9  Stunden  mehr  geleistet  als  7io  mal  so  viel  wie  in  lO  Stun- 
den. Und  zweitens  nimmt  unsere  Berechnung  eine  enorm  niedrige 
Arbeitslosenzahl  an.  Das  Jahr  1890  zeigt  in  der  Periode  von  1875 
bis  1893  die  günstigsten  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Arbeits- 
losigkeit —  weshalb,  darüber  später  —  ;  unter  33  500  Gehilfen  1450 
Arbeitslose,  das  sind  4V3^/o,  nach  der  Statistik  von  6^ä:j'<:^,  dagegen 
sind  8—10*^/0  der  organisierten  Gehilfen  als  ständig  ohne  Beschäf- 
tigung anzunehmen  ,  und  auch  Zahn  in  seiner  Arbeit  berechnet 
lO^/o  Arbeitslose.  Eine  ganz  genaue  Schätzung  ist  hier  überhaupt 
nicht  möglich,  denn  einmal  werden  viele  arbeitslose  Buchdrucker- 
gehilfen durch  die  Not  gezwungen,  zeitweise  zu  anderen  ungelernten 
Gewerben  überzugehen,  und  dann  ist  eine  auch  nur  annähernde  Be- 
rechnung der  nicht  organisierten  Arbeitslosen  von  vorn  herein  aus- 
geschlossen, da  hier  jeder  Anhalt  fehlt.  Die  ganze  Aufstellung  ist 
nur  ein  Notbehelf,  doch  ist  unter  Berücksichtigung  der  angeführ- 
ten Gesichtspunkte  unbedingt  anzunehmen,  dass  eine  Bewilligung 
der  Gehilfenforderungen  einen  Arbeitermangel  nicht  zur  Folge  ge- 
habt hätte.  Aber  die  Prinzipale  wollten  nicht  bewilligen,  warum, 
werden  wir  sehen. 

Die  Verhandlungen  der  Tarifkommission  verliefen  an  den  bei- 
den ersten  Tagen  völlig  resultatlos,  man  trennte  sich  am  zweiten 
Abend  in  der  Erwartung,  in  der  nächsten  Sitzung  Vergleichsvor- 
schläge von  beiden  Seiten  zu  vernehmen.  Wirklich  erklärten  auch 
die  Prinzipale  bei  Beginn  der  nächsten  Sitzung  zu  folgendem  Ent- 
gegenkommen bereit  zu  sein  :  Sie  wollten  in  eine  Lohnerhöhung 
bis  zu  7 ',2  Prozent  auf  Grundpositionen  und  Minimum  einwilligen, 
jedoch  unter  folgenden  Bedingungen,  i)  Hinsichtlich  der  Arbeits- 
zeit und  der  Lokalzuschläge  bleibt  es  bei  den  bisherigen  Bestim- 
mungen. 2)  Die  Giltigkeitsdauer  des  Tarifs  ist  eine  dreijährige. 
3)  Die  von  dem  Prinzipalvertreter  Sachsens  eingebrachten  An- 
träge des  D.B.V.  hinsichtlich  der  künftigen  Einteilung  der  Tarif- 
gemeinschaft und  der  Zusammensetzung  der  Tarifkommission  wer- 
den angenommen.  4)  Lohnsätze,  welche  das  sich  jetzt  ergebende 
Minimum  bereits  überschreiten,  werden  von  der  Erhöhung  nicht 
getroffen.  5)  Behufs  allgemeiner  Durchführung  des  Tarifs  auch  in 
kleineren  Druckorten  hat  die  Taritkommission  über  zu  beantragende 
Lokal-Abschläge  auf  das  Minimum  zu  beschliessen. 

Dieser  Vorschlag  war  einzig  und  allein  darauf  berechnet,  um 
vor  der  öffentlichen  Meinung  ,  die   nichts  von   der  ganzen   Sache 


Die  neuere  Enhvickl.  d.  Arbeitsverhältnisse  etc.  im  dt  seh.  Buchdruckgewerbe.  225 

verstand,  sagen  zu  können,  man  sei  den  Gehilfen  so  weit  wie  mög- 
lich entgegengekommen.  Der  ganze  Vorschlag  ist  thatsächlich  keine 
Bewilligung,  sondern  ein  Hohn  auf  die  Gehilfenschaft.  Sehen  wir 
von  den  ersten  drei  Bedingungen  ganz  ab ,  die  beiden  letzten 
allein  machten  den  Vorschlag  für  die  Gehilfen  unannehmbar,  denn 
sie  hoben  schlechthin  die  Vergünstigung  der  /^'aprozentigen  Lohn- 
erhöhung wieder  auf.  »Lohnsätze,  welche  das  sich  jetzt  ergebende 
Minimum  bereits  überschreiten,  werden  von  der  Erhöhung  nicht 
getroffen«,  d.  h.  alle  grösseren  Städte  erhalten  überhaupt  keine 
Erhöhung,  denn  sie  stehen  alle  durch  die  Lokalzuschläge  minde- 
stens 7^/iO/o  über  dem  Minimum.  Aber  danach  hätten  wenigstens 
noch  die  Buchdruckergehilfen  der  kleineren  Städte,  also  die  schlech- 
testbezahlten,  Vorteile  aus  der  Bewilligung  gezogen.  Doch  gerade 
die  Prinzipale  der  kleinen  Druckorte  klagten  am  meisten ,  sie 
könnten  den  Tarif  nicht  bezahlen,  und  um  diesen  entgegenzukom- 
men, heisst  es  in  Bedingung  5,  es  können  von  der  Tarifkommis- 
sion für  kleinere  Druckorte  Lokal- Abschläge  auf  das  Minimum 
beschlossen  werden,  d.h.  dieGehilfen  dieser  Druckorte  sollen  7V2% 
Lohnerhöhung  erhalten,  im  nächsten  Augenblicke  aber  ziehen  wir 
ihnen  die  7V2  °/o   wieder  ab  durch  Herabsetzung  des    Minimums. 

Die  Entrüstung  der  Gehilfenvertreter  über  diese  Handlungs- 
weise der  Prinzipalvertreter  war  allgemein.  Aber  noch  einmal 
versuchte  mau  zu  einer  Verständigung  zu  kommen.  Auf  Antrag 
der  Gehilfen  wurde  eine  Kommission  von  drei  Prinzipalen  und  drei 
Gehilfen  gewählt,  um  über  neue  Vorschläge  zu  beraten.  Da  aber 
die  Prinzipale  auch  eine  Arbeitszeitverkürzung  um  V2  Stunde  unbe- 
dingt verwarfen,  wurden  die  Verhandlungen  abgebrochen.  Es  ist 
klar  ersichtlich,  die  Prinzipale  wollten  den  Kampf.  Verschiedene 
ihrer  Vertreter  hatten  vorher  eine  Einigung  auf  Grund  einer  g^k- 
stündigen  Arbeitszeit  in  Aussicht  gestellt,  jetzt  machten  sie  auch 
hiergegen  geschlossen  Front.  Die  Prinzipalvertreter,  das  geht  aus 
ihrem  ganzen  Verhalten  hervor,  sträubten  sich  nicht  so  sehr  gegen 
eine  wenigstens  teilweise  Bewilligung  der  Gehilfenforderung ,  wie 
gegen  eine  Fortdauer  des  bisherigen  unhaltbaren  Zustandes  im  Ge- 
werbe; dem  sollte  ein  Ende  gemacht  werden.  Gferade  diejenigen, 
welche  die  Bestrebungen  der  letzten  Jahre,  zu  wirklich  geordneten 
Verhältnissen  zu  kommen,  am  energischsten  und  ernstesten  ver- 
treten hatten,  wiesen  jetzt  jede  Einigung  zurück,  sie  wussten  wohl, 
dass  Zugeständnisse  an  die  Gehilfen  von  selten  ihrer  Kollegen  frei- 
willig doch  nicht  würden  eingehalten  werden,  und  sie  trauten  den 
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Gehilfen  nicht  die  Kraft  zu,  eine  allgemeine  Durchführung  der  neuen 
Arbeitsbedingungen  zu  erzwingen.  Dann  aber  war  jedes  Interesse 
an  einer  Einigung  für  sie  verloren,  da  eine  solche  ihnen  nur  neue 
Verpflichtungen  auferlegte,  aber  weder  den  Vorteil  eines  energi- 
schen Vorgehens  gegen  die  das  Gewerbe  schädigende  Schmutz- 
konkurrenz brachte,  noch  auch  die  lästige  Spannung  zwischen  Prin- 
zipalen und  Arbeitern  beseitigte,  denn  die  Gehilfen  konnten  nicht 
dadurch  zufriedengestellt  werden,  dass  ihnen  Versprechen  gegeben 
wurden,  deren  Einlösung  in  der  Hauptsache  wie  bisher  meist  an 
dem  Widerstände  der  einzelnen  Arbeitgeber  scheiterte.  Ein  Kampf 
dagegen  musste  zum  mindesten  eine  wünschenswerte  Klärung  der 
Lage  bringen.  Siegten  die  Gehilfen,  nun  gut,  dann  war  eine  wirk- 
liche Besserung  zu  erwarten,  auch  die  Schmutzkonkurrenz  konnte 
dann  gezwungen  werden,  zu  denselben  Bedingungen  zu  arbeiten 
wie  die  anständigen  Geschäfte,  unterlagen  sie  aber,  dann  trat  eine 
Beruhigung  des  Gewerbes  ein,  denn  dann  war  die  Gehilfenorgani- 
sation für's  erste  zu  sehr  geschwächt ,  um  neue  Forderungen  zu 
stellen. 

Als  daher  die  Gehilfen  wider  alles  Erwarten  nicht  zum  Streike 
schritten,  da  provozierten  die  Prinzipale  selbst  den  Kampf,  indem 
sie  durch  massenhafte  Entlassungen  von  Vereinsmitgliedern  die 
Gehilfen  zur  Notwehr  zwangen.  Am  24.  Oktober  1891  erfolgten  die 
Kündigungen  in  ganz  Deutschland,  am  8.  November  wurde  die  Ar- 
beit eingestellt.  15  000  Arbeiter  ungefähr  begannen  den  Ausstand, 
5000  erlangten  bald  durch  Zugeständnis  ihrer  Prinzipale  die  Qstün- 
dige  Arbeitszeit,  so  dass  10 000  während  der  Streikzeit  feierten. 
In  den  letzten  Wochen  ging  die  Zahl  der  Streikenden  auf  9000 
und  etwas  unter  9000  herab. 

Während  der  ersten  Zeit  bot  der  Streik  wenig  interessante 
Momente.  Auf  den  anfänglichen  Erfolg  der  Gehilfen  folgten  keine 
weiteren;  die  Prinzipale  blieben  der  grossen  Mehrzahl  nach  fest, 
nachdem  diejenigen,  deren  Existenz  eine  Verständigung  um  jeden 
Preis  erforderte,  ihren  Frieden  mit  den  Gehilfen  gemacht  hatten. 
Aber  auch  die  Gehilfen  standen  treu  zu  ihrer  Fahne,  Abfall  von 
der  gemeinen  Sache  in  irgendwie  bedeutenderem  Masse  kam  nir- 
gends vor.  Auf  beiden  Seiten  herrschte  im  Gegenteil  eine  bemer- 
kenswerte, durch  die  vorhergehende  lange  Spannung  zwischen  den 
gegnerischen  Parteien  erklärliche  Hartnäckigkeit,  welche  die  ver- 
einzelten Versuche  gutmeinender  Friedensstifter  zur  Herbeifüh- 
rung einer  Einigung  unbeachtet  bleiben    oder  zurückweisen  Hess. 
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Sechs  Wochen  nach  Ausbruch  des  Streikes ,  Anfang  Dezember, 
hatte  sich  die  Lage  noch  nicht  wesentlich  geklärt,  und  ein  Aus- 
senstehender,  welcher  von  den  inneren  Zuständen  im  Gewerbe 
keine  Kenntnis  besass ,  hätte  ein  Urteil  über  die  Aussichten  der 
beiden  streitenden  Parteien  nicht  wohl  abgeben  können.  Da  traten 
Ereignisse  ein,  welche  eine  unerwartete,  entscheidende  Wendung 
herbeiführten,  und  welche  in  ihrem  späteren  Verlaufe  für  die  Ent- 
wicklung der  Gehilfenorganisation  eine  weitgehende  und  sicher 
unbeabsichtigte  Bedeutung  annahmen,  die  in  gewisser  Weise  selbst 
diejenige  des  Streikes  übertraf.  Als  am  4.  Dezember  der  Kassierer 
der  Zentralinvalidenkasse  zu  Stuttgart  24000  M.  von  dem  bei  der 
Stuttgarter  Allg.  Rentenanstalt  hinterlegten  Vermögen  dieser  Kasse 
abheben  wollte,  erfolgte  auf  Antrag  des  juristischen  Beirates  des 
Prinzipalvereins  als  Bevollmächtigten  von  313  Kassenmitgliedern 
die  Sequestration  der  Kasse.  Zur  Begründung  führte  der  Antrag- 
steller an,  die  Vermutung  liege  nahe ,  dass  diese  Gelder  ihrem 
eigentlichen  Zweck  entzogen  und  zu  Streikzwecken  verwendet  wer- 
den sollten ,  und  dass  er  dies  im  Interesse  seiner  iVuftraggeber 
verhindern  müsse.  Sofort  wurde  Berufung  gegen  die  wirklich  ver- 
fügte Sequestration  eingelegt;  die  betr.  24 000  M.  sollten  nur  er- 
hoben werden,  damit  man  unbedingt  den  Verpflichtungen  gegen 
die  Invaliden  nachkommen  könne,  was  sonst  infolge  des  stocken- 
den Eingangs  der  regelmässigen  Beiträge  unter  den  vorliegenden 
Verhältnissen  zweifelhaft  gewesen  wäre,  eine  Benutzung  des  In- 
validenkassenbestandes zu  Streikzwecken  sei  durchaus  nicht  be- 
absichtigt gewesen.  Wenn  man  bedenkt,  dass  das  Vermögen  der 
Invalidenkasse  über  eine  Million  betrug,  und  dass  die  abzuhebende 
Summe  kaum  zwei  Tage  zur  Streikunterstützung  ausgereicht  hätte, 
dass  also  ,  wäre  w^irklich  eine  Hereinziehung  der  Invalidengelder 
in  die  Streikkasse  beabsichtigt  gewesen  ,  die  Entnahme  einer  so 
geringfügigen  Summe  ausserordentlich  thöricht  gewesen  wäre,  da 
man  dann  gezwungen  war,  dasselbe  Manöver  oft  zu  wiederholen 
und  so  unbedingt  einen  Verdacht  zu  erwecken ,  der  wie  nichts 
anderes  den  Mut  und  die  Begeisterung  der  Streikenden  nieder- 
drücken musste,  so  darf  man  diesen  Ausführungen  wohl  Glauben 
schenken,  zumal  durch  sie  auf  die  verständlichste  und  natürlichste 
Weise  der  ganze  Vorgang  erklärt  wird.  Das  Landgericht  zu  Stutt- 
gart war  jedoch  anderer  Ansicht,  es  bestätigte  die  Sequestration, 
und  erst  vor    dem  Überlandesgerichte    kam  es ,    allerdings    lange 
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nach  dem  Streik,  zu  einem  bedeutungslosen  Vergleich  beider  Par- 
teien, infolgedessen  die  Sequestration  aufgehoben  wurde. 

Das  Vorgehen  gegen  die  Invalidenkasse  war  weniger  ein  di- 
rekter Schlag  gegen  den  Unterstützungsverein  als  ein  bedeutungs- 
volles Symptom  für  eine  Gefahr,  die  gegen  ihn  im  Anzüge  war. 
Eine  Behörde  hatte  ihm  auf  eine  Denunziation  seiner  Gegner  hin 
ein  Misstrauensvotum  gegeben,  und  ein  solcher  Erfolg  musste  die 
letzteren  ermutigen,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  zur  Bekäm- 
pfung des  Vereins  weitere  Schritte  zu  thun.  Auch  im  übrigen  be- 
gann jetzt  die  Lage  sich  für  die  Gehilfen  recht  ernst  zu  gestalten, 
da  sie  den  grössten  Teil  ihrer  Geldmittel  bereits  verbraucht  hatten, 
ohne  bisher  eine  merkliche  Erschütterung  der  gegnerischen  Posi- 
tion bewirken  zu  können.  Dass  die  Forsetzung  des  Kampfes  unter 
diesen  Umständen  für  den  Verein  eine  Aussicht  auf  Erreichung 
seiner  Ziele  nicht  mehr  gewähre,  dagegen  ausserordentliche  Ge- 
fahren für  die  Gehilfenorganisation  in  sich  bergen  könne,  erkann- 
ten verschiedene  Sozialpolitiker,  welche  ein  Interesse  daran  hatten, 
den  weiteren  Verlauf  der  Dinge  zu  beeinflussen.  Diese  versuchten 
jetzt,  noch  im  letzten  Augenblick  einen  Vergleich  zu  stände  zu 
bringen ,  nicht  um  dem  Vereine  durch  die  Lage  nicht  gerecht- 
fertigte Vorteile  zuzuwenden ,  sondern  um  womöglich  zu  verhin- 
dern ,  dass  der  Streik  mit  der  völHgen  Niederlage  einer  Partei, 
natürUch  der  Gehilfen,  endige,  da  sie  mit  Recht  annahmen,  dass 
ein  solcher  Ausgang  am  meisten  gegen  das  Gesamtinteresse  des 
Gewerbes  Verstösse,  denn  er  musste  die  Erbitterung  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitnehmern  ins  Ungemessene  steigern ,  ohne 
doch  für  die  siegende  Partei  wesentlich  vorteilhafter  zu  sein  als 
ein  günstiger  aber  auch  für  die  Gegenseite  nicht  entehrender  Ver- 
gleich. Diese  Bestrebungen  schienen  anfangs  nicht  aussichtslos 
zu  sein.  Unter  den  Prinzipalen  war  angesichts  ihrer  unzweifelhaft 
glänzenden  Position  Stimmung  vorhanden  für  bedingungslose  Ver- 
handlungen ,  und  der  preussische  Handelsminister  wollte  unter 
dieser  Voraussetzung  das  ihm  angebotene  Vermittleramt  anneh- 
men. Da  plötzlich  gegen  Mitte  Dezember  trat  eine  merkliche 
Stockung  ein.  Die  Prinzipale  erklärten,  auf  gar  nichts  mehr  ein- 
gehen zu  können,  jede  Vermittlung  zurückweisen  zu  müssen.  Der 
Grund  für  diesen  sonderbaren  Umschwung  sollte  nicht  lange  ver- 
borgen bleiben. 

Am  30.   Dezember  wurde  der  Vorstand  des  Unterstützungs- 
vereins auf  Verfügung  des  preussischen  Ministers  des  Innern  vom 
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Berliner  Polizeipräsidium  benachrichtigt,  dass  das  kürzlich  einge- 
reichte Statut  des  Vereins,  wie  es  sich  nach  der  Revision  durch 
die  letzte  Generalversammlung  gestaltet  hatte,  nicht  genehmigt 
werden  könne,  dass  ferner  jede  Unterstützung  der  Streikenden  aus 
Vereinsmitteln  für  die  Zukunft  verboten  werde,  und  dass  endlich 
die  Gauvorstände  von  der  Vereinsleitung  anzuweisen  seien  ,  die 
Beiträge  nichtStreikender  Mitglieder  anzunehmen.  Die  Verfügung 
des  Ministers  war  veranlasst  durch  eine  Denunziation  desselben 
Vertreters  des  Prinzipalvereins,  welcher  die  Sequestration  der  In- 
validenkasse herbeigeführt  hatte.  Auch  hier  gab  er  an,  im  Namen 
und  im  Interesse  der  erwähnten  Mitglieder  des  Unterstützungsver- 
eins als  seiner  Auftraggeber  zu  handeln.  Diese  Mitglieder  seien 
durch  das  statutenwidrige  Vorgehen  des  Vorstandes  schwer  ge- 
schädigt. Da  nämlich  das  alte  Statut ,  welches  bisher  noch  Gel- 
tung habe,  als  Aufgabe  des  Vereins  strenge  Aufrechterhaltung  der 
mit  den  Prinzipalen  getroffenen  Vereinbarungen  in  Bezug  auf  Ar- 
beitspreise und  Arbeitszeit  erkläre ,  und  da  zum  mindesten  bis 
zum  I.  Januar  1892  die  lostündige  Arbeitszeit  tarifmässig  sei,  so 
sei  der  Kampf  um  den  Neunstundentag  und  also  auch  seine  Unter- 
stützung aus  Vereinsmitteln  statutenwidrig.  Dann  aber  werde  die 
Kasse  ihrem  allein  gültigen  Zwecke,  tariftreuen  Mitgliedern  im 
Falle  der  Arbeitslosigkeit  Unterstützungen  zu  gewähren,  entzogen, 
und  darin  liege  eine  empfindliche  Beeinträchtigung  der  wohler- 
worbenen Rechte  seiner  Auftraggeber.  Weiter  seien  Mitglieder, 
welche  eine  Beteiligung  am  Streik  abgelehnt  hätten ,  aus  dem 
Verein  ausgeschlossen ,  die  fernere  Annahme  ihrer  Beiträge  ver- 
weigert worden.  Aber  gerade  diese  Mitglieder  hätten  den  giltigen 
Statuten  gemäss  gehandelt,  also  bestehe  ihre  Entfernung  aus  dem 
Verein  zu  Unrecht.  Der  Minister ,  diesen  Gründen  Rechnung 
tragend,  veranlasste  die  erwähnte  Verfügung  des  Polizeipräsidiums. 
Auch  hiergegen  wurde  Klage  erhoben  und  zwar  mit  Erfolg ;  der 
Bezirksausschuss  zu  Berlin  hob  die  Verfügung  durch  Urteil  vom 
29,  März  1892  als  nicht  gesetzlich  auf,  und  das  Oberverwaltungs- 
gericht bestätigte  als  Berufsinstanz  dieses  Urteil. 

Praktische  Bedeutung  hatte  das  Unterstützungsverbot  überhaupt 
nicht  mehr,  denn  die  Kassen  des  Vereins  waren  bereits  erschöpft, 
wohl  aber  mag  das  Eingreifen  der  obersten  Behörde  durch  seine 
deprimierende  Wirkung  die  unvermeidliche  Niederlage  der  Ge- 
hilfen beschleunigt  haben.  Dass  die  beabsichtigten  Unterhand- 
lungen, welche  nun  natürhch  von  beiden  Seiten  ganz  aufgegeben 


2^0  Fritz  Tiedemann: 

wurden,  ein  befriedigendes  Resultat  gezeitigt  haben  würden,  lässt 
sich  keineswegs  mit  Sicherheit  behaupten,  gewiss  ist  aber,  dass 
auch  sie  den  Gehilfen  materiell  nicht  mehr  viel  hätten  nützen 
können,  so  dass  auch  nach  dieser  Seite  hin  der  Massregelung  eine 
grosse  Bedeutung  nicht  zugeschrieben  werden  kann.  Nichtsdesto- 
weniger ist  sie  unbedingt  die  interessanteste  Frucht  des  Streikes 
und  als  solche  einer  etwas  näheren  Betrachtung  wert.  Zunächst : 
sind  die  Gründe,  welche  zu  jenem  Vorgehen  gegen  den  Verein 
führten,  stichhaltig?  War  der  Streik  wirkHch  eine  Verletzung  des 
geltenden  Statutes  oder,  wie  die  Prinzipale  sich  ausdrückten,  ein 
Vertragsbruch  ? 

Die  Urteilsbegründung  lässt  diese  Hauptfrage  ofifen.  Das  Ge- 
richt kommt  aus  rein  formellen  Gründen  zu  seinem  die  angefoch- 
tenen Verfügungen  aufhebenden  Erkenntnis. 

Die  Massnahmen  gegen  den  Verein  waren  überhaupt  nur 
dadurch  möglich ,  dass  derselbe  vom  Staate  einseitig  als  Ver- 
sicherungsgesellschaft angesehen  und  behandelt  wurde.  Es  war 
dies  eine  Fiktion ,  notwendig  gemacht  durch  die  mangelhafte 
preussische  Vereinsgesetzgebung,  denn  nur,  wenn  er  als  Versiche- 
rungsgesellschaft galt ,  wurde  dem  Verein  offiziell  ein  rechtlicher 
Schutz  der  materiellen  Ansprüche  seiner  Mitglieder  an  die  Vereins- 
kassen zugestanden.  Das  war  allerdings  ein  grosser  Vorteil,  und 
man  hatte  bisher  von  Vereins  wegen  gegen  die  Stellung  als  Ver- 
sicherungsgesellschaft nichts  wesentlich  einzuwenden  gehabt ,  zu- 
mal dadurch  auch  eine  gewisse  Sicherheit  gegen  allerlei  unan- 
genehme Konflikte  mit  der  Polizeigewalt,  wie  sie  anderen  Arbeiter- 
vereinen während  der  Aera  des  Sozialistengesetzes  jederzeit  droh- 
ten, gegeben  war.  Nun  aber  sollte  sich  doch  zeigen,  was  für  be- 
denkliche Folgen  für  den  Verein  aus  seiner  verkehrten  Position 
dem  Staate  gegenüber  entspringen  konnten.  Das  Unterstützungs- 
verbot und  die  übrigen  Massnahmen  gegen  den  Verein  fanden 
nämlich  ihre  Unterlage  in  der  Behauptung  der  eingreifenden  Be- 
hörde, dass  hier  ein  Fall  vorliege,  in  welchem  sie  aus  dem  Ver- 
sicherungsverhältnis entspringende  Interessen  der  Vereinsmitglieder 
gegen  eine  dieselbe  bedrohende  unrechtmässige  Handlung  des 
Vorstandes  zu  schützen  habe.  In  Wirklichkeit  trat  bei  der  Streik- 
unterstützung die  Gehilfenorganisation  lediglich  als  Gewerkverein 
in  Funktion,  mit  ihren  Versicherungszwecken  hatte  die  Streik- 
unterstützung absolut  nichts  zu  thun.  Für  den  Staat  jedoch  war 
der    Verein    ausschliesslich    eine    Versicherungsgesellschaft ,    von 
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diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtete  er  jede  seiner  Handlungen. 
Damit  war  die  allgemeine  Grundlage  für  ein  etwaiges  Vorgehen 
gegen  den  Verein  gegeben.  Es  fragt  sich  nun,  ob  unter  Voraus- 
setzung dieser  Grundlage  eine  spezielle  Veranlassung  zum  Ein- 
schreiten bestand  ;  eine  solche  war  vorhanden,  wenn  wirklich  eine 
Statutenverletzung  in  den  durch  das  Verbot  getroffenen  Mass- 
nahmen des  Vereins  resp.  seines  Vorstandes  vorlag.  Das  ist  die 
Hauptfrage ,  die  Frage  nach  der  materiellen  Berechtigung  der 
Massregelung,  und  diese  Frage  ist  unbedingt  zu  verneinen. 

Wer  die  damals  im  Gewerbe  herrschenden  Zustände  unvor- 
eingenommen überblickte,  konnte  nie  dazu  kommen,  in  der  an- 
gegebenen Statutenbestimmung  den  von  den  Prinzipalen  unter- 
gelegten und  durch  die  Ministerialverfügung  bestätigten  Sinn  zu 
finden.  Wenn  die  organisierten  Buchdrucker  es  sich  zur  Aufgabe 
machten,  für  »strenge  Aufrechterhaltung  der  mit  den  Prinzipalen 
getroffenen  Vereinbarungen  in  Bezug  auf  Arbeitspreise  und  Ar- 
beitszeit« zu  sorgen  und  zwar ,  indem  sie  als  Zweck  dafür  an- 
gaben »die  Vertretung  der  Interessen  der  Angehörigen  des  Buch- 
druckgewerbes«,  so  konnte  das  nur  heissen ,  dass  der  Verein 
seinen  Mitgliedern  zur  Pflicht  mache,  keine  untertariflich  entlohnte 
Arbeit  anzunehmen,  nicht  aber,  dass  er  sich  irgendwie  die  Hände 
binde  für  die  Erfüllung  seiner  wichtigsten  Aufgabe,  die  »Erzielung 
möglichst  günstiger  Arbeitsbedingungen  auf  gesetzlichem  Wege«. 
Wie  jeder  wahre  Gewerkverein  war  der  U.  V.  D.  B.  auf  diese 
Aufgabe  gegründet,  er  sah  mit  Recht  unter  gewöhnlichen  Um- 
ständen ein  wirksames  Mittel  zu  ihrer  Durchführung  darin,  seine 
Mitglieder  auf  den  vereinbarten  Tarif  zu  verpflichten,  wurde  aber, 
wie  im  gegenwärtigen  Fall,  diese  sekundäre ,  rein  utilitaristische 
Massnahme  aus  einem  Mittel  ein  Hemmnis  des  beabsichtigten 
Zweckes,  dann  wurde  es  widersinnig,  an  ihr  festzuhalten  und  da- 
mit den  Zweck  dem  zweckwidrigen  Mittel  hintanzusetzen.  Nicht 
als  ob  an  sich  das  Eingehen  fester  Vereinbarungen  und  ihre 
Garantie  durch  einen  Gewerkverein  ausgeschlossen  wären ,  im 
Gegenteil,  eine  solche  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  würde  den  höchsten  Anforderungen  entspre- 
chen, damit  würde  die  Idee  des  freien  Arbeitsvertrages  zur  wirk- 
samen Anerkennung  durchgedrungen  sein ,  aber  hier  war  dieses 
Ziel  nur  nicht  erreicht ;  wenn  man  ihm  auch  äusserlich  nahe  ge- 
nug schien ,  die  innere  Reife  für  eine  solche  Entwicklung  war 
noch  nicht  vorhanden.  Die   Prinzipale  haben  nie  ein  Hehl  daraus 
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gemacht,  dass  ihnen  der  Tarif  nicht  als  zwingende  Norm,  sondern 
nur  als  Unterlage  für  die  Entlohnung  gelte,  ganz  offen  wurde  bei 
den  Einzelnen  angefragt,  ob  sie  bereit  wären,  sich  nach  diesem 
Tarife  zu  richten,  verpflichtet  aber  war  niemand  dazu,  diese  An- 
erkennung auszusprechen.  Infolgedessen  hatten  die  Prinzipale  auch 
kein  Recht,  eine  Bindung  der  Gehilfen  an  den  Tarif  zu  verlangen, 
hätten  selbst  die  Gehilfen  eine  solche  Bindung  ausgesprochen,  so 
wäre  das  rechtlich  ungiltig  geblieben ,  da  kein  Berechtigter  vor- 
handen war,  dem  gegenüber  eine  solche  Verpflichtung  giltig  hätte 
übernommen  werden  können.  Ganz  anders  wäre  die  Sachlage 
gewesen,  wenn,  wie  man  in  den  letzten  Jahren  geplant  hatte,  die 
beiden  grossen  Vereine  der  Prinzipale  und  Gehilfen  an  Stelle  der 
Allgemeinheiten  als  vertragschliessende  Faktoren  gesetzt  wären, 
und  man  dann  beiderseits  die  Verpflichtung  auf  die  so  zu  stände 
gekommenen  Abmachungen  übernommen  hätte.  In  diesem  Falle 
wäre  der  Tarif  ein  Vertrag,  jede  Zuwiderhandlung  gegen  den- 
selben ein  Vertragsbruch  geworden.  So  aber,  wie  die  Dinge  lagen, 
entbehrte  das  Eingreifen  der  Behörde  zum  Schutze  des  Tarifes 
jeder  Berechtigung.  Doch  noch  mehr!  Der  Streik,  welcher  die 
Tarifverletzung  darstellen  sollte,  hatte  seiner  Entstehung  nach  of- 
fiziell gar  nichts  mit  dem  Tarife  zu  thun.  Als  die  Verhandlungen 
der  Tarifkommission  resultatlos  abgebrochen  waren,  da  erklärten 
die  Gehilfenvertreter,  dass  sie  —  ganz  nach  dem  Tarif,  aber  sehr 
gegen  das  Erwarten  und  die  Wünsche  der  Prinzipale  —  die  bis- 
herigen Arbeitsbedingungen  für  weitergeltend  betrachten  würden. 
Erst  als  die  Prinzipale  nun  ihrerseits  begannen,  diejenigen  Gehilfen 
zu  entlassen,  welche  sich  nicht  zum  Verzicht  auf  den  Neunstunden- 
tag auch  nach  Ablauf  der  Giltigkeitsdauer  des  Tarifes  verpflich- 
teten ,  als  dadurch  die  Gefahr  drohte ,  dass  die  Prinzipale  im 
stillen,  für  sie  viel  vorteilhafteren  Einzelkampf  die  Kraft  der  Ge- 
hilfen brechen  würden  ,  da  begannen  diese  den  Streik  als  einen 
Akt  der  Notwehr.  Den  ihnen  aufgezwungenen  Kampf  suchten  sie 
unter  möglichst  günstigen  Bedingungen  zu  führen,  deshalb  lieber 
auf  einmal  ausbrechender  Streik  als  allmähliche  Aussperrung ;  dass 
sie  dann  als  etwaigen  Siegespreis  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
verlangten,  kann  nichts  an  der  Thatsache  ändern,  dass  der  Aus- 
bruch des  Streikes  nicht  direkt  einer  Tariffrage  zuzuschreiben 
war,  und  kann  daher  in  keiner  Beleuchtung  den  Streik  selbst  als 
einen  Tarifbruch  erscheinen  lassen.  Ob  die  Aufnahme  des  Kampfes 
von  den  Gehilfen  klug  oder  unklug  war,   das  gehört  auf  ein  ander 
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Blatt,  hier  sollte  nur  mit  aller  Entschiedenheit  klargestellt  werden, 
dass  auch  nicht  der  leiseste  Schimmer  von  Unrecht  der  Gehilfen 
in  der  Entstehungsgeschichte  des  Streikes  bei  ruhiger  Betrach- 
tung bestehen  bleibt ,  und  dass  also  der  Eingriff  der  Behörden, 
der  sich  auf  die  Behauptung  solch'  eines  Unrechtes  stützt ,  als 
völlig  verfehlt  bezeichnet  werden  muss. 

Doch  nun  abgehen  von  der  Frage,  ob  Recht  oder  Unrecht, 
welchen  Zweck  verfolgte  jene  Stellungnahme,  welche  Folgen  er- 
wartete man  von  solcher  Massregelung  der  Gehilfen.  Eine  direkte 
Schädigung  der  Gehilfensache  konnte  das  Verbot  der  weiteren 
Streikunterstützung  aus  der  Vereinskassc ,  wie  gesagt ,  nicht  be- 
wirken, das  musste  der  Minister  vorher  wissen,  denn  dass  zu  der 
Zeit,  als  die  Verfügung  veröffentlicht  wurde,  kein  Geld  mehr  in 
der  allgemeinen  Kasse  sein  konnte,  war  niemandem,  der  die  Ver- 
hältnisse kannte,  zweifelhaft.  Ueberhaupt  müssen  die  begleitenden 
Umstände  des  Vorganges  jeden  Zweifel  daran  ausschliessen,  dass 
der  Minister  durch  seine  Verfügung  eine  Entscheidung  des  Kampfes 
nicht  veranlassen  wollte.  Wie  erinnerlich,  fanden  gerade  zu  jener 
Zeit,  als  die  Verfügung  abgefasst  wurde,  um  den  12.  Dezember, 
Verhandlungen  statt,  welche  eine  Beendigung  des  Streikes  durch 
den  Schiedsspruch  des  preussischen  Handelsministers  herbeizu- 
führen nicht  ohne  Aussicht  waren.  Befremdlich  bleibt  immer,  dass 
trotzdem  eine  thatsächlich  aus  dem  Prinzipallager  kommende 
Denunziation  im  Ministerium  des  Inneren  uneingeschränkten  Er- 
folg haben,  dass  sie  zu  einem  offenbar  gehilfenfeindlichen  Ent- 
schlüsse führen  konnte,  ohne  dass  der  Gegenpartei  die  Möglich- 
keit der  Rechtfertigung  überhaupt  gegeben  war ,  und  dass  von 
diesem  Entschlüsse  die  Prinzipale  fast  3  Wochen  vor  den  am 
meisten  interessierten  Gehilfen  in  Kenntnis  gesetzt  wurden.  Wäre 
dies  ganze  Verhalten  durch  die  Absicht  veranlasst  gewesen,  den 
Prinzipalen  sozusagen  überzuhelfen,  dann  könnte  nichts  mehr  den 
Vorwurf  entkräften,  dass  ein  doppeltes  Spiel  getrieben,  dass, 
während  ein  Minister  beiden  Parteien  seinen  unparteiischen  Schieds- 
spruch in  Aussicht  stellte,  ein  anderer  der  einen  Partei  hinter  dem 
Rücken  der  anderen  seine  Hilfe  für  den  entscheidenden  Augen- 
blick zugesagt  habe.  Aber,  wie  gesagt,  eine  solche  Hilfe  war  nicht 
geplant,  ja  man  vermied  mit  einer  gewissen  offensichtlichen  Aengst- 
lichkeit  die  Möglichkeit,  dass  die  Verfügung  für  den  Ausgang  des 
Kampfes  noch  von  Bedeutung  werden  konnte.  Das  Verbot  der 
weiteren  Streikunterstützung  wurde    erst    erlassen ,    als    es    durch 
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den  völligen  Verbrauch  der  Kassenbestände  gegenstandslos  ge- 
worden war,  es  wurde  erlassen  am  30.  Dezember,  am  31.  aber 
war  die  Giltigkeitsdauer  des  Tarifs  auf  jeden  Fall  abgelaufen,  und 
wenn  auch  das  Verbot  zeitlich  unbegrenzt  war  ,  so  ist  aus  dem 
Datum  seiner  Bekanntgebung  doch  zu  ersehen,  wie  wenig  Wert 
man  darauf  legte,  dass  es  seinen  nach  aussen  hin  erscheinenden 
Hauptzweck ,  den  Tarif  zu  schützen ,  wirklich  erfüllte.  Endlich 
machten  die  Prinzipale,  welche  lange  vorher  um  die  bevorstehende 
Verfügung  wussten ,  keinen  Gebrauch  von  dieser  Kenntnis ,  ob- 
gleich ihnen  zu  einem  früheren  Zeitpunkte  auch  eine  blosse  Ver- 
öffentlichung von  grossem  Nutzen  sein  konnte,  also  ist  es  sicher, 
dass  sie  diese  Veröffentlichung  nicht  machen  durften,  dass  sie  den 
aus  ihr  vielleicht  entspringenden  Nutzen  nicht  geniessen  sollten. 
Wenn  also  keine  direkte  Schädigung  der  Gehilfen,  was  war 
dann  der  Zweck  der  ministeriellen  Massnahme  ?  W^as  waren  ihre 
wirklichen  Folgen  ?  Das  möge  zuerst  untersucht  werden.  Zunächst 
eine  unzweifelhaft  von  ihren  Urhebern  nicht  beabsichtigte!  Den 
Leitern  der  Bewegung,  welche  bezüglich  derselben  sicher  nicht 
das  beste  Gewissen  hatten,  kam  die  Massregelung  sehr  gelegen. 
Jetzt  konnten  sie  die  Schuld  für  den  unglücklichen  Ausgang  des 
Streikes  mühelos  von  sich  abwälzen,  der  übermächtige  Staat  habe 
eingegriffen  und  die  Widerstandskraft  der  Gehilfen  gebrochen, 
sonst  wäre  wohl  noch  ein  Sieg  möglich  gewesen.  So  verlor  frei- 
lich der  Streik  auch  noch  das  letzte  Gute  für  die  unterliegende 
Gehilfenpartei,  es  wurde  ihnen  die  Erkenntnis  ihrer  eigenen  Schuld 
(s.  u.)  benommen ,  die  erziehliche  Wirkung ,  welche  solche  Er- 
kenntnis mit  sich  bringt,  wurde  verhindert.  An  Stelle  dessen  trat 
als  weitere  Folge  der  Verfügung  Hass  und  Erbitterung  gegen  den 
Staat  als  den  vermeintlichen  Urheber  der  Niederlage.  Während 
der  Gewerkverein  in  den  letzten  Jahren  wegen  der  Mässigung 
und  Besonnenheit  in  seinem  Vorgehen  wiederholt  bei  der  Regie- 
rung für  seine  Ziele  ein  gewisses  Verständnis  gefunden  hatte, 
musste  er  von  nun  an  damit  rechnen ,  dass  er  in  der  Staatsver- 
tretung einen  Widersacher  seiner  Bestrebungen  zu  suchen  habe, 
und  auch  die  Gegner  des  Vereins  und  unparteiische  Dritte  mussten 
zu  dieser  Auffassung  kommen.  Und,  so  unglaublich  das  klingt, 
es  ist  fast  gewiss,  dass  die  Verbreitung  einer  solchen  Stimmung 
der  eigentliche  Zweck  der  ministeriellen  Verfügung  war.  Eine 
Strömung  in  der  Regierung,  welche  in  jeder  Selbsthilfe  der  Arbeiter, 
vor  allem  also  in  jedem  Streike,  ein  unberechtigtes,  ordnungsteind- 
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Hches  Vorgehen  sah  ,  hatte  die  Oberhand  gewonnen  über  eine 
andere,  welche  die  Idee  vertrat,  die  Autorität  des  Staates  zu  be- 
nutzen, um  womöglich  eine  Aussöhnung  der  Interessengegensätze 
zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  herbeizuführen.  Bei  dieser 
Konstellation  kam  die  Denunziation  gegen  den  Unterstützungs- 
verein gerade  recht ,  um  zu  einer  Massregelung  der  Gehilfen  zu 
führen ,  die  arbeiterfeindliche  Richtung  im  Ministerium  benutzte 
die  Gelegenheit,  um  in  möglichst  schroffer  Weise  der  herrschen- 
den Stimmung  Ausdruck  zu  geben ;  man  erwog  nicht ,  dass  so 
Tausende  von  Arbeitern  unnötig  erbittert,  dass  sie  vielleicht  ge- 
rade durch  solche  Erfahrungen  zu  wirkHchen  Feinden  der  staat- 
lichen Ordnung  wurden,  oder  man  erachtete  derartige  Erwägungen 
nicht  für  wichtig  genug,  um  ihretwegen  von  Massnahmen  abzu- 
stehen, die  man  in  Verfechtung  eines  prinzipiellen  Standpunktes 
für  richtig  und  notwendig  hielt. 

Am  14.  Januar  war  der  Kampf  zu  Ende  ,  die  Arbeit  wurde 
wieder  aufgenommen.  Natürlich  mussten  die  Gehilfen  auf  ihre 
sämtlichen  Forderungen  verzichten ,  der  alte  Tarif  wurde  durch 
Abkommen  zwischen  beiden  Parteien  für  weitergeltend  erklärt  bis 
zu  seiner  etwaigen  Abänderung  durch  übereinstimmenden  Beschluss 
von  Prinzipalen  und  Gehilfen. 

Welches  waren  die  Gründe  dieses  für  die  Gehilfen  ungünstigen 
Ausganges  ?  Die  glückliche  Durchführung  eines  Streikes  ist  durch 
dreierlei  bedingt.  Erstens  müssen  die  notwendigen  Mittel  vorhan- 
den sein ,  zweitens  muss  die  Erreichung  des  Zieles  im  Bereiche 
der  wirtschaftlichen  Möglichkeit  liegen ,  und  endlich  müssen  die 
äusseren  Umstände  für  den  Kampf  günstige  sein.  Die  ersten  beiden 
Bedingungen  kann  man  als  erfüllt  ansehen.  An  Streikunterstützung 
wurden  im  ganzen  von  der  Vereinskasse  ca.  8 — 900000M.  gezahlt, 
die  durchschnittlichen  Tageskosten  des  Streikes  beiiefen  sich  auf 
ca.  15000  M.,  es  konnte  also  der  Streik  gut  8  Wochen  ausge- 
halten werden ,  zumal  da  auch  die  einzelnen  Gaue  aus  eigenen 
Kassen  Unterstützungen  zahlten  und  besonders  gegen  Ende  die 
Zentralkasse  nach  Kräften  entlasteten.  Als  die  eigenen  Mittel  des 
Vereins  zu  Ende  gingen,  erhielt  er  nicht  unwesentliche  Unter- 
stützungen, zum  Teil  in  Form  von  Darlehen.  Aus  dem  Auslande 
gingen  allein  bei  der  Hauptkasse  154000M.  ein,  davon  aus  Eng- 
land, wo  man  sich  für  diese  grosse  Bewegung  für  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  besonders  lebhaft  interessierte,  70000  M.  Wäre 
im  ganzen  nur  der  Kampf  erfolgversprechender  gewesen,    an  der 
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Geldfrage  hätte  er  nicht  zu  scheitern  brauchen ,  weitere  Unter- 
stützungen hätten  die  Gehilfen  sicher  in  Stand  gesetzt,  ihn  so 
lange  wie  nötig  energisch  fortzuführen.  Dass  die  Erreichung  des 
Zieles  möglich  war,  haben  wir  schon  früher  gezeigt.  Ein  Acht- 
stundentag wäre  an  sich  nicht  durchzusetzen  gewesen,  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  auf  9  oder  gar  nur  auf  9V2  Stunden  lag 
nicht  ausserhalb  des  Bereiches  der  wirtschaftlichen  Möglichkeit. 
Weniger  vorteilhaft  lag  die  Sache  jedoch  in  Betreff  des  dritten 
Punktes. 

Ungünstiger,  als  sie  es  wirklich  waren,  hätten  die  Um- 
stände, unter  denen  der  Kampf  ausgefochten  werden  musste,  nicht 
sein  können.  Immer  wieder  möchte  man  sich  staunend  und  zweifelnd 
fragen,  ob  es  denn  wirklich  möglich  war,  dass  ein  grosser  Gewerk- 
verein, der  auf  eine  ruhmreiche  Geschichte  zurückblicken  durfte, 
mit  so  wenig  Einsicht  die  Vorbereitungen  zu  einer  wichtigen  Be- 
wegung treffen  konnte ,  dass  schon  diese  Vorbereitungen  jeden 
Erfolg  in  Frage  stellen  mussten,  und  dass  er  sich  dann,  im  Banne 
einer  Leidenschaft  die  wirklichen  Verhältnisse  völlig  übersehend, 
in  einen  ganz  aussichtslosen  Kampf  einlassen  konnte.  Anderthalb 
Jahre  vor  dem  Ausbruch  des  Streikes  kündigten  die  Gehilfen 
ihren  Gegnern  den  Zeitpunkt  desselben  an  und  gaben  ihnen  da- 
durch Gelegenheit,  sich  in  aller  Müsse  und  mit  gründlichster  Sorg- 
falt zu  rüsten.  Die  Prinzipale  Hessen  sich  diese  Gelegenheit  nicht 
entgehen,  ja  so  eifrig  und  erfolgreich  trafen  sie  ihre  Vorkehrungen, 
dass ,  als  der  Termin  für  den  Beginn  der  Fehde  herankam ,  sie 
ihrerseits  im  eigenen  Interesse  den  Krieg  dem  Frieden  vorzogen 
und  selbst  gegen  die  zögernden  Gehilfen  zum  Angriff  schritten. 
Die  Arbeitslosenstatistik  von  Gasch  (s.  o.)  zeigt,  dass  in  dem  unter- 
suchten 19jährigen  Zeitraum  von  1875 — 1893  nie  so  günstige  Ver- 
hältnisse bezüglich  der  Arbeitslosigkeit  herrschten  wie  in  den 
beiden  dem  Streike  voraufgehenden  Jahren  1890  und  91.  Die 
Prinzipale  Hessen  eben  nach  Kräften  vorarbeiten,  sie  setzten  alle 
Hebel  in  Bewegung,  um  dahin  zu  wirken,  dass  der  Streik  in  eine 
Periode  künstlich  erzeugter  GeschäftsstiUe  falle,  also  in  eine  Zeit, 
wie  sie  ungünstiger  für  einen  Streik  nicht  gedacht  werden  kann. 
So  z.  B.  wurden  die  Verfasser  der  bekannten  Weihnachtsromane 
benachrichtigt,  dass  die  für  Weihnachten  189 1  bestimmten  Werke 
bis  zu  den  Sommermonaten  des  Jahres  zum  Drucke  bereit  sein 
müssten,  wenn  ihre  rechtzeitige  Fertigstellung  garantiert  werden 
sollte,  Geschäftsleute,    die  in  grösserem  Massstabe  Druckarbeiten 


Die  neuere  Rntwickl  d.  Arbeitsverhältnisse  etc.  im  dtsch.  Buchdruckgewerbe.  237 

benötigten,  wurden  aufgefordert ,  und  zwar  mit  offenem  Hinweis 
auf  den  bevorstehenden  Lohnkampf,  die  gewünschten  Bezüge  so- 
viel wie  möghch  im  voraus  zu  machen,  so  dass  im  grossen  und 
ganzen  für  die  Streikzeit  nur  die  laufenden  Arbeiten  zu  erledigen 
blieben  und  dann  eine  wesentliche  Einschränkung  des  Arbeiter- 
materials ohne  Schaden  herbeigeführt  werden  konnte.  Die  Ge- 
hilfen mussten  von  all'  diesen  Dingen  unterrichtet  sein,  sie  selbst 
setzten  und  druckten  ja  den  gefährlichen  Wintervorrat  für  ihre 
Prinzipale,  sie  selbst  gruben  sich  damit  den  Boden  unter  den 
Füssen  weg,  aber  sie  schienen  mit  völliger  Blindheit  geschlagen,  kei- 
nen Augenbhck  kam  ihnen  der  Gedanke,  dass  sie  so  dem  offenen 
Verderben  entgegensteuerten.  Und  was  war  der  Grund  für  dies 
unverständliche,  unverständige  Treiben?  Die  Gehilfenführer  erklären 
heute,  es  sei  eine  Notwendigkeit  gewesen,  die  gewaltige  Bewegung 
so  lange  vorzubereiten,  um  die  nötige  Begeisterung  für  die  Idee 
der  Arbeitszeitverkürzung  in  die  Massen  zu  bringen.  Nun,  zunächst 
muss  darauf  erwidert  werden ,  dass  die  Idee  dann  doch  noch 
nicht  für  reif  zur  Erkämpfung  erachtet  werden  konnte,  wenn  die 
Erkenntnis  ihrer  Notwendigkeit  und  das  entsprechende  Verlangen 
ihrer  Durchführung  erst  durch  eine  beispiellose  Agitation  erweckt 
werden  musste.  Dann  aber  übersah  man  auch  völlig,  dass  diese 
Agitation  gerade  noch  eine  viel  ernstere  Gefahr  in  sich  schliesse, 
als  die  durch  sie  ermöglichte  Kampfeszurüstung  der  Prinzipale. 
Als  nämlich  der  vorausbestimmte  Zeitpunkt  für  die  Arbeitsein- 
stellung herangekommen  war,  und  man  nun  doch  die  Einsicht 
gewann,  dass  man  sich  auf  einem  verhängnisvollen  Wege  befinde, 
dass  die  ungünstige  Geschäftslage  einen  glücklichen  Ausgang  sehr 
unwahrscheinlich  mache,  da  waren  die  Brücken  für  den  Rückzug 
abgebrochen,  die  Leidenschaft  war  zu  einer  solchen  Höhe  ge- 
stiegen, dass  die  Führer,  selbst  wenn  sie  es  versucht  hätten^  der 
nahenden  Katastrophe  nicht  wehren  konnten.  Darin  hatten  die 
Führer  recht,  damals  konnten  sie  den  Ausbruch  des  Kampfes 
wohl  nicht  mehr  verhindern.  Die  Prinzipale,  welche  im  Gegensatz 
zu  den  Gehilfen  sicher  und  klug  vorgegangen  waren,  wollten  jetzt 
nicht  auf  die  Frucht  ihrer  Mühen  verzichten  ,  sie  sorgten  dafür, 
dass  die  so  lange  für  diese  Zeit  in  Aussicht  gestellte  Entschei- 
dung nach  dem  Rechte  des  Stärkeren  nun  auch  wirklich  herbei- 
geführt werden  musste ,  trotzdem  die  Politik  der  gegenseitigen 
Parteileitung  nach  einem  Aufschub  auf  günstigere  Tage  strebte, 
und    die  Erregung    der  Gehilfen    machte   den  Prinzipalen  die  Er- 
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reichung  ihres  Zieles  nur  zu  leicht.  Darin  aber  lag  der  Fehler 
und  ein  grosses  Unrecht  der  Gehilfenführer,  dass  sie  es  überhaupt 
so  weit  hatten  kommen  lassen,  dass  sie  wie  leichsinnige  Spieler 
ihr  Glück  auf  eine  Karte  setzend  sich  über  die  Traditionen  ihres 
Vereins  wie  über  die  erprobten  Grundsätze  jeder  tüchtigen  Ge- 
werkvereinsbewegung  hinwegzusetzen  wagten.  Weshalb  denn  hatte 
man  1889  in  Stettin  auf  alle  Forderungen  verzichtet  ?  Doch  nur, 
weil  man  einsah,  dass  die  wirtschaftliche  Lage  damals  einen  Kampf 
um  dieselben  aussichtslos  machte.  Und  woher  wusste  man,  dass 
nach  2  Jahren  die  Lage  anders,  besser  sein  würde  ?  Diesen  Fak- 
tor aber,  den  man  nicht  kannte,  setzte  man  ein  in  die  Rechnung, 
obgleich  man  wusste,  dass  ein  Fehler  in  diesem  Punkte  die  ganze 
Rechnung  falsch  machen  musste.  Man  bestimmte,  dass  zu  einem 
gewissen  Zeitpunkte  ein  Streik  ausbrechen  sollte ,  dessen  glück- 
licher Ausgang  völlig  von  der  Marktlage  zu  diesem  Zeitpunkte 
abhing,  und  man  ging  sogar  soweit,  sich  alle  Möglichkeit  des 
Rückzuges  abzuschneiden  für  den  Fall  ,  dass  dann  die  Markt- 
lage den  gehegten  Erwartungen  nicht  entsprechen  sollte.  Dieses 
unbesonnene  Vorgehen  musste  sich  natürlich  schwer  rächen,  waren 
die  zur  Fürsorge  und  Ueberlegung  Berufenen  ihrer  Aufgabe  nicht 
gewachsen  gewesen,  so  konnte  man  wahrlich  nicht  verlangen,  dass 
die  missleitete  Menge  die  nötige  Einsicht  und  Selbstbeherrschung 
haben  sollte,  um  die  Folgen  der  Handlungsweise  jener  zu  erfassen 
und  zu  vermeiden.  So  musste  das  Verderben  unaufgehalten  seinen 
Weg  gehen,  aber  doch  war  es  ein  weiterer  Fehler  der  Führer, 
dass  sie ,  als  sie  die  Unrichtigkeit  ihrer  bisherigen  Massnahmen 
erkannten,  nicht  offen  ihr  Unrecht  eingestanden  und  allen  ihren 
Einfluss  daran  setzten,  den  Beginn  des  gefährlichen  Kampfes  zu 
verhindern.  Wäre  dadurch  auch  Kampf  und  Niederlage  voraus- 
sichtlich nicht  vermieden,  so  hätte  doch  ein  solches  Verhalten  der 
Führer  den  grossen  Segen  für  die  Gehilfenschaft  gehabt,  die  vor- 
gekommenen Versehen  klarzulegen,  so  sie  für  künftighin  auszu- 
schliessen  und  die  für  alle  späteren  Erfolge  so  wichtige  Autorität 
der  Führer,  das  Vertrauen  in  die  sozialpolitische  Richtigkeit  ihrer 
Massnahmen  wirksam  zu  unterstützen  und  zu  kräftigen.  In  der 
Geschichte  der  englischen  Gewerkvereinsbewegung  ist  der  Fall 
thatsächlich  vorgekommen,  dass  die  Arbeiter  gegen  den  Rat  und 
Willen  ihrer  Führer  einen  Ausstand  unternommen  haben.  Die 
Voraussage  derselben  erfüllte  sich;  trotzdem  sie  mit  der  grössten 
Aufopferung  die  ihnen  aussichtslos  erscheinende  Bewegung  leiteten, 
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war  ein  Sieg  nicht  7x\  erreichen.  Aber  das  richtige  Verhalten  der 
Führer  hatte  den  grossen  Nutzen,  dass  die  Arbeiter  von  nun  an 
sich  ihrer  erprobten  Einsicht  beugten  und  so  vor  manchem  späteren 
Misserfolge  bewahrt  blieben  ^). 

Es  kam  noch  ein  Punkt  hinzu  ,  welcher  den  Gehilfen  ge- 
rade diesen  Kampf  sehr  erschwerte.  Die  Buchdrucker  klagen 
immer ,  dass  sie  ungünstiger  situiert  seien ,  als  andere  Arbeiter- 
klassen, weil  ihre  Gegner  als  die  Herren  der  Presse  fast  ausschliess- 
lich das  Ohr  der  öffentlichen  Meinung  in  Anspruch  nehmen  können. 
Das  ist  ganz  richtig;  in  diesem  Falle  jedoch  würde  auch  jede 
andere  Arbeiterklasse  sowohl  die  öffentliche  Meinung  wie  beson- 
ders das  ganze  Unternehmertum  gegen  sich  gehabt  haben.  Denn 
es  handelte  sich  um  die  Entscheidung  darüber,  ob  in  einem  der 
wichtigsten  Gewerbe  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  durchge- 
führt werden  sollte.  Das  war  für  alle  Arbeitgeber  eine  Frage, 
die  ihr  eigenstes  Interesse  berührte.  Denn  wie  gerade  diese  For- 
derung wie  keine  andere  die  Sympathien  von  Sozialpolitikern  aller 
Richtungen,  welche  ihre  grosse  wirtschaftliche  Berechtigung  und 
Wichtigkeit  rückhaltlos  anerkannten,  für  sich  hatte,  so  war  sie 
den  Arbeitgebern  so  unangenehm  wie  möglich,  und  da  diese  nun 
die  begründete  Befürchtung  hegten,  dass.  wenn  erst  in  einem  Ge- 
werbe die  Arbeitszeit  verkürzt  sei ,    andere   mit  derselben  Forde- 


l)  Die  scharfe  Beurteilung  der  damaligen  Massnahmen  der  Gehilfenführer  darf 
nicht  als  Anzweifelung  ihrer  moralischen  Qualifikation  oder  sozialpolitischen  Befähi- 
gung zur  Leitung  des  Gewerkvereins  aufgefasst  werden.  Wer  den  guten  Geist  kennt, 
welcher  im  Buchdruckergewerbe  bei  Führern  und  bei  Geführten ,  wie  auch  in  ihren 
gegenseitigen  Beziehungen  herrscht,  wird  nicht  daran  zweifeln,  dass  auch  damals  die 
Vereinsleitung  nur  das  Beste  der  von  ihr  vertretenen  Partei  gewollt  und  mit  allen 
Kräften  zu  erringen  gestrebt  hat.  Ebenso  ist  klar,  dass  ein,  wenn  auch  grosser  Fehler, 
der  leider  mit  ausserordentlicher  Konsequenz  durchgeführt  wurde  ,  nicht  die  Unfähig- 
keit von  Führern  beweisen  kann,  welche  im  übrigen  vor  und  nach  dem  Streik  unter 
schwierigen  Verhältnissen  ihren  Verein  gut  geleitet  und  manchen  wichtigen  Erfolg  er- 
rungen haben.  Weiter  soll  noch  zugegeben  werden,  dass  es  eine  schwere  Forderung 
ist,  vor  Beginn  eines  Streikes  auf  den  vorausgesehenen  unglücklichen  Ausgang  hinzu- 
weisen und  dadurch  von  vorn  herein  die  eigene  Partei  zu  entmutigen,  und  dass  diese 
Forderung ,  deren  Richtigkeit  allerdings  durch  Thatsachen  bewiesen  ist  (s.  o.),  sich 
leichter  aussprechen  als  in  der  Praxis  durchfuhren  lässt.  Andererseits  dürfen  auch  die 
Gehilfenführer  nicht  den  Vorwurf  erheben,  dass  es  eine  leichte  und  bequeme  Sache 
sei,  in  einer  abgeschlossenen  Aktion  Fehler  zu  finden  oder  solche  in  dieselbe  hinein- 
zukonstruieren.  Schon  lange  vor  Beginn  des  Kampfes  wurde  von  Seiten,  welche  die 
hier  vertretenen  Ansichten  über  die  für  einen  Streik  massgebenden  Prinzipien  völlig 
teilen,  auf  die  Aussichtslosigkeit  der  bevorstehenden  Bewegung  hingewiesen  (s.  Zahn 
a.  a.  O.  S.  137). 
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rung  bald  nachfolgen  und  ebenfalls  durchdringen  würden,  so  unter- 
stützten sie  die  Buchdruckerprinzipale  als  ihre  Vorkämpfer  aufs 
energischste.  Die  grosse  Menge  des  unbeteiligten  Bürgertums  aber 
war  gegen  die  Arbeitszeitverkürzung  deshalb  eingenommen,  weil 
diese  Forderung  gerade  damals  das  Hauptschlagwort  der  sozialde- 
mokratischen Partei  war,  sie  galt  als  unbedingt  sozialdemokratisch 
—  also  als  verwerflich.  So  kam  alles  zusammen,  um  den  grossen 
Kampf  unglücklich  enden  zu  lassen.  Die  Partei  der  Gehilfen  trug 
grösstenteils  selbst  die  Schuld  an  ihrer  Niederlage  und  hat  deshalb 
keine  Veranlassung,  andere  anzuklagen,  vor  allem  nicht  die  Prinzi- 
pale, welche  im  Siege  nur  die  Frucht  ihrer  grösseren  Klugheit 
ernteten.  Aber  diese  Einsicht  darf  nicht  die  Beurteilung  der  Ge- 
hilfenforderung selbst  beeinflussen ,  und  Deutschland  that  Un- 
recht daran,  wenn  es  verständnislos  aufjubelte,  als  eine  Sache  un- 
terlag, wie  sie  gerechter  wohl  selten  verfochten  worden  ist. 

Die  unmittelbare  Folge  des  Streikes  war  die  endgültige  Auf- 
lösung der  Tarifgemeinschaft.  Als  die  Vereinsmitglieder  sich  wei- 
gerten, die  erforderlichen  Wahlen  für  eine  neue  Tarifkommission 
vorzunehmen,  machten  die  Prinzipale  den  Versuch,  dies  in  ihrem 
Interesse  auszunützen,  indem  sie  trotzdem  die  Gehilfen  zur  Wahl 
aufforderten,  denn  sie  glaubten,  nun  Nichtvereinsmitglieder  als 
Gehilfenvertreter  in  die  Kommission  zu  bekommen  und  sich  so  an 
derselben  ein  gefügiges  Werkzeug  ihrer  Pläne  schaffen  zu  können. 
Da  erkannte  die  organisierte  Gehilfenschaft  die  Gefahr ,  welche 
ihr  in  einer  legal,  aber  ohne  ihre  Mitwirkung  zu  stände  kommen- 
den Tarifkommission  drohte,  sie  beteiligte  sich  nun  doch  an  der 
Wahl  und  setzte  die  Erwählung  ihrer  sämtlichen  Kandidaten  auch 
durch.  Als  so  die  Prinzipale  ihre  Absicht  gescheitert  sahen,  er- 
klärten sie  ihrerseits  die  Tarifgemeinschaft  für  aufgehoben,  indem 
alle  Prinzipalvertreter  der  Tarifkommission  ihre  Mandate  nieder- 
legten, denn  bei  der  nunmehrigen  Zusammensetzung  der  Kom- 
mission sei  ein  erspriessliches  Arbeiten  ausgeschlossen.  Dieser 
Ausgang  war  auch  im  Sinne  der  organisierten  Gehilfen,  sie  woll- 
ten nichts  mehr  von  einem  gemeinsamen  Tarife  wissen,  der,  wie 
sie  hinlänglich  erfahren  hatten ,  freiwillig  doch  nicht  eingehalten 
wurde ,  und  den  energisch  zu  unterstützen  ihnen  jetzt  die  Kraft 
fehlte. 

Vor  allen  Dingen  sah  der  Unterstützungsverein  es  nun  als 
seine  Aufgabe  an,  sich  innerlich  zu  erholen  und  zu  kräftigen  und 
hierzu   besonders   die  während  der  Streikzeit  gesammelten  Erfah- 
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rungen  zu  benutzen.  Wollte  er  nicht  in  der  beständigen ,  seine 
Schaffenskraft  lähmenden  Gefahr  schweben,  dass  Vorgänge,  wie 
die  jüngsten  Massregelungen ,  sich  wiederholten ,  dann  musste 
er  auf  Mittel  und  Wege  sinnen,  um  sich  den  Eingriffen  der  Be- 
hörden in  ähnlichen  Fällen  überhaupt  zu  entziehen.  Die  Gelegen- 
heit, in  dieser  Hinsicht  eine  wichtige  Wendung  herbeizuführen, 
war  augenblicklich  vorhanden.  Vor  dem  Streik  hatte  der  Vorstand 
das  auf  der  Generalversammlung  1891  revidierte  Statut  der  Be- 
hörde zur  Genehmigung  unterbreitet.  Er  erhielt  den  Bescheid, 
ausser  einer  geringfügigen  redaktionellen  Aenderung  sei  an  dem- 
selben nichts  auszusetzen ,  der  Vorstand  möge  diese  Aenderung 
vornehmen  und  dann  das  Statut  zur  Genehmigung  wieder  ein- 
senden. Uann  erfolgte  während  des  Streikes  der  ausführlich  er- 
örterte Vorstoss  der  obersten  Behörde  gegen  den  Verein.  In  der 
ministeriellen  Verfügung  wurde,  wie  erwähnt,  dem  Vorstande  kund- 
gegeben, dass  das  Statut  in  der  vorliegenden  Fassung  nicht  ge- 
nehmigt werden  könne.  Zugleich  wurden  sämtliche  Punkte  be- 
zeichnet, welche  der  Genehmigung  entgegenständen,  ja  die  Be- 
hörde unterzog  sich  der  Arbeit,  die  nach  ihrer  Meinung  nötigen 
Aenderungen  selbst  zu  redigieren.  Vor  allen  Dingen  wurde  ver- 
langt, dass  es  auch  ferner  Aufgabe  des  Vereins  bleiben  solle,  die 
mit  den  Prinzipalen  vereinbarten  und  nicht ,  wie  es  im  neuen 
Statut  hiess,  die  vom  Verein  anerkannten  Arbeitsbedingungen 
streng  durchzuführen,  und  dann  wurde  noch  eine  getrennte  Ver- 
waltung der  Vereinsmittel  gefordert,  je  nachdem  sie  für  die  Unter- 
stützung Arbeitsloser  oder  für  die  Ausständigen  angewendet  wer- 
den sollten.  In  diesen  Forderungen  lag  für  den  Verein  eine  Ge- 
fahr ,  wie  sie  so  gross  bisher  kaum  jemals  an  ihn  herangetreten 
war.  Musste  er  ihnen  nachgeben,  dann  waren  seine  Kassen  voll- 
ständig auseinandergerissen,  er  hatte  seinen  Charakter  als  Gewerk- 
verein überhaupt  verloren,  denn  als  solcher  musste  er  vor  allem 
die  Möglichkeit  haben ,  einen  starken  Kampffond  anzusammeln, 
und  diese  Möglichkeit  war  ausgeschlossen ,  wenn  die  verlangte 
Trennung  der  Unterstützungszweige  Wirklichkeit  wurde.  Zum 
Glück  für  den  Verein  lag  die  intellektuelle  Urheberschaft  des  be- 
drohlichen Angriffs  nicht  bei  der  Staatsbehörde,  sondern  bei  den 
Prinzipalen.  Ihr  juristischer  Vertreter  hatte  ebenso  wie  das  Ver- 
bot der  Streikunterstützung  auch  die  Aenderung  des  Statuts  be- 
antragt und  damit  in  wohlüberlegter  Weise  einen  kühnen  und 
entscheidenden  Schlag  mit  Hilfe  der  Staatsgewalt  gegen  die  Ge- 
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hilfen  zu  führen  versucht.  Der  Regierung  war,  wie  oben  darge- 
legt, dieser  Schritt  gelegen  gekomnien,  um  in  nachdrücklicher 
Weise  ihre  Stellungnahme  gegen  den  Verein  zu  dokumentieren. 
Nachdem  aber  dieses  erreicht  war,  hatte  sie  kein  Interesse  daran, 
weiterzugehen  und  die  speziellen  Wünsche  der  Prinzipale  zu  be- 
friedigen. Ja,  das  begonnene  Vorgehen  schien  nun  für  sie  zu 
recht  unbequemen  Konsequenzen  zu  führen.  Denn,  wenn  sie  jetzt 
den  Verein  zwang,  die  geforderten  Aenderungen  des  Statuts  vor- 
zunehmen, so  konnte  sie  ihm,  obgleich  er  statutenmässig  die  Er- 
zielung günstigerer  Arbeitsbedingungen  durch  Streik  zu  seiner 
Aufgabe  machte ,  die  Genehmigung  nicht  mehr  versagen  und 
musste  durch  diese  Genehmigung  unmittelbar  nach  Beendigung 
des  grossen  Streikes  das  Recht  zum  Streik  offen  anerkennen.  Da- 
mit aber  gab  sie  sich  in  gewisser  Hinsicht  Unrecht  in  ihrem  Ver- 
halten gegen  den  Verein  während  des  Streikes.  So  war  es  ihr  sicher 
nicht  unangenehm,  als  der  Verein  den  Ausweg  fand,  auf  die  staat- 
liche Genehmigung  überhaupt  zu  verzichten,  um  sich  für  jetzt  und 
alle  Zukunft  den  Eingriffen  der  Behörden  in  seine  innere  Organisa- 
tion ganz  zu  entziehen,  ja  es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass  sie  selbst 
auf  diesen  Ausweg  hingewiesen  hat.  Jedenfalls  wurde  dem  Verein 
auf  eine  diesbezügliche  Anfrage  mitgeteilt,  dass  er,  wenn  seine  Mit- 
glieder keine  Rechte  hätten,  und  alle  Leistungen  des  Vereins  an  sie 
freiwillige  und  nicht  klagbare  wären,  der  staatlichen  Genehmigung 
nicht  bedürfe;  damit  nämlich  hatte  er  seinen  Charakter  als  Ver- 
sicherungsgesellschaft, auf  den  sich  alle  behördliche  Massnahmen, 
vor  allem  auch  die  Forderung  der  Kassenspaltung,  stützten,  völlig 
verloren.  Der  Verein  ging  hierauf  ein,  eine  nun  einberufene  ausser- 
ordentliche Generalversammlung  beschloss  die  Auflösung  des 
U.  V.  D.  B.  und  zugleich  seine  Umwandlung  in  den  »Verband  der 
deutschen  Buchdrucker«,  dieser  Verband  nahm  als  §  ii  seines  Sta- 
tutes jene  Bestimmung  auf,  nach  der  alle  von  ihm  zu  leistenden 
Unterstützungen  freiwillige  seien ,  und  ein  gerichtlich  klagbares 
Recht  oder  ein  sonstiger  Rechtsanspruch  auf  dieselben  keinem  Mit- 
gliede  zustehe.  Dieser  Beschluss,  welcher  zu  seiner  Gültigkeit  eine 
Annahme  mit  Dreiviertelmajorität  durch  Urabstimmung  der  Mit- 
glieder nötig  hatte,  wurde  den  Vereinsmitgliedern  vorgelegt,  und 
von  13  722  gültig  abgegebenen  Stimmen  erklärten  sich  13  085  für 
und  nur  637  gegen  die  beabsichtigte  Umgestaltung,  so  dass  am 
I.  Januar  1893  die  Gehilfenorganisation  in  eine  neue  Phase  ihrer 
Entwicklung  eintreten  konnte. 
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Zugleich  mit  ihrer  Umgestaltung  trat  für  die  Gehilfenorgani- 
sation eine  Erweiterung  ihrer  Aufgaben  ein.  Bisher  nämlich  war 
das  Kranken-  und  Invaliden unterstützungswesen  von  ihr  getrennt, 
es  bestand  eine  besondere  Krankenkasse  und  eine  besondere  In- 
validenkasse. Die  VV'eiterführung  der  Krankenkasse  als  »Einge- 
schriebene Hilfskasse«  wurde  unmöglich,  nachdem  durch  das  neue 
Krankenkassengesetz  die  Forderung  an  solche  Kasse  gestellt  wurden, 
neben  den  sonstigen  Unterstützungen  freien  Arzt  und  freie  Medizin 
zu  gewähren.  So  beschloss  man  denn,  diese  Kasse  aufzulösen  und 
in  den  Verband  einen  neuen  Unterstützungszweig  für  »vorüber- 
gehend Arbeitsunfähige«  aufzunehmen.  Die  Krankenkasse  trat  am 
I.Januar  1893  in  Liquidation.  Das  nach  Abschluss  der  Liquidation 
verbleibende  Kassenvermögen  wurde  in  die  Kasse  des  Verbandes 
überführt,  da  die  früheren  Mitglieder  der  Krankenkasse  fast  sämtlich 
zu  Gunsten  des  Verbandes  auf  ihre  Ansprüche  Verzicht  leisteten, 
womit  sie  ihrer  Organisation  das  beträchtliche  Geschenk  von  276923 
Mark  machten. 

Etwas  später  wurde  auch  die  Invalidenunterstüzung  Aufgabe 
des  Verbandes.  Die  Invalidenkasse  war  seit  dem  Streik  Gegenstand 
fortgesetzter  Angriffe.  Das  Statut  der  Kasse  bestimmte,  dass  Mit- 
glieder, welche  aus  dem  U.  V.  D.  B.  austräten  oder  ausgeschlossen 
würden,  auch  ihre  Rechte  an  die  Invalidenkasse  verlören.  Hie- 
gegen  wurde  nun  von  Seiten  derjenigen,  welche  aus  Anlass  des 
Streikes  vom  Verein  abgefallen  waren,  Protest  erhoben,  sie  be- 
stritten die  Gültigkeit  dieser  Bestimmung ,  und  es  kam  infolge- 
dessen zu  ewigen  Prozessen.  Schlimmer  wurde  es  noch,  als  der 
Unterstützungsverein  aufgelöst  und  der  Verband  gegründet  wurde. 
Denn  nun  erklärten  verschiedene  Mitglieder  des  früheren  Unter- 
stützungsvereins, in  den  neuen  Verein  nicht  eintreten  zu  wollen, 
ohne  jedoch  bereit  zu  sein ,  ihre  Ansprüche  auf  die  Invaliden- 
kasse aufzugeben.  Auch  hier  kam  es  zu  Klagen,  da  die  Kasse 
sich  auf  den  Standpunkt  stellte,  die  Zugehörigkeit  zum  Verbände, 
der  nur  eine  Fortsetzung  des  früheren  Vereins  sei,  sei  Vorbe- 
dingung für  die  Zugehörigkeit  zur  Invalidenkasse.  Unzweifelhaft 
hatten  in  allen  diesen  Fällen  die  Kläger  das  Recht  auf  ihrer  Seite, 
und  sie  drangen  mit  ihren  Ansprüchen  auch  überall  durch,  nobel 
dagegen  war  ihr  Vorgehen  nicht,  sie  wollten  teilnehmen  an  den 
Vorteilen  ,  welche  die  Organisation  gewährte ,  obgleich  sie  sich 
zum  Teil  in  direkten  Widerspruch  mit  ihren  Bestrebungen  gesetzt 
hatten.   Um  nun  allen  weiteren  Unannehmlichkeiten  und  Angriffen 
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zu  entgehen,  beschloss  man  auch  die  Liquidation  der  Invaliden- 
kasse ,  und  der  Verband  übernahm  nun  auch  den  letzten  Zweig 
des  Unterstützungswesens. 

Die  Konzentration  aller  Aufgaben  in  dem  einen  Verbände 
hat  sich  als  eine  gute  Aenderung  erwiesen,  es  wurde  dadurch 
möglich ,  innerhalb  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  allen  aus  der 
Streikzeit  herstammenden  pekuniären  Verpflichtungen  nachzukom- 
men ,  und  heute  verfügt  die  Verbandskasse  schon  wieder  über 
ein  schuldeufreies  Vermögen  von  963  460,78  M.  Die  Mitgliederzahl, 
welche  im  dritten  Quartal  1892  unter  15  000  herabgegangen  war, 
betrug  Ende  1893  schon  wieder  16  812,  stieg  dann  bis  zum  i.  April 
1895  auf  18  563,  womit  der  höchste  Bestand  vor  dem  Streik  über- 
schritten war.  In  dieses  Jahr  trat  der  Verband  mit  der  stattlichen 
Zahl  von  19  867  Mitgliedern  ein.  Diese  starke  Zunahme  der  or- 
ganisierten Buchdrucker  ist  allerdings  zum  Teil  auf  eine  Erschei- 
nung zurückzuführen,    die  starke  Bedenken  erregen  kann. 

Das  Statut  des  Verbandes  bezeichnet  zwar  immer  noch 
als  seine  Aufgabe  strenge  Durchführung  der  vom  Vorstande  des 
Verbandes  als  massgebend  anerkannten  Arbeitsbedingungen,  die 
Praxis  jedoch  weicht  hiervon  ab,  es  werden  auch  solche  Gehilfen  als 
Mitglieder  aufgenommen,  welche  diese  Arbeitsbedingungen  nicht  er- 
reichen. —  Der  letzte  Grad  dafür,  dass  die  Buchdrucker  ihren  bis- 
herigen Standpunkt  aufgaben,  liegt  in  der  allgemeinen  Stimmung, 
welche  den  Verband  beherrscht.  Seit  dem  Streik  sind  die  Gehilfen 
mit  verschwindenden  Ausnahmen  Sozialdemokraten  geworden,  wäh- 
rend das  früher  durchaus  nicht  der  Fall  war.  Hiergegen  lässt  sich  nun 
an  und  für  sich  gar  nichts  einwenden ,  da  sie  trotzdem  ihrem 
alten  Prinzip  treu  geblieben  sind ,  ihre  politische  Ueberzeugung 
und  ihre  Verbandsangelegenheiten  streng  auseinanderzuhalten ;  das 
Statut  hat  sogar  eine  dahingehende  Erweiterung  erfahren.  Und 
doch  konnte  diese  Sinnesänderung  nicht  ohne  merkbare  Folgen 
bleiben.  Früher  fühlten  sich  die  Buchdrucker  mit  Stolz  als  über 
den  anderen  Arbeitern  stehend,  heute  beherrscht  sie  das  Gefühl  der 
Gleichheit  und  Zusammengehörigkeit  mit  allen  Arbeitern ,  was 
äusserlich  im  Beitritt  ihrer  Organisation  zum  Gewerkschaftsver- 
bande zum  Ausdruck  kam.  Und  deshalb  sagen  sie  so  :  Weshalb 
sollen  wir  diejenigen  Gehilfen,  welche  thatsächlich  höheren  Lohn 
und  bessere  Arbeitsbedingungen  nicht  erreichen  können,  und  die 
gerade  deshalb  Hilfe  und  Unterstützung  am  meisten  bedürfen,  von 
uns  ausschliessen?  Diese  Anschauung,  welche  man  im  übrigen  sehr 
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löblich  finden  mag,  kann  den  praktischen  Erwägungen  gegenüber, 
die  zur  Forderung  der  Aufnahmebeschränkung  geführt  haben,  nicht 
Stand  halten.  Ein  Gewerkverein  kann  sein  erstes  Ziel,  eine  kraft- 
volle Entwicklung  und  deren  Sicherung,  nur  erreichen,  wenn  er 
nach  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit  strebt  und  nur  die  Besten 
und  Tüchtigsten  des  Gewerbes  in  seine  Reihen  zu  ziehen  sucht, 
und  wenn  er  weiter  seine  zuerst  zu  erfüllende  Aufgabe  darin  sieht, 
seinen  Mitgliedern  möglichst  gute  Lebensbedingungen  zu  er- 
kämpfen und  zu  garantieren  und  nicht  für  irgend  welche  Allge- 
meinheit zu  sorgen.  Die  Mitglieder  eines  Gewerkvereins  sollen 
eine  Aristokratie  in  ihrem  Gewerbe  bilden,  sie  sollen  für  sich 
mehr  verlangen,  als  den  Durchschnitt,  das  aber  ist  nur  möglich, 
wenn  sie  stärker  und  tüchtiger  sind,  als  die  übrigen.  Die  schwä- 
cheren Gewerbemitglieder ,  welche  nicht  einmal  das  erlangen 
können,  was  der  Gewerkverein  als  Minimum  des  Lohnes  ansetzt, 
bedeuten  für  ihn  nur  hindernden  Ballast,  denn  sie  können  unmöpf- 
lieh  mit  derselben  Hingabe  und  eventuell  üpferwilligkeit  für  die 
Erhöhung  des  Minimums,  das  sie  noch  nicht  einmal  erreicht  haben, 
eintreten ,  wie  ihre  besser  gestellten  Genossen.  Ja  es  ist  sogar 
leicht  möglich ,  dass  auch  von  denjenigen ,  welche  schon  zu  den 
vorgeschriebenen  Bedingungen  arbeiten ,  ein  Teil  wieder  herab- 
sinkt, denn  ein  Ansporn,  das  Errungene  um  jeden  Preis  festzu- 
halten ,  fehlt ,  die  Gefahr  nämlich ,  dass  ein  Zurückweichen  hier 
einen  Verlust  sämtlicher  im  Verbände  erworbenen  Rechte  zur 
Folge  hat.  Der  Eintritt  dieser  Möglichkeit  steht  um  so  eher  zu 
befürchten ,  als  er  durch  das  wichtige  soziale  Gesetz  unterstützt 
wird,  wonach  dififerierende  Lohnsätze  in  einer  bestimmt  abge- 
grenzten sozialen  Gruppe  die  Tendenz  zeigen,  sich  entweder  nach 
oben  oder  nach  unten  hin  auszugleichen.  Durch  die  Aufnahme 
von  unter  dem  Minimum  Entlohnten  würde  der  Gewerkverein 
nach  dem  eben  Gesagten  einem  Ausgleich  nach  unten  vorarbeiten 
und  damit  direkt  zweckwidrig  handeln,  denn  den  Ausgleich  nach 
oben  zu  fördern,  indem  verhindert  wird,  dass  Lohnsätze,  welche 
eine  gewisse  Höhe  überschritten  haben ,  wieder  unter  dies  von 
ihm  zu  schützende  Niveau  herabsinken,  das  ist  seine  offene  klare 
Aufgabe,  die  Wurzel  und  die  Rechtfertigung  seines  Bestandes. 
Und  weshalb  sind  denn  die  Unterstützungen  und  deshalb  auch 
die  Beiträge  des  Buchdruckerverbandes  so  hoch?  Doch  nur,  da- 
mit niemand  zu  geringeren  Bedingungen  zu  arbeiten  braucht  als 
der  Verband   vorgeschrieben,    wenn    hierzu    nicht   jedes  Mitglied 
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streng  verpflichtet  wird,  dann  sind  die  grossen  Opfer,  welche 
Tausende  allwöchentlich  bringen,  in  der  Hauptsache  nutzlos,  denn 
nie  und  nimmer  ist  die  Unterstützung  unglücklicher  Genossen  ihr 
Hauptzweck,  sondern  der  Schutz  der  Arbeitenden  gegen  Verdräng- 
ung aus  ihren  Stellungen  durch  Konkurrenten,  die  durch  die  Not 
gezwungen  sind,  ihre  Arbeitskraft  billiger  zu  verkaufen. 

Ob  ein  Gewerkverein  trotz  aller  dieser  Gründe  in  einer  späteren 
Periode  seiner  Wirksamkeit  das  Prinzip  der  Ausschliesslichkeit 
aufgeben  darf,  um  dann  der  Anwalt  der  ganzen  Arbeiterschaft 
seines  Gewerbes  zu  werden,  ist  eine  schwierige,  hier  nicht  näher 
zu  behandelnde  Frage.  Ohne  Zweifel  aber  ist  der  Buchdrucker- 
verband noch  nicht  so  weit  innerlich  gefestigt  und  einflussreich 
nach  aussen,  dass  er  diesen  Weg  einschlagen  könnte.  Er  ist  wohl 
nie  so  weit  gewesen,  aber  dass  nach  der  Beendigung  des  grossen 
erfolglosen  Streikes,  der  ihm  sein  ganzes  Vermögen  kostete,  durch 
den  er  einige  Tausende  von  Mitgliedern  verlor,  und  dessen  Neben- 
umstände ihn  zu  tiefeingreifenden  Organisationsänderungen  zwangen, 
keine  glückliche  Stunde  gekommen  war,  um  bei  dem  für  seine 
Wiedererstarkung  wichtigsten  Prinzipe  an  strenger  Durchführung 
nachzulassen,  bedarf  keines  weiteren  Beweises.  Dass  dieser  Fehler 
bisher  keine  merkbaren  üblen  Folgen  gehabt  hat,  ist  dem  Um- 
stände zu  verdanken ,  dass  die  hohen  Beiträge ,  welche  die  Mit- 
glieder des  Verbandes  zahlen  müssen,  ein  wirksames  Mittel  sind, 
um  die  jetzt  theoretisch  mögliche  Ueberflutung  des  Vereins  durch 
ungeeignete  Elemente  zu  verhindern.  Thatsache  jedoch  ist,  dass 
seit  dem  Streik  ein  beträchtlicher  Bruchteil  der  Mitglieder  die  vor- 
geschriebenen Arbeitsbedingungen  nicht  erreicht,  und  es  ist  immer 
die  Gefahr  vorhanden ,  dass  durch  diese  Niveauänderung  einmal 
eine  Strömung  Oberhand  gewinnt,  welche  auf  Herabsetzung  der 
bestehenden  Leistungen  an  den  Verband  hinwirkt  und  dadurch 
die  gute  Qualität  seines  Mitgliederbestandes  in  Frage  stellt. 

Kann  man  sich  in  diesem  Punkte  also  mit  der  Politik  der 
Gehilfen  für  den  Augenblick  nicht  ganz  einverstanden  erklären, 
so  muss  man  andererseits  doch  zugeben,  dass  im  übrigen  die  in- 
nere Organisation  ihres  Verbandes  eine  geradezu  mustergiltige 
ist.  Vor  allem  gilt  das  vom  Kassen-  und  Unterstützungswesen. 
Die  Unterstützungszwecke  eines  Gewerkvereins  können ,  worauf 
früher  schon  hingewiesen  wurde ,  immer  nur  sekundärer  Natur 
sein ,  das  aber  schliesst  nicht  aus ,  dass  sie  für  seine  ganze  Ent- 
wicklung die  höchste  Bedeutung  zu  erlangen   fähig  sind.    Und  so 
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ist  es  beim  Buchdruckerverbande.  Sein  Kassen-  und  Unterstütz- 
ungswesen  ist  das  Grossartigste  und  Bewundernswerteste,  was  er 
überhaupt  geschaffen  hat,  und  aus  dieser  Quelle  schöpfte  er  den 
Mut  und  die  Kraft,  sich  nach  den  schwersten  Unglücksfällen  wieder 
zu  neuer  Blüte  zu  erheben.  Das  Unterstützungswesen  des  Ver- 
bands stellt  sich ,  nachdem  durch  die  Generalversammlung  von 
1892  kleine  Neuerungen  vorgenommen  wurden  und  auf  der  fol- 
genden Generalversammlung  von  1895  eine  durchgreifendere  Re- 
form zu  Stande  kam,  heute  folgendermassen  : 

Der  Beitrag  für  die  Mitglieder  beträgt  i,lO  M.  pro  Woche. 
Früher  hatten  arbeitslose  und  vorübergehend  arbeitsunfähige  Mit- 
glieder 50  Pf.  Wochenbeitrag  zu  entrichten.  Diese  Abgabe  ist 
seit  1895  völlig  fortgefallen. 

Die  Kasse  gewährt  folgende  Unterstützungen : 
i)  Arbeitslosenunterstützung,  a)  Reiseunterstützung  ^).  Nach 
Entrichtung  von  13  bezw.  52  Wochenbeiträgen  wird  arbeitsuchen- 
den Mitgliedern  auf  der  Reise  täglich  eine  Unterstützung  von 
75  Pf.  bezw.  I  M.  auf  die  Dauer  von  40  Wochen  gewährt,  b) 
Ortsunterstützung  im  Betrage  von  i  M.  pro  Tag  wird  gewährt  an 
Arbeitslose  am  Orte. 

bei  einer  Karenzzeit  von  auf  die  Dauer  von 

100  Wochen  10  Wochen 

150         »  20         » 

750         »  40         » 

In  den  ersten  beiden  Fällen  wird  natürlich  für  die  nächsten 
30  resp.   20  Wochen  Reiseunterstützung  gezahlt. 

Diese  Position  enthält  die  anerkennenswerte  Neuerung,  dass 
langjährigen  Mitghedern  des  Verbandes  ermöglicht  ist,  für  die 
ganze  Zeit,  während  welcher  Unterstützung  gezahlt  wird  (4oWochen), 
diese  Unterstützung  am  Orte  zu  beziehen. 

2)  Unterstützung  bei  vorübergehender  Arbeitslosigkeit  (Krank- 
heit) im  Betrage  von  1,40  M.  pro  Tag 

bei  einer  Karenzzeit  von  auf  die  Dauer  von 

13  Wochen  13  Wochen 

26         »  26         » 

52         »  52         » 

Diese  Sätze  sind  bedeutend  gegen  früher  herabgemindert. 
Bis  1895  wurde  die  Kraukenunterstützung  schon  nach  4wöchent- 
licher  Karenzzeit    und    stets    auf  52  Wochen  gewährt.     Die  Ver- 


i)  Ueber  den  Unterschied  von  Reise-  und  Ortsunterstiitzung  vgl.  oben. 
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änderung  ist  dadurch  völlig  gerechtfertigt,  dass  die  vom  Verbände 
zu  zahlende  Unterstützung  nur  noch  als  Zuschuss  zu  den  von  den 
Ortskrankenkassen  zu  zahlenden  Krankengeldern  gelten  kann  und 
nicht  mehr  wie  früher  als  einzige  oder  wenigstens  hauptsächliche 
Unterstützung  im  Krankheitsfalle. 

Ausserdem  wird  im  Sterbefalle  ein  Begräbnisgeld  von  100 
resp.   50  M.  gewährt. 

3)  Unterstützung  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  (Invalidi- 
tät) nach  5jähriger  Karenzzeit.  Sie  beträgt  i  M.  pro  Tag.  Auch 
hier  Begräbnisgeld  von  loo  M.  Die  Karenzzeit  erhöht  sich  auf 
10  Jahre,  wenn  ein  Mitglied  nicht  innerhalb  des  ersten  Jahres 
nach  vollendeter  Lehrzeit  und  auf  15  Jahre,  wenn  es  später  als 
5  Jahre  nach  vollendeter  Lehrzeit  dem  Verbände  beigetreten  ist. 

4)  Ausserdem  gewährt  der  Verband  in  einzelnen  besonders 
begründeten  Fällen,  z.  B.  bei  Umzügen,  eine  einmalige  ausnahms- 
weise Unterstützung. 

Sehr  interessant  ist  es,  zusammenzustellen,  wie  viel  die  Buch- 
drucker im  ganzen  für  Unterstützungs-  resp.  Versicherungszwecke 
zu  zahlen  haben.     Die  Angaben  für  drei  Orte  auf  Seite  249. 

Die  in  Berlin  gezahlten  Beiträge  repräsentieren  für  den  Ge- 
hilfen eine  jährliche  Ausgabe  von  148,20  M.  Das  heisst,  da  der 
tarifmässige  Jahreslohn  1332,75  M.  beträgt,  eine  Ausgabe  für 
Unterstützungszwecke  von  über  11  Proz.  seiner  Einnahme.  In 
Erfurt  beträgt  der  jährliche  Beitrag  99,30  M. ;  der  tarifmässige 
Jahreslohn  1154,85  M. ,  d.  h.  der  erstere  8,6  Proz.  des  letzteren. 
In  München  herrscht  ungefähr  dasselbe  Verhältnis.  Die  tarifmäs- 
sige Einnahme  des  Gehilfen  beträgt  1224,60  M. ,  der  Beitrag  zu 
der  Kasse  102,95  M. ,  so  dass  also  8,4  Proz.  der  Einnahme  zu 
Unterstützungszwecken  verwendet   werden. 

Der  Verband  darf  infolge  der  hohen  Anforderungen,  welche 
sein  Kassenwesen  an  seine  MitgHeder  stellt,  jederzeit  gewiss  sein, 
dass  er  die  Elite  seines  Gewerbes  umfasst,  dass  ihm  dient,  was 
an  sittlicher  Kraft  unter  den  Gehilfen  vorhanden  ist.  Wer  den 
Zehnten  seiner  gewiss  kargen  Einkünfte  für  edle  und  verständige 
Zwecke  opfert,  wie  es  die  Mitglieder  des  Buchdruckerverbandes 
thun,  der  ist  fähig,  über  die  Angelegenheiten  seines  Berufsstandes 
mitzuraten  und  mitzubeschliessen.  Man  hört  leider  immer  wieder 
gegen  unsere  Arbeiterschaft  den  Vorwurf  erheben ,  sie  sei  eine 
urteilslose  Masse ,  welche  blindlings  gewissenlosen  Führern  folge 
zu  ihrem  eigenen  Verderben.     Die  Buchdrucker  dürfen  jedenfalls 
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I.  Berlin. 


Kasse 

Beitrag 

Bedingungen  und  Unterstützungen 

i)  Hauptkasse 

1,10 

wie  ausgeführt 

2)  Gaukasse 

60 

Karenzzeit    100  Wochen    (in     Berlin)    Unterstützung 
wöchentlich    3,50  M.    bei  Konditionslosigkeit    auf 
20  Wochen,   bei  Krankheit  auf  i  Jahr 

3)  Ortskasse 

1,00 

a)  Ortskrankenkasse 

(50) 

Unterstützung  bei   Krankheit  wöchentlich  9  M.   und 
freier  Arzt  und  Medizin 

b)  Invalidenkasse 

(35) 

Karenzzeit                    Unterstützung 
3  Jahr                  wöchentl.  6       M. 

15      »                             »          7.50  * 
25      »                                        9,00   » 

c)  Witwenkasse 

(15) 

Unterstützung  monatlich  6  M.  an  die  Witwe. 

Staatl.  Alters-    und  Inva- 

liden-Unterstützung 

15 

2,85  M. 

II.  Erfurt. 


Kasse 


Beitrag 


Bedingungen  und  Unterstützungen 


1)  Hauptkasse 

2)  Oertl.  graphische  Kasse 

1,10 

IG 

3)  Ortskasse 

10 

4)  Gaukasse   (Weimar) 

10 

Ortskrankenkasse 
Invaliden-  und  Altersver- 
sicherung 

36 

15 

1,9  I  M, 

wie  angegeben 

Karenzzeit  20  W^ochen.  Unterstützung  2  M.  wöchent- 
lich auf  IG  Wochen 

Karenzzeit  wie  bei  der  Hauptkasse  (am  Orte)  Un- 
terstützung I — 3  M.  wöchentlich  auf  20  Wochen. 
Ausserdem  erhalten  nicht  bezugsberechtigte  Durch- 
reisende 75  Pf.  und  Ausgesteuerte  i  M.  einmalige 
Unterstützung 

Karenzzeit  wie  gewöhnlich  (im  Gau)  Unterstützung 
3  M.  wöchentlich  auf  20  Wochen 


UI.  München. 

Kasse 

Beitrag 

Bedingungen  und  Unterstützungen 

i)  Hauptkasse 

1,1 0 

wie  angegeben 

2)  Gauverbandskasse 

10 

Arbeitslose  erhalten  25  Pf.  pro  Tag  bei  25  Wochen 
Karenzzeit  im  Gau 

3)  Ortskasse 

25 

Kranke  pro  Tag  40  Pf.  nach  52  Wochen  Karenz- 
zeit in  München.  Arbeitslose  pro  Tag  30  Pf. 
Nichtbezugsberechtigte  durchreisende  V.M.  erhal- 
ten 2  M.  Ausgesteuerte  3  M.  einmalige  Unter- 
stützung. 

Ortskrankenkasse 

38 

Invaliden-  und  Altersver- 

sicherung 

'5 

1,98  M. 

diesen  Vorwurf   von    sich    als  unberechtigt  zurückweisen  ;    solche 
Werke,    wie  ihre    Unterstützungseinrichtungen,    lassen   sich    nicht 


250  Fritz   Tiedemanm 

mit  einer  blinden  missleiteten  Masse  schaffen,  aus  ihnen  spricht 
im  Gegenteil  ein  ruhiger,  klarer  Wille,  diesem  Wille  gebe  man 
würdige  Ziele,  dann  wird  man  sehen,  dass,  wo  ein  Ziel  und  ein 
Wille  ist,  auch  der  Weg  nicht  fehlen  wird. 

Soviel  über  die  inneren  Zustände  der  Organisation  !  Es  er- 
hebt sich  die  P>age :  Mit  welchen  äusseren  Verhältnissen  hat  der 
Verband  augenblicklich  zu  rechnen,  wie  vor  allem  gestalten  sich 
zur  Zeit  die  Arbeitsbedingungen  des  Gewerbes  ?  Und  damit  sind 
wir  angelangt  bei  dem  für  den  jetzigen  Stand  der  Dinge  wich- 
tigsten, entscheidenden  Punkt.  Wir  sind  in  der  glücklichen  Lage, 
hier  eine  nahe  Vergangenheit  reden  lassen  zu  können.  Ende  des 
Jahres  1894  hat  der  Verband  eine  allgemeine  statistische  Auf- 
nahme der  Arbeitsverhältnisse  im  Buchdruckgewerbe  veranstaltet. 
Ehe  die  Ergebnisse  derselben  besprochen  werden ,  seien  einige 
Vorbemerkungen  gestattet. 

Es  liegen  Aufnahmen  vor  über  die  Arbeitsverhältnisse  in 
deutschen  Druckereien ,  welche  zusammen  30  000  Gehilfen  be- 
schäftigen. Im  ganzen  sind  in  Deutschland  vorhanden  ca.  35000 
angestellte  Buchdruckergehilfen.  Wir  erhalten  also  über  die  Ar- 
beitsverhältnisse von  ungefähr  ^/t  aller  Gehilfen  sicheren  Aufschluss. 
Denn  die  kleinen  Ungenauigkeiten,  denen  jede  derartige  statistische 
Aufnahme  unterliegt,  werden  sich  hier  auf  ein  Mindestmass  redu- 
zieren ,  dafür  birgt  vor  allem  die  Liebe  zur  Sache ,  mit  welcher 
die  Aufnahme  erfolgt  ist.  Auch  können  sie  bei  den  grossen  End- 
zahlen nicht  ins  Gewicht  fallen.  Bis  hierher  also  ergibt  sich  keine 
Schwierigkeit.  —  Nun  soll  aber  in  der  vorliegenden  Arbeit  der 
Versuch  gemacht  werden,  durch  eine  eingehende  Spezialisierung 
der  aus  den  Einzelzahlen  der  Statistik  gewinnbaren  Resultate  eine 
möglichst  genaue  und  detailierte  Uebersicht  über  die  ganze  Lage 
der  Arbeitnehmer  im  Buchdruckgewerbe  und  womöglich  auch  über 
die  Ursachen  dieser  Lage  zu  gewinnen.  Zu  diesem  Zwecke  ist 
oft  bis  zur  Berechnung  ganz  kleiner  Ziffern  und  minimaler  Ver- 
hältniszahlen fortgeschritten.  Und  da  kann  nun  ein  schweres  Be- 
denken geltend  gemacht  werden.  Für  das  Gesamtresultat  ist 
jenes  Siebentel  der  Gehilfen,  dessen  Lage  nicht  festgestellt  werden 
konnte,  ohne  Bedeutung,  denn  einmal  können  wir  uns  überhaupt 
damit  begnügen ,  die  Lage  des  bei  weitem  grössten  Teiles  der 
Gehilfenschaft  dargestellt  zu  sehen ,  dann  aber  würden  wir  wohl 
auch  kaum  zu  weit  gehen ,  wenn  wir  ein  Gesamtbild  der  augen- 
blicklichen Lage  zu  zeigen  glauben ,    denn  dass  bei  den  grossen 
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Zahlen  ,  die  wir  besitzen ,  durch  Hinzutritt  des  verhältnismässig 
kleinen  Teiles,  den  wir  nicht  kennen,  wesentliche  Verschiebungen 
stattfinden  würden ,  ist  zum  mindesten  sehr  unwahrscheinlich. 
Aber  hier,  bei  den  aus  der  grossen  Masse  herausgenommenen 
kleinen  Gruppen,  hier,  wo  es  sich  oft  nur  um  die  Zusammen- 
stellung einiger  wenigen  Hunderte  von  Gehilfen  handelt ,  deren 
Arbeitslage  sich  in  mehreren  oder  auch  nur  in  einem  Punkte  von 
der  aller  übrigen  unterscheidet,  könnte  es  an  und  für  sich  leicht 
sein,  dass  durch  Berücksichtigung  jener  fehlenden  5000  Gehilfen 
ganz  andere  Zahlen,  ganz  abweichende  Resultate  erzielt  worden 
wären.  Und  deshalb,  so  kann  man  einwerfen,  sind  alle  diese 
Teilresultate  sehr  problematischer  Natur  und  können  strikte  Be- 
weiskraft nicht  beanspruchen.  Glücklicherweise  ist  dieser  Einwurf 
durch  zwei  Betrachtungen  leicht  zu  widerlegen.  Für  die  erste 
derselben  muss  vorausgenommen  werden,  dass  alle  Ergebnisse  der 
Statistik  gewisse  Uebelstände  im  Gewerbe  aufdecken,  und  dass  es 
sich  weiter  zeigt,  dass  diese  Uebelstände  sämtlich  stärker  hervor- 
treten, je  kleiner  die  Druckereien  sind,  welche  zur  Untersuchung 
gezogen  werden.  Nun  sind  aber  die  30000  Gehilfen,  die  berück- 
sichtigt werden  konnten,  in  4000  Druckereien  beschäftigt,  im 
Durchschnitt  beschäftigt  also  jede  Druckerei  7 — 8  Gehilfen.  Nach 
einer  Statistik  vom  Jahre  1890  (Klimsch.  Anzeiger  für  Buchdrucker) 
sind  aber  im  ganzen  in  Deutschland  etwas  über  6500  Buchdrucker- 
firmen vorhanden.  Nehmen  wir  auch  an ,  dass  diese  Zahl  sich 
bisher  nicht  vergrössert  hat,  so  verteilen  sich  doch  die  in  der 
Statistik  ausstehenden  5000  Gehilfen  auf  2500  Druckereien,  d.  h. 
eine  jede  von  ihnen  beschäftigt  durchschnittlich  2  Gehilfen.  Es 
sind  also  bei  weitem  die  kleineren  Druckereien,  deren  Arbeitsver- 
hältnisse wir  nicht  kennen,  und  wir  können  nach  der  ausnahms- 
losen Analogie  der  uns  bekannten  Zahlen  mit  fast  absoluter  Sicher- 
heit behaupten,  dass  die  Arbeitsverhältnisse  der  nicht  in  Betracht 
gezogenen  Gehilfen  im  Durchschnitt  wesentlich  schlechter  sind 
als  diejenigen,  welche  wir  kennen.  Daraus  ergibt  sich,  dass  die 
gewonnenen  Resultate  keineswegs  illusorisch  werden,  weil  sie  viel- 
leicht übertrieben  sind,  sondern  dass  sie  im  Gegenteil  wahrschein- 
lich öfter  noch  zu  milde  sind  und  deshalb  um  so  markanter  und 
ernster  die  sich  zeigenden  Missstände  beleuchten.  Dies  Ergebnis 
wird  bestätigt  durch  eine  zweite  Betrachtung.  Es  zeigt  sich  näm- 
lich in  der  Statistik,  dass  die  Arbeitsverhältnisse  besser  werden, 
je  mehr  Verbandsmitglieder   in  einer   Druckerei  beschäftigt    sind. 
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und  dass  sie  dort  am  schlechtesten  sind,  wo  Verbandsmitglieder 
überhaupt  keine  Arbeit  finden.  Da  nun  die  Statistik  von  den  Ver- 
bandsmitgliedern aufgenommen  ist ,  so  kann  sicher  angenommen 
werden,  dass  hauptsächlich  in  Druckereien,  die  keine  Verbands- 
mitglieder beschäftigen,  eine  statistische  Aufnahme  nicht  möglich 
war.  Nach  alledem  ist  der  Schluss  voll  berechtigt,  dass  der  Vor- 
wurf der  Uebertreibung  den  hier  aufgestellten  Zahlen  nicht  ge- 
macht werden  kann,  dass  sie  hin  und  wieder  hinter  der  Wirk- 
lichkeit zurückbleiben ,  ist  nicht  zu  vermeiden ;  die  gewonnenen 
Resultate  jedoch  sind  schon  bezeichnend  genug,  und  die  noch  mög- 
liche Verstärkung  würde  kaum  im  stände  sein,  das  gesamte  Bild 
der  augenblicklichen  Lage  noch  viel  trüber  zu  färben').  In  einigen 
Punkten  ist  trotzdem  eine  wesentliche  Verschiebung  der  Verhält- 
nisse durch  den  Ausfall  in  der  Statistik  nicht  ausgeschlossen,  dann 
werden  natürlich  jedesmal  die  möglichen  Fehlergrenzen  in  der 
Einzelausführung  angegeben  werden. 

Verhältnismässig  am  günstigsten  sind  die  Ergebnisse  der 
Statistik  über  die  Arbeitslöhne.  Von  den  28  099  Gehilfen ,  über 
deren  Arbeitslöhne  Angaben  vorhanden  sind,  werden  21936  nach 
dem  Tarife  oder  höher  als  der  Tarif  verlangt,  entlohnt.  Das  sind 
78  Proz.,  eine  Zahl,  die  als  befriedigend  bezeichnet  werden  muss, 
zumal  da  weit  über  die  Hälfte  derselben  mehr  als  das  vom  Tarif 
vorgeschriebene  Minimum  verdient,  und  da  auch  unter  denjenigen, 
welche  nicht  tarifmässig  bezahlt  werden,  ein  grosser  Teil  solcher 
sich  befindet ,  die  eben  ausgelernt  haben  und  begründete  Aus- 
sicht haben,  nach  kurzer  Zeit  eine  normale  Lohnhöhe  zu  erreichen. 
Eine  eingehendere  Untersuchung  über  die  Lohnverhältnisse  des 
Gewerbes  aus  den  Resultaten  der  Statistik  ist  in  vorliegender 
Arbeit    unterlassen,    da    das    diesbezügliche  Material    sehr    unzu- 


1)  Wie  aus  diesen  Ausführungen  hervorgeht,  beruht  die  Vermutung,  welche  Dr. 
Oldenberg  in  einem  Artikel  »Die  Lehrlingszahl  im  Buchdruckgewerbe«  (Jahrb.  für 
Gesetzgebung ,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  von  G.  Schmoller  Jahrg.  19  Heft  4 
S.  297)  ausspricht,  dass  die  Gehilfenstatistik  vornehmlich  solche  Druckereien  berück- 
sichtigt habe,  welche  eine  besonders  hohe  Lehrlingszahl  aufwiesen,  und  dass  dieselbe 
daher  mit  möglichster  Vorsicht  aufzunehmen  sei,  auf  Irrtum.  Einige  Stichproben,  welche 
der  Verfasser  vornehmen  konnte,  ergaben  keinen  Fehler  in  der  Gehilfenstatistik.  Sollte 
man  trotzdem  der  Ansicht  sein ,  dass  das  Gesamtresultat  durch  einzelne  willkürliche 
Entstellungen  trüber  gefärbt  wurde,  als  die  Wirklichkeit  ist,  so  bleiben  die  besonderen 
Schlüsse,  welche  in  dieser  Arbeit  aus  der  Statistik  gezogen  wurden,  doch  bestehen, 
da  niemand  vorherwissen  konnte ,  dass  diese  Schlüsse  würden  gezogen  werden ,  und 
deshalb  die  Statistik  in  dieser  Hinsicht  nicht  tendenziös  entstellt  werden    konnte. 
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reichend  ist.  Wir  haben  nur  die  allgemeinen  Zahlen,  wieviele  Ge- 
hilfen über ,  wieviele  zum  und  wieviele  unter  Minimum  entlohnt 
werden.  Die  spezielle  Höhe  des  Lohns  ist  fast  nirgends  ange- 
geben, da  eine  diesbezügliche  Frage  bei  der  Aufnahme  der  Sta- 
tistik nicht  gestellt  war,  und  bei  diesem  Mangel  ist  eine  detailierte 
Untersuchung  nutzlos,  ja  bedenklich,  da  sie  kein  sicheres  Resultat, 
kein  klares  Bild  der  Lohnverhältnisse  in  den  zu  untersuchenden 
Gruppen  des  Gewerbes  bieten  kann.  Bei  einer  späteren  Gelegen- 
heit werden  die  Zahlen  über  die  Lohnhöhe  noch  einmal  heran- 
gezogen  werden. 

Zu  viel  wichtigeren  und  interessanteren  Ergebnissen  konnte 
unsere  Untersuchung  gelangen  in  Bezug  auf  die  beiden  anderen 
Hauptprobleme  in  der  sozialen  Lage  des  Buchdruckgewerbes,  die 
Arbeitszeit  und  vorzüghch  die  Lehrlingsbeschäftigung.  Es  soll 
hauptsächlich  untersucht  werden,  inwieweit  die  Verschiedenheiten 
in  den  Verhältnissen  der  Druckereien  selbst  auf  die  Lage  der  in 
ihnen  beschäftigten  Gehilfen  einwirken,  und  an  weichen  Punkten 
des  Gewerbes  sich  die  für  dasselbe  charakteristischen  Uebelstände 
hauptsächlich  zeigen,  Fragen,  die  vor  allem  bei  etwaigen  Abhilfe- 
versuchen für  die  letzteren  genauere  Berücksichtigung  verlangen. 
Zu  diesem  Behufe  haben  wir  das  ganze  Gewerbe  zuerst  eingeteilt 
nach  der  Grösse  der  Druckereien,  indem  wir  kleine  Druckereien, 
die  bis  zu  3  Gehilfen  ,  mittlere ,  die  4 — 8 ,  und  grosse  ,  die  über 
8  Gehilfen  beschäftigen,  unterscheiden,  und  dann  ist  jede  dieser 
Gruppen  wieder  in  drei  Unterabteilungen  zerlegt,  deren  erste  die 
Druckereien  umfasst ,  welche  als  einzige  Druckereien  an  kleinen 
Orten  bestehen,  in  der  zweiten  findet  man  die  Druckereien,  welche 
an  Orten  mit  nur  2  Druckereien,  und  endlich  in  der  dritten  die- 
jenigen, welche  an  Orten  mit  mehr  als  2  Druckereien  vorhanden 
sind.  Für  alle  diese  Abteilungen  sind  die  in  Betracht  kommen- 
den Verhältnisse  einzeln  untersucht.  Endlich  ist  noch  die  Lage 
in  verschiedenen  Grossstädten  einer  gesonderten  Betrachtung 
unterzogen. 

Eine  kleine  Besserung  ist  in  den  letzten  Jahren  zu  konstatieren 
in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit.  Zwar  verloren  jene  5000  Gehilfen, 
denen  bei  Beginn  des  Streikes  der  9stündige  Arbeitstag  zugestan- 
den war,  diesen  Erfolg  nach  dem  Streik  meistenteils  wieder,  aber 
ganz  ohne  Frucht  blieb  die  grosse  Bewegung  doch  nicht.  Einmal 
behielten  verschiedene  Firmen  auch  nach  dem  Streik  die  Qstündige 
Arbeitszeit  bei,  vor  allem  diejenigen,   welche  die  Journalistik  der 
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Sozialdemokratie  herstellen,  und  dann,  was  ein  weit  wichtigerer 
Erfolg  des  Kampfes  ist,  hat  sich  fast  überall  die  Tendenz  gezeigt, 
eine  noch  über  lo  Stunden  hinausgehende  Arbeitszeit  bis  zur 
lostündigen  abzukürzen.  Das  erhellt  deutlich  durch  einen  Ver- 
gleich unserer  Statistik  (s.  x'\nlage  G,  II)  mit  den  oben  angeführten 
Zahlen  vom  Jahre  1889  aus  A7ww^/{"s  Anzeiger.  Die  Relation  der 
bezüghchen  Zahlen  ist  folgende :  Die  Angaben  von  Klinisch  be- 
ziehen sich  auf  4733,  die  unsrigen  auf  3463  Druckereien.  Es  stehen 
also  je  100  Druckereien,  welche  Klimsch  auf  ihre  Arbeitszeit  unter- 
sucht hat,  je  73,1  in  unserer  Statistik  gegenüber.  Die  Druckereien, 
welche  weniger  als  10  Stunden  arbeiten  lassen,  giebt  Klimsch  auf 
483,  unsere  Statistik  auf  347  an,  sie  stehen  also  im  Verhältnis  von 
100:71,8,  diejenigen  mit  lostündiger  Arbeitszeit  im  Verhältnis  von 
100  :  106,8  (2258  resp.  2412)  und  endHch  die,  welche  noch  über 
10  Stunden  arbeiten,  im  Verhältnis  von  100:  35,3  (1992  resp.  704). 
Das  bedeutet  also :  In  der  Zahl  der  Druckereien  mit  kürzerer  als 
lOstündiger  Arbeitszeit  ist  eine  wesentliche  Veränderung  in  den 
letzten  Jahren  nicht  eingetreten  ,  der  kleine  Rückgang  von  73,1 
zu  71,8  kann  gar  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  denn  selbst, 
wenn  man  auf  solche  minimalen  Verschiebungen,  die  fast  immer 
als  rein  zufällige  angenommen  werden  können.  Gewicht  legen  will, 
so  darf  aus  diesen  Zahlen  durchaus  nicht  etwa  die  Tendenz  ab- 
geleitet werden,  die  kürzeren  Arbeitszeiten  wieder  auf  die  lostündige 
hinzuleiten.  Die  Druckereien  mit  längeren  Arbeitszeiten  haben  sich 
dagegen  seit  1889  um  mehr  als  die  Hälfte  vermindert ,  und  der 
Ausfall  auf  dieser  Seite  wird  ziemlich  genau  durch  den  Zuwachs 
der  Druckereien  mit  Zehnstundenarbeit  ausgeglichen.  —  Leider 
lassen  sich  die  Ergebnisse  der  Statistik  von  1889  über  die  Arbeits- 
zeit nicht  weiter,  als  bisher  geschehen,  zum  Vergleich  mit  unserer 
Statistik  heranziehen,  da  wir,  um  ein  wirklich  zutreffendes  Bild  von 
der  Arbeitszeit  im  Buchdruckgewerbe  zu  erlangen,  ein  ganz  anderes 
genaueres  Prinzip  der  Berechnung  von  jetzt  an  zu  Grunde  legen 
müssen,  als  es  Klimsch  in  seinen  Zusammenstellungen  gethan  hat. 
Es  ist  nämlich  in  der  Hauptsache  nur  wenig  gewonnen ,  wenn 
wir  wissen ,  w'elche  Arbeitszeit  die  Druckereien  innehalten ,  wir 
müssen  zu  erfahren  suchen,  wie  lange  der  einzelne  Gehilfe  durch- 
schnittlich beschäftigt  ist,  um  den  Stand  dieser  Arbeitsbedingung 
im  Gewerbe  thatsächlich  kennen  zu  lernen.  Die  Statistik  zeigt, 
dass  347  Druckereien  unter,  704  dagegen,  also  mehr  als  doppelt 
so  viel,    über  10  Stunden  arbeiten  lassen,   aber  von  den  Gehilfen 
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sind  3678  unter  10  Stunden  beschäftigt  gegen  nur  2783,  welche 
länger  als  10  Stunden  arbeiten  müssen.  Das  heisst  also,  dass  die 
kürzere  Arbeitszeit  in  grösseren,  die  längere  in  kleineren  Druckereien 
eingeführt  ist.  Auch  im  einzelnen  lässt  sich  das  aus  der  Statistik 
durchgehend  nachweisen.  Lassen  wir  die  wenigen  Druckereien, 
die  7,  8V2  oder  9^/4  Stunden  arbeiten  lassen,  ausser  Betracht,  so 
erhalten  wir  eine  Reihe,  in  der  die  durchschnittliche  Anzahl  der 
in  einer  Druckerei  beschäftigten  Gehilfen  mit  der  zunehmenden 
Länge  der  Arbeitszeit  durchgehend  und  zwar  in  beträchtlichem 
Masse  fällt.  Bei  der  Berechnung  der  durchschnittlichen  Arbeits- 
zeit für  die  verschiedenen  oben  erwähnten  Gruppen  stossen  wir 
auf  dieselbe  Erscheinung ') ,  die  Arbeitszeit  ist  durchschnittlich 
um  so  länger ,  je  kleinere  Druckereien  die  betreffende  Gruppe 
umfasst.  Ausserdem  ist  noch  bemerkenswert,  dass  in  den  grösseren 
Städten  im  allgemeinen  eine  kürzere  Arbeitszeit  herrscht  als  in 
den  kleineren.  Eine  wenig  auffallende  Ausnahme  ist  allerdings 
vorhanden ,  nämlich ,  dass  in  den  Orten  mit  2  Druckereien  hier 
wie  in  manchen  anderen  Punkten  etwas  ungün.stigere  Verhältnisse 
sich  zeigen  als  in  den  Orten ,  die  nur  eine  Druckerei  besitzen. 
Der  Grund  davon  ist  wahrscheinlich  die  beginnende  Konkurrenz, 
die  besonders  scharf  hervortreten  und  besonders  ungünstig  auf 
die  Arbeitsbedingungen  einwirken  muss  ,  wenn  die  zweite  Firma 
Boden  nur  gewinnen  kann  auf  einem  Absatzgebiete  ,  das  bisher 
der  ersten  unbestritten  geblieben  war.  Dann  sind  beide  gezwungen, 
um  sich  überhaupt  halten  zu  können ,  sich  gegenseitig  zu  unter- 
bieten, und  das  wird  naturgemäss  meist  ermögHcht  werden  durch 
Herabsetzung  der  Arbeitskosten,  d.  h.  vor  allem  durch  Einführung 
ungünstigerer  Arbeitsbedingungen.  Ein  Aequivalent  für  die  noch 
recht  unbefriedigende  Lage  der  Gehilfen  betreffs  der  Arbeitszeit 
in  den  kleineren  Städten  bilden  gewissermassen  die  Verhältnisse 
in  den  Grossstädten.  Hier  hat  die  Tendenz,  durch  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  die  Stellung  der  Gehilfen  zu  verbessern,  zum  Teil 
schon  bedeutende  Fortschritte  gemacht.  So  beträgt  die  durch- 
schnittliche Arbeitszeit  für  den  Gehilfen  in  Hamburg  nur  wenig 
über  9V2  Stunden.    Es  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  es  die  bei 


i)  Die  Angaben  über  die  durchschnittliche  Arbeitszeit  (auf  5  Minuten  abgerundet 
nach  oben  oder  unten)  haben  natürlich  nur  den  Zweck,  zu  zeigen,  ob  und  inwieweit 
eine  Tendenz  zur  Verlängerung  oder  Verkürzung  der  Arbeitszeit  gegen  die  lostündige 
in  den  verschiedenen  Gruppen  vorhanden  ist. 
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Arbeitszeit 

109 

9 
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99 
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90 
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» 
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weitem  grössten  Druckereien  Hamburgs  sind,  welche  die  kürzere 
Arbeitszeit  eingeführt  haben.  Die  betreffenden  Zahlen  sind  folgende: 

die  I.  grösste  Druckerei  beschäftigt 
»    2.        »                »  » 

»    3.        »  »  > 

»    4.        »  >  » 

»    5.        »  »  » 

Das  sei  ein  Beispiel  für  die  sich  aus  der  ganzen  Statistik  ergebende 
Thatsache ,  dass  an  sich  eine  genügend  kurze  Arbeitszeit  sehr 
wohl  durchführbar  ist,  ohne  die  Existenz  der  Druckereien  zu  ge- 
fährden ,  selbst  wenn  die  Konkurrenz  noch  an  der  längeren  Ar- 
beitszeit festhält,  und  dass  es  vor  allem  der  Grossbetrieb  ist,  der 
hier  mit  einer  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  vorgeht.  — 
Aehnlich,  wenn  auch  nicht  ganz  so  günstig  wie  in  Hamburg  sind 
die  Verhältnisse  in  Berlin,  und  auch  die  übrigen  Grossstädte  haben 
zum  grössten  Teil  eine  etwas  kürzere  Arbeitszeit  als  die  für  das 
ganze  Gewerbe  festgestellte,  die  nach  der  Statistik  im  Durchschnitt 
jetzt  genau  10  Stunden  beträgt. 

Wenn  so  die  Ergebnisse  der  statistischen  Untersuchungen 
über  die  Arbeitszeit  im  Buchdruckgewerbe  als  im  allgemeinen 
nicht  ungünstige  bezeichnet  werden  dürfen,  da  eine  zwar  allmäh- 
liche aber  wohl  bemerkbare  Verbesserung  der  Lage  stattgefunden 
hat,  und  da  die  Art  der  bisherigen  Entwicklung,  insbesondere  ihre 
Regelmässigkeit  und  Stetigkeit,  weitere  Fortschritte  in  gewisse 
Aussicht  zu  stellen  scheint ,  so  kann  man  das  leider  von  einem 
anderen  hier  untersuchten  Gebiete  der  Arbeitsbedingungen, 
der  Lehrlingsbeschäftigung,  nicht  sagen.  Im  Lehrlingswesen  war 
seit  jeher  der  ungesundeste  Punkt  der  gesamten  Arbeitslage  des 
Gewerbes  zu  finden ,  und  tief  bedauerlich  und  ernst  ist  die  Er- 
scheinung, dass  diese  alte  Wunde,  anstatt  sich  mit  der  Zeit  aus- 
zuheilen,  immer  gefährlicher  geworden  ist,  immer  tiefer  sich  in 
den  Organismus  des  Gewerbes  eingefressen  hat,  so  dass  es  jetzt 
eine  schwere  Frage  ist,  ob  eine  Gesundung,  ein  Aufhalten  der 
zerstörenden  Wirkungen  überhaupt  noch  als  möglich  erscheint. 
Ehe  wir  diese  Sätze  durch  die  Resultate  der  Statistik  belegen, 
mögen  hier  die  Grundzüge  der  Stellung ,  welche  das  Lehrlings- 
wesen in  der  Arbeitslage  einnimmt ,  einmal  kurz  theoretisch  er- 
örtert werden.  Es  wurde  oben  die  Lehrlingsbeschäftigung  als  eine 
der  Arbeitsbedingungen  bezeichnet.  Gewiss  mit  vollem  Recht ! 
Stellt  doch  der  Umfang  des  vorhandenen  Lehrlingsbestandes  die 
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Menge  des  Arbeitsangebotes  dar,  welches  in  den  kommenden 
Jahren  auf  den  Arbeitsmarkt  geworfen  werden  kann,  und  damit 
also  den  Faktor,  welcher  stets  als  der  ausschlaggebende  für  die 
Lage  der  Arbeitnehmer  anerkannt  werden  muss.  Nun  unterscheidet 
sich  aber  diese  Arbeitsbedingung  von  allen  übrigen  in  zwei 
wesentlichen  Punkten.  Lohn,  Arbeitszeit  u.  s.  v/.  werden  —  der 
offiziellen  Theorie  nach  wenigstens  —  festgesetzt  durch  freien 
Vertrag  zwischen  dem  einzelnen  Arbeitnehmer  und  seinem  Arbeit- 
geber. Nicht  so  die  Lehrlingsbeschäftigung  !  Niemanden  war  es 
lange  Zeit  hindurch  eingefallen,  ein  Abkommen  über  die  Befug- 
nis des  Prinzipals,  Lehrlinge  zu  beschäftigen,  in  den  Arbeitsver- 
trag aufzunehmen ,  d.  h.  die  Lehrlingsbeschäftigung ,  welche  ob- 
jektiv im  höchsten  Grade  die  Rentabilität  der  Arbeit  mitbedingt, 
wenn  sie  auch  im  einzelnen  Fall  nur  von  beschränktem  Einfluss 
sein  wird ,  indem  sie  z.  B.  die  wahrscheinliche  Dauer  der  Be- 
schäftigung in  einer  angenommenen  Stelle  mitbestimmen  kann, 
ist  subjektiv  nicht  als  im  Arbeitsvertrag  zu  regelnde  Arbeitsbe- 
dingung anerkannt.  Es  war  im  letzten  Grunde  einer  der  Haupt- 
zwecke der  Stettiner  Resolution,  diesen  Unterschied  aufzuheben, 
indem  sie  es  zu  Recht  und  Pflicht  des  Gehilfen  machen  wollte, 
bei  Abschluss  des  Arbeitsvertrages  zu  verlangen,  dass  der  Prin- 
zipal tariftreu  sei,  also  auch  die  Abmachungen  über  Lehrlingsbe- 
schäftigung innehalte.  Zwar  hat  die  Arbeiterorganisation  der  Buch- 
drucker schon  von  Anfang  an  unter  den  tarifmässig  festgesetzten 
Punkten  über  Arbeitsbedingungen  Bestimmungen  über  den  zu- 
lässigen Lehrlingsbestand  in  den  einzelnen  Druckereien,  sogenannte 
Lehrlingsskalen,  verlangt  und  erreicht.  Wie  ist  es  nun  zu  erklären, 
dass,  während  der  Verband  die  Innehaltung  des  gesamten  übrigen 
Tarifes  mehr  oder  minder  zu  erzwingen  vermochte  und  dadurch 
die  Lage  der  Gehilfenschaft  in  Bezug  auf  Lohn,  Arbeitszeit  u.  s.  w. 
wesentlich  verbesserte,  seine  Bemühungen  betreffs  des  Lehrlings- 
wesens trotz  Aufnahme  in  den  Tarif  völlig  illusorisch  blieben  ? 
Das  ist  die  Folge  der  zweiten  Eigentümlichkeit,  welche  dieser 
Arbeitsbedingung  anhaftet  und  sie  von  den  übrigen  unterscheidet. 
Alle  anderen  Arbeitsbedingungen  nämlich  haben  einen  vorwiegend 
individuellen  Charakter,  sie  bestimmen  vor  allem  und  direkt  die 
Lage  des  einzelnen  Arbeiters,  es  lässt  sich  stets  sagen,  dieser  Ar- 
beiter arbeitet  unter  diesen  Bedingungen,  denn  er  empfängt  diesen 
Lohn,  arbeitet  so  und  so  lange  Zeit  u.  s.  w.  Eine  Einwirkung 
auf  die  Gesamtheit  ist  allerdings  vorhanden,  ja  sie  ist  von  grösster 
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Wichtigkeit,  aber  insofern  ist  sie  nur  eine  indirekte,  als  ihre  Rich- 
tung ganz  und  gar  durch  die  Lage  der  einzehien  Arbeiter  be- 
stimmt wird.  Ganz  anders  bei  der  Lehrlingsbeschäftigung!  Hier 
ist  der  Einfluss  auf  die  Gesamtlage  der  bei  weitem  wichtigere, 
und  er  ist  von  der  Lage  der  einzelnen  Arbeiter  ganz  unabhängig, 
für  den  einzelnen  Arbeiter  kann  diese  Arbeitsbedingung  nur  in 
wenigen  Ausnahmefällen  direkt  Geltung  erlangen.  Daraus  ergiebt 
sich  als  Folgerung  für  das  Buchdruckgewerbe :  Wenn  tausende 
von  Gehilfen  durch  festen  Zusammenschluss  guten  Arbeitslohn 
und  annehmbare  Arbeitszeit  erlangt  haben,  und  es  ist  ihnen  mög- 
lich, diese  Errungenschaften  zu  behaupten ,  dann  ist  für  sie  die 
Lage  von  den  Hunderten ,  die  neben  ihnen  zu  schlechteren  Be- 
dingungen ihre  Arbeitskraft  verkaufen,  ziemlich  gleichgiltig.  Wenn 
eben  diese  Tausende  aber  in  Buchdruckereien  arbeiten,  welche  in 
vernünftiger  nur  ihrem  eigenen  Bedürfnisse  entsprechender  Weise 
Lehrlinge  beschäftigen ,  so  ist  das  vollkommen  wertlos  für  sie, 
wenn  die  Firmen,  in  denen  jene  hunderte  von  Gehilfen  beschäftigt 
sind,  eine  um  so  ausgedehntere  Lehrlingszucht  treiben.  Das  Ueber- 
mass  von  Arbeitsangebot,  was  hier  fabriziert  wird,  bedroht  alle 
Gruppen  der  Gehilfenschaft  gleicher  Weise,  ja  die  Bessergestellten 
eher  noch  schwerer ,  weil  hier  in  der  Regel  billigere  Arbeits- 
kräfte den  teuereren  gegenübergestellt  werden.  Es  ist  also  klar, 
dass  unter  den  augenblicklichen  Verhältnissen  die  Grundbedin- 
gung für  die  Möglichkeit  einer  absoluten  Beseitigung  der  Gefahr 
erst  vorhanden  ist,  wenn  die  Gehilfenschaft  überall  ohne  Ausnahme 
die  erforderliche  Machtstellung  einnimmt,  um  einer  übermässigen 
Lehrlingsausbildung  energisch  entgegentreten  zu  können,  d.  h.  in 
erster  Linie,  wenn  ihr  Verband  alle  Gehilfen  oder  wenigstens  Ge- 
hilfen aller  Druckereien  umfasst.  Die  Erkenntnis  dieser  Sachlage, 
oder  was  dasselbe  ist,  die  Erkenntnis  der  relativen  Unmöglichkeit, 
unter  den  bestehenden  Verhältnissen  eine  Besserung  der  Lage  zu 
erreichen ,  musste  zu  dem  Versuche  führen ,  diese  Verhältnisse 
zu  ändern.  Die  Stettiner  Resolution  war  ein  solcher  Versuch,  sie 
wollte  den  Teil  des  Gewerbes,  in  welchem  die  Gehilfen  einen  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  eine  angemessene  Regelung  der  Arbeits- 
bedingungen, vorzüglich  der  Lehrlingsbeschäftigung,  ausübten,  jeder 
Einwirkung  von  aussen  her  entziehen,  es  sollte  unmöglich  gemacht 
werden,  dass  ein  ausserhalb  dieser  bestsituierten  Gruppe  der  Ar- 
beiterschaft durch  Lehrlingszucht  entstehender  Gehilfenstamm  in 
dieselbe    eindringen    und    das   für    die    Aufrechterhaltung    der   er- 
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rungenen  Erfolge  notwendige  Gleichgewicht  wieder  stören  könnte. 
Diese  unbedingt  grossartige  Idee ,  die  Folgen  eines  gefährlichen 
Verhältnisses  von  Angebot  und  Nachfrage  dadurch  zu  beseitigen, 
dass  man  ein  Gebiet,  für  welches  man  das  innere  Angebot  zu 
regeln  im  stände  ist,  gegen  jedes  von  aussen  her  kommende  An- 
gebot sperrt,  trat  damit  zum  ersten  Male  für  den  deutschen  Ar- 
beitsmarkt auf;  warum  ihre  Durchführung  für  diesmal  scheitern 
musste,  ist  schon  früher  erörtert  worden.  Ueber  5  Jahre  sind 
seitdem  vergangen,  in  denen  die  alten  Missstände  ungestört  weiter 
existierten  und  schlimme  Früchte  gezeitigt  haben.  Die  Resultate 
der  Statistik,  welche  jetzt  eine  kurze  Erläuterung  erhalten  mögen, 
fordern  immer  dringender  einen  festen  Damm  gegen  das  alte 
Uebel ;  ob  und  in  welcher  Weise  vielleicht  noch  Massregeln  mög- 
lich sind ,  um  durchgreifende  Hilfe  zu  schaffen ,  kann  erst  nach 
einer  Untersuchung  der  ganzen  augenblicklichen  Sachlage  erörtert 
werden. 

Dass  die  Folgen  der  Gehilfenniederlage  von  1892  sich  haupt- 
sächlich in  einem  ungünstigen  Verhältnis  auf  das  Lehrlingswesen 
offenbaren  würden ,  wurde  schon  klar  durch  das  Schicksal  des 
bis  zum  Streik  geltenden  Tarifes.  Derselbe  wurde  nach  Auflösung 
der  Tarifgemeinschaft  im  wesentlichen  unverändert  vom  »deut- 
schen Buchdruckerverein«  als  Vereinstarif  angenommen,  nur  wurde 
die  Lehrlingsskala  aus  demselben  entfernt,  dafür  jedoch  eine  von 
der  früheren  nicht  gerade  vorteilhaft  abweichende  Lehrlingsskala 
für  sich  aufgestellt.    Die  Skala  der  Tarifgemeinschaft  bestimmte : 

Es  dürfen  in  einer  Druckerei  beschäftigt  werden 

bei  einer  Beschäftigung  Setzerlehrlinge 

bis  zu  3  Setzern  i 

»     »      4~  7        »  2 

»     »      8 — 12      »  3 

„     »    13  —  18      »  4 

»     »    1 9 — 24      »  5 

»     »    25 — 30      »  6 

und  auf  je  weitere  8  Setzer   i   Setzerlehrling  mehr, 

und  bei  einer  Beschäftigung  Druckerlehrlinge 

bis  zu  2   Druckern  I 

von  3 — 5  »  2 

»     6—9  »  3 

»    10 — 14        »  4 

»    15 — 20       »  5 

und  auf  je  weitere  6  Drucker   i   Druckerlehrling  mehr. 

Diese  Skala   Hessen    die  Prinzipale    unverändert    bis    auf   die 

17* 
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Bestimmung,  dass  jeder,  der  bis  zu  2  Gehilfen  beschäftige,  2  Lehr- 
Hnge,  und  wenn  einer  von  denselben  im  letzten  Jahre  seiner  Lehr- 
zeit stehe ,  noch  einen  dritten  annehmen  dürfe ,  d.  h.  es  darf 
jemand,  der  keine  Gehilfen  beschäftigt,  doch  2  oder  auch  3  Lehr- 
linge annehmen ,  ohne  dadurch  gegen  den  Tarif  zu  Verstössen. 
Trotz  dieser  Erleichterung  ist  die  Zahl  derjenigen  Firmen,  welche 
die  Skala  nun  auch  wirklich  einhalten ,  erstaunlich  gering.  In 
52  Proz.  aller  in  der  Statistik  berücksichtigten  Buchdruckereien 
wird  sie  überschritten.  Welche  Ausdehnung  die  Missachtung  dieser 
von  den  Pinzipalen  selbst  aufgestellten  Skala  stellenweise  annimmt, 
geht  aus  folgenden  Zahlen  hervor: 

In  Leipzig  stehen  2449  Gehilfen  685  Lehrlinge  gegenüber, 
das  sind  27,9  Lehrlinge  auf  100  Gehilfen.  Günstiger  stellt  sich 
diese  Verhältniszahl  nur  noch  in  Hamburg  mit  25,1.  In  Berlin  be- 
trägt sie  29,9,  in  allen  übrigen  Bezirken  Deutschlands  steigt  sie 
über  30,  wächst  in  6  Bezirken  (von  22)  über  60  hinaus  und  er- 
reicht die  enorme  Höhe  von  71,5  im  Oderbezirke.  In  allen  hier 
berücksichtigten  Druckereien  Deutschlands  sind  neben  30007  Ge- 
hilfen 12  801  Lehrlinge  beschäftigt,  auf  lOO  Gehilfen  also  kommen 
42,6  Lehrlinge.  Dieses  Verhältnis  würde  erst  dann  normal  sein, 
d.  h.  dem  Bedürfnis  nach  neuen  Arbeitskräften  entsprechen,  wenn 
der  Gehilfe  durchschnittlich  nach  noch  nicht  lojähriger  Arbeits- 
dauer vom  Arbeitsmarkte  verschwände,  nach  dieser  Zeit  könnte 
stets  ein  neu  ausgebildeter  Lehrling  ihn  ersetzen,  ohne  dass  Mangel 
an  Arbeitskräften  eintreten  würde.  Es  ist  nichts  hinzuzufügen,  um 
die  Unhaltbarkeit  dieser  gegenwärtigen  Lage  zu  beweisen.  Ver- 
folgen wir  nun  die  Einzelergebnisse  der  Statistik^  so  erkennen  wir 
im  allgemeinen  wieder  dieselbe  Erscheinung,  welche  sich  in  Be- 
zug auf  die  Arbeitszeit  zeigt,  nur  tritt  sie  hier  un verhältnismässig 
schärfer  zu  Tage  und  erlangt  eine  viel  grössere  Bedeutung  als  dort. 
Die  kleinen  Druckereien  sind  es,  wo  das  Uebel  vor  allem  seinen 
Sitz  hat,  hier  nimmt  es  grossenteils  eine  Ausdehnung  an,  die  auf 
den  ersten  Blick  ganz  unglaublich  erscheint.  Wenn  in  allen 
Druckereien,  die  bis  3  Gehilfen  beschäftigen,  durchschnittlich  auf 
100  Gehilfen  125  Lehrlinge  kommen,  wenn  dies  Verhältnis  in  den 
kleineren  Orten  mit  i  oder  2  Druckereien  auf  lOO  :  144  resp.  143 
steigt,  so  ist  damit  das  Urteil  gesprochen,  denn  diese  Zahlen 
bedeuten,  da  in  allen  übrigen  entsprechenden  Gruppen  des  Ge- 
werbes der  Bedarf  nach  neuen  Arbeitskräften  durch  eigene  Lehr- 
lingsausbildung mindestens  gedeckt  ist,  für  je  4  von  5  Lehrlingen 
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Beschäftigungslosigkeit  nach  Vollendung  ihrer  Lehrzeit.  Auch  in 
den  Druckereien  mit  4 — 8  Gehilfen  herrscht  zwischen  Gehilfen 
und  Lehrlingen  das  hohe  Verhältnis  von  100  :  61 ,  während  es 
glücklicherweise  in  allen  grösseren  Druckereien  auf  100  :  26  sinkt 
und  damit  ungefähr  den  Stand  erreicht,  auf  welchem  Angebot 
und  Nachfrage  nach  neuen  Arbeitskräften  sich  ziemlich  decken. 
Auch  im  übrigen  wiederholen  sich  Tendenzen ,  welche  bei 
der  Untersuchung  der  verschiedenen  Längen  der  Arbeitszeit  in 
den  verschiedenen  Gruppen  der  Druckereien  hervortraten,  hier  in 
ähnlicher  Weise.  So  ist ,  je  kleiner  die  Druckstädte  sind  ,  das 
Lehrlingsunwesen  um  so  stärker  in  ihnen  ausgebildet,  und  auch  die 
Ausnahme,  dass  in  den  Orten  mit  nur  einer  Druckerei  grossen- 
teils  etwas  bessere  Zustände  anzutreffen  sind  als  in  Orten  mit 
2  Druckereien ,  sehen  wir  hier  wieder  hervortreten.  Doch  ein 
Neues  kommt  hinzu.  In  den  Druckereien,  welche  4 — 8  Gehilfen 
beschäftigen,  ist  das  Verhältnis  genau  umgekehrt  wie  in  obiger 
Regel,  je  grösser  die  Druckorte,  um  so  mehr  Lehrlinge  beschäf- 
tigt durchschnittlich  die  einzelne  Firma.  Das  ist  ein  sehr  be- 
merkenswerter Umstand.  Zwar  muss  erwähnt  werden,  dass  hier 
eine  Ungenauigkeit  in  der  Statistik  nicht  ausgeschlossen  ist.  Wir 
zählen  in  Städten  mit  i  Druckerei  neben  617  Gehilfen  337  Lehr- 
linge, und  es  ist  leicht  möglich,  dass  sich  dies  Verhältnis  durch 
Nichtberücksichtigung  einiger  entsprechenden  Firmen  gegenüber 
dem  wirklichen  Thatbestande  etwas  verschoben  hat ,  aber  die 
Differenz  zwischen  diesem  Verhältnis  von  Gehilfen  und  Lehr- 
lingen, das  gleich  100:55  ist,  zu  dem  in  allen  grösseren  Städten 
obwaltenden  Verhältnisse  gleich  100  :  62  ist  zu  bedeutend,  als  dass 
ihre  Ausgleichung  oder  gar  die  Herstellung  der  sonst  beobachteten 
Relation  durch  eine  berichtigende  Ergänzung  der  vorliegenden 
Zahlen  wahrscheinlich  wäre.  Und  dann  ist  diese  Abweichung  von 
der  Regel  auch  durchaus  nichts  Unerklärliches.  In  kleinen  Orten 
mit  nur  i  Druckerei  ist  eine  Druckerei,  die  4 — 8  Gehilfen  beschäf- 
tigt ,  schon  gross  ,  sie  vermag  daher  ihr  Absatzgebiet  besser  zu 
beherrschen  und  gegen  fremde  Eingriffe  zu  sichern  als  ganz  kleine 
Druckereien ,  und  so  ist  sie  weniger  der  Versuchung  ausgesetzt, 
durch  Ausbeutung  von  menschlichen  Arbeitskräften  Gewinne  zu  er- 
zielen ;  in  mittleren  und  grösseren  Städten  dagegen  leidet  eine 
Druckerei  mit  4 — 8  Gehilfen  zum  Teil  unter  der  Konkurrenz  noch 
Kleinerer,  zum  Teil  ist  sie  selbst  in  die  Reihe  der  Kleinbetriebe 
hinuntergesunken  und  muss  zu  den  in  solcher  Lage  üblichen  Aus- 
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kunftsmitteln  greifen,  um  sich  den  stärkeren  Gegnern  im  Gewerbe 
gegenüber  behaupten  zu  können. 

Wenn  man  die  ganzen  bisher  erörterten  Thatsachen,  welche 
sich  aus  der  Statistik  ergeben  haben,  überschaut ,  so  muss  man 
als  ihren  Grundzug  die  Erscheinung  erkennen,  dass  es  im  Druckerei- 
gewerbe der  Klein-  und  Mittelbetrieb  ist,  in  dem  sich  die  Miss- 
stände des  Lehrlingswesens  in  erschreckendem  Mass  bemerkbar 
machen,  dass  dagegen  die  Verhältnisse  im  Grossbetriebe  sich  bei 
weitem  günstiger  gestalten  und  zum  mindesten  für  sich  keine  be- 
sondere Besorgnis  zu  erwecken  geeignet  sind.  Werfen  wir  nun 
einen  Blick  auf  den  Grad  des  verhängnisvollen  Einflusses,  welchen 
ein  kleiner  minderwertiger  Teil  des  Gewerbes  auf  den  ganzen  Or- 
ganismus desselben  auszuüben  vermag.  Hierzu  mögen  zuerst  die 
Berechnungen  in  Anlage  H.  dienen.  Besonders  scharf  treten  die 
dort  aufgedeckten ,  gefährlichen  Missverhältnisse  in  der  zweiten 
kleinen  Tabelle  hervor.  Die  Druckereien  der  ersten  Gruppe  (bis 
3  Gehilfen)  beschäftigen  neben  3245  Gehilfen  4052  Lehrlinge,  die- 
jenigen der  dritten  (über  8  Gehilfen)  neben  21359  Gehilfen  5460 
Lehrlinge.  Das  heisst,  von  sämtlichen  Gehilfen  stehen  in  Druckereien 
der  ersten  Gruppe  10,8  Proz.,  in  solchen  der  dritten  71,2  Proz., 
von  sämtlichen  Lehrlingen  jedoch  bilden  die  ersteren  31,7  Proz,, 
die  letzteren  42,6  Proz.  aus.  Die  Druckereien  der  beiden  ersten 
Gruppen  (bis  8  Gehilfen)  umfassen  noch  lange  kein  Drittel  aller 
Gehilfen,  28,8  Proz.,  daneben  aber  werden  in  ihnen  weit  über  die 
Hälfte  aller  Lehrlinge,  57,4  Proz.,  gehalten.  In  gewisser  Hinsicht 
ungünstiger  sind  die  Relationen  noch,  wenn  man  nur  die  Gross- 
städte in  Betracht  zieht  (Tabelle  3).  Hier  beschäftigen  die 
Druckereien  der  ersten  Gruppe  (bis  3  Gehilfen)  neben  5,2  Proz. 
der  Gehilfen  18,9  Proz.  der  Lehrlinge  und  die  der  zweiten  Gruppe 
(4 — 8  Gehilfen)  neben  10  Proz.  der  Gehilfen  20,1  Proz.  der  Lehrlinge. 

Das  bei  weitem  wichtigste  Ergebnis  der  ganzen  Statistik  ist 
nunmehr  klargelegt.  Es  hat  sich  herausgestellt,  dass  im  Buch- 
druckgewerbe der  Kleinbetrieb  ein  Uebel  ist,  weil  er  sich  nur  zu 
halten  vermag,  indem  er  zu  Mitteln  greift,  die  als  schädigend,  ja 
verhängnisvoll  für  das  ganze  Gewerbe  bezeichnet  werden  müssen. 
In  den  letzten  Zeiten  ist  viel  die  Rede  gewesen  von  unlauterem 
Wettbewerb  und  der  Notwendigkeit  seiner  Bekämpfung;  hier  ist 
auch  eine  Art  von  unlauterem  Wettbewerb  vorhanden  ,  die  viel 
schlimmer  ist  als  die  meisten  übrigen,  weil  sie  nicht  wie  sie  nur 
dem  Konkurrenten    in    der  Regel  unbedeutende  materielle  Nach- 
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teile  zufügt,  sondern  die  Existenzbedingungen  der  Arbeiterschaft 
eines  ganzen  Gewerbes  schädigt,  ja  der  wirtschaftlichen  Existenz 
jedes  einzelnen  Gewerbeangehörigen  stetig  Gefahr  droht.  Wie 
sich  der  Kampf  dagegen  gestalten  kann,  darüber  in  späterem  Zu- 
sammenhange, hier  mag  nur  daraufhingewiesen  werden,  dass 
Erfolge  in  den  Bestrebungen ,  das  Gewerbe  aus  seinem  Bann  zu 
erlösen,  nur  dann  zu  erwarten  sind,  wenn  man  dem  Uebel  seinen 
Nährboden  entzieht,  d.  h.  wenn  man  mit  den  schädigenden  Aus- 
wüchsen des  Kleinbetriebes  energisch  aufräumt. 

Es  erübrigt  noch  auf  einige  wenige  Punkte  der  Statistik  kurz 
einzugehen.  Der  Einfluss,  welchen  die  Beschäftigung  von  Verbands- 
mitgliedern auf  die  Arbeitsbedingungen  in  den  betreffenden 
Druckereien  ausübt ,  ist  im  allgemeinen  aus  den  vorhandenen 
Zahlen  ja  zu  erkennen,  leider  aber  reichen  sie  nicht  hin,  um  spe- 
ziellere Daten  aus  ihnen  zu  gewinnen.  Vor  allem  ist  es  hier 
wieder  bedauerlich,  dass  die  Angaben  über  die  Arbeitslöhne  in 
der  Statistik  so  sehr  allgemein  gehalten  sind ;  ob  die  Verbands- 
mitglieder in  den  einzelnen  Druckereien  besser  entlohnt  werden 
als  die  neben  ihnen  beschäftigten  Nichtverbändler ,  darüber  lässt 
sich  infolgedessen  garnichts  sagen.  Es  zeigt  sich  aber  deutlich, 
dass,  wo  in  Druckereien  ein  stärkerer  Prozentsatz  von  Verbands- 
mitgliedern beschäftigt  ist,  dies  Verhältnis  auf  die  Lohnhöhe  der 
Gesamtheit  der  Gehilfen  günstig  einwirkt.  Wo  nur  Verbands- 
mitglieder in  x^rbeit  stehen,  werden  nur  5,  6  von  je  loo  Gehilfen 
unter  dem  Minimum  entlohnt,  in  denjenigen  Druckereien,  welche 
keine  Verbandsmitglieder  aufnehmen,  steigt  diese  Zahl  auf  41  Proz., 
also  auf  mehr  als  das  Siebenfache.  In  ähnlicher  Weise  ist  es  mit 
den  übrigen  Arbeitsbedingungen.  In  Druckereien  ohne  Verbands- 
mitglieder stehen  sich  die  Gehilfen  weit  schlechter  als  in  solchen 
ohne  Nichtverbändler,  zwischen  diesen  beiden  Gruppen  stehen 
diejenigen  Druckereien ,  in  denen  Verbandsmitglieder  und  Nicht- 
verbandsmitglieder  nebeneinander  arbeiten,  auch  hier  ist  zu  kon- 
statieren, dass  die  Arbeitsbedingungen  dort  etwas  günstiger  sind, 
wo  die  Zahl  der  ersteren  überwiegt.  Was  bei  den  Arbeitslöhnen 
nicht  zu  ersehen  w^ar,  ob  nämlich  in  der  einzelnen  Druckerei  der 
Gehilfe  sich  besser  stehe ,  wenn  er  dem  Verbände  angehört,  das 
lässt  sich  für  die  Arbeitszeit  berechnen,  und  wir  erhalten  hier  das 
Resultat,  dass  ein  solcher  Unterschied  nicht  vorhanden  ist,  oder 
dass  er  wenigstens  so  gering  ist,  dass  er  bei  einer  Abrundung 
der  durchschnittlichen  Arbeitszeit  auf  5  Minuten  nicht  zum  Aus- 
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drucke  kommt.  —  Dem  Verbände  muss  nach  den  Ergebnissen 
der  Statistik  zugestanden  werden,  dass  er  sich  für  die  Bestrebungen 
der  Gehilfenschaft  nach  Aufbesserung  der  Arbeitsbedingungen  als 
fördernder  Faktor  erwiesen  hat,  andererseits  aber  darf  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  er  seinen  eigenthchen  Aufgaben  als  Gewerk- 
verein nicht  vollkommen  gewachsen  war.  Als  erstes  Hauptziel 
eines  Gewerkvereins  ist  anzusehen,  dass  er  seinen  Mitgliedern  einen 
bestimmten  durch  ihre  gewöhnliche  Arbeit  erreichbaren  Lebens- 
stand sicherstellt.  Diesem  Ziele  ist  der  Verband  augenblicklich 
sehr  fern;  selbst  in  der  Gruppe  von  Druckereien,  in  welcher  er 
ausschliesslich  die  Arbeitskräfte  stellt,  also  jedenfalls  den  der  ganzen 
gegenwärtigen  Lage  entsprechend  grösstmöglichen  Einfluss  auf 
die  Arbeitsbedingungen  ausübt,  sind  diese  keineswegs  durchgängig 
den  Normen  des  Verbandes  entsprechend ;  überall  kommen  noch 
Fälle  vor,  dass  Gehilfen  unter  dem  Minimum  entlohnt  werden, 
seltener  —  aber  auch  noch  nicht  als  vereinzelte  Ausnahme  zu 
betrachten  —  sind  Ueberschreitungen  der  zehnstündigen  Arbeits- 
zeit, und  was  endlich  die  Innehaltung  der  Lehrlingskala  anbetrifft, 
so  stehen  die  Druckereien ,  welche  nur  Verbandsmitglieder  be- 
schäftigen, sogar  noch  hinter  denen,  in  welchen  beide  Arten  von 
Gehilfen  vertreten  sind,  etwas  zurück,  ein  Umstand,  welcher  weniger 
auffallend  erscheint,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Druckereien 
ersterer  Gattung  durchschnittlich  weit  kleiner  sind  als  die  mit 
ihnen  verglichenen. 

Eine  sich  aus  der  Statistik  ergebende  Thatsache  verdient  noch 
besondere  Erwähnung.  Wie  jeder,  der  die  Geschichte  des  Verbandes 
kennt,  erwartenkonnte,  hatsichherausgestellt,  dass  derselbe  in  Rhein- 
land-Westphalen  am  wenigsten  festen  Fuss  gefasst  hat.  Trotzdem 
aber  weist  die  Statistik  für  Rheinland- Westphalen  durchaus  nicht  be- 
sonders ungünstige  Zahlen  auf;  im  allgemeinen  gehen  sie  nicht 
unter  den  Durchschnitt  hinunter,  und  in  Bezug  auf  den  wächtig- 
sten Punkt ,  die  Lehrlingsbescbäftigung ,  darf  man  die  Zustände 
dieses  Gaues  sogar  noch  verhältnismässig  günstige  nennen,  folgt 
er  doch  sofort  auf  die  drei  Grossstädte  Berlin,  Leipzig  und  Ham- 
burg, in  denen  das  Lehrlingswesen  am  wenigsten  arge  Blüten 
treibt.  Die  naheliegende  Vermutung,  dass  in  Rheinland- Westphalen 
entsprechend  der  geringen  Ausdehnung  des  Verbandes  die  stati- 
stischen Aufnahmen  desselben  minderwertiger  seien  als  anderswo, 
scheint  sich  nicht  zu  bestätigen,  denn  einmal  ist  der  Umfang  der 
Statistik  gerade  hier  ein  sehr  bedeutender,  und  dann  decken  sich 
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ihre  Ergebnisse  mit  denjenigen  einer  anderen  kürzlich  durch  die 
Mitglieder  des  Prinzipalvereins  in  Rheinland-Westphalen  aufge- 
nommenen Statistik  ^).  Darf  man  danach  also  den  Aussagen  unserer 
Statistik  über  die  Verhältnisse  Rheinland-Westphalens  Glauben  schen- 
ken, so  kommt  man  zu  folgender  bedeutungsvollen  Einsicht:  Rhein- 
land-Westphalen, das  Schmerzenskind  des  Gewerbes,  wie  es  selbst 
von  selten  der  Prinzipale  genannt  ist ,  kämpft  mit  aller  Energie 
gegen  die  Machtentfaltung  der  organisierten  Gehilfenschaft  und  wehrt 
sich  besonders  dagegen ,  mit  diesem  nie  ernstlich  anerkannten 
Faktor  des  Gewerbelebens  bindende  Verträge  einzugehen,  trotz- 
dem aber  herrscht  hier  nicht  ein  System  so  massloser  Ausbeu- 
tung menschlicher  Arbeitskräfte  wie  in  anderen  Gegenden,  wo  die 
Prinzipale  ruhig  Abmachungen  mit  den  Gehilfen  eingingen,  ohne 
sich  nachher  im  mindesten  um  deren  Innehaltung  zu  kümmern. 
Man  kann  den  Arbeitgebern  Rheinland-Westphalens  gewisser- 
massen  das  Lob  nicht  versagen ,  dass  ihre  Haltung  eine  ausser- 
gewöhnlich  ehrliche  ist,  sie  versprechen  nichts,  was  sie  zu  halten 
doch  nicht  gewillt  sind,  ohne  aber  dabei  den  Hintergedanken  zu 
haben ,  diese  ihre  Ungebundenheit  durch  rücksichtsloses  Herab- 
drücken der  Arbeitsbedingungen  ausnutzen  zu  wollen.  Und  doch 
hat  die  prinzipielle  Feindschaft  der  rheinländischen  Prinzipale  gegen 
den  Verband  sich  stets  als  gefährlicher  für  denselben  erwiesen 
als  aller  praktische  Widerstand,  der  von  anderer  Seite  seinen  Be- 
strebungen entgegengesetzt  ist.  Denn  jene  prinzipielle  Feindschaft, 
das  eben  hat  die  Statistik  jetzt  ganz  klar  gezeigt ,  ist  lediglich 
ein  Ausfluss  des  alten  Herrenbewusstseins,  das  in  Rheinland-West- 
phalen noch  seinen  Sitz  hat,  und  so  lange  diese  Anschauung  über 
das  Verhältnis  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nicht  völlig 
überwunden  ist,  sind  dauernde  Erfolge  des  Verbandes  überhaupt 
nicht  möglich. 

Ehe  die  Schilderung  der  augenblicklichen  Verhältnisse  im 
Buchdruckgewerbe  als  abgeschlossen  betrachtet  werden  darf,  ist 
noch  ein  Ereignis  zu  erwähnen ,  das  in  seinen  Folgen  von  weit- 
tragendster Bedeutung  für  den  Verband  werden  kann.  Das  Setz- 
maschinenproblem ist  thatsächlich  als  gelöst  anzusehen  durch  die 
Erfindung  der  »Monoline«.  Alle  früheren  Versuche,  die  Arbeit 
des  Setzens  maschinenmässig  verrichten  zu  lassen,  waren  geschei- 
tert,   entweder   erzielten    die    bisher  erfundenen  Maschinen  keine 


i)  Die  Angaben  für  Köln  (Anlage  F)  sind  sehr  unvollständig  und  können  deshalb 
nicht  weiter  in  Betracht  gezogen  werden. 
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wesentliche  Zeitersparnis,  oder  ihr  Satz  wurde  inkorrekt,  und  man 
hatte  sich  allmählich  dem  Glauben  hingegeben,  dass  das  Setzen 
eine  zu  komplizierte  Verrichtung  sei,  als  dass  es  auf  mechanischem 
Wege  geleistet  werden  könne.  Dieser  Glaube  hat  sich  als  irrig 
erwiesen,  die  neue  Maschine  arbeitet  gut  und  sicher,  und  sie  be- 
deutet die  Ersparnis  von  ^/a  der  bisher  erforderlichen  mensch- 
lichen Arbeitskraft.  Dass  in  dieser  Thatsache  eine  grosse  Gefahr 
für  den  Stand  der  Buchdrucker  liegt,  ist  unverkennbar.  Die  Ge- 
fahr scheint  um  so  grösser  ,  als  bei  Einführung  dieser  Maschine 
nicht  wie  bei  der  Einführung  von  anderen  Maschinen  darauf  ge- 
rechnet werden  kann ,  dass  für  die  Verdrängung  menschlicher 
Arbeiter  aus  den  bisherigen  Arbeitsstellen  Ersatz  geschaffen  werde 
durch  eine  bedeutende  Ausdehnung  der  Produktion  und  infolge- 
dessen durch  Schaffung  neuer  Arbeitsstellen,  denn  das  Druckwesen 
hat  schon  heute  eine  so  weite  Verbreitung ,  dass  eine  Zunahme 
derselben  in  irgendwie  erheblichem  Mass  kaum  als  möglich  anzu- 
nehmen ist.  Verringert  andererseits  wird  die  Gefahr  dadurch,  dass 
die  Maschine  nicht  alle  Gebiete  der  Setzarbeit  ergreift  und  vor- 
aussichtlich auch  niemals  ergreifen  wird.  Bisher  ist  sie  nur  für 
glatten  Satz  verwendbar,  und  wenn  auch  eine  Ausdehnung  ihrer 
Leistungsfähigkeit  wahrscheinlich  ist,  gewisse  grosse  Gebiete,  so 
vor  allem  den  Accidenzsatz ,  wird  sie  doch  nie  erobern  können. 
Nichtsdestoweniger  bleibt  es  gewiss,  dass  eine  ausgedehntere  Ein- 
führung der  Maschine  eine  grosse  Zahl  von  Setzern  aus  ihren 
Stellen  verdrängen  würde.  Die  Gefahr  solcher  ausgedehnten  Ein- 
führung ist  nicht  unmittelbar,  denn  es  ist  wahrscheinlich,  dass  die 
Maschine  nach  einer  Reihe  von  Jahren  einesteils  erheblich  billiger, 
andernteils  sehr  \^erbessert  sein  wird,  deshalb  scheuen  heute  die 
Buchdruckereibesitzer  vor  ihrer  Anschaffung  zurück.  Eine  allge- 
meinere Verbreitung  der  Maschine  in  nächster  Zeit  wäre  nur 
wahrscheinlich  im  Falle  eines  grösseren  Streiks  und  könnte  dann 
ein  einigermassen  gefährlicher  Faktor  für  die  Gehilfen  werden. 
Doch  darf  man  nicht  vergessen,  dass  eine  Maschine,  deren  kom- 
plizierter Mechanismus  eine  beträchtliche  Uebung  in  ihrer  Hand- 
habung verlangt,  wie  das  bei  der  Setzmaschine  der  Fall  ist,  doch 
nicht  von  heute  zu  morgen  in  Betrieb  gesetzt  werden  kann  und 
vor  allem  nicht  sofort  die  bisherige  Arbeitsmethode  genügend  zu 
ersetzen  im  stände  ist. 

Mit  der  Würdigung  der  Setzmaschine  ist  das  Bild  vollendet, 
welches  wir  gewinnen  konnten  vom  Zustande  des  Verbandes,   von 
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den  Umständen  im  Inneren  und  nach  aussen,  mit  denen  er  für  die 
Zukunft  zu  rechnen  hat.  Es  bleibt  zu  untersuchen,  wie  sich  da- 
nach seine  Thätigkeit  von  nun  an  zu  gestalten  hat,  und  auf 
welche  Erfolge  derselben  er  vielleicht  rechnen  kann. 

Die  Frage ,  ob  Staatssozialismus  oder  eine  ganz  freie  unge- 
hinderte Entwicklung  des  gewerkschaftlichen  Prinzips  für  die 
Besserung  der  sozialen  Verhältnisse  ratsamer  sei,  kann  hier  natür- 
lich nicht  entschieden  werden.  Jedenfalls  aber  bleibt  zu  beachten, 
dass  es  gewisse  Gebiete  giebt,  auf  denen  die  Gewerkvereine  selb- 
ständig wenig  oder  keine  Erfolge  erzielen  können.  Da  es  sich 
auf  diesen  Gebieten  meist  um  Materien  von  allgemeinem  In- 
teresse handelt,  muss  hier  die  Allgemeinheit,  d.  h.  die  Staatsgewalt 
den  Gewerkvereinen  zu   Hilfe  kommen. 

Darauf  immer  wieder  hinzuweisen,  diesbezüglich  durchführbare 
Vorschläge  zu  machen,  ist  das  Beste,  was  augenblicklich  die 
Freunde  der  Gewerkvereine  für  diese  thun  können.  In  Sachen 
des  Buchdruckgewerbes  ist  auf  diesem  Wege  ein  bemerkenswerter 
erster  Schritt  gethan.  Schon  vor  einigen  Jahren,  kurz  nach  dem 
Streik  wurde  behördlicherseits  eine  Untersuchung  über  die  Gesund- 
heitsverhältnisse in  demselben  ins  Werk  gesetzt.  Wer  die  Aeus- 
serungen  über  diesen  Vorgang  aus  Verbandskreisen  verfolgt  hat, 
wird  gesehen  haben,  mit  welch'  vorurteilsfreier  Anerkennung  ein 
solches  Zeichen  ,  dass  man  sich  für  ihre  Angelegenheiten  staat- 
licherseits  interessiert,  in  der  Arbeiterschaft  aufgenommen  wird. 
Leider  verlief  damals  die  Sache  aus  unbekannten  Gründen  im 
Sande,  nach  kurzer  Zeit  war  nichts  mehr  von  der  angekündigten 
Untersuchung  und  ihren  etwaigen  Ergebnissen  zu  hören.  Erfreu- 
licherweise ist  in  den  Sommermonaten  vorigen  Jahres  dieselbe  An- 
gelegenheit wieder  aufgenommen  worden.  Im  Reichsamt  des  In- 
nern sind  Vorschriften  über  sanitäre  Einrichtungen  in  Buchdrucke- 
reien ausgearbeitet  und  einer  aus  Prinzipalen  und  Gehilfen  (Ver- 
bandsmitglieder) zusammengesetzten  Kommission  zur  Begutachtung 
vorgelegt  worden.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  diese  Vorschriften 
eine  Frucht  der  früheren  Erhebungen  sind.  Hier  mag  noch  ein 
anderer  Punkt  Erwähnung  finden,  in  dem  der  Staat  die  Bestreb- 
ungen des  Buchdruckerverbandes  wesentlich  unterstützen  kann, 
ja  eigentlich,  wie  sich  zeigen  wird,  zu  unterstützen  die  Pflicht  hat. 
Wie  bekannt ,  ist  es  Sitte ,  dass  behördliche  Druckarbeiten  aller 
Art  submissionsweise  an  den  Mindestfordernden  vergeben  werden. 
Das  Submissionswesen  ist  stets  als  eine  Quelle  unlauteren  Wett- 
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bewerbes  Gegenstand  von  Angriffen  gewesen.  Doch  kann  man 
in  dieser  Hinsicht  verschieden  urteilen,  man  kann  dem  Staate  zu- 
gestehen, dass  er  als  diligens  pater  familias  die  billigste  Bezugs- 
quelle für  seine  Bedürfnisse  aussuchen  muss.  Doch  von  einer 
anderen  Seite  betrachtet  gewinnt  die  Sache  ein  völlig  verändertes 
Aussehen.  Der  Staat  bestreitet  seine  Ausgaben  aus  den  Leistungen, 
zu  welchen  alle  seine  Bürger  nach  bestimmten  Normen  herange- 
zogen werden.  Wenn  er  nun  Arbeiten,  in  diesem  speziellen  Falle 
Druckarbeiten,  durch  Arbeitgeber  herstellen  lässt,  welche  billiger 
liefern  können,  weil  sie  ihre  Arbeiter  schlechter  entlohnen,  als  es 
allgemein  im  Gewerbe  Gebrauch  ist ,  und  welche  sich  nur  kon- 
kurrenzfähig erhalten  können  durch  die  Annahme  solcher  behörd- 
lichen Aufträge,  so  wird  thatsächlich  die  betreffende  Arbeit  teurer 
geleistet  als  es  den  Anschein  hat ,  nur  dass  die  Differenz  nicht 
vom  Staate,  also  von  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler ,  sondern 
von  den  betreffenden  Arbeitern,  welche  geringereu  Lohn  erhalten, 
getragen  wird.  Es  findet  also  eine  mittelbare  Ueberwälzung  eines 
Teils  der  Staatskosten  auf  einige  Staatsbürger  und  zwar  gerade 
auf  wenig  leistungsfähige  statt.  Ebenso  liegt  die  Sache,  wenn  die 
Druckarbeiten  an  Druckereien  vergeben  werden  ,  welche  in  aus- 
gedehnter Weise  Lehrlingszucht  treiben ,  nur  ist  hier  die  ganze 
Gehilfenschaft  der  leidende  Teil ,  denn ,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  übermässige  Ausbildung  von  Lehrlingen  ,  welche  auf  diesem 
Wege  staatlicherseits  begünstigt  wird,  drückt  auf  die  Arbeitsbe- 
dingungen aller  Gewerbemitglieder.  Darum  ist  die  Forderung  der 
Gehilfen,  dass  staatliche  Druckarbeiten  nur  tarifeinhaltenden  Ge- 
schäften übertragen  werden,  voll  begründet,  ja  ihre  Erfüllung  ist 
nicht  eine  besondere  Konzession,  sondern  ein  einfacher  Akt  der 
Gerechtigkeit.  Und,  wenn  man  in  solchen  Dingen  immer  danach 
strebte,  Gerechtigkeit  walten  zu  lassen,  so  würde  man  bald  mehr 
erreicht  haben,  als  es  durch  viele  sogenannte  arbeiterfreundliche 
Massnahmen,  die  sich  als  Wohlthaten  bieten,  möglich  ist,  denn 
lässt  man  ihm  Gerechtigkeit  widerfahren ,  so  sieht  der  Arbeiter, 
dass  sein  Interesse  gleicherweise  wie  das  der  übrigen  Staatsange- 
hörigen im  Staatsleben  Vertretung  findet ,  er  ist  dankbar  dafür 
und  gewinnt  dadurch  Vertrauen  zur  Staatsleitung ,  Wohlthaten 
sieht  er  aber  stets  mit  argwöhnischem  Auge  an  als  Abschlags- 
zahlungen für  Forderungen,  die  er  geltend  zu  machen  hat  und  deren 
Zahlung  man  umgehen  möchte. 

Das  sind  kleine  Hilfen,  mit  denen  der  Staat  die  wichtige  In- 
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stitution  der  Gewerkvereine  wirksam  fördern  kann ;  die  Haupt- 
sache jedoch  bleibt  für  den  Gewerkverein  immer  die  Selbsthilfe; 
unwandelbar  muss  er  daran  festhalten ,  dass  er  selbst  die  Auf- 
gabe hat,  die  wirtschaftlichen  Interessen  seiner  Mitglieder  und 
seines  Gewerbes  thatkräftig  zu  vertreten.  Für  den  Verband  der 
deutschen  Buchdrucker  ist  die  Lage  allerdings  jetzt  recht  schwierig, 
im  Hinblick  auf  die  drohende  Setzmaschinengefahr  wird  er  für 
die  nächsten  Jahre  vielleicht  darauf  verzichten  müssen,  bedeutende 
Verbesserungen  der  bestehenden  Arbeitsbedingungen  herbeizu- 
führen. Er  muss  seine  ganze  Kraft  auf  Stärkung  auch  aussen  und 
im  Inneren  konzentrieren,  damit  er  womöglich  seine  Stellung  als 
berufener  Vertreter  der  Arbeiterschaft  seines  Gewerbes  auch  nach 
der  bevorstehenden  technischen  Umwälzung  behaupten  kann. 

Daneben  hat  von  jetzt  an  eine  alte  wichtige  Aufgabe  des 
Verbandes  noch  bedeutend  an  Ernst  gewonnen.  Wir  haben  in 
der  Lehrlingszucht  schon  lange  den  Hinderungsgrund  erkannt,  der 
einer  gedeihlichen  Weiterentwicklung  der  Lage  bei  den  Buch- 
druckern im  Wege  steht.  War  aber  bisher  die  Ausbildung  von 
Lehrlingen  bedeutend  über  den  Bedarf  hinaus  ein  schädigendes 
Unwesen  ,  heute  ist  sie  ein  wirtschaftlicher  Wahnsinn  ,  denn  sie 
schafft  nicht  einen  den  Arbeitgebern  bequemen  Dispositionsfond 
an  Arbeitskräften,  sondern  sie  erzieht  eine  Klasse  von  Menschen, 
die  gelernte  Buchdrucker  sind,  aber  nie  auch  nur  die  geringste 
Aussicht  haben,  in  ihrem  Gewerbe  Beschäftigung  zu  finden.  Die 
Hauptsache  ist  nun,  dass  der  Kampf  gegen  die  Lehrlingszucht 
am  richtigen  Punkte  einsetzt.  Aus  der  Statistik  war  zu  ersehen, 
dass  die  ganze  Schuld  an  dem  zu  beseitigenden  Uebelstande  von 
den  kleinen  und  mittleren  Druckereien,  welche  bis  8  Gehilfen  be- 
schäftigen, zu  tragen  ist.  Die  verderblichste  Wirksamkeit  in  dieser 
Richtung  entfaltet  diese  Art  von  Druckereien  in  den  grösseren 
und  mittleren  Druckstädten.  Wäre  es  möglich ,  in  Städten  mit 
mehr  als  2  Druckereien  alle  Firmen ,  welche  bis  8  Gehilfen  be- 
schäftigen, auszurotten,  so  würde  sich  das  jetzt  bestehende  Ver- 
hältnis von  Gehilfen  zu  Lehrlingen  anstatt  auf  100  :  42,6  auf 
100  :  33,6  stellen. 

Das  ist  bisher  viel  zu  wenig  beachtet  worden,  die  Lehrlings- 
skala, wie  sie  noch  jetzt  vom  Verbände  anerkannt  wird,  ist  be- 
züglich der  kleinen  und  kleinsten  Druckereien  viel  zu  günstig 
normiert,  so  weit  es  sich  um  Verhältnisse  grösserer  Druckstädte 
handelt.     Für  Provinzialstädte  sind  die  Sätze  wohl  im  allgemeinen 
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als  richtig  anzuerkennen ;  dass  aber  in  grösseren  Städten,  wo  für 
ganz  kleine  Druckereien  gar  kein  Bedürfnis  vorliegt,  ein  Prinzipal 
tarifmässig  Lehrlinge  beschäftigen  darf,  ohne  Gehilfen  einzustellen, 
ist  unbedingt  falsch.  Ebenso  kann  es  nicht  gutgeheissen  werden, 
dass  neben  4  Setzern  und  3  Druckern,  also  7  Gehilfen  4  Lehrlinge 
in  Arbeit  genommen  werden  können.  Diese  Verhältnisse  müssen 
von  Grund  aus  geändert  werden,  es  muss  gerade  für  die  kleinen 
Druckereien  das  Prinzip  eingeführt  werden ,  dass  sie  nur  ihrem 
eigenen  Bedürfnis  nach  neuen  Arbeitskräften  entsprechend  Lehr- 
linge ausbilden  dürfen.  Den  Verbandsmitgliedern  aber  muss  es 
zur  Pflicht  gemacht  werden,  dass  sie  in  derartigen  Druckereien 
nur  Kondition  annehmen  ,  wenn  die  Vorschriften  des  Verbandes 
bezüglich  des  Lehrlingswesens  genau  beachtet  werden.  Neben 
diesen  Massregeln  ist  besonders  auf  eine  ausgedehntere  Agitation 
zur  Warnung  vor  dem  Eintritt  in  den  Buchdruckerstand  Gewicht 
zu  legen.  Hier  erhebt  sich  nun  die  Frage,  ob  etwa  eine  Mit- 
wirkung des  Staates  in  dieser  Beziehung  in  Betracht  zu  ziehen 
ist.  Die  augenblickliche  Lage  ist  derart,  dass  man  wohl  behaupten 
darf,  es  handle  sich  jetzt  nicht  mehr  um  ein  ausschliessliches  In- 
teresse des  Buchdruckgewerbes,  sondern  um  eine  Angelegenheit 
von  ganz  allgemeiner  Bedeutung.  Es  ist  ein  sozial  sehr  bedenk- 
licher Zustand,  wenn  junge  Leute  in  4Jähriger  Lehrzeit  in  einem 
Gewerbe  ausgebildet  werden,  das  ihnen  nicht  die  geringste  Aus- 
sicht auf  spätere  Beschäftigung  bietet.  Nicht  nur,  dass  für  sie 
diese  Jahre  fast  als  verloren  zu  betrachten  sind  ,  sie  sehen  sich 
auch  gezwungen,  um  ihr  Leben  zu  erhalten,  zu  anderer  ungelernter 
Arbeit  zu  greifen  und  sinken  dadurch  in  eine  sozial  niedriger 
stehende  Schicht  als  die  ihrem  Bildungsgrade  entsprechende  hinab. 
Und  das  geschieht  ohne  Schuld  der  Betreffenden,  obwohl  die  Not- 
wendigkeit dazu  von  Anfang  an  feststand.  Der  ganze  Vorgang 
bedeutet,  von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus  betrachtet,  eine 
planmässige  Proletarisierung,  d.  h.  Herabminderung  des  gesell- 
schaftlichen Wertes  eines  Teils  der  Bevölkerung.  Darin  liegt 
zweifellos  eine  gesellschaftsschädigende  Tendenz ,  denn  die  Er- 
fahrung zeigt,  und  es  ist  auch  ganz  natürlich,  dass  niemand  mehr 
geneigt  ist ,  sich  der  Gesellschaft  feindlich  gegenüberzustellen  als 
der  in  seinen  sozialen  Erwartungen  Getäuschte.  Diese  Ausfüh- 
rungen enthalten  zugleich  die  Widerlegung  eines  Einwandes,  der 
verschiedentlich  gegen  eine  künstliche  Beschränkung  des  Arbeitsan- 
gebotes   in  einem  bestimmten  Gewerbe  erhoben  ist.     Man    sagt : 
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Wenn  wirklich  ein  I  )amni  gegen  die  Ueberproduktion  an  Arbeits- 
kräften im  Buchdruckgewerbe  geschaffen  wird,  so  wird  dadurch 
doch  die  allgemeine  Arbeitslosigkeit  nicht  geringer.  iJie  Tausende, 
welche  von  der  Erlernung  der  Buchdruckerci  abgehalten  werden, 
müssen  sich  anderen  Gewerben  zuwenden  und  führen  in  ihnen  eine 
Ueberfüllung  des  Arbeitsmarktes  herbei.  —  Das  ist  ganz  richtig, 
aber  es  handelt  sich  hier  überhaupt  nicht  darum  ,  der  Arbeits- 
losigkeit im  allgemeinen  zu  steuern  ,  sondern  es  steht  in  Frage, 
ob  die  Möglichkeit  zu  verhindern  ist,  dass  jemand  grosse  Opfer 
durch  die  Erlernung  eines  Berufes  bringt,  in  welchem  er  die  Früchte 
jener  Opfer  nie  geniessen  kann,  in  welcher  Möglichkeit  unbedingt 
eine  durch  gesellschaftliche  Einrichtungen  veranlasste  Schädigung 
des  Betreffenden  liegt.  Ein  Grund ,  weshalb  der  Staat ,  welcher 
als  Wächter  über  die  Gemeiunützlichkeit  der  gesellschaftlichen 
Einrichtungen  gesetzt  ist ,  solchem  Uebel ,  aus  dem  nur  einige 
Schmarotzer  Vorteil  ziehen ,  nicht  energisch  entgegentreten  soll, 
ist  nicht  abzusehen.  Aber  wenn  man  nicht  soweit  gehen  will, 
den  Umfang  der  zulässigen  Lehrlingsausbildung  im  Buchdruckge- 
werbe gesetzlich  zu  bestimmen,  so  scheint  es  doch  zum  mindesten 
angebracht,  dass  von  den  Stellen,  welche  die  Gefahr  des  Eintritts 
in  den  überfüllten  Beruf  am  besten  übersehen  können,  von  den 
Behörden,  die  aus  dem  Gewerbe  selbst  verbreiteten  Warnungen 
nachdrücklich  unterstützt  werden.  Vor  allem  aber  muss  auf  eins 
hingewiesen  werden.  Das  Handwerk  und  der  Kleinbetrieb  suchen 
augenblicklich  vom  Staate  gesetzliche  Massnahmen  zu  erwirken, 
welche  sie  gegen  das  erdrückende  wirtschaftliche  Uebergewicht 
des  Grossbetriebes  schützen  sollen.  Es  wäre  nun  durchaus  falsch, 
wollten  wir  die  Resultate  unserer  Arbeit  verallgemeinern  und  aus 
ihnen  Argumente  gegen  den  Kleinbetrieb  überhaupt  entnehmen. 
Aber  das  ist  unwiderleglich  festgestellt,  dass  im  Buchdruckgewerbe 
der  Kleinbetrieb  mit  gesunden  Verhältnissen  unverträglich  geworden 
ist,  weil  er  sich  bei  normalen  Arbeitsbedingungen  nicht  halten 
kann  und  zu  den  gefährlichsten  Mitteln  wie  der  Lehrlingszucht 
greifen  muss ,  um  weiterzubestehen ,  und  deshalb  wäre  es  ein 
Fehler  sondergleichen,  hier  durch  die  Staatsautorität  das  Klein- 
gewerbe zu  unterstützen  und  seinem  verdienten  Untergange  zu 
entreissen  ').     Dem  Verbände    kann    nur  geraten  werden ,    die  in 

i)  Es  wäre  eine  verdienstliche  Arbeit,  in  ähnlicher  Weise  wie  hier  für  die  Buch- 
drucker auch  für  andere  Gewerbe  statistisch  zu  untersuchen ,  wie  sich  die  Arbeitsbe- 
dingungen in  den    verschiedenen  Gruppen    des  Klein-    und    Grossbetriebes    verhalten. 
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Betracht  kommenden  Behörden  wie  auch  die  öfifentliche  Meinung 
immer  wieder  auf  die  zahlenmässig  feststehenden  Zustände  hinzu- 
weisen. Dass  durch  die  Anwendung  aller  Mittel,  welche  dem  Ver- 
bände zur  Verfügung  stehen,  viel  geholfen  werden  wird,  darf  man 
freilich  nicht  erwarten.  Eine  durchgreifende  Besserung  im  Lehr- 
lingswesen wäre  nur  dann  möglich,  wenn  die  grossen  Prinzipale 
endlich  einmal  zur  Einsicht  kämen,  dass  sie  in  diesem  Punkte  ver- 
nünftigerweise gemeinsame  Sache  mit  den  Gehilfen  machen  müssten. 
Die  bisher  im  Buchdruckgewerbe  ziemlich  vernachlässigte  Insti- 
tution des  Arbeitsnachweises  würde  eine  geeignete  Handhabe  zur 
Bekämpfung  der  Lehrlingszucht  bieten.  Ein  von  tariftreuen  Prin- 
zipalen und  Verbandsmitgliedern  zu  verwaltender  Arbeitsnachweis, 
welcher  sich  streng  an  die  Bestimmungen  der  einstigen  Stettiner 
Resolution  hielte,  also  Arbeit  nur  vermittelte  an  Gehilfen,  die  nach- 
weislich in  tarifeinhaltenden  Geschäften  ausgelernt  und  zu  tarif- 
mässigen  Bedingungen  gearbeitet  haben,  und  zu  dessen  ausschliess- 
licher Benutzung  bei  der  Besetzung  freiwerdender  Stellen  sich  die 
Prinzipale  verpflichten ,  würde  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  der 
Lehrlingszucht  und  der  Schmutzkonkurrenz  verbürgen,  ohne  an 
den  Fehlern  der  Stettiner  Resolution  selbst  zu  scheitern.  Die 
Prinzipale  brauchen  sich  zu  nichts  Aussergewöhnlichem  verpflichten, 
sie  erhalten  eine  bequeme  und  sichere  Bezugsquelle  von  Arbeits- 
kräften und  garantieren  natürlicherweise  den  Bestand  derselben 
durch  das  Versprechen,  sich  nur  an  sie  zu  wenden,  sie  brauchen 
keinem  Gehilfen  ,  der  Arbeit  sucht,  zu  sagen :  »Wir  dürfen  dich 
nicht  annehmen,  weil  du  die  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht 
erfüllst«,  sondern  sie  können  ihn  einfach  an  den  Arbeitsnachweis 
verweisen,  aus  dem  sie  ihren  ganzen  Bedarf  decken.  Und  die  Ge- 
hilfen besitzen  eine  sichere  Kontrolle  darüber,  dass  nur  den  im 
Interesse  einer  gedeihlichen  Entwicklung  gestellten  Anforderungen 
entsprechende  Kollegen  bei  den  mit  ihnen  verbündeten  Prinzi- 
palen Arbeit  finden,  sie  brauchen  nicht  die  Forderung  zu  stellen, 
dass  nur  Angehörige  ihres  Verbandes  beschäftigt  werden.  Ein 
schöner  Zukunftstraum,  der  leider  —  Traum  bleiben  wird ! 

Das  Verhalten  der  Prinzipale  gegenüber  dem  Verbände  bis 
in  die  neueste  Zeit  war  nicht  dazu  geeignet,  grossen  Erwartungen 
für  die  Zukunft  Raum  zu  schaffen. 

Ueberall  dort,  wo  das  Kleingewerbe  die  normalen  Arbeitsbedingungen  nicht  einhalten 
kann,  um  seine  Existenz  zu  sichern,  verträgt  es  sich  nicht  mit  gesunden  Zuständen 
und  ist  als  ein  gefährliches  üebel  zu   bekämpfen. 
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Während  der  ganzen  letzten  Jahre  versuchten  dieselben  auf 
alle  mögliche  Weise  dem  Verbände,  hauptsächlich  seinem  Kassen- 
wesen, Abbruch  zu  thun,  bisher  allerdings  nur  mit  negativem  Er- 
folge. Als  dann  im  vorigen  Jahre  die  Gehilfen  es  unternahmen, 
die  Prinzipale  zu  einer  Wiederbelebung  der  früheren  Tarifgemein- 
schaft und  dadurch  womöglich  zu  einer  gemeinsamen  Aktion  für 
die  Herbeiführung  erträglicher  Zustände  im  Gewerbe  zu  veran- 
lassen, behandelten  die  letzteren  die  diesbezüglichen  Vorschläge 
zunächst  in  einer  für  die  organisierte  Gehilfenschaft  geradezu  be- 
leidigenden Weise. 

In  den  letzten  Monaten  hat  eine  vernünftigere ,  massvollere 
Stimmung  unter  den  Prinzipalen  Platz  gegriffen.  Nachdem  ver- 
schiedene Verhandlungen  stattgefunden  haben,  sind  am  15.  April 
nach  Jahren  zum  ersten  Male  wieder  im  Buchdruckerstande  Arbeit- 
nehmer und  Arbeitgeber  friedhch  zusammengetreten,  um  die  Lage 
ihres  Gewerbes  zu  besprechen  und  womöglich  eine  Grundlage  für 
ein  weiteres  gedeihliches  Zusammenwirken  zu  schaffen.  Nach 
langen  und  schwierigen  Beratungen  ist  man  endlich  in  der  Tarif- 
frage zu  einer  Einigung  gekommen.  Den  Gehilfen  ist  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  um  Va  Stunde  und  2V2  prozentige  Lohnerhöhung 
zugestanden  worden.  Damit  ist  der  prinzipielle  Widerstand  gegen 
eine  tarifhche  Arbeitszeitverkürzung  gebrochen.  Praktisch  unter- 
liegt allerdings  auch  das  verhältnismässig  kleine  Zugeständnis  der 
Prinzipale  noch  mancherlei  Beschränkungen.  In  Städten  unter 
20000  Einwohnern  kann  auf  Antrag  der  Majorität  beider  Parteien 
die  bisherige  Arbeitszeit  bis  auf  weiteres  bestehen  bleiben,  und 
auf  Antrag  der  Majorität  nur  einer  Partei  ist  die  oberste  Tarif- 
behörde befugt,  die  bisherige  Arbeitszeit  bis  auf  weiteres  zu  ge- 
nehmigen. Die  Arbeitszeit  der  Drucker  und  Maschinenmeister 
kann  von  den  Prinzipalen ,  um  Störungen  im  Geschäftsgange  zu 
vermeiden,  auch  so  geregelt  werden,  dass  anstatt  der  täglichen 
Abkürzung  der  Arbeitszeit  im  Laufe  einer  oder  mehrerer  Wochen 
verschiedene  zusammenliegende  Stunden  oder  auch  ganze  Arbeits- 
tage freigegeben  werden.  Von  weiteren  Beschlüssen  ist  noch  be- 
merkenswert :  Bei  einer  dauernd  fortschreitenden  Verallgemeine- 
rung des  Tarifes  ist  die  Dauer  der  gegenwärtigen  Vereinbarungen 
auf  fünf  Jahre  in  Aussicht  genommen.  Unter  allen  Umständen 
jedoch  sollen  sie  mindestens  drei  Jahre  gelten.  Das  sind  ziem- 
lich lange  Zeiträume  ,  aber  in  anbetracht  der  schon  oben  er- 
wähnten Thatsache ,    dass  die  gegenwärtige  Lage    des  Gewerbes 
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die  Erreichung  bedeutender  Verbesserungen  der  Arbeitsbeding- 
ungen sehr  unwahrscheinlich  macht,  kann  man  sich  mit  solcher 
dauernden  Festlegung  des  Tarifes  einverstanden  erklären.  Endlich 
sind  neue  Verhandlungen  für  die  nächsten  Wochen  in  Aussicht 
genommen,  um  über  die  künftige  Gestaltung  der  Tariforganisation 
selbst  und  die  zur  Durchführung  des  Tarifes  zu  ergreifenden  Mittel 
zu  beschliessen. 

Es  ist  erfreulich,  dass  trotz  der  schwerwiegenden  Gegensätze, 
die  in  den  Debatten  überall  zu  Tage  traten ,  endlich  doch  eine 
Einigung  erzielt  werden  konnte,  und  es  ist  auch  als  gewiss  an- 
zunehmen, dass  durch  den  geschlossenen  Vertrag  im  Buchdruck- 
gewerbe nicht  unbeträchtliche  Verbesserungen  der  Arbeitsbedin- 
gungen Platz  greifen  werden.  Zu  grosse  Erwartungen  darf  man 
jedoch  an  diese  Ereignisse  nicht  knüpfen.  Wo  sind  die  Faktoren, 
welche  irgendwelche  Garantie  dafür  leisten  könnten ,  dass  eine 
einigermassen  durchgreifende  Verwirklichung  der  getroffenen  Ver- 
einbarungen zu  hoffen  steht,  dass  der  Widerstand  derjenigen  Kreise, 
welche  sich  bisher  unbedingt  ablehnend  gegen  jede  Tariffestset- 
zung gehalten  haben,  nun  endlich  gebrochen  wird?  Der  Verband 
wird  ja  vielleicht,  und  das  wäre  ein  recht  segensreicher  Erfolg 
seiner  Aktionen,  von  nun  an  wieder  strenger  darauf  halten,  dass 
in  seinen  Kreisen  der  Tarif  volle  Beachtung  findet.  Aber  wer 
soll  und  wer  kann  unter  den  Prinzipalen  in  gleicherweise  wirken? 
Es  ist  schon  abgemacht,  dass  die  künftige  Tariforganisation  auf 
ganz  allgemeiner  Grundlage  errichtet  werden  soll.  Von  dem  vor 
Jahren  einmal  ins  Auge  gefassten  Plan,  die  beiden  Vereinigungen 
der  Prinzipale  und  Gehilfen  als  Vertragschliessende  zu  setzen,  ist 
diesmal  überhaupt  nicht  mehr  die  Rede  gewesen,  und  ebenso  hat 
nichts  davon  verlautet,  dass  der  Prinzipalverein  den  neuen  Tarif 
für  seine  Mitglieder  obligatorisch  zu  machen  gedenke.  Bei  aller 
Anerkennung  der  ehrlichen  Bemühungen  vieler  Prinzipale ,  gute 
Verhältnisse  zwischen  beiden  Parteien  herbeizuführen,  kann  man 
diese  Resultate  doch  nur  als  recht  entmutigend  bezeichnen.  Aber 
der  jetzt  erreichte  Standpunkt  ist  durchaus  natürlich ;  wer  die  bis- 
herige Entwicklung  aufmerksam  und  unvoreingenommen  erforscht 
hat,  konnte  eine  andere  Lösung  überhaupt  nicht  erwarten.  Aus 
unserer  jetzt  beendeten  Arbeit  erhellt  als  eines  ihrer  bedeutungs- 
vollsten Ergebnisse  :  Die  organisatorischen  Verhältnisse  des  deut- 
schen Buchdruckgewerbes  bieten  keineswegs,  wie  bis  zu  der  ent- 
scheidenden Wendung  durch  den  grossen  Streik  fast  durchgehend 
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angenommen  wurde,  eine  Analogie  zu  den  hochentwickelten  ge- 
werkschaftlichen Zuständen  Englands,  und  es  ist  deshalb  auch  der 
aus  dieser  Ansicht  resultierende  ausserordentlich  wichtige  Schluss 
nicht  berechtigt ,  dass  die  englische  Entwicklung  ein  Typus  sei, 
massgebend  für  die  künftige  Entwicklung  in  anderen  Ländern, 
speziell  in  Deutschland.  Diese  Einsicht  wird  durch  die  neuesten 
Tarifverhandlungen  vollauf  bestätigt.  Es  ist  im  deutschen  Buch- 
druckgewerbe eben  nicht  der  Boden  vorhanden  für  eine  feste  Ein- 
führung von  Institutionen  zum  Zwecke  einer  friedlichen  Regelung 
der  Arbeitsbedingungen  zwischen  den  in  einer  vorhergegangenen 
Kampfeszeit  erstandenen  kräftigen  Organisationen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer,  wie  sie  sich  in  England  nun  seit  lange  einge- 
bürgert haben.  Die  grosse  Masse  auch  der  reellen  Arbeitgeber 
kann  nicht  zu  der  Erkenntnis  durchdringen,  dass  eine  solche  Re- 
gelung für  beide  Parteien  wie  für  das  ganze  Gewerbe  in  jedem 
Falle  vorteilhaft  sein  muss,  da  die  Opfer,  w^elche  die  fortwähren- 
den Kämpfe  um  die  Arbeitsbedingungen  erfordern ,  auch  die  im 
günstigsten  Falle  zu  erringenden  Vorteile  weit  übertreffen  und 
überdies  die  durch  einen  Kampf  geschaffene  Lage  entweder  den 
derzeitigen  Marktverhältnissen  genau  entspricht  oder,  wenn  das 
nicht  der  Fall  ist,  auf  die  Dauer  überhaupt  nicht  gehalten  werden 
kann.  Ausserdem  wird  diese  Erkenntnis,  die  auf  rein  wirtschaft- 
licher Grundlage  beruht,  gehemmt  und  getrübt  durch  fremdartige 
Bedenken,  vor  allem  durch  Standesvorurteile.  Die  Abneigung  der 
Prinzipale,  ihre  Gehilfen  bei  Abschluss  des  Arbeitsvertrages  wirk- 
lich als  gleichberechtigte  Kontrahenten  anzuerkennen,  den  »Herrn 
im  eigenen  Hause«  einmal  bei  Seite  zu  lassen,  ist  zu  gross  und 
eingewurzelt,  als  dass  ihre  Beseitigung  ernstHch  zu  hoffen  ist.  So 
hat  man  denn  jetzt  die  einzige  Möglichkeit,  um  zu  thatsächlich 
geregelten  Zuständen  zu  kommen,  welche  darin  Hegt,  dass  die 
beiderseitigen  Organisationen  als  sich  verpflichtende  Kontrahenten 
des  tariflichen  Arbeitsvertrages  eintreten,  gar  nicht  in  Erwägung 
gezogen ;  die  Allgemeinheiten  sollen  durch  gewählte  Vertreter 
einen  Tarif  festsetzen,  und  über  diesen  Allgemeinheiten  steht  keine 
zwingende  Gewalt ,  so  dass  zuletzt  wieder ,  wie  es  bisher  immer 
war,  die  Anerkennung  und  Innehaltung  der  getroffenen  Abmach- 
ung in  jedes  Einzelnen  Belieben  steht.  Soll  dieses  betrübende 
Resultat  nun  wirklich  ein  endgiltiges  sein ,  muss  man  ganz  auf 
die  Aussicht  verzichten,  dass  die  gewerkschaftliche  Entwicklung 
in  Deutschland,    die  im  Buchdruckerverbande  in  hoher  Blüte    zu 
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stehen  schien,  nie  über  einen  unvollkommenen,  schemenhaften  Zu- 
stand hinauskommen  wird ,  dass  ihre  letzten  für  das  allgemeine 
wirtschaftliche  Wohl  der  Nation  bedeutsamen  Ziele  nicht  7ai  ver- 
wirklichen sind  ?  Wenn  für  das  Buchdruckgewerbe,  wo  alle  Vor- 
bedingungen so  günstig  wie  möglich  sind,  indem  eine  intellektuell 
und  sittlich  ausserordentlich  hochstehende  Arbeiterklasse  in  ihrer 
inneren  Organisation  die  unverkennbarsten  Erfolge  errungen  hat, 
eine  befriedigende  Antwort  auf  diese  Frage  nicht  gegeben  werden 
kann,  dann  ist  für  die  übrigen  Gewerbe,  die  sozial  alle  weit  unter 
ihm  stehen,  wenig  Hoffnung  dazu  vorhanden.  Von  innen  heraus 
wird  bei  den  Buchdruckern  der  Eintritt  einer  Besserung  nicht  zu 
erwarten  sein,  da  die  erforderliche  Grundlage  dazu,  eine  starke 
Vereinigung  der  Arbeitgeber,  fehlt. 

Dass  die  Gewerkschaftsbewegung  noch  einmal  berufen  sein 
wird,  eine  entscheidende  Rolle  in  der  sozialen  Geschichte  Deutsch- 
lands zu  spielen,  erscheint  nur  unter  der  Bedingung  möghch,  dass 
Staat  und  Gesellschaft  in  ihr  einen  Faktor  erkennen,  dessen  Mit- 
arbeit an  der  Lösung  der  grossen  wirtschaftlichen  Fragen  der  Zu- 
kunft in  ihrem  eigensten  Interesse  liegt.  Natürlich  nur  in  den- 
jenigen Formen,  die  sich  als  gesund  und  entwicklungskräftig  er- 
wiesen haben ,  wie  das  beim  Gewerkverein  der  Buchdrucker  un- 
zweifelhaft der  Fall  ist.  Man  muss  sich  endlich  einmal  daran  ge- 
wöhnen, den  äusseren  Schein  von  der  Wirklichkeit  zu  unterscheiden. 
Es  ist  wahr,  auch  die  Mitglieder  des  Buchdruckerverbandes  sind 
heute  in  ihrer  grossen  Mehrheit  Sozialdemokraten,  aber  es  ist 
falsch ,  hieraus  abzuleiten ,  dass  die  Existenz  des  Verbandes  der 
bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  gefährlich  sei.  Lasse 
man  doch  den  Buchdruckern  ihre  Sympathie  mit  den  Idealen 
einer  Weltanschauung,  die  aus  dem  spekulativen  Vollkommenheits- 
drang des  deutschen  Geistes  heraus  geboren  für  die  Kraft  deut- 
schen Denkens  nicht  das  schlechteste  Zeugnis  ablegt.  Wenn  man 
aufhört ,  sich  hiergegen  in  durchaus  unfruchtbarer  Weise  zu  er- 
eifern ,  dann  wird  man  bei  ruhiger  Ueberlegung  zu  der  Erkennt- 
nis kommen,  dass  gerade  eine  erfolgreiche  gewerkschaftliche  Ent- 
wicklung die  beste  Schutzwehr  bietet  gegen  das  Streben  nach 
einer  Staats-  und  gesellschaftsfeindlichen  Verwirklichung  der  so- 
zialistischen Ideen.  Heute  wird  es  nur  noch  wenige  geben,  die 
nicht  dem  Arbeiter  das  Recht  zuerkennen,  für  die  Verbesserung 
seiner  wirtschaftlichen  Lage  einzutreten.  Kann  er  dies  Recht  in 
ruhiger,  gesetzlicher  Weise  ausüben ,  stellt  man  ihm  hierin  keine 
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Hindernisse  in  den  Weg^,  so  wird  er  gar  nicht  daran  denken,  zu 
gewaltsamen  Massregeln  zu  greifen  ,  um  zu  seinem  Rechte  zu 
kommen.  Die  Sozialdemokratie,  das  darf  man  als  ein  gewisses 
Axiom  hinstellen,  kann  in  ihren  praktischen  Bestrebungen  nie 
völlig  überwunden  werden,  wenn  ihr  nicht  aus  der  Arbeiterschaft 
selbst  heraus  ein  kräftiger  Gegner  ersteht.  In  der  Gewerkschafts- 
bewegung liegt  der  Keim  solcher  Gegnerschaft,  und  insofern  muss 
sie  als  ein  unbedingt  ordnungsfreundlicher,  staatserhaltender  Faktor 
angesehen  werden.  In  Deutschland  liegen  die  Verhältnisse  jetzt 
so,  dass  die  gesellschaftlichen  Gegensätze  zwischen  den  Klassen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  die  wirtschaftlichen  Berührungs- 
punkte überwiegen  und  dadurch  eine  auf  organisatorischer  Grund- 
lage beruhende  Arbeitsordnung  der  Gewerbe  sehr  erschwert  wird, 
so  dass  eigentlich  nur  die  Buchdrucker  in  gewerkschaftlicher  Hin- 
sicht Bedeutendes  geleistet  haben.  Will  nun  der  Staat  im  Inte- 
resse eines  gesunden  wirtschaftlichen  Fortschrittes  eine  kräftigere 
Gewerkschaftsbew^egung  erzielen,  dann  muss  er  vor  allem  die  be- 
stehenden Ansätze  dazu  pflegen,  und  wo,  wie  im  Buchdruckgewerbe, 
schon  eine  höhere  Stufe  der  Entwicklung  erreicht  ist,  dieselbe 
möglichst  fördern  und  unterstützen.  Denn  darüber  darf  man  sich 
keiner  Täuschung  hingeben ,  wir  haben  nicht  Zeit ,  abzuwarten, 
dass  allmählig  bei  uns  wie  in  England  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  das  gewerkschaftliche  Prinzip  sich  im  Stillen  kräftigt 
und  zu  einer  herrschenden  Stellung  heranreift,  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  ist  dazu  heute  in  viel  zu  schnellem  Flusse,  wenn  die 
gewerkschaftlichen  Organisationen  nicht  bald  reif  sein  werden, 
ihre  Führung  zu  übernehmen,  so  werden  sie  unzweifelhaft  von  der 
politischen  Arbeiterbewegung,  die  eine  schnellere  Erreichung  der 
erstrebten  Ziele  verspricht,  überholt  und  ganz  in  den  Hintergrund 
gedrängt  werden.  Der  Staat  soll  zeigen,  dass  ihm  die  auf  gesetz- 
lichem Boden  stehenden  Gewerkvereine  willkommene  Mitarbeiter 
sind ;  wo  durch  sie  allgemeinschädliche  wirtschaftliche  Missstände 
aufgedeckt  werden,  soll  er  seine  Autorität  benutzen,  um  Abhilfe 
zu  schaffen,  und  vor  allem  soll  er  den  Vereinigungen  der  Arbeiter 
nie  hinderlich  sein,  wenn  sie  eine  ihrer  wirtschaftlichen  Kraft  ent- 
sprechende V^erbesserung  der  Arbeitsbedingungen  in  ihren  Ge- 
werben anstreben.  Dann  erst  wird  der  Gewerkverein  in  der  Lage 
sein,  seine  für  das  Allgemeinwohl  wichtigste  Aufgabe  voll  zu  er- 
füllen, nämlich  in  der  Arbeiterschaft  die  Erkenntnis  zu  erwecken, 
dass  feste  immanente  Gesetze  die  w-irtschaftlichen  Verhältnisse  be- 
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stimmen ,  dass  die  Arbeitsbedingungen  einer  sicheren  Ordnung 
unterworfen  sind,  und  dass  es  möglich  ist,  innerhalb  dieser  Ord- 
nung durch  geeignete  Anwendung  wirtschaftlicher  Kräfte  weiter 
zu  kommen.  Was  die  Arbeiter  selbst  zur  Besserung  ihrer  Lage 
erreicht  haben,  ist  ihnen  gewisser  Besitz,  es  erweckt  in  ihnen  das 
Bewusstsein,  dass  auch  in  den  Grenzen  der  heutigen  Wirtschafts- 
ordnung etwas  zu  erreichen  ist,  und  es  wird  ihnen  zum  Ansporn, 
auf  dem  erfolgreichen  Wege  der  Selbsthilfe  weiter  zu  gehen.  Da- 
mit aber  wird  die  Ausbreitung  des  gewerkschaftlichen  Lebens  ein 
Damm  gegen  umstürzlerische  Ideen  und  Pläne,  denn  solange  der 
Arbeiter  im  Vorhandenen  Möglichkeiten  sieht ,  um  die  Beding- 
ungen seiner  Existenz  reicher  zu  gestalten,  wird  ihm  das  Streben 
nach  Ausnützung  dieser  Möglichkeiten  näher  liegen  als  der  Wunsch, 
durch  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  vielleicht 
grössere,  aber  unsicherere  Vorteile  zu  erringen. 

Ob  die  Arbeitgeber  gegenüber  einer  allmählich  durchdring- 
enden gerechteren  Beurteilung  der  Gewerkschaftsbewegung  durch 
Staat  und  Gesellschaft  ihre  prinzipielle  Ablehnung  einer  Mitarbeit 
der  organisierten  Arbeiterschaft  am  grossen  Werke  des  sozial- 
wirtschaftlichen Fortschrittes  aufgeben  müssten ,  ist  eine  Frage, 
deren  Beantwortung  man  getrost  der  Zukunft  überlassen  kann ; 
jedenfalls  würden  sie  unter  solcher  Voraussetzung  nicht  mehr  wie 
heute  das  Zustandekommen  segensreicher  Reformen  verhindern 
dürfen  ,  freiwillig  oder  unfreiwillig  würden  sie  aus  ihrer  jetzigen 
Stellung  als  Herren  im  Hause  zu  der  ihnen  allein  zukommenden 
eines  der  beiden  völlig  gleichberechtigten  Faktoren  im  Gewerbe- 
leben übergehen. 
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Anlage  B.         Druckereien,  in  denen  4 — 8  Gehilfen  beschäftigt  sind. 


I. 
Druckereien   in  Städten  mit  nur  i  Druckerei 


1 


~  2 


t3  x8 


'■So 

Ö  ■§  s 


3     I     4     I     ( 
Arbeitszeit 


StuQden 
arbeiten  Gehilfen 


N^ 


8 


y 


u. 
Druckereien  in  Städten   mit   2  Druckereien 


2 


„■a 


Arbeitszeit 


Stunden 
arbeiten  Gehilfen 


6   I    7 


■"  a 


•«.2 


00  o 


"6   617  I    33  :  375     180    29 

5,32 ')  durchschn  Arbeits- 
zeit 10  St.  16  Min. 


337  118  65 

55'),i9'Ji56*> 


156  868  I  50  !  531  265  22 

1  5,56  l)ldurch8chn. Arbeits-! 
zeit  10  8t.  15  Min. 


534224  100 
622)1 263)|64*) 


III. 
Druckereien  in  Städten  mit  mehr  als  2  Druckereien 


1 

2 

3         1         4         1         5 

6 

7 

8 

9 

ö  .1 

11 

il  der  in 
n  beschäf- 
n  Gehilfen 

Ai 

unter 
10 

beitsze 
10 

it 

über 
10 

rbeitszeit 
nicht 
gegeben 

ahl  der 
ehrlinge 

ber  die 
a  sind  be- 
:häftigt 

c 
<o 
■53 

u> 

■5  ^ 
0 

3 

^Q 

^l-t 

Stunden  arbeiten  Gehilfen 

<       § 

N      H-1 

Q 

696    ^ 

3918 

477      !     2693    '      546 

202 

2418 

1000 

403 

5.63  ') 

durchschnittliche  Arbeitszeit 

62'') 

263) 

58*) 

IP 

St.  —  Min 

1 

2 

3      1      4     1      5 

6 

7 

8 

9 

s 

Arbeitsz 

eit 

•-       c 

h    <u 

<u 

4}  s 

i,    0  •  3 

|2     10 

^2 

:3    " 

4J   bÄ 

t3    C 

.3  .:ai 

•5    u 

^1 

Zahl 
ihnen 
tigten 

Stunden  art 
Gehilfei 

eiten 
1 

<    § 

u 

3 
u 

Q 

Bayern 

81 

432 

61 

271 

100 

261 

80 

37 

Berlin 

74 

410 

q6 

157 

— 

157 

259 

lOI 

44 

Dresden 

38 

220 

42 

159 

19 

— 

"3 

41 

18 

Erzgebirge- Vogtland 

42 

244 

22 

132 

8>; 

5 

162 

71 

29 

Frankfurt-Hessen 

44 

245 

33 

180 

24 

8 

134 

48 

21 

Hamburg- Altona 

35 

194 

31 

159 

4 

— 

78 

10 

8 

Hannover 

64 

345 

38 

229 

42 

36 

214 

90 

41 

Mecklenburg-Lübeck 

8 

47 

5 

42 

24 

6 

5 

Mittelrhein 

64 

355 

57 

238 

48 

12 

177 

51 

26 

Nordwest 

33 

178 

9 

IS9 

10 

— 

77 

19 

14 

Oberrhein 

32 

188 

14 

1.36 

38 

— 

96 

31 

17 

Oder 

41 

240 

23 

163 

46 

8 

192 

112 

30 

Osterland-Thüringen 

38 

217 

26 

13s 

56 

— 

154 

67 

28 

Ostpreussen 

16 

94 

— 

63 

24 

7 

80 

47 

13 

Posen 

10 

63 

— 

43 

20 

— 

38 

15 

6 

Rheinl.-Westphalen 

124 

707 

39 

480 

188 

— 

373 

135 

69 

An  der  Saale 

46 

268 

13 

147 

98 

10 

244 

144 

41 

Schlesien 

58 

323 

8 

228 

87 

— 

243 

125 

49 

Schleswig-Holstein 

34 

172 

10 

158 

4 

81 

32 

23 

Westpreussen 

7 

31 

— 

17 

14 

— 

28 

12 

4 

Württemberg 

55 

301 

21 

192 

88 

— 

174 

70 

30 

Leipzig 

24 

129 

12 

III 

— 

6 

87 

35 

15 

Summa 

968 

5403 
5.58  ') 

560  '  3599 

991 

253 

3289 
61^) 

1342 
25«)   1 

568 
59') 

durchschn.    Arbeits- 

1 

zeit  1 

0  St.  5 

Min. 

i 

i)ZuSpalte2:   Im  Durchschn.  besch.  d.  Druckerei  Geh.  T.  5,32  ;  II 

2)  •         '     T  '■    Auf  je  100  Gehilfen  kommen  Lehrlinge  I.  55  ;   II. 

3)  »         =8:  Auf  je  100  Geh.    komm.  Lehrl.  üb.  d.  Skala  I.  19; 

4)  »         »9;  Von  je  100 Drucker,  beschält. Lehrl.  üb.  d. Skala I. 


,5,56;  III.  5,63;  IV.  5,58. 
62;   III.  62;   IV.   61. 

II.  26;  m.  26;  IV.  25. 

56;  IL  64;  111.  58;  IV.  59. 
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Anlage  C. 


Druckereien,  in  denen  mehr  als  8  Gehilfen  beschäftigt  sind. 


Druckereien  in  Städten  mit  nur  i  Druckerei 


3      1     4     I     J 
Arbeitszeit 

I 


6        7 


9  S 


10      SS   -s S 


^oInJI  stunden 

5  •-     arbeiten  Gehilfei 


>•     »'S, 

60  ■" 


■•»    ÖD     __  ^         2 


'^1 


s^h! 


14     280       40     186  I     54 

,20,0  I  dnrohschn. Arbeits- 
zeit 10  St.  —  Min. 


118      51  10 


n. 
Druckereien  in  Städten  mit  2  Druckereien 

T~2~~^      3     I     4  ' 


1.23:2 
loa 


49 


695 
14,2') 


Arbeitszeit 


Stunden 
arbeiten  Gehilfen 

24    564 !  107 


durchsclm.  Arbeits- 
zeit 10  St.  6  Min. 


6 

7    1 

a 

.u  ja 

"O  a 

Z   BO 

"S  H 

n  « 

"^, 

-1 

^'J    1 

a 

1 

— 

297 

4301 

M  Je 
CO   o 


"5 


32 
65') 


111.  Druckereien  in  Städten  mit  mehr  als  2  Druckereien 


1^      V 

^  '53 


Arbeitszeit 

über 
10 

Stunden  arbeiten  Gehilfen 


unter 
10 


10 


'S-?  Sf" 


•5  -5 


808 


20384 

25,2') 


2816 


16  2  12 


895 


461 


durchschnittliche  Arbeitszeit 
9  St.  55  Min. 


5045 

25^) 


I167 

6«) 


398 

49*) 


IV. 

Summ  a. 

1 

2 

3 

4        i       ,5 

6 

7 

8 

9 

1 

Arbeitszeit 

dj 

^5 

Zahl  der 

in  ihnen  be 

schäftigten 

Gehilfen 

über 

10 

Stunde 

unter 
10 

10 

n  arbeiten  Ge- 
hilfen 

Arbeitszeit 

nicht 
angegeben 

Zahl  der 
Lehrlinge 

über  die 

Skala  sind  b 

schäftigt 

in 
Druckereiei 

Bayern 

73 

1784 

317 

1 420       47 

— 

401 

90 

34 

Berlin 

118 

3872 

846 

2787        - 

239 

802 

167 

60 

Dresden 

36 

749 

65 

673        II 

— 

205 

51 

22 

Erzgebirge-Vogtland 

23 

444 

94 

332        18 

— 

132 

29 

9 

Frankfurt-Hessen 

37 

690 

76 

564        50 

— 

198 

54 

19 

Hamburg-Altona 

25 

800 

.381 

419        - 

— 

97 

9 

5 

Hannover 

42 

loi  2 

97 

743       46 

126 

291 

67 

24 

Mecklenburg-Lübeck 

12 

279 

— 

268       II 

— 

78 

12 

6 

Mittelrhein 

57 

1055 

106 

868       41 

40 

267 

51 

20 

Nordwest 

15 

306 

39 

267       — 

— 

63 

13 

6 

Oberrhein 

18 

436 

26 

370       40 

— 

116 

25 

II 

Oder 

27 
38 

506 

77 

399       30 

— 

206 

82 

18 

Gsterland-Thüringen 

815 

153 

581 

81 

— 

244 

65 

21 

Ostpreussen 

9 

227 

— 

227 

— 

— 

77 

24 

5 

Posen 

6 

175 

40 

135 

— 

— 

57 

15 

5 

Rheinland-Westphalen 

116 

2450 

160 

1828 

429 

33 

582 

112 

50 

An  der  Saale 

51 

1096 

120 

870 

106 

— 

434 

170 

39 

Schlesien 

40 

835 

25 

782 

28 

— 

325 

122 

29 

Schleswig-Holstein 

16 

240 

24 

192 

24 

— 

54 

8 

6 

Westpreussen 

8 

I  72 

80 

81 !     II 

— 

74 

35 

6 

Württemberg 

45 

1188 

60 

1075;     53 

— 

237 

24 

13 

Leipzig 

59 

2228 

94 

208 1       30 

23 

520 

108 

32 

Summa 

871 

21359 

24,5  •) 

2880 

16962    1056 

461 

5460 
26^) 

1333 
6  3) 

440 

51*) 

durchs 

3hn.  Arbeitszeit 

9  fe 

t.  55  Mi 

n. 

1)  Zu  Spalte  2:  Im  Durchschnitt  beschäftigt  die  Druckerei  Gehilfen:  I.  20,0;  II.  14,2  ;  III.  25,2;  IV.  24,5. 

2)  »         »7:    Auf  je  100  Gehilfen  kommen  Lehrlinge:  I.  40;  II.  43;   III.   25;  IV.  26. 

3)  »         »8:  Auf  je  100  Gehilfen   kommen  Lehrlinge  über    d.  Skala :  I.   18;   II.   17;   III.   6;   IV.   6. 

4)  *         »9:   Prozentsatz  derj.  Druckereien,  die  Lehrlinge  üb.  d.  Skala  beschäft.:  I.  71  "/o;  IL  65 '7o; 

III.  49  »/o  ;  IV.  51  »/o. 
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Anlage  D. 


Statistik  der  Gesamtheit  der  Duckereien. 


I. 
Druckereien  in  Städten  mit  nur  i  Druckerei 


a  1  a  *  5 


a  "3    h  ! 
—  J<   "  ■' 

IS!  2:^  I 


3     I     4     I     i 
Arbeitszeit 


Stunden 
arbeiten  Gehilfen 


cä-- 


N  ^       na  « 


603J1542    HO     883  ;  436  113I1386I633  i    333 

:2,56^)1  d;i7o~^.Arbeit8-  I  9°  ")!  41  ')|    55  *) 

zeit  10  St.  15  Min. 


n. 
Druckereien  in  Städten  mit  2  Druckereien 


<u  ^  o 


3      I     4      I     .: 
Arbeitszeit 


.0  ^   I  *;  c*  I  ^  a 


stunden 
arbeiten  Gehilfen 


56  ij  2  132     99   I  I  370!  583 

|3iOo  ^1  durohsch. Arbeits, 
zeit  10  St.  10  Min. 


<^\ 


'S   M 

ee  ig 


80  1647  797     346 
!  77  ')\  37  ')l  62  *) 


III.  Druckereien  in  Städten  mit  mehr  als  2  Druckereien. 


«-^       j_»  fl) 
—  "  £  -s 


3  I         4  I  5 

Arbeitszeit 

unter  über 

10 

10  10 

Stunden  arbeiten  Gehilfen 


.2    c  •- 
'^  """  ^ 


2842 


26333 
9.27  ') 


3469 


20139 


1764 


961 


durchachnittliclie  Arbeitszeit 
9  St.  66  Min. 


9768 

37^) 


3259 
12») 


1387 
49*) 


IV.  Summa. 


10 

Od» 
_  0  a 

2  a- 

0  o 


1 

c 

.a 

Tl 

u 

^-1 

^ 

,a 

0 

d 

N 

Q 

--         4J  ü     <L) 

t«  :5  -c  rl 


3       j       4       I       5 
Arbeitszeit 


10 


unter 

10 

Stunden  arbeiten  Ge 
hilfen 


über 
10 


N    J 


-b  "ü  .- 


C      <U 


Bayern 

Berlin 

Dresden 

Erzgebirge-Vogtland 

Frankfurt-Hessen 

Hamburg-Altona 

Hannover 

Mecklenburg-Lübeck 

Mittelrhein 

Nordwest 

Oberrhein 

Oder 

Osterland-Thüringen 

Ostpreussen 

Posen 

Rheinl.-Westphalen 

An  der  Saale 

Schlesien 

Schleswig-Holstein 

Westpreussen 

Württemberg 

Leipzig 


Su  mma 


417 

320 
148 
191 
171 
142 
227 
64 
256 

87 

110 

169 

202 

52 

30 

475 
194 
262 
121 
32 
200 
136 


4006 


2553 
4493 
1084 
867 
1072 
1116 

1545 
372 

1640 
548 
718 
883 

1197 
360 
260 

3560 

1513 
1396 

517 

226 

1638 

2449 


30007 
7.49  ') 


406 

1870 

235 

965 

2986 

— 

119 

911 

49 

135 

544 

169 

130 

820 

lOI 

428 

684 

4 

136 

1078 

108 

1 1 

337 

19 

174 

1229 

162 

51 

480 

15 

42 

551 

121 

"3 

632 

117 

190 

797 

191 

2 

315 

31 

40 

195 

25 

229 

2587 

700 

147 

II 08 

234 

35 

1135 

186 

41 

421 

41 

87 

103 

35 

90 

1329 

209 

107 

2280 

31 

3678 

22  392 

2783 

durchsc 

-hn.   Arb 

Bitszeit 

10 

St.   -  M 

n. 

42 

542 

5 

19 

2 1 

223 

5 

75 

2 

4 

21 

19 
12 

44 
24 
40 

14 

I 

10 

31 


1161 

1344 

448 

595 
462 
281 
730 
172 

657 
208 

317 
652 
617 
228 

"5 

1276 

941 

914 

245 
142 
611 
685 


"54 


12  801 
43') 


383 
411 
148 
255 
151 
51 
269 

53 
188 

67 
103 

354 
241 
119 

39 
386 
478 
450 
93 
71 
205 

174 


4689 
16») 


175 

69 

109 

65 
40 

135 
32 

102 
40 

54 
110 
107 

35 

17 

208 

144 

168 

60 

23 
106 

65 


2066 
52*) 


45.4 
29.9 
41,3 
68,6 

43.0 
25.1 
47.2 
46,2 
40,0 
37.9 
44.1 
71.5 
51.5 
63.3 
44,2 
35,8 
62,1 
65,4 
47.3 
62,8 

37.3 
27,9 

42,6 


i)  Zu  Spalte  2:  Im  Durchschn.  beschäft.  die  Druckerei  Gehilfen:  I.  2,56;  II.  3,08;  III.  9,27;  IV.  7,49. 

2)  »         "7:  Auf  je  100  Gehilfen  kommen  Lehrlinge:  I.  90;  II.  77;  III.  37;  IV.  43. 

3)  -         »8:  Auf  je  100  Gehilfen  kommen  Lehrlinge  über  die  Skala  :  I.  41;  II.  37;  III.  12;  IV.  16. 

4)  v         »9;  Von  je  100  Druckereien  beschäft.    »  »        »        ^     :  L  55;  IL  62;  III.  49;  IV.  52. 
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Anlage  E.    Die  Druckereien  Deutschlands  nach  der  Zahl  der  in  ihnen  beschäf- 
tigten Verbandsmitglieder. 


I.  Druckereien,  in  denen  nur  V.M.   beschäftigt  sind 


Arbeitszeit 

unter       j         über 

10  1  10 

Stunden  sind  beschäftigt 


1006 


85 


durchachnlttl.  Arbeitszeit 
9   St.  40  Min. 


366 
12,2*) 


228 
34,4') 


IL  Druckereien  ,  in  denen   mehr  V.M.  als  N.V.M.    oder  gleichviel  V.M.  und  N.V.M. 

beschäftigt  sind 


1 

c 

lU 

i  " 
=^5 

2       1       3              4 

Beschäftigt       |  |  ^  ^ 

Sind              S  t»-2  = 
V.M.     N.V.M.j^l^ 

in 
Druckereien 

6       1      7       1       8       1      9 

Arbeitszeit 

unter       über       unter       über 

10           10          10           10 

Stunden  sind  beschäftigt 

V.M;          1        N.V.M. 

Lehrlinge  sind 
über  die  Skala  5 
beschäftigt 

11 

c 

0 

3 

Q 

887 

9109       3200      1505 
63  ')       20  ')      12,2  2) 

541 
61^) 

1298       353        431        208 

durchschnittliche  Arbeitszeit 

"75 

9.5*) 

498 
56,1*) 

IIL  Druckereien,  in  denen  mehr  N.V.M.   als  V.M.  beschäftigt  sind 


N    i 


2       I        3 

Beschäftigt 
sind 

V.M.    I  N.V.M, 


6       '      7       I      8       I      9 

Arbeitszeit 

unter  1    über  1  unter  |    über 

10     I     10     I     10     I     10 

Stunden  sind  beschäftigt 

V.M.         I        N.V.M. 


10 

.B  "tS  j-> 

tn  .^    ^ 
HJ  :3 


610 


2404 
17  >) 


6677 

43  0 


2  146       48 1 
23,6^)178,83) 


211 


218 


5 10        690 


durchschnittliche  Arbeitszeit 
10  St.  —  Min. 


973 
10,7') 


340 

55.7^: 


IV.  Druckereien,  in  denen  nur  N.V.M.  beschäftigt  sind 


Zahl  der 
Druckereien 

Beschäftigt 
sind          ta 
N.V.M. 

nicht  tarif- 
mässig  bezahlt 
werden  Ge-    ^ 
hilfen 

4             1             5 

Arbeitszeit 

unter                    über 

10                        10 

Stunden  sind  beschäftigt 

N.V.M, 

Lehrlinge  sind 
über  die  Skalaas 
beschäftigt 

7 

0) 

£ 

Q 

1847 

5719 
37  0 

2348 
41,00 

222           1          1229 

2175 

38,0*) 

1000 

54,1') 

durchschnittliche  Arbeitszeit 

17 

43 


IV. 


37- 


1)  a.  Von  je  100  V.M.  gehören  zu  Gruppe  I.  20;  II.  63;  III. 
b.      »      »     »    N.V.M.     »  »  »        »   — ;    »    20;     » 

2)  Von  je  100  Geh.  werden  nicht tarifmäss.  bez. in  Gruppe I.  5,6;  II.  12,2  ;  III.  23,6;  IV.  41,0. 

3)  Von  je  100  Druckereien    bezahlen  nicht    durchweg    tarifmässig  in  Gruppe  I.  16,6  ; 

II.  61;  in.  78,8. 

4)  Auf  je  100  Gehilfen  kommen  Lehrlinge  über  die  Skala  in  Gruppe  I.  12,2;  11.9,5; 

m.  10,7;  IV.  38,0. 

5)  Von  je  100  Druckereien  beschäftigen  Lehrlinge  über  die  Skala  in  Gruppe  I.   34,4 ; 

IL  56,1;  m.  55,7;  IV.  54,1. 

Die  durchschn.  Arbeitszeit  der  V.M.  beträgt  9  St.  50  Min. ;  der  N.V.M.  10  St.  5  Min. 
Im  Durchschnitt  beschäftigt  die  Druckerei  Gehilfen   in  Gruppe  I.  4,37  ;   II.   13,87  ; 
III.  14,88;  IV.   3,09. 
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Anlage  G  Seite  L 

Uebersicht  über  das  Verhältnis  der  Anzahl  der   beschäftigten  Gehilfen  zur 
Anzahl  der    beschäftigten  Lehrlinge  in    einzelnen  Gruppen   der  Druckereien. 


I) 

Es  sind  vorhanden: 

I. 

in  Städten 

mit  nur 
I  Druckerei 

IL 
in  Städten 

mit  2 
Druckereien 

in.                    (IV.) 
in  Städten 
mit  mehr  als     (Gesamtzahl) 
2  Druckereien 

Gehilfen 

Lehrlinge 

1542 
1386 

2132 
1647 

26333             (30007) 
9768             (12  801) 

Gehilfen 
Von  je  100    T  ^1,  Tyr~;.     °^''  Gesamtzahl  entfallen  also  auf  Gruppe 


Lehrlingen 
1. 
Gehilfen  5,1 

Lehrlinge      1 0,8 


II. 

12,9 


m. 
87,8 
76,3 


(IV.) 

(100) 
(100) 


2) 


Es  sind  vorhanden: 


I.  I  II.  III.  I 

in  Druckereien  in  Druckereien  in  Druckereienl 


(IV.) 


mit  I  mit 

0—3  Gehilfeni4— 8    Gehilfen 


mit  mehr  als  ;  (Gesamtzahl) 
8  Gehilfen 


Gehilfen 
Lehrlinge 


3245 
4052 


5403 
3289 


21359 

5460 


(30  007) 

(1 2  80 1) 


Von  je  100    - — —p der  Gesamtzahl  entfallen  also  auf  Gruppe 


Lehrlingen 

I.  IL 

Gehilfen        1 0,8  1 8,0 

Lehrlinge       31,7  25,7 


m. 
71,2 
42,6 


(IV.) 

(100) 

(100) 


3) 

In  den  grösseren  Städten  (Anlage  F)  sind  vorhanden : 

I. 
in  Druckereien 

mit 
0 — 3  Gehilfen 

n. 

in  Druckereien 

mit 
4 — 8   Gehilfen 

III. 

in  Druckereien 

mit  mehr  als 

8  Gehilfen 

(IV) 
(Gesamtzahl) 

Gehilfen 

Lehrlinge 

634 
660 

1212 
702 

10337 
2  131 

(12  183) 
(3493) 

Von  je  100    — — der   Gesamtzahl  entfallen  also  auf  Gruppe 


Lehrlingen 
I. 
Gehilfen  5,2 

Lehrlinge       18,9 


IL 

10,0 
20,1 


in. 
84,8 
61,0 


(IV) 

(100) 

(ICJO) 
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DIE  REALBESTEUERUNG  IN  DER  GEMEINDE. 

VON 

AUGUST  ETIENNE. 


Zweiter  Teil. 

Wir  haben  uns  im  ersten  Teile  unserer  Untersuchung  gegen 
die  Realbesteuerung,  wie  sie  in  Preussen  besteht,  ausgesprochen. 
Den  Gedanken,  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  zu  den  Kosten 
gewisser  öffentlicher  Veranstaltungen  vorzugsweise  heran- 
zuziehen, verwerfen  wir  deshalb  keineswegs.  Wir  wollen  nur  ein  mehr 
individualisierendes  Verfahren  und  sehenden  hiezu  geeig- 
neten Weg  in  der  Erhebung  von  Beiträgen,  einer  Art  der  Mittel- 
beschaffung, deren  Berechtigung  und  praktische  Durchführbarkeit 
in  immer  weiteren  Kreisen  Anerkennung  findet.  Die  Rosewater'sche 
Schrift  »Special  Assessments«  ^)  zeigt  an  den  Erfahrungen  ameri- 
kanischer Städte,  welche  grossartigen  finanziellen  Erfolge  auf  diese 
Weise  erzielt  werden  können. 

Eine  gleiche  Entwicklung  ist  auch  bei  uns  seit  langem  an- 
gestrebt. Schon  im  Jahre  1875  wurde  in  Preussen  das  sog.  Bau- 
fluchtlinien-Gesetz erlassen,  das  eine  Beitragsleistung  des  Grund- 
besitzes zu  den  Herstelluugs-  und  Unterhaltungskosten  neuer 
Strassen  anbahnen  sollte.  Im  ersten  Teile  unserer  Abhandlung 
ist  an  Zahlen  gezeigt ,  einen  wie  grossen  Teil  der  Ausgaben  für 
Verkehrsanlagen  die  Adjazentenbeiträge  in  einzelnen  preussi- 
schen  Städten  decken ,  gleichwohl  ergiebt  die  früher  erwähnte 
amtliche  Nachweisung  der  Soll-Einnahmen  und  Ausgaben  im  Rech- 
nungsjahre 1891/92 ,  dass  im  grossen  und  ganzen  diese 
Finanzquelle  noch  wenig  erschlossen  ist.  Wo  Einnahmen  aus  Adja- 
zentenbeiträgen  flössen,  hätten  sie  unter  den  Einnahmen  für  Ver- 

i)  Columbia  College  Studies,  Band  II  New-York  1892 — 93. 
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kehrsanlagen  in  die  Erscheinung  treten  müssen.  33  von  den  205 
Städten  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  hatten  in  dem  genannten 
Jahre  solche  Einnahmen  überhaupt  nicht  aufzuweisen,  bei  18  Städten 
waren  sie  ganz  minimal ,  bei  30  anderen  deckten  sie  noch  nicht 
einmal  den  10.  Teil  der  Ausgaben. 

Das  preussische  Kommunalabgaben-Gesetz  hat  auf  diese  Art 
der  Mittelbeschaffung  besonderen  Nachdruck  gelegt  und  ihr  eine 
erweiterte  rechtliche  Grundlage  geschafifen ,  aber  die  Denkschrift 
über  die  Ausführung  des  Gesetzes  muss  zugestehen,  dass  eine  er- 
hebliche Aenderung  des  bisherigen  Zustandes    nicht    erreicht  ist. 

Nach  unserer  Ueberzeugung  liegt  die  Ursache  klar  zu  Tage. 
Das  System  der  Beiträge  kann  sich  nicht  entwickeln,  solange  die 
Konkurrenz  der  Realbesteuerung  in  ihrer  bisherigen  Form  besteht. 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  sollen  zahlen  zu  den  Kosten  der- 
jenigen Veranstaltungen ,  an  denen  sie  ein  besonderes  Interesse 
haben,  daneben  lastet  auf  ihnen  die  obligatorische  Realbesteuerung, 
die  sich  in   der  gleichen  Weise  motiviert. 

Es  ist  wesentlich  festzustellen ,  welche  finanzielle  Bedeutung 
dem  in  Form  der  Realsteuern  gezahlten  Aequivalente  zukommt. 
Wir  benutzen  dazu  das  Material  der  preussischen  Denkschrift,  die 
freilich  über  die  individuellen  Verhältnisse  der  einzelnen  Orte 
leider  keine  Daten  giebt,  sondern  für  jeden  Regierungsbezirk  die 
Städte  in  2  Gruppen  zusammenfasst ,  die  Städte  mit  mehr  als 
10  000  Einwohner  in  Gruppe  a,  alle  übrigen  in  Gruppe  b. 

Vom  gesamten  Finanzbedarf  ^)  deckte  das  Realsteuer- Auf- 
kommen im  Jahre  1895/96 


bei  den  i 

Städten 

mit 

bei  den 

übrigen 

mehr  als 

[OOOO 

Einw. 

Städten 

im  Regierungsbezirk  Königsberg 

30.9 

Proz. 

41,1 

Proz. 

»                  » 

Gumbinnen 

28,82 

» 

34,7 

» 

»                  » 

Danzig 

30 

» 

41,9 

» 

»                 » 

Marienwerder 

30.9 

» 

38,6 

» 

7)                               T> 

Potsdam 

30.9 

» 

45,6 

» 

»                  » 

Frankfurt 

32,6 

» 

48,6 

» 

»                  » 

Stettin 

33.8 

» 

45,3 

» 

»                 » 

Köslin 

38,8 

» 

44,5 

» 

»                 » 

Stralsund 

24 

» 

48,9 

» 

»                  » 

Posen 

31. 1 

» 

45,5 

» 

»                  » 

Bromberg 

39 

» 

46,4 

» 

»                 « 

Breslau 

32.5 

» 

36,1 

» 

T>                              ■» 

Liegnitz 

30,1 

» 

37,5 

» 

»                               » 

Oppeln 

31,7 

» 

39,5 

» 

i)  Aufkommen  aus  Gebühren,  Beiträgen,  indirekten  und  direkten  Steuern. 
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bei  den  Städten  mit 

bei  den  übrigen 

mehr  als  1 

[oooo  Einw. 

Städten 

egierungsbezirk  Magdeburg 

30,4 

Proz. 

48,2 

Proz. 

» 

Merseburg 

zi^(^ 

» 

48,6 

» 

» 

Erfurt 

35.1 

» 

51.0 

» 

» 

Schleswig 

41,6 

» 

40,1 

» 

» 

Hannover 

36,7 

» 

40,4 

» 

» 

Hildesheini 

35»4 

» 

40,4 

» 

Lüneburg 

38.6 

s 

36.8 

» 

» 

Stade 

30;7 

» 

34,5 

» 

» 

Osnabrück 

24-3 

» 

29,4 

» 

» 

Aurich 

33-1 

» 

33,2 

» 

» 

Münster 

36.9 

» 

39,0 

» 

» 

Minden 

30,8 

» 

47,5 

» 

» 

Arnsberg 

27,5 

» 

38,8 

» 

» 

Cassel 

28,5 

» 

29,6 

» 

» 

Wiesbaden 

25>9 

» 

39,1 

» 

» 

Coblenz 

3i,3 

» 

38,9 

» 

» 

Düsseldorf 

31,8 

» 

37,2 

» 

» 

Köln 

31 

» 

38,2 

» 

» 

Trier 

40,4 

» 

44,4 

» 

» 

Aachen 

26 

» 

44,8 

» 

in  Berlin 

40,2 

» 

Das  in  Form  der  Realsteuern  geleistete  Entgelt  des  beson- 
deren Interesses  schwankt  demnach  bei  Gruppe  a  zwischen  24 
und  41,6  Proz. ,  bei  Gruppe  b  zwischen  29,4  und  51  Proz.  des  ge- 
samten Finanzbedarfs. 

In  der  gruppenweisen  Zusammenfassung  hat  schon  eine  Aus- 
gleichung der  örtlichen  Verschiedenheiten  stattgefunden,  wir  geben 
deshalb  zur  Ergänzung  noch  eine  von  uns  selbst  angefertigte  Zu- 
sammenstellung, welche  die  bezüglichen  Zahlen  für  die  einzelnen 
Städte  der  Provinz  Hannover  erkennen  lässt. 

Das  Realsteueraufkommen  (ausschliesslich  Betriebssteuer) 
deckte  im  Jahre  1895/96  vom  gesamten  Finanzbedarf 


Städte  mit  mehr  als  10  000  Einwohner 

Kleinere 

Städte 

in  Hannover 

36 

Proz. 

in  Nienburg 

31 

Proz. 

»  Linden 

43 

» 

»   Wunstorf 

41 

» 

»  Hameln 

43 

» 

»  Münster 

56 

» 

>  Hildesheim 

35 

» 

»   Eldagsen 

62 

» 

>   Göttingen 

32 

» 

»  Neustadt 

30 

» 

Goslar 

41 

» 

»  Pattensen 

80 

» 

Peine 

40 

» 

»  Bodenvverder 

44 

» 

»  Harburg 

37 

» 

»  Einbeck 

40 

» 

■■'  Lüneburg 

41 

» 

»  Münden 

36 

» 

»   Celle 

40 

» 

»  North  eim 

36 

» 

»   Stade 

31 

» 

»  Osterode 

43 

» 

»  Osnabrück 

32 

» 

»  Duderstadt 

47 

» 

Zeitschrift  für  die  ges    Sta.itswi.-.sensch.  1S97.  ^ 
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Städte  mit  mehr  als 

10  000  Einwoliner 

Kleinere 

Stallte 

in  Emden 

28  Proz. 

in 

Moringen 

54 

Proz. 

»  Leer 

41      » 

» 

Verden 

28 

» 

» 

Uelzen 

36 

» 

» 

Burgdorf 

44 

» 

» 

Gifhorn 

45 

» 

» 

Lüchow 

48 

» 

» 

Dannenberg 

13 

» 

» 

Buxtehude 

30 

» 

» 

Bremervörde 

41 

» 

» 

Otterndorf 

41 

» 

» 

Papenburg 

28 

» 

» 

Singen 

26 

» 

» 

Quackenbrück 

34 

» 

» 

Melle 

39 

» 

» 

Norden 

35 

» 

» 

Aurich 

23 

» 

» 

Esens 

37 

» 

Eine  Realbesteuerung  von  solcher  Bedeutung  muss  den  Weg 
sperren  für  eine  Entwicklung  von  Beiträgen,  deren  Last  doch  auf 
dieselben  Schultern  fällt,  wie  die  Realsteuer.  Käme  zur  Ausfüh- 
rung, was  wir  vorschlagen ,  die  Beseitigung  der  bisherigen  Real- 
besteuerung, so  wäre  der  Stein  des  Anstosses  aus  dem  Wege  ge- 
räumt, innerhalb  der  Gemeinde  würde  sich  weniger  Widerstand 
bemerkbar  machen,  durch  positive  gesetzliche  Vorschrift  könnte 
eine  Garantie  geschaffen  werden  für  Anwendung  des  Systems  der 
Beiträge,  da  wo  es  am  Platze  ist.  Der  Gedanke,  mit  gesetzlichem 
Zwange  auf  diesem  Gebiete  vorzugehen ,  ist  nicht  neu ,  er  hat 
schon  im  Kommunalabgaben-Gesetze  Aufnahme  gefunden  bei  ge- 
wissen Arten  von  Gebühren  und  ist  auch  während  der  parlamen- 
tarischen Beratung  des  Gesetzes  nach  der  prinzipiellen  Seite  hin 
als  notwendig  dargethan.  Eine  grössere  Reserve  war  jedoch  bis- 
her begreiflich,  da  man  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz  der  Real- 
besteuerung nehmen  musste. 

Positive  Vorschläge  für  den  weiteren  Ausbau  der  Beiträge  zu 
machen,  empfiehlt  sich  freilich  bei  dem  augenblicklichen  Stande 
der  Sache  noch  nicht,  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Stoffs 
ist  in  Deutschland  noch  ungenügend,  es  fehlen  spezialistische  Unter- 
suchungen mit  Berücksichtigung  des  in  andern  Ländern  geschafTe- 
nen,  vor  allem  der  amerikanischen  Einrichtungen.  Zu  gründlicherer 
Behandlung  der  P'rage  müsste  von  Seiten  der  Regierung  die  Anregung 
gegeben  werden ,    die  Zentral-Instanz    allein  ist  in  der  Lage,  das 
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nötige  Material  in  der  wünschenswerten  Vollständigkeit  7ai  liefern  '). 
Den  Ersatz  für  den  Fortfall  der  bisherigen  Realbesteuerung 
muss  neben  dem  weiteren  Ausbau  der  Beiträge  die  Einführung 
einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  liefern.  Die  staatliche  Besteue- 
rung unterscheidet  in  Preussen  zwischen  fundiertem  und  nicht 
fundiertem  Einkommen.  Zu  dieser  gerechten  Fortbildung  der  per- 
sonalen Belastung  sind  die  Gemeinden  desselben  Landes  bisher 
noch  nicht  gekommen,  obwohl  die  zum  Teil  viel  höhere  Anspan- 
nung der  Einkommensteuer  in  der  Kommune  eine  solche  Ent- 
wicklung noch  viel  dringender  fordert.  Das  Kommunalabgaben- 
gesetz hat  in  Preussen  eine  sehr  erhebhche  Entlastung  der  Ein- 
kommensteuer-Zuschläge gebracht.  Im  Etatsjahre  1895/96  deckte 
der  Ertrag  44,2  Proz.  des  im  Vergleich  zum  Vorjahr  wesentlich 
gestiegenen  Finanzbedarfs,  1894/95  dagegen  69,2  Proz.  Trotzdem 
konstatiert  die  Denkschrift  über  die  Ausführung  des  Gesetzes  noch 
folgende  Höhe  der  Zuschläge. 

Es  belasteten  im  Jahre   1895/96  die  Einkommensteuer  : 

mit  o  "/o  Zuschlag        o  "/o  der  Städte  mit  mehr  als        3  "/o  der  kleineren  Städte 


10  000  Einw. 

nit     I — 100»          » 

30   » 

=> 

» 

etc. 

42   . 

»  10 1 — 150  »          » 

40   » 

» 

" 

» 

30  » 

»  151 — 200  »          » 

19   » 

» 

» 

> 

17   » 

«  mehr  als  200  "/o  » 

I  I    » 

» 

» 

» 

8  « 

Stärker  als  im  Staate  wurde  die  Einkommensteuer  mithin 
herangezogen  bei  70  Proz.  der  Städte  mit  mehr  als  10  000  Ein- 
wohnern, bei   55  Proz.  der  kleineren  Städte. 

Der  höchste  in  einer  Stadt  zur  Hebung  gelangte  Prozentsatz 
der  Einkommensteuer  betrug  500  Proz.,  300  und  mehr  Proz.  er- 
hoben noch  19  Städte. 

Bei  den  Landgemeinden  ^)  stellte  sich  die  Belastung  folgender- 

massen  :                  o  Proz.  Zuschlag  in  rund     3180  Gemeinden 

I — 100       »             »  »       »     22  700           » 

loi — 150       »             »  »       »       4  500            » 

151 — 200       »             »  »       »       2  500            » 

mehr  als  200       »             »  »       »       2  500            » 

i)  Zu  den  Aufgaben  der  wissenschaftlichen  Vorarbeit  würde  es  unseres  Erachtens 
gehören,  die  Erfahrungen  kritisch  zu  beleuchten,  die  mit  dem  preussischen  Flucht- 
liniengesetze vom  Jahre  1875  gemacht  worden  sind.  Gegenüber  dem  enormen  Auf- 
schwung der  städtischen  Entwicklung  ist  der  finanzielle  Erfolg  dieses  Gesetzes  an- 
scheinend ausserordentlich  gering.  Machen  zu  wenig  Gemeinden  von  dem  Gesetze 
Gebrauch,  ist  seine  Konstruktion  ungenügend  ?  Wie  kommt  es  ,  dass  Städte  mit  sehr 
rascher  baulicher  Entwicklung  zwar  ein  Ortsstatut  auf  Grund  des  Gesetzes  haben,  aber 
keine  Einkünfte  ? 

2)  In  der  Denkschrift  sind  von  37  000  Landgemeinden  rund  35000  berücksichtigt. 

19* 
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Höher  als  im  Staat  war  mithin  die  Einkommensteuer  in  rund 
27  Proz.  der  Gesamtheit  aller  Landgemeinden  angespannt. 

Bei  einem  Vergleich  der  Belastung  der  Einkommensteuer  in 
Staat  und  Gemeinde  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  staat- 
liche Besteuerung  Einkommen  von  nicht  mehr  als  900  M.  freilässt, 
während   die  kommunale  überwiegend  auch  geringere  heranzieht. 

Es  ist  eine  alte  Forderung  auch  in  der  kommunalen  Besteue- 
rung zu  unterscheiden  zwischen  fundiertem  und  nicht  fundiertem 
Einkommen.  Schon  1877  wurde  sie  von  A.  Wagner  in  der  General- 
versammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik  zu  Berlin  nachdrück- 
lichvertreten. Während  der  parlamentarischen  Beratung  des  preussi- 
schen  Kommunalabgabengesetzes  ist  aus  dem  Hause  sowohl  wie 
in  Petitionen  mehrfach  auf  ihre  Notwendigkeit  hingewiesen.  Auch 
Adickes  bezeichnet  in  seinen  »Studien  über  die  weitere  Entwick- 
lung des  Gemeindesteuerwesens«  das  Fehlen  einer  solchen  Unter- 
scheidung als  eine  erhebliche  Lücke.  Das  preussische  Gesetz  ver- 
bietet direkt  die  Erhebung  von  Zuschlägen  zur  Ergänzungssteuer 
mit  der  Begründung,  dass  der  Gemeinde  zur  Deckung  des  Steuer- 
bedarfs Realsteuern  bereitgestellt  seien,  und  die  von  letzteren  ge- 
troffenen Objekte  nicht  noch  einmal  —  nach  Massgabe  des  Netto- 
ertrages —  besteuert  werden  könnten.  Adickes  hält  diese  Begrün- 
dung nicht  für  stichhaltig,  er  betont  die  grundsätzliche  Verschie- 
denheit der  beiden  Prinzipe  der  kommunalen  Besteuerung,  der 
Besteuerung  nach  dem  Interesse  und  nach  der  Leistungsfähigkeit. 
Die  Realbesteuerung  soll  nur  eine  Durchführung  des  Prinzips  von 
Leistung  und  Gegenleistung  sein,  sie  dürfe  der  selbständigen  Aus- 
bildung der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  kein  Hindernis 
werden.  Theoretisch  scheint  dieser  Standpunkt  gewiss  unanfecht- 
bar, die  Wirklichkeit  der  Dinge  spricht  jedoch  gegen  ihn.  Wie 
wir  im  ersten  Teile  unserer  Untersuchung  gezeigt  zu  haben  glauben, 
beansprucht  die  kommunale  Realbesteuerung  auf  Grund  des  neuen 
Gesetzes  mit  Unrecht  eine  Besteuerung  im  Sinne  von  Leistung 
und  Gegenleistung  zu  sein,  sie  ist  geblieben,  was  sie  im  staat- 
lichen Systeme  war,  eine  partielle  Vermögenssteuer.  Neben  ihr 
noch  eine  allgemeine  einzuführen,  die  dieselben  C^bjekte  noch 
einmal  erfasst,  halten  wir  für  unmöglich.  In  der  Gemeinde  liegen 
die  Verhältnisse,  wie  sie  früher  im  Staate  gelegen,  die  Beseitigung 
der  Ertragsbesteuerung  ist  die  Vorbedingung  einer  allgemeinen 
Vermögenssteuer. 

Als  besonderer  Vorzug  der  kommunalen  Realbesteuerung  wird 
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hingestellt,  dass  sie  sich  an  Ertragsquellen  halte,  die  mit  der  Ge- 
meinde unzertrennlich  verbunden  sind.  Der  Gemeindehaushalt  er- 
halte so  eine  sicherere  Fundierung,  als  wenn  er  sich  ausschliess- 
lich stütze  auf  eine  personale  Besteuerung ,  deren  Ertrag  durch 
den  Ortswechsel  leistungsfähiger  Steuerzahler  empfindlich  berührt 
werden  könne.  Dieser  Vorteil  bleibt  auch  bestehen  bei  einem 
Ersatz  der  Realbesteuerung  durch  Vermögensbesteuerung.  Der 
Vermögensbesteuerung  können  sich  die  fraglichen  Objekte  ebenso- 
wenig entziehen  wie  der  Realbesteuerung,  es  kann  Vorsorge  ge- 
troffen werden,  dass  der  volle  Vermögenswert  der  Gemeinde  tribut- 
pflichtig bleibt.  Dies  würde  voraussetzen ,  dass  einmal  auch  der 
ausserhalb  lebende  Eigentümer  für  den  Vermögenswert  der  be- 
treffenden Objekte  an  diejenige  Gemeinde  zahlt,  in  der  sie  belegen 
sind ,  dass  ferner  eine  Berücksichtigung  der  an  den  betreffenden 
Objekten  haftenden  Schulden  von  selten  der  Gemeinde  nicht  statt- 
findet ,  der  Eigentümer  für  den  vollen  Vermögenswert  zahlt,  da- 
gegen aber  die  Berechtigung  erhält ,  dem  Gläubiger  einen  ent- 
sprechenden Abzug  zu  machen. 

Durch  eine  Kombination  von  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuern würde  die  direkte  Besteuerung  der  Gemeinden  entwick- 
lungsfähig werden  und  damit  eine  Eigenschaft  erhalten ,  die  sie 
augenblicklich  in  Preussen  nicht  hat ,  die  aber  nicht  entbehrt 
werden  kann  angesichts  ihrer  grossen  Bedeutung  für  den  kommu- 
nalen Haushalt.  Es  ist  für  unsere  Untersuchung  wesentlich,  diese 
Bedeutung  hier  klarzustellen. 

Das  preussische  Kommunalabgaben-Gesetz  macht  es  den  Ge- 
meinden zur  Pflicht ,  den  Steuerbedarf  nach  Möglichkeit  einzu- 
schränken. Das  Gemeindevermögen  soll  möglichst  wirtschaftlich 
verwaltet  werden,  um  aus  den  Einnahmen  einen  möglichst  grossen 
Teil  des  Bedarfs  decken  zu  können.  Wie  steht  es  mit  diesen  Ein- 
nahmen? Die  Denkschrift  konstatiert,  dass  es  nur  in  sehr  ge- 
ringem Masse  gelungen  sei ,  sie  zu  erhöhen  ,  da  in  den  weitaus 
meisten  Gemeinden  bereits  bisher  mit  der  nötigen  Wirtschaftlich- 
keit verfahren  wurde.  Es  dürfte  deshalb  angängig  sein,  die  Zahlen 
des  Jahres  1891/92  ,  welche  wir  aus  der  amtlichen  Finanzstatistik 
kennen  ^),  im  wesentlichen  als  auch  für  heute  noch  zutreffend  zu 
betrachten.  Wie  es  natürlich  ist,  weisen  diese  Zahlen  die  grösste 
Verschiedenheit  auf,  es  handelt  sich  um  Gemeinden  alter,  neuerer 
und  neuester  Bildunsf.    Den    einen  kommt  das  Erbteil  einer  weit 


i)  Freilich  nur  für  die  preussischen  Städte  mit  mehr  als  10  000  Einwohner. 
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zurückreichenden  Geschichte  zu  gute ,  sie  sind  auch  heute  noch 
der  Regel  nach  im  Besitz  beträchtlichen  Grundeigentums.  Die 
anderen  fanden  die  Welt  schon  verteilt ,  als  eine  Industrie  von 
mächtiger  Anziehungskraft  sie  emporhob  vom  Dorf  zur  verkehrs- 
reichen Stadt.  Die  meisten  der  mittleren  und  kleineren  Industrie- 
orte haben  nur  sehr  geringe  Einnahmen  aus  nutzbringendem  Ver- 
mögen. Bei  einigen  waren  im  Jahre  1891/92  die  Kosten  der  Be- 
wirtschaftung sogar  grösser  als  die  Erträge.  Wir  geben  bei  den 
folgenden  Orten  die  Zahlen  der  amtlichen  Nachweisung  für  das 
Jahr  1891/92: 

Einnahmen  aus  nutzbarem 
Vermögen 

3  426  M. 

9  473  » 

12  931  » 

6  976  » 

2  404  » 
26  669  » 

8  279  » 

9  782  » 
14  046  » 

950  » 

30  898  » 

31  260  » 
9  601  » 

13  228  » 
I  821  » 

33  87 1  » 

7  828  » 
7  259  » 

5  999  » 

4  844  » 

6430  » 

13428  » 

898  » 

3215  » 

7  658  » 

1  084  » 

3  284  » 

4  468  » 

32  509  » 

2  139  » 

5  274  » 
3825  » 

8357  » 

1  739  » 

3  427  » 
16595  » 

8557  » 

2  009  » 


Ausgab 

len  für  das  nutzbare 

Vermög 

;en 

Bochum 

8610 

M. 

Remscheid 

4800 

» 

Bielefeld 

22  114 

» 

Solingen 

4190 

» 

Königshütte 

I   230 

» 

Hagen 

25235 

» 

Mühlheim/ Rhein 

750 

» 

Gelsenkirchen 

I  757 

» 

Rheydt 

» 

Witten 

95° 

» 

Oberhausen 

29347 

» 

Hanau 

23  214 

» 

Hamm 

3869 

» 

Forst 

522 

» 

Viersen 

5  282 

» 

Iserlohn 

17  HO 

» 

Wandsbeck 

10585 

» 

Herford 

I  471 

» 

Bockenheim 

2  625 

» 

Malstatt 

I  475 

» 

Siegen 

8867 

» 

Neumünster 

4  090 

» 

Horde 

60 

» 

Grabow 

150 

» 

Merscheid 

7  777 

» 

Geestemünde 

642 

» 

Wilhelmshaven 

— 

» 

Eupen 

I  258 

» 

Recklinghausen 

20324 

» 

Kalk 

885 

» 

Schwelm 

2138 

» 

Wattenscheid 

I  342 

» 

Waidenburg 

I  466 

» 

Bocholt 

150 

» 

Stolberg  bei  Aachen 

403 

» 

Wittenberge 

12  660 

» 

Höhscheid 

6081 

» 

Wald 

1097 

» 
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Ausgaben  für  das  nutzbare 

Einnahmen  aus 

nutzbarem 

Vermögen 

Vermögen 

Wermelskirchen 

I  130 

M. 

6  141 

M. 

Ronsdorf 

6510 

» 

2  200 

» 

Odenkirchen 

7638 

» 

8150 

» 

Suhl 

8  091 

» 

14740 

» 

Sommerfeld 

4175 

» 

14672 

» 

Altena 

2  048 

> 

5148 

» 

Unna 

1898 

» 

5  349 

» 

Ruhrort 

350 

» 

15368 

» 

Lüttringhausen 

810 

» 

5821 

» 

Lennep 

19  000 

» 

8421 

» 

Radevormwald 

— 

» 

555 

» 

Peine 

802 

» 

6983 

» 

Gummersbach 

3036 

» 

4968 

» 

Einnahmen  aus  nutzbarem 
Vermögen 


Aber  auch  bei  Städten  nicht  vorwiegend  industriellen  Cha- 
rakters, zum  Teil  von  sehr  alter  Geschichte,  findet  sich  im  Jahre 
1891/92  nur  ein  sehr  kleiner,  oder  überhaupt  kein  Ertrag  aus  nutz- 
barem Vermögen.    Wir  nennen : 

Ausgaben  für  das  nutzbare 
Vermögen 

M.  21  432  M, 

»  20  814  » 

»  67  575  » 

»  23  410  » 

»  14  276  » 

»  20  136  » 

»  14  495  » 

»  12  146  » 

»  3  824    » 

Die  relativ  ungünstige  Lage  der  vorgenannten  Städte  kommt 
erst  zum  vollen  Ausdruck,  wenn  man  ihnen  andere  Orte  mit 
hohen  Erträgen  aus  nutzbarem  Vermögen  gegenüberstellt. 

Ausgaben  für  das  nutzbare  Einnahmen  ')  aus  nutzbarem 


Bonn 

17337 

Trier 

15805 

Koblenz 

70823 

Memel 

II  905 

Luckenwalde 

3987 

Gnesen 

6  702 

Merseburg 

7721 

Fulda 

7808 

Neuwied 

I  780 

Vermögen 


Cassel 

91  109 

Kiel 

Görlitz 

Liegnitz 

Brandenburg 

Halberstadt 

26731 
396  997 

35  364 

36  700 
16504 

Harburg 

2  060 

Kottbus 

16752 

Hildesheim 
Beuthen 

37514 
52  280 

Guben 

Landsberg 

Stralsund 

56308 
27  708 
69492 

M. 


Vermögen 

320  398  M. 

223  521  » 

988  280  » 

141  682  » 

175  000  » 

126326  » 

180  234  » 

197  425  » 

155  206  » 

204  703  » 

168  590  » 

150  202  » 

281  847  » 


l)   Extra-ordinäre  Einnahmen  sind  nicht   eingerechnet. 
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Ausgaben  für  das  nutzbare  Einnahmen  aus  nutzbarem 

Vermögen  Vermögen 

Mühlhausen  54652  M.  304 142  M. 

Thorn  91383  »  294898  » 

Nordhausen  6900  »  109975  » 

Aschersleben  26321  »  146489  » 

Neisse  18  829  »  148  132  » 

Greifswald  67  596  »  428  952  » 

Lüneburg  23018  »  128846  » 

Glogau  57  745  ^  254963  » 

Brieg  21  577  »  126  311  » 

Köslin  31  419  »  157  278  » 

Kolberg  34  4°°  »  153  35°  » 

Fürstenwalde  37  345  y>  139  104  » 

Anclam  32019  »  177048  » 

Bunzlau  97120  »  223316  » 

Leobschütz  36  260  »  149  340  » 

Demmin  27  832  »  141  388  >. 

Es  ist  hiernach  klar,  bei  einer  grossen  Zahl  von  Gemeinden 
kann  der  Steuerbedarf  durch  Erträge  aus  eigenem  Vermögen  nur 
sehr  wenig  oder  überhaupt  nicht  herabgesetzt  werden. 

Wie  weit  ist  eine  Verminderung  des  Steuerbedarfs  möglich 
durch  Heranziehung  der  Interessenten  zu  Gebühren  und  Beitrags- 
leistungen ?  Zur  Beurteilung  dieser  Frage  lässt  sich  ein  Anhalt 
gewinnen ,  wenn  man  die  finanzielle  Bedeutung  derjenigen  Auf- 
wendungen feststellt ,  deren  Eigenart  eine  Kostendeckung  durch 
Gebühren  und  Beiträge  ausschliesst.  Neben  den  Kosten  für  die 
allgemeine  Verwaltung  und  die  Sicherheitspolizei  gilt  dies  vor 
allem  von  denjenigen  Veranstaltungen,  die  in  erster  Linie  den  un- 
bemittelten Klassen  zu  Gute  kommen.  Wir  wollen  uns  darauf 
beschränken,  nur  die  Bedeutung  dieser  letzteren  Kategorie  im  kom- 
munalen Haushalt  hier  etwas  eingehender  darzulegen.  Man  wird 
aus  dieser  einen  Position  schliessen  können,  wie  erheblich  trotz 
aller  weiteren  Ausbildung  des  Gebühren-  und  Beitragswesens  der 
Steuerbedarf  immer  bleiben  wird,  wenn  nennenswerte  Erträge  aus 
eigenem  Vermögen  nicht  zur  Verfügung  stehen. 

Aus  dem  Berliner  Etat  des  Jahres  1895/96  rechnen  wir  zu 
den  Aufwendungen  der  genannten  Art  folgende  Posten  : 

I.  Schulwesen: 

Zuschuss  für  Volksschulwesen 10  830  153  M. 

»  »   Fortbildungsschulwesen 332  150    ■' 

»   gewerbliches  Schulwesen 318646    » 

'>    Taubstummen-  und  Blindenunterricht  .     .  90  350    » 

Uebertrag  n  571  299  M. 
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Uebertrag  n  571  299  M. 

Neu-  resp.  Umbau  von  Gemeindeschulen i  442  825    « 

Pensionslast  für  ehemalige  VolksschuUehier  resp.  Leh- 
rerinnen ') loi  597    » 

Besoldung  der  Schul-Inspektoren 61  200    . 

Summa  13  176  921  NL 

II.  Armenverwaltung  undöffentl.  Gesundheitspflege. 

Zuschuss  für  die  Armenverwaltung 8  842  383  M. 

zugehörige  Baulast 39  700    » 

»            !>    Krankenhäuser  und   öfifentl.    Gesundheits- 
pflege       4  136  640    » 

zugehörige  Baulast 546  080    » 

Besoldungen  (ohne  Pensionen) 236867    ■» 

Summa  13  801  670  M. 

G  e  s  a  m  t  -  Z  u  s  c  h  u  s  s. 

1 13  176  921  M. 

II 13  801  670    » 

Zuschuss  an  den  Verein  für  Arbeitsnachweis      .  23  000    » 

Wohlthätigkeitsausgaben    aus    dem    Etatskapitel 

»Verschiedenes« 190000    »     (rund) 

Summa     27  191  591  M. 
davon  ab: 
staatlicher   Zuschuss    für  Volksschullehrer-Besol- 
dung, Dotation  für  Taubstumme,  Blinde,  ver- 
wahrloste Kinder 1  077  523  M. 

bleibt  26  114  068  M. 
In  dieser  Summe  ist  der  Anteil  der  vorgenannten  Ressorts  an 
Verzinsung  und  Tilgung  der  städtischen  Schuld  nicht  eingerech- 
net, da  er  aus  dem  Etat  nicht  ersichtlich  ist.  Mittel  aus  Anleihen 
werden  zur  Deckung  der  vorstehenden  Posten  nicht  verwandt. 
Den  Gesamtbedarf  der  Zuschuss-Verwaltunge  n  be- 
rechnen wir  auf  56  853  376  M.^)   im  Ordinarium    und  Extra-Ordi- 

i)  Nicht  eingerechnet  sind  die  Aufwendungen  für  Wittwen-  und  Waisenversorgung. 

2)  Summe  der  Ausgaben  der  Etats-Kapitel  4,  5,  6,  7,  8,  9,  10,  11,  12  nach  Ab- 
zug der  zugehörigen  Einnahmen  unter  Hinzurechnung  des  städtischen  Zuschusses  für 
die  Kanalisation  ergiebt   56  165  028  M 

Hinzuzurechnen  sind  die  in  dem  Kapitel  13  »Verscliiedenes«  aufgeführten 
Ausgaben  nach  Abzug  der  zugehörigen  Einnahmen  mit  i  765  871  M. 

Abzurechnen  ist  der  staatliche  Zuschuss  für  Volksschullehierbesoldung  und 
die  Dotation  für  Taubstumme,  Blinde  und  verwahrloste  Kinder  im  Betrage  von  i  077  523  M. 

Resultat  der  Rechnung:  56853376  M. 

Unter  den  Einnahmen  der  Bauverwaltung  sind  eingerechnet  die  für  die  Benutzung 
des  .Strassenterrains  zu  zahlenden  Renten  der  Pferdebahngesellschaften,  der  Elektrizitäts- 


298  August  Etienne: 

nariuin  nach  Abzug  des  durch  Anleihe  gedeckten  Betrages.  Die 
Aufwendungen  zu  Gunsten  der  unbemittelten  Klassen  machen 
mithin  rund  46  Proz.   des  gesamten  Zuschussbedarfs  aus. 

Die  Aufwendungen  der  Stadt  Rheydt  zu  Gunsten  der  unbe- 
mittelten Klassen  berechnen  wir  nach  dem  Etat  1896/97  wie  folgt : 

Zuschuss  für  die  Armenpflege 96  300  M. 

»           »    städtisches  Krankenhaus 5  000  » 

»            >    Volksschulwesen 169000  » 

>»           »    gewerbliche  Fortbildungsschule i  610  » 

»           "    Industrieschule i  500  ^ 

»           »    Nähschulen 800  » 

Kosten  der  Arbeitstafel 100  » 

Summa  273  960  M. 

Es  ist  in  dieser  Summe  auch  der  entsprechende  Anteil  an 
Verzinsung  und  Tilgung  der  städtischen  Schuld  mitenthalten. 

Der  Gesamtbedarf  der  Zuschussverwaltungen  nach  Abzug 
aller  zugehörigen  Einnahmen  stellt  sich  nach  unserer  Berechnung 
im  Ordinarium  auf  535  143  M.  Die  Aufwendungen  zu  Gunsten 
der  unbemittelten  Klassen  machen  mithin  rund  51  Proz.  des  ge- 
samten Zuschussbedarfs  aus. 

In  Göttingen  berechnen  wir  dieselben  nach  dem  Etat  1896/97 
folgendermassen : 

Zuschuss  für  die  Armenverwaltung 65  700  M. 

»           »      »    evangelischen  Volksschulen 77  466    => 

»           »      »    katholische  Volksschule 900    » 

»           »      »    jüdische  Schule 600    » 

»           »      »    gewerbliche  Fortbildungsschule  ....  7  437    » 

Wohlthätigkeitsausgaben 3  000    » 

Anteil   der  Volksschulen   und  gewerblichen  Fortbildungs- 
schule an  Verzinsung  u.  Tilgung  der  städtischen  Schuld  19  125    » 

Summa  174  228  M. 

Die  Zuschussverwaltungen  erfordern  im  Ordinarium  nach  Abzug 
aller  zugehörigen  Einnahmen  einen  Zuschuss  von  585  984  M.  Die 
Aufwendungen  zu  Gunsten  der  unbemittelten  Klassen  machen 
mithin  rund  30  Proz.  des  gesamten  Zuschussbedarfs  aus. 

Es  ist  eine  für  den  kommunalen  Haushalt  charakteristische 
Thatsache,  dass  die  Aufwendungen  zu  Gunsten  der  unbemittelten 
Klassen  in  andauerndem  Steigen  begriffen  sind. 

gesellschaft  und  der  englischen  Gasgesellschaft,  die  Marktstandsgelder  für  Märkte  auf 
den  Strassen,  sowie  die   Pacht  für  das  Anschlagswesen. 
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Der  Zuschuss  zur  Armenpflege  ')  betrug  in  Berlin,  abgesehen 
von  dem  bezüglichen  Anteil  am  Bau-  und  Besoldungs-h3tat  und 
an  der  Verzinsung  und  Tilgung  der  städtischen  Schuld,  pro  Kopf 
der  Zivilbevölkerung 

im  Jahre  1880/81  5,29  M. 

»         »       1885/86  5,52     » 

»         »       1890/91  5,90     » 

»         »       1895/96  7,84     »      (nach  dem   Voranschlage). 

In  Rheydt  betrug  der  städtische  Zuschuss  zum  Armenwesen 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  '^) 

im  Jahre  1880/81  2,37  M. 

»         .       1885/86  2,66    » 

»         »       1890/91  3,01     » 

»         »       1895/96  3,20    »     (nach  dem  Voranschlage); 

in  Göttingen  ^)  im  Jahre  1880/81    1,46  M.  (nach  dem  Voranschlage) 
»        »       1885/86    1,92    »         »         »  » 

»        »       1890/01  2,20    »         »         »  » 

»        »       1895/96  2,59    »         »         ■»  » 

Die  entsprechenden  Zahlen  stellen  sich  bei  dem  Zuschuss  für 
das  Volksschulwesen  wie  folgt : 

Berlin  (ausschliesslich  Anteil    am  Bau-  und  Pensions-Etat, 
sowie  an   der  Verzinsung  und  Tilgung  der  städtischen  Schuld) : 
im  Jahre  1880/81         4,21  M. 
»         »       1885/86         5,11     » 
»         »       1890/91         5,33     » 

»         »       1895/66         6,55     »     (nach  dem  Voranschlage). 
Rheydt  ausschliesslich  des  Anteils   an  Verzinsung  und  Til- 
gung der  städtischen  Schuld : 

im  Jahre  1880/81         3,36  M. 
»         »      1885/86         3,39    » 
»      1890/91         3,50    » 
;>         »      1895/96         5,33    »     (nach  dem  Voranschlage). 
Göttingen  ausschliesslich  des  Anteils  an  Verzinsung  und 
Tilgung  der  städtischen  Schuld : 

i)  Eingerechnet  ist  auch  der  Zuschuss  für  den  Etatstitel  »öffentliche  Kranken- 
häuser und  Gesundheitspflege«,  der  sich  im  wesentlichen  als  ein  Teil  der  Armenko?ten 
darstellt. 

2)  Stadt  hat  keine  Garnison, 

3)  Bei  der  Berechnung  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ist  hier  die  Garnison  einge- 
rechnet ,  die  aber  in  den  zum  Vergleich  herangezogenen  Jahren  keine  ins  Gewicht 
fallende  Aenderung  ihrer  Stärke  erfahren  hat. 
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im  Jahre  1880/8  i  1,45   M.   (nach  dem   Voranschlage) 

>■>         »      1885/86  1,89     »         »  »  » 

»         »      1890/91         2,00     »         »  »  » 

»         »      1895/96         3,03     »         »  »  » 

Bei  der  Steigerung  der  Aufwendungen  zu  Gunsten  der  unbe- 
mittelten Klassen  wirken  zwei  Ursachen ,  mit  denen  auch  in  Zu- 
kunft gerechnet  werden  muss.  Es  ist  zunächst  der  Wandel  der 
Anschauungen,  den  das  Zeitalter  der  sozialen  Frage  bewirkt  hat. 
Das  Bewusstsein  der  Pflicht,  einzutreten  für  eine  Besserung  der 
Lage  der  unbemittelten  Klassen  ist  lebhaft  erwacht,  der  Staat  hat 
sich  zur  Sozialpolitik  bekannt ,  eine  wirksame  Organisation  der 
privaten  Hilfe  setzt  mehr  und  mehr  ein.  Wie  könnte  eine  Bewe- 
gung so  mächtiger  Art  die  Gemeinde  unberührt  lassen ,  die  von 
allen  öffentlichen  Verbänden  den  betr.  Notständen  am  nächsten 
steht.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  unter  dem  Ein- 
fluss  dieses  neuen  Geistes  die  öffentliche  Armenpflege  etwas  we- 
sentlich anderes  geworden  ist,  als  sie  früher  war.  Ihre  Leistung 
soll  sich  zwar  nur  auf  das  Minimum  des  absolut  Notwendigen  be- 
schränken, aber  dieser  Begriff  ist  etwas  unendlich  Dehnbares,  er 
hat  sich  erweitert  der  Art  und  dem  Grade  nach.  Die  Steigerung 
der  Fürsorge  macht  sich  vor  allem  in  der  Ausdehnung  der  ge- 
schlossenen Pflege  bemerkbar,  die  wesentlich  höhere  Kosten  ver- 
ursacht, als  die  offene.  Besondere  Beachtung  verdient  die  zuneh- 
mende Spezialisierung  der  Anstalten,  als  deren  neueste  Etappe 
die  Begründung  von  Heimstätten  für  Genesende  und  von  Spezial- 
heilanstalten  für  Schwindsüchtige  angesehen  werden  kann. 

Unverkennbar  ist  ferner  die  Wirkung  derselben  Ursache  auf 
dem  Gebiete  des  Volksschulwesens.  Dass  die  gesetzliche  Verpflich- 
tung zur  Unterhaltung  der  Volksschule  nicht  allein  das  geleistet, 
was  wir  bei  einer  immer  grösseren  Zahl  von  Gemeinden  vor  uns 
sehen,  Musteranstalten  im  Sinne  des  Unterrichts  und  der  Hygiene, 
liegt  auf  der  Hand.  Der  neue  Geist  ist  es ,  der  hier  baut  und 
verwaltet ,  der  auch  über  die  Ziele  der  Elementarschule  hinaus 
durch  Fortbildungs-  und  gewerbliche  Schulen  wirkt,  die  Gesamt- 
heit belastend,  wo  die  Mittel  der  Nächstbeteiligten  nicht  ausreichen. 

Aber  wie  die  Erkenntnis  der  sittlichen  Pflicht,  so  steigt  auch 
das  Bedürfnis  der  Hilfe.  Wir  sehen  eine  mächtige  Entfaltung  der 
industriellen  Thätigkeit,  bei  der  neben  den  guten  auch  die  schlim- 
men Folgen  sich  eindrucksvoll  bemerkbar  machen.  Die  Existenz 
der  arbeitenden  Klassen  ist  weniger  gesichert ,    der  Erwerb  dem 
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Wechsel  der  Konjunkturen  unterworfen,  periodische  Arbeitslosig- 
keit ein  scheinbar  unvermeidliches  Uebel.  Die  Wohnungsnot  mit 
ihren  sittlichen  und  sanitären  Bedenken  wird  zu  einem  unerträg- 
lichen Zustand.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  unter  solchen  Um- 
ständen an  die  soziale  Fürsorge  vieler  Gemeinden  ganz  besondere 
Ansprüche  erwachsen,  welche  die  Bereitstellung  immer  grösserer 
Mittel  beanspruchen. 

Die  Resultate  der  Volkszählungen  zeigen ,  eine  wie  grosse 
Zahl  von  Gemeinden  an  der  industriellen  Entwicklung  beteiligt 
ist.  Wo  eine  ungewöhnlich  rasche  Zunahme  der  Bevölkerung  statt- 
findet, darf  man  annehmen,  dass  die  Anziehungskraft  grosser  In- 
dustrien die  wesentlichste  Ursache  ist.  Nach  dem  vorläufigen  Er- 
gebnis der  Volkszählung  von  1895  betrug  die  durchschnittliche 
Bevölkerungszunahme  im  preussischen  Staate  während  des  Zeit- 
raums vom  1./12.  1890  bis  2./12.  1895:  6,15  Prozent.  Wir  glauben 
nicht  fehlzugehen,  wenn  wir  überall,  wo  die  Zunahme  mehr  als 
das  Doppelte  dieses  Durchschnitts  betragen  hat,  eine  starke  An- 
sammlung arbeitsuchenden  Proletariats  voraussetzen.  Unter  den 
preussischen  Städten,  sowie  denjenigen  Landgemeinden  und  Guts- 
bezirken, deren  Einwohnerzahl  2000  und  mehr  betrug,  befanden 
sich  am  2./12,   1895 


Orte 

mit 

einer  Bevöl- 

darunter  solche 

darunter  solche 

im  Regierungsbezirk 

kerungsz 
mehr  als 

iinahme     von 
12,30  Prozent 

mit   50  Prozent 
Zunahme 

mit  100  Prozent 
Zunahme 

geg 

en  1890 

und  darüber 

und  darüber 

Königsberg 

2 

Gumbinnen 

5 

I 

Danzig 
Marienwerder 

3 
4 

I 

Potsdam 

44 

10 

3 

Frankfurt 

4 

Stettin 

5 

Köslin 

Stralsund 

I 

Posen 

10 

I 

Bromberg 

8 

Breslau 

10 

Liegnitz 

II 

Oppeln 

Magdeburg 

Merseburg 

56 
11 
12 

5 

2 

Erfurt 

.3 

Schleswig 

17 

I 

Hannover 

9 

Hildesheim 

7 

Lüneburg 

4 
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Orte 

mit 

.  einer  Be 

:völ- 

darunter  solche 

darunter  solche 

im  Regierungsbezirk 

kerungsz 
mehr  als 

unahme    von 
12,30  Prozent 

mit 

50  Prozent 
Zunahme 

mit  100  Prozent 
Zunahme 

gegen    1890 

und   darüber 

und  darüber 

Stade 

6 

Osnabrück 

4 

Aurich 

I 

Münster 

24 

I 

Minden 

13 

Arnsberg 

70 

5 

I 

Cassel 

9 

Wiesbaden 

14 

Coblenz 

5 

Düsseldorf 

55 

2 

Köln 

15 

Trier 

22 

Aachen 

6 

Berücksichtigt  man  nur  die  Städte  und  Landgemeinden  mit 
mehr  als  loooo  Einwohner,  so  ergiebt  sich  folgendes  Bild:  Es 
waren  vorhanden  am  2./12.  1895  : 

Orte  mit  einer  Bevöl-       darunter  solche         darunter  solche 
„      .  ,1       kerungszunahme     von       mit    i;o  Prozent        mit    loo  Prozent 


IUI     IKCglCrUllgbUC/^M 

mehr  als  12,30  Prozent 

Zunahme 

Zunahme 

gegen  1890 

und  darüber 

und  darüber 

Königsberg 
Gumbinnen 

I 
2 

Danzig 

Marienwerder 

I 

Potsdam 

17 

6 

2 

Frankfurt 

Stettin 

I 

Köslin 



Stralsund 



Posen 

I 

Bromberg 
Breslau 

7 

Liegnitz 

Oppeln 

Magdeburg 

Merseburg 

Erfurt 

3 
1 1 

I 
4 

Schleswig 
Hannover 

4 
3 

Hildesheim 

2 

Lüneburg 
Stade 

2 
2 

Osnabrück 

I 

Aurich 

I 

Münster 

5 

Minden 

I 

Arnsberg 
Cassel 

16 
I 

I 

Orte  mit  einer  Bevöl- 
kerungszunahme    von 
mehr  als  12,30  Prozent 
gegen  1890 

darunter  solche 

mit  50  Prozent 

Zunahme 

und  darüber 

darunter  solche 

mit  100  Prozent 

Zunahme 

und  darüber 

3 

20 

5 
7 
2 
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im   Regierungsbezirk 

Wiesbaden 

Coblenz 

Düsseldorf 

Köln 

Trier 

Aachen 

Nachdem  wir  die  Frage  einer  Verminderung  des  Steuerbedarfs 
durch  Erträge  aus  eigenem  Vermögen  ,  Gebühren  und  Beiträgen 
erörtert,  bleibt  zu  untersuchen,  wieweit  die  indirekte  Besteuerung 
geeignet  ist,  in  der  Gemeinde  die  direkte  zu  entlasten.  Betrachten 
wir  zunächst  die  Verbrauchsbesteuerung. 

Man  rühmt  ihr  nach,  dass  sie  die  Unvollkommenheiten  einer 
einseitig  sich  nur  an  Einkommen  und  Vermögen  haltenden  Steuer- 
veranlagung ausgleiche ,  dass  ihr  Druck  verhältnismässig  leicht 
zu  tragen  sei,  dass  sie  sich  naturgemäss  entwickle  mit  dem  Steigen 
der  Bevölkerung  und  des  Wohlstandes.  Diese  Vorzüge  wird  sie 
in  der  Gemeinde  ebenso  wie  im  Staate  zur  Geltung  bringen  können. 
Wesentliche  Verschiedenheiten  aber  treten  zu  Tage  zwischen  der 
kommunalen  und  der  staatlichen  Verbrauchsbesteuerung,  sobald 
man  auf  die  steuertechnische  Seite  des  Problems  eingeht.  Der 
Eingang  von  ausserhalb  bedarf  der  Kontrolle ,  ein  Apparat  ist 
notwendig,  dessen  Kosten  in  einem  gewissen  Verhältnis  stehen 
müssen  zu  dem  Ertrage.  Das  Steuergebiet  der  Gemeinde  ist  ver- 
hältnismässig klein,  seine  Grenze  wenig  übersichtlich,  dabei  durch 
die  bauliche  Entwicklung  in  beständiger  Verschiebung.  Der  ge- 
waltige Postverkehr  von  Ort  zu  Ort,  die  Art,  in  der  sich  der  Transit 
vollzieht ,  macht  besondere  Schwierigkeiten.  In  allen  diesen  Be- 
ziehungen liegen  die  steuertechnischen  Vorbedingungen  in  der  Ge- 
meinde ungünstiger ,  als  im  Staate.  Bei  der  Besteuerung  der 
inneren  Produktion  schafft  freilich  die  Möglichkeit  der  Erhebung 
von  Zuschlägen  zur  staatlichen  Steuer  eine  günstigere  Situation, 
aber  als  Kehrseite  der  Sache  fällt  hier  ins  Gewicht,  dass  Produk- 
tion und  Konsumtion  an  demselben  Orte  sich  weniger  decken, 
als  in  demselben  Staate,  die  Frage  der  Rückvergütung  der  Steuer 
für  exportierte  Güter  in  der  Gemeinde  daher  noch  mehr  an  Be- 
deutung gewinnen  muss,  als  im  Staat. 

Neben  diesen  ganz  allgemeinen  Erwägungen  kommt  natürlich 
das  bestehende  Recht  eines  jeden  Landes  entscheidend  in  Be- 
tracht.   Dies  zieht  bekanntlich  in  Deutschland,  ganz  besonders  in 


304  August  Etienne: 

Preussen,  der  kommunalen  Verbrauchsbesteuerung  enge  Grenzen. 
Nach  dem  preussischen  Kommunalabgaben-Gesetz  wird  die  Be- 
steuerung notwendiger  Lebensmittel  nur  geduldet,  wo  sie  einmal 
besteht,  eine  Erhöhung  der  Tarife  ist  ausgeschlossen.  Reichsge- 
setzliche Schranken  engen  die  Besteuerung  der  geistigen  Getränke 
ein,  von  denen  nur  das  Bier  ganz  allgemein  bis  zu  einer  gewissen 
Grenze  besteuert  werden  darf.  Unter  diesen  Umständen  sind  andere 
V^erbrauchsabgaben,  als  die  Biersteuer,  in  Preussen  nur  ausnahms- 
weise zu  finden.  Im  Jahre  1895/96  bestanden  solche  nur  in  19 
Städten  mit  mehr  und  in  71  Städten  mit  nicht  mehr  als  10  000  Ein- 
wohnern, ausserdem  in  1031  zumeist  den  Regierungsbezirken  Cassel 
und  Wiesbaden  angehörigen  Landgemeinden. 

Es  fragt  sich,  ob  die  Biersteuer  als  einzige  Verbrauchssteuer 
mit  beschränkter  Höhe  des  Satzes  empfehlenswert  ist.  Wo  ein 
Kontrollapparat  für  den  Eingang  von  aussen  schon  besteht,  wie 
in  denjenigen  Orten,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  noch  weiter 
erheben  dürfen ,  werden  erhebliche  Mehrkosten  durch  die  Bier- 
steuer nicht  verursacht,  das  Verhältnis  zwischen  Kosten  und  Ertrag 
gestaltet  sich  mithin  günstig.  Wo  jedoch  eine  Kontrole  einge- 
richtet werden  muss  ausschliesslich  für  das  eingehende  Bier,  kann 
dies  Verhältnis  leicht  zum  Missverhältnis  ausarten ,  ganz  beson- 
ders in  den  kleineren  Orten ,  deren  Konsum  sich  in  massigen 
Grenzen  hält.  Bei  diesen  dürfte  sich  ein  günstiger  Boden  für  die 
Biersteuer  nur  finden,  wenn  einheimische  Brauereien  den  Bedarf 
decken ,  die  Steuer  als  Zuschlag  zur  staatlichen  erhoben  werden 
kann  unter  Verzicht  auf  eine  Kontrolle  des  Imports. 

In  den  preussischen  Gemeinden  hat  sich  nach  der  Denkschrift 
die  Ausbreitung  der  Biersteuer  im  Jahre  1895/96  folgendermassen 
gestaltet.  Von  1169  Städten  besteuerten  das  Bier  420  oder  rund 
36  Proz. ,  von  rund  35000  Landgemeinden  nur  574  oder  rund 
1,6  Proz.  Betrachtet  man  die  Städte  mit  mehr  als  10 000  Einwohner 
für  sich,  so  war  in  dieser  Klasse  die  Biersteuer  bei  59  Proz.  der 
Gesamtzahl  eingeführt,  in  der  Klasse  der  kleineren  Städte  nur  bei 
31  Proz.  Die  Zahlen  bestätigen,  was  « /r/örz  angenommen  werden 
muss,  dass  die  lokalen  Verhältnisse  im  allgemeinen  um  so  un- 
günstiger werden,  je  kleiner  der  in  Frage  kommende  Ort  ist.  Nach 
dem  von  Neumann  für  das  Königreich  Sachsen  mitgeteilten  Ma- 
terial ')  hatten  im  Jahre  1894  eine  Bierbesteuerung 

i)  Zur  Geraeindesteuerreform  in  Deutschland  mit  besonderer  Beziehung  auf 
sächsische  Verhältnisse. 
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unter  den  Städten  über  10 000         Einwohner     12  von   22 
»         mit       5000 — IG  000   »  19      ■'     38 

»         >»     kleineren  Städten  19      »     65 

(deren  Verhältnisse  bekannt  waren). 
Wir  sind  in  der  Lage ,  eine  ähnliche  Klassifikation  für  die 
Städte  der  Provinz  Hannover  zu  geben ,  in  der  die  Bierbesteue- 
rung eine  verhältnismässig  grosse  Verbreitung  gefunden  hat  (in 
22  von  43  Städten).  Im  Jahre  1895/96  hatten  die  Bierbesteuerung 
unter  den  Städten  mit  mehr  als  looooEinw.   12  von   14  (im  J.   1896/97 


13  von  14 

»        von      5000 — 10  000 

6 

12 

»          »        2000 —   5  000 

> 

4     ' 

13 

kleineren  Städten 

4 

Im  Jahre  1895/96  war  selbst  in  den  preussischen  Grossstädten 
(Städte  mit  mehr  als  100  OOO  Einwohner)  die  Bierbesteuerung  nicht 
allgemein,  6  von  18  besteuerten  das  Bier  überhaupt  nicht,  Berlin 
erhob  nur  einen  Zuschlag  zur  Braumalzsteuer.  Um  die  obenge- 
nannte Zahl  von  574  Landgemeinden  mit  Bierbesteuerung  richtig 
zu  würdigen,  muss  man  sich  gegenwärtig  halten,  dass  in  den  In- 
dustriebezirken und  vor  denThoren  grosser  Städte  Landgemeinden 
mit  sehr  erheblicher  Einwohnerzahl  zu  finden  sind.  Nach  dem  vor- 
läufigen Resultat  der  Volkszählung  von  1895  hatten  allein  52  preuss. 
Landgemeinden  eine  Bevölkerung  von  mehr  als  10  OOO  Einwohner. 

Ueber  den  Ertrag  der  Biersteuer  macht  die  Denkschrift  keine 
Angaben.  Uns  Hegen  für  51  Städte  mit  mehr  als  20  OOO  Einwohner 
die  etatsmässigen  Voranschläge  für  das  Jahr  1895/96  vor.  Bei 
allen  wurde  der  gesetzlich  zulässige  Maximalsatz  —  50  Proz.  der 
Braumalzsteuer  oder  0,50  M.  für  das  Hektoliter  —  erhoben.  Pro 
Kopf  der  Bevölkerung  (vorläufiges  Resultat  der  Volkszählung  1895) 
ergab  der  Voranschlag 
unter  0,30  M.  0,30 — 0,39  M.  0,40 — 0,49  M.   0,50—0,59  M.    0,60 — 69  M. 


Könisfshütte 


Elbing 
Ratibor 


Solingen 

Beuthen 

Mühlheim/Rh. 

Schweidnitz 

Graudenz 


Barmen 

München- Gl. 

Osnabrück 

Harburg 

Stralsund 

Thorn 

Rheydt 

Witten 

Tilsit 

Eisleben 

Insterburg 

Greifswald 

Quedlinburg 

Lüneburg 


Königsberg 

Münster 

Guben 

Linden 

Mühlhausen 

Oberhausen 


Zeitschrift  für  die  ges.   St.natswissensch.    1897.   II. 
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0,70 — 0,79 

M. 

0,80—0,89 

M 

0,90 — 0,99  M. 

1,00  M.  u.  mehr 

in 

in 

in 

in 

Breslau 

Magdeburg 

Hannover 

Spandau 

Köln 

Düsseldorf 

Bochum 

Erfurt 

Elberfeld 

Potsdam 

Bonn 

Crefeld 

Coblenz 

Aachen 

Zeitz 

Halle 

Posen 

Görlitz 

Duisburg 

Halberstadt 

Trier 

Cottbus 

Göttingen 

Die  nie 

drig 

steil  Beträge 

prc 

Kopf  betragen 

0,27  M. 

in 

Königshütte 

o>35    " 

» 

Elbing 

0,37    " 

» 

Ratibor, 

die  höchsten 

1,16  M 

in 

Spandau 

i,ii    » 

» 

Erfurt. 

Adickes 

gie 

bt  in   seinen 

»St 

udien  über  die   weitere  Entwick- 

lung  des  Gemeindesteuerwesens«  als  höchsten  Ertrag  pro  Kopf 
1,19  bis  1,29  M.  an  (Erfurt  1888 — 1892),  nach  Neumann  stellte  sich 
derselbe  1894  in  Sachsen  auf  1,14  M.  (Schandau). 

Zur  Beurteilung  der  Bedeutung  des  Biersteuerertrages  für  die 
Herabsetzung  des  direkten  Steuerbedarfs  geben  wir  die  Zahlen 
des  Voranschlags  für  1895/96  bei  den  oben  genannten  Städten  in 


Prozenten    des     direkten     Steuerbedarfs, 
deckte  vom  direkten  Steuerbedarf  in 


Der     Biersteuerertraer 


Prozent 

Prozent 

Prozent 

Spandau 

II 

Aachen 

5 

Lüneburg 

4 

Erfurt 

8.5 

Duisburg 

5 

Graudenz 

4 

Greifswald 

8 

Halberstadt 

5 

Crefeld 

3-5 

Zeitz 

8 

Cottbus 

5 

Beuthen 

3,5 

Coblenz 

7,5 

Stralsund 

5 

Elberfeld 

3 

Osnabrück 

7 

Thorn 

5 

Barmen 

3 

Trier 

7 

Oberhausen 

5 

München-Gladb. 

3 

Görlitz 

6,5 

Tilsit 

5 

Elbing 

3 

Linden 

6,5 

Eisleben 

5 

Königshütte 

3 

Bochum 

6,5 

Breslau 

4 

Mühlheim/Rhein 

3 

Hannover 

6 

Königsberg 

4 

Rheydt 

3 

Göttingen 

6 

Düsseldorf 

4 

Witten 

3 

Münster 

6 

Bonn 

4 

Solingen 

2.5 

Posen 

5,5 

Harburg 

4 

Quedlinburg 

2,5 

Potsdam 

5-5 

Mühlhausen 

4 

Ratibor 

2,5 

Guben 

5,5 

Schweidnitz 

4 

Magdeburg 

5 

Insterburg 

4 
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Bemerkenswert  bei  der  Biersteuer  sind  die  jiihrlichen  Scliwank- 
ungen  des  Ertrages.  Das  Bier  als  entbehrliches  Genussmittel  wird 
natürlich  in  grösserem  oder  geringerem  Masse  konsumiert,  je  nach- 
dem sich  der  Erwerb  der  breiten  Massen  gestaltet.  Relativ  starke 
Schwankungen  sind  daher  ein  nicht  zu  vermeidendes  Uebel.  Die 
Biersteuer  ergab  : 

in       Breslau  ,     °  Chemnitz  Halle  Erfurt  Posen 

berg 

1888/89    265  778  M.  1 14  990  M.  84  958  M.  89  373  M.  77  018  M.  42  591  M. 

1889/90     279643   »     120468   "    97068  »    88516   '    88855  J.    42133  » 

1890/91     257845    >     120744   r    97  579  *    97628  »    93519  »    38484  ^ 


1891/92 

251 605  " 

117 

584     »       90  664    >- 

96 

042 

»          —         39  066 

1892/93 

254150  " 

1888/89 
1889/90 

1890/91 
1891/92 

1892/93 
1893/94 
1894/95 
1895/96 

112 

142    >'    88  002  » 

in  Magdeburg 
153  627  M. 
173769     '-> 
180975     • 

177  394    » 
176  399    . 
180666    « 
170399    > 

178000    » 

91 

929 

"    85  742   »    37  636 

in  Göttingen 
18268  M. 
19790     » 
20  283     » 
18956     » 

18  719     » 

19  141     » 
17  421     » 
18943     » 

Vorstehende  Zahlen  sind  Ist-Einnahmen  bis  auf  die  des  Jahres 
1895/96  für  Magdeburg ,  welche  den  etatsmässigen  Voranschlag 
darstellt. 

Pro  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  betrug  der  Ertrag  der 
Biersteuer  nach  der  Ist-Einnahme  des  Jahres  1890/91  und  dem 
Voranschlage  für  1895/96  (nur  bei  Göttingen  sind  den  nachsteh- 
enden Zahlen  die  Ist-Einnahmen  beider  Jahre  zu  Grunde  gelegt) 


1890/91 

1895/96 

in  Breslau 

0,77  M. 

0,70  M. 

»   Königsberg 

0.75    * 

0,68    » 

»  Düsseldorf 

0,91    » 

0,86    » 

»   Halle 

0,96    » 

0,77    » 

'>    Erfurt 

1,29    » 

1,1 1    » 

»   Magdeburg 

0,89    » 

0,83    » 

).    Göttingen 

0,86    » 

0,75    ^ 

Eine  verhältnismässig  grosse  Verbreitung  hat  in  den  preiis- 
sischen  Gemeinden  die  Besteuerung  des  Aufwands  in  der  Form 
von  Lustbarkeits-  und  Hundesteuern  gefunden.     Nach  der  Denk- 
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Schrift  bestanden  im  Jahre  1895/96  Lustbarkeitssteuern  in  1005 
von  1 169  Städten  und  in  13264  von  rund  35000  Landgemeinden, 
die  Hundesteuer  war  eingeführt  in  1099  Städten  und  6661  Land- 
gemeinden. Zur  Beurteilung  der  finanziellen  Bedeutung  geben  wir 
nachstehend  bei  einer  Reihe  von  Städten  über  20000  Einwohner 
in  abgerundeten  Zahlen  die  Erträge  nach  dem  Voranschlage  für 
1895/96  in  Prozenten  des   direkten  Steuerbedarfs 


Lustbarkeils- 

Hunde- 

Lustbarkeits- 

Hunde- 

steuer 

steuer 

steuer 

steuer 

«/o 

"/o 

7o 

"/o 

Breslau 

I 

Kottbus 

I 

1,5 

Köln 

1.5 

Hildesheim 

— 

1,5 

Magdeburg 

Coblenz 

I 

2 

Frankfurt  a.  M. 

— 

Mühlheim/Rhein 

I 

I 

Hannover 

I 

1.5 

Beuthen 

0,7 

0,3 

Düsseldorf 

I 

Guben 

I 

0,7 

Königsberg 

— 

Landsberg 

0,5 

0,5 

Altena 

i»5 

i»5 

Linden 

0,5 

I 

Elberfeld 

0,5 

Gelsenkirchen 

I 

I 

Danzig 

— 

Mühlheim/Ruhr 

1,5 

1,5 

Barmen 

0.5 

Stralsund 

1,5 

I 

Stettin 

1,5 

Mühlhausen 

1,5 

I 

Crefeld 

I 

Thorn 

0.5 

0,6 

Aachen 

I 

Nordhausen 

1,5 

1,5 

Dortmund 

1 

Rheydt 

0,8 

0,8 

Charlottenburg 

— 

Witten 

I 

0,6 

Cassel 

— 

Oberhausen 

1,5 

0,5 

Posen 

0,2 

Hanau 

2,5 

Kiel 

2 

1,5 

Hamm 

0,3 

1,5 

Wiesbaden 

0,6 

Schweidnitz 

I 

1 

Görlitz 

1.5 

Tilsit 

0,3 

I 

Duisburg 

T 

Eisleben 

1,5 

0.5 

Potsdam 



1,5 

Stolp 

0,2 

0,8 

München-Gladb 

I 

Weissenfeis 

1,5 

I 

Münster 

I 

1,5 

Stargard 

I 

I 

Bochum 

1,5 

Göttingen 

0,1 

1,5 

Liegnitz 

2 

2 

Forst 

— 

I 

Spandau 

2,5 

2 

Aschersleben 

I 

2 

Elbing 

0,2 

0,8 

Neuss 

1-5 

1,5 

Bromberg 

1,5 

0,7 

Neisse 

I 

2 

Bielefeld 

I 

I 

Insterburg 

— 

I 

Osnabrück 

2 

2 

Viersen 

1,5 

I 

Bonn 

0,7 

I 

Iserlohn 

0.8 

Brandenburg 

I 

1,5 

Düren 

0,8 

0,9 

Flensburg 

1,5 

1.5 

Zeitz 

2,5 

2 

Solingen 

I 

I 

Greifswald 

— 

2 

Halberstadt 

0.3 

1,5 

Quedlinburg 

0,5 

1,5 

Königshütte 

0,6 

0,3 

Wesel 

0,2 

I 

Trier 

I 

1,5 

Ratibor 

I 

0,6 

Hagen 

0,1 

0,7 

Lüneburg 

1,5 

I 

Harburg 

I 

I 

Wandsbeck 

2,5 

1,5 
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Lustbarkeits- 
steuer 

Glogau                      1,5 
Graudenz                  0,8 
Minden                      i 

Hunde-                                          Lustbarkeils-     Hunde- 
steuer                                               Steuer              Steuer 
"/o                                                       o/o                   »/o 
2           Brieg                           i                   i 
0,8        Erfurt                         2,5                2 
1.5 

Erheblicher    ist    der 

finanzielle  Erfolg    der  Umsatzsteuer    auf 

Immobilien,    die    nach    c 

er  Denkschrift    im  Jahre    1895/96    in   239 

Städten  und  359  Landgemeinden  bestand.  Der  veranschlagte  Er- 
trag stellte  in  Magdeburg  5,  in  Frankfurt  a/M.  und  Kiel  6,  in 
Spandau  8,5,  in  Erfurt  und  Köln  9,  in  Hannover  10  Proz.  des 
direkten  Steuerbedarfs  dar.  Es  sind  jedoch  mit  dieser  Steuer  eine 
Reihe  schwerwiegender  Bedenken  verbunden,  auf  die  wir  schon  im 
ersten  Teile  unserer  Untersuchung  hingewiesen.  Vorbedingung 
eines  ansehnlichen  Ertrages  ist  zudem  ein  flotter  Umsatz  von 
Grundstücken ,  wie  er  im  wesentlichen  nur  den  grösseren ,  in 
rascher  baulicher  Entwicklung  begriffenen  Städten  eigentümlich  ist. 

Die  Gemeinden  sind  auf  die  vorstehend  erörterten  Arten  der 
indirekten  Besteuerung  nicht  beschränkt ,  es  liegt  deshalb  nahe, 
nach  neuen  Formen  zu  suchen.  Unter  den  verschiedenen  Vor- 
schlägen verdient  eine  Besteuerung  des  Verbrauches  an  Gas  und 
Elektrizität  zu  Beleuchtungszwecken  ganz  besondere  Beachtung, 
da  es  sich  hier  um  eine  Konsumtion  handelt,  die  überwiegend 
nur  den  steuerkräftigeren  Teil  der  Bevölkerung  belastet.  Es  darf 
jedoch  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  eine  Besteuerung 
des  Gaskonsums  schon  jetzt  in  sehr  vielen  Orten  mit  städtischen 
Gasanstalten  besteht,  wo  die  den  Selbstkostenpreis  übersteigen- 
den Gebühren  sachlich  nichts  Anderes  als  eine  Besteuerung  dar- 
stellen. Solche  Gemeinwesen  sind  mithin  nicht  in  der  Lage,  eine 
neue  Einnahmequelle  in  der  Gasbesteuerung  zu  erschliessen. 

Was  die  indirekte  Besteuerung  im  ganzen  augenblicklich 
leistet  zur  Verminderung  des  direkten  Steuerbedarfs ,  zeigt  fol- 
gende Zusammenstellung.    Ihr  Aufkommen  betrug  1895/96 


Reg.Bezirk 

mehr  als  10  000 

11   IIIIL             L 

Einw. 

JCl  UCU  KlCHl« 

Städten 

:rcii 

Königsberg 

7,7  -/o 

6,5  "/o 

des  direkten 

Steuerbedarfs 

Gumbinnen 

7)5    » 

8,3    » 

» 

» 

» 

Danzig 

3,7    » 

1,9    » 

» 

» 

» 

Marienwerder 

6,5    » 

3,6    » 

» 

» 

» 

Potsdam 

15,7    * 

5,3    ^ 

2> 

» 

» 

Frankfurt 

5       » 

2,8    » 

» 

» 

» 

Stettin 

2,5    » 

3,8    » 

» 

» 

» 

Köslin 

2,9    » 

4,6    » 

» 

» 

» 

Stralsund 

8,7    » 

3,8    » 

» 

» 

» 

3IO 

August 

Etieiine 

Reg.Bez. 

bei  den  Städten  mit 

bei  den  klein 

2ren 

mehr  als  lo  ooo 

Einw. 

Städten 

Posen 

28 

Vo 

6,8 

•/o 

des  direkten 

Steuerbedarfs 

Bromberg 

1 1 

» 

3,6 

» 

» 

» 

» 

Breslau 

28 

» 

5 

» 

» 

» 

» 

Liegnitz 

8,4 

» 

4,8 

» 

» 

» 

» 

Oppeln 

5 

» 

4,9 

» 

» 

» 

» 

Magdeburg 

IG 

» 

4.9 

» 

» 

» 

» 

Merseburg 

10,8 

» 

7,1 

» 

» 

» 

» 

Erfurt 

14 

* 

7,5 

» 

» 

» 

» 

Schleswig 

7»7 

» 

5,2 

» 

» 

» 

» 

Hannover 

17,6 

» 

5,5 

» 

» 

» 

» 

Hildesheim 

i3»3 

» 

8,5 

» 

» 

» 

» 

Lüneburg 

7.3 

» 

5,4 

» 

); 

» 

» 

Stade 

6,4 

» 

4.7 

» 

» 

» 

» 

Osnabrück 

22,9 

» 

5-7 

» 

» 

» 

» 

Aurich 

27,9 

» 

12,9 

» 

» 

» 

» 

Münster 

10,9 

» 

3,1 

» 

» 

» 

» 

Minden 

4,2 

» 

2,7 

» 

» 

» 

» 

Arnsberg 

4,9 

» 

2,4 

» 

» 

» 

» 

Cassel 

45.6 

» 

43 

» 

» 

» 

» 

Wiesbaden 

16,2 

» 

5,5 

» 

» 

» 

» 

Coblenz 

22 

» 

4,4 

» 

» 

» 

» 

Düsseldorf 

7,4 

» 

5 

» 

» 

» 

» 

Köln 

13.2 

» 

5,2 

» 

» 

» 

» 

Trier 

7.9 

» 

8,7 

» 

» 

» 

» 

Aachen 

28 

» 

2,5 

» 

9 

» 

» 

Die  verhältnismässig  hohe  Bedeutung  des  Ertrages  der  in- 
direkten Besteuerung  in  den  Bezirken  Potsdam,  Posen,  Breslau, 
Coblenz,  Aachen,  Osnabrück,  Aurich,  Cassel,  Wiesbaden  erklärt 
sich  daraus  ,  dass  hier  noch  von  ausnahmsweisen  Berech- 
tigungen Gebrauch  gemacht  wurde. 

Charakterisieren  wir  nunmehr  die  Bedeutung  des  direkten 
Steuerbedarfs  für  den  kommunalen  Haushalt  an  positiven  Zahlen. 
Wir  benutzen  zunächst  wieder  das  in  der  preussischen  Denk- 
schrift gegebene  Material.  In  Prozenten  des  gesamten  Finanzbe- 
darfs stellte  der  direkte  Steuerbedarf  dar  im  Jahre  1895/96 


bei  den  Städten    über    to  000 

Einwohner 

bei 

den  kleineren  Städten 

Proz. 

Proz. 

im  Reg.Bez. 

Stralsund 

50,5 

im 

Reg.Bez. 

Cassel 

59,1 

»          » 

Osnabrück 

57,8 

» 

» 

Osnabrück 

72 

»          » 

Aurich 

63,7 

» 

» 

Gumbinnen 

77,5 

»          » 

Cassel 

65,2 

» 

» 

Lüneburg 

78,5 

»          » 

Köln 

66 

» 

» 

Breslau 

79,7 

»          » 

Marienwerdei 

66,3 

» 

» 

Stade 

82 

»         » 

Posen 

67.4 

» 

» 

Marienwerder 

82,2 

»          » 

Breslau 

67,9 

» 

» 

Aurich 

83,4 

»          » 

Stettin 

68,1 

» 

» 

Schleswig 

84,3 

T>                » 

Coblenz 

69,4 

» 

» 

Königsberg 

85,5 

Die  Reaihcsleuerung  tn  der  Gemeinde. 
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bei 

den  Städten    über    10  000 

Einwohner 

bei 

den  kleineren  Städten 

Proz. 

ProE. 

im 

Reg.Bez 

.  Aachen 

69-7 

im 

Reg.Be 

z.  Trier 

87.3 

» 

» 

Gumbinnen 

69,8 

» 

» 

Oppeln 

87.5 

» 

» 

Wiesbaden 

70,2 

» 

» 

Hildesheim 

87.7 

» 

» 

Liegnitz 

72,9 

» 

» 

xMerseburg 

88 

» 

» 

Schleswig 

73.5 

» 

» 

Coblenz 

88,5 

» 

» 

Potsdam 

73.6 

» 

» 

Arnsberg 

89,2 

» 

» 

Magdeburg 

73.7 

» 

» 

Wiesbaden 

89.3 

» 

» 

Danzig 

77.7 

» 

» 

Köln 

89.4 

» 

» 

Königsberg 

77.8 

» 

» 

Posen 

89.7 

» 

» 

Arnsberg 

79.4 

» 

» 

Liegnitz 

90.5 

» 

» 

Hildesheim 

81,7 

» 

» 

Köslin 

90.9 

» 

» 

Stade 

82 

» 

» 

Erfurt 

91 

» 

» 

Erfurt 

82,6 

» 

» 

Düsseldorf 

91 

» 

» 

Frankfurt 

82,8 

» 

» 

Minden 

91,8 

» 

» 

Hannover 

82,3 

» 

» 

Stralsund 

92 

» 

» 

Merseburg 

84.9 

» 

» 

Potsdam 

92,8 

» 

» 

Trier 

85,1 

» 

» 

Magdeburg 

93 

» 

» 

Oppeln 

85.9 

» 

» 

Stettin 

93.5 

» 

» 

Minden 

87 

» 

» 

Hannover 

93.8 

» 

» 

Düsseldorf 

87.3 

» 

» 

Aachen 

94 

» 

» 

Münster 

88,1 

» 

» 

Frankfurt 

94.1 

» 

» 

Köslin 

88,3 

» 

» 

Bromberg 

94.5 

» 

» 

Bromberg 

88,5 

» 

» 

Danzig 

95.4 

» 

» 

Lüneburg 

89,2 

» 

» 

Münster 

95.9 

Das  abgeschwächte  Bild  der  gruppenweisen  Zusammenfassung 
wollen  wir  auch  hier  ergänzen  durch  Angabe  der  bezüglichen 
Zahlen  für  die  einzelnen  Städte  der  Provinz  Hannover.  In  Pro- 
zenten des  gesamten  Finanzbedarfs  stellte  der  direkte  Steuerbe- 
darf dar  im  Jahre  1895/96 


bei  den  Städten  mit  mehr  als  10  000 

Einwohner 

bei  den  klemeren  btädten 

in 

in 

in 

in 

Emden 

55,6   Linden 

86,7 

Dannenberg  34,3 

Uelzen 

89.7 

Göttingen 

70,6    Hildesheim 

86,9 

Buxtehude 

60 

Northeim 

90,1 

Osnabrück 

76,6   Harburg 

87 

Quaken- 

Otterndorf 

90,2 

Stade 

77       Peine 

88 

brück 

65.9 

Esens 

90,3 

Leer 

78,1    Lüneburg 

88 

Neustadt 

66,1 

Gifhorn 

90,4 

Hannover 

82,8    Goslar 

88,9 

Wunstorf 

70,1 

Osterode 

92.3 

Hameln 

84,9    Celle 

91,2 

Lingen 

71.4 

Burgdorf 

92,7 

Melle 

73.7 

Lüchow 

93.8 

Verden 

74,3 

Eldagsen 

93.9 

Papenburg 

75.7 

Nienburg 

94,6 

Bodenwer- 

Duderstadt 

96,1 

der 

77.9 

Münder 

96,5 

Aurich 

78,6 

Moringen 

97.3 

Einbeck 

79.5 

Pattensen 

97,6 

Münden 

84,8 

Bremer- 

Norden 

87,7 

vörde 

97,7 

_5 1 2  Au^(^ttst  Etienne : 

Ausnahmsweise  Berechtigungen  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
brauchsbesteuerung bestanden  noch  in  Emden,  Göttingen,  Osna- 
brück, Lingen.  Einnahmen  aus  dieser  Quelle  haben  besonders  bei 
den  3  ersten  der  genannten  Städte  eine  erhebliche  Verminderung 
des  direkten  Steuerbedarfs  bewirkt.  Die  auffallend  niedrige  Zahl 
der  Stadt  Dannenberg  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Finanzbedarf 
anscheinend  mehr  als  zur  Hälfte  durch  Ueberschüsse  aus  der 
städtischen  Sparkasse  gedeckt  wird  '). 

Wir  glauben  durch  die  vorstehenden  Darlegungen  die  Be- 
deutung der  direkten  Besteuerung  für  das  kommunale  Finanz- 
wesen genügend  illustriert  zu  haben.  Eine  Art  der  Mittelbeschaf- 
fung, auf  der  in  so  wesentlichem  Sinne  die  Deckung  des  kommu- 
nalen Bedarfs  begründet  ist,  muss  entwicklungsfähig  sein, 
d.  h.  eine  starke  Anspannung  vertragen.  Diese  Eigenschaft  be- 
sitzt eine  Kombination  von  Einkommen-  und  Realsteuern  nicht. 
Die  Einkommensteuer  ist  nicht  entwicklungsfähig ,  solange  eine 
Unterscheidung  des  fundierten  und  nicht  fundierten  Einkommens 
fehlt.  Die  Realbesteuerung  trägt,  wie  bei  den  parlamentarischen 
Beratungen  des  preussischen  Kommunalabgaben-Gesetzes  von 
selten  der  Regierungsvertreter  anerkannt  wurde,  eine  gewisse 
Grenze  der  Belastung  in  sich  selbst,  deren  Ueberschreitung  zu 
unhaltbaren  Verhältnissen  führen  muss.  Die  Notwendigkeit  einer 
solchen  Grenze  wurde  deduziert  aus  ihrer  Eigenschaft  der  Brutto- 
besteuerung, aus  der  fehlenden  Berücksichtigung  der  auf  den  Ob- 
jekten lastenden  Schulden.  Das  Wort  »Bruttobesteuerung«  allein 
bringt  indessen  die  Sachlage  nicht  scharf  genug  zum  Ausdruck^ 
auch  bei  schuldenfreien  Objekten  kann  der  Druck  der  Realsteuern 
ein  übermässig  harter  sein. 

lOO  Proz.  Zuschlag  zur  Gebäudesteuer  stellen  bei  Wohnhäu- 
sern 4  Proz.  des  Ertrages  dar.  Nehmen  wir  einmal  an,  der  Ertrag 
sei  reines  Einkommen  des  schuldenfreien  Besitzers ,  was  in  Wirk- 
lichkeit wegen  der  Aufwendungen  zur  Erhaltung  der  Substanz 
nicht  zutrifft,    so  zahlt  das  Einkommen  aus  dieser  Quelle  ohne 


l)  Neumann  kritisiert  in  seiner  Schrift  »Zur  Gemeindesteuerreform  in  Deutsch- 
land mit  besonderer  Beziehung  auf  sächsische  Verhältnisse«  die  grosse  Bedeutung  der 
Sparkassenüberschiisse  im  Haushalt  vieler  sächsischer  Städte.  Sie  betrugen  1893  '^ 
Freiberg  '/*  i  ^^  Bautzen  und  Zittau  Vs  ,  in  Würzen  V2  des  gesamten  Steueraufkom- 
mens. Aehnliche  Verhältnisse  finden  sich  anscheinend  auch  in  Preussen,  Es  wäre  von 
Interesse  zu  erfahren,  in  welchem  Umfange.  Leider  giebt  die  Denkschrift  über  diesen 
prinzipiell  wichtigen  Punkt  keinen  Aufschluss. 
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Rücksicht  auf  seine  absolute  Höhe  einen  Satz,  der  dem  höchsten 
der  preussischen  Einkommensteuer  gleichkommt.  Die  Progression 
der  Einkommensteuer  steigt  auf  4  Proz.  erst  bei  Einkommen  von 
100  000  M,  Bei  150  Proz.  Zuschlag  zahlt  der  schuldenfreie  Be- 
sitzer 6  Proz. ,  bei  200  Proz.  Zuschlag  8  Proz.  des  Ertrages  als 
Steuer.  Diesen  so  exorbitant  hohen  Zahlen  gegenüber  verfängt 
der  Einwand ,  dass  die  Veranlagung  erfahrungsgemäss  eine  sehr 
milde  sei,  nur  wenig.  Auch  bei  erheblichem  Abzug  verbleibt  zu 
viel.  Die  öfifentliche  Diskussion  tröstet  sich  zu  leicht  über  diese 
Sachlage  mit  dem  Hinweis  auf  die  Wertsteigerungen  in  aufblühen- 
den Gemeinden,  Erscheinungen  werden  generalisiert,  die  durch- 
aus nicht  überall  sich  bemerkbar  machen.  Schon  im  ersten  Teil 
unserer  Untersuchung  haben  wir  gezeigt,  wie  sehr  die  rasche  Ent- 
wicklung einer  grossen  Zahl  von  Gemeinwesen  auch  eine  stark 
ausgeprägte  Kehrseite  hat,  die  Stagnation  oder  den  Rückgang 
anderer  Orte.  Wir  wollen  in  diesem  Zusammenhang  einige  Bei- 
spiele des  Rückganges  nennen.  Es  betrug  die  Bevölkerung  nach 
der  Volkszählung 

1871  1895 

Ost-Preussen. 

in  Alienburg  2426  1859 

■»  Nordenburg  2714  2207 

»  Drengfurth  1971  1585 

»  Friedland  i.  Ostpr.  3486  2706 

»  Schippenbeil  3100  2615 

West-Fr  eussen. 

»  Freystadt  2646  2178 

»  Mark.  Friedland  2521  2142 

Pommern. 

»  Gartz  a.  O.  4878  4473 

»  Treptow  a.  R.  6747  5997 

Posen. 

»  Unruhstadt  1959  1670 

»  Lobsens  2712  2285 

»  Powidz  1356  1088 

Schlesien. 

>  Prausnitz  2149  1870 

»  Herrnstadt  2283  1989 

»  Silberberg  1594  1107 

»  Beuthen  a.  O.  3826  3271 

»  Polkwitz  2241  1735 
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Augusl 

Etienne  : 

1871 

1895 

Sach 

s  e  n. 

in  Kamberg 

3182 

2389 

»  Schmiedeberg 

3075 

2627 

»  Wettin 

3466 

2807 

»  Benneckensteir 

i 

3355 

2718 

»  Sömmerda 

5869 

4571 

»   Gefell 

1789 

1358 

Schi 

e  s  w  i  g 

-Holstein. 

»  Apenrade 

5929 

5361 

»  Norburg 

1377 

1028 

»  Segeberg 

4791 

4441 

»  Augustenburg 

1089 

619 

»  Kappeln 

2606 

2405 

Hannover. 

»  Liebenau 

1528 

1125 

»  Clausthal 

9135 

8543 

»  Dassel 

1605 

1470 

»  Neuenhaus 

1411 

1210 

Hessen- 

Nassau. 

»  Rotenburg 

3267 

3007 

»  Allendorf 

2907 

2738 

»  Rauschenberg 

1298 

1089 

»  Neukirchen 

^657 

1464 

»  Westerburg 

1418 

1235 

»  Nastätten 

1653 

147 1 

Rhein 

>  1  a  n  d. 

»  Simmern 

2351 

2115 

"  Kirschberg 

1434 

1252 

>  Braunfels 

1647 

1498 

»  Rheinberg 

2705 

2453 

»  Süchteln 

8767 

8120 

»  Montjoie 

2387 

2002 

»  Malmedy 

5612 

4600 

Die  zurückgehenden  oder  stagnierenden  Orte  sind  in  Preussen 
fast  ausnahmslos  nur  kleinere  Gemeinden,  es  wäre  aber  irrig,  an- 
zunehmen ,  dass  man  von  einer  wirtschaftlich  ungünstigen  Lage 
des  Hausbesitzes  nur  bei  dieser  Kategorie  zu  sprechen  berech- 
tigt wäre.  Auch  bei  Mittelstädten ,  die  sich  normal  entwickeln, 
ohne  Sitze  bedeutender  Industrien  zu  sein ,  findet  man  ganze 
Strassen  der  inneren  Stadt,    bei  denen  mit  einem  Rückgang  der 
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Mietspreise  gerechnet  werden  muss,  weil  der  zunehmende  Wohl- 
stand einer  immer  breiteren  Schicht  der  Bevölkerung  erlaubt, 
sich  Wohnungen  in  der  Aussenstadt  zu  suchen. 

Bei  der  Gewerbesteuer  beträgt  der  höchste  Satz  freilich  nur 
I  Proz,  des  Ertrages,  eine  angemessene  Progression  unterscheidet 
zwischen  grossen  und  kleineren  Betrieben.  Aber  hier  fällt  der 
Umstand  ins  Gewicht,  dass  der  Ertrag  nicht  nur  fundiertes,  son- 
dern auch  Arbeitseinkommen  darstellt ,  das  man  der  Idee  nach 
bei  der  übjektsteuer  doch  eigentlich  überhaupt  nicht  treffen  will. 

Bei  der  Grundsteuer  fehlt  jeder  Anhalt  zur  Beurteilung  des 
Druckes ,  den  sie  auf  das  wirtschaftende  Subjekt  ausübt.  Zwar 
soll  auch  bei  ihr  der  Ertrag  das  Bestimmende  sein  ,  aber  nicht 
Ertrag  von  heute ,  nicht  der  Ertrag ,  den  das  steuerpflichtige 
Individuum  thatsächlich  herausgewirtschaftet  hat,  wird  zu  Grunde 
gelegt ,  sondern  der  in  einer  weit  zurückliegenden  Periode 
durch  Abschätzung  gefundene.  Versteint,  wie  man  es  zutreffend 
bezeichnet  hat,  lastet  die  nach  diesem  Massstab  bemessene 
Steuer  auf  dem  Boden ,  unveränderlich  trotz  alles  Wechsels  der 
subjektiven  und  objektiven  Verhältnisse,  die  den  Ertrag  be- 
dingen. Bei  Anlegung  des  Katasters  sollte  die  Grundsteuer  sich 
auf  rund  10  Proz.  des  abgeschätzten  Ertrages  belaufen,  welchen 
Teil  sie  heute  thatsächlich  beansprucht,  weiss  nur  der,  der  sie  zu 
entrichten  hat. 

Bei  einer  solchen  Sachlage  freilich  ist  Vorsicht  in  der  Be- 
lastung der  Realsteuern  geboten.  Wird  sie  in  der  wünschenswerten 
Weise  geübt  ?  Nach  der  Denkschrift  hatten  sich  die  Verhältnisse 
im  Jahre   1895/96  folgendermassen  gestaltet. 

Von  den  202  Städten  mit  mehr  als  10  000  Einwohner  be- 
lasteten 

die  Grundsteuer 
mit  mehr  als  100  Proz.  Zuschlag     i  79  Städte 
davon     »         »       »    1 50     »  »  88       »       oder  rund  43  Proz.   der  Gesamtzahl 

davon     »         »       »  200     »  »  5       »  »         »      2,5   »        »  » 

die  Gebäudesteuer 
mit  mehr  als  1 00  Proz.  Zuschlag     i  79  Städte 
davon     »         »       »    150     »  »  89       »       oder  rund  44  Proz.  der  Gesamtzahl 

davon     »         »       »  200     »  »  6       »  »         »        3      »        »  » 

die  Gewerbesteuer 
mit  mehr  als  100  Proz.  Zuschlag     i  73  Städte 
davon     »         »       >^   1 50     »  »  81»       oder  rund  40  Proz.  der  Gesamtzahl 

davon     »         »       a   200     »  »  4       »  »         »       2       »        »  » 
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Von  den  967  Städten  mit  nicht  mehr  als  10  OOO  Einwohner 
belasteten 

die  Grundsteuer 
mit  mehr  als  i  00  Proz.  Zuschlag     687   Städte 
davon      >         »       >    1 50      »  »  335       »       oder  rund  35  Proz.  der  Gesamtzahl 

davon     »         »       »   200     »  »  38»  »»4»»  » 

die  Gebäudesteuer 
mit  mehr  als  100  Proz.  Zuschlag     687  Städte 
davon      y         »       »    1 50     »  »  33'        "       oder  rund  34  Proz.   der  Gesamtzahl 

davon      »         »       »   200      »  »  38       »  »         »        4      »  »  » 

die  Gewerbesteuer 
mit  mehr  als  100  Proz.  Zuschlag     679  Städte 
davon     »         »       »    150     »  »  310       »       oder  rund  32  Proz.  der  Gesamtzahl 

davon      »         »       »  200     »  »  25       »  »         »       2,5   »        >  » 

Von  35000  Landgemeinden  belasteten 

die  Grundsteuer 
mit  mehr  als  100  Proz.  Zuschlag  13  000  Gemeinden 
davon      »       »        »150      »  »  6700  »      oder  rund  19  Proz.  der  Gesamtzahl 

davon     »       »        »   200     »  »  2  500  »         »        »       7      »        »  » 

die  Gebäudesteuer 
mit  mehr  als  1 00  Proz.  Zuschlag  i  2  962  Gemeinden 
davon     »        »       »   150     »  »  6614  »     oder  rund  19  Proz.  der  Gesamtzahl 

davon     »        »       »   200     j.  »  2  409  »         »        »      7      »        »  » 

die  Gewerbesteuer 
mit  mehr  als  loo  Proz.  Zuschlag  1 1  440  Gemeinden 
davon     »        »       »  1 50     »  »  6  Ol  6  »     oder  rund  17  Proz,  der  Gesamtzahl 

davon     ^       »      i>   200     »  »  2  273  »         »        »      6     »       »  » 

Die  theoretische  Anerkennung ,  dass  unter  Berücksichtigung 
der  wirtschaftlichen  Lage  eine  Grenze  innegehalten  werden  müsse, 
bleibt  ohne  praktische  Konsequenzen.  Der  Steuerbedarf  ist  da, 
aus  der  Quelle  der  direkten  Besteuerung  muss  ganz  überwiegend 
geschöpft  werden.  Das  Gesetz  verlangt  Schonung  für  die  Einkom- 
mensteuer ,  was  bleibt  übrig ,  als  eine  um  so  stärkere  Belastung 
der  Realsteuern.  Wird  diese  heute  noch  für  erträglich  gehalten, 
wie  soll  es  morgen  und  künftig  werden,  wenn  für  den  steigenden 
Bedarf  keine  Möglichkeit  einer  anderen,  besseren  Verteilung  sich 
eröffnet  ? 


PREUSSISCHE 

VERWALTUNGSORGANISATION 

IN  VERGLEICHUNG  MIT  SÜDDEUTSCHEN 

VERWALTUNGSSYSTEMEN. 

VON 
Dr.  zeller. 


Der  preussische  Staat  besitzt  eine  Vervvaltungsorganisation, 
die ,  in  ihren  Grundzügen  bis  auf  Friedrich  Wilhelm  I.  zurück- 
reichend, im  Geist  ihrer  Grundlagen  zeitgemäss  fortgebildet  wurde. 

Was  Stein,  Hardenberg,  die  Männer  der  Bismarckischen  Aera 
in  dieser  Hinsicht  gearbeitet  haben,  ergab  ein  Werk  von  einfacher, 
systematischer  Gliederung,  durchaus  modernen  Geistes  in  seiner 
hohen  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  und  deshalb  dem  viel- 
gestaltigen Volksleben  von  heute  anpassungsfähig,  was  sich  ins- 
besondere erprobte,  als  es  galt,  die  neupreussischen  Provinzen 
dem  Gesamtorganismus  einzugliedern. 

In  den  süddeutschen  Mittelstaaten  andererseits  hat  beim  Auf- 
bau der  Verwaltungssysteme  in  nachnapoleonischer  Zeit  zwar 
preussisches  Muster  unverkennbar  mitgewirkt,  doch  wurde,  wenig- 
stens in  den  kleineren  derselben,  an  der  ursprünglichen  Gliederung 
der  Verwaltung  nicht  in  gleich  konsequenter  Weise  festgehalten, 
insbesondere  deren  Organismus  in  der  Folge  verzweigter  gestaltet. 
Auch  wurde  der  Beteiligung  von  Selbstverwaltungsorganen  bei 
der  staatlichen  Verwaltung  in  den  Südstaaten  bei  weitem  nicht 
die  gleiche  Aufmerksamkeit  geschenkt,  wie  in  Preussen.  Hieraus 
geht  hervor,  dass  die  Organisation  der  Verwaltung  in  Preussen 
einerseits  und  den  süddeutschen  Staaten  andererseits  ,  ein  sehr 
verschiedenes  Bild  ergiebt.  Eine  gegenseitige  Vergleichung  der- 
selben,   wenigstens    in  ihren   besonders    hervorstechenden  Eigen- 
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tümlichkeiten,  rechtfertigt  sich  durch  das  Zusammen-  und  Neben- 
einanderarbeiten beider  im  Reichsorganismus,  wobei  sich  die  Blicke 
naturgemäss  auf  den  Staat  richten  müssen  ,  der  vermöge  seiner 
Grösse  und  Vormachtstellung  die  grössten  Aufgaben  zu  bewäl- 
tigen hat ,  sowie  durch  die  Wichtigkeit  einer  zweckmässigen  Or- 
ganisation für  die  Leistungsfähigkeit  der  Verwaltung. 

Von  den  süddeutschen  Staaten  sollen  übrigens  nur  die  Ver- 
hältnisse der  3  grösseren,  Bayern,  Württemberg  und  Baden,  in 
Betracht  gezogen  und  aus  Gründen  der  Zweckmässigkeit  die  ein- 
zelnen Behördenabstufungen,  Zentral-,  Mittel-,  Unter-  und  Lokal- 
behörden, je  für  sich  behandelt  werden. 

I.  Zentralbehörden. 

An  der  Spitze  der  verschiedenen  Staatsverwaltungszweige  stehen 
in  Preussen  9,  in  Bayern  und  Württemberg  6,  in  Baden  4  Mini- 
sterien neben  einander  und  zwar  besteht  in  allen  diesen  Staaten 
ein  Ministerium  des  Auswärtigen ,  des  Innern ,  ein  solches  für 
die  Finanzen  und  ein  Justizministerium  ,  welch  letzterem  in 
Baden  auch  das  Kultus-  und  Unterrichtswesen  zugeteilt  ist. 
In  Preussen,  Bayern  und  Württemberg  ist  ausserdem  noch  ein 
Kriegsministerium  und  ein  besonderes  Kultministerium  vorhanden, 
welch  letzterem  in  Preussen  auch  die  Medizinalangelegenheiten 
überwiesen  sind.  Weiterhin  besteht  in  Preussen  allein  noch  ein 
besonderes  Landwirtschaftsministerium,  dessen  Ressort  sich  auf 
Landwirtschaftspolizei  und  Landwirtschaftspflege ,  landwirtschaft- 
liche Unterrichts-  und  Kreditanstalten,  das  Gestüts-  und  Veterinär- 
wesen und  die  Verwaltung  der  Domänen  und  Forsten  erstreckt, 
ferner  ein  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  und  endlich  ein 
solches  für  die  öffentlichen  Arbeiten.  In  des  letzteren  Ressort  fällt 
das  Eisenbahn-  und  das  Bauwesen,  sowie  das  Berg-  und  Hütten- 
wesen. In  Bayern,  Württemberg  und  Baden  dagegen  ist  die  Ver- 
waltung der  Domänen  und  Forsten  dem  Finanzministerium ,  das 
Landwirtschafts-  ,  Veterinär-  und  Gestütswesen  dem  Ministerium 
des  Innern  zugeteilt,  dessen  Kompetenz  sich  ausserdem  auch  auf 
die  Handels-  und  Gewerbesachen,  sowie  die  Medizinalangelegen- 
heiten erstreckt  (in  letzter  Hinsicht   Ausnahme  in  Baden). 

Vom  Ressort  des  preussischen  Ministeriums  für  öffentliche 
Arbeiten  ist  das  Eisenbahnwesen  in  Bayern ,  Württemberg  und 
Baden  dem  Ministerium  des  Auswärtigen,  das  Bauwesen  in  Bayern 
dem  Ministerium   des  Innern,  in  Württemberg  und  Baden   teilweise 


4 


Preussische    Verwaliungsorganisaiion  in    Vergleichung  etc.  319 

diesem  Ministerium  (Baupolizei,  Strassen-  und  Wasserbau),  teilweise 
dem  Finanzministerium  (das  Domanial-  bezw.  Staatsbauwesen)  und 
endlich  in  allen  3  Staaten  das  Berg-  und  Hüttenwesen  dem  Finanz- 
ministerium unterstellt. 

Die  preussische  Ressortverteilung  hat  ihr  Absehen  darauf  ge- 
richtet, den  Spezialministerien  für  die  Volkswirtschaftspflege  auch 
die  betreffende  Wirtschaftspolizei  und  zugleich  die  Aufsicht  über 
die  betreffenden  Bildungsanstalten  zuzuweisen.  Hieraus  entsprang 
einerseits  eine  Entlastung  des  Ministeriums  des  Innern  von  der 
Landwirtschafts- ,  Bau- ,  Bergpolizei ,  dem  Gewerbeaufsichtswesen 
u.  s.  w.,  sowie  des  Kultministeriums  durch  die  Abzweigung  tech- 
nischer Lehranstalten  aus  dessen  Ressort,  sodann  aber  auch  noch 
der  weitere  Vorteil,  dass  diese  Spezialministerien  aus  ihrer  eige- 
nen, technischen  Verwaltung  (Domänen-  und  Forstverwaltung,  bezw, 
Bau-,  Berg-  u.  s.  w.  Verwaltung)  die  erforderlichen  praktischen  Er- 
fahrungen für  Handhabung  der  betreffenden  Wirtschaftspflege  und 
Wirtschaftspolizei  zu  schöpfen  in  der  Lage  sind.  Ausserdem  war 
damit  bezweckt ,  die  Heranbildung  des  technischen  Personalbe- 
standes unter  Fachaufsicht  zu  stellen. 

Das  Bestehen  mehrerer  selbständiger  Ministerien  neben  ein- 
ander (im  Gegensatz  zu  den  bloss  Bureaux  des  Reichskanzlers 
bildenden  zentralen  Reichsbehörden),  das  an  sich  zu  jenem  Parti- 
kularismus der  Departements  führen  könnte,  den  Bismarck  als  die 
eigentliche  Erbsünde  der  deutschen  Bureaukratie  bezeichnet,  findet 
in  den  verschiedenen  Staaten  Ausgleichung  in  der  Institution  des 
Staatsministeriums  (Ministerrats),  in  Preussen  und  Bayern  ausser- 
dem noch  in  dem  Umstand  ,  dass  zur  Wahrung  der  Einheit  der 
Staatsverwaltung  allen  einzelnen  Verwaltungsministerien  eine  ge- 
meinsame Mittelinstanz  unterstellt  wurde  (siehe  darüber  folgenden 
Abschnitt). 

IL    Die   Mittelbehörden   der  Verwaltung. 

Während  in  den  grösseren  Mittelstaaten  für  die  innere  Ver- 
waltung einschliesslich  der  allgemeinen  Landesverwaltung  nur  eine 
Mittelbehörde  besteht,  ist  in  Preussen  ein  zweifaches  System  von 
Mittelbehörden  vorhanden,  bestehend  einerseits  aus  den  Bezirks- 
behörden (Regierungspräsidenten,  Bezirksregierungen  und  Bezirks- 
ausschüsse) und  andererseits  aus  den  an  die  Spitze  der  Provinzen 
gestellten  Oberpräsidenten. 

Die  Zuständigkeit  des  Oberpräsidenten  erstreckt  sich  auf  alle 
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Angelegenheiten ,  welche  die  Gesamtheit  der  Provinz  betreffen, 
oder  sich  über  einen  Regierungsbezirk  hinaus  erstrecken,  Vertre- 
tung der  obersten  Staatsbehörden  in  besonderem  Auftrag  oder 
bei  ausserordentlicher  Veranlassung  und  Führung  der  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  der  Kommunalverbände  der  Landkreise  und 
Stadtgemeinden  in  zweiter  und  letzter  Instanz.  Ausserdem  sind 
ihm  durch  besondere  Gesetze  und  Verordnungen  eine  Reihe  von 
weiteren  Angelegenheiten  zugewiesen  worden. 

Fernerhin  bildet  der  Oberpräsident  einen  Vereinigungspunkt 
der  Verwaltung  in  der  Provinz,  an  den  nahezu  alle  speziellen  Ver- 
waltungszweige mehr  oder  weniger  unmittelbar  sich  anschliessen, 
insofern  ihm  einerseits  Vorsitz  und  Leitung  der  Geschäfte  im  pro- 
vinziellen Medizinalkollegium  und  im  Provinzialschulkollegium  und 
andererseits  die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  der  Bezirks- 
behörden, der  Provinzialsteuerdirektion  und  der  provinziellen  Ge- 
neralkommission  übertragen  ist. 

Endlich  hat  der  Oberpräsident  auch  Funktionen  gegenüber 
der  provinziellen  Kommunalverwaltung  zu  erfüllen. 

Die  preussische  Provinz  ist  zugleich  Kommunalverband  höherer 
Ordnung ,  denn  nur  in  der  Provinz  war  eine  hiefür  geeignete, 
gleichsam  historisch  gegebene  Formation  vorhanden. 

Als  königlicher  Kommissar  gegenüber  dem  Provinziallandtag 
ist  der  Oberpräsident  die  Mittelsperson  in  allen  Verhandlungen 
der  Staatsbehörden  mit  dem  letzteren  ,  während  die  eigentliche, 
kommunale  Verwaltung  mit  ihrer  weitgezogenen,  auf  Landarmen- 
pflege ,  Verwaltung  der  Provinzialstrassen ,  Hebammeninstitute, 
Waisen-,  Kranken-,  Irrenhäuser,  Brandversicherungsanstalten  u.  s  w. 
sich  erstreckende  Kompetenz  Sache  des  vom  Provinziallandtag 
bestellten  Provinzialausschusses  und  der  Provinzialbeamten  ist  und 
das  Aufsichtsrecht  des  Oberpräsidenten  im  wesentlichen  auf  die 
Befugnis  der  Beanstandung  gesetzwidriger  Beschlüsse  sich  be- 
schränkt. Andrerseits  ist  für  die  obrigkeitliche  Selbstverwaltung 
dem  Oberpräsidenten  ein  besonderes  Organ  beigegeben,  das  aber 
nicht  mit  dem  Provinzialausschuss  identisch  ist,  sondern  in  der 
Hauptsache  von  diesem  gewählt  wird.  Dieser  sogenannte  Pro- 
vinzialrat  mit  6  Mitgliedern  (worunter  ein  staatlich  ernanntes)  hat 
unter  dem  Vorsitz  des  Oberpräsidenten  bei  einigen  wichtigeren 
Angelegenheiten  (Entscheidung  von  Beschwerden  gegen  manche 
Beschlüsse  der  Bezirksausschüsse  u.  s.  w.)  und  insbesondere  bei 
Polizeiverordnungen  des  Oberpräsidenten  mitzuwirken. 
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Die  hierin  zum  Ausdruck  gekommene  IVennung  der  wirt- 
schaftlichen und  obrigkeitHchen  Selbstverwaltung  bei  der  Provinz 
ist  um  so  aufifälliger,  als  die  Mittel  für  die  Provinzial-Kommunal- 
Verwaltung  in  der  Hauptsache  vom  Staat  aus  seinen  Mitteln  durch 
sogenannte  Dotationen  gereicht  werden.  Die  Folge  dieser  Tren- 
nung ist  ein  komplizierter  Mechanismus  mit  unnötiger  Häufung 
von  Behörden,  Erschwerung  der  Verwaltung  und  manche  Ungleich- 
heiten in  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Provinzialanstalten  in 
den  verschiedenen  Provinzen. 

Die  zweite  Mittelinstanz  in  Preussen  sind  die  Bezirksbehörden 
(Regierungen).  In  Unterordnung  unter  alle  einzelnen  Ministerien 
waren  die  Regierungen  von  jeher  als  Vereinigungspunkt  der  ge- 
samten Verwaltung  —  im  Gegensatz  zur  Justiz  —  gedacht,  Ihre 
Kompetenz  erstreckte  sich  deshalb  nicht  bloss  auf  die  gesamte 
innere  Landesverwaltung,  sondern  auch  auf  die  äusseren  evange- 
lischen Kirchensachen  und  das  Elementarschulwesen,  auf  die  Do- 
mänen- und  P'orstverwaltung ,  sowie  das  direkte  Steuerwesen. 
Dagegen  wurden  die  verwandten  Ressorts  des  höheren  Schul- 
wesens, der  Zölle  und  indirekten  Steuern,  sowie  die  Ablösungs-, 
Auseinandersetzungs-  und  Zusammenlegungsangelegenheiten ,  — 
weil  grösseren  Amtsbereich  verstattend  —  auf  die  schon  oben 
erwähnten  Provinzialbehörden  (Schulkollegium,  Steuerdirektion, 
Generalkommission),  die  innern  evangelischen  Kirchensachen  auf 
die  Provinzialkonsistorien  übertragen. 

Nach  der  jetzigen  Organisation  der  Regierungen,  zufolge  des 
Landesverwaltungsgesetzes  von  1883,  bestehen  die  Bezirksbehördeu 
aus  dem  Regierungspräsidenten,  dem  Bezirksausschuss  und  der 
Bezirksregierung  mit  ihren  .Abteilungen. 

Der  Regierungspräsident  ist  Präsident  der  Bezirksregierung, 
Vorsitzender  des  Bezirksausschusses  und  zuständig  ausserdem  für 
einen  persönlichen  Wirkungskreis  als  Einzelbeamter. 

In  den  persönlichen  Wirkungskreis  des  Regierungspräsidenten 
entfallen  die  zu  bureaumässiger  Erledigung  geeigneten  Landes- 
hoheits-  und  Landespolizeiangelegenheiten  ,  ferner  das  Staatsbau- 
und  das  Kommunikationswesen ,  die  Aufsicht  über  die  Korpora- 
tionen, Militärsachen,  Statistik,  das  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen, einschliesslich  der  Oberaufsicht  über  die  Regierungshaupt- 
kasse (der  Zentral-  und  Sammelkasse  des  Regierungsbezirks)  u.  s.  w., 
wofür  ihm  das    erforderliche  Personal,    worunter    regelmässig  ein 
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Oberregierungsrat,  Medizinalrat,  Departementstierarzt,  Bau-,  Ge- 
werbe- und  Kassenrat  beigegeben  ist. 

Zu  einer  solchen  Verstärkung  der  Exekutive  durch  Ueber- 
lassung  dieses  Wirkungskreises  an  den  Regierungspräsidenten 
allein  bildet  ein  Gegengewicht  die  Herstellung  einer  Rechtskon- 
trolle in  der  Bezirksinstanz  und  Schaffung  einer  Beschlussbehörde 
für  gewisse,  zu  koUegialischer  Behandlung  geeignete  Angelegen- 
heiten. Beide  Funktionen  erfüllt  der  Bezirksausschuss  in  seiner 
doppelten  Eigenschaft  als  Verwaltungsgericht  und  als  Beschlussbe- 
hörde. Zusammengesetzt  aus  4  ehrenamtlichen,  vom  Provinzial- 
ausschuss  aus  Insassen  des  Regierungssprengeis  für  6  Jahre  ge- 
wählten und  2  staatlich  ernannten  Mitgliedern  (unter  welch  letzteren 
der  stellvertretende  Vorsitzende  mit  dem  Titel  Verwaltungsgerichts- 
direktor), bietet  er  sowohl  Gewähr  für  volle  Unparteilichkeit,  wie 
für  unbefangene  und  vielseitige  Beurteilung. 

Als  verwaltungsgerichtliche  Mittelinstanz,  zwischen  Oberver- 
waltungsgericht und  den  Kreis-  bezw.  Stadtausschüssen,  ist  er  zu- 
ständig zur  Entscheidung  der  Verwaltungsklagen  gegen  Verwal- 
tungszwangsverfügungen und  in  den  sonstigen  gesetzhch  vorge- 
sehenen Fällen ;  als  Beschlussbehörde  ist  er  berufen  zur  Mitwirkung 
bei  gewissen  Verwaltungsakten,  insbesondere  Polizeiverordnungen 
des  Regierungspräsidenten,  Entscheidung  von  Beschwerden  gegen 
Beschlüsse  der  Kreis-  und  Stadtausschüsse  und  Beschlussfassung 
über    eine  Anzahl    ihm  gesetzlich    zugewiesener  Angelegenheiten. 

Die  kollegialisch  eingerichteten  Bezirksregierungen  treten  als 
Plenum  unter  Vorsitz  des  Regierungspräsidenten  nur  in  gewissen 
Angelegenheiten  (Disziplinarsachen  u.  s.  w.)  zusammen,  der  Schwer- 
punkt ihrer  Wirksamkeit  beruht  auf  ihren  Abteilungen. 

Abgesehen  von  der  Sigmaringer  Regierung  mit  nur  einer 
einzigen  Abteilung  (wegen  kleinen  Amtsbezirks),  besitzt  jede  Re- 
gierung regelmässig  deren  2 ,  eine  Abteilung  für  das  Kirchen- 
und  Schulwesen  und  eine  Abteilung  für  die  direkten  Steuern,  Do- 
mänen und  Forsten.  Den  Vorsitz  in  den  koUegialischen,  mit  der 
erforderlichen  Anzahl  von  Räten  und  Hilfsarbeitern  besetzten  Ab- 
teilungen führt  der  Regierungspräsident  oder  der  abteilungsdiri- 
gierende  Oberregierungsrat,  in  der  letztgenannten  Abteilung  ist 
Mitdirigent  ein  Oberforstmeister,  dem  für  die  einzelnen  Forst- 
aufsichtsbezirke Forstmeister  beigegeben  sind,  ausserdem  ist  dieser 
Abteilung  ein  Katasterinspektor  (für  das  Katasteraufsichtswesen) 
zugeteilt. 
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Doch  werden  auch  in  den  Abteilungen  viele  Angelegenheiten 
in  der  abgekürzten  bureaumässigen  Form  erledigt  und  es  sind 
ausserdem,  in  Einschränkung  des  Kollegialprinzips,  dem  Regie- 
rungspräsidenten wie  dem  Abteilungsdirigenten  wichtige  Befug- 
nisse gegenüber  den  wider  ihre  Ansicht  gefassten  Beschlüssen 
(Beanstandung,  bezw.  Suspension  derselben)  eingeräumt,  ins- 
besondere ist  der  erstere  in  gewissen  Fällen  auch  zu  selbständigem 
Vorgehen  an  Stelle  des  Kollegiums  befugt. 

In  den  süddeutschen  Staaten  fehlt  es  selbstverständlich  an 
einer  Analogie  der  preussischen  Provinzialinstanz.  Eine  Mittel- 
instanz mit  mehr  oder  weniger  Anklang  an  die  preussischen  Re- 
gierungen besteht  in  Bayern  und  Württemberg  in  den  dortigen 
Kreisregierungen  und  bestand  bis  1863  auch  in  Baden. 

Die  bayrischen  Kreisregierungen  sind  mit  ihren  2  Kammern, 
des  Innern  und  der  Finanzen ,  von  denen  der  ersteren  auch  das 
Schulwesen  zugewiesen,  der  letzteren  eine  Forstabteilung  ange- 
gliedert ist,  ganz  ähnlich  organisiert,  wie  die  preussischen  Bezirks- 
regierungen mit  ihren  Abteilungen  ;  insbesondere  bilden  auch  sie 
einen  Konzentrationspunkt  der  verschiedenen  Zweige  der  Staats- 
verwaltung und  zwar  in  noch  etwas  erweitertem  Mass  als  in  Preussen, 
indem  auch  das  höhere  Schulwesen  den  Regierungen  zugewiesen 
wurde.  Nur  das  indirekte  Steuerwesen  und  das  Flurbereinigungs- 
wesen sind ,  wie  in  Preussen,  abgezweigt  und  an  besondere  Be- 
hörden (Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  unter 
dem  Finanzministerium,  bezw.  Flurbereinigungskommission  im  Mini- 
sterium des  Innern)  übertragen  worden. 

Die  württembergischen  Kreisregierungen  dagegen  waren  von 
jeher  nur  regiminelle  Behörden.  Ihr  Wirkungskreis  beschränkte 
sich  auf  die  innere  Verwaltung.  Für  die  Finanzsachen  dagegen 
bestanden  besondere  Kreisfinanzkammern ,  welch  letztere  aber 
späterhin  in  der  unmittelbar  dem  Finanzministerium  unterstellten 
Oberfinanzkammer  (mit  ihren  3  Abteilungen  :  Domänendirektion, 
Forstdirektion  und  Bergrat)  aufgingen  und  damit  der  Oberbehörde 
für  das  Steuerwesen,  dem  Steuerkollegium  (jetzt  ebenfalls  mit  2  Ab- 
teilungen für  direkte  und  indirekte  Steuern  zur  Seite  gestellt  wurden. 

Aber  auch  den  Kreisregierungen  gegenüber  machte  sich  das 
Zentralisationsprinzip  geltend.  Es  wurden  ihnen  im  Lauf  der  Zeit 
die  Leitung  des  Strassen-  und  Wasserbaus,  sowie  die  Handhabung 
der  Baupolizei  abgenommen  unter  Uebertragung  dieser  Funktionen 
an  neugebildete  Abteilungen  im  Ministerium  des  Innern.    Ebenso 
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wurden  die  Krcismedizinalratsstellen  bei  denselben  aufgehoben 
und  ihre  Funktionen  im  wesentlichen  auf  das  Medizinalkollegium 
übertragen.  Das  Feldbereinigungs-,  sowie  das  Gewerbeaufsichts- 
wesen endlich  ressortieren  von  2  besonderen  Zentralstellen  im 
Ministerium  des  Innern  (Zentralstelle  für  die  Landwirtschaft  und 
für  Gewerbe   und  Handel). 

Baden  hat  nach  Beseitigung  seiner  Kreisregierungen  4  Mit- 
glieder des  Ministeriums  des  Innern  als  Landeskommissäre  bestellt, 
die  ohne  eine  eigentliche  Instanz  zu  bilden,  zur  unmittelbaren  Beauf- 
sichtigung der  regiminellen  Behörden  berufen  und  ausserdem  mit 
einigen  speziell  bezeichneten  Befugnissen  ausgestattet  sind. 

Im  übrigen  sind  für  die  besonderen  Zweige  der  Regiminal- 
verwaltung  eine  Anzahl  von  Zentralmittelstellen  im  Departement 
des  Innern  geschaffen  worden,  z.  B.  der  Verwaltungshof  für  die 
wirtschaftliche  Aufsicht  über  Staatsanstalten  und  Stiftungen  u.s.  w., 
die  Oberdirektion  für  Strassen-  und  Wasserbau  (einschliesslich 
Landeskultur  und  Katastervermessung)  u.  s.  w. 

Für  die  Verwaltung  der  Domänen  und  Forsten  ,  des  Staats- 
bauvvesens,  der  Landessteuern,  der  Zölle  und  Reichssteuern  sind 
im  Geschäftskreis  des  Finanzministeriums  besondere  Behörden  zu- 
ständig, die  ebenfalls  in  nächster  Hinsicht  gewissen  Zentralmittel- 
stellen (Domänendirektion,  Bau-,  Steuer-,  Zolldirektion)  unterstehen. 

Dieses  in  den  beiden  letzterwähnten  Staaten  mehr  und  mehr 
zur  Aufnahme  gekommene  System  der  Zentralmittelbehörden  ist 
jedoch  nicht  ohne  Bedenken. 

Gewichtige  Gründe  haben  Preussen  bewogen,  die  Regierungen 
als  Mittelinstanz  zu  belassen  und  sie  nicht  etwa  in  einer  Provinzial- 
instanz  zu  konzentrieren.  Provinzielle  Territorien  mit  ihren  durch- 
schnittlich etwa  2,3  Millionen  Einwohnern  wären  viel  zu  grosse 
und  zu  ungleichartige  Verwaltungsbezirke  gewesen.  Die  Unter- 
behörden wären  zu  zahlreich  und  räumlich  zu  weit  entfernt  ge- 
wesen, als  dass  die  Oberbehörde  in  steter,  direkter  Fühlung  und 
Berührung  mit  ihnen  hätte  verbleiben  können.  Die  Verwaltung, 
in  der  Hauptsache  auf  Berichte  der  Unterbehörden  angewiesen, 
hätte  Gefahr  laufen  müssen,  in  Schwerfälligkeit  und  Formalismus 
zu  versinken ,  oder  doch  Ueberblick  und  Initiative  zu  verlieren, 
auch  hätte  dann  dem  Ministerium  die  Entscheidung  in  einer  grossen 
Anzahl  von  Angelegenheiten  vorbehalten  bleiben  müssen  und  dies 
hätte  eine  Ueberlastung  desselben  mit  Verwaltungsdetail  zur  Folge 
gehabt. 
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Wurde  denn  auch,  wohl  aus  ähnlichen  Erwägungen,  in  Würt- 
temberg und  Baden  für  den  Hauptteil  der  Regiminalverwaltung 
eine  Mittelinstanz,  bezw.  ein  Ersatz  für  sie  beibehalten,  so  wird 
auch  die  direkte  Steuerverwaltung  dieser  Staaten  nicht  leicht  mehr 
einer  solchen  Einrichtung  entbehren  können,  sobald  sich  der  Ueber- 
gang  von  den  Ertragssteuern  mit  ihrer  einfacheren  Veranlagung 
zu  den  auf  periodischer  Abschätzung  beruhenden  persönlichen 
Steuern  völlig  vollzogen  hat. 

Denn  eine  derartige,  den  persönlichen  und  Lokalverhältnissen 
nahestehende  steuerliche  Aufsichtsinstanz  könnte ,  vermöge  ihres 
überschauenden  Standpunktes,  einer  vielseitigeren  und  umfassen- 
deren Beurteilung  der  Verhältnisse,  für  gleichartige  Veranlagung 
auf  Grund  von  ihr  gesammelter  Merkmale  bei  aller  Berücksichti- 
gung von  Besonderheiten  weit  besser  Sorge  tragen,  als  die  ferne- 
stehende Zentralbehörde,  und  zugleich  durch  Ausbildung  steuer- 
technischer Spezialitäten  und  Abordnung  derselben  zu  den  Ver- 
anlagungsgeschäften deren  Gang  ungemein  befördern  und  beleben. 

In  zweckmässiger  Weise  Hesse  sich  ausserdem  die  Domänen- 
verwaltung an  derartige  Finanzmittelstellen  angliedern,  denn  durch 
Zusammenfassung  derselben  an  einige  wenige  Mittelpunkte  Hessen 
sich  für  die  Bearbeitung  dieser  Angelegenheiten  besondere  Ge- 
schäftskomplexe bilden ,  die  von  den  dafür  ausschliesslich  be- 
stellten Organen  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  und  mit  der 
Gewandtheit  spezieller  Geschäftspraxis  besser  bearbeitet  werden 
könnten,  als  etwa  von  nur  nebenbei  damit  befassten  Finanz-Unter- 
behörden. 

Die  Personalunion  der  Finanzverwaltung  und  der  Regiminal- 
verwaltung ,  wie  sie  bei  den  preussischen  und  bayrischen  Regie- 
rungen zum  Ausdruck  gekommen  ist ,  hat  übrigens  den  Vorteil, 
dass  dadurch  in  einer  und  derselben  Instanz  die  Aufsicht  über 
das  kommunale  und  staatliche  Steuerwesen  vereinigt  ist.  Aus 
ganz  ähnlichen  Gründen  ist  dort  auch  die  Verwaltung  der  Schul- 
angelegenheiten und  die  Forstverwaltung  an  die  Regierungsinstanz 
angegliedert  worden  und  zwar  die  Schulverwaltung  mit  Rücksicht 
auf  den  vorwiegend  kommunalen  Charakter  der  Schullast,  die  Forst- 
verwaltung zu  leichterem  Ausgleich  eventueller  Kollisionen  zwi- 
schen kommunalen  und  forstlichen  Interessen  durch  Anschluss  der 
Forstaufsichtsinstanz  an  die  Kommunalaufsichtsbehörde. 

Diese  Zusammenfassung  der  Regiminalverwaltung  mit  den 
ihr  verwandten  Ressorts    giebt    der  preussischen    und  bayrischen 
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Verwaltungsorganisation  ihr  charakteristisches  Gepräge :  Ueber- 
sichtlichkeit  und  Konformität  der  Verwaltung,  einheitliche  Ober- 
behörde und    einheitliche  Dienstaufsicht  über  die  Unterbehörden. 

Verwaltungsgerichte  wurden  bei  der  Mittelinstanz  wie  in 
Preussen,  so  auch  in  Bayern  und  Württemberg  gebildet,  doch 
findet  hier  eine  Trennung  von  Verwaltungsrechtsprechung  und  der 
eigentlichen  Verwaltung  nicht  statt,  indem  die  Kreisregierungen 
selbst  (bezw,  ihre  verwaltungsgerichtlichen  Senate  in  Bayern)  zur 
Verwaltungsjurisdiktion  berufen  sind.  Baden  hat  in  Ermangelung 
von  Mittelbehörden  die  erste  Verwaltungsgerichtsinstanz  den  untern 
Verwaltungsbehörden  angegliedert. 

In  allen  3  Staaten  ist  Oberinstanz  der  Verwaltungsgerichts- 
hof und  steht  überhaupt  die  Verwaltungsrechtspflege  auf  den 
gleichen  Grundanschauungen  wie  in  Preussen.  Indessen  wurde  in 
Bayern  und  Württemberg  von  einer  Zuziehung  ehrenamtlicher  Or- 
gane zur  Mitwirkung  bei  derselben  (wie  überhaupt  zur  Beteiligung 
bei  der  Verwaltung  der  Mittelinstanz)  abgesehen.  Und  doch  läge 
gerade  in  der  Beteiligung  des  Laienelements  an  der  Verwaltungs- 
jurisdiktion eine  über  den  formalen  Rechtsschutz  hinausgehende 
Gewähr  gegen  parteiliche  oder  chikanöse  Handhabung  der  Ver- 
waltungsbefugnisse auch  innerhalb  der  den  Behörden  eingeräumten 
Bewegungsfreiheit. 

Zu  Kommunalverbänden  höherer  Ordnung  sind  die  Verwal- 
tungsbezirke der  Mittelbehörden  von  den  in  Rede  stehenden  Staaten 
nur  in  Bayern  organisiert  worden.  Diese  sogenannten  Kreisge- 
meinden sind  verpflichtet  zur  Erfüllung  der  ihnen  gesetzlich  zuge- 
wiesenen Aufgaben  (Unterhaltung  von  Kranken- ,  Gebär- ,  Irren- 
häusern, Beschäftigungsanstalten,  Uferschutz,  Teilnahme  an  den 
Lasten  der  Armenpflege,  der  Volksschule  u.  s.  w.) ,  und  befugt 
ausserdem  zur  Herstellung  von  Anstalten  und  Einrichtungen  für 
Förderung  der  wirtschaftlichen  und  geistigen  Wohlfahrt  des  Kreises. 
Ihre  Orgaue  sind  der  Landrat  und  der  von  ihm  aus  seiner  Mitte 
gewählte  Landratsausschuss.  Die  Verwaltung  der  Kreisgemeinde- 
angelegenheiten wird  aber  von  der  Kreisregierung  besorgt  und  die 
Beschlüsse  des  Landrats  bedürfen  königlicher  Genehmigung.  Die 
Organe  der  Kreisvervvaltung  sind  im  wesentlichen  auf  kontrollie- 
rende Thätigkeit  und  Verwilligung  der  Mittel  zur  Deckung  der 
Kreisbedürfnisse  beschränkt,  an  der  obrigkeitlichen  Verwaltung 
sind  sie  unbeteiligt. 

Den  württembergischen  Kreisen  sind  nur  Landarmenverbände 
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sowie  die  Berufsgenossenschaften  für  die  land-  und  forstwirtschaft- 
liche Unfallversicherung  angegliedert,  eine  eigentliche  Kommunal- 
organisation besitzen  sie  nicht. 

In  Baden  sind  ohne  Anlehnung  an  Verwaltungsbezirke  Kreis- 
gemeinden gebildet  worden,  die  lediglich  den  Charakter  von  Kom- 
munalverbänden besitzen.  Der  von  der  Kreisversammlung  gewählte 
Kreisausschuss  hat  hinsichtlich  der  Verwaltung  der  Kreiskommu- 
nalangelegenheiten dieselben  Funktionen,  wie  in  Preussen  der  Pro- 
vinzialausschuss.  Der  Bezirksamtsvorstand  am  Sitz  des  Kreisaus- 
schusses fungiert  mit  der  Bezeichnung  Kreishauptmann  als  Reprä- 
sentant der  Staatsregierung  gegenüber  der  Kreisverwaltung. 

Wie  bei  der  preussischen  Provinzialkommunalverwaltung,  so 
ist  auch  hier  die  enge  Angliederung  der  wirtschaftlichen  Selbst- 
verwaltung an  die  Elemente  der  staatlichen  Verwaltung  zu  ver- 
missen, eine  Verbindung,  die  unerlässlich  ist  für  einheitliches  Zusam- 
mengehen der  Interessen  des  Staats  und  seiner  kommunalen  Teile. 

Auf  der  andern  Seite  sind  die  bayrischen  Kreisgemeinden 
mit  ihrer  sehr  eng  gezogenen  Kompetenz  auf  dem  Gebiete  wirt- 
schaftlicher Selbstverwaltung  vom  Normalzustand  ebenso  weit  ent- 
fernt, als  die  preussische  Provinzialkommunalverwaltung  mit  ihrer 
übergrossen   Selbständigkeit. 

Obschon  die  kleineren  der  süddeutschen  Staaten  in  Grösse 
und  Einwohnerzahl  hinter  der  Mehrzahl  der  preussischen  Provinzen 
zurückstehen,  wurde  der  Versuch,  das  ganze  Staatsgebiet  zu  einem 
einzigen  Kommunalverband  höherer  Ordnung  zu  gestalten,  in  ihnen 
nicht  gemacht.  Und  doch  würde  eine  solche  Kommuualorgani- 
sation  durch  Uebernahme  mancher  zu  kommunaler  Verwaltung 
geeigneter  staatlicher  Anstalten  und  Einrichtungen  (z.  B.  Brand- 
versicherungs-  u.  a.  Assekuranzinstitute,  Landstrassenwesen  u.  drgl.) 
die  Staatsverwaltung  erheblich  entlasten.  Auch  könnte  eine  zen- 
tralisierte Kommunalverwaltung  manche,  bisher  kommunalen  For- 
mationen niederer  Ordnung  überlassene,  Aufgaben  (Uferschutz, 
Landarmenpflege  u.  s.  w.)  einheitlicher,  besser  und  billiger  besorgen, 
als  diese  letzteren  Verbände  mit  ihren  zersplitterten,  für  die  gleichen 
Zwecke  mehrfach  neben  einander  bestehenden  Anstalten. 

III.  Die  unteren  Verwaltungsbehörden. 

Untere  Verwaltungsbehörden  sind  in  Preussen  die  Kreisbe- 
hörden. Die  Kreise  sind  entweder  Landkreise  oder  Stadtkreise, 
beide  sind  Staatsverwaltunsfsbezirke    und  Kommunalverbände  zu- 
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gleich.  Die  Landkreise  umfassen  vorwiegend  das  platte  Land  — 
Landgemeinden,  selbständige  Gutsbezirke,  kleinere  Stadtgemein- 
den — .  Die  Stadtkreise  werden  gebildet  von  einzelnen  Städten,  wel- 
chen nach  Erfüllung  der  nötigen  Voraussetzungen  (Zivilbevölkerung 
von  mindestens  25000,  in  Westphalen  30  000,  in  der  Rheinprovinz 
40000  Einwohnern  —  ausnahmsweise  auch  bei  geringerer  Ein- 
wohnerzahl —  und  genügende  Leistungsfähigkeit  zur  Herstellung 
einer  Kreisverwaltung)  auf  ihr  Verlangen  als  aus  dem  Kreisver- 
band für  ausgeschieden  erklärt  wurden. 

In  den  Landkreisen  sind  Kreisbehörden  der  Landrat  und  der 
Kreisausschuss. 

Der  Landrat  ist  Leiter  der  Kreisverwaltung  und  zuständig 
als  Einzelbeamter  für  die  Geschäfte  der  allgemeinen  Landesver- 
waltung im  Kreis  ,  insoweit  sie  nicht  besondern  Behörden  über- 
tragen ist,  und  vorbehaltlich  der  Mitwirkung  des  Kreisausschusses 
in  den  gesetzlich  bezeichneten  Angelegenheiten.  Er  wird  vom 
König  ernannt ,  doch  ist  der  Kreistag  befugt ,  für  die  Besetzung 
des  erledigten  Landratamts  Personen  vorzuschlagen,  welche  nicht 
nur  die  Befähigung  zur  Bekleidung  des  Amts  besitzen  (Kreis- 
ansässige mit  mindestens  4Jähriger  Thätigkeit  als  Referendar  oder 
in  Kreis-  u.  s.  w.  Selbstverwaltungsämtern,  oder  aber  zum  Richter- 
amt oder  höheren  Verwaltungsdienst  befähigte  Personen),  sondern 
auch  seit  mindestens  i  Jahr  dem  Kreis  durch  Grundbesitz  oder 
Wohnsitz  angehören ,  ohne  dass  übrigens  der  König  an  solche 
Vorschläge  gebunden  wäre.  Auch  dürfen  ausserdem  vom  Kreistag 
für  die  Stellvertretung  des  Landrats  2  Kreisdeputierte  aus  der  Zahl 
der  Kreisangesessenen  auf  6  Jahre  gewählt  werden,  vorbehaltlich 
ihrer  Bestätigung  durch  den  Oberpräsidenten ,  aus  welchen  die 
Regierung  die  Vertretung  im  Einzelfall  bestellen  kann. 

Als  Organ  des  Regierungspräsidenten  und  der  Bezirksregie- 
rung im  Kreis  hat  der  Landrat  deren  Anweisungen  zur  Ausführung 
zu  bringen,  er  ist  ferner  Aufsichtsinstanz  über  die  Landgemeinden, 
Ueberwachungsorgan  der  Polizeiverwaltung  im  Kreis  (in  Hannover 
mit  Führung  der  örtlichen  Polizeiverwaltung  selbst  beauftragt), 
weiterhin  befugt  zu  Erlass  von  Polizeiverordnungen  und  Anwen- 
dung von  polizeilichen  Zwangsmitteln  und  regelmässig  auch  berufen 
zur  Mitwirkung  bei  der  Veranlagung  der  direkten  Staatssteuern  als 
Vorsitzender  der  Veranlagungskom.missionen. 

Endlich  ist  der  Landrat  zugleich  Leiter  der  Kommunalver- 
waltung   des  Kreises    und  hat  dessen  Literessen  und    Bedürfnisse 
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zur  Geltung  zu  bringen,  wogegen  andererseits  Elemente  der  kreis- 
kommunalen  Selbstverwaltung  zur  Mitwirkung  bei  staatlichen  Ge- 
schäften ihm  an  die  Seite  gestellt  sind.  Zu  diesen  Funktionen 
einer  zweiten  Kreisbehörde  ist  berufen  der  Kreisausschuss. 

Der  Kreisausschuss  besteht  unter  Vorsitz  des  Landrats  aus  6 
von  der  Kreisvertretung  (dem  Kreistag)  auf  6  Jahre  gewählten 
Mitgliedern.  Er  hat  eine  dreifache  Stellung,  einmal  ist  er  Kom- 
munalbehörde ,  zuständig  als  Organ  des  Kreisverbands  für  die 
Verwaltung  der  Kreisangelegenheiten,  dann  aber  auch  Staatsver- 
waltungsbehörde, berufen  zur  Mitwirkung  auf  dem  Gebiet  der  all- 
gemeinen Landesverwaltung  durch  Beschlussfassung  in  den  ihm 
gesetzlich  zugewiesenen  Angelegenheiten  (Gewerbe- ,  Vorfluts-, 
Ent-  und  Bewässerungssachen,  Armensachen,  Feld-,  Jagd-,  Bau- 
polizeisachen, Angelegenheiten  der  Landgemeinden,  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege,  der  Justizverwaltung,  Schulsachen,  Mitwirkung 
bei  Polizeiverordnungen  des  Landrats,  sowie  bei  Versagung  der 
Bestätigung  ländlicher  Gemeindebeamten) ,  endlich  ist  er  Kreis- 
verwaltungsgericht für  eine  Anzahl  von  Verwaltungsrechtsstreitig- 
keiten, insbesondere  bei  Erhebung  der  Verwaltungsklage  gegen 
polizeiliche  Verfügungen,  bei  gewerblichen  und  Armenstreitigkeiten, 
Streitsachen,  in  Angelegenheiten  der  Gemeinden  u.  drgl.  Die  Füh- 
rung der  laufenden  Geschäfte  der  dem  Ausschuss  übertragenen 
Verwaltung  ist  Sache  des  Landrats,  der  auch  die  Beschlüsse  des 
Ausschusses  vorzubereiten  und  für  die  Ausführung  derselben  Sorge 
zu  tragen  hat. 

In  Bezug  auf  die  Städte  des  Landkreises  mit  mehr  als  10  000 
Einwohnern  ist  übrigens  die  Zuständigkeit  des  Kreisausschusses 
beschränkt,  teils  zu  Gunsten  des  Magistrats  (gewerbliche  Konzes- 
sionssachen) ,  teils  des  Bezirksausschusses  (Angelegenheiten  der 
Stadtschulen,  Verwaltungsklagen  und  Beschwerden  gegen  die  Ma- 
gistrate oder  Polizeiverwaltungen).  Auch  stehen  alle  Städte  hin- 
sichtlich der  Verwaltung  ihrer  städtischen  Kommunalangelegen- 
heiten direkt  unter  Aufsicht  des  Regierungspräsidenten ,  bezw. 
unter  dem  Bezirksausschuss. 

In  den  Stadtkreisen  werden  die  Befugnisse  des  Landrats,  so- 
weit nicht  durch  Gesetz  ein  anderes  bestimmt  ist,  von  der  Polizei- 
behörde ausgeübt.  Polizeibehörde  ist  entweder  der  Bürgermeister, 
oder  ein  könighcher  Pohzeibeamter,  wenn  ein  solcher  bestellt  ist 
(siehe  unten). 

An  Stelle  des  Kreisausschusses  treten  in  den  Stadtkreisen  zur 


3  30  f^>-   Zeller  : 

Wahrnehmung  der  Geschäfte  der  allgemeinen  Landesverwaltung 
teils  der  Bezirksausschuss  (z.  B.  in  Angelegenheiten  der  Stadt- 
schulen), teils  ein  besonderer  Stadtausschuss.  Letzterer  besteht 
aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem  und  4  vom  Magistrat 
aus  seiner  Mitte  (bezw.  von  der  Gemeindevertretung  aus  den  Bür- 
gern) gewählten  Mitgliedern ,  wovon  der  Vorsitzende  oder  ein 
Mitglied  zum  Richteramt  oder  höheren  Verwaltungsdienst  befähigt 
sein  muss.  Die  Kommunalverwaltung  des  Stadtkreises  dagegen 
wird  an  Stelle  des  Kreisausschusses  durch  die  städtischen  Be- 
hörden geführt  nach  Massgabe  der  betr.  Städteordnung. 

In  Bayern  stehen  an  der  Spitze  der  unteren  staatlichen  Ver- 
waltungsbezirke die  Distriktsverwaltungsbehörden  (Bezirksamtmann 
bezw.  die  Magistrate  der  unmittelbaren  Städte) ,  in  Württemberg 
die  Oberamtmänner,  beide  in  nächster  Hinsicht  den  Kreisregie- 
rungen unterstellt,  in  Baden  die  Bezirksamtsvorstände  (Oberamt- 
männer) in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  das  Ministerium  des 
Innern.  Der  Wirkungskreis  dieser  Behörden  umfasst  in  unterster 
Instanz  die  gesamte  innere  Verwaltung ,  soweit  nicht  andere  Be- 
hörden oder  die  Kommunalverbände  hiefür  zuständig  sind ;  sie 
sind  insbesondere  Aufsichtsbehörden  für  die  Stadt-  und  Landge- 
meinden ihres  Amtsbezirks  und  Ueberwachungsorgane  für  die  Ver- 
waltung der  Ortspolizei,  von  der  sie  diejenigen  Teile  selbst  hand- 
haben, die   nicht  den  Gemeindeorganen  zugewiesen  sind. 

Indessen  sind  die  unmittelbaren  Städte  Bayerns  direkt  den 
Kreisregierungen  unterstellt,  die  Geschäfte  der  Bezirksämter  werden 
daselbst  vom  Magistrat  ausgeübt ,  dem  insbesondere  auch  die 
Polizeiverwaltung  in  demselben  Umfang  zusteht,  wie  den  Distrikts- 
polizeibehörden,  sofern  nicht  die  Staatsregierung  die  Ausübung 
gewisser  distriktspolizeilicher  Befugnisse  an  Staatsbeamte  überträgt. 

In  Bayern  und  Württemberg  sind  die  Bezirksamtmänner  bezw. 
Oberamtmänner  zugleich  Organe  der  Bezirkskommunalverbände, 
wie  dies  dem  Ineinanderlaufen  der  Staats-  und  Kommunalinteressen 
durchaus  entspricht.  Doch  werden  die  Geschäfte  der  staatlichen 
Verwaltung  von  dem  Bezirksbeamten  allein,  ohne  Mitwirkung-  von 
Ehrenbeamten  oder  Organen  der  Selbstverwaltung  wahrgenommen. 
Dem  Württembergischen  Amtsausschuss,  Organ  der  kommunalen 
Amtsversammlung ,  ist  im  wesentlichen  nur  Zustimmung  zu  Er- 
lassung bezirkspolizeilicher  Vorschriften  (wenn  zu  fortdauernder 
Geltung  bestimmt)  eingeräumt,  während  der  bayrische  Distriktsaus- 
schuss,  das   Organ  des  kommunalen  Distriktsrats,  im  allgemeinen 
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auf  die  Befugnis  zu  Abgabe  einverlangter  Gutachten  und  Beschwerde- 
führung über  Mängel  der  Verwaltung  beschränkt  ist. 

Baden  besitzt  keine  eigentlichen  ,  den  Amtsbezirken  der  un- 
teren Verwaltungsbehörden  entsprechenden  Bezirksverbände  — 
die  oben  schon  erwähnten  Kreisgemeinden  umfassen  mehrere  (3 — 8) 
Bezirke  — .  Dagegen  sind  dem  Bezirksamtsvorstand  ehrenamtliche, 
vom  Ministerium  des  Innern  aus  einer  Vorschlagsliste  der  Kreis- 
versammlung auf  4  Jahre  ernannte  Bezirksräte  von  6 — 9  Bezirks- 
angehörigen zur  Seite  gestellt,  die  unter  Vorsitz  des  Amtsvor- 
stands als  Verwaltungskollegium  und  Vervvaltungsgericht  fungieren. 

In  ersterer  Eigenschaft  beschliesst  der  Bezirksrat  inbesondere 
in  Sachen  der  staatlichen  Gemeindeaufsicht ,  gewerblicher  und 
wasserpolizeilicher  Genehmigungen,  bei  Beschwerden  in  Baupolizei- 
sachen, Erlassung  bezirkspolizeilicher  Vorschriften.  Als  Verwal- 
tungsgericht I.  Instanz  ist  er  berufen  zur  Entscheidung  über  die  ihm 
ausdrücklich  überwiesenen  Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechts. 

Während  in  Bayern  der  regelmässige  Instanzenzug  der  Ver- 
waltungsgerichte nach  unten  mit  den  allgemeinen  Behörden  für 
die  innere  Verwaltung  (Distriktsverwaltungsbehörden)  abschliesst 
und  in  Württemberg  die  1.  verwaltungsgerichtliche  Instanz  durch 
die  Kreisregierungen  gebildet  wird,  ist  also  in  Baden  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  ein  eigentliches ,  kollegiales  Verwaltungsge- 
richt mit  ehrenamtlichen  Beisitzern  angegliedert  worden,  das  sich 
vom  preussischen  Kreisausschuss  im  wesentlichen  nur  dadurch 
unterscheidet,  dass  beim  Bezirksrat  die  Verbindung  mit  einem  kom- 
munalen Selbstverwaltungskörper,  der  Vorschule  für  eine  derartige 
öffentliche  Thätigkeit,  fehlt  und  die  Amtszeit  seiner  Mitglieder  eine 
kürzere,  für  Ausbildung  einer  Geschäftstradition  fast  zu  kurze  ist. 

Als  vollkommenste  Verbindung  des  Berufs-  und  Ehrenbeamten- 
tums ist  deshalb  der  preussische  Kreisausschuss  anzusehen.  Das 
Zusammenwirken  des  geschäftsführenden  Landrats  mit  den  be- 
schliessenden  Mitgliedern  desselben  vereinigt  Orts- ,  Sach-  und 
Personenkenntnis  der  Laienmitglieder  mit  der  Rechts-  und  Geschäfts- 
kunde des  Staatsbeamten  zu  gedeihlicher,  prompter  und  gewandter 
Geschäftserledigung  bei  Aufrechterhaltung  persönlicher  Verant- 
wortlichkeit sowie  Schutz  gegen  Willkürlichkeit  —  ohne  dass  je- 
doch bei  dem  beschränkten  Umfang  der  Kollegialsachen  die  Ein- 
heit der  Verwaltung  gestört,  die  Schlagfertigkeit  der  Exekutive 
gehemmt  wäre.  Aber  nicht  bloss  die  Verwaltung  wird  durch  diese 
Einrichtung  in  anregender  Verbindung  mit  dem  praktischen  Leben 
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gehalten,  sondern  es  werden  auch  die  Ausschussmitgheder  zugleich 
in  öfifentlicher  Wirksamkeit  geschult ,  wodurch  Amtspraxis  und 
Geschäftskunde  in  die  lokalen  Selbstverwaltungskörper  zurück- 
fliesst,  die  Lokalverwaltung  verbessert  wird. 

Indem  schliesslich  eine  Reihe  vormals  der  Regierung  vorbe- 
haltener Angelegenheiten  zu  kollegialer  Behandlung  dem  Kreis- 
ausschuss  überwiesen  wurde,  ergab  sich  daraus  eine  Vereinfachung 
der  Verwaltung,  Entlastung  der  Oberinstanz ,  Vergrösserung  von 
Wirkungskreis,  Ansehen  und  Einfluss  der  Kreisbehörden.  Erhielt 
schon  dadurch  das  preussische  Landratamt  eine  hohe  Bedeutung, 
so  wurde  letztere  noch  gesteigert  durch  die  die  Regel  bildende 
Uebertragung  von  Funktionen  aus  dem  Gebiet  des  direkten  Steuer- 
wesens an  diese  Instanz. 

Während  in  den  süddeutschen  Staaten  den  Regiminalbehör- 
den  besondere  Finanzbehörden  auf  ähnlicher  Basis  koordiniert 
wurden,  die,  wie  die  bayrischen  Rentämter  der  Regierungsinstanz, 
oder  aber,  wie  in  Württemberg  und  Baden  ,  bei  hier  vollständig 
durchgeführter  Ressorttrennung,  besonderen  Oberbehörden  unter- 
stellt sind  (die  württembergischen  Kameralämter  als  Steuerbe- 
hörden den  beiden  Abteilungen  des  Steuerkollegiums,  als  Domänen- 
behörden und  Forstkassen  den  betr.  Abteilungen  der  Oberfinanz- 
kammer ;  die  badischen  Finanzämter  und  Domänenverwaltungen 
der  Steuer-,  bezw.  Domäuendirektion),  wurde  in  Preussen  die  Ver- 
einigung dieser  verwandten  Ressorts  auch  in  der  Unterinstanz 
teilweise  zur  Durchführung  gebracht. 

Ermöglicht  war  dies  dadurch,  dass  in  Preussen  das  ganze  in- 
direkte Steuerwesen,  ähnlich  wie  in  Bayern,  den  Zoll-  etc.  Behörden 
übertragen  wurde ;  bei  den  direkten  Steuern  die  Veranlagung  von 
ihrer  (besonderen  Kreiskassen  bezw.  den  Gemeinden  übertragenen) 
Hebung  getrennt  ist  und  den  Landräten  für  die  Veranlagungs- 
geschäfte besondere  Hilfsorgane  zur  Verfügung  gestellt  wurden, 
nämlich ,  abgesehen  von  den  Veranlagungskommissionen ,  insbe- 
sondere die  mit  Fortschreibung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer- 
bücher sowie  Vollziehung  der  Kartennachträge  betrauten  Kataster- 
kontrolleure (beamtete  Feldmesser),  welch  letztere  vermöge  einer 
teilweise  landwirtschaftlichen  Ausbildung  wie  ihrer  steten  Bezieh- 
ungen zum  platten  Land  auch  bei  Einschätzung  der  Grundstücks- 
werte zur  Ergänzungssteuerveranlagung  sich  brauchbar    erwiesen. 

Durch  diese  Heranziehung  der  Landräte  zu  Steuergeschäften 
wurden  Organe  dafür  nutzbar  gemacht,  welche  durch   ihren  Beruf 
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mit  den  wirtschaftlichen  und  Erwerbsverhältnissen  ihres  Amtsbe- 
zirks in  fortlaufender  Berührung  gehalten  werden  und  deshalb  im 
Stande  sind,  sich  die  für  Veranlagung  von  Einkommens-  und  Ver- 
mögenssteuern erforderlichen  Erfahrungen  im  allgemeinen  7,u  sam- 
meln ,  andererseits  aber  auch  aus  ihren  eigenen  und  durch  die 
Schätzungskommission  vermittelten  Anschauungen  von  den  Ein- 
kommens- und  Wohlstandsverhältnissen  für  ihren  sonstigen  Wir- 
kungskreis (Wohlfahrtspflege ,  Vertretung  der  Kreisinteressen) 
grossen  Nutzen  ziehen  können.  Da  zudem  die  mehr  mechanischen 
Arbeiten,  Registerführung,  Kassengeschäfte,  Katasterfortschreibung 
u.  s.  w.  an  subalterne  oder  andere  nach  Vorbildung  und  Dienst- 
stellung dafür  geeignete  Organe  überwiesen  wurden  ,  so  standen 
dieser  Inanspruchnahme  der  Landräte  für  die  ohnedies  nur  auf 
wenige  Monate  im  Jahr  sich  erstreckenden  Veranlagungsgeschäfte 
keine  allzugrossen   Schwierigkeiten  entgegen. 

Endlich  ergab  sich  daraus  der  Vorteil,  dass  die  Einheitlich- 
keit des  Instanzenzugs  und  damit  die  Uebersichtlichkeit  und  Gleich- 
artigkeit der  Staatsverwaltung  gewahrt  blieb. 

Der  dem  preussischen  Landratsamt  durch  das  Vorschlags- 
recht des  Kreistags  bei  Stellenerledigung ,  sowie  durch  das  In- 
stitut der  Kreisdeputierten  noch  anhaftende  Schimmer  eines  Kom- 
munalamts erinnert  an  den  früheren  ehrenamtlichen  Charakter 
desselben.  Dem  gegenüber  hat  man  in  Süddeutschland  die  Stel- 
lung des  Bezirksbeamten  zum  reinen  Berufsamt  gestaltet,  und  wohl 
mit  Recht,  denn  zu  gedeihlicher  Führung  eines  solch  wichtigen 
Amts  ist  nicht  nur  ein  gewisses  Mass  von  juristischer  Bildung  und 
von  Erfahrung  im  staatlichen  Verwaltungsdienst ,  sondern  auch 
volle  Unparteilichkeit  und  Unabhängigkeit  gegenüber  allen  Partei- 
und  Interessenkämpfen   im  Amtssprengel  erforderlich. 

Was  schliesslich  die  Bildung  selbständiger  Stadtkreise  in 
Preussen  anlangt,  so  findet  sich  eine  süddeutsche  Analogie  dafür 
nur  in  den  bayrischen  »unmittelbaren  Städten«.  Während  aber 
in  Preussen  für  die  Ausscheidung  aus  dem  Kreisverband  nur  solche 
Städte  in  Betracht  kommen,  die  vermöge  ihrer  Grösse  und  Ent- 
wicklung aus  den  Beziehungen  zum  platten  Land  völlig  heraus- 
gewachsen sind  und  demgemäss  im  allgemeinen  eine  Mindestzahl 
von  25000  Einwohnern  besitzen  müssen,  wurde  in  Bayern  einer 
grossen  Anzahl  kleinerer  Städte  die  Unmittelbarkeit  zugestanden. 

Dagegen  ist  es  eine  auffällige  Besonderheit  Preussens  ,  dass 
die  dem  Kreisverband   angehörigen  Städte    und  besonders  dieje- 
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nigen  mit  einer  Einwohnerzahl  von  über  loooo  Seelen,  in  weitem 
Umfang  der  Zuständigkeit  der  Kreisbehörden  entzogen  sind,  die 
Wirksamkeit  der  letzteren  somit  sich  vorwiegend  auf  das  platte 
Land  und  nur  in  mehr  oder  minder  eingeschränkter  Weise  auch 
auf  die  Kreisstädte  erstreckt. 

Diese  Durchbrechung  der  Einheit  des  Kreises  als  Staatsver- 
waltungsbezirk, diese  Trennung  von  Stadt  und  Land  muss  um  so 
mehr  auffallen,  als  die  Kreisstädte  bei  Zusammensetzung  des  Kreis- 
tags besonders  berücksichtigt  werden  und ,  wenn  auch  im  Kreis- 
ausschuss  vertreten,  bei  der  Verwaltung  des  platten  Landes  mit- 
beteiligt sind. 

IV.  Die  Lokalbehörden. 

Die  unterste  Stufe  der  Verwaltung  bilden  die  kommunalen  Ge- 
meindeverbände, denen  überall  neben  ihrer  kommunalen  auch 
staatliche  Aufgaben,  insbesondere  aus  dem  Gebiet  der  inneren 
Verwaltung  übertragen  sind.  Nicht  überall  jedoch  ist  den  Ge- 
meinden auch  die  Handhabung  der  Polizei  im  Ortsbezirk  überlassen 
worden.  In  Preussen  insbesondere  wird  die  Polizei  als  spezielles 
Recht  des  Staates  aufgefasst  und  entweder  direkt  von  staatHchen 
Organen  ausgeübt,  oder,  wenn  anderen  Organen  überlassen,  von 
diesen  nur  im  Namen  und  Auftrag  des  Staates,  nicht  kraft  eigenen 
Rechts,  verwaltet. 

An  Staatsbeamte  übertragen  wurde  regelmässig  die  Ausübung 
der  ortspolizeilichen  Befugnisse  auf  dem  platten  Land  und  zwar 
meist  für  grössere,  mehrere  Gemeinden  umfassende  Bezirke,  doch 
sind  bei  der  Ungleichartigkeit  der  Verhältnisse  in  den  verschie- 
denen Provinzen  die  diesbezüglichen  Einrichtungen  von  verschie- 
dener Art. 

In  den  östlichen  Provinzen  (ausser  Posen),  sowie  in  Schleswig- 
Holstein  werden  für  die  Polizeiverwaltung  im  »Amtsbezirk«  vom 
Oberpräsidenten  aus  einer  Vorschlagsliste  des  Kreistags  Amts- 
vorsteher für  6  Jahre  ernannt ,  welche  in  der  Regel  als  Ehren- 
beamte unter  Aufsicht  des  Landrats  insbesondere  die  Sicherheits-, 
Ordnungs-,  Sitten-,  Gesundheits-,  Gesinde-,  Armen-,  Weg-,  Wasser-, 
Feld-, "Forst-,  Fischerei-,  Gewerbe-,  Bau-  und  Feuerpolizei  handhaben. 

Diese  Kombination  von  Staatsamt  und  Selbstverwaltungs-, 
bezw,  Ehrenamt,  soll  einerseits  dem  Amtsvorsteher  für  unpartei- 
liche und  energische  Amtsführung  den  Rückhalt  staatlicher  Amts- 
übertragung verleihen,  wie  andererseits  in  der  ehrenamtlichen  Be- 
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Stellung  ein  Gegengewicht  schafifen  gegen  einseitig  bureaukratische 
und  polizeiliche  Amtsführung.  Eine  Verwandtschaft  dieses  Amts 
mit  einem  Kommunalamt  ist  ausserdem  dadurch  hergestellt,  dass  die 
zum  Amtsbezirk  gehörigen  Landgemeinden  und  selbständigen  Guts- 
bezirke einzelne  Kommunalangelegenheiten  gegen  entsprechende 
Beitragsleistung  auf  den  Amtsbezirk  als  Amtskommunalverband 
übertragen  können,  der  dann  vom  Amtsvorsteher  unter  Zuziehung 
eines  Amtsausschusses  verwaltet  wird.  Kommunalaufsicht  über 
die  Landgemeinden    steht  übrigens  dem  Amtsvorsteher  nicht  zu. 

In  Posen  werden  für  grössere  Landdistrikte  vom  Oberpräsi- 
denten Distriktspolizeikommissare  für  die  Verwaltung  der  Orts- 
polizei angestellt.  Daneben  steht  den  Rittergutsbesitzern  die  Polizei- 
verwaltung auf  ihren  Gütern  zu.  In  der  Rheinprovinz  und  in 
Westphalen  werden  vom  Oberpräsidenten  auf  Grund  von  Vor- 
schlägen der  Kreisausschüsse  für  die  Verwaltung  der  Ortspolizei, 
dann  aber  auch  für  kommunale  Funktionen  einschliesslich  der 
Kommunalaufsicht  über  die  Landgemeinden  ihres  Sprengeis,  Land- 
bürgermeister,  bezw.  Amtmänner  auf  Lebenszeit  angestellt,  und 
zwar  in  Ermanglung  geeigneter  Personen  für  ehrenamtliche  Ver- 
waltung besoldete  Berufsbeamte. 

Die  Ortspolizeibezirke  dieser  Organe  bilden  zugleich  Kommu- 
nalverbände. 

In  der  Provinz  Hannover  dagegen  wurde  ,  bei  der  Kleinheit 
der  dortigen  Kreise,  regelmässig  dem  Landrat  selbst  die  örtliche 
Polizeiverwaltung  übertragen,  als  dessen  Organe  mit  untergeord- 
neter selbständiger  Zuständigkeit  die  Gemeinde-  und  Gutsvor- 
steher fungieren. 

Die  Vorsteher  der  Landgemeinden  und  selbständigen  Guts- 
bezirke sind  nur  in  Hessen-Nassau  mit  der  selbständigen  Aus- 
übung der  Ortspolizei  unter  Aufsicht  des  Landrats  betraut,  sofern 
nicht  einzelne  Zweige  derselben  kraft  spezieller  Vorschrift  dem 
Landrat  übertragen  sind.  Im  übrigen  fungieren  die  Gemeinde-  und 
Gutsvorsteher  lediglich  als  Hilfsbeamte  und  ausführende  Organe 
des  Amtsvorstehers  (in  Hannover  des  Landrats),  jedoch  mit  der 
Befugnis  zu  selbständigem  Vorgehen  in  Notfällen.  Daneben  haben 
sie  überall  als  staatliche  Hilfsorgane  für  die  Besorgung  der  lokalen 
Geschäfte  der  allgemeinen  Landesverwaltung  thätig  zu  sein,  sofern 
nicht  besondere  Behörden  dafür  zuständig  sind.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Doppelstellung  der  Gemeindevorsteher  als  Leiter  der  Kom- 
mune und  als  staatUche  Organe  wird  für  ihre  Bestellung  ein  Zu- 
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sammenwirken  von  Staat  und  Gemeinde  erfordert  und  es  bedarf 
deshalb  ihre  im  allgemeinen  auf  6  Jahre  erfolgende  Wahl  der  Be- 
stätigung des  Landrats  (nach  Anhörung  des  Amtsvorstehers  etc.), 
deren  Versagung  an  Zustimmung  des  Kreisausschusses  gebunden 
ist.  Auch  der  Gutsvorsteher  ist  als  solcher  vom  Landrat  zu  be- 
stätigen. 

In  den  Städten  Preussens  sind  Lokalbehörden  die  Magistrate 
(in  der  Rheinprovinz  die  Bürgermeister),  die  eigentliche  Geschäfts- 
führung hinsichtlich  der  Angelegenheiten  der  allgemeinen  Landes- 
verwaltung und  insbesondere  Handhabung  der  Ortspolizei  ist  aber 
Sache  des  Bürgermeisters,  in  Hannover  jedoch  ebenfalls  des  Ma- 
gistrats, sofern  nicht  vom  Regierungspräsidenten  ein  einzelnes  Mit- 
glied desselben  mit  der  Polizeiverwaltung  beauftragt,  oder  eine 
staatliche  Polizeiverwaltung  eingerichtet  wurde.  In  jeder  Stadt 
Hannovers  kann  die  Polizeiverwaltung  einem  staatlichen  Beamten 
übertragen  werden,  in  den  übrigen  Provinzen  jedoch  nur  in  Städten, 
die  Sitz  einer  Bezirksregierung  oder  eines  Landgerichts  sind,  sowie 
in  Festungen  und  in  Gemeinden  mit  über  10  000  Einwohnern,  aus 
dringenden  Gründen  und  zeitweise  auch  in  andern  Städten.  —  Von 
den  besonderen  Verhältnissen  Berlins  ist  hier  abzusehen.  —  Dem 
Staat  sind  demnach  genugsam  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  sein 
Interesse  an  einer  guten  PoHzeiverwaltung  in  den  Stadtgemeinden 
durchzusetzen. 

Was  die  ländliche  Polizeiverwaltung  anlangt,  so  erscheint  das 
Amtsvorsteherinstitut  den  Verhältnissen  des  preussischen  Ostens 
durchaus  angemessen.  Die  Gemeindeorgane  hätten  vielfach  dort 
für  die  Ortspolizeiverwaltung  nicht  in  Betracht  kommen  können, 
zumal  die  zahlreichen  und  oft  sehr  grossen  selbständigen  Guts- 
bezirke in  eine  gemeindliche  Polizeiverwaltung  sich  nicht  leicht 
hätten  eingliedern  lassen.  Auch  fehlte  es  bei  dem  dort  zahlreich 
vertretenen  Grossgrundbesitzerstand  nicht  an  geeigneten  Persön- 
lichkeiten für  ehrenamtliche  Uebernahme  dieser  Funktion. 

Nicht  ganz  dasselbe  gilt  dagegen  von  den  entsprechenden 
Einrichtungen  im  preussischen  Westen,  den  Aemtern  der  rheini- 
schen Landbürgermeister  und  westphälischen  Amtmännern.  Da 
ehrenamtliche  Organe  in  ausreichender  Menge  hier  nicht  zu  ge- 
winnen sind,  so  fallen  diese  Stellen  mehr  und  mehr  einer  subalternen 
Bureaukratie  anheim,  was  den  betr.  Verbänden  erhebliche  Kosten 
verursacht,  ohne  dass  damit  die  eigenartigen  Vorzüge  der  ehren- 
amtlichen Verwaltung    —    Abneigung    gegen    den    schwerfälligen 
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Formalismus  der  Rureaukratie,  zuverlässige  Verbindung  des  Staats 
mit  den  lokalen  Verhältnissen  und  Vorgängen,  würdige  Vertretung 
desselben  an  seiner  dem  Publikum  zugänglichsten  Stelle  —  in 
vollem  Mass  ersetzt  wären. 

In  der  besonderen  kommunalen  Kompetenz  dieses  Lokal- 
beamtentums liegt  ausserdem  eine  Gefahr  für  die  Selbständigkeit 
des  kommunalen  Lebens  der  seiner  Aufsicht  unterstellten  Ge- 
meinden. 

Besser  scheinen  sich  dagegen  die  in  den  übrigen  westlichen 
Provinzen,  Hannover  und  Hessen-Nassau  bestehenden  bezüglichen 
Einrichtungen  bewährt  zu  haben ,  wornach  in  der  erstgenannten 
Provinz  die  örtliche  Polizeiverwaltung  vom  Landrat  mit  den  Orts- 
vorstehern als  ausführenden  Organen,  in  der  letzteren  aber  vom 
Bürgermeister  unter  Aufsicht  des  Landrats  gehandhabt  wird. 

Vermöge  des  dem  Landrat  vorbehaltenen  Bestätigungsrechts 
hinsichtlich  der  Wahlen  der  Gemeindevorsteher  ist  dieser  im  stände, 
auf  die  Bestellung  von  für  die  polizeilichen  Funktionen  geeigneten 
und   zuverlässigen  Organen  hinzuwirken. 

Auch  in  den  süddeutschen  Staaten  sind  diese  Verhältnisse  sehr 
verschieden  geregelt. 

In  den  Städten  des  rechtsrheinischen  Bayerns  ist  örtliches 
Organ  der  Staatsgewalt  der  Magistrat,  doch  hat  der  Bürgermeister 
die  ortspolizeilichen  und  alle  übrigen  staatlichen  Geschäfte,  soweit 
sie  sich  nicht  zu  kollegialer  Behandlung  eignen,  allein  zu  erledigen. 
In  den  übrigen  Städten  sowie  in  den  Landgemeinden  ist  der 
Bürgermeister  hiefür  zuständig.  Den  Gemeindeorganen  kann  die 
Polizeiverwaltung  nicht  entzogen  werden  (bezüglich  Münchens,  wie 
auch  der  unmittelbaren  Städte  bestehen  aber  Ausnahmen),  doch 
wird  für  die  Wahl  der  Bürgermeister  staatliche  Genehmigung  er- 
fordert, welcher  übrigens  ein  sehr  weitgezogener  Spielraum  gelassen 
ist.  Zudem  ist  die  Zuständigkeit  der  Bürgermeister  als  Ortspolizei- 
beamter eine  geringere,  als  in  den  übrigen  süddeutschen  Staaten, 
insofern  sie  zu  Strafverfügungen  bei  Polizeiübertretungen  nicht 
befugt  sind,  deren  Aburteilung  in  Bayern  durch  die  Gerichte  erfolgt. 

In  Baden  ist  die  Führung  lokaler,  obrigkeitlicher  Geschäfte 
ebenfalls  Sache  der  Bürgermeister,  deren  Wahl  übrigens  staatlicher 
Bestätigung  nicht  bedarf.  Indessen  kann  in  jeder  Gemeinde  die 
Polizeiverwaltung  einer  Staatsbehörde  übertragen  werden ,  auch 
bedient  sich  das  Bezirksamt  zum  äusseren  Vollzug  der  Verwal- 
tungsgeschäfte anstatt  der  Bürgermeister  vielfach  der  Unterstützung 
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der  Bezirksratsmitglieder,  sowie  der  Gendarmerie,  so  dass  es  also 
auf  Unterstützung  der  Bürgermeister  weniger  angewiesen  ist. 

Ganz  eigenartige  Verhältnisse  in  der  Lokalverwaltung  bestehen 
in  Württemberg.  Organe  der  Lokalverwaltung  und  der  Ortspolizei 
sind  die  Ortsvorsteher  (Schultheissen,  Stadtschultheissen  etc.).  Die 
Uebertragung  der  Ortspolizeiverwaltung  auf  eine  Staatsbehörde  ist 
unzulässig.  Der  Ortsvorsteher  wird  gewählt  und  zwar  auf  Lebens- 
zeit. Die  Wahl  bedarf  der  Bestätigung  der  Kreisregierung,  erfolgte 
sie  jedoch  mit  über  ^/s  Majorität,  so  ist  Versagung  ihrer  Bestä- 
tigung nur  zulässig,  wenn  derDisziplinarhof  für  Körperschaftsbeamte 
den  Gewählten  zur  Bekleidung  des  Amtes  für  untauglich  erklärt 
hat.  Da  nun  in  Württemberg  den  Ortsbehörden,  abgesehen  von 
den  lokalen  obrigkeitliche  Funktionen  insbesondere  auch  Ge- 
schäfte der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  übertragen  sind,  deren  Er- 
ledigung Fachkenntnisse  und  Geschäftsgewandtheit  erfordert,  so 
sind  die  Ortsvorsteherstellen  in  den  grösseren  Gemeinden  mehr 
und  mehr  in  die  Hände  von  Elementen  der  Subalternkarriere 
übergegangen  und  hat  sich  ausserdem  für  die  kleinen  Gemeinden 
ein  selbständiges  Hilfsbeamtentum  (Verwaltungsaktuariat)  zur  Be- 
sorgung solcher  Geschäfte  gebildet,  wodurch  natürlich  den  Ge- 
meinden entsprechende  Kosten  erwachsen. 

Allen  Anzeichen  nach  ist  jedoch  die  Beseitigung  der  Lebens- 
länglichkeit der  Ortsvorsteher  hier  in  naher  Aussicht. 

Sollte  dann  das  Amt  des  Ortsvorstehers  zu  einem  vorwiegend 
kommunalen  Ehrenamt  gestaltet  werden ,  das  ohne  Mitwirkung 
eines  in  Amtsvorsteher-  oder  anderer  Stellung  konservierten  Ver- 
waltungsaktuariats  seine  obrigkeitlichen  Geschäfte  selbständig  be- 
sorgen kann,  so  wäre  Voraussetzung  dafür  die  Herbeiführung  ge- 
wisser Vereinfachungen  in  der  Geschäftsführung  der  Gemeinde- 
organe. Auch  in  anderen  Staaten  wird  diesem  Erfordernis  noch 
nicht  genugsam  Beachtung  geschenkt  und  doch  muss  das  un- 
eigennützige Wirken  der  Gemeinden  für  das  allgemeine  Wohl  dem 
Staat  die  Verpflichtung  auferlegen,  ihren  Organen  die  Geschäfts- 
führung nach  Kräften  zu  erleichtern.  Vereinfachung  des  Formen- 
wesens ,  Einführung  von  Formularien  für  alle  häufig  sich  wieder- 
holenden Geschäfte,  Herbeiführung  grösstmöglicher  Einfachheit  in 
Form  und  Verfahren  bei  den  Gemeinderechnungen ,  um  deren 
Führung,  Stellung  und  Revision  den  Gemeinden  selbst  überlassen 
und  staatliche  Superrevision  etwa  auf  Stichproben  beschränken 
zu  können,  Zuhilfenahme  moderner  Vereinfachungsmittel  des  kauf- 
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männischen  und  gewerblichen  Lebens  zur  Minderung  der  Schreib- 
arbeit und  endh'ch  unausgesetzter  Verkehr  der  Aufsichtsbehörden 
mit  den  Gemeindeorganen,  um  sie  durch  Rat  und  That  für  ihr 
Amt  zu  schulen,  zu  unterstützen  und  zu  fördern,  wären  Mittel,  um 
die  Gemeindeorgane  in  Leistungsfähigkeit  und  gutem  Willen  zu 
selbständiger  Arbeit  zu  erhalten. 

Der  Verfasser  glaubt  damit  die  Aufgabe,  die  er  sich  stellte, 
erfüllt  zu  haben.  Wenn  er  bei  den  Einrichtungen  der  preussischen 
Verwaltungsorganisation  etwas  länger  verweilte ,  als  es  vielleicht 
der  Rahmen  der  Arbeit  erfordert  hätte,  so  verlockte  ihn  dazu  der 
ganz  eigenartige  Aufbau  derselben,  der  bei  konsequenter  Durch- 
führung eines  einfachen  und  einheitlichen  Systems  doch  den  be- 
sonderen Verhältnissen  der  einzelnen  Provinzen  Rechnung  trägt 
und  durch  Mobilisierung  der  Selbstverwaltungsorgane  für  die  Staats- 
versvaltung  die  letztere  fördert,  entlastet  und  wohl   auch  verbilligt  ^). 


i)  An  Litteratur  wurde  für  vorstehende  Abhandlung  insbesondere  benützt :  Stengel, 
Wörterbuch  des  d.  Verwaltungsrechts;  Stengel,  Organisation  der  Preuss.  Verwaltung; 
Gneist,  Das  englische  Verwaltungsrecht  in  Vergleichung  mit  den  deutschen  Verwal- 
tungssystemen ;  HuedeGrais,  Reorganisation  der  inneren  Verwaltung  Preussens ;  Sarwty, 
Das  öffentliche  Recht  etc. ;  E.  Maier's  Abhandlung  über  das  Verwaltungsrecht  in 
Hültzendorff's  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft. 
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H.  B leicher ,  Statistische  Beschreibung  der  Stadt  Frankfurt  a.  Main 
und  ihrer  Bevölkeru?ig.  Im  Auftrag  des  Magistrats  herausgegeben  durch 
das  Statistische  Amt.  In  zwei  Teilen.  Frankfurt  a.  M.  1892 — 1895.  In 
Kommission  bei  J.  D.  Sauerländer's  Verlag.  Auch  unter  dem  Titel : 
Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.    Neue  Folge,    i.  Heft. 

Der  I.  Teil  dieser  statistischen  Beschreibung  (X,  160  S.  undLVIIS. 
Tabellen  mit  einem  Stadtplan  im  Massstabe  i  :  10  000  und  drei  wei- 
teren Beilagen)  beschäftigt  sich  mit  der  äusseren  Verteilung 
der  Bevölkerung  über  das  Stadtgebiet  und  umfasst  die  vier  Ab- 
schnitte :  I.  Einleitung  (frühere  und  jetzige  Einteilung  des  Stadtgebietes). 
IL  Das  Wachstum  der  Stadt  innerhalb  ihres  derzeitigen  Gebietsumfanges 
(Zunahme  der  Bevölkerungszahl  und  Bauthätigkeit).  III.  Die  derzeitige 
Verteilung  der  Bevölkerung  über  das  Stadtgebiet  (Verteilung  der  Grund- 
stücke, Häuser,  Wohnungen  und  Haushaltungen,  Dichtigkeit  der  Bevöl- 
kerung nach  Massgabe  der  Bebauung).    IV.  Gewerbegeographie  der  Stadt. 

Der  II.  Teil  enthält  eine  Darstellung  der  inneren  Gliede- 
rung der  Bevölkerung  (X,  288  S.  und  VC  S.  Tabellen  mit  9  graphi- 
schen Beilagen,  mehreren  Textzeichnungen  und  einem  alphabetischen 
Sachregister).  Die  vier  Abschnitte  desselben  lauten  :  I.  Die  Gebürtig- 
keit und  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung.  IL  Die  Bevölkerung  nach  ihrer 
Häuslichkeit.  HL  Wohlstand  und  Armut  der  Bevölkerung.  IV.  Der  na- 
türliche Bevölkerungswechsel. 

Von  den  Ergebnissen  dieser  statistischen  Untersuchungen 
wollen  wir  hier  folgendes  mitteilen.  Nach  der  ältesten  bisher  bekannt 
gewordenen  Volkszählung,  welche  für  das  damalige  »Grossherzog- 
tum Frankfurt«  angeordnet  war,  zählte  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  181 1 
rund  41  000  Seelen ;  zur  Zeit  der  Einverleibung  in  den  preussischen 
Staat  war  die  Einwohnerzahl  78  000.  Von  diesem  Zeitpunkte  ab,  welcher 
mit  den  Umwälzungen  auf  dem  Gebiete  der  bevölkerungspolitischen 
Gesetzgebung,  der  Einführung  der  allgemeinen  Gewerbefreiheit  und  Frei- 
zügigkeit ungefähr  zusammenfällt ,  datiert  gleichwie  in  andern  Gross- 
städten, das  rasche  Wachstum  der  Bevölkerung,  die  sich  bis  1890  auf 
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180000  vermehrt  hatte  (1895  mit  Bockenheim  230000).  Die  bauliche 
Entwickelung  der  Stadt  hat  mit  diesem  Wachstum  insoferne  nicht  Schritt 
gehalten,  als  die  Zahl  der  Grundstücke  und  Häuser  sich  nicht  in  gleichem 
Masse  vermehrt  hat  (1867:  5118,  1890:  9196  bewohnte  Grundstücke). 
Namentlich  seit  dem  Mitte  der  80er  Jahre  eingetretenen  Umschwünge 
der  privaten  Bauthätigkeit ,  welche  sich  von  da  ab  mit  Vorliebe  die 
Herstellung  vielgeschossiger  Miethäuser  mit  vorwiegend  Dreizimmer- 
wohnungen zur  Aufgabe  setzte,  ist  eine  wesentliche  Verdichtung  der 
Bevölkerung  eingetreten.  Die  neuerdings  verfolgte  städtische  Baupolitik 
hat  durch  Einführung  der  sogenannten  abgestuften  Bauordnung  (Polizei- 
verordnung vom  13.  Oktober  1891)  diesem  Uebelstande,  welcher  den 
früheren  Charakter  der  Frankfurter  Aussenstadt  als  Garten-  und  Villen- 
stadt zu  vernichten  drohte ,  Einhalt  zu  thun  versucht.  Die  Erbauung 
kleiner  Wohnungen,  namentlich  in  Arbeitervierteln,  haben  sich  mehrere 
gemeinnützige  Baugesellschaften  zum  Ziele  gesetzt;  der  Statistiker  kann 
aber  mit  Recht  darauf  hinweisen,  dass  es  doch  nur  von  geringem  Ein- 
flüsse auf  die  Gestaltung  des  Wohnungsmarktes  und  der  Wohnungs- 
preise sein  kann ,  wenn  im  Laufe  der  Jahrzehnte  von  diesen  Gesell- 
schaften etwa  850  kleine  Wohnungen  erbaut  wurden,  während  1890  von 
etwa  37000  Haushaltungen  allein  16000  in  Ein-  und  Zweizimmer-Woh- 
nungen sich  vorfanden. 

Die  derzeitige  äussere  Verteilung  der  Bevölkerung  über  die  ein- 
zelnen Teile  des  Stadtgebietes ,  welches  für  statistische  Zwecke  in  33 
kleinere  Bezirke  zerlegt  ist,  von  denen  je  mehrere  als  grössere  Bezirke 
bei  dezentralisierter  Organisation  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen 
als  topographische  Grundlage  dienen ,  wird  durch  eingehende  Kombi- 
nation der  Bebauungs-  und  Bevölkerungsverhältnisse  der  einzelnen  klein- 
sten Häuserquadrate  geschildert.  Diese  weist,  soweit  überhaupt  stati- 
stische Vergleiche  mit  anderen  Städten  möglich  sind,  für  Frankfurt  be- 
sonders günstige  Verhältnisse  auf.  Freilich  bietet  ein  Teil  der  innersten 
Altstadt  das  Bild  einer  der  engstgebauten  mittelalterlichen  Städte  und 
die  schon  erwähnte  Art  der  Bauthätigkeit  zu  Ende  der  80er  Jahre  hat 
in  den  Massenquartieren  einzelner  Vorstadtgegenden  die  relativ  gleich 
grosse  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  hervorgebracht,  wie  sie  in  den  alten 
Stadtteilen  besteht.  Aber  der  Durchschnitt  ist  für  Frankfurt  ein  überaus 
günstiger,  wie  auch  die  Wohnungsverhältnisse  im  allgemeinen  in  hygie- 
nischer Beziehung  besser  sind  wie  in  anderen  Städten,  womit  nicht  ge- 
sagt ist,  dass  nicht  auch  Frankfurt  wie  alle  anderen  Grossstädte  seine 
»Wohnungsfrage«  hätte.  Eine  Wohnungsnot  im  engeren  Sinne,  wie  sie 
anfangs  der  80er  Jahre  durch  den  positiven  Mangel  kleinerer  Wohnungen 
hervorgerufen  war,  ist  augenblicklich  nicht  oder  nicht  in  diesem  Masse 
vorhanden. 

Für  die  äussere  Verteilung  der  Bevölkerung  ist  auch  wichtig  zu  er- 
fahren, wie  sich  das  geschäftliche  Leben  und  die  gewerbliche  Betriebs- 
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samkeit  auf  die  einzelnen  Quartiere  der  Stadt  verteilt.  Diesem  Um- 
stände trägt  ein  Abschnitt  über  die  Gewerbegeographie  der  Stadt  Rech- 
nung, für  welche  die  Unterlagen  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  gelegentlich 
der  Volkszählung  1890  gestellte  Zusatzfrage  gewonnen  worden  waren, 
da  das  Material  von  1882  veraltet  erschien.  Frankfurt  zeichnet  sich 
bekanntlich  durch  lebhafte  Handelsthätigkeit  aus,  während  die  Industrie, 
von  einzelnen  Zweigen  abgesehen ,  geringer  vertreten  erscheint.  Die 
Untersuchungen  über  die  Ausbreitung  von  Handel  und  Gewerbe  in  den 
einzelnen  Stadtbezirken,  für  welche  auch  die  Ergebnisse  der  Gewerbe- 
steuer zu  Rate  gezogen  werden  konnten,  bieten  insoferne  Interesse,  als 
die  Zunahme  des  Kleinhandels  in  den  äusseren  Stadtbezirken,  die  Kon- 
zentration einzelner  Gewerbe  im  Zentrum  der  Stadt,  daneben  aber  auch 
die  Verschiebung  des  Verkehrszentrums  innerhalb  der  früheren  Wälle 
selbst ,  sich  statistisch  verfolgen  lässt.  Auch  in  Frankfurt  schreitet  die 
Citybildung  rüstig  vorwärts  ;  in  der  inneren  Stadt  werden  die  vorhan- 
denen Gelasse  mehr  und  mehr  zu  Geschäftslokalen  eingerichtet,  die 
Wohnungsgelegenheiten  in  der  Aussenstadt  gesucht.  Mit  dieser  Erschei- 
nung hat  man  bei  Beurteilung  der  Wohnungsdichtigkeit  der  inneren 
Stadtteile  vor  allem  zu  rechnen.  Die  vorliegende  Arbeit  versucht  diesem 
Gesichtspunkte  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Darstellung  der  sozialen  Gliederung  (Teil  II)  beginnt  mit  den  Un- 
tersuchungen über  die  Art  des  Zuwachses  der  Bevölkerung.  Die  Demo- 
graphie der  Grossstädte  hat  sich  noch  mehr  wie  bisher  mit  der  Auf- 
gabe zu  befassen,  das  Verhältnis  der  sesshaften  zu  der  beweglichen  Be- 
völkerung festzustellen,  die  Erwerbsbevölkerung  neben  der  Wohnbevöl- 
kerung in  den  Kreis  der  Betrachtungen  zu  ziehen  und  hiebei  den 
Zusammenhang  der  Städte  mit  ihrer  weiteren  Umgebung  zu  erforschen, 
den  durch  die  Wanderungserscheinungen  bestimmten  Bevölkerungswechsel 
in  seinen  verschiedenen  Phasen  bestimmt  zu  fixieren  u.  s.  w.  Diesen 
Gesichtspunkten  sucht  der  Verfasser,  so  gut  es  ging,  gerecht  zu  werden. 
Zunächst  ist  der  Aufbau  der  Bevölkerung  nach  seinen  wichtigsten  Merk- 
malen, wie  Geschlecht,  Alter,  Zivilstand  und  Religion  durchweg  in  der 
Scheidung  nach  orts-  und  fremdgebürtiger  Bevölkerung  geschildert. 
Frankfurt  zählt  infolge  seiner  günstigen  zentralen  Lage  zu  denjenigen 
Grossstädten,  welche  einen  sehr  hohen  Prozentsatz  (über  60  Proz.)  an 
fremdgebürtiger  Bevölkerung  ausweisen.  Nur  bei  den  nicht  erwachsenen 
Personen  sind  die  Ortsgebürtigen  in  der  Mehrzahl.  Die  Hauptmasse 
der  Zugezogenen  findet  sich  bei  der  männlichen,  wie  weiblichen  Be- 
völkerung in  der  Altersgruppe  20/30,  wobei  speziell  die  Lebensalter  von 
20  und  21  Jahren  am  stärksten  besetzt  erscheinen.  Dabei  findet  man 
eine  steigende  Zunahme  der  noch  in  keinerlei  Sinn  sesshaft  gewordenen 
Bevölkerung,  bei  welcher  der  Wechsel  der  Individuen  infolge  der  Wan- 
derungserscheinungen (jährlich  mehr  als  je  50  000  Zu-  und  Abwanderungen) 
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ein  sehr  grosser  ist  *).  In  Uebereinstimmung  mit  den  Beobachtungen 
in  andern  Städten  haben  die  jüngsten  Volkszählungen  auch  für  Frank- 
furt feststellen  lassen,  dass  kaum  mehr  als  die  Hälfte  aller  Einwohner 
länger  wie  5  Jahre  in  der  Stadt  verweilt.  Die  Einheimischen  sind  bei 
der  Gliederung  nach  dem  Berufe  nur  noch  bei  den  Urproduzenten  in 
der  Mehrzahl  gegenüber  den  Fremden. 

Die  wichtigsten  Zuwanderungsgebiete  sind  die  benachbarten  Kreise 
der  Provinz  Hessen-Nassau,  das  Grossherzogtum  Hessen  und  der  baye- 
rische Regierungsbezirk  Unterfranken ;  im  allgemeinen  ist  die  Einwan- 
derung aus  dem  Süden  Deutschlands  im  letzten  Jahrzehnte  erheblich 
gestiegen,  wie  auch  die  wachsende  Zahl  der  Aufnahmen  in  den  preussischen 
Unterthanenverband  bestätigt.  Die  ins  einzelne  gehende  Beschrei- 
bung der  Zuwanderungsverhältnisse  beweist  von  neuem ,  dass  die  mo- 
derne Entwickelung  der  Grossstädte ,  soweit  es  sich  um  die  grössere 
Masse  handelt,  trotz  des  riesenhaften  Aufschwunges  des  Fernverkehres, 
doch  in  erster  Linie  nur  auf  eine  Aufsaugung  der  direkt  umgebenden 
Landesteile  zurückzuführen  ist.  Im  allgemeinen  nimmt  wohl  der  Grad 
der  Einwanderung  mit  der  Entfernung  vom  Bevölkerungsmittelpunkte 
ab;  doch  darf,  wie  für  Frankfurt  aus  den  graphischen  Darstellungen 
sofort  zu  ersehen ,  dieser  Satz  nicht  schematisch  verstanden  werden. 
Namentlich  sind  die  Beziehungen  der  Stadt  zu  ihrer  allernächsten  Um- 
gebung zu  enge,  als  dass  sie  bei  den  Wanderungserscheinungen  zum 
Ausdrucke  gelangen  könnten.  Gelegentlich  einer  im  April  1893  vorge- 
nommenen Personenstandsaufnahme  wurden  auch  die  auswärts  wohn- 
haften Arbeiter  (ca.  12000)  ermittelt,  von  welchen  etwa  die  Hälfte  aus 
Orten  des  Landkreises  Frankfurt  kommt  und  dorthin  allabendlich  zum 
Teile  mit  Benützung  der  Lokalbahnen  zurückkehrt.  Die  Einwohner  der 
an  den  Land-  und  Stadtkreis  Frankfurt  grenzenden  Kreise  von  Hessen- 
Nassau  und  Hessen  benützen  die  Vorortbahnen  oder  verbleiben  während 
der  Woche  als  sogenannte  Schläfer  in  der  Stadt,  um  nur  Sonnabend 
nach  Hause  zurückzukehren.  Die  Statistik  der  auf  den  Strecken  der 
einzelnen  von  Frankfurt  ausgehenden  Bahnlinien  ausgegebenen  Arbeiter- 
fahrkarten dient  als  zweckmässige  Ergänzung  der  erwähnten  Arbeiter- 
statistik. 

Seit  Einführung  der  Freizügigkeit  hält  es  schwer,  eine  einfache 
mechanische  Scheidung  zwischen  dem  sesshaften  und  wechselnden  Teile 
der  Bevölkerung  vorzunehmen.  Hier  bieten  nur  die  Angaben  über  die 
Zahl  der  ins  Bürgerrecht  eingetretenen  Personen,  über  die  Unterstützungs- 
wohnsitzberechtigten  (etwa  50  Proz.  der  Volkszahl)  u.  s.  w.  einige  An- 
haltspunkte.   Was  speziell  das  Bürgerrecht  anlangt,  so  beruht  dasselbe 

i)  Die  Wanderungserscheinungen  hat  der  Verfasser  zum  Gegenstand  besonderer 
Studien  gemacht  in  dem  2.  Hefte  der  »Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
Neue  Folge :  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1891,  insbesondere  Studien  über 
die  Wanderungen«.    Frankfurt  a.  M.  1893. 
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auf  dem  Prinzipe  der  Aufenthaltsgemeinde,  sofern  es  sich  um  preussische 
Staatsangehörige  handelt,  und  ist  abhängig  von  einem  Einkommen  von 
1200M. ;  die  zentrale  Lage  der  Stadt  bedingt  nun,  dass  viele  aus  den 
Nachbarstaaten  eingewanderte,  längst  sesshaft  gewordene  Personen  das 
Ortsbürgerrecht  nicht  besitzen.  Immerhin  sind  in  Frankfurt  15  Proz. 
aller  männlichen  Personen  bei  den  Wahlen  zur  Vertretung  der  Bürger- 
schaft beteiligt,  ein  Satz,  wie  er  nur  in  wenigen  anderen  Städten  er- 
reicht wird.  Interessant  ist  jedenfalls  der  gelieferte  Nachweis,  dass  in 
Frankfurt  das  ausländische  Element  stark  vertreten  ist ,  dass  der  Be- 
völkerungsaustausch mit  anderen  deutschen  Grossstädten  geringer  ist, 
als  man  vermuten  möchte  und  dass  die  auswärts  wohnenden  Frank- 
furter mit  der  ortsgebürtigen  Bevölkerung  der  Stadt  zusammengenom- 
men schätzungsweise  etwa  die  Hälfte  der  jetzigen  Einwohnerzahl  aus- 
machen würden. 

In  dem  Abschnitte  über  die  Bevölkerung  nach  ihrer  Häuslichkeit 
bearbeitet  der  Verfasser  die  Ergebnisse  der  wohnungsstatistischen  Er- 
hebungen, namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  soziale  Zusammensetzung 
der  einzelnen  Haushaltungen.  Vorweg  wird  betont,  dass  hierin  der 
Hauptwert  der  seit  Jahrzehnten  in  den  grösseren  Städten  gelegentlich 
der  Volkszählungen  erhobenen  Wohnungsstatistiken  liege,  w::luend  der 
Wert  derselben  in  sanitätspolizeilicher  Hinsicht  ein  beschränkter  sei. 
Denn  die  Hilfsmittel  der  Statistik  reichen  nicht  aus,  um  die  thatsäch- 
liche  Benützung  der  einzelnen  Räume  einer  Wohnung  unter  Berücksich- 
tigung des  Alters,  Geschlechtes  und  der  Zusammengehörigkeit  der  be- 
treffenden Personen  richtig  zu  beschreiben.  Das  vermögen  nur  Woh- 
nungsenqueten in  dem  Stile,  wie  sie  etwa  Bücher  für  Basel  durchge- 
führt hat,  bei  welcher  aber  der  Zweck  der  Beschaffung  eines  statistischen 
Gesamtbildes  in  den  Hintergrund  tritt.  Auch  in  Frankfurt,  einer  der 
wohlhabendsten  Städte,  wohnt  nach  den  Ergebnissen  der  allgemeinen 
Volkszählung  noch  der  achte  Teil  der  Gesamtbevölkerung  in  Woh- 
nungen mit  nur  einem  heizbaren  Zimmer,  mehr  wie  ein  Drittel  in  solchen 
mit  höchstens  zwei  Zimmern,  weit  mehr  als  die  Hälfte  in  höchstens 
drei  Zimmern.  Die  durchschnittliche  Bewohnerzahl  wächst  um  so  lang- 
samer, je  grösser  die  Wohnungen  werden;  die  durchschnittlichen  Mit- 
gliederzahlen für  Haushaltungen  mit 

o       I       2       3       4       5       6       7       8       gioiiu.  m. 
heizbaren  Zimmern  sind  bezw. 

2,2  3,1  4,4  4,9  5,1  5,3  5,7  6,2  6,7  6,7  7,2  8,6. 
Die  angestellten  Durchschnittsberechnungen  zeigen,  dass  zu  normaler 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  etwa  für  je  zwei  Personen  durch- 
schnittlich ein  heizbares  Zimmer  nötig  wäre.  Versteht  man  unter  Familien- 
haushaltungen nicht  nur  diejenigen,  welche  ausschliesslich  aus  Familien- 
gliedern bestehen,  wie  vielfach  geschieht,  sondern  insbesondere  auch  die- 
jenigen, welche  noch  Dienstboten  haben,  aber  keine  anderweiten  fremden 
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Elemente  wie  Zimmermieter,  Schlafleute  u.s.  w.  aufgenommen  haben,  so 
gehören  in  Frankfurt  etwas  mehr  als  zwei  Drittel  aller  Haushaltungen  in 
diese  Kategorie  ;  ein  Drittel  aller  Haushaltungen  überhaupt  hält  Dienst- 
boten (im  Vergleiche  zu  früheren  Jahrzehnten  ist  dieser  Prozentsatz  in 
Abnahme  begriffen),  nur  mehr  in  6  Proz.  der  Haushaltungen  findet  man 
Gewerbegehilfen,  welche  beim  Brotherrn  wohnen,  ein  Viertel  aller  Haus- 
haltungen aber  hat  fremde  Elemente  in  sich  aufgenommen.  Es  erscheint 
nicht  überflüssig,  wenn  der  Statistiker  darauf  hinweist,  dass  die  gross- 
städtischen Verhältnisse  ohne  die  letzteren  gar  nicht  denkbar  sind,  nicht 
nur,  weil  das  Wohnungsbedürfnis  der  betr.  Einwohnerkategorie  dies  er- 
heischt, sondern  auch  gar  viele  Haushaltungsvorsteher  aller  sozialen 
Schichten  auf  Nebenerwerb  aus  Vermietung  angewiesen  sind.  Auf  die 
Ergebnisse  der  Wohnungsstatistik  ,  die  sich  auch  mit  dem  Berufe  der 
Haushaltungsvorsteher  im  Vergleiche  mit  der  Besetzung  der  betr.  Be- 
rufszweige in  der  Gesamtbevölkerung,  mit  den  Religionsverhältnissen 
derselben,  mit  den  Alterskombinationen  der  stehenden  Ehen,  der  Zahl 
der  schulpflichtigen  Kinder  (in  Frankfurt  infolge  der  geringen  Geburts- 
ziffer relativ  niedrig)  u.  a.  m.  befasst,  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Der  innere  Zusammenhang  von  Wohnweise,  Berufszugehörig- 
keit und  Zusammensetzung  der  Haushaltungen  ist  durch  graphische  Tafeln 
veranschaulicht,  welche  die  charakteristischen  Merkmale  der  einzelnen 
Stadtbezirke  leicht  ersehen  lassen.  Die  Abstufung  der  letzteren  in  Bezug 
auf  die  Wohlhabenheitsverhältnisse,  soweit  diese  durch  diese  Wohnungs- 
statistik zum  Ausdruck  gelangen,  ist  gerade  in  Frankfurt  sehr  charakte- 
ristisch. Die  bekannte  Vorzüglichkeit  der  Frankfurter  Einrichtungen  in 
Bezug  auf  Kanalisation  und  Wasserleitung  kommt  übrigens  dadurch  zum 
Ausdruck,  dass  1890  auch  in  der  Altstadt  90  Proz.  aller  Wohnungen 
an  die  Quellwasserleitung  angeschlossen  und  63  Proz.  mit  Wasserklosets 
versehen  waren.  Badeeinrichtungen  benützen  13  Proz.  aller  Haushal- 
tungen, im  Westend  allerdings  mehr  wie  die  Hälfte  derselben,  in  der 
Altstadt  nur  i — 2  Proz.  Sehr  charakteristisch  ist  die  Abstufung  der 
Häufigkeit  der  komfortabeln  Einrichtungen  je  nach  der  Grösse  der  Woh- 
nungen.   Es  haben  von  je  100   Wohnungen 


mit 

0 — I 

2 

3 

4     und  mehr 

h 

e  i  z  b  a  r  e  n 

Zimmern 

Quellwasserleitung 

54.7 

72,6 

90,9 

96.7 

Wasserklosets 

43.4 

60,3 

82,8 

94,3 

Badeeinrichtung 

0,1 

0-5 

9,8 

Z^,Z 

Kochküchen 

57.3 

87,9 

97.8 

100 

Waschküchen 

17,8 

33»o 

55,4 

65,4 

Gasbeleuchtung 

3-7 

8,5 

18,8 

69,1 

Gegen  Feuerschaden  hatten  ihr  Mobiliar  versichert  von  den  Haushal- 
tungen mit  o — I,  2,  3,  4  und  mehr  heizbaren  Zimmern  29,1  —  48,7  — 
66,9  —  87,6  Proz.    Was  den  raschen  Wohnungswechsel  anlangt,  so  zeigen 
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die  hierüber  fortlaufend  geführten  Statistiken,  dass  die  grosse  Masse  in 
den  verschiedensten  Berufsschichten  in  steter  Bewegung  ist.  Der  Be- 
völkerungsaustausch ist  am  grössten  zwischen  benachbarten  Stadtbe- 
zirken ;  bei  dem  Zuzüge  von  auswärts  werden  zunächst  die  alten  Stadt- 
teile aufgesucht ;  ein  Teil  der  sesshaft  gewordenen  Bevölkerung  der- 
selben verzieht  allmählich  in  bestimmte  Teile  der  Aussenstadt.  Von 
den  auf  Wohnungsverhältnisse  Bezug  habenden  Verwaltungsmassnahmen 
sind  die  Polizeiverordnungen,  betr.  die  Nachtherbergen  und  das  Schlaf- 
stellenwesen aus  dem  Jahre  1892  hervorzuheben.  Ebenso  wie  der  ge- 
werblichen Mitbenützung  der  Wohnungen  ist  auch  den  Verhältnissen 
der  polizeilich  gemeldeten  Schlafstellen  noch  je  ein  besonderes  Kapitel 
gewidmet. 

Ueber  Wohlstand  und  Armut  der  Frankfurter  Bevölkerung  handelt 
der  III.  Abschnitt  des  II.  Teiles,  Hier  sind  in  erster  Linie  die  Ergeb- 
nisse der  Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer  verwertet  und  auf 
Grund  der  alljährlich  vom  K.  statistischen  Bureau  veröffentlichten  Sta- 
tistik eingehende  Vergleiche  mit  anderen  preussischen  Städten  gezogen, 
welche  Frankfurt  als  die  nach  jeder  Richtung  wohlhabendste  Gross- 
stadt der  Monarchie  erkennen  lassen.  Für  ausserpreussische  Städte 
bietet  die  sächsische ,  hamburgische  und  bremische  Statistik  Material 
zu  analogen  Vergleichen  über  die  Verteilung  der  steuerpflichtigen  Per- 
sonen nach  Einkommensstufen.  Wie  in  anderen  grossen  Städten  zählt 
auch  in  Frankfurt  mehr  als  die  Hälfte  der  Bevölkerung  zur  steuerfreien 
in  dem  Sinne,  dass  das  betr.  Familienoberhaupt  etc.  weniger  als  900  M. 
Einkommen  für  sich  und  seine  Angehörigen  versteuert.  Die  Verhältnis- 
zahl ist  aber  etwas  günstiger,  wie  in  den  meisten  andern  Städten.  Die 
mittleren  und  hohen  Einkommen  aber  sind  ausgesprochenermassen 
relativ  stärker  vertreten,  wie  in  irgend  einer  anderen  Stadt,  Hamburg 
nicht  ausgeschlossen.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  näher  ins  Detail 
zu  gehen.  Nur  sei  erwähnt,  dass  namentlich  das  Einkommen  aus  Ka- 
pitalvermögen in  Frankfurt  besonders  stark  vertreten  erscheint.  Eine 
spezielle  Auszählung  hat  bezüglich  der  Einkommensquellen  folgendes 
ergeben :  bei  den 

Censiten  mit  einem  Einkommen  von  ^  c  q     /     \ 

Einkommen  aus       900-3000  Mark  über  3000  Mark  ^umme  (1893/94] 

^ ., M.  M.  M. 

Kapitalvermögen    2  503  208  =    6,3  °/o    6 1  005  473  =  42,9  °/o    63  508  68  i  =  34,8  % 
Grundvermögen       6323971^15,7    »      17080740=12,0   »      23404711  =  12,8   » 
Handel  u.   Ge- 
werbe 10525618  =  26,2    »      45086201  =  31,7    »      55  611  8  19=:  30,5   » 
Gehalt  u.  Lohn     20801358  =  51,8   »      19153948^15,4  »     39955306  =  21,9   » 

40  154  155  142326362  182  480  51  7 

Nach  Abzug  der  Schuldenzinsen,  Lasten,  Versicherungsprämien  etc. 

34227400  129306329  163533729 

Unter  Zugrundelegung  der  Ergebnisse  der  früheren  Klassensteuer 
wird  sodann   das  Einkommen   der   steuerfreien  Personen    auf  36  Mill., 
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das  Reineinkommen  der  Gesamtbevölkerung  auf  rund  200  Mill.  oder 
etwa  1000  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  geschätzt,  während  für 
den  preussischen  Staat  (Stadt  und  Land  zusammen)  der  Durchschnitt 
höchstens  350  M.  beträgt.  Das  Gesetz  vom  24.  Juni  1891  hat  durch 
Einführung  der  Selbstdeklaration  namentlich  in  Frankfurt  ausserordent- 
liche Erfolge  erzielt.  Die  Einkommensteuer  hatte,  einschliesslich  der 
Klassensteuer  1891/92  2595033  M. ,  1892/93  dagegen  5001747  M.  er- 
tragen, war  also  auf  das  Doppelte  gestiegen.  Für  die  physischen  Per- 
sonen (also  nach  Ausschluss  der  Aktiengesellschaften  und  sonstigen  ju- 
ristischen Personen,  welche  in  Frankfurt  a.  M.  durchaus  keine  präpon- 
derierende  Rolle  spielen)  war  das  Steuersoll  1892/93  in  Berlin  20451  000, 
in  Frankfurt  4  638  000  Mark,  und  weit  zurück  in  der  Steuerkraft  bleiben 
die  der  Einwohnerzahl  nach  vorangehenden  Städte  Preussens:  Breslau 
mit  nur  2  759  000  M.,  Köln  mit  3  048  000  M.,  Magdeburg  mit  2  141  000  M. 
Steuersoll. 

Als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  einer  umfassenden  Einkommens- 
statistik bezeichnet  der  Verfasser  die,  auch  über  die  Individualverhält- 
nisse  der  Zensiten  innerhalb  der  einzelnen  Einkommensklassen  nähere 
Aufschlüsse  zu  vermitteln.  Ein  eingehenderer  Versuch  in  dieser  Rich- 
tung wird  bezüglich  der  männlichen  Haushaltungsvorsteher  geboten. 
Für  diese,  also  für  eine  bestimmte,  sesshaft  gewordene  Gruppe  der  Be- 
völkerung, wird  nachgewiesen,  dass  in  den  höheren  Altersgruppen  auch 
die  höheren  Einkommen  verhältnismässig  stärker  vertreten  erscheinen. 
Der  Untersuchung  haftet,  wie  der  Verfasser  hervorhebt,  noch  der  Mangel 
an ,  dass  sich  vorläufig  nicht  feststellen  Hess ,  welchen  Einfluss  hiebei 
die  Vererbung  des  fundierten  Volksvermögens  von  Generation  zu  Gene- 
ration ausübt  und  fraglich  bleibt,  wie  sich  die  Sache  wohl  hinsichtlich 
des  reinen  Arbeitseinkommens  stellen  würde.  Die  Kombination  von 
Einkommen  und  Aller  ist  für  die  einzelnen  Berufe  durchgeführt  und 
liefert  interessante  Resultate. 

Die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  wird  dann  weiter  an  Händen  der 
Ergebnisse  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  sowie  der  reformierten  Ge- 
werbesteuer geschildert.  An  Gemeindesteuern  hat  Frankfurt  vor  Inkraft- 
treten des  neuen  Kommunalabgabengesetzes  im  Wesentlichen  Zuschläge 
zur  staatlichen  Einkommensteuer  und  zwar  in  progressiver  Form  erhoben, 
sodann  die  Wohn-  und  Mietsteuer,  welche  beiden  Personalsteuern  mit  den 
Erträgnissen  des  sogenannten  Währschaftsgeldes,  einer  Besitzwechsel- 
abgabe (vgl.  diese  Zeitschr.  Bd.  50  S.  435)  für  die  Balancierung  des  Etats 
ausschlaggebend  waren.  Verbrauchssteuern  aufNahrungs-und  Genussmittel 
wurden  keine  mehr  erhoben,  dagegen  noch  eine  Einquartierungssteuer,  Wan- 
derlagersteuer, Pferde-,  Hunde-  und  Theaterbilletsteuer,  Bürgerrechts-  und 
Maklergebühren.  Die  Steuerkraft,  nach  dem  Kopfe  der  Bevölkerung 
bemessen,  ist  in  Frankfurt  eine  relativ  grosse  (1892/93:  33,71  M.  Staats- 
steuern und  36,13  M.  Gemeindesteuern);  dem  Wohlstande    der  Bürger- 
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Schaft  entsprechend  war  Frankfurt  auch  in  der  Lage,  auf  allen  Gebieten 
des  öffentlichen  Lebens    sich   mustergiltige  Einrichtungen   zu   schaffen. 

Der  Verfasser  bedauert ,  dass  die  Möglichkeit  fehlt,  bezüglich  der 
steuerfreien  Bevölkerung  die  Einkommensverhältnisse  näher  erforschen 
zu  können.  Er  geht  dann  dazu  über,  den  Umfang  der  öffentlichen 
Armenpflege  näher  zu  beschreiben,  zum  Teil  auf  Grund  spezieller  Aus- 
zählungen, zum  Teil  auf  Grund  der  Verwaltungsergebnisse  des  im  Jahre 
1883  organisierten  Armenamtes,  welches  nach  Elberfelder  System  ar- 
beitet und  berufen  war ,  die  früher  in  Händen  der  öffentlich  milden 
Stiftungen  liegende  Armenpflege  zu  zentralisieren.  Die  in  Frankfurt  so 
ausserordentlich  zahlreichen  anderweiten  Stiftungen  und  die  zum  Teile 
regelrecht  organisierte  Privatarmenpflege  aller  Art  sind  aber  in  ihrer 
Wirkung  statistisch  vorläufig  nicht  fassbar  und  die  hier  niedergelegte 
Armenstatistik  will  auch  nichts  anderes  bezwecken,  als  eine  Uebersicht 
zu  geben  über  Zahl  und  Individualverhältnisse  derjenigen  Personen, 
welche  von  dem  gesetzlich  festgelegten  Rechte  auf  Unterstützung  durch 
die  Gesamtheit  ihrer  'Mitbürger  Gebrauch  gemacht  haben.  Die  Armen- 
pflege ist  in  Frankfurt,  wie  überall  in  wohlhabenden  Gegenden,  eine 
intensivere.  Aus  den  verschiedenen  Untersuchungen  über  Geschlecht, 
Gebürtigkeit,  Alter,  Beruf  und  Religion  der  Verarmten,  über  die  Häufig- 
keit der  eigentlichen  Stammgäste  in  der  öffentlichen  Armenpflege  (me- 
thodisch wendet  sich  der  Verfasser  gegen  das  übliche  mechanische  Ver- 
fahren, eine  Unterstützungsdauer  von  3  Monaten  als  Kennzeichen  der 
>; dauernd  Unterstützten«  zu  nehmen),  u.  s.  w.  ist  hervorzuheben,  dass 
in  den  mittleren  Altersklassen  das  männliche,  in  den  höheren  das  weib- 
liche Geschlecht  eine  grössere  Armenziffer  hat,  dass  die  fremdgebürtige 
Bevölkerung  ein  relativ  grösseres  Kontingent  stellt,  die  Israeliten  ein 
speziell  sehr  kleines,  wohl  auch  infolge  der  grösseren  Privatwohlthätig- 
keit,  dass  endlich  die  Notwendigkeit  der  allgemeinen  Witwen-  und 
Waisenversicherung  durchschlagend  mit  der  Thatsache  bewiesen  wird, 
dass  in  einer  Stadt  wie  Frankfurt  von  der  weiblichen  Bevölkerung  der 
höchsten  Altersklassen  10 — 15  Proz.  dauernd  oder  vorübergehend  der 
Armenpflege  bedürfen!  Die  topographische  Gliederung  bietet  bei  den 
armenstatistischen  Tabellen  natürlich  besonderes  Interesse  für  den  Lokal- 
kundigen. 

Den  Erscheinungen  des  natürlichen  Bevölkerungswechsels  ist  eine 
umfangreiche  Untersuchung  gewidmet.  Es  wird  nicht  nur  der  Verlauf 
der  Eheschliessungen,  Geburten  und  Sterbefälle  mit  jenen  in  früheren 
Jahrhunderten  verglichen  (die  Kirchenbücher  reichen  bis  Mitte  des  16. 
Jahrhunderts  zurück  und  sind,  soweit  gedruckte  Zusammenstellungen 
vorlagen,  von  1635  ^^  i^  <^^^  vorliegenden  Arbeit  benützt),  sondern 
namentlich  versucht,  die  wichtigsten  bereits  bekannten  Thatsachen  der  Be- 
völkerungsstatistik aus  der  geographischen  Lage  Frankfurts  zu  erklären. 

Das  ältere  Material  lässt   beweisen,    wie  in  den  vorigen  Jahrhun- 
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derten  und  bis  in  die  ersten  vier  Dezennien  des  laufenden,  die  Zahl 
der  Sterbefälle  grösser  war,  wie  die  der  Geburten.  Dies  gilt  grössten- 
teils auch  für  die  verbürgerte  Einwohnerschaft,  nicht  etwa  nur  für  die 
fremden  Elemente.  Lediglich  der  Zuzug  vom  Lande  muss,  wie  das  auch 
anderwärts  nachgewiesen,  die  Städte  früher  vom  Aussterben  bewahrt 
haben,  während  heute  der  Zufluss  von  aussen  und  der  hohe  Geburten- 
überschuss  wetteifern,  die  Volkszahlen  der  Städte  zu  verdichten.  Das 
ältere  Material  bietet  auch  Gelegenheit  zu  Studien  über  die  Sexual- 
proportion, die  Verhältniszahl  der  ehelichen  zu  den  unehelichen  Kin- 
dern ,  die  Posthumi  u.  a.  Die  Gliederung  der  Sterbefälle  nach  dem 
Alter  der  Verstorbenen,  welche  für  das  ganze  laufende  Jahrhundert  be- 
kannt ist,  giebt  Gelegenheit  zur  Rekonstruktion  der  Bevölkerung  nach 
dem  Alter,  durch  welche  die  Thatsache,  dass  wir  es  gegenwärtig  in 
den  Städten  mit  sogenannten  jungen  Bevölkerungen  zu  thun  haben  und 
dass  namentlich  die  Kindesalter  viel  stärker  besetzt  sind  wie  früher, 
eine  treffende  Illustration  erfährt.  Die  EheschHessungen  sind  seit  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit  erheblich  gestiegen ; 
relativ  sind  sie  z.  Z.  ungefähr  doppelt  so  häufig,  wie  zu  Beginn  des 
Jahrhunderts.  Die  Geburtenzahl  hat  in  diesem  Jahrhundert  bis  zur  Mitte 
desselben  stetig  abgenommen,  ist  von  da  an  wieder  erheblich  gestiegen, 
hat  1880  ihr  Maximum  erreicht  und  steht  z.  Z.  ungefähr  so  hoch  wie 
in  der  ersten  Zeit  nach  den  napoleonischen  Kriegen.  Auch  die  Sterb- 
lichkeitszififer  sinkt  bis  Mitte  des  Jahrhunderts,  erreicht  aber  dann  trotz 
einer  vorübergehenden  kleinen  Anschwellung  zur  Zeit  der  neueren  Kriege 
nie  mehr  die  ursprüngliche  Höhe.  Interessant  ist,  dass  die  Kinder- 
sterblichkeit, welche  in  früheren  Jahrhunderten  allerdings  erheblich 
grösser  gewesen  sein  muss,  und  im  zweiten  Drittel  dieses  Jahrhunderts 
gegen  früher  entschieden  abgenommen  hat,  in  den  50er  und  60er  Jahren 
ebenso  günstig  war,  wie  in  der  jüngsten  Zeit,  eine  Beobachtung,  die 
man  auch  in  anderen  Städten  machen  kann. 

Der  zeitliche  Verlauf  der  Eheschliessungen,  Geburten  und  Sterbe- 
fälle innerhalb  eines  Jahres  nach  Monaten  hat  im  Laufe  der  Jahrhun- 
derte einige  Aenderungen  erfahren,  worauf  hier  nur  hingewiesen  sein 
soll.  Derselbe  wird  für  die  gegenwärtigen  Verhältnisse,  namentlich  so- 
weit es  sich  um  Sterbefälle  an  bestimmten  chronischen  Krankheiten 
der  Erwachsenen  oder  um  Kinderkrankheiten  handelt ,  nicht  ganz 
ohne  Erfolg  mit  den  meteorologischen  Daten  in  Parallele  zu  stellen 
versucht. 

Frankfurt  hat  im  Vergleiche  zu  anderen  Städten  eine  sehr  niedrige 
Geburts-  und  Sterblichkeitszififer.  Es  wird  auf  Grund  reichhaltigen  Ma- 
teriales  nachgewiesen,  wie  auch  die  weitere  Umgebung  von  Frankfurt 
zu  den  Länderstrichen  Deutschlands  gehört,  welche  dauernd  eine  geringe 
Zahl  von  Geburten  und  Sterbefällen  im  Verhältnis  zur  Gesamtbevöl- 
kerung erkennen  lassen.    Die  Detailstudien  befassen  sich  mit  der  rela- 
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tiven  Fruchtbarkeit  nach  Massgabe  der  Zahl  der  gebärfähigen  Frauen, 
und  der  relativen  Alterssterblichkeit.  Es  sind  hier  zunächst  die  Unter- 
suchungen eingefiochten,  über  welche  der  Verfasser  auf  dem  VIII.  inter- 
nationalen Kongress  für  Hygienie  und  Demographie  in  Budapest  1894 
referiert  hat  (Ueber  die  Eigentümlichkeiten  der  städtischen  Natalitäts- 
und  Mortalitätsverhältnisse  in  Deutschland),  aus  der  hervorgeht,  dass 
der  allgemeinen  Regel  nach  die  relative  Fruchtbarkeit  in  den  Städten 
geringer,  die  Sterblichkeit  grösser  ist,  wie  auf  dem  platten  Lande,  dass 
aber ,  von  Ausnahmen  abgesehen ,  die  Vergleichszahlen  zweier  Städte 
ungefähr  im  gleichen  Verhältnisse  stehen,  wie  diejenigen  der  umge- 
benden Landesteile.  Besonders  wichtig  wird  dabei  das  Verhältnis  der 
Kindersterblichkeit  zur  Gesamtsterblichkeit.  Für  Frankfurt  und  die 
ganze  Umgegend  im  weitesten  Sinne  ergiebt  sich  das  Resultat,  dass 
die  Kindersterblichkeit  ausserordentlich  günstig  ist,  die  relative  Sterb- 
lichkeit mit  zunehmendem  Alter  aber  im  Vergleiche  zu  anderen  Ge- 
genden allmählich  ungünstiger  wird  und  für  die  höheren  Lebensalter 
geradezu  eine  hohe  genannt  werden  muss.  Berücksichtigt  man  die  Alters- 
zusammensetzung der  Bevölkerung,  so  erklärt  sich  also  die  niedrige  Ge- 
samtsterblichkeit von  selbst.  Der  Verfasser  stellt  daher,  weil  die  geo- 
graphische Lage  sich  von  solcher  Bedeutung  erweist,  die  klimatischen 
Einflüsse  den  Einflüssen  der  sozialen  Verhältnisse  voran.  Dass  bei  der 
geringen  Kindersterblichkeit  die  allgemeinen  Wohlstandsverhältnisse  von 
Einfluss  sind,  wird  dabei  nicht  geleugnet,  aber  bestritten,  dass,  wie  so 
oft  angenommen  wird,  örtliche  Wohnungsverhältnisse  und  die  soziale  Glie- 
derung der  Bevölkerung  in  erster  Linie  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
seien.  Die  Statistik  der  Geburts-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Stadtbezirken,  welche  recht  verschiedene  Wohlstandsverhältnisse 
aufweisen,  bestätigt  zwar,  dass  in  den  minder  wohlhabenden  Bezirken  die 
Geburtsziffern  ebenso  wie  die  Sterblichkeitsziffern  und  die  relative 
Kindersterblichkeit  grösser  sind,  wie  in  den  wohlhabenderen  Teilen  der 
Stadt ;  mit  besonderer  Genugthuung  kann  aber  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  in  keinem  der  Stadtbezirke  mit  verhältnismässig  grosser  Sterblich- 
keit der  für  die  26  deutschen  Grossstädte  geltende  Durchschnitt  über- 
troffen wird.  Ueberdies  ist  in  den  minder  wohlhabenden  Bezirken  nicht 
bloss  die  Geburtenfrequenz  und  die  Häufigkeit  der  Sterbefälle  am  grössten, 
sondern  auch  der  Geburtenüberschuss ,  also  das  natürliche  Wachstum 
der  Bevölkerung.  Das  Material  aus  den  vorigen  Jahrhunderten  ermög- 
licht es,  durch  die  Scheidung  der  Stadtteile  rechts  des  Mains  (Frankfurt) 
und  links  des  Mains  (Sachsenhausen),  für  welche  ausgesprochener  Massen 
von  jeher  eine  verschiedene  soziale  Schichtung  der  Bevölkerung  be- 
standen hat,  die  gleichen  Erscheinungen  auch  für  frühere  Zeiten  fest- 
zustellen. 
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— e.  Weitere  Veröfferitlichungen  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Frank- 
furt {^.Y.).  Das  statistische  Amt  hat  soeben  zwei  kleinere  Drucksachen 
veröfifentHcht,  deren  eine  sich  mit  den  ersten  Ergebnissen  der  Volks- 
zählung vom  2.  Dezember  1895,  die  zweite  mit  der  Statistik  der 
Krankenkass  en  beschäftigt.  In  der  zweiten  Arbeit  wird  zunächst 
ein  Ueberblick  über  die  Entwickelung  und  die  Betriebsergebnisse  der 
sämtlichen  auf  Grund  des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  15.  Juni 
1883  organisierten  und  der  Aufsicht  des  Magistrats  unterstellten  Kranken- 
kassen in  den  letzten  10  Jahren  geboten.  Sodann  wird  für  die  Jahre 
1894  und  1895  ausführliches  Material  über  die  Erkrankungsverhältnisse 
der  Mitglieder  sämtlicher  Kassen  mitgeteilt,  welches  auf  Grund  beson- 
derer Erhebungen  gewonnen  ist.  In  letzterer  Beziehung  handelt  es  sich 
im  wesentlichen  um  genaue  Feststellungen  über  die  Dauer  der  ein- 
zelnen Erkrankungen  je  nach  Alter  und  Beruf  der  Mitglieder,  je  nach 
der  Art  der  Erkrankungsform  und  je  nach  Art  der  Verpflegung  (ob 
Haus-,  Hospital-,  gemischte  Pflege).  Es  ist  in  Aussicht  genommen,  in 
späterer  Zeit  diese  Untersuchungen  über  die  Erkrankungsverhältnisse 
bei  den  einzelnen  Kassen  fortzuführen  und  wenn  möglich  mit  einer 
noch  zu  schaffenden  Statistik  über  die  Alters-  und  Berufsverhältnisse 
der  Gesamtheit  der  Mitglieder  der  einzelnen  Kassen  in  Beziehung  zu  setzen. 


— e  Reform  des  Grunderbrechts  in  Oldenburg :  Ratnsauer,  F.,  Vor- 
trag, gehalten  im  Zentralausschuss  der  Oldenburgischen  Landwirtschafts- 
gesellschaft und  zum  Drucke  befördert  auf  Wunsch  des  Zentralvorstandes. 
Oldenburg  und  Leipzig.  1896.  A.  Schwartz.  —  Die  kleine  Schrift  ist 
ein  umsichtig  geschriebener  Beitrag  zur  Frage  des  Intestatanerbenrechts, 
vom  Boden  Oldenburgischer  Agrarzustände  aus,  welche  weitere  that- 
sächliche  Aufhellung  erfahren.  Der  Standpunkt  des  Herrn  Verfassers 
erhellt  aus  folgenden ,  den  Schlussäusserungen  entnommenen  Sätzen : 
»Ein  wesentlicher  Eingriff  in  das  bestehende  Recht  würde  es  sein,  wenn 
man  den  Stellen  ohne  Disposition  des  Besitzers  den  Charakter  von 
Grunderbstellen  geben,  mit  andern  Worten,  wenn  man  ab  intestato  ein 
Anerbenrecht  für  land-  und  forstwirtschaftliche  Besitzungen  einführen 
wollte.  M.  E.  würde  dieses  der  allgemeinen  Rechtsüberzeugung  der  be- 
teiligten Kreise  eben  so  wenig  entsprechen  wie  vor  dem  Erlass  des 
Gesetzes  von  1873.  Damals  hat  der  Gedanke,  trotz  der  unmittelbaren 
Anknüpfung  an  bestehendes  Recht  und  dessen  geschichtliche  Entwick- 
lung, keinen  so  weit  gehenden  Beifall  gefunden,  dass  der  Versuch,  ein 
für  das  ganze  Herzogtum  giltiges  Intestatanerbenrecht  durchzuführen, 
Aussicht  auf  Erfolg  bot.  Wenn  auch  hier  und  da  die  Ueberzeugung  von 
dem  hohen  Werte  der  Erhaltung  der  Stellen  neuen  Boden  gefunden  hat, 
so  kann  man  doch  nicht  behaupten ,  dass  dieselbe  mit  dem  Bewusst- 
sein  verbunden  wäre,  eine  solche  thatsächlich  wünschenswerte  Wirkung 
durch  den  Eingriff  der  Gesetzgebung  zu  fördern.    Zwar  würde  ein  durch 
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Verfügungen  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  abänderliches  In- 
testaterbrecht ja  nicht  den  Charakter  eines  zwingenden  Institutes  haben, 
aber  es  kann  auch  nicht  gesagt  werden,  dass  die  allgemeine  Volks- 
überzeugung in  dem  Masse  die  Regelung  in  dieser  Richtung  für  die 
überwiegend  richtige  oder  gar  notwendige  erachte,  dass  ihr  Inhalt 
verdiente,  zum  Intestaterbenrecht  erhoben  zu  werden.  Beweis  dafür  ist, 
dass  von  den  verschiedenen  Möglichkeiten ,  freiwillig  in  diesem  Sinne 
zu  verfügen,  in  einigen  Gebieten  fast  gar  nicht,  in  anderen  nur  in  sehr 
massigem  Umfange  und  in  günstigen  etwa  zur  Hälfte  Gebrauch  ge- 
machtwird. Man  wende  nicht  dagegen  ein,  dass  die  natürliche  Indolenz 
von  der  Vornahme  des  Aktes  zurückhalte.  Einerseits  ist  derselbe  so 
bequem  und  billig  gemacht,  dass  kaum  ein  Entschluss  dazu  gehört,  den 
Willen,  wenn  er  wirklich  vorhanden  ist,  bei  Gelegenheit  einer  Umschrei- 
bung oder  eines  anderen  der  vielen  vor  der  Behörde  zu  erledigenden 
Geschäfte  mit  zu  besorgen ,  andererseits  aber  beweist  der  Inhalt  an- 
derer Verfügungen  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen,  dass  in  vielen 
Fällen  das ,  was  das  Gesetz  ab  intestato  an  die  Errichtung  der  Grund- 
erbstelle knüpft,  nicht  den  Absichten  des  Disponenten  entspricht  und 
diese  bewegen  sich  in  den  verschiedenen  Landesteilen  in  so  ent- 
gegengesetzten Richtungen ,  dass  ein  mutmasslicher  Durchschnittswille 
sich  nicht  ermitteln  lässt.« 


— e.  Der  Anteil  der  Kinder  und  Frauen  an  der  Ertverbsthäügkeit  in 
verschiedenen  Ländern.  —  Hierüber  bemerkt  in  Besprechung  der  Ergeb- 
nisse der  deutschen  Berufszählung  von  1895  der»D.  R.A.«  (1897,  Nr.  4) 
das  Folgende : 

absolut  ''U  ^^r 

In  Deutschland  trafen   auf:  „  „„  Bevölkerung 


1895  1882 


1895  1882 


die  Erwerbsthätigen  im  Hauptberuf  20771090         18632008         40,12         38,99 

die  Dienenden '339  318  1324924  2,59  2,93 

die    Angehörigen    ohne    Hauptberuf  _         _,  ,,         _       ^         ,,0 

(Kinder)  27517275         24910695         53,15  55,08 

die  berufslosen  Selbständigen       .      .  2  142  601  1354486  4,14  3,00 

Diese  Ziffern  besagen,  dass  in  der  Bevölkerung  Deutschlands  die 
Erwerbsthätigen  im  Hauptberuf  rund  zwei  Fünftel  ausmachen ,  dass  es 
unter  loo  Einwohnern  bereits  40  Erwerbsfähige  giebt,  dass  ihnen  56 
Ernährte  gegenüberstehen,  unter  denen  wieder  knapp  3  auf  die  Haus- 
dienerschaft kommen.  Dass  der  Bruchteil  der  nicht  erwerbenden  Be- 
völkerungsschicht unter  allen  Umständen  ein  namhafter  sein  muss,  geht 
schon  daraus  hervor ,  dass  darin  die  grosse  Zahl  der  Kinder  steckt. 
Wesentlich  niedriger  ist  der  Anteil  der  Unterhaltenen  in  Oesterreich,  Ita- 
lien, der  Schweiz  und  Ungarn,  wo  die  Erwerbsthätigen  57  bezw.  52, 
45  und  42  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  ausmachen.  Etwas  mehr  nähert 
sich  Deutschland    schon  Frankreich   und    dem  Vereinigten    Königreich 
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von  Grossbiitannien  und  Irland  mit  37  bis  39  Proz.,  während  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  nur  32,5  Proz.  als  Erwerbsthätige  auf- 
weisen. Das  Verhältnis  der  beiden  für  das  volkswirtschaftliche  Leben 
massgebenden  Gruppen  bekundet  also  länderweise  greifbare  Verschie- 
denheiten. Eine  Anzahl  von  Einflüssen  ist  es,  die  sich  hier  geltend 
machen.  Von  vornherein  spricht  der  Anteil  mit,  den  die  Kinder  und 
auch  die  Frauen  an  der  Bevölkerung  haben.  Wo  beide  vergleichs- 
weise zahlreich  vertreten  sind ,  da  muss  bei  sonst  übereinstimmenden 
Umständen  auch  der  Kreis  der  Erwerbsthätigen  ein  beschränkterer  sein, 
weil  eben  Frauen  und  Kinder  sich  durchweg  in  geringerem  Grade  als 
die  .Männer  erwerbender  Beschäftigung  hinzugeben  vermögen.  So  wenig 
daran  ein  Zweifel  aufkommen  kann  ,  lässt  sich  freilich  ein  Zusam- 
menhang zwischen  der  Ziffer  der  Erwerbsthätigen  oder  der  Nicht- 
erwerbsthätigen  einer-  und  derjenigen  der  jugendlichen  und  weiblichen 
Bevölkerung  andererseits  nicht  überall  deutlich  belegen.  Für  Deutsch- 
land mit  seinem  bescheidenen  Anteil  Erwerbsthätiger  trifft  dies  zu  :  hier 
kommen  auf  das  weibliche  Geschlecht  rund  51,  auf  die  Kinder  (bis  zu 
15  Jahren)  35,1  Proz.  der  Bevölkerung.  Aehnlich  ist  das  Verhältnis  in 
England  und  Schottland.  Auch  bezüglich  Italiens  liegt  Uebereinstim- 
mung  vor,  insofern  bei  ungewöhnlich  grosser  Verbreitung  der  Erwerbs- 
thätigen auf  Frauen  nur  40,9  und  auf  die  Kinder  nur  32,2  Proz.  treffen; 
und  in  Nordamerika  deckt  sich  die  grosse  Zahl  der  Angehörigen  mit 
einem  beträchtlichen  Kinderreichtum  (38,1  Proz.).  Dagegen  ist  für  andere 
Staaten ,  wie  für  die  Schweiz ,  für  Frankreich ,  etwas  derartiges  nicht 
wahrzunehmen.  Namentlich  verhält  sich  Frankreich  abweichend ;  ob- 
schon  in  diesem  Lande  mit  ausserordentlich  schwachem  Nachwuchs  der 
Kinderanteil  nicht  mehr  als  27  Proz.  erreicht,  steht  doch  die  Ziffer  der 
nicht  erwerbenden  Klasse  besonders  hoch.  Ebenfalls  —  nur  umgekehrt  — 
besteht  in  Oesterreich  kein  Einklang  zwischen  der  recht  schwachen 
Vertretung  der  letzteren  Klasse  einer-  und  der  mindestens  mittleren 
Vertretung  der  Kinder  sowie  einer  stärkeren  des  weiblichen  Geschlechts 
andererseits.  Wenn  aber  hier  die  Beziehungen  zwischen  Erwerbsthätig- 
keit  und  Alter  und  Geschlecht  nicht  hervortreten ,  so  muss  man  eben 
annehmen,  dass  sie  durch  andere,  kräftigere  Einflüsse  verdunkelt  werden. 
Allerdings  ist  für  das  Verhältnis  der  Erwerbsthätigen  nicht  so  sehr  der 
Anteil  der  Frauen  und  zumal  der  Kinder  an  der  Bevölkerung  überhaupt 
als  derjenige  entscheidend,  den  sie  am  erwerbenden  Berufsleben  haben. 
Auf  den  letzteren  Vorgang  macht  sich  wieder  und  zwar  in  Ansehung 
der  Jugend  das  Klima  geltend,  insofern  es  früher  oder  später  die 
körperliche  Reife  und  damit  die  Befähigung  zu  erwerbender  Thätigkeit 
zeitigt,  in  Ansehung  der  Frauen  die  ganze  vStellung ,  welche  ihnen  die 
gesellschaftliche  Auffassung  der  einzelnen  Völker  zumisst.  Hiermit  hängt 
es  zusammen,  dass  in  den  Ländern  des  Südens,  wie  in  Italien  und  in 
den  südlichen  Ländern  Oesterreichs  und  Ungarns,  wo  die  Kinder  schon 
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früh  zur  Entwickelung  gelangen ,  wn  ferner  die  Frauen ,  zumal  in  den 
Landwirtschaft  treibenden  Gegenden,  umfassend  für  berufliche  Aufgaben 
in  Anspruch  genommen  werden,  die  Erwerbsthätigen  vorzugsweise  eine 
grosse  Ausdehnung  haben.  Ja,  die  Mitwirkung  jugendlicher,  d.  h.  noch 
nicht  15  Jahre  alter  Kräfte  am  Erwerbsleben  ist  z.  B.  in  Italien  um- 
fänglicher als  in  irgend  einem  anderen  Lande,  aus  dem  entsprechende 
Angaben  vorliegen;  es  machen  nämlich  diese  bereits  13  Prozent  aller 
Erwerbsthätigen  aus.  Ebenso  ist  es  mit  derartigen  Frauen  bestellt:  sie 
betragen  über  ein  Drittel  —  35,3  Proz.  —  aller  weiblichen  Bewohner 
im  Norden  Europas ,  in  den  skandinavischen  Königreichen  hingegen, 
wo  der  Mensch  später  zur  Berufsausübung  heranreift ,  auf  die  Verwer- 
tung der  Kinder  daher  mehr  verzichtet  werden  muss,  umfassen  die  Er- 
werbsthätigen, noch  dazu  mit  Einschluss  des  Hausgesindes,  nicht  mehr 
als  35 — 37  Proz.  Unter  ihnen  sind  beispielsweise  in  Norwegen  nur 
2  Proz.  LTnerwachsene.  Was  die  weibliche  Beteiligung  anbelangt,  so  ist 
sie  nirgends  schwächer  als  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika; 
die  Frauen  werden  dort  weniger  als  anderswo  in  das  Erwerbsgetriebe 
und  zumal  zu  niederen  und  schweren  Leistungen  herangezogen ;  es  sind 
solcher  denn  auch  erst  knapp  11  Proz.  aller  weiblichen  Personen  er- 
mittelt worden.  Allein  nicht  nur  die  niedrige  Ziffer  der  berufsthätigen 
Frauen  hat  dort  die  geringfügige  Ausdehnung  der  erwerbenden  Klasse 
verursacht,  es  trägt  auch  die  unbedeutende  Verwendung  von  Kindern 
dazu  bei,  deren  bis  zum  Alter  von  16  Jahren  erst  6,4  unter  100  Erwerbs- 
thätigen sich  finden.  Von  Bedeutung  für  den  Umfang  der  Erwerbs- 
thätigkeit  ist  endlich  auch  die  vorherrschende  berufliche  Beschäftigung 
der  Bevölkerung  in  der  Hinsicht,  als  von  ihr  die  Zeit  der  Vorbereitung 
und  damit  das  Alter  des  Eintritts  in  das  wirtschaftliche  Leben  beein- 
flusst  wird.  —  Bezeichnend  ist  es  für  Preussen  wie  Sachsen  —  und  auch 
die  Ergebnisse  für  das  ganze  Reich  dürften  davon  nicht  wesentlich  ab- 
weichen — ,  dass  die  Gemeinden  mit  10  000  und  mehr  Einwohnern  den 
mittleren  und  kleinen  an  Erwerbsthätigen  merklich  überlegen  sind.  Dort 
machen  letztere  in  Preussen  40,51  Proz.  aus,  während  sie  in  den  Ge- 
meinden mit  20000  bis  100  000  Einwohnern  auf  38,10  Proz.,  in  denen 
mit  5000  bis  20  000  Einwohnern  auf  36,51  Proz.  und  in  denen  mit  2000 
bis  5000  Einwohnern  auf  36,35  Proz.  herabgehen,  dagegen  in  denen 
mit  weniger  als  2000  Einwohnern  sich  wieder  auf  38,45  Proz.  erheben. 
Demnach  ist  der  Umfang  der  Erwerbsthätigen  in  Deutschland  um  so 
ansehnlicher,  je  dichter  die  Bevölkerung  örtlich  zusammengedrängt  wohnt; 
nur  die  Landstädtchen  werden  vom  platten  Lande  überholt.  Ein  der- 
artiges Ergebnis  kann  nicht  befremden,  wenn  man  sich  der  bekannten 
Abflüsse  erinnert,  die  sich  unausgesetzt  vom  Lande  in  die  Städte  voll- 
ziehen und  hier  vorzugsweise  zur  Verstärkung  der  erwerbsthätigen  Kreise 
beitragen.  Diese  Beobachtungen  widersprechen  z.  B.  den  in  Oester- 
reich  bei  der  letzten  Volkszählung  gemachten,  wo  die  Gemeinden  bis 
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zu  2000  Einwohnern,  also  das  flache  Land,  allen  grösseren  an  Erwerhs- 
thätigen  bedeutend  überlegen  sind.  Die  Erklärung  dieses  Widerspruchs 
wird  sich  an  jenen  Vorgang  zu  halten  haben,  durch  welchen  sich  die 
berufliche  Zusammensetzung  der  beiden  Reiche  wesentlich  voneinander 
unterscheidet:  die  abweichende  Verbreitung  von  Landwirtschaft  und 
Industrie.  Dadurch ,  dass  letztere  in  Oesterreich  ungleich  geringer  ist, 
kann  auch  das,  was  die  kleinen  ländlichen  Orte  den  gewerbefleissigen 
Städten  an  Bevölkerungsteilen  abgeben  ,  nicht  so  belangreich  sein  wie 
in  Deutschland.  Demgegenüber  ist  die  weit  ausgedehntere  Besetzung 
des  landwirtschaftlichen  Berufs  in  Oesterreich,  welcher,  wie  schon  er- 
wähnt ,  der  erwerbenden  Verwendung  von  Frauen  und  Kindern  den 
weitesten  Spielraum  eröffnet ,  darnach  angethan ,  das  Verhältnis  der 
Erwerbsthätigen  zu  den  Angehörigen  günstig  zu  beeinflussen.  Auch  die 
Gruppen  der  Dienenden  für  häusliche  Dienste  und  der  berufslosen  Selb- 
ständigen sind  in  den  grösseren  Gemeinden  stärker  vertreten  als  in  den 
kleineren.  Umgekehrt  erscheint  die  Gruppe  der  Angehörigen  in  jenen 
minder  zahlreich  als  in  diesen,  weil  in  den  grossen  Städten  die  unver- 
heirateten Erwerbsthätigen  mit  Vorliebe  ihren  Unterhalt  suchen.  Die 
Bevölkerung  des  platten  Landes  und  der  kleinen  Landstädte  zählt  die 
meisten  Angehörigen  unter  sich ;  sie  ist  also  mit  den  Erziehungs-  und 
LTnterhaltungskosten  für  Angehörige  am  meisten  belastet,  was  einiger- 
massen  darin  seinen  Ausgleich  finden  wird,  dass  sich  gerade  dort  für 
letztere  die  meiste  Gelegenheit  bietet,  nebensächlich  erwerbend  thätig 
zu  sein  oder  zur  Bestreitung  der  Haushaltungskosten  durch  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  beizusteuern.  —  Vergleicht  man  das  Verhältnis  der 
Angehörigen  zu  den  Erwerbsthätigen,  wie  es  die  letzte  Berufs-  und  Ge- 
werbezählung bei  den  verschiedenen  Berufsklassen  bekundet,  mit  dem- 
jenigen, welches  die  Berufsermittelung  von  1882  ergab,  so  sieht  man, 
dass  sich  die  »Belastung«  durch  Angehörige  im  Staatsdurchschnitt  bei 
der  Berufsabteilung  der  Landwirtschaft  vermindert  hat,  während  sie  in 
den  Berufsklassen  der  Industrie,  des  Handels  und  Verkehrs  mehr  oder 
weniger  gestiegen  ist.  Diese  Erscheinung  widerspricht  den  landläufigen 
Ansichten.  Es  wird  oft  darauf  hingewiesen,  dass  die  Landwirtschaft 
insbesondere  ihre  arbeitskräftigen  Bestandteile  an  die  Industrie  und  an 
Handel  und  Verkehr  abgebe,  und  es  wird  dabei  meist  vorausgesetzt, 
dass  dies  vorwiegend  Unverheiratete  seien,  während  der  Landwirtschaft 
und  verwandten  Berufen  die  Last  der  Unterhaltung  der  Nichterwerbs- 
thätigen  verbleibe.  Qualitativ  ist  diese  Annahme  auch  richtig,  quanti- 
tativ kann  aber  von  einer  zunehmenden  Belastung  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  durch  Angehörige  nicht  gesprochen  werden,  und 
das  ist  auch  erklärlich.  Wenn  die  Statistik  ergiebt,  dass  der  Landwirt- 
schaft vor  allem  die  meist  mit  Familien  versehenen  Tagelöhner  ver- 
loren gegangen  sind  (im  ganzen  Reiche  411  724,  in  Preussen  allein  eine 
Viertelmillion  seit  1882),  das  meist  unverheiratete  Aufsichts-  und  Ver- 
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waltungspersonal  aber  zugenommen  hat,  so  ist  die  verhältnismässige 
Verminderung  der  Angehörigen  in  der  Berufsabteilung  der  Landwirt- 
schaft recht  wohl  erklärt  und  ebenso  die  Erhöhung  der  BelastungszifFer 
in  der  Industrie,  der  ja  jene  landwirtschaftlichen  Tagelöhner  mit  Fa- 
milie zugewachsen  sind.  In  dieser  Berufsklasse  würde  sich  eine  noch 
höhere  Belastungsziffer  herausrechnen  lassen,  wenn  die  1895  als  »Fa- 
milienangehörige, die  im  Betriebe  des  Haushaltungsvorstandes  thätig 
sind«,  zu  den  Erwerbsthätigen  gerechneten  Personen,  wie  es  1882  wohl 
meist  geschehen  ist,  zu  den  Angehörigen  gezählt  worden  wären.  Das- 
selbe gilt  bezüglich  des  Handelsgewerbes,  bei  dem  es  wegen  der  vielen 
kleinen  Geschäfte  vermutlich  ein  noch  stärkeres  Gewicht  hat.  —  Es 
ist  an  dieser  Stelle  noch  auf  denjenigen  Bestandteil  der  —  im  volks- 
wirtschaftlichen Sinne  —  nicht  erwerbenden  Gruppe  besonders  einzu- 
gehen, dessen  eigentliche  Stellung  und  Aufgabe  es  ist,  gegen  Entgelt 
und  demnach  insofern  in  persönlich  erwerbendem  Verhältnisse  die  Be- 
rufsthätigen  in  der  Führung  des  Haushalts  zu  unterstützen ,  d.  h.  auf 
die  häuslichen  Dienstboten.  Im  Vergleich  mit  den  Erwerbs- 
thätigen wie  mit  den  Angehörigen  stellen  sie  nur  einen  winzigen  Bruch- 
teil der  Bevölkerung  dar:  im  Mittel  des  Reichs  nur  2,29  Proz.  Aller- 
dings wechselt  dies  räumlich  einigermassen.  Namentlich  macht  sich 
der  städtische  Einfluss  bemerklich  ;  es  erhellt  dies  daraus,  dass  die  Städte 
das  platte  Land ,  und  die  Grossstädte  wieder  die  anderen  Städte  an 
Gesindehaltung,  und  zwar  recht  wahrnehmbar,  überragt.  Denn  in  jenen 
steigt  die  Ziffer  z.  B.  im  Königreich  Preussen  bis  4  Proz.  an,  behauptet 
sich  in  den  Mittelstädten  auf  3,42  Proz.,  in  den  Kleinstädten  auf  2,73  Proz. 
und  sinkt  auf  dem  Lande  bis  auf  2,09  Proz.  herab.  Die  aus  der  Dich- 
tigkeit des  Zusammenlebens  sich  ergebenden  verschiedenen  gesellschaft- 
lichen wie  beruflichen  Erscheinungen  begründen  also  hiernach  ein 
durchaus  abweichendes  Mass  an  hauswirtschaftlicher  Unterstützung  durch 
gedungene  Kräfte :  und  zwar  beruhen  sie  einesteils  und  vornehmlich 
darauf,  dass  volks-  und  hauswirtschaftliche  Thätigkeit  in  den  Städten 
ungleich  seltener  zusammenfallen,  als  in  den  ländlichen  Wohnplätzen. 
In  diesen  bildet  es  die  Regel,  dass  die  Betriebsstätte  auch  die  Wohn- 
stätte ist ;  und  mit  der  Hauswirtschaft  wird  hier,  wenn  auch  der  haupt- 
sächliche Beruf  des  Inhabers  ein  anderer  ist,  meist  ein  mehr  oder  minder 
ausgedehnter  landwirtschaftlicher  Betrieb  verbunden,  der  zugleich  in  den 
hauswirtschaftlichen  eingreift.  Wo  für  jenen  die  Kräfte  des  Inhabers 
und  seiner  Angehörigen  nicht  ausreichen  und  fremde  angenommen  werden, 
da  stellen  sich  diese  in  der  Berufsaufnahme  als  erwerbsthätige  Hilfs- 
personen dar,  nicht  aber  als  häusliche  Dienstboten,  auch  wenn  sie  sich 
vielleicht,  und  wiewohl  oftmals  nebenher,  im  Haushalt  in  anderen  Sachen 
nützlich  machen.  Namentlich  trifft  dies  für  die  in  den  ländlichen  Orten 
den  Ausschlag  gebende  Landwirtschaft  zu.  In  den  Städten  dagegen  mit 
ihrer  gesteigerten  Geschäftsthätigkeit  und  entwickelteren  Arbeitsteilung 
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werden  die  Erweibsthätigen  ausschliesslicher  durch  die  Berufsaufgaben 
in  Anspruch  genommen,  so  dass  sich  häufiger  die  Notwendigkeit  er- 
giebt,  zumal  wenn  auch  die  Familienangehörigen  im  Erwerbszweige  Hilfe 
leisten,  für  die  Besorgung  gewisser  häuslicher  Aufgaben  Fremde  heran- 
zuziehen. Andernteils  spricht  mit,  dass  in  den  Städten  erheblicher  solche 
Berufszweige  vertreten  sind,  mit  denen  ein  höheres  Einkommen  und 
eine  höhere  gesellschaftliche  Stellung  verbunden  ist,  in  denen  daher 
ein  ausgebreiteteres  Verlangen  nach  Hausdienerschaft  besteht.  Greift 
man  die  einzelnen  Berufsarten  heraus,  welche  sich  durch  eine  reich- 
lichere Verwendung  von  Dienenden  bemerkbar  machen,  so  nimmt  der 
Kirchendienst  die  oberste  Stelle  ein.  Hier,  wo  fast  nur  Erwerbsthätige 
mit  akademischer  Bildung  und  einem  entsprechenden  Zuschnitt  der  Le- 
benshaltung in  Frage  kommen,  treffen  auf  loo  jener  schon  57  Bedienstete. 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Privatgelehrten  und  Schriftstellern, 
bei  denen  sich  denn  auch  die  Ziffer  der  Bediensteten  auf  33  erhebt. 
Beim  Sanitätsdienst,  bei  den  Lehrern  an  Hoch-,  Mittel-  und  Volks- 
schulen, an  Gewerbe-,  Fach-  und  Privatschulen,  Erziehungsanstalten 
u.  s.  w.,  sowie  bei  dem  Hof-,  Staats-,  Gemeindedienst  und  der  Rechts- 
pflege ist  die  Zusammensetzung  nach  Stellung  und  Wohlstand  schon 
eine  ungleichartigere ,  die  mittlere  Gesindehaltung  darum  auch  schon 
eine  beschränktere ,  immer  aber  sind  es  bei  diesen  Berufsarten  noch 
gegen  22  bezw.  21  und  19  Dienende,  welche  100  Erwerbenden  gegen- 
überstehen. Der  Klasse  des  öffentlichen  Dienstes  kommt  die  des  Han- 
dels und  Verkehrs  nahe.  Auch  ihr  pflegt  ein  ziemlich  verbreiteter  Wohl- 
stand eigen  zu  sein.  Vorzugsweise  kennzeichnen  sich  durch  solchen 
der  Geld-  und  Kredithandel,  die  Makler  und  Kommissionäre,  sowie  die 
Rhederei  und  Schiffsbefrachtung,  bei  denen  denn  auch  auf  100  Erwer- 
bende bereits  37  bezw.  36  und  27  zur  Hausdienerschaft  gehörende  Per- 
sonen entfallen.  Doch  auch  das  Versicherungsgewerbe,  die  Spedition, 
der  Waren-  und  Produktenhandel  im  stehenden  Geschäftsbetriebe  und 
der  Buch-,  Kunst-  und  MusikaUenhandel ,  einschliessUch  des  Verlags, 
sind  mit  21  bezw.  20  und  18  häuslichen  Dienstpersonen  vergleichsweise 
noch  immer  ansehnlich  ausgestattet,  während  bei  den  übrigen  Berufs- 
zweigen dieser  Gruppe  das  Verhältnis  schon  schwächer  erscheint.  Viel 
geringer  als  der  Handel  und  Verkehr  mit  durchschnittlich  12  Bediensteten 
auf  je  IOC  Erwerbende  ist  die  Industrie  an  der  Gesindenutzung  be- 
teiligt, und  zwar  derart,  dass  100  Erwerbsthätigen  nur  4  häusliche  Dienst- 
boten gegenüberstehen ,  während  selbst  in  der  Landwirtschaft  noch  5 
auf  ICD  Erwerbende  entfallen.  Die  wohlhabendere  Klasse  der  beruflich 
Selbständigen  in  der  Industrie  tritt  nach  Massgabe  des  Hilfspersonals 
ganz  erheblich  dem  Handel  gegenüber  zurück.  Für  die  Herstellung  der 
Erzeugnisse  des  Gewerbefleisses  bedarf  durchschnittlich  der  einzelne 
Betrieb  einer  grösseren  Anzahl  Hände  als  beim  LTmsatz  der  Güter.  Das 
Verhältnis   der  Betriebsinhaber,    der   selbständigen  Gewerbetreibenden 
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zu  den  Gehilfen  aller  Art  muss  daher  in  der  Industrie  ein  kleineres 
sein.  Im  grossen  und  ganzen  sind  aber  hauptsächlich  nur  die  in  selb- 
ständiger gewerblicher  Stellung  stehenden  Berufsthätigen  befähigt,  sich 
der  Unterstützung  durch  Gesinde  zu  bedienen.  Es  kommt  noch  hinzu, 
dass  auch  von  zahlreichen  Inhabern  von  Kleinbetrieben  in  der  Industrie 
—  man  denke  vor  allem  an  die  Handwerker  —  der  grösste  Teil  für 
die  Dienstbotenhaltung  ausfällt. 


— e.  Itinere  und landivirtschaftliche  Verwaltung  Aegyptens  (nach  v.  Fircks, 
Zeitschr.  d.  pr.  stat.  Bur.  1895,  IV.).  Allgemeine  Grundsätze.  Die  Re- 
gierung des  ägyptischen  Reiches  steht  auf  Grund  der  von  den  Sultanen 
erlassenen  Fermäne  dem  Khediwe  zu,  welcher  durch  die  Verfassung 
des  Landes  nur  wenig  eingeschränkt  ist;  in  Wirklichkeit  wird  jedoch 
seit  dem  Herbste  1882  jede  für  die  Verwaltung  Aegyptens  wichtige 
Frage  von  der  britischen  Regierung  entschieden.  Der  Khediwe  pflegt 
während  des  grössten  Teiles  des  Jahres  im  Palaste  Abdin  zu  Kairo  und 
nur  im  Sommer  im  Palaste  Ras  et  Tin  zu  Alexandria  zu  residieren ;  seine 
Zivilliste  ist  auf  loooooL.  E.  {=-  2  080  000  M.)  festgesetzt  und  die  Hof- 
haltung deshalb  nach  europäischen  Begriffen  sehr  einfach  eingerichtet. 
Die  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Vizeköniglichen  Hauses  beziehen 
besondere  Apanagen  und  besitzen  meistens  beträchtliches  eigenes  Ver- 
mögen. Die  Apanagen  der  vier  Prinzen  und  Prinzessinnen  betragen 
insgesamt  114  127  L.  E.  {=■  2373841,60   M.). 

Nach  dem  Organisationsgesetze  vom  i.  Mai  1883  bestehen  zwar 
Vertretungskörper  zur  Beratung  aller  Gesetze  und  allgemeinen  Verord- 
nungen ,  sowie  der  Regierungsvorlagen ;  doch  ist  die  Regierung  nicht 
verpflichtet,  die  Beschlüsse  dieser  Körperschaften  zu  berücksichtigen. 
Diese,  lediglich  zur  Abgabe  von  Gutachten  berechtigten  Vertretungen 
bestehen  aus  der  Landesversammlung,  dem  Gesetzgebenden  Rate  und 
für  jede  Provinz  aus  einem  Provinzialrate.  —  Die  Landesversammlung 
setzt  sich  aus  den  6  Staatsministern ,  den  30  Mitgliedern  des  Gesetz- 
gebenden Rates  und  46  Notabein,  von  denen  35  von  den  14  Provinzial- 
räten  und  1 1  von  den  Gubernien  gewählt  werden,  zusammen  und  wird 
durch  besonderen  Erlass  des  Khediwe  einberufen  ;  ihr  müssen  alle  auf 
neue  Personal-  und  Grundsteuern  bezüglichen  Gesetzentwürfe  vorgelegt 
werden,  zu  deren  Einführung  ihre  Zustimmung  erforderlich  ist,  jedoch 
wegen  der  Art  ihrer  Zusammensetzung  auch  jederzeit  von  der  Regierung 
erlangt  werden  kann.  Der  Provinzialrat  jeder  Provinz  wählt  in  diese 
Versammlung,  welche  mindestens  in  jedem  zweiten  Jahre  zu  einer  Ta- 
gung berufen  werden  muss,  zwei  oder  drei  Notable.  Die  Mitglieder  der 
Landesversammlung  empfangen  für  die  Dauer  der  Tagung  Tagegelder 
(i  L.  E.  =  20,80  M.)  und  Reisegeld  je  nach  der  Entfernung  des  Sitzes 
des  betreffenden  Provinzialrates.  Die  Beratungen  finden  zu  Kairo  statt 
und  die  Mandate  gelten  auf  die  Zeit  von  6  Jahren.  —  Dort  tagt  auch 
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der  Gesetzgebende  Rat  (meglis  chara  el  ni1ab).  Dieser  besteht  aus  30 
Mitgliedern,  von  denen  14  vom  Khediwe  ernannt  und  16  von  den  Pro- 
vinzialräten  (14)  bezw.  den  Gubernien  (2)  gewählt  werden.  Die  vom 
Khediwe  ernannten  Mitglieder  empfangen  lediglich  eine  Entschädigung 
für  die  ihnen  aus  der  Benutzung  von  Fuhrwerk  u.  s.  w.  in  Kairo  er- 
wachsenden sächlichen  Ausgaben  (90  L.  E.  =  1872  M.  jährlich),  die 
von  den  Provinzialräten  und  Gubernien  entsendeten  Mitglieder  dagegen 
jährlich  250  L.  E.  (=52ooM.)  und  monatlich  einmal  Reisegeld  für  die 
Hin-  und  Rückfahrt  aus  ihrem  VVahlorte  nach  Kairo.  Im  Jahre  1893 
hat  der  Gesetzgebende  Rat  zum  erstenmale  das  Recht  ausgeübt,  den 
Entwurf  des  Staatshaushaltsgesetzes  eingehend  durchzuberaten,  und 
mancherlei  zweckmässige  Veränderungen  in  Vorschlag  gebracht.  Der 
Gesetzgebende  Rat  versammelt  sich  zu  Beginn  jedes  zweiten  Monats. 
Am  Sitze  jeder  Provinzialverwaltung  befindet  sich  ein  aus  allgemeinen 
Wahlen  hervorgegangener  Provinzialrat  zur  Vorberatung  aller  auf  die 
Provinz  bezüglichen  Gesetzentwürfe  und  Verordnungen.  Dieser  Provin- 
zialrat besteht  aus  3  bis  8  Mitgliedern  und  muss  jährlich  mindestens 
einmal  versammelt  werden ,  um  über  ausserordentliche  Steuern  für  öf- 
fentliche Zwecke ,  sowie  über  Veränderungen  in  der  Abgrenzung  der 
Gemeindebezirke,  über  Messen,  Märkte  und  öffentliche  Arbeiten  zu  be- 
raten. Zur  Wahl  der  Mitglieder  sind  nur  die  über  30  Jahre  alten  Ein- 
wohner berechtigt,  welche  des  Lesens  und  Schreibens  kundig  sind  und 
seit  mindestens  zwei  Jahren  50  L.  E.  (=  1080  M.)  Steuern  entrichtet 
haben.  Mittellose,  sowie  der  Elementarschulbildung  entbehrende  Per- 
sonen sind  von  der  Wahl  mithin  ausgeschlossen.  —  Ausser  den  vor- 
genannten Versammlungen  besteht  in  Kairo  seitdem  i.  September  1883 
noch  ein  Rechtsbeirat  der  Regierung,  welcher  1884  an  die  Stelle  des 
im  September  1883  errichteten  Staatsrates  getreten  ist  und  teils  zur 
Prüfung  juristischer  Fragen  und  zur  Abgabe  von  Gutachten  über  solche 
dient,  teils  die  Abfassung  neu  zu  erlassender  Gesetze  und  Verordnungen 
in  Rücksicht  auf  die  bestehende  Gesetzgebung  kontrolliert.  Die  Lei- 
tung dieser  Behörde  liegt  in  der  Hand  eines  Ausschusses,  der  aus  dem 
Rechtsbeistande  des  Ministerpräsidenten  und  den  beiden  Direktoren  der 
Rechtsbeistände  der  Ministerien  besteht.  Auch  an  die  Beschlüsse  dieses 
Rechtsbeirates  ist  die  Regierung  in  keiner  Weise  gebunden. 

Der  Ministerrat  besteht  aus  sämtlichen  Staatsministern ;  doch 
haben  die  der  ägyptischen  Regierung  als  Berater  zugewiesenen  britischen 
Beamten  das  Recht,  den  Sitzungen  beizuwohnen,  und  können  gegen 
jede  mit  einer  Ausgabe  für  die  Staatskasse  verbundene  Aenderung  der 
bestehenden  Verhältnisse  Einspruch  erheben,  ohne  diesen  begründen 
zu  müssen.  Den  Vorsitz  führt  der  Ministerpräsident,  welcher  auch  den 
amtlichen  Verkehr  mit  dem  nach  Aegypten  entsendeten  Oberkommissar 
der  Hohen  Pforte  (Ghazi  A.  Mukhtar  Pascha)  unterhält.  Die  gesamte 
Staatsverwaltung  Aegyptens  wird  von  6  Ministerien  geleitet.  —  Der  Mi- 
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nister  des  Innern  (Nubar  Pascha)  ist  zugleich  Ministerpräsident ; 
ausser  der  inneren  Landesverwaltung  und  Landwirtschaft,  für  welche 
trotz  ihrer  hohen  Bedeutung  für  Aegypten  ein  besonderes  Ministerium 
nicht  besteht,  ist  ihm  auch  der  Gesundheitsdienst  und  das  Polizeiwesen 
unterstellt.  Ein  Unterstaatssekretär  (Negueb  Pascha),  ein  britischer 
Beirat  (L  F.  Gorst),  ein  Direktor  des  Gesundheitsdienstes  (Dr.  \.  G. 
Roggers  Pascha,  ebenfalls  Engländer),  ein  Präsident  für  den  Gesund- 
heitsdienst in  den  Häfen  und  die  Quarantäneeinrichtungen  (Mieville), 
ein  Generaldirektor  der  Post  und  Telegraphie  (Saba  Pascha)  und  ein 
Generalkontrolleur  der  Häfen  und  Leuchttürme  (Morice  Pascha)  sind 
ihm  beigegeben.  —  Dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
(Fakhry  Pascha)  ist  auch  das  öffentliche  Unterrichtswesen  unterstellt. 
Der  Unterstaatssekretär  dieses  wegen  der  Kanäle,  Bewässerungsanlagen 
und  Eisenbahnen  überaus  einflussreichen  Ministeriums  ist  ein  Engländer 
(W.  C.  Garstin),  ebenso  der  Präsident  des  Eisenbahnwesens  (Haiton 
Pascha) ;  ein  zweiter  Unterstaatssekretär  (L  Artin  Pascha,  ebenfalls  Eng- 
länder) steht  an  der  Spitze  des  Unterrichtswesens.  Fast  alle  höheren 
Beamten  im  Bereiche  dieses  Ministeriums  sind  britische  Ingenieure,  so 
der  Generalinspekteur  der  Bewässerung  (H.  H.  Forster),  der  Oberinge- 
nieur der  Bewässerung  (Major  R.  H.  Brown).  —  Dem  Justizminister 
(Ibrahim  Pascha  Fuad)  ist  ein  Unterstaatssekretär  (Emin  Pascha  Syd 
Ahmed)  und  ein  britischer  Beirat  (Sir  J.  Scott)  zugeteilt.  —  Der  Fi- 
nanzminister (Maslum  Pascha)  hat  ebenfalls  einen  Unterstaats- 
sekretär und  einen  britischen  Beirat  (Sir  Edward  Palmer)  zur  Seite; 
sonst  sind  ihm  beigegeben  ein  Generaldirektor  der  Steuern  (Mohamed 
Pascha  Faisi)  und  ein  Generaldirektor  der  Zölle  (A.  Caillard).  Bei  der 
Kasse  der  Staatsschuldenverwaltung  sind  sechs  vom  Deutschen  Reiche, 
Grossbritannien,  Oesterreich-Ungarn,  Frankreich,  Italien  und  Russland 
entsendete,  jedoch  von  Aegypten  besoldete  Beamte  als  Kontrolleure 
angestellt.  —  Dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  (Butros 
Ghali)  ist  ein  Unterstaatssekretär  (Mohamed  Pascha  Scherif)  zugeteilt, 
jedoch  kein  britischer  Beirat.  Die  Entscheidung  jeder  Frage  von  einiger 
Bedeutung  erfolgt  in  diesem  Dienstzweige  durch  den  diplomatischen 
Agenten  der  britischen  Regierung  (Lord  Cromer).  —  Dem  Kriegs- 
minister  Mustapha  Pascha  Fehmi  sind  auch  die  Marineangelegen- 
heiten zugewiesen.  Ein  Unterstaatssekretär  (Zohrab  Pascha)  und  der 
Oberbefehlshaber  (sirdar)  des  Heeres  (der  britische  Oberst  mit  dem 
Range  eines  Brigadegenerals  Sir  H.  H.  Kitchener  Pascha)  sind  ihm 
unterstellt. 

Gegenwärtig  ist  das  unter  ägyptischer  Verwaltung  stehende  Staats- 
gebiet in  14  Provinzen,  9  Gubernien  (mit  Suäkin)  und  die  Oase  Siwa 
für  Verwaltungszwecke  geteilt.  Diese  Landesteile  stehen  unter  der  un- 
mittelbaren Leitung  des  Ministeriums  des  Innern  zu  Kairo ;  nur  die  süd- 
lichste Provinz  Oberägyptens,  die  Grenzprovinz,  ist  seit  dem  i.  Januar  1889 
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dem  Kriegsministerium  unmittelbar  unterstellt  worden.  Diese  Provinz 
(mudirie  PI.  mudiriat)  steht  ein  Gouverneur  (mudir),  an  der  Spitze 
jedes  Guberniums  (mohäfazah  PI.  mohäfazad),  sowie  der  Oase  Siwä  ein 
Gouverneur  (mohäfez).  Zuweilen  ist  die  Oberaufsicht  über  mehrere  Pro- 
vinzen oder  Gubernien  einem  Generalgouverneur  (kokmaddr)  übertragen. 
Diese  hohen  Beamten  besitzen  weitgehende  Machtbefugnis  in  allen  Ver- 
waltungs-  und  Polizeiangelegenheiten ;  doch  ist  ihnen  seit  Ende  Fel)ruar 
durch  das  damals  in  Kraft  getretene  Strafgesetzbuch  jeder  Einfluss  auf 
den  Verlauf  der  Strafprozesse  entzogen  worden.  Die  Verwaltung  der 
Provinzen  und  Gubernien  wird  ziemlich  häufig  durch  vom  Minister  ent- 
sendete Inspektoren  kontrolliert,  welchen  alsdann  zeitweilig  die  oberste 
Machtbefugnis  im  ganzen  Verwaltungsbezirke  zusteht)  jedem  mudir  und 
mohäfez  steht  ein  aus  höheren  Beamten  zusammengesetztes  Kollegium 
(diwän)  als  beratende  Behörde  zur  Seite.  Der  diwan  besteht  aus  dem 
Vizegouverneur  (wekil) ,  welchem  die  Vertretung  des  Gouverneurs  in 
Behinderungsfällen  in  allen  Dienstzweigen  zusteht,  dem  Oberrichter 
(kädi) ,  welcher  zugleich  die  Leitung  aller  geistlichen  Angelegenheiten 
der  Mohamedaner  hat,  dem  Bureauchef  (stets  ein  Kopte),  dem  Steuer- 
direktor und  Chef  der  Kassenverwaltung  (sarräf),  dem  Polizeichef,  dem 
Oberarzte  und  dem  Oberbaurate  für  Kanal-  und  Strassenbauten.  In 
vielen  Verwaltungsbezirken  ist  auch  der  Handelskammerpräsident  und 
der  Chef  der  inneren  (landwirtschaftlichen)  Verwaltung  Mitglied  des 
diwän.  In  den  Gubernien  besteht  der  diwän  des  mohäfez  aus  dem  Vize- 
gouverneur (wekil),  dem  kädi,  dem  sarräf,  einem  Oberarzte,  einem  Polizei- 
chef und  einem  koptischen  Bureauchef.  Dieser  Behörde  sind  auch  die 
örtliche  Polizei,  sowie  alle  städtischen  Angelegenheiten  unterstellt. 

Die  Provinzen  sind  in  Kreise  (markaz  PI.  markez  in  Unterägypten, 
kism  PI.  aksäm  in  Oberägypten)  geteilt,  deren  leitende  Beamte  (käschif 
bezw.  näzir  el  kism)  dem  mudir  unmittelbar  unterstellt  sind.  Ihr  Amts- 
sitz ist  stets  eine  bedeutendere  Stadt  (bandar  PI.  banader),  welche  Markt- 
recht besitzt  und  deren  es  in  keinem  Kreise  mehr  als  zwei  giebt.  Die 
Kreisstadt  (mamür  markaz  in  Unterägypten,  mamür  kism  in  Oberägypten) 
ist  gleichzeitig  Amtssitz  eines  kädi  und  eines  Polizeikommissars.  Die 
Kreise  sind  in  Gemeindebezirke  (nahieh  PI.  nawahi)  geteilt ; 
letztere  können  Städte  (medine)  oder  Landgemeinden  sein,  deren  Ge- 
meindevorsteher (schech  el  beled)  dem  Kreischef  unmittelbar  unterstellt 
sind.  Die  Bezirke  der  Landgemeinden  bestehen  in  der  Regel  aus  meh- 
reren Dörfern  (kafr,  karje) ,  Meiereien  (ab'adieh)  und  Weilern  (esbeh 
PI.  ezab).  In  den  grösseren  Städten  der  Gubernien  bestehen  seit  einigen 
Jahren  Gemeinderäte ,  welchen  ein  ziemlich  weitgehender  Einfluss  auf 
die  Gemeindeverwaltung  zusteht ,  von  dem  bis  jetzt  allerdings  noch 
wenig  Gebrauch  gemacht  wird ,  so  dass  thatsächlich  die  Beamten  des 
Gouverneurs  auch  dort  ziemlich  willkürlich  verwalten.  Die  einzelnen 
Stadtbezirke  stehen  unter  Bezirksvorstehern  (schech)  und  mehrere  solcher 
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Bezirke  unter  der  0])eraufsicht  eines  Stadtrates  (schech  et  tumn),  welcher 
den  Rang  eines  Kreischefs  in  den  Provinzen  hat.  Solcher  Stadtkreise 
giebt  es  im  Gubernium  Kairo  12  (mit  53  Stadtbezirken),  im  Gubernium 
Alexandria  5  (davon  einer  für  den  Vorort  Ramie),  im  Gubernium  Da- 
miette  2  und  im  Gubernium  Port  Said  2  (davon  einer  für  die  Stadt 
Ismailie).  Im  ganzen  sind  mit  Einschluss  der  Gubernien  in  Aegypten 
104  Kreise  vorhanden,  w^enn  man  die  fünf  grösseren  Oasen  der  libyschen 
Wüste,  sowie  die  Gubernien  Rosette,  Koser,  Sues  und  El  Arisch  als 
Kreise  mitzählt.  Die  Zahl  der  Stadt-  oder  Landgemeinden  (nahieh)  be- 
trägt 3652,  die  der  in  diesen  befindlichen  Nebenwohnplätze,  bei  denen 
auch  die  einzeln  gelegenen  Forts  in  der  Provinz  el  Hedüd  mitgezählt 
sind,  9486.  Von  den  vorhandenen  13  138  Ortschaften  sind  822  aus- 
schliesslich von  Nomaden  bewohnt.  Der  Gouverneur  übt  durch  den 
Kreischef  auf  die  Gemeindeverwaltung  entscheidenden  Einfluss  aus  und 
ernannte  bisher  den  schech  el  beled  aus  der  Zahl  der  Einwohner  nach 
freiem  Ermessen.  Der  schech  bezieht  keine  Besoldung,  ist  jedoch  vom 
Frondienste  befreit ;  ihm  ist  ein  von  den  Bewohnern  der  Gemeinde  ge- 
wählter Beigeordneter  (omdeh)  zur  Seite  gestellt.  Der  oradeh  ist  stets 
ein  reicher  und  angesehener  Mann ,  welcher  die  Rechte  und  das  In- 
teresse der  Einwohnerschaft  zu  vertreten  hat  und  gemeinsam  mit  dem 
schech  el  beled  für  die  Ausführung  aller  vom  Gouverneur  erlassenen 
Befehle  sowie  für  die  öffentliche  Sicherheit  haftet.  In  allen  grösseren 
Gemeinden  werden  mehrere  omdeh  gewählt,  deren  Rat  bei  allen  Ver- 
waltungsangelegenheiten gehört  werden  muss,  jedoch  vom  Vertreter  der 
Regierung,  dem  schech,  nicht  beachtet  zu  werden  braucht.  Der  Einfluss 
der  omdeh  ist  jedoch  in  der  Regel  wegen  ihres  Reichtums  und  An- 
sehens bedeutend,  und  in  vielen  Gemeinden  ist  der  schech  lediglich  der 
Vollstrecker  ihres  Willens. 

Die  Agrarverfassung  Aegyptens  beruhte  schon  zur  Zeit  der 
Pharaonen,  etwa  seit  dem  Jahre  1800  v.  Chr.,  darauf,  dass  der  gesamte 
Boden  Eigentum  des  Pharao  war  und  der  Bodenertrag  nicht  den  ein- 
zelnen Gutsbesitzern ,  sondern  der  Gesamtheit  der  Gemeinde  gehörte, 
welche  daraus  zunächst  die  dem  Pharao  zu  entrichtende  Grundrente, 
sowie  alle  Steuern  aufzubringen  hatte  und  den  alsdann  verbleibenden 
Wert  auf  die  zugehörigen  Familien  verteilte.  In  den  ältesten  Zeiten  war 
ein  Teil  des  ägyptischen  Bodens  Eigentum  von  Privatpersonen;  aber 
der  mit  der  oberen  Leitung  der  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten 
(i.  Mose  41,  39  bis  44)  betraute  Hebräer  Joseph  benutzte  die  nach 
mehreren  Jahren  des  Misswachses  aller  Feldfrüchte  eingetretene  Not 
der  Grundeigentümer  (i.  Mose  47,  15  bis  20)  zum  Ankaufe  sämtlicher 
Landgüter  einschliesslich  des  zugehörigen  Nutzviehs  für  die  Krone.  Die 
bisherigen  freien  Eigentümer  wurden  im  Besitze  ihrer  Grundstücke  be- 
lassen, jedoch  verpflichtet,  den  fünften  Teil  der  Ernte  als  Grundrente 
an  den  Pharao  zu  entrichten.    Diese  Einrichtung  blieb  auch  unter  der 


Miszellen.  363 

Herrschaft  der  Ptolemäer    und  der  Römer  bestehen,  ohne  wesenthche 
Veränderungen  zu  erfahren. 

Als  Sultan  Salaheddin  Jüsuf  ihn  Eijüb  im  Jahre  1187,  ohne  viel 
Widerstand  zu  finden,  Aegypten  erobert  hatte,  wies  er  seinen  Kriegern 
Lehngüter  (tschiftlik)  zu.  Die  auf  diesen  Gütern  wohnenden  P'ellachen, 
welche  auch  fernerhin  die  Felder  bebauten,  wurden  Leibeigene  der 
Lehnherren  und  entrichteten  an  diese  je  nach  der  Grösse  und  Beschaf- 
fenheit der  ihnen  belassenen  Grundstücke  eine  Abgabe  in  Geld  oder 
Feldfrüchten.  Diese  Leibeigenen,  welche  sehr  bald  sämtlich  den  Islam 
annahmen ,  durften  vom  Lehnherrn  weder  verkauft  noch  freigelassen 
werden.  In  allen  von  Mohamedanern  besetzten  Ländern  bestehen  recht- 
lich zwei  Arten  des  Bodenbesitzes :  Zehntländereien  (ochuri)  und  tribut- 
pflichtige Ländereien  (karadschi).  In  Arabien  ist  alles  Land  ochuri,  in 
allen  übrigen  unter  mohamedanischer  Herrschaft  stehenden  Ländern 
hingegen  grundsätzlich  karadschi,  sofern  nicht  der  Khalif  einzelne  Güter 
oder  ganze  Landschaften  in  ochuri  umgewandelt  hat.  Hiernach  verfuhr 
auch  Sultan  Salaheddin  in  dem  eroberten  Aegypten,  und  die  Lage  der 
Fellachen  wurde  durch  die  arabische  Herrschaft  nicht  ungünstiger,  als 
sie  vorher  gewesen  war.  Der  von  ihnen  bestellte  Boden  blieb  Eigen- 
tum des  Landesherrn  wie  von  Alters  her.  Fast  alle  Güter  waren  tribut- 
pflichtig, nur  einige  grosse  Besitzungen  wurden  an  hohe  Würdenträger 
oder  andere  begünstigte  Personen  verliehen  oder  in  ochuri  umgewandelt. 
Unter  den  folgenden  Dynastien  war  man  nur  darauf  bedacht,  möglichst 
hohen  Ertrag  aus  den  tributpflichtigen  Ländereien  zu  ziehen  und  über- 
trug die  Erhebung  der  Grundrente  und  aller  Steuern  erblichen  General- 
pächtern. Hierdurch  verschlechterte  sich  die  wirtschaftliche  Lage  der 
von  diesen  Pächtern  auf  das  äusserste  bedrückten  Fellachen  in  hohem 
Grade,  und  die  Behörden  gewährten  ihnen  keinerlei  Schutz  gegen  un- 
berechtigte Ausbeutung.  Als  Mehemed  Ali  zur  Regierung  kam,  lag  die 
Landwirtschaft  völlig  danieder.  Die  Kanäle  waren  verfallen,  und  weite 
Strecken  einst  fruchtbaren  Ackerlandes  waren  ertraglos  geworden,  da 
sie  nicht  bewässert  werden  konnten.  Mehemed  Ali  zog  nach  der  Ver- 
nichtung der  Mamluken  deren  sehr  bedeutenden  Grundbesitz  ein,  ordnete 
18 13  die  Vermessung  des  gesamten  Landes  an,  liess  Grundbücher  an- 
legen und  überwies  aus  den  bisher  im  gemeinsamen  Besitze  der  Ge- 
meinden gewesenen  Ländereien  den  einzelnen  Familien  bestimmte  Grund- 
stücke zur  eigenen  Bewirtschaftung.  Jeder  grossjährige  Bauer  erhielt 
3  bis  4  Feddän  (i  Feddän  =  0,42  ha)  anbaufähigen  Boden,  dessen 
Besitz  auf  seinen  Namen  in  das  Grundbuch  eingetragen  wurde  und  ihm 
zwar  nicht  das  Eigentum  verlieh,  aber  doch  die  Nutzniessung  des  Grund- 
stückes auf  Lebenszeit  sicherte.  Im  Kataster  waren  nach  der  Lage  und 
Ertragfähigkeit  drei  Bodenklassen  unterschieden  worden,  was  bei  der 
Abgrenzung  der  Bauerngüter  gebührend  berücksichtigt  wurde.  Diese 
Einrichtung  war  ein  grosser  Fortschritt  und   würde  die    wirtschaftliche 
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Lage  der  ländlichen  Bevölkerung  bald  verbessert  haben,  wenn  der  fast 
unerträgliche  Steuerdruck  und  die  häufige  Inanspruchnahme  der  Fellachen 
zur  unentgeltlichen  Leistung  von  Fronarbeiten  dies  nicht  bis  auf  die 
Gegenwart  verhindert  hätten.  Ein  Gesetz  vom  Jahre  1854  verlieh  den 
Grundbesitzern  alsdann  noch  das  Recht,  die  Nutzniessung  ihrer  Grund- 
stücke auf  ihre  Nachkommen  zu  übertragen,  und  erhöhte  dadurch  das 
Interesse  der  Besitzer  an  der  Erhaltung  der  Ertragfähigkeit  des  Bodens. 
Wenige  Jahre  danach,  1858,  erliess  der  Khedive  Said  ein  Gesetz,  welches 
den  Grundbesitzern  das  Recht  verlieh,  ihre  Grundstücke,  d.  h.  deren 
Nutzniessung,  zu  verkaufen,  zu  verpachten  und  mit  Hypotheken  zu 
belasten. 

Erst  seit  dem  Jahre  1871  konnten  die  Grundbesitzer  das  Eigentum 
ihrer  Grundstücke  erwerben.  Der  Khedive  Ismail  bedurfte  damals 
dringend  einer  Verstärkung  seiner  Einnahmen,  da  er  durch  seine  Bauten 
und  die  mit  der  Eröffnung  des  Sueskanals  verbundenen  Ausgaben  seine 
Mittel  völlig  erschöpft  hatte.  Er  erliess  deshalb  unter  dem  13,  Gamad 
Akher  1288  (30.  August  187 1)  das  Gesetz  über  die  Mokabala,  durch 
welches  jedem  Grundbesitzer,  der  seine  Steuern  auf  5  Jahre  vorausbe- 
zahlen würde,  das  volle  Eigentum  seines  Bodenbesitzes  verliehen  wurde. 
Dies  Gesetz  wurde  am  6.  Mai  1876  ausser  Geltung  gesetzt,  aber  schon 
nach  einigen  Monaten  wieder  eingeführt  und  erst  durch  Verordnung 
vom  6.  Januar  1880  endgiltig  aufgehoben.  Ein  grosser  Teil  der  ägyp- 
tischen Grundbesitzer  hat  unter  der  Wirkung  des  Gesetzes  über  die 
Mokabala  das  volle  Eigentum  ihres  Landbesitzes  erworben ;  auch  werden 
die  nicht  in  die  Grundbücher  eingetragenen  sogenannten  »freien  Län- 
dereien«, welche  Staatseigentum  sind,  allmählich  verkauft  und  dadurch 
freies  Eigentum  der  Erwerber.  Seit  dem  Jahre  1861  ist  durch  beson- 
dere Verordnung  auch  Ausländern  gestattet,  tributpflichtige  (karadschi) 
Landgüter  zu  erwerben.  Ein  Teil  des  Grundbesitzes,  der  infolge  des 
Gesetzes  über  die  Mokabala  freies  Eigentum  geworden  ist,  wurde  je- 
doch derartig  mit  Hypotheken  belastet,  dass  die  Besitzer  nach  dem 
Verlaufe  einiger  Jahre  die  hohen  Zinsen  der  Grundschuld  (8  bis  9  vom 
Hundert)  nicht  mehr  zahlen  konnten.  Die  betreffenden  Güter  mussten 
in  der  Regel  von  der  Gesellschaft  des  Credit  foncier  figyptien  erworben 
werden,  da  Mohamedaner  bei  Zwangsversteigerungen  des  Grundbesitzes 
von  Glaubensgenossen  sich  nicht  als  Käufer  zu  beteiligen  pflegen.  Nach 
Ausweis  der  Tabellen  besitzt  Aegypten  (ohne  Suäkin,  das  Sinaigebiet 
und  die  Oasen  der  libyschen  Wüste)  27  688  qkm  anbaufähigen  Boden 
mit  Einschluss  der  mit  Dattelpalmen  bestandenen  Ländereien  aber  nach 
Abzug  der  Dämme ,  Kanäle  und  öffentlichen  Strassen.  Davon  liegen 
16069  qkm  in  Unterägypten,  10313,5  qkm  in  Oberägypten,  1277  qkm 
im  Faijüm  und  28,5  qkm  auf  der  Landenge  von  Sues  bezw.  im  Gebiete 
El  Arisch.  Von  der  Gesamtfläche  gehören  2500  qkm  der  daira  sanieh 
als  ehemaliger,   vom  Staate  übernommener  und  verwalteter  Landbesitz 
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des  Khediwe  Ismail  und  der  Mitglieder  des  Vizeköniglichen  Hauses; 
1800  (jkm  sind  Staatsdomänen;  12800  qkm  sind  im  Besitze  des  wakf 
und  stammen  aus  Stiftungen  für  Moscheen  und  Schulen  her  und  ge- 
hören der  Gesellschaft  des  Sueskanals ,  dem  Credit  foncier  figyptien 
oder  reichen  Paschas  und  Kopten ,  so  dass  nur  wenig  mehr  als  zwei 
Fünftel  des  anbaufähigen  Bodens  im  Besitze  der  Fellachen  und  son- 
stigen kleinen  Landwirte  sind  —  eine  für  deren  Zahl  ganz  ungenügende 
Fläche  '),  welche  die  Ursache  des  niedrigen  Lohnes  ländlicher  Arbeiter 
ist  und  die  Erwerbung  eigenen  Grundbesitzes  auch  dem  fleissigsten  Ar- 
beiter fast  unmöglich  macht.  Die  Verwaltung  der  daira  sanieh 
besitzt  im  Delta  900  qkm,  in  Oberägypten  1600  qkm  Land;  doch  sind 
hiervon  700  qkm  im  Delta,  die  von  Flugsand  bedeckten  barräri,  unbe- 
baut. Der  weitaus  grösste  Teil  der  kulturfähigen  Ländereien,  gegen 
I  600  qm.  sind  verpachtet ;  nur  etwa  200  qkm  werden  von  der  Verwal- 
tung selbst  oder  von  Fellachen  auf  Teilung  bewirtschaftet.  Auf  den 
Gütern,  welche  die  daira  sanieh  in  eigenem  Betriebe  hat,  wird  nament- 
lich Zuckerrohr  angebaut.  Das  Einkommen  dieser  Verwaltung,  an  deren 
Spitze  ein  vom  Khediwe  ernannter  Generalgouverneur  steht,  soll  die 
dhira-Schuld  verzinsen  und  tilgen,  hat  jedoch  erst  seit  dem  Jahre  i8gi 
hierzu  genügt.  Bis  1890  erforderte  die  Verzinsung  der  genannten  Schuld 
alljährlich  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse.  Ein  britischer  und  ein  fran- 
zösischer Kontrolleur  sind  dem  Generalgouverneur  der  daira  sanieh  zu- 
geteilt. —  Die  1800  qkm  Staatsdomänen  wurden  im  Jahre  1877  dem 
Hause  Rotschild  fast  sämtlich  als  Sicherheit  für  eine  Anleihe  von  8  Mil- 
lionen L.  St.  verpfändet ;  doch  ist  der  Umfang  der  verpfändeten  Güter 
im  Jahre  1890  auf  i  285  km  beschränkt  worden.  An  der  Spitze  dieser 
Verwaltung,  deren  Amtssitz  Kairo  ist,  stehen  drei  Direktoren,  ein  ägyp- 
tischer, welchen  der  Khediwe  ernennt,  und  je  ein  britischer  und  fran- 
zösischer, die  das  Haus  Rotschild  beruft.  Von  den  515  qkm  Staatsdo- 
mänen, über  welche  die  ägyptische  Regierung  freie  Verfügung  zurück- 
erlangt hat,  werden  gegen  300  qkm  selbst  bewirtschaftet ;  der  Rest  ist 
an  Fellachen  verpachtet.  Der  grösste  Teil  der  Staatsdomänen  liegt  im 
Delta,  nur  ein  kleiner  Teil  in  Oberägypten.  Es  wird  namentlich  Baum- 
wolle gebaut,  und  die  Einnahmen  der  Domänenverwaltung  haben  sich 
deshalb  wegen  des  Sinkens  des  Preises  der  Baumwolle  seit  1890  sehr 
vermindert.  Die  Verwaltung  ist  in  27  Wirtschaftsbezirke  geteilt  und 
besitzt  eigene  Fabriken  zur  Enthülsung  der  Baumwolle.  Das  im  Besitze 
des  wakf  befindliche  Land,  dessen  Umfang  beständig  zunimmt,  ist  durch 
Stiftungen  Eigentum  der  Moscheen ,  Schulen  und  sonstiger  Veranstal- 
tungen des  Islam  geworden.    Der  Amtssitz   der  Verwaltung    ist  Kairo  ; 


i)  Nach  eiBem  im  Journal  officiel  Egypüen  vom  30.  Januar  1895  veröffentlichten 
Berichte  von  Sir  E.  Palmer  stellt  sich  die  Zahl  der  Grundbesitzer  auf  661  380 ,  so 
dass  auf  die  grundbesitzenden  Fellachen  durchschnittlich  nur  1^/4  ha  Acker  entfallen. 
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an  ihrer  Spitze  steht  ein  Ulema,  dem  der  Rang  eines  Staatsministers 
beigelegt  ist.  Die  Güter  verteilen  sich  über  das  ganze  Staatsgebiet  und 
die  Verwaltung  ist  kostspielig;  auch  haben  sich  bei  einem  Teile  dieser 
Ländereien  die  Stifter  die  Nutzniessung  auf  Lebenszeit,  zuweilen  sogar 
noch  für  Leibeserben  ,  vorbehalten.  Die  Belastung  des  Bodens  durch 
Steuern  ist  nicht  allein  sehr  hoch ,  sondern  auch  ungleichmässig  und 
ungerecht ,  da  für  die  Höhe  der  Steuern  nicht  die  Ertragfähigkeit  der 
Grundstücke  massgebend  ist,  sondern  —  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
freies  Eigentum  der  Besitzer  sind  oder  nicht  —  deren  Zugehörigkeit 
zu  den  Zehntländereien  (ochuri)  oder  dem  tributpflichtigen  Boden  (ka- 
radschi).  Durch  das  Gesetz  über  die  Mokabala  ist  die  Grundrente 
nicht  herabgesetzt,  wohl  aber  den  Grundbesitzern  das  Recht  gegeben 
worden,  den  Boden  selbst,  nicht  nur  den  Bodenertrag,  mit  Hypotheken 
zu  belasten.  Hierdurch  hat  die  Verschuldung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes in  kurzer  Zeit  ausserordentlich  zugenommen,  was  wegen  der 
Höhe  der  Hypothekenzinsen  den  wirtschaftlichen  Untergang  vieler,  na- 
mentlich kleiner  Grundbesitzer  zur  Folge  hatte.  Die  landwirtschaftlichen 
Angelegenheiten  werden  vom  Ministerium  des  Innern  verwaltet,  nur  in 
der  Provinz  el  Hedüd  vom  Kriegsministerium;  doch  beschränkt  sich 
die  Verwaltungsthätigkeit  der  diesen  unterstellten  Provinzial-  und  Kreis- 
behörden hauptsächlich  auf  die  Erhebung  der  Grundsteuer  und  sonstigen 
Abgaben  von  landwirtschaftlichen  Betrieben. 

Von  ungleich  grösserer  Bedeutung  für  die  Landwirtschaft  ist  das 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  wegen  der  von 
diesem  geleiteten  Strassen-,  Damm-  und  Kanalbauten ,  sowie  Bewässe- 
rungsanlagen. Von  welchem  Einfluss  auf  die  Landwirtschaft  und  deren 
Ertrag  die  Bewässerungsanlagen  sind ,  erhellt  u.  a.  aus  der  Thatsache, 
dass  im  Jahre  1888,  in  welchem  die  Nilschwelle  erheblich  hinter  der 
durchschnittlich  erreichten  Höhe  zurückblieb,  allein  in  Oberägypten  un- 
gefähr 1000  qkm  Ackerland  nicht  bewässert  werden  konnten  und  des- 
halb keine  Ernte  lieferten,  weil  es  dort  damals  noch  an  den  nötigen 
Einrichtungen  zum  Hinaufschafifen  des  Wassers  auf  die  höher  gelegenen 
Felder  fast  gänzlich  fehlte.  Nach  der  Meinung  des  Unterstaatssekretärs 
im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  W.  E.  Garstin  lässt  sich  der 
Wiederkehr  eines  so  unheilvollen  Ereignisses  nur  dadurch  vorbeugen, 
dass  auch  in  Oberägypten  an  Stelle  der  Bewässerung  durch  Sammel- 
becken wie  in  Unterägypten  das  Kanalisationssystem  tritt.  Nur  auf  diesem 
Wege  dürfte  sich  nach  Ansicht  des  vorgenannten ,  mit  den  einschlä- 
gigen Verhältnissen  vertrauten  hohen  Beamten  überhaupt  die  üble  Lage 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  Oberägyptens  abstellen  lassen,  da 
von  den  mittels  der  Sammelbecken  überrieselten  Feldern  jährlich  nur 
eine  Ernte  gewonnen  werden  kann.  Zur  Speisung  der  Bewässerungs- 
kanäle, aus  denen  das  Wasser  sodann  durch  Menschenkraft,  Göpel- 
werke oder  Maschinen  auf  die  höher  gelegenen  Felder  gehoben  werden 
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kann ,  soll  das  oberhalb  des  ersten  Kataraktes  des  Nils  südlich  von 
Assuan  im  Hau  begriffene  Stauwerk  in  ähnlicher  Weise  dienen,  wie  das 
an  der  Deltaspitze  befindliche  Barrage  du  Nil  für  Unterägypten.  Durch 
eine  derartige  Anlage  würde  die  Bewässerung  der  Aecker  auch  in  Ober- 
ägypten von  der  Höhe  der  Nilschwelle  ziemlich  unabhängig  werden, 
was  von  hoher  Bedeutung  für  die  ländliche  Bevölkerung  ist,  denn  in 
den  14  Jahren  von  1877  bis  1890  ist  die  Nilschwelle  fünfmal  un- 
genügend, viermal  gerade  ausreichend  und  nur  fünfmal  wirklich  gut 
gewesen. 

Der  schwere  Notstand  der  ländlichen  Bevölkerung  Aegyptens  ist 
übrigens  nicht  sowohl  durch  gelegentlichen  Mangel  an  Wasser  zur  Be- 
fruchtung der  Felder  als  vielmehr  durch  den  seit  einer  längeren  Reihe 
von  Jahren  eingetretenen  Rückgang  der  Preise  aller  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  verursacht  worden  und  wird  nur  durch  eine  erhebliche  Ver- 
änderung der  bisherigen  Art  des  Anbaus  beseitigt  werden  können.  Wie 
stark  der  Wert  vieler  Bodenerzeugnisse  seit  15  Jahren  heruntergegangen 
ist,  zeigt  folgende  Zusammenstellung. 

Es  wurden  bezahlt  durchschnittlich   in  den  Jahren      im  Jan.       im  Dez. 

L.  E,  (=  20,80  M.)  für  1880/82      1887/89       1890  1893  1894 

das  Kantar  Baumwolle     .     .     2,76         2,53         2,30  2,04         1,52 

das  Ardeb  Baumwollsamen       0,68         0,58         0,51  0,61         0,41 

»  »       Weizen  ....     1,10         0,79         0,75  0,88         0,68 

»         »       Gerste   ....     0,62         0,47         0,42  —  — 

»         »       Bohnen  ....     0,87         0,80         0,81  0,71         0,64 

»         »       Gemüse-  oder 

Futterkräuter  .     1,40         1,19         1,05  —  — 

Mit  Baumwolle  war  1894  sehr  viel  mehr  Land  bestellt  worden  als 
im  Jahre  1893  oder  jemals  vorher,  und  der  Ertrag  dieser,  den  Boden 
allerdings  bald  erschöpfenden  Kultur  würde  trotz  des  Niederganges  des 
Baumwollpreises  immer  noch  lohnend  gewesen  sein,  wenn  nicht  ein 
grosser  Teil  der  Ernte  durch  den  Baumwollwurm,  Nachtfröste  und  Herbst- 
nebel vernichtet  worden  wäre.  Im  Delta  konnte  man  die  Baumwoll- 
felder nachträglich  mit  Bohnen  oder  Futterkräutern  bestellen  und  da- 
durch deren  Ertrag  erhöhen ;  in  Oberägypten  war  dies  jedoch  nicht 
möglich,  da  man  hier  die  Felder  nicht  mehr  bewässern  konnte.  Der 
Weizenbau  brachte  im  Jahre  1894  etwas  geringeren  Ertrag  als  im  vor- 
hergehenden Jahre,  wo  namentlich  Oberägypten  eine  sehr  reiche  Ernte 
hatte,  ist  aber  für  den  Landwirt  nicht  mehr  lohnend.  Der  Preis  ist  so 
zurückgegangen,  dass  kaum  noch  die  Selbstkosten  der  Gewinnung  ge- 
deckt werden.  Sollte  Weizen  noch  billiger  werden,  so  wird  der  Anbau 
auf  den  mittels  Sammelbecken  überrieselten  Feldern,  also  nahezu  in 
ganz  Oberägypten,  aufhören  müssen.  Bei  dem  Mais  kommt  das  Fallen 
oder  Steigen  des  Preises  für  die  wirtschaftliche  Lage  der  ländlichen 
Bevölkerung  in  Betracht,    weil    der  weitaus  grösste  Teil  der  Ernte  im 
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Lande  verbraucht  wird  und  nur  wenig  ausgeführt  wird.  Dasselbe  gilt 
von  den  Bohnen,  Gemüsen  und  Futterkräutern.  Am  lohnendsten  ist 
noch  der  Anbau  des  Zuckerrohres  geblieben,  welches  1894  reichen  Er- 
trag geliefert  hat  und  nach  dem  Verwaltungsberichte  Lord  Cromer's 
auch  für  1895  eine  gute  Ernte  erwarten  liess.  Auch  der  Zuckerpreis  ist 
zwar  in  der  Zeit  vom  Januar  1893  bis  zum  Dezember  1894  für  den 
Doppelzentner  von  1,58  L.  E.  auf  1,00  L.  E.  heruntergegangen;  doch 
bleibt  bei  dieser  Kulturart  dem  Landwirt  immer  noch  reicher  Gewinn, 
und  es  könnte  wohl  das  gesamte,  bisher  mit  Weizen  bestellte  Land 
mit  Zuckerrohr  bepflanzt  und  hierdurch  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Bevölkerung  wesentlich  gehoben  werden,  ohne  dass  man  deswegen  ein 
weiteres  Sinken  des  Zuckerpreises  zu  erwarten  hätte.  Wenn  erst  die 
sudanesischen  Provinzen  wieder  unter  ägj'ptische  Verwaltung  gebracht 
sein  werden ,  wird  man  in  diesen  für  den  Zucker  ein  weites  Absatz- 
gebiet gewinnen,  in  welchem  Oberägypten  allein  den  Bedarf  zu  decken 
berufen  ist,  da  wegen  der  Transportkosten  dort  kein  anderes  Land  den 
Wettbewerb  aufnehmen  kann.  Die  oberägyptische  Eisenbahn ,  deren 
Weiterbau  zunächst  bis  Assuän  im  August  1895  beschlossen  und  an 
deutsche  Unternehmer  vergeben  worden  ist  und  welche  späterhin  bis 
Chartüm  geführt  werden  soll,  wird  den  Austausch  der  Erzeugnisse  des 
Sudan  und  Aegyptens  dereinst  vermitteln.  Der  Bau  des  grossen  Stau- 
werkes oberhalb  des  ersten  Nilkataraktes  soll  die  angedeuteten,  durch 
die  missliche  Lage  der  ägyptischen  Landwirtschaft  gebotenen  Verän- 
derungen des  Bodenanbaus  möglich  machen ;  auch  werden  späterhin 
vielleicht  noch  nördlich  von  Assuän  und  bei  Siüt  grosse  Sammelbecken 
angelegt  werden,  um  die  ausreichende  Wasserversorgung  des  in  Ober- 
ägypten herzustellenden  Kanalsystems  während  des  ganzen  Jahres  zu 
gewährleisten.  Für  den  Wasserbau  ist  Aegypten  in  fünf  Verwaltungs- 
bezirke eingeteilt,  welche  bis  zum  i.  April  1892  unter  der  oberen  Lei- 
tung des  britischen  Oberstlieutenants  C.  Ross ,  eines  hervorragenden, 
auf  diesem  Gebiete  sehr  erfahrenen  Ingenieurs  standen.  Da  für  diesen 
Dienstzweigsehr  bedeutende  ausserordentliche  Mittel  bereitgestellt  worden 
sind ,  so  konnte  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  viel  für  die  Verbesse- 
rung der  Bewässerungsanlagen  geschehen.  Die  grossenteils  verfallenen 
Dämme  sind  in  stand  gesetzt,  die  Bewässerungskanäle  gereinigt  und 
vertieft  worden;  auch  hat  man  viele  Ländereien  drainiert,  welche  der 
Gefahr  ausgesetzt  waren,  durch  das  salzige  Grundwasser  unfruchtbar  zu 
werden.  Die  Verteilung  des  Nilwassers  auf  die  Felder  ist  gleichmässiger 
geworden,  und  das  anbaufähige  Ackerland  hat  an  Ausdehnung  gewonnen. 
Seitdem  im  Jahre  1888  durch  eine  weit  hinter  dem  Durchschnitte 
zurückgebliebene  Nilschwelle  ein  grosser  Teil  der  Felder  Oberägyptens 
keinen  Ertrag  lieferte,  hat  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
nachdrücklich  die  Mängel  des  Bewässerungswesens  abzustellen  gesucht. 
Man  stellte  an  den  Strassen  und  Dämmen  Sammelbecken  her  zur  Re- 
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gelung   der  Wasserhöhe    in    den  Kanälen   und  Hnks  des  Nils    an    allen 
hierzu  geeigneten  Stellen  Durchstiche.    Diese  Arbeiten  wurden  im  Jahre 
1892  fertig  gestellt  und  kosteten  600  000  L.  E. ;  auch  in  den  folgenden 
Jahren  sind  derartige  Bauten  ausgeführt  worden.    Im  Jahre  1893  wurden 
in  Oberägypten    sieben    grosse    Sammelbecken    in    den  Provinzen  Beni 
Suef,  Siüt  und  Faijüm,  sowie  neunzehn  kleinere  Sammelbecken  erbaut; 
auch  wurden    siebzehn  verfallene  Anlagen    dieser  Art    wieder  betriebs- 
fähig gemacht.    In  Unterägypten  wurden  in  demselben  Jahre  viele  kleine 
Sammelbecken  und    einige  Wasserleitungen  errichtet,    mit   deren  Hilfe 
das  vorhandene  Nilwasser  besser  ausgenutzt  und  gleichmässiger  auf  die 
Felder  verteilt  wird.    Im  Jahre  1894   wurden  in  Oberägypten   mehrere 
Nebenarme    des  Nils  und  sechs  Kanäle   vertieft  und   verbreitert,    auch 
ein  neuer  Bewässerungskanal  in  der  Nähe  des  Raijeh  Menüfie  angelegt, 
zehn  Sammelbecken  und  vier  Wasserleitungen  erbaut,  sowie  fünf  Sammel- 
becken, vier  Bewässerungswerke   (Syphons)  und    neun  Wasserleitungen, 
welche  verfallen  waren,  wieder  betriebsfähig  gemacht ;  ein  grosses  Be- 
wässerungswerk,    bei  Etsa,    welches  Nilwasser   aus    dem  Strome   3  km 
weit  leitet  und  unter  der  oberägyptischen  Eisenbahn  sowie  den  Kanälen 
Ibrahimie  und  Safsafah    durchgeführt    ist,    wurde    im  Jahre  1894    voll- 
endet; es  kommt  aufi5oooL.  E.  zustehen,  bewässert  aber  eine  Acker- 
fläche von  84  qkm  ,    deren  jährlicher  Ertrag  dadurch  um   10  000  L.  E. 
erhöht  wird.    Unterägypten    erhielt  in  diesem  Jahre   sechzehn  Sammel- 
becken, drei  Bewässerungswerke  und  zwei  Wasserleitungen ;  desgleichen 
sind  achtundzwanzig  verfallene  Sammelbecken  in  stand  gesetzt  worden. 
Sogar  die  Abzugsgräben  der  Felder  waren  1882  verfallen,  mit  Schlamm 
und  Abfallstoffen  gefüllt  und  nicht  mehr  wirksam;  denn  seit  1850  war 
nichts   mehr   für   ihre  Erhaltung   gethan   worden.    Viele  Aecker  hatten 
dadurch,    da  der  Boden  allzu  salzhaltig   geworden  war,    einen  grossen 
Teil  ihrer  Ertragfähigkeit  eingebüsst.    Auch  auf  diesem  Gebiete  ist  unter 
der  Einwirkung   der  britischen  Ingenieure  seit   1883  Abhilfe  geschaffen 
worden.    Ein  grosser  Uebelstand  und  sehr  erschwerend  für  die  Verwal- 
tung des  Bewässerungswesens  ist  es,    dass  man  seit  dem  Verluste  der 
sudanesischen  Provinzen  erst  ziemlich  spät  über  die  zu  erwartende  Höhe 
der  Nilschwelle  unterrichtet  wird.    Die  Veränderung  des  Wasserstandes 
wird ,    wie  bereits  erwähnt ,    mittels  der  mit    dem  Strome  verbundenen 
Nilmesser  durch  besondere  Schechs  beobachtet  und   vom  Beginne  der 
Nilschwelle   an   unverzügHch   nach  Kairo    gemeldet.    Solche   Nilmesser 
sind  gegenwärtig  auf  der  Insel  Roda  gegenüber  von  Alt-Kairo,  auf  der 
Insel  Elephantine  gegenüber  von  Assuän,  sowie  bei  Wädi  Haifa  im  Be- 
triebe.   Bis  zum  Jahre  1884    erhielt  man    von  Chartüm  her,    wo  eben- 
falls ein  Nilmesser  steht,    um  zwei  Monate    früher    als  jetzt  von  Wädi 
Haifa  aus  verlässliche  Nachrichten  über  das  Mass  des  Anwachsens  des 
Stromes  und    konnte    deshalb  die    erforderlichen  Anordnungen   für  die 
Bewässerung  ohne  Uebereilung  und  doch  rechtzeitig  treffen.    Der  durch 
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die    allzu    geringe  Nilschwelle   im  Jahre    1888   herbeigeführte  Notstand 
der  ländlichen  Bevölkerung  veranlasste  das  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  zur  Errichtung  einer  Landwirtschaftsschule,  auf  welcher  junge 
Landwirte  in  allen  technischen  Zweigen  des  Ackerbaues ,    der  Anwen- 
dung landwirtschaftlicher  Maschinen  und  verbesserter  Geräte,  sowie  in 
der  Behandlung  neuer  Kulturarten  (z.  B.  Kartofifelbau,  Anbau  einer  an- 
deren Art  Gerste)  unterwiesen  werden.    Der  Unterricht  an  dieser  Anstalt 
dauert  vier  Jahre ;    sie  wird  von  etwa  100  jungen  Leuten  besucht.    Im 
Jahre  1893  traten  fünf  dort  vorgebildete  Landwirte  als  Beamte  in  land- 
wirtschaftliche Betriebe   und    erhielten  für   ägyptische  Verhältnisse  gut 
bezahlte  Stellungen.    Im  Juni  1894  haben  zehn  Besucher  dieser  Schule 
die  Schlussprüfung,   an  welcher  zweiundzwanzig  teilnahmen,  bestanden, 
von    denen   acht    als   Beamte   in    landwirtschaftlichen  Unternehmungen 
vStellung  erhielten  und  zwei  in  die  Staatsverwaltung  übertreten  wollten. 
Die  Landwirtschaftsschule    hat  neben   dem  Ackerbau  und  der  Verwer- 
tung von  dessen  Erzeugnissen  auch  der  Tierzucht  ihre  Aufmerksamkeit 
zugewendet ;  namentlich  für  die  Verbesserung  der  Milchwirtschaft  und 
Käsebereitung  ist  viel  geschehen  und  im  Jahre  1893  sind  infolge  dieser 
Anregung  im  Delta  zu  Abükir  und  Damiette,  in  Oberägypten  zu  Luksor 
nach   europäischer  Art    eingerichtete  Meiereien    entstanden.    Auch   die 
Bienenzucht  ist  mit  Erfolg  seitens  dieser  Anstalt  betrieben  worden  und 
liefert    einen    vortrefflichen  Honig.    Durch   Kreuzung    der    ägyptischen 
Kühe  mit  Stieren  anderer  Rasse  hofft  man  zwei  Arten  Rindvieh  zu  er- 
zielen, von  denen  die  eine  besonders  für  die  Milchwirtschaft,    die  an- 
dere zur  Verwendung  als  Schlachtvieh  geeignet  ist. 


Verwaltungsbericht  der  Stadt  Strassburg  i.  E.  für  die  Zeit  von  iSjO 
bis  188818g.  Im  Auftrage  der  Stadtverwaltung  nach  amtlichen  Quellen 
bearbeitet  von  Dr.  Carl  Buechel.  Strassburg  1895.  Der  Bericht  ist 
reich  an  politisch,  sozial  und  volkswirtschaftlich  bedeutsamen  Nach- 
Aveisungen.  Einzelne  Daten  sollen  hier  aus  demselben  ausgehoben 
werden.  —  Zivilbevölkerung.  Die  Stadt  hatte  an  den  Volks- 
zählungsterminen in  Garnison :  1861 :  io5i6MiHtärpersonen  (:=  i2,82Proz. 
der  Gesamtbevölkerung),  1885:10523  »  (=   9,40     » 

»  »  ),  wovon  85    in   der  Bannmeile.    An  Zivilbevöl- 

kerung ist  Strassburg  rasch  gewachsen.  Nur  die  Industriestadt  Mül- 
hausen  überragt  die  Landeshauptstadt  in  der  relativen  Vermehrung  der 
Zivilbevölkerung  während  der  Periode  187 1  bis  1885  und  zwar  mit  ihren 
30,25  Proz.  auch  nur  um  einen  Prozentteil  von  0,39.  Colmar  mit  seinen 
13,93  Proz.  und  Metz  (welches  zweimal  Verluste  und  nur  einmal  einen 
ansehnlichen  Zuwachs  zu  verzeichnen  hat) ,  mit  seinen  6,41  Proz.  der 
Vermehrung  bleiben  bedeutend  hinter  Strassburg  zurück.  —  Der  Zu- 
wachs der  Gesamtbevölkerung  in  der  Periode  1880/85  (zus.  7516)  be- 
ruht fast  ausschliesslich  auf  einer  Mehrung  der  »anderenReichs- 
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ange  hörigen«,  während  die  Elsass-Lothringer  —  und  zwar  nur 
durch  Minderung  des  weiblichen  Anteils  —  eine  Einbusse  erlitten  haben. 
An  der  Mehrung  der  »anderen  Reichsangehörigen«  ist  übrigens  die  Gar- 
nisonverstärkung zu  Vs  des  Gesamtbetrags  beteiligt.  Auffallend  ist  die 
unvergleichlich  stärkere  Mehrung  des  weiblichen  Anteils  der  anderen 
Reichsangehörigen  gegenüber  dem  männlichen  und  zwar  speziell  auch 
gegenüber  dem  zivilmännlichen  Anteil;  nur  bis  zu  gewissem  Grade  er- 
klärlich ist  diese  Erscheinung  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Jahr  1880, 
infolge  eines  vorübergehend  starken  Zuzugs  männlicher  Arbeitskräfte  aus 
andern  d.  Ländern  einen  vorübergehend  höheren  Stand  des  männlichen 
Bevölkerungsanteils  zu  verzeichnen  hatte.  Der  sehr  geringe  Stand  landes- 
angehöriger  Militärpersonen  an  beiden  Terminen  findet  seinen  Grund 
darin,  dass  die  Elsass-Lothringer  in  der  Regel  zur  Dienstleistung  in 
Garnisonen  des  übrigen  Reichsgebietes  herangezogen  werden.  Es  ist 
zu  bemerken,  dass  die  für  die  Periode  1880/85  beobachteten  Vorgänge 
—  Rückgang  der  Elsass-Lothringer  und  starke  Mehrung  der  anderen 
Reichsangehörigen  unter  besonders  starker  Beteiligung  des  weiblichen 
Anteils  —  auch  in  der  Periode  1875/80  stattfanden.  Aus  der  Volks- 
zählung von  1875  können  nämlich  folgende  Angaben  beigezogen  werden  : 
Elsass-Lothringer  mann).  33163       weibl.  39915       zus.  73078 

andere  Reichsangehörige  »        13  091  »         5697  »     18788 

Ausländer  »  i  340  »         i  100  »       2  440 

In  der  Mischung  der  Gesamtbevölkerung  steht  mit  den  Anteilen 
der  Landesangehörigen  die  Stadt  Strassburg  (1880:  66,80  Proz.  und 
1885:  61,61  Proz.)  hinter  den  übrigen  Kreisen  des  Landes  und  hinter 
dem  Lande  selbst  (90,51  bezw.  87,50  Proz.)  zurück;  einzige  Ausnahme 
macht  der  Stadtkreis  Metz  (46,05  bezw.  40,10  Proz.).  Mit  den  Anteilen 
der  anderen  Reichsangehörigen  steht  die  Stadt  (30,63  bezw.  35,81  Proz.) 
den  übrigen  Kreisen  des  Landes  und  dem  Lande  selbst  (7,33  bezw. 
9,70  Proz.)  voran ;  wieder  mit  Ausnahme  des  Stadtkreises  Metz  (45,97 
bezw.  52,67  Proz.).  Für  Strassburg  sind  diese  parallelen  Thatsachen 
leicht  begreiflich,  da  es  der  Hauptsitz  der  Verwaltung  ist,  starke  Garnison 
hat  und  einen  besonderen  Anziehungspunkt  für  die  Einwanderung  bietet. 

— e.  Du  schweizerische  Alkoholverwaltung  nach  dem  (neuesten,  8.) 
Jahresbericht  für  1895. 

I.  Die  Organisation  derVer  waltung.  Das  Alkoholgesetz 
wird  verwaltet  i)  durch  die  eigentliche  Alkoholverwaltung.  Dieselbe 
umfasst  a.  das  Zentralamt;  b.  den  Brennereikontrolldienst ;  c.  drei  La- 
gerhausverwaltungen in  Delsberg,  Burgdorf  und  Romanshorn  (das  Lager- 
haus in  Delsberg  ist  mit  einer  Rektifikationsanstalt  verbunden) ;  — 
2)  durch  andere  Bundesorgane,  und  zwar  a.  die  Zoll-  und  Postverwal- 
tung behufs  Durchführung  des  Grenzdienstes ,  b.  die  Finanzverwaltung 
zur  Besorgung  des  Kassendienstes ;  3)  durch  drei  in  Miete  genommene 
und  von  den  Eigentümern  für  Rechnung  der  Alkoholverwaltung  admini- 
strierte Lagerhäuser  in  Aarau,  Basel  und  Buchs. 

24* 
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III.  Einkauf.  A.  Inlandsware.  Die  Gesamtbezüge  aus  dem 
Inland  beliefen  sich  im  Geschäftsjahr  1895  auf  25  826,16  Meterzentner 
(Fr.  2  309  800,62).  Hievon  entfallen  25825,42  (Fr.  2  309  787,82)  auf  die 
für  Rechnung  des  Bundes  arbeitenden  71  Brennlosbetriebe. 
Den  letzteren  ist  gesetzlich  annähernd  ein  Vierteil  des  Landesbedarfs 
an  gebrannten  Wassern  zur  Aufarbeitung  zugeschieden.  Die  thatsäch- 
liche  Erzeugung  betrug  im  Jahrfünft  1891/95  rund  22,  im  Jahr  1895  etwas 
über  25  Proz.  Das  Berichtsjahr  ist  das  einzige,  in  welchem  der  Vierteil, 
freilich  sehr  unbedeutend ,  überschritten  erscheint.  —  Bei  der  Gewin- 
nung des  Trinkspiritus  verwendeten  an  Rohstoffen  : 


die 

die 

beide 

Winterbetriebe 

Jahresbetriebe 

zusammen 

q- 

q- 

q- 

Einheimische  Kartoffeln 

207  183 

4818 

212  CGI 

Einheimische  Körnerfrüchte 

16  764 

5020 

21  784 

Ausländisches  Mais 

— 

1227 

I  227 

Andere  ausländische  Stoffe 

— 

824 

824 

Roggen  u.  Gerste  zu  Grünmal 

z        10424 

5569 

15993 

Darr  malz 

12 

381 

393 

Presshefe 

5 

150 

155 

hl 

hl 

hl 

Brauereiabfälle 

908 

128 

1036 

127052  Ztr.   wurden   allein    aus    dem  Kanton  Bern    geliefert.   ~ 
B,  Auslandsware.    Wie  in  vorangegangenen  Berichten  giebt  auch 


Gebrannte  Wasser 

zum  Trinkkonsum. 

W  e  i  n  sp  r  i  t 

Primasprit 

F  ein  sp  r i  t 

Bezugs- 
jahr 

Meter- 
zentner 
netto 
ä  95/96" 

Kostenpreis 

Meter- 
zentner 
netto 
ä  95/96» 

Kostenpreis 

Meter-            Kostenpreis 
Zentner 

im  ganzen 

per  q 

im  ganzen  per  q 

netto        :  . 
ä  95/96»   j'm  ganzen 

perq 

1887/88 
1890 
1892 
1895 

Fr. 
2162,780     155925 
4518,535     297586 
5049,680^    417732 
3882,530!    273187 

Fr. 

72,09 

67-35 
82,72 

70,36 

10  510,810 

10595,015 

10051,945 

6  712,310 

Fr.          Fr. 

703  658  66,95 
629  674  59,43 
742  377  73i85 
428621  63,86 

Fr. 

27  968,210    I  646678 
33029,421    I  8  15  981 
29465,495    2064424 
33  285,500    I  978  853 

Fr. 

58,88 

54,98 
70,06 

59,45 

1887/95 

32  221,620 

2  402  649 

74,57 

74  288,330 

4,982  403  67,07 

248151,966115092  840 

60,82 

S  p  ri 

t   überhaupt 

Rohspiritus 

Bezugs- 
jahr 

Meterzentner 

netto 

ä  95/96  0 

Kostenpreis 

Meterzentner 

netto 

a  95/96» 

Kostenpreis 

1 
im  ganzen 

per  q 

im  ganzen 

per  q. 

1887/88 
1890 
1892 
1895 

1 

40  54 1,800 
48  042,971 
44567,120 
43  880,340 

Fr.           i 
2506261 
2  743241 
3224533 
2680661 

Fr. 

61,67 
57>io 

72,35 
61,09 

I  991,960 

Fr. 
118  102 

675  859 

Fr. 
59.29 

1887/95 

354661,916 

22477892 

63,38 

12  751,560 

881723 

69,15 
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der  Bericht  für  1895  eine  tabell.  Darstellung  (s.  vor.  S.)  über  die  Einstands- 
kosten der  seit  Einführung  des  Monopols  zur  Deckung  des  Bedarfs  für 
jedes  Einzeljahr  bezogenen  gebrannten  Wasser  ausländischer  Provenienz. 
Die  Kostenwerte  verstehen  sich  loco  schweizerisches  Lagerhaus  (incl. 
den  Zoll  von  rund  Fr.  23  per  q.).  Die  Mengen  repräsentieren  für  jedes 
Jahr  die  Vorräte  aus  dem  Vorjahre,  plus  die  Bezüge  im  laufenden  Jahre, 
minus  die  Vorräte  auf  das  folgende  Jahr. 

Die  nationalrätliche  Kommission,  welche  im  November  1886  einen 
Monopolentwurf  vorgelegt  hatte,  der  in  allen  entscheidenden  Punkten 
mit  dem  heute  geltenden  Gesetze  übereinstimmt,  begleitete  ihre  Vor- 
lage nicht  mit  einem  ausgearbeiteten  Budget.  Der  Bundesrat,  der  das 
Projekt  der  Kommission  im  Dezember  1886  unter  einer  Reihe  von  Vor- 
behalten zu  dem  seinigen  machte,  fand  keine  Zeit  mehr,  der  im  gleichen 
Monat  tagenden  Bundesversammlung  ein  eigentliches  Monopolbudget 
zu  unterbreiten.  Immerhin  wurde  den  eidgenössischen  Räten  damals 
ein  summarischer  Voranschlag  ausgeteilt,  ein  Voranschlag,  der  freilich 
im  Grunde  mehr  nur  dazu  bestimmt  sein  sollte,  zu  zeigen,  unter  welchen 
Voraussetzungen  vom  Monopolbetrieb  derselbe  Einnahmenüberschuss 
erwartet  werden  dürfe,  der  nach  dem  vom  Bundesrate  im  Oktober  1886 
eingebrachten  Steuergesetzentwurfe  in  Aussicht  genommen  worden  war. 
In  diesem  summarischen  Voranschlag  war  für  den  Einkauf  des  auslän- 
dischen Sprits  zum  Trinkkonsum  ein  Preis  von  Fr.  63,16  per  Meter- 
zentner loco  Lagerhaus  vorgesehen,  ein  Ansatz,  der  allgemein  als  viel 
zu  niedrig  angefochten  wurde.  Heute  darf  man  auf  die  Thatsache  zu- 
rückblicken, dass  es  bis  jetzt  möglich  geworden  ist,  4057  V2  Eisenbahn- 
wagenladungen Trinksprit  zu  durchschnittlich  Fr.  62,53,  d.  h.  zu  einem 
ca.  I  Prozent  niedrigeren  Preise,  zu  erstehen. 


IV.   Verteilung  der  inländischen  Produktion  pro   1891/95  auf  die  als  Sitz  von 
Losbetrieben  in  Betracht  fallenden  Kantone. 


Meterzentner 

Kantone 

Spiritus  zum 

Trinkkonsum 

AndererSpiritus 

Total 

Prozent 

1891 

1895 

1891    1  1895 

1891/95 

Aargau 

87,01 

117,28 



649,8  I 

0,58 

Baselland 

259,65 

591.99 

—        162,11 

1  678,26 

1,51 

Bern 

10  560,42 

13790,96 

—           — 

62  460,84 

56,1  I 

Freiburg 

I  303.75 

2  311,78 

—     1      — 

7915,75 

7,11 

Luzern 

107,34 

112,78 

—     1     — 

608,32 

0.55 

Schaffhausen 

I  134,77 

I  227,47 

—     1      — 

5  804,22 

5,21 

Solothum 

2  679,31 

3._.5.U    , 

47-39       — 

15472,41 

13,90 

St.  Gallen 

67,96 

67,96 

0,06 

Thurgau 

2  075,61 

2  248,05 

1 1  163,80 

10,03 

Waadt 

172,63 

I  404,39 

—          — 

2015,55 

1,80 

Zürich 

831.53 

595,84 

-         47.63 

3  490,99 

3,14 

Zubammen 

19279,98 

25615,68 

47,39  1  209,74 

III  327,91 

100,00 
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III.  LITTKRATUR. 


Mülberger,  Dr.  Arthur.  Die  Eisenbahnrefonn  in  Württemberg.  Tübingen 
1896.    II.  Laupp'scher  Verlag,    gr.  8"  (VIII  u.  95  S.)  M.  1.60. 

In  der  reichen  Litteratur  des  Verkehrswesens  sind  die  Bücher,  die  Originalität  der 
Auffassung  mit  tieferem  Einblick  in  das  Wesen  der  Sache  verbinden,  ganz  ausserordent- 
liche Seltenheiten.  Es  ist  dies  leicht  erklärlich.  Die  grosse  Mehrzahl  jener  Bücher 
ist  von  Fachleuten,  d.  h.  von  Berufsangehörigen  geschrieben  ,  die  sich  entweder  nur 
mit  Einzelfragen  beschäftigen  und  die  Welt  des  Verkehrs  aus  dem  Guckloche  ihres 
Sonderfaches  betrachten ,  oder  wenn  sie  allgemeine  Gesichtspunkte  einzunehmen  ver- 
suchen ,  sich  mit  wenigen ,  an  den  Fingern  einer  Hand  aufzählbaren  Ausnahmen  in 
längst  ausgefahrenen  Geleisen  eines  öden,  heute  über  den  Haufen  geworfenen  Doktri- 
narismus bewegen,  und,  trotzdem  der  Mangel  einer  höheren  Fachausbildung  aus  allen 
Ecken  und  Enden  hervorschaut ,  in  echtem  Fachmannsdünkel  mit  Spott ,  Hohn  und 
Geringschätzung  den  Stab  über  alle  Andersdenkenden  brechen.  Auch  hat  der  Autori- 
tätswahn, der  keine  Kritik  verträgt,  jede  selbständige  Auffassung  im  Keime  zu  ersticken 
droht,  und ,  wenn  sich  jene  Auffassung  bahnzubrechen  droht ,  deren  Träger  sachlich 
zu  disqualifizieren  sich  bemüht ,  gerade  im  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  eine  üppige 
Entwicklung  genommen.  Dies  sind  lauter  Erscheinungen,  die  nach  dem  Gange  der 
Entwicklung  der  Eisenbahnen  im  milieu  des  Konkurrenzsystems,  im  Zeichen  der  Herr- 
schaft des  Wuchers ,  eintreten  mussten ,  und  aus  denen  der  Sozialpathologe  die  Er- 
krankung ,  den  fauligen  Zustand  der  edelsten  Organe  erkennt.  Die  Minderzahl  der 
Bücher  über  das  Verkehrswesen  wird  von  ausserhalb  des  Berufes  Stehenden  geschrieben : 
Ich  vermeide  zu  sagen  von  »Nichtfachmännern«,  weil  sich  mir  die  Ueberzeugung  auf- 
gedrängt hat,  dass  Gott  mit  dem  Amte  nicht  auch  immer  den  Verstand  verlieh.  Nun 
muss  man  wohl  gestehen,  dass  in  diesem  Teile  der  Fachlitteratur  gar  recht  viel  leeres 
Stroh  gedroschen  wird  und  ganz  unglaublich  Unreifes  und  Ungeheuerliches  zutage  ge- 
fördert wird.  Auch  dies  ist  eine  ganz  natürliche  Erscheinung.  Denn  das  moderne  Ver- 
kehrswesen ,  obgleich  es  das  Fundament  unserer  ganzen  Volkswirtschaft  ist ,  und  das 
gesamte  gesellschaftliche  Leben  durchsetzt ,  ist  doch  seinem  Wesen  nach  dem  Ver- 
ständnisse der  Menge  fremd  geblieben.  Hier  giebt  es  keine  soziale  Arbeit  in  dem 
Sinne,  dass,  wie  auf  anderen  Wissensgebieten,  logische,  isoliert  und  zusammenhanglos 
betriebene  Einzelthätigkeiten  in  eine  grosse  historische  Gesamtleistung  übergegangen 
wären,  und  wir  ein  grosses,  arbeitsteiliges  System  besonderer  praktischer  und  theore- 
tischer Erkenntnisakte  auf  Grund  ununterbrochener  Tradition  vor  uns  hätten.  Hier  giebt 
es  nur  Einzelmeinungen,  die  unter  einander  in  keinem  Zusammenhang  stehen  und 
sich  nicht  auf  einander  aufbauen.  Das  wenige,  was  schulgemäss  über  die  Eisenbahnen 
gelehrt  wird,  sind  verrostete  Anschauungen,  die  einer  vergangenen  Zeit  angehören.  So 
muss  jeder  nahezu  von  vorne  anfangen,  knüpft  natürlich  an  einen  meist  engen  Kreis 
persönlicher  Erfahrungen  an ,    und  ohne  den    gerade  hier  so  notwendigen  Einblick  in 
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die  Natur  des  Betriebes  und  die  inneren  Zusammenhänge  zu   besitzen ,  quält  er  seine 
Leser  vielfach,  ja  gewöhnlich,  mit  wenig. 

Unter  solchen  Umständen  mag  es  denn  auch  erklärlich  sein ,  dass  man  Befriedi- 
gung und  Freude  empfindet,  wenn  man  endlich  ein  Buch  in  die  Hand  bekommt,  das 
sich  mit  Eisenbahnfragen  beschäftigt  und  aus  dem  ein  scharfes  Erkennen,  ein  richtiges 
Erfassen  der  Notwendigkeiten  und  der  Zusammenhänge  sprechen ,  ein  Buch  ,  das  mit 
wirklichem  Sachverständnis  und  gesunder  Rücksichtslosigkeit  die  wunden  Stellen  auf- 
deckt und  vor  allem  uns  das  Eisenbahnwesen ,  diese  Hochburg  des  Individualismus 
im  Spiegel  sozialen  Denkens  zeigt.  Solch  ein  Buch  ist  Mülherger'%  Schrift.  Ich  habe 
sie  mit  Spannung  in   einem  Zuge  bis  zum  Schlüsse  gelesen. 

Man  wird  einiges  darin  bezweifeln  und  als  unrichtig  bezeichnen,  manches  bestreiten 
können.  Dies  verschlägt  jedoch  nichts  gegen  den  durchaus  gesunden  Grundton  und 
die  Fülle  der  zutreffenden  Bemerkungen  und  Forderungen.  Es  liegt  auch  nichts  daran 
dass  die  Schrift  zu  dem  Zwecke  verfasst  wurde,  in  den  bevorstehenden  politischen 
Wahlen  Stimmung  für  das  Verkehrsprogramm  der  demokratischen  Partei  Württemberg's 
zu  machen ;  denn  an  keiner  Stelle  tritt  ein  tendenziöses  Ueberszielschiessen  zutage.  Es 
ist  endlich  belanglos,  dass  es  sich  dem  Titel  nach  nur  um  eine  Eisenbahnreform  in 
Württemberg  handelt ;  denn  das  Buch  besitzt  eine  Bedeutung,  die  weit  über  Württem- 
bergs Grenzen  reicht  und  ohne  weiteres  verallgemeinert  werden  kann.  Allerdings  ist 
es  Arbeit  gegen  den  Strom,  was  da  geleistet  wird,  und  von  orthodoxen  Fachmännern 
wird  VerfaKser  kaum  viel  Lob  ernten. 

In  der  grundsätzlichen  Auffassung,  in  der  allgemeinen  Forderung  nach  einer  so- 
zialen Verkehrspolitik ,  sowie  einer  Tarifpolitik ,  welche  einerseits  die  Hereinbringung 
des  Amortisations-  und  Zinserfordernisses  der  Staatsbahnschuld  aus  den  Betriebsein- 
nahmen sichert ,  andrerseits  sich  den  thatsächlichen  Wirtschaftserfordernissen  anpasst, 
in  der  Forderung  einer  grundsätzlichen  Trennung  des  Nahverkehres  vom  Fernverkehre, 
in  der  Erkenntnis  der  Beziehungen  zwischen  Eisenbahnen  und  Grosskapital,  besteht 
vollkommene  Uebereinstimmung  zwischen  den  Darlegungen  Mülberger's  und  den 
Grundsätzen,  die  ich  seit  Jahren  in   einer  Reihe  von  Schriften  vertreten  habe. 

Nach  einem  Rückblicke  auf  die  Entwicklung  der  württembergischen  Staats- 
bahnen und  nach  der  Mitteilung  einer  interessanten  Kammerdebatte  aus  dem  Jahre 
1851,  in  welcher  der  Abgeordnete  Mokl  beantragte,  die  Eisenbahntarife  zum  Gegen- 
stande der  Gesetzgebung  und  der  ständischen  Bewilligung  zu  machen,  wird  im  II.  Ka- 
pitel zum  kritischen  Teile  der  Schrift  übergegangen.  Die  falsche  Richtung  der 
württembergischen  Eisenbahnpolitik  zeigt  sich  den  Ausführungen  Mülberger's  zufolge 
am  deutlichsten  an  der  Art  und  Weise,  wie  der  Betrieb  auf  den  Lokalbahnen  or- 
ganisiert, dessen  finanzielles  Ergebnis  geradezu  kläglich  ist.  Mülberger  bezeichnet 
die  Lokalbahnen  als  das  fressende  Geschwür  in  der  ganzen  württembergischen  Fi- 
nanzwirtschaft. Bei  einem  Anlagekapital  von  109  Mill.  M.  werfen  sie  einen  Rein- 
ertrag von  0,77  Proz.  ab,  gegenüber  einem  solchen  von  4,21  Proz.  der  sämtlichen 
übrigen  vmrttembergischen  Eisenbahnen.  Dadurch  wird  der  Reinertrag  der  württem- 
bergischen Gesamt-Eisenbahnen  auf  3,16  Proz.  (gegen  2,5  Proz.  der  österr.  Staats- 
bahnen!) des  investierten  Kapitals  herabgedrückt.  Als  erster  Schritt  zur  Besserung 
wird  die  Erkenntnis  bezeichet,  dass  die  Lokalbahnen  ein  eigenes  eminentes  wirtschaft- 
liches Interesse  repräsentieren ,  die  Anpassung  an  die  Hauptadern  des  Verkehres 
Nebensache,  dagegen  die  Hebung  und  Entwicklung  des  Nahverkehrs  die  Hauptsache 
ist.  Zur  Verwirklichung  dieser  Reform  dienen  die  Dezentralisation  des  Betriebes, 
die  Vereinfachung  und  Verbilligung  der  Betriebsmittel,  sowie  die  Organisation  einer 
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ständigen  Vertretung  der  lokalen  Verkehrsinteressen  —  genau  die  Mittel ,    die  auch 
ich  neben  noch  andern  Massnahmen  vorgeschlagen  habe. 

In  den  folgenden  Kapiteln  erkennt  Mulherger  zwar  vollkommen  richtig,  dass  ein 
billiger  Tarif  ohne  gleichzeitiges  Anpassen  des  Betriebes  an  die  realen  Verkehrsin- 
teressen ein  Unsinn  wäre.  Aber  ich  kann  versichern,  —  und  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete verfüge  ich  über  wertvolle  Erfahrungen,  da  ich  bei  Einführung  des  österreichischen 
und  des  ungarischen  Zonentarifs  an  leitender  Stelle  mitgewirkt  habe  — ,  dass  die  Ver- 
kehrssteigerung selbst  dort,  wo  billiger  Tarif  und  günstige  Betriebsverhältnisse  zu- 
sammentreflfen ,  eine  ganz  unerwartet  enge  Grenze  hat.  Diese  Erfahrung  haben  so 
manche  machen  müssen,  und  dies  ist  auch  z.  T.  der  Grund,  warum  selbst  die  raffinier- 
testen Privatbahnen  das  moderne  Geschäftsprinzip  »Die  Masse  macht's«,  auf  das 
Mülberger's  Vorschläge  hinauslaufen,  nicht  zur  Anwendung  brachten.  Selbst  bereit- 
willigst zugestanden,  dass  viele  einsichtslose  und  unfähige  Menschen  an  der  Spitze 
der  Geschäfte  standen  und  stehen,  vpird  doch  auch  Mülberger  zugeben  müssen,  dass 
nicht  alle  diese  Personen  Schwachköpfe  sein  müssen.  Der  Nahverkehr  hat  näm- 
lich die  unangenehme  Eigenschaft ,  dass  bei  seinem  lebhaften  Steigen  die  Betriebs- 
ausgaben ganz  unverhältnismässig  rascher  wachsen,  als  die  Betriebseinnahmen,  was 
beim  Fernverkehr  nicht  zutrifft.  Dies  gilt  im  allgemeinen  sowohl  für  den  Personen-, 
wie  für  den  Güterverkehr.  Ausgenommen  hievon  ist  nur  der  Lokalverkehr  in  grossen 
Städten  oder  zwischen  zwei  nahegelegenen  Bevölkerungszentren,  bei  welchem  eine 
nahezu  kontinuierliche  Besetzung  der  Plätze  stattfindet  (darum  handelt  es  sich  eben!). 
Wo  aber  die  Ausnützung  der  Sitzplätze  eine  periodische  ist,  sich  auf  gewisse  Tage 
oder  Tagesstunden  zusammendrängt,  wie  z.  B.  beim  Verkehre  von  Städten  aufs  Land 
oder  umgekehrt,  da  ist  das  finanzielle  Risiko  ein  bedeutendes.  Allerdings  muss  zu- 
gestanden werden  ,  dass  die  Organisation  des  Lokalverkehrs  heute  eine  durchwegs 
ungenügende  und  ungeeignete  ist,  und  in  dieser  Hinsicht  noch  enorm  viel  zu  thun 
ist  und  gethan  werden  kann.  So  muss  auch  dem  Verfasser  unbedingt  beige- 
pflichtet werden,  wenn  er  eine  radikale  Trennung  von  Fern-  und  Nahverkehr  fordert. 

Was  das  im  Kap.  VII  besprochene  Prinzip  des  Eisenbahntarifs  betrifft ,  so 
möchte  ich  nur  warnen,  den  Posttarif  als  Muster  hinzustellen.  Es  ist  Mülberger 
offenbar  nicht  bekannt,  dass  auch  die  deutsche  Reichspost  die  einen  jährlichen  Ueber- 
schuss  von  ca.  70  Mill.  M.  offiziell  ausweist,  thatsächlich  mit  Defizit  arbeitet.  Dies 
wird  sofort  offenkundig ,  wenn  man  die  von  den  Eisenbahnen  unentgeltlich  gefah- 
renen Postwagen  in  Erwägung  zieht.  Diese  unentgeltliche  Leistung  verringert  den 
Ertrag  der  Staatsbahnen  und  gestattet  dergestalt  durch  die  erhöhte  Steuerleistung 
der  Gesamtbevölkerung  die  Anwendung  eines  Posttarifes ,  der  sowohl  hinsichtlich 
seiner  Grundlagen,  als  auch  hinsichtlich  seines  thatsächlichen  Effektes  vielfach  anti- 
sozial und  spezifisch  kapitalistisch  ist.  Vollends  der  Postpakettarif  ist  ein  Ausbund 
von  Thorheit  und  Unverstand,  wie  solche  nur  an  grünen  Tischen  reifen.  Und  wenn 
Mülberger  die  Rückkehr  zu  dem  einfachen  Prinzip  des  gleichen  Preises  für  die 
gleichwertige  Leistung  fordert,  so  steht  er  thatsächlich  auf  dem  Boden 
des  Werttarifs  und  des  Staffeltarifs.  Trotz  dieser  Gegenbemerkung 
bin  ich  weit  davon  entfernt,  das  heutige  Tarifsystem  zu  verteidigen.  Ich  stehe  so- 
gar, weil  dieselben  Zwecke  vrie  Mülberger  im  Auge  habend  ,  dessen  Forderungen 
viel  näher,  als  den  herrschenden  Tarifprinzipien.  Ich  nehme  auch  keinen  Anstand 
zu  erklären,  dass,  wiewohl  der  Staffeltarif  theoretisch  unanfechtbar  ist,  ich  mit  flie- 
genden Fahnen  zum  einfachen  Entfernungstarife ,  bezw.  zum  gleichbleibenden  Satze 
für  Gewichts-,  Raum-  und  Entfernungseinheiten  übergehe  ,  sofern  mir  nachgewiesen 
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werden  kann,  dass  hiedurch  ein  höheres  Nettoerträgnis  herbeigeführt  wird.  In  vielen 
Fällen  mag  dies  zwar  zutreffen ,  aber  im  herrschenden  Konkurrenzsysteme  und  bei 
der  täglichen  Erweiterung  der  Weltmarktsphäre ,  welche  die  Nationen  zu  Grunde 
richtet,  möchte  es  doch  ernstlich  zu  bezweifeln  sein.  Entweder  raüssten  die  Schluss- 
sätze der  heutigen  Staffeltarife  und  der  Tarife  für  Massengüter  auch  auf  den  Lokal- 
verkehr und  auf  kleine  Transportmengen  übertragen  werden ,  dann  würde  ,  wenig- 
stens bei  dem  bestehenden  System  des  Betriebes,  ein  ungeheurer  finanzieller  Ausfall 
im  Güterlokalverkehr  unausweichlich  sein  ;  denn  in  diesem  Verkehre  ist  man  heute 
schon  an  der  Grenze  der  zulässigen  Ermässigung  angelangt.  Oder  die  heutigen  Sätze 
des  Lokalverkehrs  müssten  auch  für  den  Fernverkehr ,  die  Sätze  für  Gewichtsein- 
heiten für  Massenladungen  gelten,  dann  wrürden  sich  für  den  Fern-  und  Transitver- 
kehr Frachtgebühren  ergeben,  die  thatsächlich  für  zahllose  Betriebe  unerschwinglich 
wären,  bezw.  ihren  Wettbewerb  nicht  zuliessen.  Allerdings  könnte  da  auch  ein  an- 
nehmbarer Mittelweg  gefunden  werden  ;  die  Voraussetzung  hiezu  wäre  die  Organi- 
sation des  lokalen  Güterverkehrs  in  solcher  Weise ,  dass  eine  weitere  Ermässigung 
der  Tarifsätze  mit  finanziellem  Vorteile  durchgeführt  werden  könnte.  Doch  scheint 
es  kaum  der  richtige  W^'g  zu  sein,  die  Tarife  auf  eine  schiefe  Grundlage  zu  stellen, 
um  dadurch  bedauerlichen  Erscheinungen  einer  desorganisierten  Volkswirtschaft  zu 
begegnen  oder  auszuweichen.  Entsprechender  dürfte  es  sein ,  einer  Sozialordnung 
das  Wort  zu  reden,  in  welcher  der  Kleine  nicht  vom  Grossen  an  die  Wand  gedrückt 
wird,  sondern  sich  vielmehr  der  gleichen  Vorteile  erfreuen  kann. 

Was  im  VIII.  Kap.  über  den  Bummelzug ,  und  im  IX.  Kap.  über  Eisenbahn- 
schmerzen gesagt  wird,  ist  ganz  vorzüglich.  Die  antisoziale  Richtung  der  Verkehrs- 
politik in  Bau,   Betrieb  und  Tarifwesen  ist  mit  Schärfe  und  grosser  Treue  gezeichnet. 

Dem  im  X.  Kap.  befürworteten  Bau  von  Kleinbahnen  an  Stelle  von  Strassen 
wird  wohl  nicht  für  alle  Fälle  zugestimmt  werden  können.  Ganz  entschieden  muss 
jedoch  der  Behauptung  entgegengetreten  werden ,  dass  das  Ausgeschlossensein  der 
Landwirtschaft  aus  dem  grossen  Netze  des  modernen  Weltverkehrs  die  Grundursache 
ihrer  Notlage  sei.  Dieser  Ausspruch  ist  so  ungeheuerlich,  dass  er  den  sicheren  Nach- 
weis bildet,  Mülberger  habe  sich  mit  der  Grundbesitz-  und  mit  der  Landwirtschafts- 
frage noch  niemals  —  wenigstens  nicht  gründlich  —  beschäftigt.  Es  ist  daher  auch 
die  Schlussfolgerung  des  XIV.  Kap.  falsch,  dass  der  erste  und  wichtigste  Schritt  zur 
Hebung  der  Landwirtschaft  sei,  ihr  die  Eisenbahn  zugänglich  zu  machen. 

Was  sonst  über  »Kleinbahnen«  (XI)  und  »Grosskapital  und  Eisenbahnen«  (XIII) 
gesagt  wird,  ist  wieder  tiefdurchdacht  von  allgemeiner  Bedeutung,  und  grundsätzlich 
wichtig,  wie  beispielsweise  der  Schlusssatz  des  XIII.  Kap.  :  »Die  stetige  Verbilligung 
des  Grossverkehrs  führt  zur  Ausplünderung  des  Volkes,  wenn  nicht  zu  gleicher  Zeit 
auch  für  die  Verbilligung  des  Kleinverkehrs  Mittel  und  Wege  gefunden  werden.« 
Der  Vordersatz  ist  nur  zu  ergänzen  durch  »im  herrschenden  Wirtschaftssysteme«,  um 
vollkommen  einwandfrei  zu  sein. 

Ganz  vortrefflich  und  voll  origineller  Gedanken  ist  das  Kap.  XV  »Fahrplan- 
Studien«  »wir  sehen  im  Fahrplane  nichts  Geringeres  als  eine  Projektionskarte 

der  lebendigen  Verkehrsinteressen  der  Gesellschaft,  eine  Art  graphischer  Darstellung 
der  sozialen  Zirkulation  von  Produkten  und  Menschen.« 

Im  XVI,  Kap.  wird  der  ausgezeichneten  Schrift  de  Terra's  »Sociale  Verkehrs- 
politik« gebührende  Würdigung  zuteil. 

Als  der  prinzipiell  bedeutungsvollste  Abschnitt  muss  jedoch  das  letzte  Kapitel 
bezeichnet  werden,  das  die  gesetzliche  Verabschiedung  des  Eisenbahntarifs  behandelt 
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und  in  Vorschlag  bringt.  Die  Eisenbahnen ,  selbt  wo  sie  Staatseigentum  sind,  ent- 
behren jeder  tiefergehenden  konstitutionellen  Kontrolle.  Die  grundlegenden  Normen 
für  unser  Eisenbahnwesen  sind  zu  einer  Zeit  aufgestellt  worden  ,  wo  niemand  von 
der  kommenden  Bedeutung  desselben  eine  Vorstellung  hatte.  Und  wiewohl  die  Ver- 
waltungsmassregeln  für  die  Ausgestaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  an  Be- 
deutung, Einfluss  und  nachhaltiger  Wirkung  alle  fiskalischen  Experimente  auf  dem 
Gesamtgebiete  der  Finanzwirtschaft ,  also  namentlich  der  Steuern  unendlich  über- 
ragen, und  während  jene  andern  Experimente  durch  Monate  und  Jahre  den  ganzen 
konstitutionellen  Apparat  in  Aufregung  und  Bewegung  versetzen  genügt  für  die 
Eisenbahnen  eine  einfache  Massregel  der  Verwaltung  ohne  jede  parlamentarische 
Kontrolle.  Dies  zeigt  wohl  deutlich  ,  wie  weit  wir  noch  in  der  klaren  Erkenntnis 
der  eigentlich  treibenden  Kräfte  in  Staat  und   Gesellschaft  zurück  sind. 

Mülberger's  Buch  ist  geeignet,  diese  Erkenntnis  nicht  unwesentlich  zu  fördern. 

Dr.  Freiherr  zu  W  e  i  c  h  s  -  Gl  o n. 


Adler,  Georg,  Basels  Sozialpolitik  in  neuester  Zeit.  Publiziert  von  der  »sta- 
tistisch-volkswirtschaftlichen Gesellschaft v<  in  Basel.  Tübingen,  H.  Laupp'sche  Buch- 
handlung 1896.  80.  X,    173  SS.  (3,60  M.). 

Adler  will  hier  keine  Geschichte  der  Baseler  Sozialpolitik  geben ,  sondern  nur 
eine  Charakteristik  derselben ,  also  eine  Darstellung  der  Intervention  des  Kantons 
Basel-Stadt  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  in  Sachen  der  Arbeiterfrage ;  die  Thätig- 
keit  von  Privaten,  Vereinen  etc.  ist  daher  unberücksichtigt  geblieben.  Der  Verfasser, 
dessen  Name  ja  mit  Basels  Sozialpolitik  eng  verquickt  ist,  hat  seinen  Zweck  voll 
erreicht;  er  hat  ein  anziehendes  Bild  von  der  so  vielseitigen  Fürsorge  Basels  ge- 
geben, ein  eigenartiges  Ruhmesblatt  der  Baseler  Geschichte  entrollt.  Genoss  Basel 
bisher  schon  den  berechtigten  Ruf  hoher  sozialpolitischer  Einsicht,  so  ist  diese  Ver- 
öffentlichung geeignet,  diesen  Ruf  zu  befestigen  und  zu  erhöhen.  Hat  das  Buch  na- 
türlich zunächst  das  grösste  Interesse  für  die  Baseler  Bevölkerung  selbst ,  so  sollte 
es  deshalb  eine  möglichst  grosse  Verbreitung  in  Deutschlaud  finden,  sollte  sich  be- 
sonders in  den  Händen  aller  grösseren  Stadtverwaltungen  befinden,  weil  es  als 
»Leitfaden«  in  des  Wortes  eigenster  Bedeutung  dienen  kann. 

Freilich  ist  bei  Betrachtung  des  erfreulichen  Bildes  nicht  zu  vergessen,  dass  die 
Bedingungen  gesunder  Sozialpolitik  selten  so  günstige  sein  werden ,  wie  gerade  im 
Staate  Basel-Stadt,  da  in  diesem  Staat  eine  Divergenz  der  städtischen  und  ländlichen 
Interessen  überhaupt  eine  so  grosse  Differenzierung  aller  Lebensverhältnisse  wie  in 
einem  grösseren  Gemeinwesen  keineswegs  vorliegt.  Aber  es  giebt  doch  auch  Dinge, 
die  sich  überall  lokal  ordnen  lassen,  wie  der  vorliegende  Band  beweist ,  z.  B.  die 
Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts  und  der  Lehrmittel,  die  in  Basel  sich  gut  bewährt. 
Basel  darf  sich  rühmen,  die  meisten  Ausgaben  für  Unterrichtszwecke  in  der  ganzen  W^elt, 
soweit  bekannt,  zu  leisten,  nämlich    35  Francs  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahr. 

Es  ist  ausgeschlossen  ,  alle  in  Fülle  gebotenen  Thatsachen  zu  skizzieren ,  ich 
greife  nur  kurz  Einiges  heraus.  —  Die  Arbeitslosenversicherung  ist  zuerst  in  Basel 
angeregt  worden,  —  darf  man  doch  Adler  als  den  geistigen  Vater  derselben  be- 
zeichnen —  doch  ist  der  Plan  immer  noch  nicht  durchgeführt,  wie  in  anderen  Kan- 
tonen der  Schweiz.  Inzwischen  ist  der  Plan  auch  im  Auslande  vielfach  in  Er- 
wägung gezogen  worden,  neuerdings  hat  denn  auch  eine  politische  Partei  Deutsch- 
lands auf  ihrem  Parteitage  (vgl.  Soziale  Praxis  vom  22.  X.  96)  sich  eingehend  da- 
mit beschäftigt.  Bei  dieser  Gelegenheit  will  ich  darauf  hinweisen,  dass  man  in  Ba- 
sel-Stadt die  Kinderzahl  der  Versicherten  in  Rücksicht  stellen  will ,   ein  Plan ,    den 
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ich  in  dieser  Zeitschrift  befürwortete ,  was  Oldenberg  in  einer  Besprechung  meines 
Aufsatzes  (SchmoUer's  Jahrbuch  1896.  XX,  3.  S.  383)  als  auffallend  bezeichnet.  — 
Des  weiteren  sind  von  aktuellem  Interesse  die  Mitteilungen  über  die  Baseler  Ge- 
werbegerichte, eine  den  prud'hommes  in  Genf  nachgebildete  Einrichtung ;  sie  enthalten 
Gerichte  nicht  nur  für  gewerbliche  Arbeiter  im  Sinne  des  deutschen  Gewerbegerichts- 
gesetzes, sondern  umfassen  auch  Streitsachen  der  kaufmännischen  Angestellten,  ein  Punkt, 
der  zur  Zeit  in  Preussen  Gegenstand  lebhafter  Diskussion  ist.  —  Als  eigenartige 
Einrichtungen  Basels  wäre  noch  besonders  zu  nennen  die  unentgeltliche  Beerdigung. 

Möchte  das  Buch  die  Baseler  Verwaltung  anregen,  diese  Einführung  einer  Arbeits- 
losenversicherung und  durch  Eintreten  für  eine  eidgenössische  Krankenversicherung 
auf  dem  betretenen  Wege  vorwärts  zu  schreiten. 

Breslau.  Otto  Freiherr  v.  B  o  e  n  i  g  k. 


— e.  Ferdy,  Hans,  Die  künstliche  Beschränkmig  der  Kinderzahl  ah  sittliche  Pflicht. 
4.  vollst,  umgearbeitete  Auflage.  Berlin  und  Neuwied.  (Heuser's  Verlag.)  —  lieber 
die  medizinische  Seite  seines  Gegenstandes  bemerkt  der  H.  Verf. :  »Was  den  medizi- 
nischen Teil  der  Frage  anlangt ,  so  verweise  ich  auf  eine  Arbeit,  welche  ich  für 
praktische  Aerzte  geschrieben  habe.  Dort  habe  ich  versucht ,  dasjenige ,  was  über 
Wesen  und  Wirkung  aller  einzelnen  antikonzeptionellen  Mittel  bis  jetzt  feststeht,  zu- 
sammenzufassen und  physiologischer  Kritik  zu  unterziehen  und  bin  zu  dem  Resul- 
tate gelangt,  dass  einzelne  Mittel  direkt  schädlich,  andere  harmlos  aber  unwirksam, 
einige  endlich  hinreichend  sicher  wirksam  und  zugleich  durchaus  unschädlich  sind. 
Die  Richtigkeit  dieser  meiner  thatsächlichen  Feststellung  ist  angezweifelt  worden  ; 
daher  will  ich  folgendes  zu  ihrer  Unterstützung  anführen.  Der  neomalthusianische 
Bund  hat  zu  einer  seiner  Hauptaufgaben  die  Verbreitung  der  Kenntnis  zweckmässiger 
und  unschädlicher  Methoden  des  Praeventivverkehrs  gemacht.  Unbemittelten  Ehe- 
frauen wird  die  Unterweisung  in  Sprechstunden,  welche  im  Hause  des  Amsterdamer 
Arbeitervereins  zweimal  wöchentlich  von  Frau  Dr.  Aletta  H.  yacobs  abgehalten  wer- 
den, unentgeltlich  erteilt.  Im  Jahre  1891  wurde  diese  Sprechstunde  durchschnittlich 
von  80  Frauen  in  der  Woche  aufgesucht.  Eben  solche  unentgeltliche  ärztliche  Sprech- 
stunden wurden  von  selten  des  Bundes  im  Jahre  1892  auch  in  Rotterdam  und  Gro- 
ningen eingerichtet.  Der  Bund  zählt  mehr  als  400  Mitglieder ,  darunter  34  prakti- 
sche Aerzte  und  zwei  Professoren  der  medizinischen  Fakultät  in  Amsterdam.  Dr. 
Hector  Treub,  Professor  der  Gynaekologie  in  Leiden  hat  im  Jahre  1892  ein  »Leer- 
boek  der  Gynaekologie«  herausgegeben  und  darin  der  »facultatieven  steriliteit«  ein 
besonderes  Kapitel  gewidmet.  Damit  ist  für  Holland  die  Kunde  von  den  antikon- 
zeptionellen Mitteln  zu  einem  Lehrgegenstande  für  die  Kandidaten  der  Medizin  er- 
hoben. Das  Beispiel  Hollands  führe  ich  an,  weil  dort  die  Vernunft  »die  lächer- 
lichen Vorurteile  des  Aberglaubens«  zuerst  endgültig  überwunden  hat,  weil  das  Volk 
zur  Heuchelei  und  zur  Lüge  zu  stolz,  weil  dort  der  Vorgang  ganz  ofifen  vor  Jedermanns 
Auge  liegt.  Nicht  minder  deutlich  spricht  der  Umstand ,  dass  einige  Tausend 
deutsche  Aerzte  Mensinga's  Pessarium  occlusivum  als  antikonzeptionelles  Mittel  regel- 
mässig verordnen.  —  Die  einzige  positive  Thatsache ,  auf  .welche  die  Gegner  ihre 
Behauptungen  betreffs  der  Allgemeinschädlickheit  antikonz.  Mittel  stützen  können, 
ist  die  unzweifelhaft  festgestellte  Schädlichkeit  des  Congr.  interruptus.  Unbewiesen 
dagegen  ist  alles  weitere,  und  wo  dies  trotzdem,  wie  in  zwei  katholischen  Arbeiten 
in  Form  positiver  Behauptungen  auftritt,  ist  es  lediglich  pia  fraus.« 
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DIE  LEHREN  DER  ARBEITERBEWEGUNG 
IN  DER  GARDEROBENKONFEKTION. 

VON 
Dr.  E.  FRIDRICHOWICZ. 


Unter  den  Strike  des  letzten  Jahres  ist  keiner  symptomatisch 
bedeutsamer  als  die  Arbeiterbewegung  in  der  Garderobenkonfek- 
tion. Die  Sozialdemokratie,  welche  die  gesamte  industrielle  Ar- 
beiterschaft, soweit  sie  in  grossen  Unternehmungen  thätig  ist, 
beherrscht,  machte  in  letzter  Zeit  nach  verschiedenen  Richtungen 
hin  Vorstösse,  ihr  Herrschaftsgebiet  auszudehnen.  Bekannt  sind 
die  vielen  Streitigkeiten,  welche  innerhalb  der  Partei  ausgebrochen 
sind  über  die  Taktik,  welche  zu  befolgen  sei,  um  die  Macht  der 
Partei  auch  auf  das  platte  Land  hinauszutragen.  Aber  auch  die 
im  Dienste  der  Industrie  und  des  Handels  thätigen  kleinen  Leute 
beherrscht  die  Sozialdemokratie  durchaus  noch  nicht  so,  dass  sie 
auf  deren  unbedingte  Gefolgschaft  rechnen  darf.  Ueberall  da,  wo 
die  Arbeiterschaft  noch  in  vielen  kleinen  Betrieben  verzettelt  ist, 
hat  die  Sozialdemokratie  in  ihren  Bestrebungen,  diese  Kreise  in 
ihre  stramme  Parteiorganisation  hineinzuziehen,  bis  jetzt  noch 
geringen  Erfolg  gehabt.  Ihren  Agitationen  fehlt  hier  der  richtige 
Nährboden,  die  Massenansammlungen  von  Arbeitern,  bei  denen 
erfahrungsgemäss  der  Eifer  einiger  Ueberzeugter  am  leichtesten 
über  grosse  Massen  zu  triumphieren  vermag. 

Drei  grosse  Kreise  von  Arbeitern  sind  es,  welche  die  Sozial- 
demokratie bisher  noch  mit  geringem  Erfolge  versucht  hat  in  ihre 
Parteiorganisation  hineinzuziehen,    die  Handlungsgehilfen,  die  ab- 
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hängigcii  Handwerker  und  die  Hausindustriellen.  Wohl  mögen  aus 
diesen  Kreisen  vielfach  sozialdemokratische  Stimmen  abgegeben 
werden,  von  einer  irgendwie  in  Betracht  zu  ziehenden  Herrschaft 
der  Sozialdemokratie  über  diese  Kreise  kann  noch  keine  Rede 
sein.  Während  die  Sozialdemokratie  es  unterlässt,  die  abhängigen 
Handwerker  in  ihren  Netzen  zu  fangen,  da  diese  Betriebsform 
nach  ihren  Ansichten  auf  dem  Aussterbeetat  steht,  während  ferner 
bei  den  Handlungsgehilfen  die  Versuche,  weite  Kreise  als  dauernde, 
sichere  und  zuverlässige  Anhänger  zu  gewinnen,  über  embryonale 
Anfänge  noch  nicht  hinausgekommen  sind,  glaubte  die  Sozial- 
demokratie bei  der  Hausindustrie  schon  einige  Kraftproben  ver- 
suchen zu  dürfen. 

Als  eine  solche  Kraftprobe  ist  auch  die  letzte  grosse  Arbeiter- 
bewegung in  der  Garderobenkonfektion  zu  betrachten.  Das  ge- 
wählte Kampfgebiet  war  für  die  Sozialdemokratie  insofern  ein  be- 
sonders günstiges,  weil  die  Garderobekonfektion  eine  der  wenigen 
Hausindustrien  ist,  die  es  vermochte,  innerhalb  grosser  Industrie- 
zentren ins  Leben  zu  treten  und  sich  in  dieser  Umgebung  bis  zur 
Gegenwart  zu  behaupten. 

Bevor  wir    nun    zu    der    letzten  Arbeiterbewegung  ^)    in    der 


i)  Einige  Worte  glaube  ich  dem  Leser  schuldig  zu  sein  über  die  Art  und  Weise, 
wie  ich  mir  das  Material  zu  dieser  Arbeit  beschafft  habe.  Schon  in  früheren  Jahren, 
bevor  noch  an  die  heutige  Lohnbewegung  zu  denken  war,  hatte  ich  meine  Aufmerk- 
samkeit der  Erforschung  der  Verhältnisse  gerade  dieses  Geschäftszweiges  zugewandt, 
weil  er  unter  den  Beispielen  der  Entstehung  und  Erhaltung  einer  ausgedehnten  Haus- 
industrie in  grossen  Fabrikzentren  das  merkwürdigste  und  lehrreichste  ist.  Mancherlei 
Gelegenheit  bot  sich  mir  hier  und  dort,  mit  den  verschiedenartigsten  Vertretern  dieser 
Branche,  mit  Arbeitern  und  Arbeiterinnen,  Zwischenmeistern,  kleinen  und  grossen  Kon- 
fektionären ein  Gespräch  über  die  Verhältnisse  in  ihrem  Gewerbe  anzuknüpfen.  Die 
Mitteilungen,  welche  mir  hierbei  wurden,  haben  vor  den  jetzt  üblichen  Interviews  den 
Vorzug,  dass  die  Experten  nicht  ahnen  konnten ,  dass  ihre  Bemerkungen  zur  Grund- 
lage einer  Publikation  gemacht  werden  würden  —  ich  selbst  beabsichtigte  es  damals 
nicht,  sondern  wünschte  mich  nur  zu  unterrichten  —  und  sich  darum  offener  und  un- 
gezwungener aussprachen ,  als  sie  es  gethan  hätten  in  dem  Bewusstsein ,  jedes  ihrer 
Worte  zu  Papier  gebracht  zu  sehen.  Zweitens  aber  waren  die  Gemüter  damals  noch 
nicht  auf  einander  geplatzt  und  dachten  freier  und  vorurteilsloser  über  die  Zustände. 
Diese  damals  mannigfach  gemachten  Aufzeichnungen  fanden  eine  Ergänzung  durch  ein 
längeres  Gespräch,  welches  ich  in  jüngster  Zeit  mit  einem  mit  der  Konfektionsbranche 
sehr  vertrauten,  aber  bei  der  Streitfrage  selbst  nicht  interessierten  Herrn  über  die  For- 
derung der  Arbeiter  nach  Betriebswerkstätten  hatte.  In  Halle  und  in  Berlin  habe  ich 
vielen  der  aus  Anlass  der  Arbeiterbewegung  stattgefundenen  Versammlungen  beige- 
wohnt und  auch  dabei  noch  oft  Gelegenheit  zu  persönlicher  Aussprache  gesucht  und 
gefunden.    Daneben  aber  habe  ich  die  Organe  der  im  Kampfe  sich  gegenüberstehenden 
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Garderobekonfektion  übergehen,  seien  einige  informierende  Be- 
merkungen über  die  Arbeitsorganisation  in  der  Konfektionsbranche 
vorausgeschickt.  Die  von  den  Konfektionären  beschäftigten  Ar- 
beiter und  Arbeiterinnen  sind  zumeist  noch  hausindustriell  thätig. 
Wie  dies  aber  bei  den  Hausindustrien  noch  fast  ausnahmslos  der 
Fall  zu  sein  pflegt,  stehen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nicht 
in  direkter  Verbindung  mit  einander,  sondern,  wie  anderwärts  die 
Faktoren,  so  haben  sich  hier  die  Zwischenmeister  eingeschoben. 
Die  Zwischenmeister  erhalten  die  Aufträge  im  Grossen  von  den 
Konfektionären  und  mit  den  Aufträgen  zugleich  den  Stoff,  wäh- 
rend sie  für  die  Zuthaten  nach  bestimmten  Abmachungen  selbst 
sorgen  müssen.  Die  Zwischenmeister  geben  nun  die  empfangenen 
Aufträge  an  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  weiter.  Diese  sind, 
wie  schon  erwähnt,  meist  Hausarbeiter.  Zwar  beschäftigen  auch 
einige  Zwischenmeister  alle  ihre  Arbeiter  in  eigenen  Werkstätten, 
doch  bildet  dies  bei  weitem  die  Ausnahme.  Ganz  ohne  eigene 
Werkstätte  kann  jedoch  kein  Zwischenmeister  auskommen,  weil 
einige  Arbeiten,  wie  Appretur,  Bügeln,  Zuschneiden  u.  a.  nur 
unter  grossen  Umständen  ausser  Hauses  gegeben  werden  könnten. 
Die  kleineren  Zwischenmeister  verrichten  diese  Arbeiten  häufig 
selbst,  die  grösseren,  welche  mit  der  Abnahme  und  Aufgabe  der 
Arbeiten  und  ihrer  Uebermittelung  an  die  Konfektionäre  voll- 
ständig beschäftigt  sind,  haben  hierfür  besondere  Zuschneider, 
Bügler  und  Appreteure.  Für  jede  gelieferte  Arbeit  erhält  der 
Zwischenmeister  den  sog.  »Preis«.  Von  diesem  »Preis«  behält 
er  25  — JO^/q  für  sich  und  zahlt  den  Rest  als  Stücklohn  an  die 
Schneider  und  Näherinnen.  Von  seinem  Anteil  an  dem  »Preis«  muss 
er  jedoch  die  im  Zeitlohn  beschäftigten  Zuschneider,  Bügler  und 
Appreteure  bezahlen,  die  stets  gelernte  und  geübte  Arbeiter  sein 
müssen,  und  deshalb  einen  besseren  Lohn  von  25 — ^30  M.  wöchentlich 
beanspruchen  können.  Von  seinem  Anteil  am  »Preis«  muss  der  Zwi- 
schenmeister ferner  die  Ausgaben  für  Feuerung,    für  Erwärmung 


Parteien:  den  »Konfektionär«  und  den  »Geschäftsfreunde,  Konfektions-Zeitung,  die 
Organe  der  Konfektionäre  und  die  »Fachzeitung  für  Schneider",  das  Organ  des  sozial- 
demokratischen Zentralvereins  der  Schneider  zu  Rate  gezogen,  mich  noch  eingehender 
über  die  Wünsche,  Bestrebungen  und  Ansichten  der  sich  entgegenstehenden  Parteien  zu 
unterrichten.  In  der  dritten  der  hier  in  Betracht  kommenden  Parteien,  bei  den  Zwischen- 
meistern, sind  die  Zustände  zur  Zeit  so  zerfahren,  dass  von  einem  Organ  keine  Rede 
sein  kann,  obgleich  in  Berlin  zur  Zeit  zwei  Blätter  auf  diesen  Titel  Anspruch  erheben. 
Ausser  diesen  Fachzeitungen  ist  endlich  noch  benutzt  der  neunte  Band  der  Druck- 
sachen der  Kommission  für  Arbeiterstatistik. 
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der  Wci  kstatt,  Erhitzung  der  Bügeleisen,  einen  grösseren  Teil  derZu- 
thaten ,  deren  Kosten  nicht  unerheblich  sind,  für  die  Miete  der 
Werkstätte  bestreiten  und  die  Krankenkassen-  und  Invalidengelder 
bezahlen.  Auch  die  Verzinsung  und  Amortisation  aller  Maschinen  und 
Geräte  seiner  Werkstatt  muss  er  sich  davon  in  Berechnung  bringen. 
Endlich  hat  er  auch  noch  für  allen  durch  schlechte  Arbeit  seiner 
Leute  verursachten  Schaden  aufzukommen.  Es  ist  klar,  dass  sein 
Anteil  am  »Preis«  so  erheblich  unter  die  nominell  ihm  zukom- 
menden 25  —  50%  zusammenschmilzt.  Jeder  Zwischenmeister  be- 
schäftigt im  Durchschnitt  8 — 9  Schneider  und  Näherinnen,  von 
dem  »Preis«  der  von  ihnen  gelieferten  Arbeit  entfällt  auf  ihn 
nominell  durchschnittlich  wöchentHch  60 — 70  M.  Es  ist  klar,  dass 
kleinere  Zwischenmeister,  welche  diesen  Verdienst  nicht  erreichen, 
von  dem  wirklichen  Ertrage  ihrer  Arbeit  nicht  würden  leben 
können,  wenn  sie  nicht  die  Arbeit  des  Büglers,  Zuschneiders  und 
Appreteurs  selbst  verrichteten.  Kleinere  Zwischenmeister  stehen 
sich  in  ihrem  wirklichen  Ertrage  kaum  viel  besser  als  die  Zu- 
schneider, Bügler  und  Appreteure,  d.  h.  selten  über  30  M.  wöchent- 
lich und  die  Zahl  dieser  Zwischenmeister  ist  sehr  gross.  Unter 
den  4000 — 5000  Zwischenmeistern  in  Berlin  mögen  an  2000  unge- 
fähr diese  geringe  Einnahme  haben  ;  dafür  haben  freilich  an  400  bis 
500  Zwischenmeister,  welche  man  als  die  Elite  bezeichnen  kann, 
an  50 — 60M.  wöchentliche  Reineinnahme.  Das  Uebel  des  Zwischen- 
meistertums  ist,  was  diese  selbst  anbetrifft,  die  grosse  Zahl  kleiner 
Zwischenmeister,  die  dazu  eigentlich  nicht  berufen  sind.  Man  hat 
während  der  letzten  Arbeiterbewegung  viel  auf  die  Zwischen- 
meister gescholten  und  sie  für  die  ganze  üble  Lage  in  der  Kon- 
fektionsbranche verantwortlich  machen  wollen.  Man  sagte,  sie 
saugten  von  oben  und  unten  und  hätten  ganz  unverhältnismässig 
hohe  Einnahmen.  Diese  Ausführungen  treffen  im  Allgemeinen 
nicht  zu.  Die  Zwischenmeister,  welche  die  guten  Einnahmen  haben, 
sind  bei  den  besten  und  angesehensten  Berliner  Konfektionsengros- 
geschäften  auch  wohl  bei  Detailgeschäften  beschäftigt.  Diese  Ge- 
schäfte brauchen  sich  den  zu  zahlenden  »Preis«  nicht  vorschreiben 
zu  lassen.  Sie  bezahlen  die  von  ihnen  beschäftigten  Zwischen- 
meister absichtlich  und  ungezwungen  gut,  weil  sie  wissen,  dass 
sie  sich  fest  und  sicher  darauf  verlassen  können,  von  ihnen  nur 
gute  Arbeit  abgeliefert  zu  erhalten.  Andererseits  aber  bezahlen 
diese  Zwischenmeister  ihre  Leute  sehr  ausreichend,  weil  sie  nur 
tüchtige  und  geübte  Arbeiter  gebrauchen  können.  Die  pressenden 
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und  drückenden  sind  die  vielen  kleinen  Zwischenmeister,  die  wie 
schon  erwähnt,  in  den  Beruf  eigentlich  gar  nicht  hineingehören 
und  als  sog.  Bönhasen  mit  vegetieren.  Diese  aber  müssen  drücken 
und  pressen,  wollen  sie  selbst  bestehen  ;  sie  arbeiten  für  oft  sehr 
zweifelhafte  Konfektionshäuser,  deren  es,  worauf  wir  noch  an 
anderer  Stelle  zurückkommen  werden,  nicht  nur  in  Berlin,  sondern 
allerorten  nur  allzuviel  giebt. 

Die  Zwischenmeister  stehen  zu  den  Konfektionshäusern  in 
keinem  bestimmten  dauernden  Vertragsverhältnis.  Der  Vertrag 
gilt  nur  immer  von  der  Annahme  einer  Arbeit  bis  zu  ihrer  Ab- 
lieferung. Viele  Zwischenmeister  wechseln  darum  auch  unaufhör- 
lich in  der  Entgegennahme  von  Aufträgen  und  arbeiten  oft  zu 
gleicher  Zeit  für  mehrere  Konfektionshäuser.  Die  besseren,  grösse- 
ren und  tüchtigeren  Zwischenmeister,  die  sog.  Elite,  steht  jedoch 
meist  nur  mit  einem  der  besseren  Konfektionshäuser  in  einer 
oft  Jahrzehnte  lang  währenden  Geschäftsverbindung,  ohne  dass 
jedoch  ein  irgendwie  bindender  und  auf  die  Dauer  berechneter 
Vertrag  zwischen  ihnen  bestände.  Die  dauernde  Geschäftsverbind- 
ung hat  sich  ganz  von  selbst  aus  dem  gegenseitigen  Vertrauen 
herausgebildet.  Ebenso  besteht,  abgesehen  von  den  in  Werkstätten 
beschäftigten  Arbeitern  kein  dauernder  Vertrag  zwischen  den 
Zwischenmeistern  und  ihren  Leuten.  Bei  den  kleineren  Zwischen- 
meistern findet  darum  auch  hier  nicht  selten  ein  häufiger  Wechsel 
statt.  Die  besseren  Zwischenmeister  besitzen  jedoch  trotz  des 
völligen  Mangels  eines  dauernd  bindenden  Vertrages  einen  festen 
Stamm  von  Arbeitern  und  Arbeiterinnen,  die  oft  jahrzehntelang 
für  sie  allein  thätig  sind.  Es  sei  nun  gleich  hier  bemerkt,  dass 
diese  Elite  der  Zwischenmeister  und  die  von  ihnen  beschäftigten 
Personen,  die  Elite  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  an  io,000 
Schneider  und  Näherinnen  unter  50 — 60,000  insgesamt,  sich  von 
der  Arbeiterbewegung  fast  ausnahmlos  gänzlich  fern  gehalten  zu 
haben  scheinen. 

Die  Zwischenmeister  rekrutieren  sich  aus  verschiedenen  Stän- 
den. Viele  von  ihnen  waren  ursprünglich  ganz  selbständige  Schnei- 
dermeister, die  nur  für  einen  Privatkundenkreis  Massarbeit  auf 
Bestellung  lieferten,  dann  aber  sich  gezwungen  sahen,  auch  Auf- 
träge von  Konfektionshäusern  entgegenzunehmen,  weil  sie  sonst 
nicht  genügend  beschäftigt  waren.  Es  giebt  eine  sehr  grosse  Zahl 
solcher  Zwischenmeister,  die  teils  für  private  Kundschaft,  teils  für 
Konfektionsgeschäfte  arbeiten.     Sind  sie  wirklich    tüchtig,    haben 
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sie  einigermassen  geschäftliche  Umsicht  und  sind  sie  nicht  gerade 
sog.  Pechvögel,  so  stehen  sie  sich  bei  diesem  gemischten  Ver- 
hältnis oft  sehr  gut,  da  die  Privatkuudschaft  ihre  Bestellungen 
meist  in  einer  Zeit  zu  machen  pflegt,  wo  die  Konfektion  im 
grossen  und  ganzen  sich  schon  versorgt  haben  muss,  und  darum 
in  Bezug  auf  zu  erteilende  Aufträge,  keineswegs  jedoch  in  Bezug 
auf  den  Absatz  in  der  sog.  saison  morte  steht.  Da  sind  dann 
zeitfüllende  Privataufträge  sehr  erwünscht.  Doch  keineswegs  nur 
die  früheren  selbständigen  Zwischenmeister,  auch  andere,  die,  aus 
anderen  Ständen  hervorgegangen ,  sich  emporzuarbeiten  suchen, 
nehmen  neben  den  Aufträgen  der  Konfektionäre  besonders  in  der 
sog.  Saison  morte  Privataufträge  entgegen.  Ein  anderer  Stand, 
aus  dem  die  Zwischenmeister  hervorgehen,  sind  die  Bügler,  Appre- 
teure und  Zuschneider.  Sind  sie  wirklich  tüchtig,  haben  sie  ge- 
nügende Ersparnisse  gemacht  für  eine  solide  Geschäftsbasis,  sind 
sie  bei  besseren  Geschäftshäusern  eingeführt,  und  hat  sie  der 
Wunsch  nach  Selbständigkeit  nicht  zu  früh  ergriffen,  so  können  sie 
im  allgemeinen  etwas  vor  sich  bringen.  Leider  treffen  aber  bei 
den  aus  diesem  Stande  hervorgegangenen  Personen  die  genannten 
Voraussetzungen  keineswegs  immer  zu.  Viele  versuchen  sich  in 
der  Thätigkeit  eines  Zwischenmeisters  viel  zu  früh.  Ist  es  ihnen 
gelungen,  von  einigen  recht  zweifelhaften  Konfektionshäusern  einige 
Aufträge  zu  erhaschen,  können  sie  auf  Pump  und  Leihe  nur  müh- 
sam eine  armselige  Werkstatt  herausstaffieren,  sind  sie  einige  Zeit 
als  Zuschneider,  Bügler  oder  Appreteur  beschäftigt  gewesen,  so 
glauben  sie  nunmehr  in  den  Stand  der  Zwischenmeister  einsprin- 
gen zu  können,  oft  ohne  die  geringste  Ahnung  des  verwickelten 
und  schwierigen  Geschäftsverkehrs  mit  ihren  Leuten  und  den 
Konfektionären  zugleich.  Noch  schlimmer  aber  als  diese  Leute, 
die  doch  wenigstens  eine  blasse  Ahnung  zu  haben  pflegen,  sind 
die  sog.  Bönhasen,  meist  verbummelte  Commis  und  andere  zweifel- 
hafte Existenzen,  die  denn  auch  meist  mit  Konfektionshäusern 
ebenso  zweifelhaften  Ursprungs  in  Verbindung  zu  treten  pflegen. 
Diese  Leute  mit  ihrem  Anhang  nach  oben  und  unten  bilden  eines 
der  Grundübel  der  Konfektionsbranche.  Sie  sind  nur  zu  beseitigen, 
wenn  man  den  Konfektionshäusern  zweifelhaften  Ursprungs  alle 
Existenzbedingungen  untergräbt.  Wir  werden  hierauf,  wie  schon 
einmal  erwähnt  wurde,  in  einem  anderen  Zusammenhange  zurück- 
kommen. Zu  den  Zwischenmeistern  zu  zählen  sind  auch  die  hier 
nicht  weiter  beachteten  Inhaberinnen  von  Nähstuben,  eine  in  der 
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Bildung  begriffene  Klasse  von  weiblichen  Zwischenmeistern.  Sie 
gehören  meist  der  mittleren  oder  unteren  Konfektion  an.  Ihr 
Verdienst  beläuft  sich  ungefähr  auf  ^/s  desjenigen  der  Zwischen- 
meister.  Verderblich  wirkt  der  dadurch  hervorgerufene  Lohndruck, 

Gehen  wir  nunmehr  zu  der  zweiten  Gruppe  der  an  der  Konfek- 
tion Beteiligten ,  den  Arbeitern  über.  Hauptsächlich  ihre  Lohn- 
verhältnisse sind  es,  die  uns  interessieren.  Die  Konfektion  ist  eine 
sog.  Saisonindustrie,  und  zwar  unterscheidet  man  die  Sommer- 
saison, d.  h.  die  Saison  für  die  Herstellung  der  Sommergarderobe, 
und  die  Wintersaison.  Die  erstere  beginnt  mit  der  Wende  des 
Januar  und  Februar  und  endet  ungefähr  in  der  Mitte  zwischen 
Ostern  und  Pfingsten  ;  sie  dauert  also  ungefähr  4  Monate ;  die 
letztere  beginnt  Mitte  Juli  und  schliesst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
November ;  sie  dauert  also  ungefähr  3  Monate.  In  den  übrigen 
5  Monaten  des  Jahres  ruht  die  Arbeit  jedoch  nicht  gänzlich,  nur 
ist  sie  von  weit  geringerem  Umfange.  Man  unterscheidet  ferner 
die  Damenkonfektion,  zu  der  meist  auch  die  Kindermäntelkon- 
fektion  gerechnet  wird,  die  Herren-  und  Knabenkonfektion  und 
endlich  die  Arbeiterkonfektion.  Von  der  letzteren  können  wir,  da 
die  in  dieser  Konfektion  beschäftigten  Personen  sich  bis  jetzt  noch 
sehr  wenig  an  der  Arbeiterbewegung  beteiligt  haben,  noch  ab- 
sehen. In  jeder  der  beiden  genannten  Konfektionen  unterscheidet 
man  ferner  die  hohe,  mittler^  und  die  niedere  Konfektion.  End- 
lich werden  wir  bei  einer  Besprechung  der  Lohnverhältnisse  noch 
trennen  müssen  zwischen  Schneidern  und  Näherinnen  und  bei 
letzteren  zwischen  Mädchen  und  P>auen.  Unter  den  Schneidern 
spielen  eine  besondere  Rolle  die  Zuschneider,  Bügler  und  Appre- 
teure. 

Ein  Zuschneider,  Bügler  und  Appreteur  verdient  in  der  Saison 
zwischen  20  —  30  M.  wöchentlich;  24  M.  ist  ungefähr  der  durch- 
schnittliche Verdienst.  In  der  stillen  Saison  ist  ihr  Lohn  wenig 
geringer.  Gerade  in  der  Zeit  nämlich,  wo  die  Konfektionäre  mit 
Vorräten  schon  versorgt  sein  müssen,  beginnt  für  die  Massschnei- 
der, welche  auf  Bestellung  für  Privatkundschaft  arbeiten,  die  Sai- 
son, und  zwar  dauert  die  Sommersaison  dann  bis  zum  Beginn  der 
Wintersaisou  der  Konfektionäre ;  die  Wintersaison  der  Massschnei- 
der dauert  jedoch  nur  bis  Mitte  Dezember.  In  dieser  Zeit  haben 
die  Massschneider  eine  übermittelgrosse  Zahl  von  Arbeitern  nötig, 
und  findet  dann  stets  ein  grosser  Teil  der  Zuschneider,  Bügler 
und  Appreteure  bei   ihnen  Verwendung,    so    dass    der  Rest    hin- 
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reichend  beschäftigt  werden  kann.  Nur  in  der  Zeit  von  Mitte 
Dezember  bis  Ende  Januar  ist  der  durchschnittliche  Verdienst 
geringer  und  sinkt  ungefähr  bis  auf  15  M.  wöchenthch.  Rechnende 
und  sparsame  Arbeiter  wissen  von  vorneherein  damit  zu  rechnen 
und  haben  deshalb  meist  vorgesorgt.  Der  durchschnittliche  Jahres- 
verdienst dieser  Leute  ist  rund  1200  M.,  zwischen  lOOO  und  1400  M. 
schwankend.  Was  von  den  Büglern,  Appreteuren  und  Zuschnei- 
dern gilt,  das  ist  im  allgemeinen  auch  von  den  Schneidern  der 
hohen  Konfektion  zu  sagen.  Auch  ihr  Verdienst  in  der  Konfek- 
tion selbst  ist  ein  guter,  auch  von  ihnen  findet  jährlich  ein  grösserer 
Teil  in  der  stillen  Saison  Arbeit  bei  den  Massschneidern.  Das 
Jahreseinkommen  aller  dieser  Schneider  ist  also  ein  solches,  dass 
sie  eine  nicht  allzu  zahlreiche  Familie  nach  ihren  Verhältnissen 
gut  und  auskömmlich  ernähren  können.  Wenn  die  in  der  letzten 
Bewegung  bewilligten  Lohnerhöhungen  dauernde  bleiben  sollten, 
was  sich  jetzt  noch  nicht  entscheiden  lässt,  so  hat  diese  Klasse 
der  Konfektionsarbeiter  zu  Klagen  durchaus  keinen  Grund  mehr. 
Ihre  Jahreseinnahme  würde  sich  ungefähr  um   100  M.  vermehren. 

Weit  schlechter  steht  sich  schon  die  zweite  Klasse  der  Schnei- 
der, die  der  mittleren  Konfektion.  Ihr  Wochenverdienst  in  der 
Saison  schwankt  zwischen  16  und  25  M. ;  20  M.  ist  ungefähr  der 
durchschnittliche  Verdienst.  In  der  stillen  Saison  können  sie 
zur  Massschneiderei  nicht  übergehen,  da  für  diese  ihre  Arbeit 
nicht  mehr  genügt ;  in  dieser  Zeit  sinkt  also  für  alle  der  durch- 
schnittliche Wochenverdienst  auf  12  M.  Der  durchschnittliche  Jahres- 
verdienst dieser  Leute  ist  rund  lOOO  M.  und  schwankt  zwischen 
800  und  1200  M.  Es  ist  klar,  dass  ein  grosser  Teil  von  ihnen  mit 
dem  Jahreseinkommen  nicht  durchkommen  kann  und  suchen  muss, 
dasselbe  durch  Uebernahme  von  Portierstellen ,  Hauswartung, 
Hausreinigung,  Flickarbeit  u.  ä.  Nebenverdienst  zu  ergänzen. 
Auch  muss  hier  die  Frau  meist  helfend  einspringen.  Durch  die 
infolge  der  letzten  Lohnbewegung  erfolgte  Lohnerhöhung  hat  sich 
das  Jahreseinkommen  dieser  Leute  um    150 — 200  M.  vermehrt. 

Konnten  sich  aber  die  Arbeiter  der  mittleren  Konfektion 
noch  durchschlagen  mit  ihrem  Jahreseinkommen,  so  ist  das  Leben 
der  Arbeiter  der  niederen  Konfektion  meist  ein  elendes.  Ihr 
Wochenverdienst  in  der  Saison  ist  durchschnittlich  ungefähr  18  M. 
und  schwankt  zwischen  13  und  20  M.,  in  der  stillen  Saison  sinkt 
ihr  durchschnittlicher  Wochenverdienst  bis  auf  9  M.  herab.  Der 
durchschnittliche  Jahresverdienst  dieser  Leute  ist    also    rund    nur 
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750  M.  und  schwankt  zwischen  550  und  900  M.  Noch  muhr  als 
die  Schneider  der  mittleren  Konfektion  sind  diese  Arbeiter  dar- 
auf angewiesen,  sich  Nebenverdienst  zu  suchen  und  die  Hilfe  der 
Frau  bei  der  Erhaltung  der  Familie  in  Anspruch  /.u  nehmen. 
Ihre  Fähigkeit  in  ihrem  Fach  pflegt  aber  auch  meist  eine  sogc- 
ringe  zu  sein,  dass  diese  Fähigkeit  sich  leicht  fast  jeder  in  kurzer 
Zeit  aneignen  kann;  darum  ist  in  ihren  Kreisen  fast  stets  ein 
starkes  Ueberangebot  von  Arbeitskräften  vorhanden.  Andererseits 
bilden  gerade  sie  das  unruhigste  Element  in  der  Arbeiterschaft, 
so  dass  alle  besseren  Konfektionäre  und  Zwischenmeister  sich 
diese  Leute  gerne  vom  Halse  halten  ;  mit  ihnen  arbeiten  die  vielen 
Schleudergeschäfte  von  sehr  zweifelhafterGrundlage,  die  am  meisten 
dazu  beitragen,  die  Verhältnisse  in  der  Konfektionsbranche  so 
misslich  zu  gestalten  und  den  besseren  Konfektionsgeschäften  ihren 
Stand  so  sehr  erschweren.  Angeblich  hätte  sich  durch  die  infolge 
der  letzten  Arbeiterbewegung  zugebilligten  Lohnerhöhungen  ihr 
Einkommen  um  150 — 300  M.  erhöhen  sollen;  jedoch  haben  sich 
gerade  die  Konfektionäre  und  Zwischenmeister,  welche  diese 
Leute  beschäftigten,  sehr  wenig  um  die  getroffenen  Abmachungen 
bekümmert. 

Wie  bei  den  Schneidern,  so  stehen  sich  auch  bei  den  Nähe- 
rinnen diejenigen  der  sog.  hohen  Konfektion  verhältnismässig  günstig. 
In  der  Saison  ist  ihr  durchschnittlicher  Wochenverdienst  18  M.  und 
schwankt  zwischen  15  und  24  M.  In  der  stillen  Zeit  ist  ihr  Ar- 
beitslohn jedoch  kaum  geringer.  Die  meisten  von  diesen  Mädchen 
sind  anstellig  genug,  um  sich  nach  den  Schnittmustern  der  ver- 
schiedenen Modenzeitungen  auf  die  sog.  Damenschneiderei  zu 
verstehen.  Nun  ist  es  aber  noch  überall  Sitte,  dass  alle  Mädchen 
und  Frauen  aus  unteren  Ständen,  die  Dienstmädchen  (das  obligate 
Weihnachtskleid),  die  Laden-  und  Fabrikmädchen  u.  s.  w.  zum 
sog.  Ausgehkleid  sich  den  Stoff  besorgen,  wenn  sie  ihn  nicht 
geschenkt  erhalten,  und  sich  ihre  Garderobe  nach  Mass  anfertigen 
lassen.  Diese  Aufträge  laufen  bei  den  Näherinnen  am  zahlreichsten 
gerade  in  den  beiden  grossen  Pausen  ein.  Haben  jene  dann  ein- 
mal keine  solchen  Aufträge,  so  bringen  sie  ihre  eigene  Garderobe 
in  Ordnung  und  können  den  ersparten  Arbeitslohn  sich  ebenfalls 
als  Verdienst  anrechnen.  So  findet  in  der  saisonlosen  Zeit  der 
Ueberschuss  an  Arbeitskräften  reichlich  anderwärts  Verdienst  und 
der  verbleibende  Rest  kann  voll  beschäftigt  werden.  Der  durch- 
schnittliche Jahresverdienst  dieser  Elite  unter  den  Näherinnen  ist 
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900  M.  und  schwankt  zwischen  750  und  1200  M.  Das  Jahresein- 
koninicn  dieser  Mädchen  ist  ein  solches,  dass  sie  bei  den  An- 
sprüchen, die  sie  ans  Leben  zu  machen  pflegen,  noch  jährlich, 
da  sie  meist  Familienanschluss  haben,  grössere  Ersparnisse  für 
die  Heirat  zurücklegen  können.  Wenn  die  in  der  letzten  Beweg- 
ung bewilligten  Lohnerhöhungen  dauernde  bleiben  sollten,  was 
sich  jetzt  noch  nicht  entscheiden  lässt,  so  würde  sich  ihre  Jahres- 
einnahme ungefähr  um  weitere  loo  M.  vermehren.  Die  über  die 
Nähmädchen  dieser  Konfektion  gemachten  Angaben,  gelten  im 
Wesentlichen  auch  von  den  verheirateten  Frauen.  Auch  sie  haben 
fast  das  ganze  Jahr  über  einen  gleichmässigen  Verdienst.  Da  sie 
aber  ihren  Haushalt  mit  zu  besorgen  haben,  müssen  sie  ihre 
Arbeitszeit  abkürzen.  Durchschnittlich  sollen  sie  täglich  6  Stunden 
erübrigen  können.  Ihr  durchschnittlicher  Wochenverdienst  ist  dem- 
nach 10 — II  M.  und  ihr  Jahreseinkommen  rund  500  M.  Sicher- 
lich eine  sehr  schöne  Zubusse  zu  den  Einnahmen  ihres  Haus- 
standes, die  sie  verdienen,  ohne  dass  ihr  Haushalt  und  ihre  Familie 
darunter  irgendwie  wesentlich  zu  leiden  hätte.  Ein  Grund  zur 
Klage  und  Unzufriedenheit  Hegt  hier  sicherhch  nicht  vor,  und 
haben  sich  diese  Frauen  auch  ausnahmslos  von  jeder  Bewegung 
ferngehalten. 

Weit  schlechter  steht  sich  freilich  schon  die  zweite  Klasse 
der  Näherinnen,  die  der  mittleren  Konfektion.  Ihr  Wochenverdienst 
in  der  Saison  schwankt  zwischen  13  und  19  M.;  15  M.  ist  unge- 
fähr der  durchschnittliche  Verdienst.  In  der  stillen  Zeit  können 
sie  zu  dem  Nebenverdienst  ihrer  besser  gestellten  Kolleginnen 
meist  nicht  übergehen,  da  für  diesen  ihre  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten meist  nicht  genügen,  teilweise  finden  die  besseren  von 
ihnen  noch  Beschäftigung  als  »Nähmädchen«  bei  einer  »Kollegin« 
mit  sehr  guter  Kundschaft ;  doch  wird  damit  der  Ueberschuss 
an  Arbeitskräften  in  der  stillen  Saison  nicht  ganz  aufgesaugt.  In 
dieser  Zeit  sinkt  mithin  für  fast  alle  der  durchschnittliche  W^ochen- 
verdienst  auf  10  M.,  ja  selbst  7  und  8  M.  Der  durchschnitthche 
Jahresverdienst  dieser  Mädchen  ist  rund  550  und  schwankt  zwi- 
schen 450  und  700.  Es  ist  klar,  dass  viele  dieser  Mädchen,  wenn 
sie  auf  sich  selbst  angewiesen  sind  und  nicht  noch  anderen  Neben- 
verdienst haben,  ernsten  sittlichen  Gefahren  ausgesetzt  sind.  Die 
über  die  Nähmädchen  dieser  Konfektion  gemachten  Angaben, 
gelten  im  Wesentlichen  auch  von  den  verheirateten  Frauen.  Im 
Unterschied  aber  zu  den  verheirateten    Frauen  der  ersten  Klasse 
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suchen  diese  ihres  geringen  Lohnes  wegen  in  der  Saison  selbst 
ihre  Arbeitszeit  möghchst  auszudehnen,  und  Haushalt  und  Famihe 
haben  darunter  schwer  zu  leiden.  Im  allgemeinen  kann  man  wohl 
sagen,  dass  diese  Berechnung  dieser  Frauen  eine  ganz  falsche 
ist;  denn  was  durch  eine  solche  Forcierung  der  Arbeitszeit  ge- 
wonnen wird,  das  geht  durch  Verbummelung  und  Verlumpung 
ihres  Hausstandes  reichlich  wieder  verloren.  Viel  wäre  schon  ge- 
wonnen, wenn  man  diese  Hausfrauen  hierüber  gründlich  aufklären 
könnte,  worauf  wohl  freilich  schwer  zu  hoffen  ist.  Wollten  diese 
Frauen  ihre  Arbeitszeit  etwas  einschränken,  so  könnte  ihre  jähr- 
liche Zubusse  an  Verdienst  zum  Haushalt  mehr  in  Betracht  kommen, 
als  dies  gegenwärtig  der  Fall  ist,  wo  er  durch  die  Vernachlässig- 
ung des  Haushaltes  so  reichlich  wieder  wett  gemacht  wird.  An- 
gaben über  den  Verdienst  dieser  Frauen  zu  machen,  ist  sehr 
schwierig,  er  schwankt  nicht  nur  nach  ihren  Fähigkeiten,  sondern 
auch  nach  der  Arbeitszeit.  Neben  einem  Wochenverdienst  von 
15  M.  kommt  solcher  von  6  und  7  M.  vor  und  neben  einem 
Jahresverdienst  von  500  M.  kommt  solcher  von  250 — 300  M.  vor, 
wobei  der  hohe  Jahresverdienst  jedoch,  wie  gesagt,  meist  durch 
Vernachlässigung  des  Hausstandes  erkauft  wird  und  darum  als  an- 
nehmliche Zubusse  kaum  gelten  kann.  Eine  ordentliche  und  rech- 
nende Frau  aber  kann  immerhin  auch  in  dieser  Klasse  der  Kon- 
fektionsarbeiterinnen einen  wesentlichen  Beitrag  zur  Führung  des 
Haushaltes  liefern.  Infolge  der  letzten  Lohnerhöhungen,  wofern 
sie  dauernd  bleiben  sollten,  haben  sich  die  Jahreseinnahmen  der 
Mädchen  dieser  Branche  durchschnittlich  um  100  M.,  die  der 
Frauen  durchschnittlich  um  70  M.  vermehrt. 

Jämmerlich  ist  endlich  meist  die  Lage  der  Näherinnen  der 
sog.  niederen  Konfektion.  Ihr  Wochenverdienst  in  der  Saison 
schwankt  zwischen  8  und  16  M.;  12  M.  ist  ungefähr  der  durch- 
schnittliche Verdienst.  Dafür  beginnen  sie  mit  der  Arbeit  morgens 
um  4  Uhr  und  hören  abends  um  10  oder  1 1  Uhr  auf,  fast  die 
ganze  Zeit  ununterbrochen  arbeitend.  Ihre  Fähigkeiten  sind  freilich 
äusserst  gering;  können  sie  nur  gerade  mühsam,  kümmerlich  und 
langsam  eine  Naht  zurechtstoppeln,  so  laufen  sie  zu  einem  jener 
Zwischenmeister,  einer  jener  Inhaberinnen  von  Nähstuben,  die  für 
eines  der  schon  oft  genannten  Schleuderkonfektionsgeschäfte  von 
höchst  zweifelhafter  geschäftlicher  Grundlage  arbeiten.  iJass  sich 
eben  solche  Mädchen  stets  in  grossen  Scharen  jenen  Blutegeln 
anbieten,  das  ist  ein  Krebsschaden  der  Konfektionsbranche,  den 


396  Dr.  E.  Fridrichowicz: 

sie  auf  alle  Weise  mit  Stumpf  und  Stiel  auszurotten  suchen  muss. 
Das  Nähere  über  die  Einkommensverhältnisse  dieser  Mädchen  ent- 
zieht sich  jeder  Untersuchung,  da  sie  selbst  keine  bestimmten 
Angaben  zu  machen  wissen.  Meist  gehören  sie  der  Hefe  des  weib- 
lichen Jahnhagels  von  Berlin  an ;  doch  kann  es  auch  wohl  vor- 
kommen, dass  durch  viele  missliche  Verhältnisse  auch  ordentliche 
Mädchen  in  diese  Schicht  hinuntergedrückt  werden.  Verheiratete 
Frauen  finden  sich  selten  unter  ihnen.  Noch  mehr  wie  bei  den 
Schneidern  der  untersten  Schicht  stehen  bei  diesen  Näherinnen 
die  bewilligten  grossen  Lohnerhöhungen  nur  auf  dem  Papier.  Die 
Macht  der  Verhältnisse  ist  hier  eben  weit  grösser  als  die  toten 
Buchstaben  eines  Vertrages. 

Wir  kommen  endlich  zu  der  dritten  Gruppe,  der  Krönung 
des  ganzen  Baus,  den  Konfektionären  selbst.  Auch  hier  fassen 
wir  wiederum  nur  Berlin,  den  Hauptkonfektionsplatz  ins  Auge, 
da  seine  Verhältnisse  symptomatisch  auch  für  die  anderen  Plätze 
Stettin,  Erfurt,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Köln  u.  a. 
sind.  In  Berlin  hatten  die  Damenkonfektionsgeschäfte  im  letzten 
Jahre  eine  schwere  Krisis  durchzumachen.  Es  bestanden  im  Beginn 
des  Jahres  171  Damenkonfektionsgeschäfte  en  gros  und  162  en 
detail.  Die  grosse  Zahl  der  en  gros-Geschäfte  rührt  daher,  dass 
die  Berliner  en  gros-Geschäfte  nicht  nur  am  Platze  selbst  meist 
auch  im  Detail  verkaufen,  sondern  auch  viele  Detailgeschäfte  nicht  nur 
Berlins  und  der  Provinzen,  sondern  im  ganzen  Reiche  versorgen, 
und  dass  zudem  Berlin  der  Hauptstapelplatz  für  den  sehr  starken 
Exporthandel  ist.  Unter  den  171  Engros-Geschäften  kamen  nun 
nicht  weniger  als  30  zwangsweise  Geschäftsauflösungen  vor,  d.  h. 
17  %.  Waren  dies  nun  auch  meist  unbedeutendere  Geschäfte,  so 
musste  eine  so  grosse  Zahl  von  Konkursen  schliesslich  doch  ver- 
flauend wirken.  Es  waren  nicht  nur  die  ungünstigen  Witterungs- 
verhältnisse, nicht  nur  Verrechnungen  im  Geschmack  des  Publi- 
kums, sondern  vor  allen  Dingen  auch  der  Umstand,  dass  viele 
Geschäfte  auf  durchaus  unsolider  Geschäftsbasis  beruhten,  der 
diese  grosse  Zahl  von  Konkursen  hervorrief  Insofern  könnte  das 
Jahr  1895  vielleicht  sogar  noch  als  ein  >Säuberungsjahr«  begrüsst 
werden,  wenn  nur  nicht  unter  den  20  neu  gegründeten  Geschäften, 
wie  dies  kaum  einem  Zweifel  unterliegen  kann,  wiederum  so  viele 
»Eintagsschmeissfliegen«  wären.  Wie  es  möglich  ist,  dass  so  viele 
unreelle  Geschäfte  in  jedem  Jahre  auf  und  wieder  untertauchen 
können,  das  soll  in  dem  dritten  Abschnitte,  der  den  Missständen 
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in  der  Konfektionsbranche  gewidmet  sein  soll,  des  Näheren  ausge- 
führt werden.  Unter  den  bestehenden  Konfektionsgeschäften  Ber- 
lins sind  manche  so  alt  wie  die  Konfektionsblüte  Berlins  überhaupt, 
d.  h.  so  alt  wie  der  Zollverein,  mit  anderen  Worten  etwa  60  Jahr. 
Diese  Geschäfte  haben  sich  von  klein  herauf  gearbeitet,  ihre 
jetzigen  Besitzer  sind  gewissermassen  mit  dem  Geschäft  zusammen 
aufgewachsen  und  eng  damit  vertraut;  jeder  Geschäftsübergang 
vollzieht  sich  hier  still  und  geräuschlos  innerhalb  der  Familie. 
Viele  andere  Geschäfte  sind  im  Beginn  der  siebziger  Jahre  von 
der  Provinz  nach  Berlin  verlegt  worden.  Auch  diese  Geschäfte 
beruhen  auf  solider  Grundlage.  Sie  bilden  zusammen  mit  den 
ersten  den  festen  soliden  Stamm  der  Berliner  Konfektionsindustrie. 
Dann  kommen  aber  die  neuen  Geschäfte.  Unter  ihnen  giebt  es 
zweierlei  Art.  Die  einen  sind  gegründet  von  langjährigen  Geschäfts- 
leitern, Prokuristen,  Vertretern  der  ersten  Klasse  von  Geschäften. 
Ihre  Besitzer  bringen  eine  gute  Geschäftskenntnis  und  gute  Ver- 
bindungen mit ;  sind  auch  ausnahmslos  in  der  Lage,  ihr  Geschäft 
finanziell  gut  zu  fundieren  ;  denn  könnten  sie  dies  nicht,  würden 
sie  eben  ein  Geschäft  nicht  eröffnen ;  diese  Leute  sind  viel  zu  gute 
Geschäftsleute,  um  nicht  zu  wissen,  dass  man  heute  in  Berlin  kein 
Geschäft,  das  Dauer  haben  soll,  aus  dem  Nichts  hervorzaubern, 
aus  der  Erde  stampfen  kann.  Auch  diese  Geschäfte  bieten  im 
allgemeinen  die  Gewähr  der  Dauer.  Wenngleich  Fallissements 
hier  schon  häufiger  als  bei  den  ersten  Geschäften  vorkommen, 
kann  man  doch  meist  sagen,  dass  besondere  missliche  Verhältnisse 
und  nicht  die  Nachlässigkeit  oder  Unfähigkeit  des  Besitzers  noch 
unsolide  Fundierung  des  Geschäftes  die  Veranlassung  seien.  Diese 
Konkurse  würden  den  Konfektionsmarkt  nicht  zu  einem  so  schwie- 
rigen machen,  als  er  es  heute  thatsächlich  ist.  Die  Missstände  in 
der  Konfektion  haben  die  von  verunglückten  Commis  jährlich  zehn 
bis  zwanzig  an  der  Zahl  hervorgerufenen  Schleudergeschäfte  ge- 
schaffen. Dauern  solche  Geschäfte  lange,  so  halten  sie  sich  zwei 
Jahre.  Dass  aber  solche  Geschäfte  Jahr  für  Jahr  immer  wieder 
auftauchen  können,  das  ist  der  Krebsschaden  der  Konfektion,  dem 
abzuhelfen  eine  ihrer  Hauptaufgaben  sein  muss.  Im  letzten  und 
vierten  Teil,  der  den  Reformen  gewidmet  sein  soll,  soll  versucht 
werden,  Vorschläge  zu  machen,  auf  welchem  Wege  diesen  Schleu- 
dergeschäften ein  Aufkommen,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht, 
so  doch  sehr  erschwert  werden  könne. 

Ein  Teil  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,    aber    nur    der  ge- 
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ringere  und  keineswegs  der  bessere,  hauptsächlich  die  in  Werk- 
stätten Thätigen  sind  in  dem  vollständig  sozialdemokratischen 
Centralverband  der  Schneider  Deutschlands  mit  zahlreichen  Filialen 
in  allen  grösseren  Zentren  der  Konfektionsbranche  organisiert. 
Andere  besitzen  lokale  Organisationen  nach  Hirsch-Dunkerschem 
Prinzip.  Diese  Vereine  sind  bekanntlich  nur  zusammengehalten 
durch  das  persönliche  Band  ihres  greisen,  ehrwürdigen,  hochver- 
dienten Generalsekretärs  Dr.  Max  Hirsch,  eines  der  beiden  Be- 
gründer dieser  Vereine.  Man  pflegt  die  sozialdemokratischen 
Schneider  die  zentralorganisierten  und  die  Hirsch-Dunkerschen 
die  lokalorganisierten  zu  nennen.  Auch  die  Zwischenmeister  haben 
ihre  Vereinigungen,  die  aber  bisher  alle  nur  lokaler  Natur  sind. 
So  bestehen  fast  an  allen  Orten  Innungen ;  daneben  auch  noch 
mancherlei  Vereine,  wie  auch  in  Berlin.  In  Berlin  ist  die  Innung 
evangelischsozial  gefärbt  nach  Art  der  Stöcker'schen  Richtung, 
der  Verein  rein  antisemitisch  nach  Ahlwardt'scher  Richtung.  Jetzt 
geht  man  damit  um,  einen  dritten  Verein  Rickert'scher  Richtung 
ins  Leben  zu  rufen.  An  anderen  Plätzen  sind  die  Vereine  sozial- 
demokratisch und  demokratisch.  Man  sieht,  dass  hier  eine  grosse 
Zerfahrenheit  der  Bestrebungen  herrscht.  Wie  weit  man  darum 
die  Absicht  der  Gründung  eines  Centralverbandes  aller  in  Deutsch- 
land bestehenden  Verbindungen  von  Zwischenmeistern  wird  ver- 
wirklichen können,  ist  zum  mindesten  noch  sehr  fraglich.  Am 
wenigsten  organisiert  sind  bisher  die  Konfektionäre.  Schwache 
Anfänge  einer  Organisation  finden  sich  hier  und  dort,  so  besteht 
in  Berlin  der  Verein  der  Herrenkonfektionäre,  während  man  einen 
Verein  der  Damenkonfektionäre  zu  gründen  beabsichtigt.  Bei 
diesen  schwachen  lokalen  Ansätzen  sind  Bestrebungen  zu  einer 
interlokalen  Vereinigung  noch  ziemlich  aussichtslos. 

Nach  diesen  in  die  Verhältnisse  einführenden  Bemerkungen 
möchte  ich  den  Leser  bitten,  mir  nunmehr  sofort  in  medias  res,  in 
die  Arbeiterbewegung  der  Garderobenkonfektion  zu  folgen.  Die 
Agitation  unter  den  Arbeitern  der  Garderobenkonfektion  ist  schon 
seit  dem  Beginn  des  vorigen  Jahres  an  der  Arbeit  ^).  Schon  am 
13.  Januar  v.  J.  fand  in  Berlin  eine  Konfektionsarbeiterversamm- 
lung statt,  die  eine  Fünferkommission  wählte  und  dieser  folgende 
Aufgaben  zuwies  :  i.  Allgemeine  Forderungen  aufzustellen.  2.  Die 
aufgestellten  Forderungen  unter  den  Konfektionsarbeitern  der  ver- 
schiedenen Plätze  zu  verbreiten  und  zugleich  deren  Wünsche  ent- 


i)  Der  vorliegende  Aufsatz  ist  schon  1896  verfasst. 
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gegenzunehmen.  3.  Die  Agitation  unter  den  Konfektionsarbeitern 
beiderlei  Geschlechts  zu  fördern.  4.  Material  zu  einer  Agitations- 
schrift zu  sammeln  und  zu  sichten. 

Man  sieht,  noch  war  man  völlig  unklar  darüber,  womit  man 
man  eigentlich  unzufrieden  sei  und  was  man  eigentlich   wolle. 

Die  Kommission  stellte  folgende  Forderungen  auf,  welche 
sie  in  der  Fachzeitung  für  Schneider,  dem  obengenannten  sozial- 
demokratischen Organ,  veröffentlichte :  i.  Einführung  von  Lohn- 
tarifen,  die  in  den  Geschäften  auszuhängen  sind,  2.  Errichtung 
von  Betriebswerkstätten,  3.  Einsetzung  einer  Kommission,  zu 
gleichen  Teilen  aus  Geschäftsinhabern  und  Arbeitern  (wo  bleiben 
die  Zwischenmeister  ?)  bestehend,  zur  Austragung  etwaiger  Strei- 
tigkeiten, 4.  menschenwürdige  Behandlung,  5,  wöchentliche  Lohn- 
zahlung, 6.  Anerkennung  der  von  den  Arbeitern  einzurichtenden 
(d.  h.  also  gänzlich  in  den  Händen  der  Sozialdemokratie  befind- 
lichen) Arbeitsnachweise  von  Seiten  der  Arbeitgeber. 

Da  das  Jahr  1895  ein  sehr  ungünstiges  für  die  Garderoben- 
konfektion war,  und  infolge  dessen  die  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften hinter  dem  Angebot  sehr  zurückblieb,  waren  die  Chancen 
für  eine  Agitation  nicht  sehr  günstig,  und  machte  diese  deshalb 
nur  sehr  geringe  Fortschritte.  Man  kam  nicht  von  der  Stelle  und 
auch  im  Beginn  der  neuen  Wintersaison  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Juli  konnte  man  wegen  zu  geringer  Beteiligung  der  Arbeiter- 
kreise irgend  etwas  Entscheidendes  nicht  wagen.  Im  August 
machte  die  Fünferkommission  eine  damals  völlig  unbeachtet  ge- 
bliebene Eingabe  an  das  Reichskanzleramt,  eine  eingehende  En- 
quete über  die  Arbeiterverhältnisse  der  Konfektion  vornehmen  zu 
lassen.  Auch  der  Breslauer  Parteitag  der  Sozialdemokraten  trat 
in  seinen  Erörterungen  über  den  zur  Diskussion  gestellten  Punkt 
»Schwitzsystem,  Hausindustrie  und  Arbeiterschutz«  den  Verhält- 
nissen der  Konfektionsbranche  näher.  Eine  wichtige  Folge  dieser 
Erörterungen  war,  dass  die  Fünferkommission  als  weiteren  sieben- 
ten Punkt  die  Forderung  aufstellte  :  7.  Ausdehnung  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung auf  alle  in  der  Garderobenkonfektion  haus- 
industriell beschäftigten  Arbeiter. 

Ende  November  fand  dann  in  Erfurt,  dem  nach  Berlin  be- 
deutendsten Konfektionsplatze  Deutschlands  unter  dem  Vorsitz 
des  Schneidermeisters  und  sozialdemokratischen  Abgeordneten 
Reisshaus  eine  Konferenz  von  21  Delegierten  statt,  welche  die  27 
bedeutendsten  Plätze  der  Konfektion  vertraten.  Es  wurden  folgende 
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Beschlüsse  gefasst:  i.  Die  Berliner  Fünferkommission  zum  Ge- 
sanitausschuss  der  zentralorganisierten  Schneider  von  ganzDeutsch- 
land  zu  bestellen,  2.  an  allen  Orten  feste  Lohntarife  aufzustellen 
und  in  die  Agitation  für  die  Durchführung  derselben  dann  allerorten 
gleichzeitig  einzutreten.  3.  Bei  allen  Sozialdemokraten  durch  die  be- 
kannten Zehn-  und  Zwanzigpfennigsammelmarken  für  einen  Streik- 
fond zu  sammeln,  um  zu  geeigneter  Zeit  ev,  in  einen  Strike 
eintreten  zu  können.  Der  Strike  solle  in  ganz  Deutschland  gleich- 
zeitig beginnen  und  gleichzeitig  endigen.  Die  Zeit  des  Anfangs 
und  des  Endes  solle  die  Berliner  Fünferkommission  bestimmen, 
4.  Durch  Flugblätter,  welche  sich  über  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Arbeiter  verbreiten  und  ihre  Forderung  mit  eingehender  Be- 
gründung dem  Publikum  bekannt  machen,  die  Sympathien  jenes 
für  die  Arbeiterbewegung  wachzurufen. 

Gleich  nach  der  Festzeit  Anfang  Januar  trat  dann  die  Ber- 
liner Fünferkommission  wieder  mehr  in  die  Oeffentlichkeit  und 
trachtete  zunächst  danach ,  durch  eine  intensive  Agitation  die 
Aufmerksamkeit  anderer,  auch  bürgerlicher  Kreise,  auf  die  Miss- 
stände in  der  Konfektion  hinzulenken,  wobei  sie  von  gutem  Er- 
folge begleitet  war.  Die  Zeitungen  aller  Parteien  traten  der 
Frage  näher  und  auch  die  den  Arbeitern  weniger  geneigten 
Zeitungen  sahen  sich  schliesslich  genötigt ,  mit  ihren  Ansichten 
hervorzutreten,  da  an  ein  Totschweigen  der  Bewegung  nicht 
mehr  zu  denken  war. 

Inzwischen  hatte  man  auch  versucht,  die  Zwischenmeister  in 
die  Bewegung  hineinzuziehen.  Schon  zum  dritten  Weihnachts- 
feiertage hatte  sie  die  Fünferkommission  zu  einer  Konferenz  über 
den  nach  den  Novemberbeschlüssen  von  der  Fünferkommission 
auszuarbeitenden  Lohntarif  für  Berlin  eingeladen.  Die  Vorstände 
des  Vereins  der  Innung  hatten  dieser  Einladung  fast  vollzählig 
entsprochen.  Ueber  das  Prinzip  war  man  sich  von  vorne  herein 
einig,  über  die  Löhne  selbst  aber  erhoben  sich  grosse  Streitig- 
keiten. Noch  zweimal  traten  diese  Konferenzen  zusammen,  ohne 
dass  man  zu  einer  Einigung  gelangt  wäre.  Der  Verlauf  dieser  Kon- 
ferenzen konnte  die  Fünferkommission  darüber  nicht  im  unklaren 
lassen,  dass  vorerst  wenigstens  bei  den  Zwischenmeistern  zu  einer 
Teilnahme  an  einem  Strike  nur  sehr  geringe  Neigung  bestand. 

Gegen  Mitte  des  Januar  veröffentlichte  dann  in  der  Fach- 
zeitung für  Schneider ,  dem  Organ  des  sozialdemokratischen 
Zentralverbandes  deutscher  Schneider,  der  Vorsitzende  der  Fünfer- 
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kommission ,  Timm,  den  von  jener  ausgearbeiteten  Lohntarif. 
Den  Tarif  selbst  hier  zum  Abdruck  zu  bringen,  glaube  ich  mir, 
abgesehen  von  der  Raumfrage,  schon  deshalb  versagen  zu  dürfen, 
weil  der  Tarif  im  einzelnen  schablonenmässig  ohne  genügende 
Sachkenntnis  ausgearbeitet  war ;  seine  Taxen  überstiegen  bald 
die  gegenwärtig  gezahlten  um  das  Doppelte,  ja  um  das  Dreifache 
und  selbst  das  Vierfache,  bald  blieben  sie  selbst  hinter  den  schon 
gegenwärtig  allgemein  gezahlten  Löhnen  zurück.  Aufklärend,  um 
sich  über  die  Lohnverhältnisse  in  der  Garderobenkonfektion  zu 
informieren,  dürfte  mithin  dieser  Tarif  für  den  Leser  doch  nicht 
sein.  Nur  die  Hauptgrundsätze,  welche  der  Tarif  verfolgen  wollte, 
aber  nicht  durchführte,  seien  angeführt.  Die  Arbeitslöhne,  welche 
als  Minimallöhne  gedacht  waren ,  sollten  angeblich  so  berechnet 
sein,  dass  bei  einer  täglichen  Arbeitszeit  von  zehn  Stunden,  welche 
zugleich  für  die  Werkstättenarbeiter  die  Normalarbeitszeit  sein 
sollte  und  thatsächlich  fast  ausnahmslos  jetzt  schon  ist,  ein  aus- 
gebildeter Arbeiter  einen  Tagesverdienst  von  3  Mark  in  der 
Damen-  und  von  4  M.  bezw.  als  Elitearbeiter  von  4,50  M.  in 
der  Herrenkonfektion  sowie  als  Bügler,  Appreteur,  Zuschneider 
und  Massschneider  erzielen  kann.  Ueberstunden  sollten  in  den 
Werkstätten  mit  einem  Lohnaufschlag  v^on  25 — 35  Proz,  bezahlt 
werden.  Beim  Stücklohn  sollte  der  Lohn  stets  vorher  schriftlich 
vereinbart  werden,  die  Warte-  und  Abfertigungszeit  bei  der  Aus- 
gabe sollte  eine  Stunde  nicht  überschreiten,  für  jede  weitere  an- 
gefangene Stunde  40  Pf.  gezahlt  werden.  Für  die  Heimarbeiter 
sollten  die  Ausgaben  für  Licht,  Feuerung,  Nähgarn,  Abnutzung  der 
Maschinen,  Miete  u.  s.  w.  mit  einem  Lohnaufschlag  von  20 — 30 
durchschnittlich  25  Proz.  berechnet  werden.  Der  Tarif  sollte  in 
den  Abnahme-  und  Ausgabestellen,  sowie  in  den  Werkstätten  aus- 
gehängt werden. 

Der  Tarif  wurde  in  100 000  Exemplaren  gedruckt  und  an 
alle  Arbeiter  der  Garderobenkonfektion  verteilt.  Am  19.  und  20. 
Januar  wurden  an  allen  grösseren  Konfektionsplätzen  Deutsch- 
lands Versammlungen  abgehalten  mit  dem  gleichen  Thema:  -Wie 
denken  wir  unsere  Forderungen  zu  stellen  und  welche  ?«  In  Berlin 
fand  in  jedem  der  sechs  Reichstagswahlkreise  eine  Versammlung 
statt.  Der  Fünferkommission  kam  es  zunächst  nur  darauf  an, 
die  Massen  in  Bewegung  zu  erhalten.  Darum  Hess  sie  sich  zu- 
nächst nur  den  Auftrag  erteilen,  über  den  von  ihr  ausgearbeiteten 
Lohntarif   mit    den    Zwischenmeistern  noch  einmal  zu  verhandeln 
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und  zum  letztenmal  zu  versuchen,  sie  zu  einem  gemeinsamen 
Vorgehen  gegen  die  Konfektionäre  zu  veranlassen.  Ein  solcher 
Auftrag  wurde  ihnen  auch  allgemein  erteilt  und  zugleich  be- 
schlossen, in  gleichzeitig  stattfindenden  Versammlungen  am  3. 
Februar  endgiltig  über  den  Eintritt  in  einen  Strike  zu  beraten. 
Bald  darauf  wurde  der  Tarif  in  Millionen  von  Exemplaren  ge- 
druckt und  nicht  nur  allen  sozialdemokratischen  sowie  der  Sozial- 
demokratie nahe  stehenden  Blättern  beigegeben  sondern  auch 
an  den  Strassenecken  verteilt,  um  die  Sympathieen  des  kaufenden 
Publikums  den  in  die  Lohnbewegung  eintretenden  Arbeitern  zu 
erwerben.  Diese  letztere  Absicht  gelang  bekanntlich  nicht  nur 
unter  den  Sozialdemokraten  sondern  auch  in  weiten  bürgerlichen 
Kreisen,  sodass  sogar  der  Reichstag  sich  mit  der  Angelegenheit 
beschäftigte  und  zahlreiche  rein  bürgerliche  Versammlungen,  unter 
welchen  die  sog.  Professorenversammlung  wohl  den  grössten  Ein- 
druck machte ,  den  Arbeitern  ihre  Sympathieen  aussprachen. 
Eine  starke  Unterstützung  erhielt  die  bisher  nur  von  dem  sozial- 
demokratischen Zentralverein  ausgehende  Bewegung  endlich  da- 
durch, dass  die  Hirsch-Dunkerschen  Gewerkvereine  sich  mit  ihnen 
solidarisch  erklärten. 

Wie  im  Vorjahre ,  so  glaubten  auch  in  diesem  Jahre  die 
Konfektionäre  der  Lohnbewegung  am  besten  Herr  zu  werden, 
wenn  sie  ihr  zunächst  gar  keine  Beachtung  schenkten.  Noch  am 
30.  Januar  behauptete  der  »Konfektionär«,  zu  einem  Strike  würde 
es  niemals  kommen.  Die  Arbeiterführer  hätten  nur  einen  sehr 
geringen  Teil  der  Arbeiter  hinter  sich,  zum  Teil  wegen  des  bei 
der  Tarifaufstellung  bewiesenen  sehr  geringen  Sachverständnisses, 
ein  Umstand,  der,  wie  kaum  ein  anderer,  den  Arbeitern  die  Un- 
fähigkeit jener  Führer  von  eigenen  Gnaden  bewiesen  hätte,  zum 
Teil  aber  wegen  der  Forderung  einer  Errichtung  von  Betriebs- 
werkstätten ,  welche  ihnen  die  kaum  gewonnene  Zustimmung 
vieler  Näherinnen  wieder  entzogen  hätte.  Das  stets  sehr  Zwei- 
schneidige eines  Strikes  hätten  die  Arbeiter  allgemein  in  den 
letzten  Jahren  viel  zu  sehr  am  eigenen  Leibe  erfahren ,  um  sich 
von  neuem  kopfüber  in  einen  Strike  zu  stürzen.  Zum  Schluss 
fordert  der  Konfektionär  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  auf,  den 
einzelnen  Arbeitgebern  ihre  Wünsche  in  Bezug  auf  Lohnerhöhung 
vorzustellen.  Ueber  bestimmte  greifbare  Posten  mit  ihren  Arbeit- 
nehmern zu  konferieren,  seien  die  Arbeitgeber  schon  früher  stets 
bereit  gewesen  und  würden  sich    auch  in  Zukunft  dazu  bereit  er- 
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klären  ;  mit  den  Arl)eiterfiilirei'n  würden  sie  aber  niemals  unter- 
handeln. Man  sieht,  noch  unterschätzte  selbst  ein  so  gut  unter- 
richtetes Blatt,  wie  der   >Koufektionär«,  die  Gegenmacht  bedeutend. 

Wenn  es  in  diesem  Expose  des  »Konfektionär«  dann  ferner 
hiess  :  »Was  die  Arbeiter  mit  den  Zwischenmeistern  abzurechnen 
haben,  kümmert  uns  augenblicklich  doch  wenig«,  so  zeugte  dieser 
Standpunkt,  von  dem  man  heute  ^)  unter  dem  Einfluss  des  Herrn 
Ferdinand  Manheimer  ganz  abgekommen  ist ,  erst  recht  von  der 
vollständigen  Verkennung  der  Politik,  welche  die  Konfektionäre 
in  dieser  Lohnbewegung  einzuschlagen  hatten.  Noch  ein  bis  zwei 
Wochen  steiften  sie  sich  auf  diesen  rein  formalen  und  doktrinären, 
ganz  unsachlichen  Standpunkt,  dass  sie  mit  den  Arbeitern  nichts 
zu  thun  hätten  und  darum  nur  mit  den  Zwischenmeistern  unter- 
handeln könnten,  mit  denen  sich  die  Arbeiter  dann  ganz  nach 
Beheben  auseinandersetzen  möchten. 

Allmählich  aber  schwand  diese  siegesgewisse  Stimmung.  Noch 
in  derselben  Nummer,  wo  er  diesen  siegesgewissen  Ton  anschlägt, 
lässt  der  Konfektionär,  offenbar  schon  einige  Tage  nach  Abfass- 
ung jenes  Artikels,  aus  Stettin,  Leipzig,  Hamburg,  Halle,  Elber- 
feld,  Erankfurt  a.  M.,  Breslau  u.  a.  Plätzen  sich  melden,  dass  der 
Strike  wohl  unvermeidlich  wäre,  nur  in  Berlin  meint  er  jetzt  noch, 
würde  wohl  kein  Strike  proklamiert  werden,  weil  es  am  nötigsten, 
dem  nervus  verum  fehle.  Einige  Seiten  weiter,  nachdem  also 
wieder  einige  Tage  ins  Land  gegangen  waren,  wird  aber  dann 
nur  noch  davon  gesprochen,  dass  in  der  Damenkonfektion  wohl 
kein  Strike  zu  erwarten  wäre,  während  man  sich  der  Einsicht 
nicht  mehr  verschliessen  könne  ,  dass  er  in  der  Herrenkonfektion 
unvermeidlich  sei,  wenn  die  Konfektionäre  auf  ihrem  ablehnenden 
Standpunkte  beharrten. 

Wie  bekannt,  war  in  den  Versammlungen  vom  20.  Januar 
beschlossen  worden,  dass  am  3.  Februar  über  einen  allgemeinen 
Ausstand  in  ganz  Deutschland  entschieden  werden  sollte.  Doch 
die  Vorbereitungen  hatten  sich  noch  nicht  in  genügendem  Um- 
fange treffen  lassen  und  die  Saison  setzte  in  diesem  Jahre  später 
als  sonst  ein.  Der  Führer  der  zentralorganisierten  Schneider  Timm 
wünschte  deshalb  den  Strikebeschluss  noch  hinausgeschoben,  weil 
ihm  die  Beteiligung  der  aussenstehenden  Arbeiter,  die  Sammlungen 
für  einen  Strikefouds ,  endlich  auch  die  Höhe  der  Saison  noch 
nicht    vorgeschritten    genug    schienen.    Er    setzte  sich  in    diesem 

I)  Der  Aufsatz  ist  im  Juli  1896   geschrieben. 

26* 


402 


Dr.   Fridrichowicz : 


Sinne  auch  mit  den  Führern  der  FiHalen  des  Zentralverbandes  in 
telegraphische  Verbindung.  Aber  sei  es,  dass  die  dortigen  Führer 
die  Bewegung  nicht  mehr  aufhalten  konnten  oder  wollten ,  an 
den  meisten  anderen  Plätzen  brach  der  Strike  schon  am  3.  Februar 
aus,  während  m  Berlin  noch  ein  aufschiebender  Beschluss  zu  stände 
kam,  und  Tii/ini  und  die  anderen  Führer,  unter  denen  besonders 
Zander,  ^  Timms,  Generaladjutant«,  noch  zu  nennen  wäre,  sich 
den  Auftrag  zu  erneuten  Verhandlungen  erteilen  Hessen ,  über 
deren  Erfolg  am  9.  F'ebruar  berichtet  werden  sollte. 

So  kam,  indem  die  Zentralleitung  über  die  Provinzen  die  Macht 
aus  den  Händen  verlor  und  die  erregten  Geister  sich  nicht  mehr 
zurückhalten  Hessen  ,  in  die  bis  dahin  einheitlich  verlaufende  Be- 
wegung eine  grosse  Zerrissenheit  und  Zerfahrenheit.  Die  Strike- 
bewegung  in  den  Provinzen  musste  erfolglos  bleiben ,  so  lange 
sich  Berlin  daran  nicht  beteiligte.  Die  Strikenden  darbten  und 
hungerten  umsonst,  und  konnten  obenein  noch  keine  Untertützung 
empfangen.  Die  Schuld  an  diesem  vorzeitigen  Ausbruch  des  Strike 
traf  zum  Teil  wohl  die  F'ührer  der  Provinzialplätze,  zum  grössten 
Teil  aber  die  Emissäre  des  Berliner  anarchistischen  Arbeiterführers 
Dr.  Landau,  der  die  Bewegung  und  Erregung  der  Gemüter  be- 
nutzen wollte,  die  sozialdemokratischen  Führer  aus  dem  Sattel  zu 
heben  und  die  Konfektionsarbeiter  in  das  anarchistische  Lager 
hinüberzuziehen.  Der  Zustand  vollständiger  Verzweiflung,  wie  ihn 
ein  noch  nicht  genügend  vorbereiteter  Strike  hervorrufen  musste, 
kam  den  Bestrebungen  dieser  Leute  natürlich  gerade  am  gele- 
gensten. Vorläufig  scheiterten  freilich  diese  Bestrebungen  noch, 
vornehmlich  wohl  durch  die  angestrengten  Bemühungen  der  Sozial- 
demokraten, sich  das  Heft  nicht  aus  den  Händen  winden  zu  lassen. 

Doch  waren  diese  Vorgänge  lehrreich  für  den,  welcher,  weiter- 
blickend, die  letzten  gefährlichsten  Strömungen  der  Arbeiterbewe- 
gungen in  ihren  Grundtiefen  zu  erfassen  sucht.  Das  mögen  sich 
alle  die  gesagt  sein  lassen,  die  ohne  eine  genügende  Sachkenntnis 
durch  Sympathiekundgebungen  aus  »Bourgeoiskreisen«,  aber  ohne 
materielle  Unterstützung  eine  Arbeiterbewegung  glauben  fördern  zu 
dürfen.  Solche  »Sympathiekundgebungen«  zur  Unzeit  können  oft 
sehr  gefährliche  Konsequenzen  nach  sich  ziehen,  welche  die  Beteilig- 
ten in  den  seltensten  F"ällen  zu  überschauen  vermögen.  Darum 
kann  bei  jenen  nicht  genügend   Vorsicht  angewandt  werden. 

Doch  kehren  wir  von  unserer  Abschweifung  zur  Arbeiter- 
bewegung zurück.    Der   Strike    war   bekanntlich    an    den    meisten 
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anderen  Plätzen  am  3.  Februar  ausgebrochen ,  wiihrend  Berlin, 
Erfurt  und  einige  andere  Plätze  einen  aufschiebenden  Beschluss 
gefasst  hatten  und  sich  erst  am  9.  Februar  entscheiden  wollten. 
Inzwischen  waren  aber  auch  die  Arbeitgeber,  die  Kaufleute,  aus 
ihrer  Reserve  herausgetreten.  Die  Führung  der  Arbeitgeber  wie 
vorher  diejenige  der  Arbeiter  übernahm  wiederum  Berlin.  Der 
Vorstand  des  Berliner  Verbandes  der  Herrenkonfektionäre  zusam- 
men mit  den  Vertretern  der  angesehensten  Firmen  der  Damen- 
konfektion berief  eine  allgemeine  Versammlung  sämtlicher  am  Platz 
befindlicher  Konfektionsfirmen  behufs  Stellungnahme  zum  drohen- 
den Schneiderstrike.  Es  wurde  eine  Fünfzehnerkommission  der 
Damenschneider  und  eine  Siebenerkommission  der  Herrenschneider 
ernannt,  um  mit  der  Fünferkommission  der  Arbeiter  über  die  For- 
derungen dieser  zu  unterhandeln.  Es  zeigte  sich  bald  ,  dass  die 
drei  Hauptangelpunkte  der  Verhandlungen  die  Forderung  der  Ar- 
beiter nach  festen  Lohntarifen  für  alle  Plätze,  nach  Betriebswerk- 
stätten und  nach  Anerkennung  der  von  den  Arbeitern  selbst  zu 
errichtenden  Arbeitsnachweise  bildeten,  während  über  die  anderen 
Punkte  eine  Einigung  leicht  zu  erzielen  war,  da  die  Arbeitgeber 
das  Berechtigte  derselben  ohne  Einschränkung  anerkannten,  soweit 
die  Erfüllung  dieser  Forderungen  überhaupt  durch  sie  geschehen 
konnte.  Dass  die  Forderung  der  Errichtung  von  Betriebswerk- 
stätten vorerst  nicht  durchzuführen  sei,  überzeugte  sich  die  Fünfer- 
kommission bald  selbst  und  Hess  diese  P'orderung  darum  vorläufig 
fallen ;  dass  die  Frage  des  Arbeitsnachweises  die  Konfektionäre 
nichts  angehe  und  mit  den  Zwischenmeistern  zu  verhandeln  sei, 
war  danach  den  Vertretern  der  Arbeiter  ebenso  klar.  So  blieb 
als  einziger  Punkt  der  Lohntarif,  Wir  erinnern  uns,  dass  die  zur 
Aufstellung  der  Arbeiterforderungen  im  Januar  vorigen  Jahres  er- 
nannte Kommission  anfangs  nur  gefordert  hatte ,  dass  in  jeder 
Werkstatt  ein  fester  Lohntarif  aufgehängt  würde,  nach  dem  dann 
unabänderlich  die  Löhnungen  erfolgen  sollten ,  und  dass  sie  für 
diese  in  jeder  Werkstatt  aufzuhängenden  Tarife  eine  Erhöhung  von 
10  bis  30  Proz.  gefordert  hatten  gegenüber  den  bisher  gezahlten 
Löhnen,  dass  die  Forderung  nach  einem  für  den  ganzen  Platz  auf- 
zustellenden Minimallohntarif,  ohne  dass  man  jene  erste  Forderung 
zur  Ergänzung  hatte  fallen  lassen,  erst  im  November  hinzugefügt 
worden  war.  Jetzt  kamen  die  Kaufleute  selbst  auf  jene  erste  For- 
derung zurück  und  erklärten  sich  bereit,  auf  ihrer  Grundlage  zu- 
sammen mit  den  Kommissionen  der  Meister  und  der  Arbeiter  zu 
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verhandeln.  Dagegen  lehnten  sie  es  rundweg  ab  ,  sich  auf  Erör- 
terungen über  einen  allgemein  giltigen  Minimallohntarif  auch  nur 
prinzipiell  einzulassen.  Hierüber  zerschlugen  sich  dann  die  am 
8,  Februar  geführten  Verhandlungen. 

Am  folgenden  Tage  dem  9.  Februar,  einem  Sonntage,  fanden 
dann  wieder  grosse  allgemeine  Volksversammlungen  in  allen  sechs 
Reichstagswahlkreisen  Berlins  statt,  iu  denen  die  Fünferkommission 
über  das  Resultat  ihrer  Verhandlungen  mit  den  Meistern  und  Kon- 
fektionären berichteten.  Es  beteiligten  sich  an  diesen  Versamm- 
lungen beinahe  20000  Schneider  und  Näherinnen,  wobei  aber  be- 
merkt werden  muss,  dass  viele  hatten  umkehren  müssen,  weil  die 
Polizei  die  Lokale  wegen  Ueberfüllung  gesperrt  hatte.  Ein  Beschluss, 
am  12.  Februar  in  den  Strike  einzutreten ,  kam  in  allen  diesen 
Versammlungen  zu  stände.  Dem  Beispiele  Berlins  folgten  am  10. 
und  II.  Februar  alle  die  Plätze,  welche,  wie  Berlin,  den  Beginn 
des  Strike  noch  hinausgeschoben  hatten. 

Doch  war  der  Strike  an  keinem  Platze  ein  allgemeiner ;  am 
wenigsten  wohl  in  Berlin.  Viele  Werkstätten  der  Zwischenmeister 
mussten  freilich  geschlossen  werden  ;  aber  die  Heimarbeiter  hatten 
sich  vielfach  auf  eine  Woche  mit  Arbeit  versehen.  Sie  aber  bil- 
deten, wie  wir  wissen,  die  Mehrheit.  So  wurde  trotz  des  offiziellen 
Strike  und  trotz  des  Terrorismus  der  Sozialdemokraten  weiter  ge- 
arbeitet. Wenn  die  mitgenommene  Arbeit  aber  beendet  war,  so 
musste  eine  allgemeine  Verbreitung  des  Strike  befürchtet  werden  ; 
denn  die  Nicht-Strikenden  wagten  nicht ,  ihre  Arbeit  abzuliefern 
und  neue  in  Empfang  zu  nehmen,  da  die  Polizei  nicht  genügend 
verteilt  werden  konnte,  um  jene  vor  den  Insulten  der  überall  ver- 
teilten »Genossen«  zu  schützen.  Viele  Geschäfte  hatten  noch  ge- 
nügenden Vorrat  an  W^aren ,  aber  in  8  Tagen  ungefähr  musste 
auch  dieser  erschöpft  sein,  um  so  mehr ,  als  der  aus  Anlass  des 
Strike  gefürchteten  Preissteigerungen  wegen  von  den  Reisenden 
der  Provinzen  stark  gekauft  wurde.  Doch  waren  die  Konfektio- 
näre noch  immer  der  Hoffnung,  dass  der  Ausstand  sich  über  das 
Ende  der  Woche  nicht  werde  halten  lassen,  da  es  den  Strikenden 
am  Nötigsten,  am  Gelde,  fehle,  so  dass  man  sich  nichts  brauche 
abtrotzen  lassen.  Was  die  Konfektionäre  bewilligen  würden,  hiess 
es  noch  immer ,  das  würden  sie  freiwillig  zugestehen ,  aber  ab- 
zwingen Hessen  sie  sich  nichts. 

So  zerschlugen  sich  die  Verhandlungen  vorerst.  Inzwischen 
erschienen  auch  die  Zwischenmeister  wieder  einmal  auf  dem  Plane. 
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Die  Führung  war  bei  ihnen  vollständig  in  die  Hände  der  Anti- 
semiten geraten.  Am  12.  Februar  fand  eine  von  der  Innung  und 
dem  Verein  gemeinsam  einberufene,  sehr  zahlreich  besuchte  Ver- 
sammlung statt.  Sie  wandten  sich  gegen  die  ihnen  in  der  »Pro- 
fessorenversammlung« ,  dem  Reichstage  und  verschiedenen  Ver- 
sammlungen der  Schneider  und  Näherinnen  gemachten  Vorwürfe, 
als  drückten  sie  nach  beiden  Seiten  hin  und  seien  die  eigentlichen 
Sündenböcke  der  ganzen  Arbeiterbewegung.  Wenn  sie  sich  gegen 
diese  Beschuldigungen  wandten,  deren  Berechtigung  wir  schon  an 
anderer  Stelle  beleuchteten  ,  so  war  das  ihr  gutes  Recht ,  wenn 
aber  dann  einer  der  Führer  ausführte,  was  man  dazu  sagen  solle, 
wenn  selbst  Firmen  wie  V.  Manheinier  1,75  und  D.  Lewin  nur 
1,25  M.  fürjaquets  bezahlen,  so  war  das  eine  Unwahrheit.  Nach- 
dem ein  Antrag,  dem  Strike  der  Arbeiter  beizutreten ,  abgelehnt 
worden  war,  wurde  beschlossen,  eine  Kommission  aus  22  Schneider- 
meistern aller  Arten  von  Garderobenkonfektion  zu  bilden,  welche 
die  Forderungen  der  Schneidermeister  formulieren  und  dieselben 
den  beiden  Kommissionen  der  Konfektionäre,  der  Fünfzehner-  und 
der  Siebener-Kommission  verlegen  sollte.  Am  15.  sollte  eine  neue 
Sitzung  stattfinden,  zu  der  die  Konfektionäre  und  der  Reichstags- 
abgeordnete Freiherr  von  Heyl,  der  Interpellant  im  Reichstage, 
und  der  Staatsminister  von  Bötticlier  eingeladen  werden  sollten. 
Auf  die  Tagesordnung  dieser  Versammlung  wurden  folgende  Punkte 
gesetzt. :  i)  Abwehr  der  Beschuldigungen ,  welche  gegen  die 
Schneidermeister  von  verschiedener  Seite  erhoben  worden  waren, 
2)  Besprechung  über  die  Besserung  der  Lage  der  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen ,  3)  Vorlage  eines  von  der  Kommission  entweder 
selbständig  auszuarbeitenden  oder  mit  den  beiden  Kommissionen 
der  Konfektionäre  sowie  der  Kommission  der  Arbeiter  zu  ver- 
einbarenden »Preis--  und  Lohntarifes,  4)  Besprechung  der  von 
den  Arbeitern  aufgestellten  Forderung  nach  Betriebswerkstätten; 
5)  Besprechung  des  in  der  ersten  Versammlung  gemachten  Vor- 
schlages, einen  allgemeinen  deutschen  Schneidermeisterverband  zu 
gründen;  6)  Erörterung  über  den  Beitritt  zum  Strike,  falls  die  Kon- 
fektionäre den  von  den  Meistern  aufgestellten  Lohn-  und  v Preis «- 
tarif  nicht  billigen  sollten. 

In  der  Versammlung  vom  1 5.  Februar  kam  es  zu  sehr  erregten  Dis- 
kussionen zwischen  den  Vertretern  der  in  der  vorigen  Versammlung 
angegriffenen  Firmen  und  den  antisemitischen  Führern  der  Schneider- 
meister. Kaum  hatten  die  Wogen  sich  dann  einigermassen  gelegt,  so 
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wallten  sie  von  neuem  auf  über  den  dritten  Punkt  der  Tagesordnung, 
den  »Preis«-  und  Lohntaril ;  die  Konfektionäre  gaben  dieselben  Er- 
klärungen wie  am  8.  d.  M.  gegenüber  den  Arbeitern  ab,  die  Schneider 
verharrten  auf  ihrem  Standpunkt.  Schliesslich  verliessen  die  Kon- 
fektionäre die  Versammlung.  Nach  ihrem  Weggänge  beschlossen  die 
Schneidermeister    sich    dem    Strike    der    Arbeiter    anzuschliessen. 

Am  i6.  Februar  fand  darauf  eine  neue  Versammlung  der  Kon- 
fektionäre statt,  in  der  die  bedeutendsten  P"irmen  Berlins  vertreten 
waren,  um  über  die  durch  den  Beitritt  der  Schneidermeister  zum 
Strike  geschaffene  neue  Lage  zu  beraten.  Die  beiden  Kommis- 
sionen der  Konfektionäre  wurden  beauftragt  mit  der  Zweiundzwan- 
zigerkommission der  Schneidermeister  und  der  Fünferkommission 
der  Schneider  in  erneute  Verhandlungen  zu  treten  auf  Grund  der 
schon  vor  Ausbruch  des  Ausstandes  gemachten  Anerbietungen. 

Inzwischen  war  in  Breslau  auf  Grund  des  von  den  Konfek- 
tionären erwiesenen  Entgegenkommens  eine  Einigung  dahin  zu 
Stande  gekommen,  dass  erstens  eine  ständige  Kommission  für  die 
Streitigkeiten  der  Arbeiter,  der  Zwischenmeister  und  der  Konfek- 
tionäre mit  den  Gegenparteien  aus  Vertretern  dieser  drei  Teile  er- 
nannt werde,  und  dass  zweitens  eine  Lohnerhöhung  von  lo  Prozent 
der  bisher  gezahlten  »Preise«  und  Löhne  versprochen,  ein  »Preis«- 
und  Lohntarif  jedoch  abgelehnt  wurde.  Letzteres  Zugeständnis  war 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung  gemacht  worden,  dass  in  Berlin 
eine  ähnliche  Einigung  erzielt  würde ;  ohne  Berlin  könne  man  nichts 
bewilligen.  In  gleicher  Weise  sprachen  sich  auch  die  Konfektio- 
näre anderer  Plätze,  wie  Halle,  Magdeburg,  Erfurt  u.  a.  aus.  Es 
war  klar  von  dem  Verhalten  Berlins  hing  die  Entscheidung  der 
Lohnbewegung  ab. 

Gleich  nach  der  Erklärung  des  Strike  hatte  der  Oberbürger- 
meister von  Berlin  Zelle  sich  mit  dem  Vorsitzenden  der  Fünfzehner- 
kommission der  Damenkonfektionäre,  mit  dem  bei  allen  Beteiligten 
ein  gleiches,  ungeteiltes  Vertrauen  geniessenden  Chef  der  Firma 
V.  Manheimer  Herrn  Ferdinand  Manheimer  ins  Einvernehmen  ge- 
setzt, und  man  hatte  beschlossen,  dass  das  Berliner  Gewerbegericht 
als  Einigungsamt  mit  der  Aufgabe  einer  möglichst  schnellen  und 
alle  Teile  möglichst  gleichmässig  befriedigenden  Beilegung  des 
Strike  betraut  würde.  Da  waren  die  Versammlungen  der  Zwischen- 
meister dazwischen  gekommen,  die  ganze  Situation  noch  mehr 
verwirrend.  So  kam  es,  dass  erst  am  17.  die  Verhandlungen  vor 
dem  Berliner  Gewerbegericht  beginnen  konnten.   Zunächst  fanden 
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Verhandlungen  mit  der  Kommission  der  Schneidermeister  statt. 
Diese  erklärte  schliesslich,  sie  wolle  die  Vorschläge  der  Konfek- 
tionäre einer  Versammlung  aller  Schneidermeister  Berlins  zur  An- 
nahme unterbreiten,  wenn  auf  Grund  dieser  Vorschläge  auch  eine 
Einigung  mit  den  Schneidern  sich  erzielen  lasse.  Diese  letzteren 
hatten  sich  endlich  dazu  verstanden,  vor  dem  Berliner  Gewerbe- 
gericht mit  den  Kommissionen  der  beiden  anderen  Parteien  zu 
unterhandeln.  Die  Verhandlungen  begannen  am  17.  nachmittags 
und  endigten  am  20.  Sie  dauerten  an  jedem  der  vier  Tage  bis 
tief  in  die  Nacht  hinein.  Es  kam  zuerst  am  19.  eine  Vereinbarung 
mit  den  Herrenkonfektionären  und  am  20.  mit  den  Damenkonfek- 
tionären zu  Stande ,  welche  in  den  darauf  folgenden  Tagen  auch 
in  den  Generalversammlungen  der  Schneidermeister  und  der  Schnei- 
der genehmigt  wurden. 

Der  Inhalt  der  Vereinbarungen  mit  den  Damenkonfektionä- 
ren  war : 

i)  Auf  die  bisher  bezahlten  Preise  a.  —  1,75  M.  erhalten  die 
Meister  einen  Zuschlag  von  30  Proz.,  b.  —  4M.  von  20  Proz.,  c.  — 
8  M.  von   15  Proz.,  d.  von  8  M.  an  von  10  Proz. 

2)  Die  Zwischenmeister  gewähren  ihren  Arbeitern  einen  ent- 
sprechenden ebenfalls  genau  spezialisierten  Lohnzuschlag  von  10 
bis  30  Proz.  Die  Zeitarbeiter  (Zuschneider,  Bügler,  Appreteure 
u.  a.  in  den  Werkstätten  beschäftigten  Arbeiter)  erhalten  einen 
Lohnzuschlag  von    10  Proz. 

3)  Die  nach  dieser  Abmachung  für  jede  Werkstatt  künftighin 
geltenden  Lohntarife  sollen  in  denselben  in  leicht  sichtbarer  Weise 
gedruckt  angeschlagen  werden.  Unter  dem  Anschlage  sind  die 
Mitglieder  aller  drei  Kommissionen  abzudrucken. 

4)  In  Zukunft  soll  bei  Umgehung  der  hier  gefassten  Beschlüsse 
kein  Meister  bei  einem  derartigen  Kaufmann  arbeiten,  ebensowenig 
dieser  einem  derartigen  Meister  Arbeit  geben.  Es  soll  aber  auch 
der  Meister  keine  Arbeiter  zu  geringeren  Lohnsätzen  beschäftigen. 
Die  Arbeiter  verpflichten  sich  bei  keinem  Meister  zu  arbeiten,  der 
diese  Beschlüsse  nicht  hält.  Die  Löhne  der  Arbeiter  sind  auf  den 
Lieferscheinen  jedesmal  zu  vermerken.  Den  Meistern  sollen  für 
die  Folge  Nachlieferungen  von  Materialien  zu  den  Einrichtungen, 
Restierendes  auf  Gutscheinen,  Stickereisachen  und  einzelne  Piecen 
auf  Kosten  der  Auftraggeber  zugesandt  werden. 

5)  Die  Abrechnung  für  die  bis  Freitag  gelieferten  Arbeiten 
soll  am  Sonnabend  bis  spätestens  6  Uhr  abends  geschehen.  Die 
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Lieferungen  haben  täglich  von  9 — i  Uhr  zu  geschehen  und  müssen 
in  dieser  Zeit  angenommen  werden.  (Die  Arbeiter  werden  aufge- 
fordert, sich  möglichst  in  den  ersten  Stunden  einzufinden,  da  er- 
fahrungsgemäss  zwischen  12  — i  Uhr  der  Andrang  immer  ein  sehr 
starker  ist,  so  dass  diejenigen,  welche  kurz  vor  i  Uhr  kommen, 
dann  freilich  oft  erst  um  3  Uhr  abgefertigt  werden  können.  Die 
Schuld  hiervon  trifft  aber  nicht  die  Schneider  bezw.  die  Konfek- 
tionäre, welche  in  den  ersten  Stunden  oft  ganz  unbeschäftigt  sind, 
sondern  die  Arbeiter  selbst,  welche  sich  fast  alle  stets  um  die 
Mittagsstunde  zwischen  12  und  i  Uhr  zusammendrängen.)  Prozente 
dürfen  nicht  in  Abzug  gebracht  werden.  Sämtliche  Zuthaten  (Lei- 
nen, Musseline  und  Haartuch  u.  ä.  jedoch  nicht  Nadeln,  Zwirn, 
Garn,  Nähseide,  Maschinenutensilien)  sind  von  den  Auftraggebern 
zu  liefern.  Die  letztgenannten  können  durch  den  Zwischenmeister 
nur  zum  Selbstkostenpreis  bezogen  werden  (was  auch  jetzt  schon 
meist  geschieht,  wenn  auch  ein  Missbrauch  der  Zwischeniueister 
besonders   der  vielen  weniger  gut  gestellten  dabei  nicht  selten  ist). 

6)  Für  die  sich  in  Zukunft  ergebenden  Streitigkeiten  soll  eine 
ständige  Kommission  von  je  fünf  Kaufieuten ,  Zwischenmeistern 
und  Arbeitern  bestellt  werden,  von  denen  die  letztgenannten  fünf 
von  der  legalen  Fünferkommission  zu  präsentieren  sind.  Nach  ein- 
stimmigem Beschluss  der  Kommissionen  dürfen  Massregelungen 
aus  Anlass  des  Strike  nicht  stattfinden. 

Der  Inhalt  der  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  proviso- 
risch gültigen  Vereinbarungen  mit  den  Herrenkonfektionären  war  : 
i)  Die  Konfektionäre  bewilligen  12^/2  Proz.  Lohnzuschlag  auf  alle 
vor  dem  Strike  gezahlten  Lohnsätze,  mindestens  jedoch  Löhne  in 
der  Höhe  des  vor  dem  Gewerbegericht  vereinbarten  Minimallohn- 
tarifes.  2)  Unter  den  Lohnsätzen  zu  i.  dürfen  Arbeiten  weder  an 
Zwischenmeister  noch  an  Arbeiter  ausgegeben  noch  von  jenen 
übernommen  werden.  3)  Die  nach  dieser  Vereinbarung  zu  zah- 
lenden Löhne  sind  für  jedes  Geschäft  durch  Aushang  im  Geschäfts- 
lokal und  bei  den  Zwischenmeistern  bekannt  zu  machen.  4)  Die 
Zwischenmeister  verpflichten  sich  den  Arbeitern  den  Lohnauf- 
schlag voll  zu  gewähren.  5)  Die  Konfektionäre  verpflichten  sich 
Zwischenmeister  nicht  zu  beschäftigen,  welche  den  Vertrag  nicht 
einhalten,  und  die  Zwischenmeister  desgleichen  von  solchen  Kon- 
fektionären keine  Arbeit  anzunehmen.  6)  Die  Arbeiter  verpflichten 
sich  bei  keinem  Meister  zu  arbeiten ,  der  diese  Beschlüsse  nicht 
hält.    7)  (wörtlich)   »Das  Einigungsamt  wird  über  die  Feststellung 
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eines  spezialisierten  Minimallohntarifes  weiter  verhandeln  und  die 
Feststellung  eines  solchen  durch  Vergleich  oder  Schiedsspruch 
herbeiführen.  Die  erforderlichen  Grundlagen  sollen  durch  umfang- 
reiche Beweisaufnahme  unter  Zuziehung  von  Vertretern  der  drei 
beteiligten  Kategorien,  welche  sich  zum  Erscheinen  vor 
dem  Ei  ni  g  ungsam  t  ver  p  fli  chten,  beschafft  werden.«  8)  Das 
Einigungsamt  soll  auch  über  die  Normen  beraten ,  nach  denen 
spätere  Tarifstreitigkeiten  zu  schlichten  wiuxn,  sowie  über  die  Re- 
gelung der  Annahme  und  Ablieferung  von  Arbeit.  9)  Die  Abrech- 
nung für  die  bis  Freitag  gelieferten  Arbeiten  soll  am  Sonnabend 
bis  spätestens  6  Uhr  geschehen.  10)  Massregelungen  aus  Anlass 
des  Strike  dürfen  nicht  stattfinden. 

Nachdem  der  Strike  in  Berlin  beigelegt  war,  folgten  die  an- 
deren Städte,  die  zum  grössten  Teil  ihr  Verhalten  von  Berlin  selbst 
abhängig  gemacht  hatten,  an  den  beiden  folgenden  Tagen  schnell 
nach  und  zwar  überall  auf  ähnlichen  Grundlagen  wie  in  Berlin. 
Nur  in  Stettin,  dem  Hauptplatz  der  für  den  Export  arbeitenden 
Herrenkonfektion  dauerte  der  Strike  weiter.  Hier  hatten  die  Kon- 
fektionäre erst  im  vorangegangenen  Juli  einen  Lohnzuschlag  von 
10 — 12  Proz.  bewilligt.  Mit  Ausschluss  einiger  meist  weniger  be- 
deutender Firmen ,  hatte  sich  dann  aber  eine  Vereinigung  der 
Exportfirmen  der  Herrenkonfektion  gebildet  und  diese  verweigerte 
jede  weitere  Lohnerhöhung.  Anfang  April  endigte  der  Strike  mit 
der  völligen  Niederlage  der   Ausständigen. 

Endigte  der  Strike  nun  im  übrigen  mit  einem  Siege  der  Ar- 
beiterschaft? Aeusserlich  betrachtet,  könnte  es  wohl  so  scheinen; 
thatsächlich  aber  war  dieser  Sieg  der  Arbeiterpartei  ein  Pyrrhus- 
sieg, bei  dem  sie  wohl  ausrufen  durfte:  »Noch  solch  ein  Sieg,  und 
wir  sind  verloren«.  Wir  wissen,  dass  die  Hauptbeteiligten  am  Strike, 
die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  der  niederen  Konfektion  waren ; 
diese  hatten  auch  bei  den  formalen  Zugeständnissen  den  Haupt- 
erfolg errungen,  nämlich  eine  Lohnerhöhung  von  30  Proz,  Als  es 
nun  aber  galt,  diese  formalen  Zugeständnisse  in  reelle  zu  über- 
setzen, da  erwies  sich  die  Arbeiterschaft  als  zu  wenig  kraftvoll. 
Von  den  Schleudergeschäften,  die  meistens  nur  Stapelwaren  füh- 
ren, war  kein  einziges  dem  Kompromiss  beigetreten.  Nach  den  Be- 
stimmungen des  Kompromisses,  welche  besagten,  dass  jeder  Ar- 
beitnehmer sich  verpflichtet,  für  keinen  Arbeitgeber  zu  arbeiten, 
welcher  den  Vergleich  nicht  anerkennt  und  in  allen  Punkten  ein- 
hält ,    hatten    jene    Schleudergeschäfte    dann    gar    keine  Arbeiter 
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finden  dürfen  ;  statt  dessen  boten  sich  ihnen  die  billigen  Arbeits- 
kräfte in  demselben  Umfange  an,  wie  vordem.  Es  zeigte  sich,  dass 
die  sog.  Arbeiterführer  vollständig  machtlos  waren,  das  Arbeits- 
angebot zu  regeln ;  das  aber  wäre  doch  wohl  die  Hauptvoraus- 
setzung gewesen  für  eine  Vereinbarung,  wie  sie  am  19.  und  20. 
Februar  getroffen  wurde.  Um  nicht  der  Konkurrenz  mit  jenen 
Schleudergeschäften ,  die  schon  an  sich  eine  sehr  schwierige  ist, 
zu  unterliegen,  mussten  auch  die  besseren  Geschäfte  billigere  Ar- 
beitsangebote annehmen;  dadurch  sahen  sich  dann  die  alten  Ar- 
beiter und  Arbeiterinnen,  um  nicht  durch  das  neue  Arbeitsangebot 
verdrängt  zu  werden  ,  genötigt ,  in  persönlicher  Rücksprache  auf 
die  30proz.  Lohnerhöhung  teilweise  oder  ganz  zu  verzichten.  So 
ist  gerade  die  Lohnerhöhung  von  30  Proz.  nur  eine  formale  ge- 
blieben, während  die  anderen  Lohnerhöhungen,  welche  meist  Ar- 
beitern zu  gute  kamen,  die  sich  nicht  am  Strike  beteiligt  hatten, 
auch  verwirklicht  wurden,  weil  hier  wegen  der  grösseren  Ansprüche, 
die  an  die  Arbeiter  zu  stellen  sind,  das  Arbeitsangebot  kein  der- 
art unbegrenztes  ist,  wie  bei  der  niederen  Konfektion.  Unter  den 
Arbeitern,  die  sich  sozialdemokratischer  Führung  anvertraut  hatten, 
griff  so  bald  die  Erkenntnis  Platz,  dass  sie  für  sich  selbst  so  gut 
wie  gar  nichts,  für  ihre  schon  besser  gestellten  und  von  ihnen  viel- 
fach beneideten  Kollegen  aber  nicht  unbedeutende  Vorteile  er- 
rungen hatten.  Darum  ist  zur  Zeit  ^)  die  sozialdemokratische  Orga- 
nisation vollständig  en  deronte,  und  es  gilt,  die  Arbeit  der  Orga- 
nisation von  neuem  zu  beginnen.  Dass  die  Arbeiter  es  wieder 
auf  eine  Kraftprobe  werden  ankommen  lassen,  ist  darum  für  die 
Gegenwart  kaum  zu  erwarten.  Muss  doch  nicht  nur  die  alte  Or- 
ganisation wieder  hergestellt  sondern  auch  noch  sehr  umfassend 
erweitert  werden,  damit  die  Führer  sich  nicht  wieder  wie  dies- 
mal machtlos  sehen,  in  der  Regelung  des  Arbeitsangebots,  wenn 
es  gilt  gemachte  formale  Konzessionen  auch  zu  verwirklichen. 
Darüber  aber  können  Jahre  stiller  unter  der  Oberfläche  wirkender 
Arbeit  vergehen.  Ein  Strike  ist  darum  für  die  nächste  Zeit  nicht 
zu  erwarten.  Wenn  die  sozialdemokratische  Parteileitung  sich  vor 
kurzem  veranlasst  gesehen  hat ,  einen  kalten  Wasserstrahl  über 
gewisse  Arbeiterführer  auszugiessen,  die  einen  Strike  ins  Leben  riefen, 
ohne  sich  vorher  zu  vergewissern,  wie  weit  die  Vorbedingungen 
dafür  gediehen  seien,  so  gilt  dies  auch  gegenüber  den  Führern  der 
Konfektionsarbeiter.  Mit  der  Proklamierung  des  nächsten  Strike 
i)  Der  Aufsatz  ist  im  Juli  1896  geschrieben. 


Die  Lehren  der  Arbeiterbnve^ng  in  der   Garderobenkonfektion.    4 1 1 

wird    man   sicherlich    viel  vorsichtiger  sein    als  dieses  letzte  Mal. 

Bei  unserer  weiteren  Betrachtung  wollen  wir  nun  die  folgende 
Disposition  einhalten:  i)  Nachwehen  der  Arbeiterbewegung  in  der 
Damenkonfektion ;  2)  Nachwehen  der  Arbeiterbewegung  in  der 
Herrenkonfektion  ;  3)  Massnahmen  der  Reichsregierung,  veranlasst 
durch  den  Arbeiterausstand ;  4)  Massnahmen  der  sozialdemokra- 
tischen Parteileitung,  veranlasst  durch  den  Arbeiterausstand. 

In  der  Damenkonfektion  gingen  alle  Irrungen  von  den  Zwischen- 
meistern aus.  Hauptsächlich  diese  traf  die  Schuld  dafür,  dass  das 
für  die  Damenkonfektion  in  Aussicht  genommene  Schiedsgericht 
erst  nach  einigen  Wochen  zu  stände  kam.  Erst  Ende  März  kon- 
stituierte es  sich  in  einer  Versammlung  der  drei  beteiligten  Kom- 
missionen durch  Eeststellung  einer  Geschäftsordnung,  Nach  dieser 
bestand  das  Schiedsgericht  aus  der  Fünferkommission  der  Arbeiter 
und  je  fünf  Mitgliedern  mit  den  entsprechenden  Stellvertretern  der 
Kommissionen  der  Zwischenmeister  und  der  Konfektionäre.  Vor- 
sitzender war  Herr  Ferdinand  Manheimer ,  der  sich  des  gleichen 
und  ungeteilten  Vertrauens  aller  drei  Parteien  erfreute.  Das  Schieds- 
gericht sollte  innerhalb  einer  Woche  vom  Vorsitzenden  einberufen 
werden,  wenn  die  Vertreter  einer  der  drei  Parteien  die  Besprechung 
von  Zuwiderhandlungen  fordern.  Das  Schiedsgericht  hat  sich,  so 
lauteten  die  Bestimmungen,  über  die  zur  Anzeige  gebrachten  Zu- 
widerhandlungen gutachtlich  zu  äussern.  Das  Gutachten  wird  den 
Beteiligten  zugestellt.  Auch  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern, 
Zwischenmeistern  und  Konfektionären  unter  sich  kann  das  Schieds- 
gericht entscheiden,  wenn  sich  die  streitenden  Parteien  seinem 
Spruche  ausdrücklich  unterwerfen  wollen.  Wer  die  Entscheidung 
des  Schiedsgerichtes  herbeiführen  wollte,  hatte  dies  dem  Vorsitzenden 
der  Fünferkommission  seines  Berufes  anzuzeigen.  Die  Fünferkom- 
mission versuchte  einen  Ausgleich  mit  der  Gegenpartei  ;  scheiterte 
er,  so  übergab  sie  den  Fall  dem  Vorsitzenden  des  Schiedsgerichtes. 

Als  das  Schiedsgericht  endlich  konstituiert  war,  verhinderten 
die  Schneidermeister  wieder  seine  Thätigkeit.  Am  16.  März  hielten 
sie  eine  grosse  Versammlung  ab.  Man  sprach  sich  sehr  erbittert 
gegen  die  Kommission  aus ,  und  die  Mitglieder  der  Kommission 
lagen  sich  selbst  gegenseitig  in  den  Haaren.  Schliesslich  wurde 
beschlossen,  in  einer  neuen  Generalversammlung  eine  neue  Kom- 
mission zu  wählen,  der  der  Auftrag  zu  erteilen  wäre,  einen  Mini- 
malpreistarif mit  den  Arbeitern  für  den  nächsten  Winter  zu  ver- 
einbaren.   Auch  solle  man  versuchen,  beide  bestehenden  Verbin- 
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düngen  der  Berliner  Damenschneider  noch  enger  als  bisher  mit 
einander  zu  verschmelzen  und  für  eine  weitere  Einbeziehung  aller 
Berliner  Damenschneider  in  dieselbe  Propaganda  zu  machen. 

Charakteristisch  für  die  Zerfahrenheit  und  Uneinigkeit  unter 
den  Berliner  Damenschneidermeistern  ist  es  wohl,  dass  die  am 
i6.  März  beschlossene  Versammlung,  welche  über  die  Auflösung 
der  2ier  Kommission  beraten  sollte,  erst  gegen  Mitte  April  zu 
Stande  kam.  Es  wurde  keine  neue  Kommission  gewählt,  sondern 
die  Vorstände  der  Innung  und  des  Vereins  gemeinsam  mit  den 
Aufgaben  der  Kommission  betraut ,  nämlich  Ausarbeitung  eines 
Minimimalpreistarifes  und  eines  Minimallohntarifes,  wie  ihn  schon 
die  vorige  Versammlung  beschlossen  hatte,  unter  Ablehnung  der 
Vereinbarungen  vom  20.  Februar. 

Aus  dieser  neuen  Kommission  repräsentierte  sich  nun  auch 
ein  neuer  Fünferausschuss  in  dem  Schiedsgerichte.  Es  war  selbst- 
verständlich ,  dass  man  nach  allem  Vorangegangenen  von  Seiten 
der  beiden  anderen  Fünferausschüsse  ihnen  die  Frage  vorlegte, 
ob  sie  auf  dem  Boden  der  Vereinbarung  vom  20.  Februar  ständen. 
Als  sie  dies  ablehnten  mit  der  Motivierung  »denn  sonst  würden 
sie  ja  nicht  gewählt  worden  sein«,  erklärten  Timm  und  Manheiiner 
gleichzeitig,  sie  dann  als  Vertreter  der  Zwischenmeister  nicht  an- 
erkennen zu  können.  Hierdurch  waren  weitere  Tagungen  des 
Schiedsgerichtes  vor  der  Hand  ausgeschlossen. 

Wieder  dauerte  es  einen  ganzen  Monat,  bis  die  beiden  Vor- 
stände der  Innung  und  des  Verbandes  Berliner  Damenschneider 
mit  der  Ausarbeitung  eines  spezialisierten  Minimalstückpreistarifes 
und  Minimallohntarifes  begannen.  Diese  Tarife  sollten  jedoch  nur, 
wie  von  vornherein  geplant  war ,  die  sog.  niederste  Konfektion, 
welche  Stapelware  herstellt,  betreffen.  Für  die  bessere  Konfektion 
sollten  frei  vereinbarte  Musterpreise  in  Geltung  bleiben. 

Der  von  den  beiden  anderen  Teilen  abgelehnte  Fünferaus- 
schuss der  Damenschneidermeister  berief  darauf  zum  18.  Juni 
eine  Versammlung.  Diese  Protestversammlung  war  nur  sehr  schwach 
besucht.  Kaum  die  beiden  Korporationen ,  der  Verein  und  die 
Innung,  waren  vollständig  erschienen.  Andere  Schneidermeister 
sah  man  fast  gar  nicht.  Nur  einige  Hundert  von  den  4000 — 5000 
an  der  Frage  Beteiligten  fanden  sich  ein.  Die  eingeladene  Fünfer- 
kommission der  Arbeiter  verliess  das  Lokal  schon  im  Beginn  der 
Sitzung,  da  man  die  weiblichen  Mitglieder  jener  Kommission  nicht 
am  Vorstandstische  hatte  zulassen   wollen.    Die  Fünferkommission 


Die  Lehre7i  der  Arbeiterbeivegung  in  der  Garderobenkonfektion.    413 

der  Konfektionäre  hatte  der  Einladung  überhaupt  keine  Folge  ge- 
leistet. So  waren  die  Schneidermeister  unter  sich.  Da  man  trotz 
des  anfangs  heftigen  Widerspruchs  der  ziemlich  zahlreichen  Oppo- 
sition diese  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Gewaltmassregeln  bald 
mundtot  gemacht  hatte  ,  gelangte  die  vom  Fünferausschuss  vor- 
geschlagene Resolution  auch  zur  Annahme ,  welche  i)  die  bishe- 
rigen Kommissionen  auch  fernerhin  noch  für  die  echten ,  unan- 
fechtbaren Vertreter  der  Schneidermeister  erklärte ;  2)  sich  für 
Minimaltarife  aussprach,  3)  Innung  und  Verein  als  die  Organe  der 
Meisterschaft  anerkannte  ;  4)  die  Bestrebungen  zur  Gründung  eines 
allgemeinen  deutschen  Damenschneiderverbandes  (mit  antisemiti- 
scher Tendenz  nach  der  Richtung  Ahlwardt  und  Volkmann)  mit 
Freuden  begrüsste ;  5)  den  Fünferausschuss  beauftragte ,  in  Zu- 
kunft mit  denjenigen  der  Konfektionäre  und  Arbeiter  nur  getrennt 
zu  verhandeln. 

Abgesehen  davon ,  dass  die  zahlreiche  Opposition  mundtot 
gemacht  worden  war  und  diese  Versammlung  viel  zu  schwach  be- 
sucht war,  um  den  Willen  der  4000 — 5000  Schneidermeister  zum 
Ausdruck  zu  bringen,  konnte  man  diese  Versammlung  als  Ver- 
tretung der  Konfektionsschneidermeister  um  so  weniger  ansehen, 
als  unter  den  Mitgliedern  des  Fünferausschusses  überhaupt  keines 
bei  den  Konfektionären  arbeitete,  und  in  den  beiden  Korporations- 
vorständen kein  Schneidermeister  war,  der  ständig  für  die  Kon- 
fektionäre beschäftigt  gewesen  wäre. 

Endlich  am  6.  Juli  trat  die  Kommission  der  Zwischenmeister 
mit  ihren  Minimaltarifen  hervor.  Der  Tarif  unterscheidet  wie  der 
einstige  Schneidertarif,  drei  Klassen  :  niedere,  mittlere  und  bessere 
Konfektion,  überlässt  aber  die  Preise  für  die  feinen  Konfektions- 
sachen und  die  Masssachen  der  freien  Vereinbarung.  Im  übrigen 
nimmt  er  die  Bestimmungen  der  Vereinbarung  vom  20.  Februar 
über  Lieferungszeit ,  Lieferung  von  Zuthaten ,  Lohnzahlung ,  Ab- 
rechnung, Schiedskommissionen   wieder  auf. 

lieber  den  Hauptpunkt,  den  Tarif  selbst  und  zwar  im  beson- 
deren über  den  schwierigsten  Teil  desselben,  den  Tarif  der  niederen 
Konfektion  kam  jedoch  trotz  eingehender  Diskussionen  an  zwei 
Versammlungsabenden  eine  Einigung  nicht  zu  stände,  so  dass  man 
schliesslich  diesen  Teil  des  Tarifs  an  die  Kommission  zurückverwies. 

Inzwischen  mussten  aber  die  Kommissionsmitglieder  sich  darüber 
klar  werden,  dass  sie  eine  Danaidenarbeit  verrichteten,  da  nicht 
nur  der  von  ihnen  auszuarbeitende  Tarif  keine  Aussicht  hatte,  von 
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den  beiden  anderen  Parteien  irgend  einer  Beachtung  gewürdigt 
zu  werden ,  sondern  ihnen  auch  unter  den  beteiligten  Damen- 
schneidern selbst  der  Boden  unter  den  Füssen  zu  schwinden  begann. 

Am  9.  Juli  konnte  der  »Konfektionär«  berichten  :  >.Ein  neuer 
Verein  Berliner  Schneidermeister,  der  aus  wirklichen  Leitern  von 
Betriebswerkstätten  besteht,  die  für  unsere  hiesigen  Konfektions- 
geschäfte arbeiten,  hat  sich  (am  7.  Juli)  gebildet,  um  den  Bestre- 
bungen der  hier  bereits  bestehenden  Meisterschaftsvereinigungen, 
welche  mit  den  wahren  Interessen  der  hiesigen  Konfektionsschnei- 
dermeister in  Widerspruch  stehen,  einen  Damm  entgegenzustellen 
und  um  ein  gutes  Einvernehmen  zwischen  Arbeitern  ,  Schneider- 
meistern und  Konfektionären  herzustellen.  Der  Verein  führt  den 
Namen  »Freie  Vereinigung  der  Betriebswerkstätten-Besitzer  der 
Berliner  Damen-  und  Mädchenmäntel-Konfektion«.  Er  will  eine 
Vertretung  darstellen  von  Werkstättenbesitzern,  welche  in  den  Ber- 
liner Konfektionsgeschäften  nichtnur  »gastieren«,  sondern  »dauernd« 
beschäftigt  sind.  Er  will  in  seinen  eigenen  Kreisen  reorganisieren 
und  versuchen,  Zucht  und  Ordnung  durch  eine  gemeinsame  Haus- 
und Geschäftsordnung  zu  schaffen  und  ferner  einen  besser  vor- 
und  ausgebildeten  Nachwuchs  von  Arbeiterinnen  heranzubilden 
suchen.  Die  neue  Vereinigung  wird  nur  solche  Meister  als  Mit- 
glieder aufnehmen,  welche  den  Nachweis  führen  können,  dass  sie 
ihr  Gewerbe  bei  der  Steuerbehörde  ordnungsmässig  angemeldet 
haben  und  alle  für  diesen  Betrieb  gesetzlich  vorgeschriebenen  Ver- 
pflichtungen erfüllen,  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
befinden  und  das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben«.  Die  Ver- 
einigung hat  schon  mehrere  Sitzungen  abgehalten ,  in  denen  sie 
sich  beschäftigte  mit  einer  >. gemeinsamen  Werkstättenordnung« 
und  mit  der  »besseren  Vorbildung  der  Mantelnäherinnen«.  Hoffen 
wir,  dass  dies  Bestreben,  rein  sachlich  und  frei  von  jeder  Partei- 
agitation das  Wohl  des  Standes  zu  fördern,  ihr  viele  tüchtige  Mit- 
glieder aus  ihren  Reihen  zuführen  möge.  Ihr  erstes  Auftreten  be- 
rechtigt zu   den  besten  Hoffnungen.« 

Angesichts  dieser  erfolgreichen  Bemühungen,  den  antisemitisch 
geleiteten  Zwischenmeistern  das  Wasser  abzugraben,  konnte  der 
»Konfektionär«  in  einer  Besprechung  des  von  der  Zwischenmeister- 
kommission schon  seit  langem  beratenen  Minimaltarifes  wohl 
schreiben:  »Ein  solcher  Minimaltarif  hat  umso  weniger  Wert,  als 
ja  hinlänglich  bekannt  ist,  dass  die  von  unsern  Konfektionären 
hauptsächlich  beschäftigten  Schneidermeister  gar  nicht  Mitglieder 
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der  Innung  noch  des  Vereins  Berliner  Damenmäntelschneidermeister 
sind.  Die  von  der  Damenkonfektion  »  t  h  a  t  s  ä  c  h  1  i  c  h  «  beschäf- 
tigten Schneidermeister  lassen  ihre  Interessen  durch  den  jetzt  neu 
begründeten  Verein  »Freie  Vereinigung  der  Betriebswerkstätten- 
besitzer der  Mantelkonfektion«,  welcher  die  angesehensten  Meister 
angehören,  vertreten.  Von  der  Fünferkommission  der  Damen- 
mäntelkonfektionäre  versicherte  der  »Konfektionär«  mit  ziemlicher 
Bestimmtheit  vorhersagen  zu  können,  dass  sie  den  Tarif,  wenn  er 
endlich  an  die  Oeffentlichkeit  treten  sollte,  keiner  Beachtung  wür- 
digen würde.  Von  dem  Tarif  der  Zwischenmeister  hat  man  dann 
nichts  mehr  gehört,  und  ist  diese  Bewegung  wohl  vollständig 
versumpft. 

Auch  in  der  Herrenkonfektion  kam  man  nicht  zur  Ruhe.  Wir 
erinnern  uns,  dass  die  Vereinbarungen  vom  19.  F'ebruar  nur  pro- 
visorische hatten  sein  sollten  und  ein  Einigungsamt  unter  Vorsitz 
eines  Beamten  des  Berliner  Gewerbegerichts  mit  der  Ausarbeitung 
des  definitiven  Minimallohntarifes  beauftragt  worden  war.  Dieses 
Einigungsamt  arbeitete  mit  der  bekannten  deutschen  Gründlichkeit 
und  Langsamkeit.  Es  nahm  Erhebungen  über  Erhebungen  vor, 
ohne  mit  einem  positiven  Resultat  seiner  Arbeiten  hervorzutreten. 
Vergeblich  drangen  die  Herrenkonfektionäre  auf  die  Aufstellung 
des  Minimaltarifes  für  die  beginnende  Wintersaison,  da  sie  für  die 
Preiskalkulierungen  über  die  Lohnverhältnisse  sich  klar  sein  mussten. 
Das  Einigungsamt  Hess  sich  in  seiner  Gründlichkeit  nicht  stören. 
Dazu  kamen  die  üblen  Erfahrungen  mit  dem  provisorischen  Mi- 
nimaltarif,  da  sich  die  Schleuderkonkurrenz  an  denselben  nicht 
hielt,  ohne  dass  es  ihr  darum  doch  an  Arbeitskräften  gefehlt 
hätte.  Die  Abneigung  dagegen,  sich  von  neuem  einem  Minimal- 
tarif zu  unterwerfen,  gewann  allmählich  die  Oberhand.  Jedes  Ge- 
schäft hiess  es ,  solle  einen  besonderen  Lohntarif  mit  seinen  Ar- 
beitern vereinbaren.  Die  Voraussetzungen  hierfür  waren  günstige. 
Bei  den  Arbeitern  herrschte  angesichts  der  schlechten  Erfahrungen 
im  letzten  Ausstande  geringe  Lust  zu  einem  neuen  Strike  und  die 
Herrenkonfektionäre  konnten  bei  der  günstigen  Geschäftslage,  die 
sich  für  die  Wintersaison  erwarten  Hess,  da  man  ohne  grosse  Vor- 
räte in  dieselbe  ging,  ein  grösseres  Entgegenkommen  zeigen.  So 
einigte  man  sich  überall  auf  einen  Lohntarif,  der  den  in  der  vo- 
rigen Saison  gezahlten  Lohn  um  ca.  12  V2  Proz.  überstieg.  Nach- 
dem man  soweit  gekommen  war,  teilte  man  dem  Einigungsamt 
mit,  dass  man  nunmehr  seiner  Hilfe,  nachdem   man  zur  Zeit  ver- 
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geblich  darauf  gewartet  habe,  nicht  mehr  bedürfe  und  sich  ohne 
sein  Zuthun  mit  den  Arbeitern  schon  geeinigt  habe.  Das  Einigungs- 
amt Hess  sich  trotzdem  in  seiner  nunmehr  doch  ganz  vergeblichen 
Arbeit  nicht  stören  und  setzte  seine  Erhebungen  noch  immer  fort, 
zu  denen  freilich  die  Herrenkonfektionäre  nicht  mehr  erschienen. 
Endlich  gegen  Ende  des  Juli,  als  man  schon  lange  mitten  in  der 
Saison  stand,  erschien  der  Minimaltarif  des  Einigungsamtes,  dessen 
Zweck  jetzt  kaum  mehr  einzusehen  war.  Sollten  die  Kaufleute 
etwa  jetzt  noch  neue  Vereinbarungen  mit  den  Arbeitern  treffen? 
Auch  zeugte  der  Tarif  trotz  der  ungeheuren  Zahl  von  Erhebungen 
in  vielen  Positionen  von  erstaunlicher  Sachunkenntnis.  Die  Arbeit 
der  Schneidermeister,  Zuschneider,  Bügler,  Appreteure  und  Stepper 
war  meist  zu  niedrig,  die  der  einfachen  Näher  im  Verhältnis  we- 
nigstens meist  zu  hoch  bemessen.  Im  übrigen  übernahm  der  Tarif 
fast  wörtlich  alle  jene  bekannten  sozialdemokratischen  Forderungen 
in  Betreff  der  Wartezeit,  der  Lohnzahlungsmethode  u.  s.  w.  Hierzu 
wären  auch  nicht  fünf  bis  sechs  Monate  nötig  gewesen. 

Der  Tarif  wurde  den  einzelnen  Kommissionen  der  drei  be- 
teiligten Parteien  zugesandt  mit  dem  Ersuchen,  innerhalb  der 
nächsten  lO  Tage  schriftlich  anzuzeigen,  ob  und  eventuell  welche 
Ausstellungen  gegen  die  einzelnen  Tarifsätze  etwa  zu  machen  seien. 

Wie  wenig  Interesse  nun  die  Arbeiter  diesem  endlich  vollen- 
deten Minimaltarif  entgegenbrachten,  beweist  wohl  am  besten  der 
Umstand,  dass  eine  von  Herrn  Timm  zum  Zweck  der  Beschluss- 
fassung über  den  Tarif  berufene  Versammlung  kaum  von  loo  Ar- 
beitnehmern besucht  war  und  selbst  diese  kleine  Versammlung 
den  Tarif  durchaus  nicht  einstimmig  annahm.  Am  29.  Juli  fand 
auch  eine  von  der  Fünferkommission  berufene  Versammlung  der 
Berliner  Herrenkonfektionäre  zur  Beratung  über  den  Minimaltarif 
statt.  Es  wurde  beschlossen,  dass  jeder  Konfektionär  für  sich  dem 
Einigungsamt  seine  Antwort  zusenden  und  zugleich  auf  Fällung 
des  Schiedsspruchs  dringen  solle ,  »denn  so  lange  dieser  noch 
nicht  gefällt  sei,  könne  das  Gewerbegericht  noch  immer  bei  Klagen 
auf  Zahlung  der  s.  Z.  vereinbarten  provisorischen  Zuschläge  von 
12 V2  Proz.  den  Konfektionär  zur  Zahlung  derselben  zwingen.  Es 
gelte  die  Konfektionäre  endlich  wieder  zu  Herren  im  eigenen  Hause 
zu   machen«. 

Am  Freitag  den  14.  August  fällte  das  Einigungsamt  endlich 
seinen  Schiedsspruch.  Die  Verlesung  eines  Referats  über  die  Thä- 
tigkeit  des  Einigungsamtes  ergab,   dass  65  Sitzungen  stattgefunden 
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hatten,  56  Konfektionäre,  323  Zwischenmeister,  256  Arbeiter,  576 
Arbeiterinnen  zur  Vernehmung  eingeladen  und  22  Konfektionäre, 
183  Zvvischenmeister,  156  Arbeiter  und  323  Arbeiterinnen  erschienen 
waren.  Das  Referate  verwahrt  sich  gegen  den  dem  Einigungsamt 
von  Seiten  der  Konfektionäre  gemachten  Vorwurf  der  Verschlepp- 
ung (mit  welchem  Grunde  ?).  Sodann  nahm  Herr  Timm  im  Na- 
men der  Arbeiter  den  Tarif  an,  jedoch  unter  der  nicht  eintreffen- 
den Bedingung,  dass  er  auch  von  den  Konfektionären  und  Zwi- 
schenmeistern gut  geheissen  würde.  Auch  er  lehnte  ihn  also  that- 
sächlich  ab.  (70 — 80  von  ca.  10  OOO  hatten  ihn  dazu  beauftragt ! 
Mit  welchem  Grunde  konnte  er  da  behaupten,  im  Namen  der  Arbei- 
ter zu  sprechen?)  Von  den  Geschäftsinhabern  meldete  sich  niemand 
zum  Worte.  Von  den  Schneidermeistern  war  überhaupt  niemand 
erschienen.  Nach  halbstündiger  Beratung  fällte  das  Einigungsamt 
den  Spruch,  dass  es  auch  nach  Ablehnung  des  Tarifes  an  dem- 
selben festhalte,  da  er  die  Frucht  einer  eingehenden  Enquete  sei. 
Der  Ausstand  sei  bei  Lage  der  Sache  seiner  Zeit  durchaus  be- 
rechtigt gewesen.  Die  Parteien  wurden  dann  aufgefordert,  sich 
innerhalb  14  Tagen  zum  Schiedsspruch  des  Einigungsamtes  zu 
erklären.     Die  Erklärung  der  Konfektionäre  war  vorauszusehen. 

Nach  Beendigung  des  eigentlichen  Strike  begann  sich  auch 
die  Reichsregierung  mit  der  Lage  des  Konfektionsgewerbes  zu 
beschäftigen.  Wir  erinnern  uns ,  dass  die  Fünferkommission  der 
Arbeitnehmer  schon  im  August  des  vorigen  Jahres  eine  Eingabe 
an  das  Reichskanzleramt  gemacht  hatte,  eine  eingehende  Enquete 
über  die  Lage  der  Konfektionsarbeiter  vornehmen  zu  lassen.  Dann 
hatte  im  Februar  d.  J.  jene  bekannte  Interpellation  im  Reichstage 
stattgefunden.  Diese  Interpellation  hatte  Minister  von  B'ötticlier 
im  Namen  der  Regierung  dahin  beantwortet,  dass  erwogen  werde  : 
i)  Die  Bestimmung  der  Ge\verbeordnung,  dass  der  Arbeitsvertrag 
schriftlich  abgeschlossen  werde,  auf  die  Konfektion  auszudehnen. 

2)  Desgleichen  die  Bestimmung ,  dass  Personen  ,  gegen  welche 
Thatsachen  vorliegen  ,  wonach  sie  zur  Beschäftigung  von  Arbei- 
terinnen   ungeeignet    sind  ,    die  Befugnis  hierzu    entzogen   werde. 

3)  Desgl.  die  Bestimmung  der  Gewerbeordnung  über  die  Arbeiten 
von  Frauen,  jugendlichen  Personen  und  Kindern  ,  wozu  die  Re- 
gierung nach  §  154  der  Gewerbeordnung  befugt  sei. 

Entsprechende  Erlasse  des  Bundesrates  sind  bis  jetzt ,  wie 
gleich  hier  erwähnt  sei,  noch  nicht  ergangen.  Die  beiden  ersten 
ins  Auge  gefassten  Bestinmiungen   wären  vielleicht  durchführbar ; 
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wie  will  man   aber    die  Befolgung    der  letzteren  in  einer    so  weit 
verbreiteten  Hausindustrie,  wie  es  die  Konfektion  ist,   erzwingen  ? 

Zu  dem  Zw^ecke,  der  Besserung  des  Konfektionsgewerbes  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  näher  zu  treten,  nach  dem  Zuge  der 
Zeit,  der  alles  von  solchen  Gelegenheitsgesetzen  und  nichts  von 
der  eigenen  Kraft  der  Interessenten  fordert ,  kam  die  Regierung 
jetzt  selbst  auf  den  vom  Fünferausschuss  der  Arbeiter  im  August 
gestellten,  von  ihr  aber  damals  unbeachteten  Antrag  zurück,  eine 
eingehende  Enquete  über  die  Arbeitsverhältnisse  der  Konfektion 
vorzunehmen.  Zu  dem  Zweck  erging  an  verschiedene  Chefs  Ber- 
liner Firmen  und  an  die  Führer  der  Arbeiter,  während  man  selt- 
samerweise die  Zwischenmeister  ganz  unberücksichtigt  Hess,  eine 
Einladung  zu  einer  Besprechung  am  28.  Februar  er.  a.  im  Handels- 
ministerium unter  Vorsitz  des  Unter-Staatssekretärs  Wirkl.  Geh. 
Oberregierungsrates  Lohinann.  Man  einigte  sich  die  Enquete  auf 
folgende  Punkte  auszudehnen  :  i)  Dauer  der  Arbeitszeit ,  2)  ge- 
sundheitliche Verhältnisse  der  Werkstätten  und  der  Wohnungen 
der  Arbeiter,  3)  das  Verhältnis  der  den  Arbeitern  gezahlten  Löhne 
zu  den  den  Zwischenmeistern  gezahlten  Preisen  und  Höhe  beider, 
4)  Missstände  bei  der  Ausgabe  und  Ablieferung  der  Arbeit ,  5) 
Missstände  bei  der  Lohnzahlung ,  6)  sittliche  Missstände  der  Ar- 
beiterinnen im  Verkehr  mit  ihren  Auftraggebern. 

Nach  einigen  Vorbesprechungen,  um  zunächst  ein  allgemeines 
Bild  zu  gewinnen,  begannen  die  eigentlichen  Vernehmungen  gleich 
nach  Ostern  im  sg.  kontradiktorischen  Verfahren.  Sie  erstreckten 
sich  auch  auf  die  Wäschekonfektion  und  wurden  am  30.  April 
abgeschlossen.  Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  ist  nieder- 
gelegt in  dem  eingangs  genannten  9.  Bande  der  Drucksachen  der 
Kommission  für  Arbeiterstatistik  ;  es  ist  im  ersten  Teil  dieser  Ar- 
beit eingehend  berücksichtigt  worden. 

Des  ferneren  Hess  die  Regierung  die  Absicht  verlauten ,  die 
Krankenversicherung  auch  auf  die  Zwischenmeister  und  die  In- 
haberinnen der  Nähstuben  auszudehnen,  soweit  sie  ein  Jahres- 
einkommen unter  2000  M.  haben.  Diese  Absicht  der  Regierung 
stiess  bei  den  Konfektionären,  der  damit  verbundenen  Umstände 
halber,  auf  heftigen  Widerspruch.  Der  Verband  der  Engrosfirmen 
der  Herrenkonfektion  beschloss,  falls  eine  solche  Forderung  an 
einen  Fabrikanten  herantrete,  den  Rechtsweg  zu  beschreiten  und 
die  Bestimmung  auf  Vereinskosten  in  allen  Instanzen  anfechten 
zu  lassen.     Der  Prozess  möchte   wohl  zu  Ungunsten  der  Konfek- 
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tionäre  verlaufen  oder  doch  eine  prinzipielle  Entscheidung  in  ihrem 
Sinne  schwerlich  herbeiführen.  An  sich  freilich  wäre  zu  wünschen, 
dass  die  Regierung  auf  ihrer  Absicht  nicht  bestände ,  sie  stellt 
die  Konfektionäre  in  jedem  Falle  vor  ein  missliches  Dilemma. 
Versichern  sie  die  Zwischenmeister  nicht,  so  haben  sie  eine  An- 
klage von  Seiten  der  Behörden  zu  gewärtigen,  versichern  sie  die 
Zwischenmeister ,  so  haben  sie  von  selten  jener  eine  Klage  auf 
Herausgabe  des  von  ihnen  eingezogenen  Betrages  der  Versiche- 
rung zu  fürchten. 

Im  Anschluss  an  den  grossen  allgemeinen  Sozialistenkongress 
fand  um  die  Wende  des  Juli-August  in  London  ein  internationaler 
Schneiderkongress  statt.  Dieser  wurde  in  allen  Ländern  durch 
nationale  Schneiderkongresse  vorbereitet.  In  Deutschland  fand 
dieser  Kongress  am  13.  Juli  in  Eisenach  statt.  Das  Programm 
dieses  Kongresses  enthielt  folgende  Punkte:  i)  Bewegung  in  der 
deutschen  Konfektionsindustrie  (Ref.  Timm) ;  2)  die  Forderungen 
der  Schneider  und  Schneiderinnen  an  die  Gesetzgebung;  3)  Presse 
und  Agitation  ;  4)  die  internationale  Schneiderkonferenz  in  London  ; 

5)  die  Verhandlungen  und  Erhebungen  der  Reichskommission  für 
Arbeiterstatistik;  6)  die  Forderung  der  Betriebswerkstätten;  7)  der 
Minimallohntarif;  8)  Beschränkung  der  Arbeitszeit  auf  zehn  Stunden. 
Von  diesen  acht  Punkten  beschränkten  sich  der  erste  und  der 
fünfte  auf  Referate  und  Kritiken  der  Vergangenheit  und  betrafen 
der  dritte  und  vierte  interne  Parteiangelegenheiten ,  während  die 
übrigen  von  grössererer  Wichtigkeit  waren.  Ueber  sie  verbreitete 
sich  am  22.  Juni  der  Reichstagsabgeordnete  Bebet  in  einer  zwei- 
stündigen Rede,  in  der  er  das  Programm  für  die  Eisenacher  Ver- 
handlungen zu  entwickeln  suchte.  Er  stellte  folgende  Forderungen 
auf:  i)  Unterstellung  der  Hausindustrie  und  Heimarbeit  unter  die 
Gewerbeinspektion.  (W^enn  nur  einer  der  Herren  einmal  sagen 
wollte ,  wie  man  denn  diese  Forderung  praktisch  verwirklichen 
will,  damit  sie  nicht  nur  auf  dem  Papier  stehe.  Jeder  Versuch 
ihrer  Durchführung  würde  unzweifelhaft  die  Arbeiter  selbst  gegen 
ihre  Urheber  aufbringen.)  2)  Anstellung  hauptsächlich  weiblicher 
Gewerbeinspektoren  für  die  Hausindustrie ;  3)  sanitäre  Vorschriften 
für  die  Arbeitsräume;  4)  gesetzliche  Maximalarbeitszeit;  5)  Ver- 
bot für  Werkstättenarbeiter,   Arbeit  mit   nach  Haus  zu  nehmen; 

6)  Verbot  der  Nacht-,  Sonn-  und  Festtagsarbeit;  7)  Verbot  der 
Beschäftigung  schulpflichtiger  Kinder  und  Vorschriften  über  die 
Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  bis  zum  18.  Lebensjahre,  ins- 
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besondere  über  die  Benutzung  der  Tretmaschine,  die  nur  mit  ärzt- 
licher Zustimmung  zulässig  ist;  8)  Verbot  der  Beschäftigung  weib- 
licher Arbeiter  für  diejenigen  Unternehmer  und  Zwischenmeister, 
die  sich  einmal  gegen  ihre  weiblichen  Arbeiter  sittlich  vergangen 
haben;    9)  Zwang  zur  Listenführung  der  beschäftigten  Personen; 

10)  Vorschriften  über  das  Vereinbaren  von  Lohn  und  Lohnzahlung; 

11)  Verpflichtung  der  Meister  zur  Angabe  der  Löhne,  die  sie  von 
den  Konfektionären  erhalten;  12)  Verbot  der  Abzüge  ohne  schieds- 
richterliche Entscheidung;  13)  an  Lohnzahltagen  permanent  ta- 
gende Schiedsgerichte  ;  14)  Material-  und  Werkzeuglieferung  seitens 
der  Meister  an  die  Arbeiter  zum  Selbstkostenpreis;  15)  internatio- 
nale Vereinbarungen  der  Regierungen  auf  Grund  obiger  Bestim- 
mungen. 

Ueberschauen  wir  diese  Forderungen,  so  fällt  das  Fehlen  der 
Betriebswerkstätten  und  des  Minimaltarifes  auf.  Die  ersten  sieben 
Forderungen  fallen  mit  der  ersten  bezw.  sind  nur  für  schon  vor- 
handene Werkstätten,  nicht  aber  fürs  erste  wenigstens  für  die 
Hausindustrie  durchführbar.  Die  achte  Forderung  ist  berechtigt 
insofern,  als  den  betreffenden  Personen  verboten  werden  könnte, 
mit  weiblichen  Arbeitern  persönlich  geschäftlich  zu  unterhandeln. 
Wie  will  man  aber  bei  dem  gesetzlich  nicht  zu  verbietenden  und 
darum  sehr  wohl  zulässigen  fortwährenden  Wechsel  der  be- 
schäftigten Arbeiter  die  neunte  Forderung  durchführen  !  Wer  soll 
die  Listen  überhaupt  führen?  Doch  wohl  nur  die  Zwischenmeister? 
Dagegen  wäre  die  Forderung  von  Lohnzahlungslisten,  schon  im 
Interesse  einer  geordneten  Geschäftsführung  wünschenswert  und 
durchführbar.  Ebenso  wären  die  folgenden  Forderungen  diskutabel 
und  wünschenswert ,  dass  die  Gesetzgebung  ihnen  näher  trete. 
Die  letzte  Forderung  hingegen  scheint  wieder  unnötig  und  ziem- 
lich aussichtslos.  Soweit  die  Bebel'schen  Forderungen  überhaupt 
Beachtung  verdienen,  kann  ihre  gesetzliche  Regelung  auch  ohne 
internationale   Vereinbarung  erfolgen. 

Die  Schneiderkonferenz  zu  Eisenach  bewegte  sich  im  wesent- 
lichen im  Rahmen  des  ihr  von  Bebel  vorgezeichneten  Programms. 
Des  Minimaltarifes  ward  gar  nicht  gedacht.  Die  Errichtung  von 
Betriebswerkstätten,  die  allen  sanitären  Anforderungen  entsprechen, 
auf  Kosten  der  Unternehmer  prangte  zwar  an  der  Spitze  aller 
aufzustellenden  Forderungen ;  doch  handelten  dann  alle  weiteren 
Forderungen  von  der  Reform  der  Hausindustrie,  so  dass  man  ganz 
darüber  vergisst,  dass  an  der  Spitze  des  Reformprogramms  eine 
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Forderung  steht ,  die  jeden  Hausindustriebetrieb  beseitigen  will. 
Die  Bebel'sche  Forderung  einer  Maximalarbeitszeit  erhielt  eine 
Erweiterung  und  Abschwächung  zugleich  durch  die  Forderung 
gesetzlich  normierter  prozentualer  Lohnzuschläge  (in  was  die  Ge- 
setzgebung sich  nicht  alles  mischen  soll  ?)  für  Ueberstunden  ,  so- 
weit sie  gesetzlich  überhaupt  zulässig  sind.  Neu  war  die  vollständig 
unklare  Forderung  der  Verpflichtung  zum  Erlass  von  Arbeitsord- 
nungen für  alle  Betriebe ,  welche  Arbeiter  direkt  oder  indirekt 
beschäftigen.  (Eine  solche  Forderung  hätte  doch  nur  für  Werk- 
stätten Sinn  gehabt!)  Neu  war  auch  die  Forderung  eines  unbe- 
schränkten und  gesicherten  Vereins-  und  Versammlungsrechtes 
für  beide  Geschlechter,  insofern  wenigstens,  als  sie  hier  zum  ersten 
Mal  als  eine  spezielle  Forderung  der  sozialdemokratischen  Kon- 
fektionsarbeiter auftrat. 

Die  Londoner  Schneiderkonferenz  wurde  vollständig  von  den 
deutschen  Delegierten  beherrscht.  Sie  ging  in  ihren  Beschlüssen 
nicht  über  das  Eisenacher  Programm  hinaus ,  verbrämte  sie  nur 
noch  mit  einigen  allgemein  gehaltenen  Sentenzen  zur  Verherr- 
lichung der  internationalen  Sozialdemokratie,  Nach  Aufstellung 
der  ersten  Reihe  von  Normen  heisst  es:  »Die  Konferenz  erklärt 
ausdrücklich ,  dass  sie  die  vorstehenden  Normen  nicht  von  der 
Gnade  der  herrschenden  Klassen  und  ihrer  Regierungen  erwartet, 
sondern  von  der  Macht  des  Proletariats ,  das  sich  als  politische 
Partei  und  in  Gewerkschaften  organisiert,  um  einige  (sehr  gut  — 
einige  !)  der  angeführten  Forderungen  auch  durch  den  wirtschaft- 
lichen Kampf  zu  erringen.  Die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  können 
nur  zur  Macht  werden ,  wenn  sie  sich  organisieren ;  deshalb  er- 
klärt die  Konferenz  :  i)  Alle  Berufskollegen  haben  die  Pflicht,  ihrer 
Gewerkschaft  anzugehören  (um  zuerst  die  berufsmässigen,  berufs- 
losen Hetzer  herauszuwerfen).  2)  Die  Arbeiterinnen  und  die  ein- 
wandernden ausländischen  Arbeiter  sind  der  Gewerkschaft  zuzu- 
führen. 3)  Die  Gewerkschaften  jedes  Landes  haben  Sorge  zu  tragen, 
dass  ihre  auswandernden  Mitglieder  sofort  der  Gewerkschaft  ihres 
neuen  Wohnortes  beitreten.  4)  Die  Gewerkschaften  sind  fest  zu 
organisieren  (durch  den  bekannten  sozialdemokratischen  Terroris- 
mus natürlich)  und  materiell  zu  stärken  (durch  die  bekannten  Zehn- 
und  Zwanzigpfennigmarken.  Wie  lange  werden  die  Arbeiter  noch 
so  thöricht  sein,  diese  hohe  Steuer  an  berufsmässige  Hetzapostel 
zu  zahlen  ?)  Die  Gewerkschaften  jedes  Landes  haben  sich  unter 
einander  zu  föderieren.     5)  Durch  Strikes    ist  nötigenfalls   für  die 
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Verbesserungen  der  Arbeitsbedingungen  zu  kämpfen  oder  die  an- 
gestrebte Verschlechterung  derselben  seitens  der  Unternehmer 
zurückzuschlagen. 

Zum  Schluss  kommt  die  bekannte  Apotheose  der  Sozial- 
demokratie :  »Die  Konferenz  erklärt  ausdrücklich ,  dass  alle  Re- 
formen ,  welche  die  Berufskollegen  auf  dem  Wege  des  gewerk- 
schaftlichen Kampfes  oder  durch  die  Gesetzgebung  erringen,  nicht 
bloss  die  Lage  der  im  Schneidergewerbe  beschäftigten  Arbeiter- 
schaft in  der  Gegenwart  günstiger  gestalten,  sondern  diese  auch 
kräftigen  soll,  wehrtüchtiger  am  Befreiungskampfe  der  Arbeit  teil- 
zunehmen, wirksamer  für  die  Beseitigung  der  kapitalistischen  Wirt- 
schafts-  und  Gesellschaftsordnung  und  die  Verwirklichung  der 
sozialistischen  Gesellschaft  zu    ringen.« 

Wir  sehen  die  Sozialdemokratie  in  voller  Arbeit,  sich  für  den 
nächsten  grossen  Strike  zu  rüsten,  den  sie  sicherlich  erst  dann 
wird  ausbrechen  lassen ,  wenn  sie  sich  weit  besser  vorbereitet 
weiss,  als  dieses  letzte  Mal.  Darum  wird  es  für  die  Konfektionäre 
nötig  sein,  durch  Reformen  in  ihrer  eigenen  Mitte,  wo  nicht  diesen 
Angriff  ganz  abzuwenden ,  so  doch  sich  ihm  gegenüber  gut  ge- 
rüstet zu  zeigen.  Versuchen  wir  nun  zunächst,  uns  darüber  klar 
zu  werden,  welche  Missstände  in  der  Garderobenkonfektion  durch 
die  letzte  Arbeiterbewegung  aufgedeckt  sind.  Wir  können  sie  in 
zwei  Gruppen  zusammenfassen :  i)  die  Schmutzkonkurrenz  hindert 
auch  die  anständigeren  Konfektionäre,  ihren  Arbeitern,  welche 
niedere  Konfektion  herstellen ,  ausreichende  Löhne  zu  zahlen ; 
2)  die  Hausindustrie  hat  sich  für  die  niedere  und  z.  T.  auch  für 
die  mittlere  Konfektion  überlebt  und  muss  durch  eine  andere  Un- 
ternehmungsform ersetzt  werden. 

Demnach  ergeben  sich  die  beiden  folgenden  Reformvorscbläge: 
l)  Bildung  eines  Kartells  aller  an  der  Garderobenkonfektion  be- 
teiligten selbständigen  Unternehmer  zur  Bekämpfung  der  Schmutz- 
konkurrenz ;  2)  Uebergang  zur  Fabrikation  mit  maschinellem  Be- 
triebe für  die  niedere  und  zum  Teil  auch  die  mittlere  Garderoben- 
konfektion. 

Die  Aufgaben  des  Kartells  aufzustellen,  werden  wir  uns  klar 
werden  müssen  über  die  Schäden  ,  welche  teils  die  Schmutzkon- 
kurrenz verursachen,  teils  im  Gefolge  derselben  sich  zeigen.  W'ir 
können  sie  zusammenfassen  in  die  Worte  :  unlauterer  Wettbewerb, 
überspannter  Kredit  und  unzweckmässiges  Konkurswesen.  Bevor 
wir  auf  diese  drei  Punkte  im  einzelnen  eingehen,  seien  zuvor  einige 
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Worte  darüber  vorausgeschickt,  in  welcher  Form  und  in  welchem 
Umfange  ein  solches  Kartell  wohl  am  zweckdienlichsten  zu  bil- 
den wäre. 

Das  Kartell  hätte  möglichst  alle  selbständigen  Unternehmer 
der  Garderobenkonfektion  an  allen  Plätzen  Deutschlands  zusammen- 
zufassen. An  jedem  bedeutenderen  Konfektionsplatze  wäre  ein 
Unterverband  zu  bilden,  dem  die  wirtschaftlich  von  jenem  im  we- 
sentlichen abhängigen  kleineren  Plätze  sich  anzugliedern  hätten. 
Jeder  Unterverband  zerfiele  nach  doppelten  Gesichtspunkten  in 
mehrere  Abteilungen  und  zwar  erstens  nach  ihren  Beziehungen 
zu  einander  und  zum  Publikum  in  die  Stofffabrikanten,  die  Grossisten 
und  die  Detailisten,  zweitens  nach  den  Konfektionsbranchen  in 
Herren-,  Damen-  und  Arbeiterkonfektionäre.  Die  ähnlichen  Ab- 
teilungen aller  Unterverbände  wären  wieder  zu  Hauptgruppen  zu 
vereinigen,  so  dass  also  das  Kartell  dreifach  zu  gliedern  wäre  in 
der  folgenden  Weise  :  I.  Kartell.  Hauptgruppe  der  Stofffabrikanten, 
der  Grossisten  und  der  Detailisten.  Untergruppen  der  verschie- 
denen Unterverbände.  II.  Kartell.  Hauptgruppen  der  Herren-, 
Damen-  und  Arbeiterkonfektion.  Untergruppen  der  verschiedenen 
Unterverbände.  III.  Kartell.  Die  verschiedenen  Unterverbände  als 
lokale  Gesamtheit.  Untergruppen  doppelter  Art.  So  wären  so- 
wohl für  die  gesamte  Konfektion  Deutschlands  wie  für  diejenige 
aller  Hauptplätze  diejenigen  Organisationen  geschaffen ,  welche 
die  verschiedenartigsten  Zusammensetzungen  von  Konferenzen  je 
nach  dem  Bedürfnis  gestatten.  Es  könnten  z.  B.  einerseits  alle 
an  einem  Platze  oder  in  ganz  Deutschland  vorhandenen  Mitglieder 
des  Kartells,  welche  überhaupt  an  der  Herrenkonfektion  beteiligt 
sind,  sei  es  als  Stoßlieferanten,  sei  es  als  Grossisten,  sei  es  end- 
lich als  Detailisten  zur  Beratung  zusammentreten,  und  es  könnten 
andererseits  alle  Stofflieferanten,  für  welche  Konfektion  auch  immer 
sie  Stoffe  liefern  mögen ,  zur  Beratung  ihrer  gemeinsamen  Inte- 
ressenfragen sich  versammeln ;  es  wäre  endlich  auch  möglich, 
die  gemeinsamen  Interessen  aller  Konfektionäre  sowohl  an  jedem 
Hauptplatze  wie  in  ganz  Deutschland  zu  vertreten. 

Wichtiger  aber  als  diese  Organisationsfrage  ist  zunächst,  dass 
das  Kartell  möglichst  alle  grösseren  Firmen  einschliesst,  dann 
müssen  die  kleineren  beitreten,  ob  sie  wollen  oder  nicht,  während 
umgekehrt  die  Beitrittsverweigerung  einiger  oder  selbst  auch  nur 
einer  grossen  Firma  die  Kartellbildung  von  vorneherein  unmög- 
lich   oder    lebensunfähig    machen    würde.     Wirklich    nutzbringend 
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oder  durchgreifend  würde  ein  Kartell  darum  nur  sein  können, 
wenn  die  Anregung  zu  demselben  von  den  grössten  Firmen  des 
Berliner  Marktes  ausgeht,  wenn  sie  sich  wo  möglich  schon  vorher 
mit  den  führenden  Firmen  anderer  Hauptplätze  geeinigt  haben, 
bevor  sie  noch  mit  ihrer  Absicht  offen  an  den  Markt  herantreten. 
Der  Verlauf  der  weiteren  Untersuchung  wird  hoffentlich  darthun, 
dass  auch  diese  grösseren  Firmen  an  einer  allgemeinen  Verbesse- 
rung der  Solidität  sehr  interessiert  sind,  und  dass  andererseits  sie 
am  meisten  im  stände  sind ,  durch  einmütiges  Zusammenhalten 
diese  notwendige  Solidität ,  wie  sie  jetzt  vielfach  der  Branche 
mangelt,  zu  bewirken.  Der  zweite  Punkt  aber,  der  als  unbedingte 
Voraussetzung  einer  wirklich  gesunden  und  gedeihlichen  Entwick- 
lung des  Kartells  vorangeschickt  werden  muss,  ist  derjenige,  dass 
alle  Kartellmitglieder  sich  verpflichten  ,  nur  mit  solchen  an  der 
Konfektion  irgendwie  beteiligten  Unternehmern  imd  Geschäfts- 
leuten in  Verbindung  zu  treten ,  welche  dem  Kartell  angehören. 
Nur  so  wird  sich  die  nötige  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  im 
Gewerbe  erzielen  lassen,  welche  das  zu  bildende  Kartell  für  die 
Erfüllung  seiner  Aufgaben  nötig  hat.  Die  letzte  Forderung  ist 
übrigens,  wie  noch  besonders  betont  sei ,  keine  neue  und  uner- 
hörte ,  sondern  bei  vielen  wirtschaftlichen  Kartellen  auf  anderen 
Gebieten  schon  zur  Durchführung  gelangt. 

Doch  nun  zu  den  Aufgaben,  welche  dieses  Kartell  zu  erfüllen 
hätte.  In  ihren  Hauptzügen  haben  wir  sie  schon  oben  zusammen- 
gestellt und  wenden  uns  nunmehr  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes  durch  das  Kartell.  Drei  Arten  solchen  unlauteren 
Wettbewerbes  machen  sich  besonders  bemerkbar,  d.  i.  das  Lock- 
vögelunwesen ,  die  unlautere  Reklame  und  der  immerwährende 
Ausverkauf.  Was  mit  dem  Lockvögelunwesen  gemeint  ist ,  wird 
jeder  erfahrene  Geschäftsmann  wissen  ,  da  jedoch  auch  mancher 
Laie  diese  Schrift  in  die  Hände  bekommen  möchte,  sei  eine  kurze 
Charakterisierung  dieses  Unwesens  hier  versucht.  Als  Lockvögel 
dienen  meist  allgemeine  Bedarfsartikel,  so  z.  B.  Schürzen  für  den 
Hausgebrauch ,  die  zum  und  selbst  unter  dem  Einkaufspreis  ab- 
gegeben werden.  Diese  Lockvögel  geben  dem  Geschäft  den  Ruf 
als  billiger  Einkaufsquelle.  Das  Publikum  kommt  nicht  nur,  diese 
billigen  Lockvögel  zu  kaufen,  sondern  deckt  auch  seinen  übrigen 
Bedarf  in  jener  Handlung,  und  wird  dabei  dann  gewöhnlich  so 
hoch  genommen ,  dass  der  bei  den  Lockvögeln  dem  Kaufmann 
entgangene  Gewinn    meist    sehr    reichlich    wieder  eingeholt  wird. 
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Einem  solchen  I.ockvögelunwesen  könnte  das  Kartell  in  doppelter 
Weise  entgegenarbeiten,  einmal,  indem  es  durch  die  Presse  das 
Publikum  über  dieses  Unwesen  aufklärt.  Wird  das  Publikum  ge- 
witzigt sein  und  dem  Händler  nur  seine  Lockvögel  abkaufen,  die 
übrige  Ware  aber  ihm  lassen,  so  wird  er  schon  aufhören,  bestimmte 
Waren  zum  und  unter  dem  Selbstkostenpreise  zu  verkaufen.  Das 
Zweite  aber  wäre,  dass  die  Grossisten  und  Stofiflieferanten  den 
Detailisten  bestimmte  Minimalpreise  für  den  Verkauf  an  das  Publi- 
kum vorschrieben.  Bei  vielen  wirtschaftlichen  Kartellen,  so  z.  B. 
im  Buchhändlergewerbe,  ist  dies  schon  der  P"all.  Gleich  hier  je- 
doch ist  ersichtlich,  dass  das  Kartell  seine  Aufgabe  nur  dann  er- 
füllen kann,  wenn  alle  Kartellmitglieder  sich  verpflichten,  nur  mit 
solchen  an  der  Konfektion  irgendwie  beteiligten  Unternehmern 
und  Geschäftsleuten  in  Verbindung  zu  treten,  welche  dem  Kartell 
angehören. 

Als  zweiten  Punkt  unlauteren  Wettbewerbs  nannten  wir  oben 
die  unlautere  Reklame.  Bekanntlich  hatten  dieser  gegenüber  die 
Gerichte  früher  einen  sehr  laxen  und  sehr  formalen  Standpunkt 
eingenommen,  indem  sie  aussprachen,  es  genüge,  dass  die  Ware 
preiswürdig  verkauft  sei ,  um  den  Handel  zu  einem  reellen  zu 
machen  ;  es  sei  aber  nicht  nötig,  dass  die  Ware  wirklich  von  der 
angegebenen  Qualität  sei.  Jetzt  hat  das  Reichsgericht,  bei  dem 
in  letzter  Zeit  glücklicherweise  endlich  eine  realere  und  weniger 
formale  Gesetzesauslegung  Platz  zu  greifen  beginnt ,  vor  einigen 
Monaten  das  letztere  sehr  wertvolle  prinzipielle  Urteil  gefällt :  »das 
Feilbieten  und  der  Emipfang  einer  Ware,  die  den  dem  Verkäufer 
durch  die  kundgegebene  Geschäftsanpreisung  unterstellten  that- 
sächlichen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  hinsichtlich  ihrer  Her- 
kunft, ihrer  Beschaffenheit  u.  s.  w.  nicht  entspricht  oder  aus  einem 
anderen  Beweggrunde  als  dem  behaupteten  oder  in  anderer  Ab- 
sicht, zu  anderen  Zwecken  feilgeboten  wird,  ist  vollendeter  Betrug, 
wenn  jemand  hierdurch  zur  Zahlung  des  verlangten  Preises  wie 
zum  Geschäftsabschluss  überhaupt  veranlasst  wird.  Darin,  dass  dem 
Käufer  eine  Ware  verkauft  wird,  die  er  bei  Kenntnis  des  wahren, 
thatsächlichen  Verhaltens  voraussichtlich  nicht  gekauft  haben  würde, 
ist  die  vom  Gesetze  geforderte  Vermögensschädigung  zu  erblicken.« 
Freilich  schützte  diese  Gesetzesauslegung  doch  mehr  den  unkun- 
digen, hintergangenen  Käufer  als  den  Konkurrenten ,  da  diesem, 
wenn  er  einen  Handel  mit  seinem  Rivalen  durch  beauftragte  Dritte 
abschliessen  Hess ,  immer  noch  entgegengehalten  werden  konnte, 
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seine  Beauftragten  hätten  gewusst,  was  sie  kauften.  So  lange  das 
Gericht  diese  Ausrede  gelten  Hess  und  darum  in  solchen  Fällen 
höchstens  beabsichtigten  Betrug,  meistens  aber  selbst  nicht  diesen 
annahm,  hatte  der  Kauftnann  kein  Mittel,  sich  des  durch  unsaubere 
Reklamemittel  ausgeübten  unlauteren  Wettbewerbs  zu  erwehren. 
Erst  das  neue  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  bietet 
ihm  hierzu  die  geeignete  Handhabe.  Dennoch  muss  ich  gestehen, 
dass  ich  mir  nicht  allzu  viel  von  diesem  Gesetze  verspreche ,  so 
lange  nicht  die  Kaufmannswelt  selbst  das  Beste  hinzuthut ,  näm- 
lich dafür  zu  sorgen,  dass  möglichst  jeder  Fall  unlauteren  Wett- 
bewerbes auch  gerichtlich  geahndet  werde.  Wirklich  durchgreifend 
wird  das  Gesetz  erst  wirken  können,  w^enn  in  jeder  grösseren  Ge- 
schäftsbranche die  solide  Geschäftswelt  sich  zu  einem  Schutzver- 
bande gegen  derartige  Machenschaften  zusammenthut ;  denn  der 
einzelne  Kaufmann  kann  sich  den  vielen  Plackereien  und  Schere- 
reien, die  ein  solcher  Prozess  mit  sich  bringt ,  nicht  unterziehen, 
um  so  mehr,  da  der  Aufwand  an  Zeit  und  Geld  für  den  einzelnen 
nicht  immer  dem  mit  der  Unterdrückung  solcher  Schleuderkon- 
kurrenz für  ihn  verbundenen  Vorteil  entsprechen  würde.  Geht 
aber  ein  Verband  geschlossen  vor ,  so  verteilen  sich  die  Kosten 
auf  die  Einzelnen  und  zudem  wird  das  blosse  Vorhandensein  eines 
solchen  Verbandes  schon  wie  eine  Präventivmassregel  wirken ; 
denn  die  Neigung  zum  unlauteren  Wettbewerb  wird  schon  nach- 
lassen, wenn  erst  einigen  dieser  »Mustergeschäftsleute«  recht  derb 
auf  die  Finger  geklopft  sein  wird.  Einen  solchen  Schutzverband 
könnte  aber  für  die  Konfektionsbranche  am  besten  das  in  Rede 
stehende  Kartell  darstellen.  Dadurch ,  dass  es  noch  andere  der 
Allgemeinheit  dienende  Geschäfte  auf  sich  nimmt,  könnte  es  nicht 
nur  seine  Beamten  voll  beschäftigen  ,  sondern  auch  ein  festeres 
Band  um  die  einzelnen  Mitglieder  schlingen,  als  ein  einfacher 
Schutzverband.  Zugleich  könnte  ein  solches  Kartell  auch  die  beste 
Anregung  geben,  um  die  Maschen  enger  zu  knüpfen,  durch  welche 
nach  dem  neuen  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  noch 
ein  solcher  wenig  lauter  verfahrender  Patron  hindurch  schlüpfen 
kann. 

Als  dritten  Punkt  unlauteren  Wettbewerbs  nannten  wir  oben 
die  fortwährenden  Ausverkäufe.  Zwei  Arten  von  Ausverkäufen 
wären  hier  besonders  zu  erwähnen;  die  einen  nennen  sich  »Total- 
ausverkäufe«, die  anderen  »Ausverkäufe  übernommener  Konkurs- 
massen Hebendem  eigenen  Warenbestände«,  welcher  Zusatz  aber 
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meist  so  angeführt  ist,  dass  ihn  das  kaufende  Pubhkum  nicht  be- 
achtet. Bei  jedem  solchen  Ausverkaufe  stürmt  das  Publikum  er- 
fahrungsgemäss  den  Laden,  besonders  das  weibliche,  welches  stets 
bemüht  ist,  so  billig  wie  möglich  zu  kaufen,  ohne  dass  es  dabei 
bedenkt,  dass  ein  solcher  Ausverkäufer,  der  nur  ein  paar  Monate 
ein  Schwindelmanöver  inauguriert,  kein  Interesse  daran  hat,  durch 
solide  Ware  sich  ein'^in  festen  Abnehmerkreis  zu  sichern.  Die 
Waren  finden  reissenden  Absatz  und  man  sollte  meinen,  die  Vor- 
räte müssten  in  längstens  einer  Woche  geräumt  sein,  wenn  nur 
nicht  nächtlicherweise  stets  neue  Waren  hereinspazierten;  so 
dauert  dann  ein  solcher  Ausverkauf  schliesslich  so  lange,  bis  ent- 
weder das  ganze  Publikum,  welches  überhaupt  auf  solchen  Schwindel 
hereinfallen  kann,  und  dieses  Publikum  ist  gross,  mit  Schundware 
für  die  nächste  Zukunft  versehen  ist,  oder  seinen  Schaden  schon 
gemerkt  hat,  oder  aber  ein  anderes  Schwindelgeschäft  in  der  Nähe 
auftaucht,  das  dann  seiner  Neuheit  wegen  mehr  zieht. 

Auch  gegen  diesen  Schwindel  einzuschreiten  giebt  das  Gesetz 
gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  dem  reellen  Kaufmannsstande 
jetzt  die  formale  Möglichkeit;  doch  glaube  man  nur  nicht,  dass 
das  Gesetz  in  diesem  Punkte  irgend  eine  durchgreifende  Wirk- 
samkeit haben  werde,  wenn  nicht  der  Kaufmannsstand  selbst  das 
Beste  hinzuthut,  nämlich  dafür  zu  sorgen ,  dass  die  betreffenden 
gesetzlichen  Massnahmen  auch  überall,  wo  es  not  thut,  voll  und 
ganz  zur  Ausführung  gelangten.  Hier  aber  müssen  wieder  die 
Schutzverbände  bezw.  für  die  Konfektion  das  Kartell  einspringen. 
Der  Einzelne  bleibt  trotz  des  Gesetzes  ziemlich  machtlos.  Das 
Kartell  aber  wird  schon  durch  seinen  blossen  Bestand  vorbeugend 
wirken.  Damit  aber  wäre  für  eine  Gesundung  der  geschäftlichen 
Verhältnisse  in  der  Konfektion  schon  sehr  viel  geholfen ;  einer 
der  schmutzigsten  und  ruinösesten  Konkurrenzen  wäre  damit  die 
Schlagader  unterbunden.  Auch  auf  das  Publikum  direkt  könnte 
das  Kartell  wirken  durch  Aufklärung.  Freilich  mit  der  rein  doktri- 
nären Behandlung  dieser  P'rage,  wie  sie  hin  und  wieder  in  Fach- 
blättern, wie  dem  »Konfektionär«  auftaucht,  ist  wenig  geholfen. 
In  den  im  Volke  verbreitetsten  Blättern  wären  vielmehr  alle  vor 
Gericht  bestraften  Fälle  eingehend  darzulegen  und  daran  in  zweck- 
dienlicher Weise  die  allgemeineren  Betrachtungen  zu  knüpfen. 
Möglichst  jeder  geeignete  Anlass  wäre  zu  benutzen,  da  das  Publi- 
kum solche  Warnungen  sehr  schnell  vergisst  und  immer  daran 
erinnert  sein  will.    Die  Kosten  für  solche  Publikationen  dürfte  das 
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Kartell   nicht  scheuen  ;  sie  würden   sich  reichlich   bezahlt  machen. 

Als  das  zweite  grosse  Uebel,  an  dem  die  Konfektion  krankt, 
nannten  wir  den  überspannten  Kredit.  Es  ist  geradewegs  unglaub- 
lich ,  mit  welchem  Leichtsinn  gerade  in  der  Konfektionsbranche 
jungen ,  unerfahrenen  und  fast  mittellosen  Anfängern  Kredit  ge- 
währt wird.  Hier  könnte  das  Kartell  in  doppelter  Beziehung  für 
eine  Gesundung  wirken,  indem  es  erstens  eine  Auskunftei  für  die 
Kreditgewährung  errichtet,  zweitens  aber  gewisse  Normen  für  die 
Kreditgewährung  aufstellt.  F'reilich  Vorsicht  und  Sachkenntnis 
muss  dabei  mit  einem  Blick  für  die  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  der  Gegenwart  gepaart  sein.  Sehr  richtig  bemerkt 
ein  Eingesandt  des  »Konfektionär«  :  »Wenn  aber  Normen  aufge- 
stellt werden ,  so  muss  man  hiermit  sehr  vorsichtig  sein ;  denn 
nichts  schadet  mehr  als  Prinzipienreiterei,  die  nicht  eine  wirkliche 
sachliche  Grundlage  hat.  Deshalb  sollten  zu  wichtigen  und  aus- 
schlaggebenden Beratungen  Kräfte  herangezogen  werden  ,  die  in 
volkswirtschaftlicher  und  handelswissenschaftlicher  Beziehung  einen 
weiteren  Blick  haben ,  als  dies  den  Interessenkreisen  einzelner 
Gruppen  möglich  ist.  Es  sei  gestattet,  hier  als  Hauptnormen  auf- 
zustellen ;  i)  Verpflichtung  des  Kreditgebers  gegenüber  der  Zentral- 
stelle des  Kartells  und  speziell  der  von  dieser  errichteten  Aus- 
kunftei, dieser  jeden  gewährten  Kredit  anzuzeigen  ;  2)  keinen  Kredit 
zu  gewähren ,  ohne  bei  dieser  Auskunftei  wenigstens  vorher  an- 
gefragt zu  haben,  und  3)  dieser  von  jeder  erlangten  Kenntnis- 
nahme Mitteilung  zu  machen,  welche  geeignet  sein  könnte,  die 
Kreditwürdigkeit  des  Kreditziehenden  in  der  einen  oder  anderen 
Weise  zu  berühren. 

Mit  diesem  prinzipiell  angenommenen  System  der  Offenheit 
wäre  an  sich  schon  sehr  viel  gewonnen.  Bei  einem  erlangten 
Ueberblick  über  die  Kreditverhältnisse  Hessen  sich  an  der  Hand 
der  gemachten  Erfahrungen  und  an  der  Hand  von  Vorbildern  an- 
derer Kartelle  weitere  Bestimmungen  treffen. 

Es  zeigen  diese  Betrachtungen,  wie  nur  ein  Kartell  im  stände 
ist,  den  Missbräuchen  einer  übertriebenen  Kreditgewährung  ab- 
zuhelfen und  zwar  auch  wiederum  nur  ein  Kartell,  das  alle  seine 
Mitglieder  verpflichtet,  nur  mit  solchen  an  der  Konfektion  irgend- 
wie beteiligten  Unternehmern  und  Geschäftsleuten  in  Verbindung 
zu  treten ,  welche  dem  Kartell  angehören  ;  denn  nur  so  ist  jene 
oben    geforderte  Uebersichtlichkeit    über    die    geschäftlichen  Ver- 
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hältnisse    der  Kartellkunden    für    die    Zentralleituiig    des    Kartells 
möglich. 

Sehr  richtig  erscheint  ferner,  was  ein  »Eingesandt«  im  v Kon- 
fektionär« empfiehlt:  »Unsere  Stofiflieferanten  sollten  bei  Neu- 
Etablissements  die  ersten  Geschäfte  prinzipiell  nur  gegen  Kassa 
abschliessen  und  auch  später  nur  kürzeres  Ziel  gewähren  ,  damit 
niemand  in  der  Lage  ist ,  sich  ohne  vollkommen  hinreichende 
Mittel  zu  etablieren.  Ferner  sollten  unsere  Stofflieferanten  sich 
fortlaufend  informieren,  auf  welche  Art  derartige  Firmen  ihr  Ge- 
schäft betreiben  und  zu  welchen  Preisen  dieselben  ihre  Waren, 
speziell  im  Auslande  (warum  nur  im  Auslande  ?)  verkaufen  '  Wenn 
Einsender  dann  aber  meint,  der  Einzelne  wäre  zu  solcher  Kon- 
trolle sehr  leicht  im  stände,  er  habe  nur  nötig,  »den  Klagen  der 
Konkurrenz  über  unglaubliche  Schleuderpreise  Gehör  zu  schenken« 
und  sdie  soliden  Konfektionshäuser  sollten  sich  diejenigen  Stoff- 
lieferanten merken,  die  mit  grossen  Summen  bei  deji  F'allissements 
solcher  Schleuderfirmen  beteiligt  sind«  ,  so  möchte  ich  doch  be- 
zweifeln, ob  der  vereinzelte  Konfektionär  in  ausnehmendem  Masse 
hierzu  im  stände  wäre ;  wohl  aber  verspreche  ich  mir  gerade  in 
dem  vom  Einsender  berührten  Punkte  sehr  viel  von  der  Thätig- 
keit  eines  Kartells  mit  Zentralstelle  und  Auskunftei.  Sie  könnte 
die  Normen  feststellen  für  Lieferungen  an  neuerrichtete  Firmen, 
sie  könnte  dem  Geschäftsgebahren  solcher  Schleuderkonkurrenten 
nachspüren,  wenn  nur ,  wie  schon  erwähnt ,  die  Kartellmitglieder 
selbst  verpflichtet  sind ,  ihre  Kenntnis  über  die  Kreditwürdigkeit 
der  einzelnen  Kunden  der  Auskunftei  mitzuteilen.  Den  Wert  solcher 
Mitteilung  zu  beurteilen  ist  freilich  nur  ein  geschulter  Auskünftler 
im  Stande,  selten  der  einzelne  Geschäftsmann.  Was  Einsender 
dann  ferner  anführt,  dass  solche  jungen,  nur  auf  Kredit  basierten 
Geschäfte  in  der  leichtfertigsten  Weise  gut  fundierte  Geschäfts- 
häuser durch  Preisunterbieten  zu  werfen  suchen ,  dadurch  aber 
auf  die  Dauer  nur  sich,  ihre  Kreditoren  und  den  ganzen  Geschäfts- 
zweig schwer  schädigen,  ohne  doch  irgendwie  emporkommen  zu 
können ,  weil  sie  eben  selbst  wieder  am  schwersten  mit  noch 
jüngerer  Schleuderkonkurrenz  zu  kämpfen  haben,  sagt  freilich  dem 
Eingeweihten  nichts  Neues,  wird  aber  von  den  Lieferanten  solcher 
neuen  Geschäfte  stets  zu  wenig  beachtet  und,  wie  alle  Erfahrung 
zu  lehren  scheint ,  so  lange  unbeachtet  bleiben,  bis  die  besseren 
Elemente  der  Konfektionsbranche  in  geschlossener  Reihe ,  d.  h. 
im  Kartell  dagegen  ankämpfen;    dann    freilich  möchte  für  solche 
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Eintagsschmeissfliegen  das  letzte  Stündlein  geschlagen  haben  und 
ein  weiterer  grosser  Schritt  vorwärts  zur  Gesundung  der  Konfek- 
tionsbranche gethan  sein. 

Als  das  dritte  grosse  Uebel,  an  dem  die  Konfektionsbranche 
krankt,  nannten  wir  oben  das  unzweckmässige  Konkurswesen. 
Wenn  im  vorigen  Jahr  Ve — V/5  aller  am  Berliner  Markte  befind- 
lichen Engrosfirmen  der  Damenkonfektion,  die  freilich  nicht  gerade 
zu  den  grösseren  gehört  haben  werden.  Bankerotte  machen  und 
ihre  sämtlichen  Warenbestände  im  Konkursverfahren  auf  den  Markt 
geworfen  werden  ,  so  kann  das  nicht  ohne  Einfluss  auf  eine  all- 
gemeine Preisverteilung  bleiben.  Das  Kartell  sollte  seine  Mitglieder 
verpflichten,  bei  Zahlungsschwierigkeiten  ihrer  Kunden  ohne  Zu- 
stimmung der  Zentralleitung  niemals  auf  einen  Konkurs  zu  dringen, 
sondern  einen  gütlichen  Vergleich  einzugehen,  sich  bereit  zu  zeigen. 
Diese  Verpflichtung  könnte  das  Kartell  seinen  Mitgliedern  um  so 
leichter  dann  auferlegen,  wenn  diese  durch  Kartellstatut  auch  an- 
gehalten sind,  nur  mit  solchen  Kunden  in  Verbindung  zu  treten, 
die  sich  verpflichtet  haben,  nur  von  Kartellmitgliedern  zu  beziehen. 
Der  Warenverschleuderung  bei  Konkursen,  den  grossen  Unkosten, 
die  jeder  gerichtliche  Konkurs  verursacht,  bei  dem  nicht  selten 
die  ganze  Masse  darauf  geht ,  oft  doch  wenigstens  50  Proz.  ver- 
schlungen werden  ,  wäre  dadurch  unzweifelhaft  sehr  stark  vorge- 
beugt, und  müsste  dies  zur  Hebung  der  Branche  unzweifelhaft  bei- 
tragen. Wo  ein  Konkurs  unvermeidlich  ist,  da  sollte  das  Kartell 
sich  vorbehalten,   von  sich  aus  den  Konkursverwalter  zu  bestellen. 

Als  weitere  Aufgaben ,  welche  das  Kartell  ebenfalls  noch 
übernehmen  könnte,  seien  noch  kurz  angeführt  die  Errichtung  von 
Fachschulen  und  die  Organisierung  des  Widerstandes  gegen  die 
Prätensionen  der  sozialdemokratisch  geleiteten  Arbeiter. 

Der  zweite  Reformvorschlag,  welchen  wir  oben  neben  dem- 
jenigen der  Bildung  eines  Kartells  machten,  war  der  des  Ueber- 
gangs  zur  Fabrikation  mit  maschinellem  Betriebe  für  die  niedere 
und  zum  Teil  auch  für  die  mittlere  Garderobenkonfektion.  Es 
scheint  sich  dieser  Reformvorschlag  eng  zu  berühren  mit  der  sozial- 
demokratischen Forderung  nach  Betriebswerkstätten.  Es  wäre 
darum  zunächst  darzulegen,  in  welchen  Punkten  er  sich  von  jener 
Forderung  unterscheidet.  Sehen  wir  ganz  davon  ab,  dass  die  Ar- 
beiter ihre  Forderung  von  heute  auf  morgen  erfüllt  zu  sehen 
wünschten,  was  natürlich  unmöglich  war,  da  derartige  tief  eingrei- 
fende Umwälzungen   eine  lange  Vorbereitung  erfordern,  so  lassen 
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sich  hauptsächlich  drei  unterscheidende  Punkte  anführen  :  i)  die 
Forderung  nach  Betriebswerkstätten  erstreckte  sich  auf  die  ganze 
Konfektion  ;  2)  die  Forderung  nach  Betriebswerkstätten  verlangte 
keine  Umänderung  der  Technik  ;  3)  die  Forderung  nach  Betriebs- 
werkstätten war  an  eine  ganz  falsche  Adresse  gerichtet. 

Gehen  wir  nun  auf  diese  drei  Punkte  des  Näheren  ein,  so 
wäre  zunächst  der  Nachweis  zu  erbringen ,  dass  die  P'orderung 
nach  Betriebswerkstätten  für  die  bessere  Konfektion  durchaus  un- 
berechtigt war.  Es  kommen  hier  alle  Gründe  in  Betracht,  welche 
auch  vom  Standpunkte  gerade  der  besseren  Arbeiterinnen  gegen 
das  System  von  Betriebswerkstätten  und  Fabriken  sprechen.  Nur 
kurz  berührt  sei  auch  hier  die  Macht  der  bestehenden  und  über- 
kommenen Verhältnisse,  welche  eine  grössere  Berücksichtigung 
erheischt.  Nicht  jede  Heimarbeiterin,  besonders  im  vorgerückteren 
Alter  kann  sich  darin  finden,  zurF'abrik-  oder  Betriebswerkstätten- 
arbeit überzugehen.  Dann  aber  haben  alle  diese  Heimarbeiter 
eine  für  ihre  Verhältnisse  sehr  grosse  Ausgabe  gemacht,  als  sie 
sich  die  Nähmaschine  beschafften;  bei  den  Arbeitern,  die  nur 
niedere  Konfektion  herstellen,  ist  dies  dagegen  nur  selten  der 
Fall ;  sie  arbeiten  fast  ausnahmslos  mit  gehehenen  oder  ihnen  von 
den  Arbeitgebern  gestellten  Maschinen.  Würde  die  Heimarbeit 
aufhören ,  so  würde  jede  in  Privathänden  befindliche  Maschine 
für  ihren  Besitzer  sehr  an  Wert  einbüssen.  Die  Inhaber  der  Be- 
triebswerkstätten würden  sie  wohl  kaum  übernehmen,  höchstens 
doch  für  einen  sehr  geringen  Preis ,  und  andererseits  könnte  sie 
die  Familie  auch  vielfach  nicht  ganz  entbehren  ,  da  sie  zugleich 
der  Befriedigung  des  eigenen  Hausbedarfes  genügt.  Bei  dem  Ueber- 
gang  zur  Betriebswerkstätte  oder  zur  Fabrik  verlieren  die  Arbei- 
terinnen ferner  die  freie  Bewegung;  in  der  Werkstätte  müssen 
sie  sich  unter  einen  bestimmten  Willen  stellen.  Endlich  aber  ist 
gerade  die  bessere  Konfektionsarbeit ,  wie  schon  im  ersten  Teil 
ausgeführt  wurde ,  besonders  in  der  Damenkonfektion ,  doch  in 
der  That  noch  vielfach  Nebenerwerb  für  die  freien  Vormittags- 
und Nachmittagsstundeu  nach  Erledigung  aller  Arbeiten  des  Haus- 
halts besonders  in  den  Kreisen  der  kleinen  Beamten,  der  Unter- 
offiziere, der  kleinen  Kaufleute  und  Handwerker  und  der  besser 
gestellten  Fabrikarbeiter,  die  nicht  gerade  genötigt  sind,  ihre  Frauen 
und  erwachsenen  Töchter  in  der  Fabrik  arbeiten  zu  lassen,  die 
aber  doch  eine  Nebeneinnahme  sehr  gut  gebrauchen  können.  Ver- 
dienen   solche  Frauen    mit    einer   täglich    drei-   bis    vierstündigen 
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Nebenarbeit ,  zu  der  sie  in  den  meisten  Fällen  sehr  leicht  Gele- 
genheit finden,  nur  25 — 30  M.  monatlich,  so  ist  das  unter  den 
Verhältnissen  dieser  Leute  schon  eine  sehr  gute  Zubusse  zur  Füh- 
rung des  Haushaltes ,  ohne  dass  doch  das  Familienleben  selbst 
darunter  leidet.  Dass  alle  diese  Gründe  für  die  Beibehaltung  der 
Hausindustrie  in  der  niederen  Konfektion  nicht  sprechen ,  dass 
hier  vielmehr  alle  Schattenseiten  einer  als  Haupterwerb  dienenden 
Hausindustrie  sich  geltend  machen,  bedarf  nach  den  Ausführungen 
des  ersten  Teils  wohl  kaum  noch  der  Erwähnung. 

Als  zweiten  Punkt,  in  dem  sich  unser  Reformvorschlag  von 
der  sozialdemokratischen  Forderung  nach  Betriebswerkstätten  un- 
terscheiden soll ,  führten  wir  oben  an ,  die  F'orderung  nach  Be- 
triebswerkstätten verlange  keine  Umänderung  der  Technik.  Es  kom- 
men hier  alle  Gründe  in  Betracht ,  welche  vom  Standpunkt  der 
Kostenfrage  gegen  das  System  von  Betriebswerkstätten  sprechen. 
Die  Errichtung  von  Betriebswerkstätten  würde  den  Grosskonfek- 
tionären nicht  unbedeutende  Mehrkosten  verursachen.  Jetzt ,  wo 
die  Arbeiter  mit  ihren  eigenen  Nähmaschinen  und  anderweitigen 
eigenen  Utensilien  arbeiten,  bezw.  doch  für  jeden  Schaden  an 
denselben  aufkommen  und  selbst  die  Zuthaten  liefern  müssen 
bezw.  jene  nach  festen  Normen  aufgerechnet  erhalten,  gehen  sie 
mit  den  ersteren  äusserst  schonend,  mit  den  letzteren  nach  Mög- 
lichkeit sparsam  um ;  das  würde  mit  einem  Schlage  aufhören, 
wenn  sie  nach  Errichtung  von  Betriebswerkstätten  mit  fremdem 
Material  arbeiteten.  Dazu  kämen  noch  die  Kosten  der  Betriebs- 
werkstätte und  ihrer  Unterhaltung.  Für  ihre  Arbeitsstätte  daheim 
können  die  Arbeiter  keinen  besonderen  Preis  anrechnen ;  es  ist 
ein  Plätzchen  der  Wohnung,  das  gar  nicht  in  Betracht  kommt. 
Betriebswerkstätten  würden  sich  schon  wegen  der  Anforderungen, 
welche  die  Behörden  an  solche  auf  Grund  der  Gewerbeordnung 
stellen  könnten  und  müssten,  viel  teurer  stellen.  Dieser  Kosten- 
punkt heischt  aber  gerade  in  der  niederen  und  teilweise  auch  in 
der  mittleren  Konfektion  um  so  mehr  Beachtung,  als  gerade  hier  ge- 
genwärtig die  Preise  auf  dem  ganzen  Weltmarkte  sehr  gedrückte  sind. 

Die  Erhöhung  der  Kosten  könnte  nun  z.  T.  ganz  vermieden, 
z.  T.  wett  gemacht  werden  durch  Einführung  der  Fabrikation  mit 
maschinellem  Betriebe,  um  die  bisherige  Arbeit  des  Tretens  oder 
Drehens  der  Handnähmaschine  zu  ersetzen.  Dadurch  würde  die 
einzelne  Maschine  nicht  nur  mehr  liefern  als  bisher;  es  würden  sich 
auch  die  Gefahren,  welche  der  Mechanik  aus  der  ungleichmässigen 
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Handhabung  vermöge  des  Tretens  und  Drehens  drohen,  sehr  ver- 
mindern, auch  das  Reissen  der  Fäden ,  das  Brechen  der  Nadeln 
und  Spulen  und  ahnliche  Störungen  bei  einem  ganz  regelmässigen 
Gang  der  Maschine  bei  weitem  abnehmen.  Andererseits  aber  ist 
klar,  dass  die  Einführung  der  Fabrikation  mit  maschinellem  Be- 
triebe ihre  Grenze  dort  finden  würde,  wo  sie  für  jede  Massen- 
produktion gesetzt  ist ;  d.  h.  für  die  bessere  Konfektion  wäre  sie 
ausgeschlossen  und  ebenso  für  alle  Reparaturen.  Eine  weitere 
Verbilligung  der  Produktion  Hesse  sich  ermöglichen  durch  weit- 
gehende Arbeitsteilung,  wie  sie  ebenfalls  nur  eine  Vereinigung 
von  vielen  Arbeitskräften  in  einem  grossen  Räume  gestattet. 

Als  dritten  Punkt ,  in  dem  sich  unser  Reformvorschlag  von 
der  sozialdemokratischen  Forderung  nach  Betriebswerkstätten  unter- 
scheiden soll ,  führten  wir  endlich  oben  an ,  die  Forderung  nach 
Betriebswerkstätten  sei  an  die  falsche  Adresse  gerichtet.  Sie 
wandte  sich  nämlich  an  die  Konfektionäre  und  verlangte  ,  dass 
diese  mit  Beiseiteschiebung  der  Zwischenmeister  zugleich  die  Funk- 
tionen von  Grosshändlern  und  Grossunternehmern  übernehmen 
sollten.  Das  ist  aber  eine  Forderung,  der  die  Konfektionäre  im 
allgemeinen  nicht  gerecht  werden  können.  Beide  Aufgaben,  dieje- 
nigen eines  Grosshändlers  und  Grossunternehmers  zu  übernehmen, 
ist  schon  bei  Waren ,  die  fabrikmässig  hergestellt  werden ,  sehr 
schwierig  und  nicht  ohne  Grund  geben  fast  ausnahmslos  die  Fabri- 
kanten ihre  Waren  in  grossen  Posten  an  die  Grossisten  ab ,  die 
den  weiteren  Verschleiss  an  die  Detailisten  besorgen.  Bei  Waren, 
die  manufaktureil  verfertigt  werden,  wie  es  nach  Errichtung  von 
Betriebswerkstätten  in  der  Konfektion  doch  auch  weiterhin  der 
Fall  sein  würde,  muss  eine  solche  Verbindung  der  Aufgaben  eines 
Grosshändlers  und  Grossunternehmers  fast  ausnahmslos,  wie  auch 
die  bisherigen  Erfahrungen  in  der  Konfektion  gelehrt  haben,  übel 
enden.  Bei  Einführung  der  Grossunternehmungen  in  die  Konfek- 
tion, in  welcher  Form  es  auch  sei,  derjenigen  der  Fabriken  oder 
der  Betriebswerkstätten,  wäre  es  zuerst  nötig,  dass  sich  dafür  ein 
besonderer  Grossunternehmerstand  herausbildete ,  der  viel  eher 
aus  der  Mitte  der  grösseren  Zwischenmeister,  als  aus  der  Mitte 
der  Konfektionäre  hervorgehen  dürfte.  Die  Dreiteilung  zwischen 
Händler,  Warenproduktionsleiter  und  Arbeiter  muss  auch  bei  An- 
nahme unseres  Reformvorschlages  in  der  niederen  Konfektion  fort- 
bestehen ,  nur  muss  die  Scheidung  zwischen  diesen  drei  Teilen 
eine  klarere  als  bisher  sein.    Was  die  F'abrikanten  von  der  jetzigen 
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Thätigkeit  der  Konfektionäre  mit  zu  übernehmen  hätten,  wäre  die 
Besorgung  aller  Rohstoffe,  während  er  andrerseits  auch  zugleich 
die  Maschinen  und  Arbeitsräume  sämtlich  zu  stellen  hätte,  die 
bisher  der  Arbeiter  selbst  sich  beschaffen  niusste. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  mit  einem  solchen  Ueber- 
gange  zunächst  mancherlei  Missstände  für  alle  Beteiligten  ver- 
bunden sein  würden.  Die  Besitzer  der  Nähmaschinen,  seien  es 
nun  gewerbsmässige  Verleiher,  seien  es  die  Konfektionäre  oder 
Zwischenmeister,  die  den  Arbeiterinnen  die  Maschinen  gegen  ein 
bestimmtes  Entgelt  stellten ,  seien  es  endlich  in  seltenen  Fällen 
die  Arbeiterinnen  selbst,  würden  schwer  geschädigt  werden.  Viele 
Schneidermeister  würden  in  ihrer  bisherigen  Existenz  gefährdet 
werden.  Die  Zahl  der  Arbeiterinnen  wird  zunächst  sehr  zusammen- 
schrumpfen. Vielleicht  würden  wir  auch  den  Zusammenbruch 
vieler  Fabriken  von  Nähmaschinen  erleben. 

Aber  mit  jedem  Fortschritt,  mit  jeder  Aenderung  sind  in  der 
Uebergangszeit  solche  Missstände  verbunden;  wollte  man  sich 
durch  derartige  Bedenken  stets  aufhalten  lassen,  so  würde  schliess- 
lich alle  Entwicklung  stillstehen.  Der  Uebergang  wird  ein  so  plötz- 
licher nicht  sein,  dass  er  alle  bestehenden  Verhältnisse  sofort  um- 
werfen sollte.  Die  Besitzer  von  Nähmaschinen  werden  an  kleineren 
Plätzen,  bei  privaten  Familien  ihre  vorhandenen  Fabrikate,  wenn 
auch  zu  gedrückten  Preisen  noch  absetzen  können,  die  Fabrikanten 
werden  sich  nur  anderweit  einrichten  müssen  für  die  neue  Art 
der  Maschinenindustrie.  So  werden  in  allen  diesen  Kreisen  die 
wirtschaftlich  Stärkeren,  wenn  auch  mit  einiger  Zubusse,  die  Krise 
überstehen ;  nur  die  weniger  sicher  Fundierten  werden  umfallen ; 
und  wer  steht  uns  dafür,  dass  sie  unter  den  gegenwärtig  ge- 
drückten Verhältnissen  nicht  auch  ohne  den  anzustrebenden  Ueber- 
gang aus  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  herausgeworfen  werden 
würden  ?  Von  den  Schneidermeistern  würden  viele  als  Werkmeister 
in  den  Fabriken  Aufnahme  finden  und  dabei,  wie  jeder  Kenner 
der  Verhältnisse  zugeben  wird ,  kaum  einen  schlechten  Tausch 
machen ;  aus  den  besseren  würden  wohl  die  Fabrikanten  selbst 
hervorgehen.  Der  Rest,  die  wirtschaftlich  am  schwächsten  Ge- 
stellten ,  dürften  freilich  wohl  zum  Teil  ganz  aus  ihrem  Berufe 
herausgeworfen  werden,  zum  Teil  zum  Fabrikarbeiter  herabsinken. 
Doch  dürfte  anzunehmen  sein,  dass  diese  Zahl  keineswegs  eine 
so  hohe  sein  dürfte,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte ; 
mehr  dürfte  sich  in  der  Uebergangszeit  die  Erscheinung  bemerk- 
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bar  machen,  dass  es  für  Neulinge  schwer  sein  wird,  in  die  Lauf- 
bahn als  Werkmeister  oder  Fabrikant,  bezw.  als  Zwischenmeister, 
wo  die  Hausindustrie  noch  weiter  besteht ,  einzudringen  ,  bis  die 
neuen  Verhältnisse  sich  eingelebt  haben.  Der  Rückgang  endlich 
der  beschäftigten  Arbeiterinnen  wird  sich  auch  weniger  in  dem 
Verlust  der  Arbeit  für  die  einmal  schon  beschäftigten  Personen,  als 
vielmehr  darin  bemerkbar  machen,  dass  auf  lange  Zeit,  so  lange 
der  Uebergang  währt,  derjenige  Nachwuchs  der  Arbeiterschaft, 
der  sonst  in  der  Konfektionsbranche  Aufnahme  fand  ,  sich  jetzt 
anderen  Berufen  wird  zuwenden  müssen. 

Ein  Bedenken  gegen  die  Errichtung  von  Fabriken  für  die 
Konfektion  bleibt  noch  bestehen,  das  ist  die  Furcht  vor  dem  wei- 
teren Eindringen  der  Sozialdemokratie  in  die  Kreise  der  Konfek- 
tion. Dieses  Bedenken  möchte  kaum  stichhaltig  sein.  Zum  grössten 
Teil  sind  die  an  der  niederen  Konfektion  beteiligten  Arbeiterinnen 
schon  von  dem  sozialdemokratischen  Geiste  durchseucht ;  soweit 
dies  aber  noch  nicht  der  Fall  sein  sollte,  wird  sicherlich  die  Ver- 
sagung einer  so  notwendigen  Reform,  wie  derjenigen  des  Ueber- 
gangs  zur  Fabrikation  für  die  niedere  Konfektion,  den  weiteren 
Fortschritten  der  Sozialdemokratie  schwerHch  ein  Hemmnis  be- 
reiten können. 

Endlich  will  der  hier  gemachte  Vorschlag  des  Uebergangs 
zur  Fabrikation  für  die  niedere  und  zum  Teil  auch  für  die  mittlere 
Konfektion  kein  vollständiges  Novum  schaffen.  In  England  ist 
dieser  Uebergang  vielmehr  schon  vollständig  vollzogen.  Dort  wird 
alle  niedere  und  zum  grossen  Teil  auch  die  mittlere  Konfektion 
hergestellt  in  F'abriken,  deren  Besitzer  und  Leiter  sich  allein  auf 
diese  Thätigkeit  beschränken,  in  denen  ferner  nur  maschineller 
Betrieb  und  eine    sehr  weitgehende  Arbeitsteilung   vorherrschen. 

Auch  in  Deutschland  selbst  und  zwar  speziell  in  Berlin  sind 
die  ersten  tastenden  und  unbewussten  Schritte  zu  dieser  Reform 
schon  gemacht.  Doch  sind  hier  die  Leiter  der  Betriebe  noch  nicht 
völlig  selbständig  geworden,  insofern,  als  sie  sich  den  Stoff  noch 
nicht  selbst  beschaffen  sondern  vom  Auftraggeber  geliefert  er- 
halten ,  und  hat  man  die  Verbilligung  der  Betriebe  bisher  einzig 
in  der  durchgeführten  Arbeitsteilung,  nicht  in  der  Einführung  des 
maschinellen  Betriebes  erstrebt.  Die  Arbeitsteilung  selbst  aber  ist 
in  zweierlei  verschiedener  Weise  durchgeführt : 

i)  Die  eine  Art  von  Betriebswerkstätten  arbeitet  nur  be- 
stimmte Spezialartikel.    Diese  Betriebswerkstätten  sind  meist  von 
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Kaufleuten  geleitet,  die  sich  mit  einem  Schneidermeister  associert 
haben,  derart,  dass  der  eine  die  kaufmännische,  der  andere  die 
technische  Leitung  hat.  Sie  arbeiten  hauptsächlich  für  auswärtige 
Kundschaft.  Für  diese  bieten  sie  den  Vorteil  pünktlicher  und  zu- 
verlässiger Lieferung.  Eine  Verbilligung  findet  dagegen  wohl  kaum 
statt.  Da  nämlich  die  auswärtigen  Kunden  die  Stoffe  selbst  liefern 
und  darum  auch  nur  in  den  kleineren  für  sie  hinreichenden  Posten 
vom  Stofflieferanten  beziehen ,  müssen  sie  höhere  Preise  zahlen, 
als  die  Berliner  (Engros-)  Firmen.  Auch  bietet  diese  Stofflieferung 
den  Nachteil ,  dass  die  Kunden  Gefahr  laufen ,  ihre  Stoffe  nicht 
immer  in  einer  ihren  Wünschen  ganz  entsprechenden  Weise  ver- 
arbeitet zurückzuerhalten. 

2)  Die  zweite  Art  von  Betriebswerkstätten  stellt  grosse  Ar- 
beitsstuben dar,  die  von  einem  Schneidermeister  geleitet  werden, 
der  aber  kaum  mehr  als  der  Werkmeister  einer  grossen  Engros- 
firma ist;  diese  fertigen  die  verschiedenartigsten  Artikel  an.  .Für 
jeden  Artikel  aber  bestehen  besondere  Abteilungen  und  geht  der 
einzelne  Artikel  nach  dem  Gesetz  einer  weit  durchgeführten  Ar- 
beitsteilung durch  sehr  viele  Hände.  Es  sind  dies  die  Betriebs- 
werkstätten ,  wie  sie  der  Sozialdemokratie  bei  ihrer  Forderung 
vorschweben;  doch  unterscheiden  sie  sich  von  dem  sozialdemo- 
kratischen Ideale  dadurch,  dass  nach  innen  der  Werkmeister  den 
Arbeitern  gegenüber  als  der  alleinige  Arbeitgeber  auftritt  und  die 
Arbeiter  mit  dem  Kaufmann  selbst  in  keine  Berührung  kommen. 
Die  Abhängigkeit  des  Schneidermeisters  macht  sich  nur  nach 
aussen  geltend ,  indem  dieser  nur  von  einem  Kaufmann  Roh- 
waren und  Aufträge  in  Empfang  nehmen  darf. 

Möge  dieser  Aufsatz  zu  seinem  Teile  beitragen  zur  Gesundung 
der  Geschäftsverhältnisse  in  der  Konfektionsbranche,  eines  der 
grössten  Industrie-  und  Geschäftszweige  Deutschlands ! 


POLIZEILICHE  REGELUNG  DES  RADFAHRENS. 

VON 

LANDGERICHTSRAT  A.  D.  Dr.  ÜRTLOFF 

IN   WEIMAR. 


I. 

In  erstaunlicher  Weise  hat  sich  das  Radfahren  in  wenigen 
Jahren  vermehrt.  Die  Radfahrer  lassen  sich  als  Bedarfs-  oder 
Berufsfahrer  und  Vergnügen  s-  oder  Sp  o  rtfahrer  unterschei- 
den. Erster  e  suchen  zur  Erfüllung  ihres  Berufes,  zur  Zeit- 
gewinnung für  die  darin  zu  leistende  Arbeit,  sich  die  dazu  erfor- 
derlichen Wege  abzukürzen  und  vermindern  auch  je  nach  der  Ent- 
fernung die  Ausnutzung  ihrer  Körperkraft,  die  sie  ihrer  Berufs- 
erfüllung zuwenden  müssen,  stellen  auch  billiger  die  Verbindung 
zwischen  Arbeitsplatz  und  Wohnort  oder  zwischen  einzelnen  Orten 
ihrer  Wirksamkeit  her ,  als  es  mit  der  Benutzung  von  Eisenbahn, 
Pferde-  und  elektrischen  Bahnen  möglich  ist.  Le  zt  e  re  benutzen 
meistenteils  zu  ihrem  Vergnügen,  teils  zu  ihrer  Erholung  und  Körper- 
stärkung, teils  zum  Reisen,  teils  aber  auch  zur  Kunstsvorführung 
und  zum  Wettfahren  behufs  Preiserringung  das  Fahrrad.  Bei  den 
Vergnügensfahrern  gelten  die  »Ku  nstfahr  e  r«  für  die  Elite  des 
Radfahrertums,  das  sich  in  zahlreichen  Ortschaften  des  Deutschen 
Reichs  zu  ungezählten  Vereinen ,  zumeist  wie  die  Turnerschaft, 
nach  Gauen  und  zu  ausserhalb  diesen  stehenden  kleinen  Gruppen 
vereinigt  hat,  grosse  Vereinsversammlungen  und  Tagungen,  öffent- 
liche Rennen  und  Aufzüge  veranstaltet  und  eigene  Organisationen  der 
Verbände  errichtet  hat  mit  Statuten,  Vorständen  und  eigener  Ver- 
mögensverwaltung —  in  Korporationen  (deutscher  Radfahrerbund). 

Soweit  die  genossenschaftHchen  Verbände  ausserhalb  der  in 
den  deutschen  Einzelstaaten  geltenden  Vereinsgesetzgebung  stehen, 
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gehören  sie  der  bürgerlichen  Gesellschaft  als  autonome  Kreise  an 
und  der  Staat  hat  nur  ein  Interesse  an  ihrer  Ueberwachung,  inso- 
weit ihr  Auftreten  nach  aussen  die  öffentliche  Ordnung  und  na- 
mentlich die  allgemeine  Verkehrssicherheit  nicht  gefährden  oder 
stören  darf.  Das  gilt  aber  auch  allen  »Ei  n  z  e  1  f  ah  r  e  r  n«  d.  h. 
solchen  gegenüber,  welche  nicht  einem  vergrösserten  oder  freien 
Vereine  angehören,  wie  besonders  die  Mehrzahl  der  Berufsfahrer 
und  zahlreiche  Damenfahrer ,  aber  auch  die  grosse  Zahl  der  ju- 
gendlichen Fahrer  und  Lernenden. 

Ein  gewisser  Nutzen,  den  der  Gebrauch  des  Fahrrades  in 
den  Verkehr  gebracht  hat,  bedarf  kaum  der  Erwähnung ;  die  Be- 
rufsfahrer haben  sich  ausserordentlich  vermehrt,  in  dem  Arbeiter- 
stand ganz  besonders  und  bekanntlich  im  Militär-  und  Postdienst, 
bei  den  Dienstmännern  und  Beförderungsanstalten  jeglicher  Art. 
Darüber  hinaus  reicht  aber  in  Städten  jeglicher  Grösse  das  Sport- 
fahrertum,  dem  die  Fahrradfabrikation  ihren  Aufschwung  und  die 
Verbesserung  der  Fahrrädertechnik  zu  danken  haben  dürfte.  Trotz 
der  noch  immer  erheblichen  Preise  steigert  sich  der  Ge-  und  Ver- 
brauch der  Fahrräder  immer  mehr  und  es  entwickelt  sich  mit  neuen 
Verbesserungen  ein  beachtenswerter  Zwischenhandel ,  auch  mit 
gebrauchten  und  neueren  Systemen  gegenüber  den  für  Sportleute 
abgethanen  Fahrrädern  an  ärmere  Berufsfahrer. 

Indessen  neben  der  Wohlthätigkeit  vieler  technischer  Verkehrs- 
erfindungen geht  häufig  auch  die  Möglichkeit  einer  Gefährdung 
des  allgemeineren  Verkehres  einher,  wenn  ein  an  sich  vermöge 
der  Einrichtung  und  wirkenden  Kraft ,  hier  der  Triebkraft  und 
Schnelligkeit  der  Bewegung,  geeignetes  Transportmittel  in  Berüh- 
rung mit  lebenden  Verkehrswesen  oder  auch  mit  Gegenständen 
zu  kommen  angethan  ist ,  die  selbstverständlich  ausgeschlossen 
sein  soll.  Die  Erfahrung  hat  seit  dem  häufiger  gewordenen  Ge- 
brauch der  Fahrräder  gelehrt,  dass  Radfahrer  selbst  durch  über- 
mässig schnelles  Fahren,  zumal  auf  stark  abfallenden  Wegen  und 
bei  Versagung  der  Bremsvorrichtungen ,  oder  durch  unbeachtete 
Hindernisse  in  der  Fahrbahn,  z.  B.  bei  Querung  von  Eisenbahn- 
schienen, von  Geleisen,  sich  am  eigenen  Körper  schwer  geschädigt 
haben,  ja  durch  Kopfstürze  sogleich  ums  Leben  gekommen  sind, 
auch  dass  einzelne  bei  ungeschicktem  Ausweichen  und  Ueberholen 
sich  und  ihre  Maschinen  verletzt  haben  u.  dgl.  m.  Weit  mehr 
jedoch  hört  und  liest  man  von  Gefährdung  und  Schädigung  des 
Publikums,  meist  der  Fussgänger,  älterer  Personen,  Schwerhöriger, 
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sehr  Kurzsichtiger,  Schwerfälliger  im  Gang  und  Ausweichen,  Er- 
schrockener, Kinder,  auch  Hunde  und  Fuhrwerke  u.  a.  m.  durch 
wildes,  rücksichtsloses  oder  ungeschicktes  Handhaben  des  Fahr- 
rades, meistens  seitens  junger  Sportleute  oder  fremder  Rad- 
fahrer, die  auf  ihre  Unfassbarkeit  trotzend  darauf  hjsfahren,  ohne 
sich  ernstlich  um  eine  Gefährdung  zu  kümmern ,  denen  es  also 
gleichgiltig  ist,  ob  Fussgänger  erschreckt,  angerannt  oder  gar  um- 
gefahren und  geschädigt  werden.  Darin ,  dass  das  Fahrrad  im 
Vergleich  zu  anderen  Gefährten  wegen  des  jetzt  angebrachten 
Gummiringes  u.  dgl.  u  n  h  ö  r  b  a  r  sich  dem  Fussgänger,  der 
ja  im  Strassen-,  Promenaden-  und  Landstrassenverkehr  hauptsäch- 
lich als  Gegenstand  der  Gefährdung  und  Körperbeschädigung  in 
Frage  kommt,  nähert,  und  zwar  von  hinten  oder  seitlich  her  un- 
bemerkt ,  liegt  die  grössere  Gefährdung  als  bei  einem  Entgegen- 
kommen ,  wo  ein  Zusammenstoss  nur  bei  starker  Kurzsichtigkeit 
des  Fussgängers  (kaum  des  Radfahrers)  oder  bei  Heftung  der 
Augen  jenes  auf  andere  seitwärts  gelegene  Gegenstände,  oder  bei 
Umweudung  des  Kopfes  rückwärts,  oder  beim  raschen  Ausweichen 
vor  dem  herannahenden  Fahrrad  in  Unsicherheit  über  dessen 
Lauf  und  dem  sog.  Hineinrennen  des  Fussgängers  in  die  Fahrt 
vorkommt,  womit  häufig  entschuldigt  wird ;  ferner  ganz  besonders 
in  Ortschaften  beim  Umbiegen  um  Strassen-  oder  Häuserecken 
und  bei  dem  Durchqueren  von  Strassenkreuzungen  oder  einzelner 
Fahrbahnen.  Andererseits  aber  liegt  die  Gefährdung  in  der  starken 
Triebkraft  und  ihrer  nicht  stets  sofort  im  Augenblick  der  Gefahr 
möglichen  oder  geübten  Hemmung  seitens  des  Fahrers,  weshalb 
an  sich  schon  bei  einem  regeren  Strassenverkehr  selbstverständ- 
lich ganz  langsam  zu  fahren  oder  das  Rad  mit  der  Hand,  nach 
erfolgtem  Absteigen,  zu  schieben  oder  zu  führen  ist.  Endlich  ist 
häufig  Ungewandtheit  bei  der  Handhabung  des  Rades,  Mangel  an 
Sicherheit  in  der  geschickten  Ausweichung,  auch  Unvorsichtigkeit 
und  leichtfertiges  Nichtbeachten  der  Gefährdungsgegenstände,  leider 
auch  zuweilen  übertriebenes  Selbstbewusstsein  des  Fahrers,  dem 
der  Fussgänger  als  der  Schwächere  auszuweichen  habe ,  die  Ur- 
sache einer  Gefährdung  und  Beschädigung  einzelner  ohne  alles 
Verschulden  seitens  dieser. 

Die  gesunde  Vernunft  und  die  von  dieser  schon  gebotene 
Achtung  vor  der  Sicherheit  des  öffentlichen  Verkehrs ,  der  Per- 
sonen und  des  Eigentums,  lehrt  und  fordert  möglichste  Rück- 
sichtnahme   auf  Gegenstände ,    welche    von   der    vom  Willen 
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des  Fahrers  abhängigen  Trieb-  und  Stosskraft  des  Rades  von 
schädigender,  ja  vernichtender  Wirkung  erfasst  werden  können, 
und  die  damit  gegebene  Ueberlegenheit  nicht  zum  Nachteil  an- 
derer auszunutzen.  Die  Benutzung  des  Fahrrades  erfordert  mehr 
als  etwas  anderes  Rücksichtnahme  auf  andere ,  wo  solche 
mit  ihm  in  Berührung  treten  können,  eine  besondere  Vor-  und 
Umsicht  im  Menschenverkehr,  wie  sie  bei  ganz  jungen  Personen 
als  Regel  nicht  anzunehmen  ist,  weshalb  ihnen  der  Gebrauch  des 
Fahrrades  auf  öffentlichen ,  verkehrsreichen  Strassen  überhaupt 
nicht  zu  gestatten  wäre.  Dasselbe  gilt  aber  auch  von  allen  älteren 
Personen,  die  in  der  Handhabung  des  Rades  und  in  der  Anwen- 
dung der  dabei  ebenfalls  recht  sehr  zu  erlernenden  Vor-  und  Um- 
sicht, sowie  in  schneller  und  richtiger  Selbstfassung  in  Nöten  noch 
nicht  geübt  sind.  Alle  derartigen  Fahrer  gehören  ausserhalb  des 
öffentlichen  Verkehrs  auf  gewisse  Fahrplätze  oder  fast  verkehr- 
lose Landstrassen,  was  sich  ganz  von  selbst  gebietet. 

Indessen  empfiehlt  sich  sehr  viel  dem  gesunden  Menschen- 
verstand von  selbst,  ohne  dass  es  aber  beachtet  oder  befolgt 
wird.  Deshalb  ist  es  zur  Sicherung  der  Nebenmenschen  notwendig, 
dass  eine  autoritative  Z  w  a  n  g  s  g  e  w  a  1 1  die  selbstverständliche 
Rücksichtnahme  in  bestimmte  Regeln  ge-  oder  verbietenden  In- 
haltes formuliert  und  als  erforderlichen  Falles  mit  Strafdrohungen 
oder  Nachteilsfolgen  erzwingbare  Sätze  fasst.  Das  hat  in  den  Rad- 
fahrerkreisen schon  bei  der  Vereinsbildung  freie  Anerkennung  ge- 
funden und  es  haben  sich  beachtungs-  und  anerkennungswerte 
Grundsätze  in  den  Gauverbänden  aufgestellt  gefunden ,  teils  zur 
eigenen  Sicherung  der  Radfahrer  und  ihres  Ansehens  nach  aussen, 
teils  zur  Verhütung  von  Unfällen  auf  selten  des  Publikums.  Also 
eine  Art  Eigen  polizei  wird  mit  der  Selbstordnung  und  Selbst- 
verwaltung geübt  und  damit  würde,  wenn  auch  alle  Einzelfahrer 
zur  Beachtung  der  von  den  Vereinen  oder  Gauverbänden  aufge- 
stellten Regeln  zur  Befestigung  der  Verkehrssicherheit  Folge  zu 
leisten  gezwungen  werden  könnten,  eine  staatliche  Hilfe  zur  Her- 
stellungeinerallgemeinen Verkehrssicherung  fast  entbehrlich  werden. 
Das  ist  aber  nicht  ausführbar  und  daher  ist  gerade  aus  den  Ver- 
bänden zur  Erhaltung  des  Ansehens  des  Radfahrertums  der  Wunsch 
nach  einer  einheitlichen  staatlichen  Regelung,  wo- 
möglich von  Reichs  wegen ,  oder  wenn  dazu  die  Zuständigkeit 
fehle,  durch  Uebereinkommen  der  Einzelstaaten  mit  einander,  am 
meisten    der  kleineren,    besonders    in  Mitteldeutschland    nahe    an 
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einander  grenzenden,  laut  geworden.  Dazu  mag  auch  der  Umstand 
beigetragen  haben ,  dass  man  erkannte ,  es  gehe  den  einzelnen 
Verbänden  die  Zwangsgewalt  gegen  die  die  Fahrradordnung  Ueber- 
tretenden  ab  und  es  genüge  auch  den  Vereinsmitgliedern  gegen- 
über eine  strenge  Selbstkontrolle  nicht,  um  Uebertretungen  zu 
verhüten  und  unausbleibliche  Beschädigungen  wett  zu  machen  oder 
mit  Strafen  zu  sühnen. 

Dazu  kam  aber  auf  seiten  des  Publikums  eine  nicht  zu  ver- 
kennende Missstimmung  gegen  das  Radfahren  ,  ja  sogar  vielfach 
eine  oft  erkennbare  Abneigung  dagegen,  welche  durch  Rücksichts- 
losigkeiten einzelner  Radfahrer  gegen  die  Fussgänger  hervorge- 
rufen wurde,  vollends  durch  von  ihnen  verursachte  Verletzungen 
an  Personen  und  Eigentum.  Es  fühlte  eben  das  Fussgängertum 
sich  in  den  Ortschaften  und  auf  Landstrassen  nicht  mehr  sicher 
vor  einer  Verkehrsstörung ;  man  war  daran  gewöhnt ,  auf  den 
neben  den  für  Fuhrwerke  aller  Art  bestimmten  Fahrbahnen 
herlaufenden  Fusswegen  nur  Fussgänger  zu  vermuten  und 
beim  Ueberschreiten  von  Fahrbahnen  oder  Reitwegen  durch  das 
nahende  Geräusch  eines  Gefährtes  oder  Reiters  zur  Vorsicht  und 
zum  Ausweichen  gemahnt  zu  werden,  da  man  hier  sich  dazu  ge- 
nötigt sah ,  während  man  sich  auf  den  Fusssteigen  durch 
die  bekannten  Polizeiverbote,  dass  nicht  mit  Fuhrwerken,  Hand- 
wagen, Schiebekarren,  Radeperren,  Kinderwagen  u.  dgl.  gefahren, 
nicht  geritten  und  auch  nicht  schwere  Lasten  und  Sperrgut  ge- 
tragen werden  darf,  sicher  gestellt  sah.  Dadurch  war  das  Sicher- 
heitsgefühl zum  Rechts  bewusstsein  geworden ,  so  dass  man 
jeden  Kontravenienten  auf  den  Fahrdamm  zu  verweisen  sich  ver- 
anlasst sehen  mochte  und  die  wachhabende  Polizei  darin  das  Publi- 
kum zu  unterstützen  hatte.  Dieses  Sicherheitsgefühl  ist  mit  dem 
Ueberhandnehmen  des  Radfahrens  aber  vielfach  verschwunden 
oder  wenigstens  geschwächt  und  dadurch  hat  der  Strassenverkehr, 
weil  objektiv,  auch  subjektiv  für  Fussgänger  erheblich  an  Sicher- 
heit eingebüsst ,  da  man  fast  jeden  Augenblick  der  etwa  unter- 
brochenen Aufmerksamkeit  oder  bei  einer  Ablenkung  derselben 
durch  das  Auge ,  das  Gehör ,  in  der  Unterhaltung  mit  Neben- 
gehenden, plötzlich  durch  ein  ganz  nahes,  oft  kaum  im  Strassen- 
lärm  vernehmbares  Glocken-  oder  Pfeifentönchen  auf  eine  Ge- 
fährdung aufmerksam  gemacht  wird ,  aber  auch  sogleich  bei 
der  Raschheit  des  Fahrrades  sich  in  dessen  Wirkungskreis  ver- 
setzt sieht,    ganz  erklärlich  darüber  erschrickt  und  zuweilen 
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fassungslos  dahin  ausweicht,  wohin  der  Radfahrer  ablenken  will, 
so  dass  man  von  Glück  zu  sagen  hat ,  wenn  man  umgestossen 
oder  mit  heiler  Haut  davon  gekommen  ist.  Wie  oft  kann  man 
auf  den  Strassen,  wenn  Radfahrer  ganz  nahe  an  den  Banketts  oder 
diese  berührend  oder  an  Bürgersteigen  nahe  von  hintenher  an  Fuss- 
gängern  vorbeisausen,  dass  man  den  Luftdruck  verspüren  kann, 
wenn  sie  ihre  Näherung  nicht  oder  zu  kurz  signalisieren,  Verwün- 
schungen seitens  Erschrockener  aussprechen  hören  !  Ja,  es  kommt 
auf  den  Chausseebanketts  durch  Radfiihrer  ein  vollständiges  Ab- 
drängen der  Fussgänger  nach  der  Fahrbahn  oder  andererseits 
nach  dem  Strassengraben  vor,  wie  z.  B,  dass  eine  aus  der  Markt- 
stadt heimkehrende  Bauernfrau  mit  dem  Tragkorb  auf  dem  Rücken 
durch  einen  von  hintenher  auf  dem  von  ihr  am  Grabenrand  hin- 
laufenden Bankett  heransausenden  Fahrer  erschreckt,  unwillkürlich 
und  unbewusst  seitwärts  ausweicht  und  dabei  nach  der  drohenden 
Gefahrrichtung  hinsehend  in  den  Strassengraben  hinabgleitet  und 
mit  dem  Tragkorb  zu  Falle  kommt.  Hinterher  kommende  Fuss- 
gänger beobachten  den  Fall,  der  weiter  erzählt  und  in  der  Zeitung 
besprochen  wird,  oder  es  knüpft  sich  daran,  wenn  die  Person  des 
Radfahrers  ,  was  seltener  gelingt ,  festgestellt  wird ,  ein  Frozess 
wegen  Entschädigung  oder  Körperverletzung,  so  wächst  dadurch 
begreiflicherweise  die  Abneigung  gegen  das  Radfahren  überhaupt, 
ohne  dass  ein  Unterschied  zwischen  verständigen  und  unverstän- 
digen Fahrern  gemacht  wird,  aber  es  vermindert  sich  auch  das 
früher  bestandene  Sicherheitsbewusstsein  der  auf  den  ausschliess- 
lich für  Fussgänger  bestimmt  gewesenen  Wegen.  Solches  Be- 
wusstsein  ist  aber  zum  Rechts  bewusstsein  im  Volke  geworden 
mit  dem  jedermann  zustehenden  Anspruch  auf  die  dem  Fuss- 
gänger all  ein  zustehende  Berechtigung ,  solche  dem  Befahren, 
Reiten,  Viehtreiben  u.  s.  w.  entzogene  Wege  auch  gesichert 
gegenUebertretungen  benutzen  zu  können.  Dieses  Rechts- 
bewusstsein  wird  sich  weniger  gekränkt  fühlen ,  wenn  Radfahrer, 
falls  die  Fahrbahnen  der  Landstrassen  wegen  Aufschüttung  von 
Steinen  oder  gerade  bei  der  Kreuzung  von  Geschirren  nicht  zu 
passieren  sind,  vorübergehend  das  Bankett  befahren  und 
dabei  Fussgänger  schonen,  d.  h.  nicht  zum  Ausweichen  auffallend 
bedrängen,  oder  auch,  wenn  lange  Strecken  des  Banketts  frei  von 
Personen  sind  und  sich  besser  mit  dem  Rad  befahren  lassen  als 
die  Fahrbahn ,  weil  da  ja  nicht  von  einer  Gefährdung  von  Per- 
sonen die  Rede  sein  kann,   zumal  wenn  der  Radfahrer,  in  die  Nähe 
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solcher  kommend,  in  weiterer  Entfernung  auf  die  Fahrbahn 
abbiegt  und  diese  weiter  befährt,  bis  wieder  eine  lange  Strecke 
des  Banketts  frei  ist.  In  solchen  Fällen  wird  man  duldsam  sein 
und  nicht  auf  das  Verbot  des  Bankettbefahrens  überhaupt  pochen, 
aber  man  wird  eben  damit  den  Radfahrern  nicht  eine  freilich  von 
vielen  in  Anspruch  genommene  Ausnahme  b  e  f  u  g  n  i  s  als  R  e  c  h  t 
zusprechen,  weil  damit  zu  leicht  eine  Ueberschreitung  nach  dem 
unbegrenzten  Ermessen  des  Fahrers  möglich  gemacht  wird ,  die 
an  sich  das  Rechtsbewusstsein  der  Fussgänger  verletzen  muss, 
weil  sie  sich  des  Sicherheitsgefühls  auf  dem  Bankett  beraubt  sehen, 
indem  sie  der  Rücksichtnahme  auf  selten  der  Radfahrer  misstrauen, 
nachdem  die  Erfahrungen  vielfach  einen  Mangel  daran  gezeigt 
haben  und  täglich  noch  zeigen.  Kein  Wunder,  wenn  das  Publikum 
sich  gegen  Ueberschreitungen  in  seinem  Recht  zu  schützen  sich 
veranlasst  sieht,  z.  B.  den  auf  dem  Bankett  bedrohlich  Heran- 
fahrenden bis  auf  die  Breite  desselben  nach  der  Fahrbahn  binden 
Spazierstock  vorhält,  um  sie  zur  Einhaltung  der  letzteren  zu  nö- 
tigen, oder  wenn  der  Fussgänger  dem  ihm  Entgegenfahrenden  zu 
erkennen  giebt,  z.  B.  durch  Stehenbleiben  auf  dem  Bankett,  dass 
er  dem  nicht  befugten  Fahrer  sein  Recht  der  ausschliesslichen  Be- 
nutzung des  Banketts  nicht  aufgeben  will.  Mancher  frivole  Fahrer 
aber  lässt  es  darauf  ankommen,  ob  ihm  doch  nicht  zur  Seite  aus- 
gewichen wird  und  ein  siegbewusster  Trotz  spricht  sich  mit  dem 
Wachsen  des  Radfahrertums  umsomehr  aus,  als  gerade  das  Sport- 
fahren von  den  höheren  Gesellschaftskreisen  beiderlei  Geschlechtes 
mehr  und  mehr  betrieben  wird,  die  vermöge  ihres  erhöhten  Selbst- 
bewusstseins  sich  leicht  veranlasst  finden ,  weniger  Rücksichten 
gegen  die  Sicherheit  der  Fussgänger  nehmen  zu  sollen,  wenn  es 
nur  ihnen  bequemer  ist,  auf  glatterem  Wege  zu  fahren  oder  in 
Reihen  neben  einander,  wobei  das  weibliche  Geschlecht  mannig- 
fach auf  die  gewohnte  Galanterie  und  Bewunderung  ihrer  Erschei- 
nung rechnet ,  welche  ihnen  bereitwillig  die  Bahn  offen  lassen 
muss.  Es  bildet  sich  damit  mehr  und  mehr  ein  Vorurteil  der 
Radfahrer  heraus,  dass  ihnen  die  Welt  allein  gehöre  und  der  Nicht- 
fahrer  ihnen  auch  auf  den  bisherigen  Fusswegen  zu  weichen  ,  er 
aber  ein  gleiches,  mindestens  beschränktes  Recht  der  Be- 
nutzung der  Fusssteige  haben  müsse.  Konnte  man  doch  unlängst 
in  der  in  Weimar  erscheinenden  Zeitung,  »Deutschland«  einen  Ar- 
tikel in  dieser  hochfahrenden  Richtung  lesen,  der  mit  dem  gegen 
Gesetz  und  Rechtsbewusstsein  im  Publikum  gerichteten  trotzigen 


444  ^^-   Ortloff: 

Hochruf  schloss :  »Auf  dem  Bankett  wird  aber  doch 
gefahren!«  Leider  wird  diese  Anschauung,  wie  man  täglich 
ersehen  kann,  nicht  vereinzelt  dastehen;  eine  Minorität,  die  bis 
in  die  höheren  Gesellschaftsschichten  reicht  und  da  gerade  ihre 
mächtigeren  Stützen  findet,  strebt  darnach,  sich  eine  Beschränkung 
der  grossen  Majorität  in  der  Verkehrsbewegung  zu  erkämpfen  als 
ein  Recht,  wogegen  sich  das  bisherige  Rechtsbewusstsein  sträubt. 
Daher  wird  es  Zeit,  dass  die  Gesetzgebung  einschreitet  und 
mit  der  Zeit  wohl  eine  umfassendere ,  das  Radfahrerwesen  im 
ganzen  wegen  der  Berührung  desselben  mit  der  besonderen  und 
allgemeinen  Wohlfahrt  und  der  öffentlichen  Verkehrssicherheit, 
für  dasDeutscheReich  werden  muss  —  vorerst  vielleicht 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  Beeinflussung  des  Verkehrs 
mit  Einführung  einer  Einzelstaats-,  später  etwa  einer  Reichssteu  er 
im  Hinblick  auf  den  vielfach  die  Grenzen  der  Einzelstaaten  über- 
schreitenden Schnellverkehr. 

II. 

Am  fühlbarsten  wurde  das  Bedürfnis  nach  einer  zunächst  mehr 
polizeilichen  Regelung  des  Verkehrs  der  Radfahrer  auf 
den  Strassen  in  den  grösseren  Städten ;  der  Verkehr  der  Rad- 
fahrer in  ihren  Lokalen  (Sälen,  Radfahrerbahnen  und  in  den  ab- 
geschlossenen Bahnen  zu  Wettrennen)  berührte  ja  die  öffentliche 
Sicherheit  nicht.  Weiter  aber  drängten  viele  Kontraventionen  in 
den  nahe  aneinander  gelegenen  Staaten  und  das  leichte  Ueber- 
schreiten  der  Landesgrenzen,  sowie  die  fast  regelmässige  Unmög- 
lichkeit, fremde  Störer  der  öffentlichen  Sicherheit  zur  Verantwor- 
tung zu  ziehen,  dahin,  polizeiliche  Schutzregeln  in  Einzelverboten 
der  städtischen  oder  Provinzial-Polizeibehörden  zu  erlassen  — 
freilich  wieder  nach  dem  nächstliegenden  örtlichen  Bedürfnis,  bis 
in  den  kleineren  Bundesstaaten,  namentlich  in  den  den  geschicht- 
lich-geographischen Länderbereich  »Thüringen«  ausmachenden 
Bundesstaaten  mit  zerstückelt  und  getrennt  in  einander  liegenden 
Gebietsteilen  (ein  Teil  der  preussischen  südlichen  Provinz  Sachsen, 
das  Grossherzogtum  Sachsen-Weimar-Eisenach,  die  drei  sächsischen 
Herzogtümer  S. -Gotha  und  Coburg,  S. -Altenburg,  S. -Meiningen, 
die  beiden  Schwarzburgischen  Fürstentümer  Rudolstadt  und  Son- 
dershausen und  die  beiden  Reussischen  Fürstentümer,  jüngerer 
und  älterer  Linie,  Gera  und  Greiz)  mit  Rücksicht  auf  die  angren- 
zenden Staaten  Preussen ,    Bayern   und    das  Königreich  Sachsen, 
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sowie  mit  Rücksicht  auf  die  vielen  Ex-  und  Enklaven  in  den  Einzel- 
staaten, die  obersten  Landespolizeibehörden  partikuläre  Ver- 
ordnungen ,  meist  Ministerialverordnungen  mit  Genehmigung  des 
Landesherrn ,  erliessen ,  denen  sich  auch  der  fremde  Radfahrer, 
ohne  sie  aber  zu  kennen  oder  zu  beachten,  fügen  sollte,  sich 
thatsächlich  aber  auf  die  Unerreichbarkeit  und  Unbekanntschaft 
seiner  Persönlichkeit  steifend,  meistens  nicht  fügte,  ja  sogar  pro- 
vokatorisch sich  ab  und  zu  etwas  in  Nichtachtung  des  Publikums 
bei  Abwesenheit  von  Polizeibeamten  zu  gute  that,  wie  z.  B.  in 
einer  thüringischen  Residenz  an  einem  Sonntagabend  im  Sommer 
gegen  7  Uhr,  wo  der  Verkehr  der  Ausflügler  zu  Fuss  am  stärksten 
zu  sein  pflegt ,  4  auswärtige  Radfahrer  mit  blauen  Tuchanzügen 
und  weissen  Jockeymützen  auf  einem  Platz ,  wo  sich  6  Strassen 
kreuzen,  derartig  rasche  Kreuz-  und  Quertouren  aufführten,  dass 
sich  niemand  über  den  Platz  zu  gehen  traute,  dann  aber  auch  in 
den  nächstgelegenen  unchaussierten  Strassen  ein  Wettfahren  hielten, 
das  das  Ueberschreiten  der  Strassenkreuzungen  stellenweis  ganz 
ausschloss  —  doch  Polizei  war  nicht  zur  Stelle  und  das  entrüstete 
Publikum  sah  sich  von  einigen  rücksichtslosen  jungen  Sportfahrern 
tyrannisiert  I  Gegen  solchen  Unfug  schützt  auch  eine  Strafvor- 
schrift in  Ziff.  10  des  §  366  St.G.B.'s  mit  Androhung  von  Geld- 
strafe bis  zu  60  M.  oder  Haft  bis  zu  14  Tagen  nicht,  dahin  lau- 
tend: »wer  die  zur  Erhaltung  der  Sicherheit,  Bequemlichkeit,  Rein- 
lichkeit und  Ruhe  auf  den  öffentlichen  Wegen,  Strassen,  Plätzen 
u.  s,  w\  erlassenen  Polizeiverordnungen  übertritt«,  wenn  nicht  die 
letzteren  erlassen  worden  sind,  was  ja  in  Bezug  auf  das  neue  Ver- 
kehrsmittel und  seine  neben  erheblichen  Vorteilen  auch  den  Ver- 
kehr gefährdende  Wirkung  zur  allgemeinen  Notwendigkeit 
geworden  ist. 

Es  mag  hier  aus  der  Mitte  Thüringens ,  aus  dem  Gross- 
herzogtum  S.-W  eimar-Eisenach  die  Entwickelung  der 
Landespolizeigesetzgebung  mit  Uebergehung  einzelner  städtischen 
Polizeiverordnungen,  die  vielfach  in  anderen  Einzelstaaten  auch 
zu  finden  waren ,  verfolgt  werden  bis  zur  Gegenwart  —  in  der 
Annahme,  dass  davon  eine  Vergleichung  mit  den  von  gemässigter 
Anschauung  aufgestellten  praktischen  Anforderungen  das  allge- 
meinere Interesse  in  Anspruch  nehmen  dürfte.  Die  mit  Ge- 
nehmigung des  Grossherzogs  erlassene  Verordnung  des  Staats- 
ministeriums des  Aeusseren  und  Inneren  vom  20.  April  1887  war 
die  erste  landespolizeiliche  Verordnung  betreffend   »  d  e  n  V  e  r  - 
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kehr  der  Radfahrer  auf  öffentlichen  Wegen, 
Strassen  undPlätzen«  und  wird  im  Eingang  mit  der  »Er- 
haltung der  Sicherheit«  begründet.  Diese  V.O.  be- 
schränkte sich  noch  auf  6  Paragraphen  und  stellte  an  die  Spitze 
im§i,  dass  »das  Fahren  mit  Velozipeden  nur  aufFahrwegen 
gestattet«  sei  und  »Bürgersteige,  Chaussee-Banketts  und Fuss- 
wege  mit  denselben  nicht  befahren  werden«  dürfen.  Hiemit 
war  ein  allgemeines  und  unbedingtes  Verbot  an  die 
Regel  der  Gestattung  und  des  Gebotes  ausschliesslicher  Benutzung 
der  für  alle  Fuhrwerke ,  Reiter,  Karren  und  Handwagen,  wie  für 
den  Viehbetrieb  bestimmten  Fahrbahnen  ausgeschlossen  und  die 
Benutzung  aller  Wege  für  Fussgänger  ausschliesslich  bei- 
behalten, wie  seit  Jahren,  woher  sich  ein  öffentliches  Recht  der 
Sicherung  des  Fussgängerverkehrs  entwickelt  hatte ,  dessen  Ver- 
letzung mit  Polizeistrafen ,  die  zur  Zeit ,  wo  noch  die  Chaussee- 
geldereinnahmen bestanden,  auf  den  angeschlagenen  Tafeln  oder 
ausserdem  an  anderen  Wegen  auf  Warnungstafeln  mit  dem  Ver- 
bote des  Befahrens  oder  Bereitens  eines  Weges ,  der  sonst  für 
Fussgänger  erlaubt  war,  sich  angedroht  vorfanden,  bestraft  wurde. 
Mit  der  gänzlichen  Ausschliessung  des  Radfahrens  von  aller  Art 
von  Fussgängerwegen  war  also  das  Fahrrad  allen  übrigen  Fuhr- 
werken und  den  Reitern  gleichgestellt  und  für  Fussgänger 
die  bisherige  Sicherheit  auf  den  für  sie  ausschUesslich  bestimmten 
Wegen  aufrecht  erhalten. 

Die  im  §  2  aufgestellten  Regeln  über  das  Ausweichen  konn- 
ten sich  mithin  nur  auf  die  allgemeine  Fahrbahn  und  die  da- 
rauf verwiesenen  Transportmittel  und  Transportkörper  beziehen  : 
»Der  Radfahrer  hat  während  der  Fahrt  die  rechte  Seite  der  Fahr- 
bahn einzuhalten  und  begegnenden  Fuhrwerken  nach  rechts  aus- 
zuweichen.« Damit  war  der  Radfahrer  auf  den  Landstrassen  in 
der  Richtung  hin  wie  her  auf  den  Rand  a  n  den  Banketts  nächst 
der  Fahrbahn  gewiesen  in  der  Annahme ,  dass ,  abgesehen  von 
dem  Ausweichen  der  Fuhrwerke  u.  s.  w.  gegen-  oder  hinterein- 
ander, regelmässig  die  Mitte  der  Fahrbahn  eingehalten  zu  werden 
pflegt,  falls  nicht  eine  Hälfte  weniger  gut  fahrbar  wäre.  Freilich 
wurde  die  Grenze  der  rechten  Seite  der  Fahrbahn  von  den  Rad- 
fahrern sehr  häufig  auf  das  Bankett  ausgedehnt  und  fast  ein  Ge- 
brauch daraus ,  dass  auf  längeren ,  von  Fussgängern  freien  oder 
vereinzelt  begangenen  Banketts  trotz  des  allgemeinen  Verbotes 
gefahren  und  deshalb  kaum  einmal  eine  Anzeige  erstattet  wurde. 
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wenn  auch  der  oder  jener  Fussgänger  sich  in  seinem  Recht  ver- 
letzt fühlte  oder  ein  Chauseeaufseher  wenigstens  eine  Warnung 
dem  pfeilschnell  Vorübersausenden  nachrief.  So  kam  es ,  dass 
allmählich  bei  einem  Teil  der  Radfahrer,  besonders  im  Bewusst- 
sein  ihrer  Unfassbarkeit  und  der  Nachsicht  des  Publikums  und  der 
Aufsichtsorgane,  sich  der  Mut  zur  Uebertretung  des  allgemeinen 
Verbotes  stärkte  und  die  Rücksichtslosigkeit  gegen  die  Fussgänger, 
zumal  bei  jüngeren  Leuten ,  die  sich  in  der  Beherrschung  der 
Strassen  gefielen,  zunahm,  ja  dass  Radfahrer  sich  kaum  um  das 
Bestehen  eines  Verbotes  kümmerten  und  vermeinten ,  fahren  zu 
dürfen,  wo  und  wie  es  ihnen  gefiele ,  und  dass  ihnen  aller  Fuss- 
gängerverkehr  weichen  müsse  —  also  »auf  dem  Bankett  wird  doch 
gefahren  !« 

Wie  die  erwähnte  Vorschrift,  nach  rechts  den  begegnenden, 
d.  h.  entgegenkommenden  Fuhrwerken  und  Reitern  auszuweichen, 
der  allgemein  geltenden  entsprach,  so  auch  die  weitere:  ^Das 
Vorbeifahren  an  eingeholten  Fuhrwerken  oder  Reitern  hat  auf  der 
linken  Seite  zu  erfolgen«.  Daran  war  die  Vorschrift  angeschlossen, 
dass  an  entgegenkommenden  und  an  eingeholten  Reitern  nur  mit 
massiger  Fahrgeschwindigkeit  in  angemessener  Entfernung  und 
von  mehreren  Radfahrern  nur  hintereinander  in  einfacher  Reihe 
vorbeigefahren  werden  solle  und  bei  Strassen-  und  Wegekreuzungen 
in  Ortschaften  langsam  zu  fahren  sei.  Es  hätte  sich  vielleicht  mehr 
empfohlen,  die  Radfahrer  regelmässig  auf  die  Mitte  der  Fahr- 
bahn zu  vervv'eisen,  von  wo  aus  ein  Ausweichen  nach  rechts  und 
links  gleich  weit  ist  und  dann  das  Abweichen  auf  das  Bankett 
ganz  ausgeschlossen  und  jeder  Streitfall  unmöglich  gemacht  war, 
falls  nicht  etwa  3  —  5  Fahrer  neben  einander  eine  Fahrbahn  be- 
nutzten ,  was  doch  nur  bei  Paradeaufzügen  zu  geschehen  pflegt. 
Das  Ausweichen  mehrerer  Radfahrer  nur  hinter  einander  in  ein- 
facher Reihe  nach  rechts  bezw.  links  ist  meistens  durch  die  Breite 
der  Strassen  geboten ,  wenn  das  Bankett  nicht  berührt  werden 
darf.  Das  war  ja  in  der  V.O.  ganz  verboten  ,  auch  wenn  irgend 
ein  Hindernis  in  der  Fahrbahn  lag,  wie  starke  Aufschüttung  mit 
Steinen  oder  Belegung  abgefahrener  Strecken  mit  grossen  Steinen 
am  Tage,  um  die  andere  Hälfte  der  Fahrbahn  befahren  zu  lassen. 
Es  war  damit  der  Radfahrer  genötigt ,  wenn  er  nicht  gegen  das 
Verbot  des  Bankettfahrens  Verstössen  wollte  ,  sein  Stahlross  zu 
verlassen  und  es  an  den  schlechten  Stellen  vorbeizuführen,  wobei 
er  als  Fussgänger  auf  dem  Bankett  rechts  zu  gehen  und  auf  dem 
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Rand  der  Fahrbahn  jenes  zu  führen  hatte  —  also  ohne  den  Fuss- 
gängerverkehr  zu  beeinträchtigen.  Das  Publikum  konnte  man  sich 
nur  anerkennend  über  derartige  Handlungsweise  äussern  hören 
gegenüber  den  in  solchen  Fällen  selbst  das  Bankett  befahrenden 
Radlern.  Von  dem  Ueberholen  einzelner  Radfahrer  von  und  unter 
einander ,  wozu  ja  das  Rad  besondere  Veranlassung  und  einigen 
Reiz  des  Ehrgeizes  (»Ausstechen«)  bietet,  schwieg  die  Verord- 
nung; doch  darf  man  unter  »Fuhrwerke  und  Reiter«,  welche  über- 
holt werden,  auch  den  Radfahrer  (Reiter  auf  einem  Fuhrwerk  oder 
»Stahlrossi)  verstehen  ,  so  dass  der  Ueberholende  den  auf  der 
rechten  Seite  der  Fahrbahn  zu  fahren  durch  die  Fahrordnung  ge- 
nötigten Vorfahrer  auch  von  dieser  Seite  ab-  und  nach  links  um 
den  zu  Ueberholenden  herum  wieder  auf  die  rechte  Seite  biegen 
muss.  Der  Rechtsfahrer  hatte  daher  das  Vorrecht,  gerade  fort 
weiter  zu  fahren  und  sich  gar  nicht  um  einen  Nachfolger  zu  küm- 
mern, der  ihn  etwa  überholen  wollte.  Weicht  er,  um  dem  Nach- 
fahrer die  Fahrt  rechts  frei  zu  machen,  auf  die  linke  Seite  ab  und 
in  demselben  Augenblick  auch  der  Nachfahrer,  so  dass  er  jenen 
umfährt,  so  hat  nur  der  Vorfahrer  verschuldet,  dass  er  einen  Körper- 
schaden und  eine  Radbeschädigung  erlitten  hat  oder  umgekehrt 
der  Nachfahrer.  In  dem  in  Jena  vorgekommenen  Falle ,  wo  ein 
Rechtsanwalt  auf  diese  Weise  umgefahren  wurde,  war  dem  Nach- 
fahrer die  Nichtbeachtung  der  Vorschrift,  er  habe  nur  mit  massiger 
Fahrgeschwindigkeit  in  angemessener  Entfernung  links  vorüber- 
fahren dürfen,  was  natürlich  bestritten  wurde  de  facto,  zur  Fahr- 
lässigkeit als  Erfolgsverursachung  zugerechnet  worden ,  während, 
wenn  eine  solche  Verordnungsübertretung  an  sich  strafbar  war, 
diese  nicht  den  Unfall  verursacht  hat  in  erster  und  durchschla- 
gender Kausalität,  sondern  die  Nichtbeachtung  der  Ausweichungs- 
vorschrift für  den  Nachfahrer  seitens  des  Vorfahrers ,  der  nicht 
nach  links  abzubiegen,  sondern  vorschriftsmässig  auf  der  rechten 
Seite  der  Fahrbahn  weiter  zu  fahren  hatte ,  so  dass  für  ihn  gar 
nicht  in  Frage  kam,  ob  der  Nachfahrer,  dessen  Signalglocke  noch 
dazu  gerade  versagt  haben  sollte,  >in  angemessener  Entfernung« 
und  »nur  mit  massiger  Fahrgeschwindigkeit«  links  um  ihn  herum- 
fahren wollte,  indem  sich  gar  nicht  feststellen  Hess,  ob  nicht  auch 
bei  Einhaltung  dieser  Ordnungs-  und  Verhütungsmassregel  doch 
durch  das  quere  Verhalten  des  Vorfahrers  sein  Ueberfahren  hätte 
vorkommen  müssen  oder  können. 

Die  §§  3  und  4  enthalten  Vorschriften  über  Signalgebung 


I 


Polizeiliche  Res;elung  des  Radfahrens.  44^ 

seitens  der  Fahrer:  /Jedes  in  Fahrt  befindliche  Veloziped  muss 
mit  einer  Signalglocke  versehen  und  vom  Eintritt  der  Dunkelheit 
ab  für  die  Dauer  derselben  mit  einer  hell  brennenden  Laterne 
erleuchtet  sein.«  Die  Glocken  (chinesische  Gongs)  mit  Feder- 
druck pflegen  bei  vielen  Fahrrädern  nicht  genug  Stärke  und  Trag- 
weite zu  haben,  um  aus  »angemessener  Entfernung«,  namentlich 
bei  übertönenden  Geräuschen,  gehört  werden  zu  können  von  den- 
jenigen Personen,  denen  sie  hörbar  werden  sollen ;  daher  darf  die 
Glocke  nicht  zu  klein  und  zu  schwach  sein,  damit  der  Ton  nicht 
zu  hoch  und  dünn  erschalle,  und  die  Druckfeder  muss  straff  ge- 
nug sein,  um  den  Anschlag  an  die  Glocke  kräftig  genug  bewirken 
zu  können.  Sollte  eine  solche  versagen  oder  gar  nicht  im  rich- 
tigen Stande  sein,  so  darf  das  Rad  nicht  weiter  benutzt  werden, 
falls  nicht  zur  Aushilfe  eine  Pfeife  zur  Hand  ist  (Schrillpfeife,  wie 
sie  bei  Eisen-  und  Trambahnen  im  Gebrauch  sind) ;  denn  nach 
§  4  »hat  jeder  Radfahrer  die  von  ihm  eingeholten  und  während 
der  Dunkelheit  auch  die  ihm  begegnenden  Fussgänger,  Reiter  und 
Fuhrwerke  durch  Glockensignale  und  im  Falle  der  Verhinderung 
hieran  durch  Pfeifensignale  auf  seine  Annäherung  aufmerksam  zu 
machen.«  Endlich  bestimmt  §  5,  dass  der  Radfahrer  alles  zu  ver- 
meiden habe,  was  geeignet  wäre,  das  Scheuwerden  von  Pferden 
oder  sonstigen  Zugtieren  zu  veranlassen,  wie  der  Gebrauch  langer 
flatternder  Bänder  und  dergleichen. 

Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  in  §§  i  bis  5  enthaltenen 
Bestimmungen  sollten  gemäss  §  6  der  V.O.  nach  §  366  Ziff.  10 
des  St.G.B.  der  Bestrafung  (mit  Geldstrafe  bis  zu  60  M.  oder  Haft 
bis  zu  14  Tagen)  unterliegen ;  natürhch  war  dadurch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  neben  jenen  Zuwiderhandlungen  herlaufende  Hand- 
lungen zunächst  unmittelbar  gegen  einzelne  Personen,  wodurch 
öffentliche  Interessen  und  die  öffentliche  Ordnung  und  das  Publi- 
kum als  solches  gefährdet  oder  ungebührlich  belästigt  werden,  als 
»grober  Unfug  <  nach  §  360  Ziff.  i  des  St.G.B.  geahndet  werden 
können. 

So  war  die  landespolizeiliche  Ordnung  des  Rad- 
fahrens bis  zum  I.  Januar  1897,  gewissermassen  nur  provisorisch,  in 
kürzesten  Ge-  und  Verboten  zur  Sicherheit  des  Verkehrs  geregelt. 

III. 

Es  stellte  sich  in  der  Erfahrung  im  Laufe  der  Jahre  heraus, 
dass    gerade    in    den  Thüringischen    Einzelstaaten    ein    einseitiges 
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oder  vereinzeltes  Bestreben,  das  Radfahrerwesen  zu  regeln,  gänz- 
lich ungenügend  war,  indem  Radfahrer  vermöge  der  Schnelligkeit 
des  Rades  an  einem  einzigen  Tage  die  Mehrzahl  der  Staatsgrenzen 
(auch  kleiner  Ex-  und  Enklaven)  (überschreiten  konnten,  z.B.  von 
Erfurt  (Preussen)  aus  über  Ichtershausen  (S.-Gotha) ,  Arnstadt 
(Schwarzburg-Sondershausen),  Kranichfeld  (S. -Meiningen  und  zum 
Teil  S,-VVeimar) ,  Remda  (S. -Weimar),  Rudolstadt  (Schwarzburg- 
Rudolstadt),  Kahla  (S.-Altenburg),  Blankenhain  und  Berka  (S.-Wei- 
mar)  zurück  nach  Erfurt.  Etwaige  Uebertretungen  der  in  dem 
einen  oder  anderen  dieser  Staatsgebiete  geltenden  Vorschriften 
konnten  dabei  vorkommen  ,  ohne  dass  man  des  Radfahrers  hab- 
haft werden  konnte,  auch  ohne  dass  er  die  Möglichkeit  hatte,  et- 
waige Vorschriften  kennen  zu  lernen,  z.  B.  über  Ausweichen,  wenn 
er  auch  der  Sicherheit  wegen  sich  nur  auf  der  Fahrbahn  hielt. 
Also  der  »internationale«  Verkehr  der  Radfahrer  in  Thüringen 
gerade  bei  den  nahe  aneinander  grenzenden  verschiedenen  Staats- 
gebieten und  den  angrenzenden  preussischen ,  bayerischen  und 
königlich  sächsischen  Landen  musste  den  Wunsch  nach  einer  mög- 
lichst einheitlichen  Fahrradordnung  nahe  legen  und  es  wurde 
unter  den  betreffenden  Behörden  auch  eine  ziemliche  Einigung 
erzielt ,  welche  jedoch  immerhin  auf  dem  Wege  der  Verordnung 
in  den  Einzelstaaten  besonders  erfolgt  ist.  Nicht  ohne  Einfluss 
auf  eine  Erweiterung  der  früheren  Verordnung  blieb  das  überall 
erkennbar  gewordene  Bestreben  besonders  der  Sportfahrer,  deren 
Mehrzahl  den  höheren  Ständen  im  Laufe  der  Zeit  und  den  ver- 
mögenderen Klassen  angehörte  ,  womöglich  die  Strassenbanketts 
unbegrenzt  benutzen  zu  dürfen,  was  sich  thatsächlich  schon  viele 
angemasst  hatten  und  was  als  eine  stillschweigend  geduldete  Be- 
fugnis ungeachtet  des  aus  den  nichtfahrenden  Kreisen  des  Publi- 
kums vielfach  zu  Gehör  gebrachten  Widerspruchs  zu  betrachten 
sich  angewöhnt  zu  haben  schienen.  Es  war  ja  zu  unbequem,  wenn 
wegen  s.  g.  aufgeschütteten  Fahrbahnstrecken  oder  wegen  starken 
Fahrverkehrs  und  Begegnungen  von  Fuhrwerken  der  Radfahrer, 
um  nicht  das  ihm  verbotene  Bankett  zu  befahren,  absteigen  und 
das  Rad  führen  sollte,  bis  das  Hindernis  der  freien  Fahrt  über- 
wunden war;  drum  wurde  flugs,  wenn  nicht  gerade  ein  Strassen- 
aufseher  in  der  Nähe  war,  auch  wohl  ohne  Beachtung  eines  solchen, 
wenn  der  unbekannte  Radfahrer  sich  sonst  sicher  wusste ,  das 
Bankett  benutzt,  mochte  es  frei  von  Fussgängern  sein  oder  nicht ; 
im  Notfall  der  Verantwortlichmachung  war  ja  eine  Entschuldigung 
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zur  Erlangung  der  Strafiffreiheit  nicht  schwer  herzustellen  und  der 
sonst  vorsichtige  Fahrer  vertraute  der  Wirksamkeit  seines  Signales, 
welches  den  Fussgänger  auch  sicher  etwas  bei  Seite  drängte,  wie 
ja  die  Erfahrung  stets  lehrte.  Also  was  thatsächlich  von  der  Duld- 
samkeit des  Publikums  und  der  Aufseher  von  Landstrassen  Rad- 
fahrer erlangt  hatten,  durfte  vielleicht  zu  Gunsten  des  ganzen  Rad- 
fahrertums  auch  in  der  neueren  Fahrordnung  nachgelassen  werdep 
und  eine  sonstige  Erweiterung  der  Befugnisse  der  Radfahrer,  wenn 
nicht  sonst  der  Fussgängerverkehr  zu  sehr  beeinträchtigt  würde, 
kam  ja  den  Wünschen  der  sich  mehrenden  Zahl  der  Berufs-  und 
mehr  noch  der  Sport-  oder  Vergnügungsfahrer  entgegen.  Und  so 
konnte  ja  die  frühere  unbegrenzte  Regel  des  Nichtbefahrens  der 
Fussgängerwege  mit  Ausnahmen  durchbrochen  werden  ,  die 
freilich  dehnbar  genug  sind,  um  die  Erhaltung  der  Sicherheit  auf 
den  öffentlichen  Wegen,  Strassen  und  Plätzen«  öfter  recht  sehr 
in  Frage  zu  stellen. 

Wie  bei  der  ersten  Verordnung  für  das  Grossherzogtum  S.-Wei- 
mar-Eisenach  ist  diese  »Erhaltung  der  Sicherheit«  auch  in  der 
unter  dem  9,  Oktober  1896  mit  Genehmigung  des  Grossherzogs 
erlassenen  neuen  Verordnung  aus  dem  Staatsministerium  des 
Aeusseren  und  Inneren,  welche  die  vom  20.  April  1887  vom  i.  Ja- 
nuar 1897  an  ausser  Kraft  gesetzt  hat,  nach  den  Eingangsworten 
Motiv  und  Zweck  —  dient  thatsächlich  aber  weniger  der  Erhal- 
tung« der  vorher  bestandenen  Sicherheit ,  wie  sich  er- 
geben wird. 

Die  frühere  Norm  ist  im  §  i  beibehalten ,  nur  nicht  als  un- 
bedingte, ausnahmslose.    Sie  lautet : 

-»Radfahrer  dürfen  andere  als  zum  Fahren  und  Reiten  be- 
stimmte Strassen  und   Wege  nicht  benutzen.-' 

Ausnahmsiveise  dürfen  die  Radfahrer  ausserhalb  der  Ort- 
schaften die  neben  dem  Fahrtvege  laufenden  Fusswege,  Bürgersteige 
und  Fussgänger- Bankets  benutzen,  wenn  der  Fahrdamm  nach  seiner 
BeschaffenJieit  die  Benutzimg  desselben  ungewölinlich  erschzvert  und 
der  Fussgänger-  Verkehr  in  keiner  Weise  gestört  oder  beeinträch- 
tigt wird. 

'Ausnahjnen  zvegen  Benutzung  der  Fusswege,  Bürgersteige  und 
Fussgänger- Bankets  i7inerhalb  der  OrtscJiaften  kdnnen  von  der  Orts- 
polizeibehörde zugelassen  werden.«     Dazu 

§  2.    'Inwieweit  öffentliche  Strassen   und  Plätze  innerhalb  der 
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Ortschaften  mit  Fahrrädern  nicht  befahren  zverdett  dürfeji ,  bleibt 
der  Bestimmung  der  Ortspolizeibeh'örde  vorbehalten.«- 

Es  ergiebt  sich ,  dass  Abs.  i  das  allgemeine  Verbot  und 
Abs.  2  des  §  i  eine  durchgreifende  1  a  n  d  e  s  polizeiliche  Vor- 
schrift für  den  Verkehr  ausserhalb  der  Ortschaften  mit  Aus- 
nahme allgemein  begrenzten  Inhalts  enthält,  dagegen  Abs.  3 
nait  §  2  den  Orts  Polizeibehörden  ein  Verordnungsrecht  im  An- 
schluss  an  die  landespolizeiliche  Ausnahmebegrenzung  einräumt  — 
innerhalb  der  Ortschaften.  Die  hier  begrenzten  Ausnahmen 
sind  Gegenstand  mehrfacher  Bedenken,  weil  sie  nicht  >zur  Er- 
haltung« derjenigen  Verkehrssicherheit  dienen,  welche  die  frühere 
ausnahmslose  Regel  bot,  die  im  Abs.  i  in  anderer  Form  an  die 
Spitze  gestellt  ist.  Die  beiden  Bedingungen  der  Gestattung 
des  Befahrens  der  Fussgängerwege  ausserhalb  der  Ortschaften 
sind  nicht  von  einander  getrennt  (disjunktiv),  sondern  mit  einander 
verbunden  (konjunktiv)  zu  verstehen,  nicht  etwa  so,  als  ob  »oder« 
an  der  Stelle  des  »und«  stände.  Es  muss  daher  das  Befahren  des 
Banketts  unterbleiben  ungeachtet  der  ungewöhnlichen  Er- 
schwerung des  Fahrens  auf  dem  Fahrdamm ,  wenn  der  Fuss- 
gängerverkehr  gestört  oder  beeinträchtigt  würde  ,  ist  also  regel- 
mässig nur  dann  gestattet,  wenn  die  fragliche  Stelle  leer  von 
Fussgängern  ist,  denn  wenn  auch  nur  einer  oder  einige  wenige 
Fussgänger  auf  dem  Bankett  gehen  und  zum  Ausweichen  genötigt 
würden,  wären  sie  in  ihrem  Sicherungsrecht  »beeinträchtigte  oder 
»gestört«,  das  eben  in  dem  Anspruch  besteht,  nicht  auf  diesem 
ausschliesslich  dem  Fussgänger  zur  Benutzung  bisher  zu- 
stehenden Wege  irgendwie  in  der  Sicherheit  des  Gehens  gefährdet 
oder  auch  nur  beengt,  beeinträchtigt  zu  werden.  Wäre  die  erste 
Voraussetzung  der  gestatteten  Abweichung  vom  Fahrdamm  nicht 
vorhanden ,  also  nicht  das  Fahren  darauf  »ungewöhnlich« 
erschwert ,  so  würde  auch  das  Bankettbefahren  ausgeschlossen 
sein,  wenn  gar  kein  Fussgänger  gerade  auf  der  Strecke  zu  sehen 
wäre;  sonach  ist  eine  ungewöhnliche  Erschwerung  des  Fahrens 
auf  dem  Fahrdamm  die  erste  und  Hauptvoraussetzung,  an  die 
sich  das  Freisein  des  Banketts  von  Fussgängern  auf  der  fraglichen 
Stelle  anschliesst  als  zweite  Voraussetzung. 

Theoretisch  mag  sich  ja  eine  solche  Ausnahme  mit  den  beiden 
Voraussetzungen  vom  grünen  Tisch  aus  leichter  als  haltbar  denken 
lassen,  als  sie  in  der  Praxis  ausführbar  erscheint.  Hier  muss  man 
die  Fälle    der    Uebertretung    der    Ausnahmegrenzen    ins 
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Auge  fassen,  in  denen  sich  zwei  Interessen  gegenüber  stehen,  die 
sich  bekämpfen.  Der  Fussgänger  will  auf  Grund  der  im  Abs.  i 
aufgestellten  Regel  seine  Sicherstellung  gegen  jede  nicht  erlaubte 
Störung  seines  Rechts  behaupten,  dagegen  der  Radfahrer  das  Vor- 
handensein der  Beschränkung  des  letzteren  ;  jener  wird  in  vielen 
Fällen,  wo  nicht  gerade  eine  Steinautschüttung  hinderlich  ist,  die 
meist  doch  nur  auf  einer  Hälfte  des  Fahrdammes  zu  geschehen 
pflegt,  so  dass  dem  Fahrer  die  andere  verbleibt,  bestreiten,  dass 
eine  »  u  n  g  e  w  ö  h  n  1  i  c  h  e  <  Erschwerung  ,  die  dieser  als  Ent- 
schuldigung für  die  Abweichung  von  dem  Verbote  vorschützt, 
thatsächlich  vorgelegen  habe,  oder  dass  die  vom  Radfahrer  be- 
hauptete Erschwerung  nicht  eine  »ungewöhnliche^;  gewesen  bezw. 
als  solche  zu  betrachten  sei.  Natürlich  ist  fast  jeder  Radfahrer 
geneigt ,  seiner  Beurteilung  einen  ihm  günstigeren  und  grösseren 
Massstab  zu  Grunde  zu  legen,  etwa  wenn  nur  einzelne  Steine  auf 
dem  Fahrdamm  liegen  oder  der  Schlamm  vorhanden  oder  ge- 
froren ist,  oder  viel  Staub  auf  jenem  oder  wickelnder  Schlamm 
darauf,  hinderlich  einem  raschen  Fahren,  das  ja  beim  Rad- 
fahren bezweckt  wird,  sein  möchte,  während  das  Bankett  glatter 
erscheint  oder  darauf  sich  rascher  fahren  lässt.  Es  mag  dann  zwar 
eine  Erschwerung  vorliegen ,  die  aber  an  sich  noch  keine  Ab- 
weichung zulässt  und  daher  dreht  es  sich  im  Fragefall  um  die 
faktische  und  technische  Begrenzung  der  Ungew  öhnlichkeit 
des  erschwerten  Fahrens,  wobei  nicht  bloss  die  Bauart  des  Rades, 
sondern  auch  die  Betriebskraft  des  Fahrers  (einer  Frauensperson, 
eines  jungen,  schwächlichen  Menschen)  u.  a.  m.  in  Frage  kommen 
kann.  Hier  steht  man  also,  wenn  Einspruch  gegen  ein  Strafmandat 
wegen  Uebertretung  der  Verordnung  erhoben  ist  und  die  entgegen- 
stehenden Behauptungen  bewiesen  werden  müssen,  vor  mancherlei 
Zweifeln  und  nötig  werdenden  Beweiserhebungen  (an  Ort  und  Stelle 
unter  Zuziehung  von  Sachverständigen),  deren  Kosten  ausser  allem 
Verhältnis  zur  Geldstrafe  (gewöhnlich  etwa  3 — 15  M.)  stehen  würden 
—  und  das  alles  wäre  vermieden  worden,  wenn  durch  Beibehalten 
der  früheren  unbedingten  Regel  der  Radfahrer  sich  an  ihm  be- 
schwerlichen Stellen  veranlasst  sah,  lieber  abzusteigen  und  das 
Rad  dort  vorüber  zu  führen  ,  als  das  Bankett  zu  befahren ,  bei 
dessen  seitlicher  Berührung  niemand  (rigoroser  Weise)  sich  beein- 
trächtigt fühlen  oder  eine  VerOrdnungsvorschrift  als  verletzt  an- 
sehen würde.  Aber  bei  der  Dehnbarkeit  der  »ungewöhnlichen  Er- 
schwerung«,  welche  der  Radfahrer  begreiflicher  Weise  ausnutzen 
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wird  ,  ist  die  Verkehrssicherheit  auf  den  Banketts  gefährdet,  wenn 
eine  unerwartete  Ueberfahrt  auf  das  Bankett  auch  nur  den  gerade 
dahin  schreitenden  Fussgänger  nur  in  einen  vorübergehenden 
Schreck  versetzt  oder  /Aini  Springen  zur  Seite  veranlasst. 

Nicht  viel  anders  verhält  es  sich  mit  der  zweiten  Voraus- 
setzung, dass  »der  Fussgänger- Verkehr  in  keiner  Weise  ge- 
stört oder  beeinträchtigt  wird«  durch  das  Befahren  des  Fussgänger- 
wegs,  um  den  es  sich  ja  stets  allein  handelt,  da  der  Fussgänger- 
verkehr  über  die  Fahrbahn,  die  auch  den  Radfahrern  neben  Fuhr- 
werken ,  Reitern  u.  s.  w.  zur  Benutzung  vorzugsweise  ge- 
hört ,  auch  wenn  sie  durch  die  für  die  Fussgänger  bestimmten 
markierten  Uebergänge  durchquert  sind,  indem  hier  der  Fussgänger 
zur  besonderen  Vorsicht  und  zum  Abwarten  einer  sicheren  Ueber- 
gangszeit  und  Bahnfreiheit  genötigt  ist.  Daher  ist  ein  Artikel  in 
der  Münchner  »Post«  insofern  im  Rechte,  wenn  er  Unfälle  auf 
den  Strassendämmen,  durch  Radler  und  Fuhrwerke  veranlasst,  der 
spiessbürgerlichen,  dem  Grossstadtverkehr  fremden  Gewohnheit, 
nicht  achtsam  genug  beim  Betreten  und  Ueberschreiten  der  Fahr- 
dämme zu  sein,  zuschreibt,  dem  hastigen  Hinabtreten  und  Gehen 
darauf,  dem  sorglosen  Ueberqueren  mit  nach  dem  Boden  gesenkten 
Blicken  ,  dem  Stehenbleiben  mitten  auf  der  Strasse  ,  einer  that- 
sächlichen  Lieblingsbeschäftigung  alter  und  junger  Frauen  ,  dem 
Zeitungslesen  auf  der  Strasse  und  dem  Hin-  und  Hergondeln 
statt  Stehenbleiben  vor  einem  Radfahrer.  Wenn  aber  dem  spott- 
weise beigefügt  wird,  es  empfehle  sich,  neben  den  vielen  Vor- 
schriften für  Radfahrer  auch  die  Erlassung  solcher  für  den  Fuss- 
gänger, so  passt  diese  Parallele  deshalb  nicht,  weil  immer  nur  die 
Sicherung  der  Fussgänger  gegen  Radfahrerbeeinträchtigungen  auf 
den  jenen  ausschliesslich  gehörenden  Fussgänger- ,  nicht 
auf  den  vorzugsweise  dem  Fahr-  und  Reitverkehr  gehörenden  und 
dienen  sollenden  Fahrwegen,  in  Frage  steht  und  auf  letzteren  der 
Fussgänger  selbstverständlich  Obacht  zu  nehmen  und  auszuweichen 
hat,  was  allbekannt  ist  und  von  Kindheit  an  anerzogen  wird.  Gegen 
derartige  Unvorsichtigkeiten  der  Fussgänger  auf  Fahrdämmen  hat 
keine  Polizeigesetzgebung  etwas  zu  thun,  wenn  sonst  auch  von 
gefährlichen  Uebergangsstellen  die  Strassen-  und  Verkehrspolizei 
besonders  zur  Verhütung  von  Unfällen  durch  aufgestellte  War- 
nungstafeln und  Schutzbeamte  thätig  sein  muss.  Die  Vorsicht  und 
Obacht,  die  sich  dem  Fussgänger  auf  dem  Fahrdamm  von  selbst 
aufdrängt  und  sich  gebieten  muss,  ist  ihm  auf  dem  Fussweg  nur 
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gegen  andere  Fussgänger  geboten,  für  die  ja  allein  der  Ver- 
kehr hier  offen  ist  und  sein  darf,  wenn  nicht  die  Bedeutung  und 
der  Zweck  solcher  Fusswege  aufgehoben  oder  »beeinträchtigt« 
werden  soll.  Mag  auch  in  amerikanischen  und  englischen  grossen 
Städten  das  Radfahren  nicht  in  polizeiliche  Schranken  gewiesen 
sein,  so  ist  es  doch  sicher  auch  von  dem  Fussgängerverkehr  auf 
Fusssteigen  durch  die  Praxis  ausgeschlossen,  indem  die  Sicherung 
gerade  dieses  die  Hauptaufgabe  der  vielen,  besonders  an  Strassen- 
kreuzungen  aufgestellten  Konstabier  ist ,  welche  von  dem  eine 
Selbstpolizei  übenden  Publikum,  das  nach  dortigen  Anschauungen 
sich  dazu  für  verpflichtet  erachtet ,  stets  thätig  in  Störungsfällen 
unterstützt  wird.  Der  Verkehr  hilft  sich  dort  selbst  Strassensicher- 
heit  erhalten  und  der  Radfahrer  hütet  sich  dort  vor  allen  Kon- 
flikten mit  dem  Fussgänger,  und  ist  durch  die  eine  grössere  Sicher- 
heit gewährende  Uebung  in  steter  Vor-  und  Umsicht,  Kaltblütig- 
keit, Geistesgegenwart  und  rascher  Selbstfassung  gewandter  und 
darf  ohne  solche  es  gar  nicht  wagen ,  in  belebten  Strassen  zu 
fahren.  Dadurch  werden  eben  derartige  Vorschriften,  wie  solche 
als  z.  B.  in  München  bestehend  in  jenem  Artikel  der  >>Post'.<  auf- 
geführt werden,  entbehrlich.  Die  Feststellung  aber,  im  P>age-  und 
Bestreitungsfalle,  ob  durch  das  im  Falle  »ungewöhnlicher«  Er- 
schwerung des  Befahrens  der  Fahrbahn  nachgelassene  Befahren 
des  Fussgängerweges  den  Verkehr  der  Fussgänger  in  irgend  einer 
oder  in  »keiner  Weise«  gestört  oder  beeinträchtigt  habe,  hat  nur 
dann  keine  Schwierigkeiten,  wenn  gar  niemand  auf  dem  Fusswege 
verkehrt  oder  wenn  sich  keiner  der  etwaigen  Fussgänger  für  be- 
lästigt oder  in  seiner  Sicherheit  gestört  oder  beeinträchtigt  er- 
achtete, was  aber  auch  oft  nicht  leicht  festgestellt  werden  kann, 
wenn  die  Personen  des  Fussgängerverkehrs  an  der  fraglichen 
Strassenbankettstelle  sich  uicht  ausfindig  machen  lassen  oder  sich 
dem  Zeugnis  irgendwie   entziehen. 

Mangels  der  Ermöglichung  der  Feststellung  der  beiden  ge- 
dachten Voraussetzungen  wird  ihre  landespolizeigesetzliche  Auf- 
stellung im  Leben  mehr  die  Bedeutung  einer  den  Radfahrer  nicht 
erheblich  abschreckenden  Warnung  behalten,  auf  deren  Wirk- 
samkeit die  F'ussgänger  nicht  mehr  zuverlässig  rechnen  können. 
Kann  man  doch  vielfach  hören,  dass  nach  der  neuen  Verordnung 
auf  den  Banketts  (schlechtweg)  nunmehr  gefahren  werden  dürfe  1 
Und  dieser  Irrtum  einseitig  verbreitet,  teilt  sich  dem  unkundigen 
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Publikum  mit,  das  in  seiner  Nachsicht  nur  den  Nachteil  davon 
haben  kann. 

Wie  oben  bemerkt,  ist  der  o  rt  s  polizeilichen  Verordnungs- 
gewalt eine  Erweiterung  der  1  a  n  d  e  s  polizeilichen  Ausnahme 
des  Verbotes  der  Befahrung  anderer  als  zum  Fahren  und  Reiten 
bestimmter  Strassen  und  Wege  im  Abs.  3  des  §  1  der  neuen  Ver- 
ordnung nachgelassen  worden.  Jedoch  dürfen  solche  Erweiterungen 
auf  Benutzung  der  Fusswege,  Bürgersteige  und  Fussgängerbanketts 
nur  innerhalb  der  Ortschaften  (also  nicht  in  der  Flur 
ausserhalb  dieser)  nachgelassen  werden  ;  dadurch  ist  für  Radfahrer 
die  Möglichkeit  geschaffen,  auf  einzelnen  der  öffentlichen  Sicher- 
heit entzogenen  Wegen  und  Plätzen  sich  unbegrenzt  im  Wett- 
und  Tourenfahren  üben  und  austummeln  zu  können.  Andererseits 
ist  den  Ortspolizeibehörden  im  §  2  »vorbehalten«,  Bestimmungen 
zu  treffen,  »inwieweit  öffentliche  Strassen  und  Plätze  innerhalb  der 
der  Ortschaften  mit  Fahrrädern  gar  nicht  befahren  werden«  dürfen, 
also  auch  nicht  auf  den  Fahrbahnen.  Es  ist  dies  bisher  schon  in 
Uebung  gewesen ,  dass  einzelne  stark  abschüssige  Strassen  oder 
besonders  verkehrsreiche,  sowie  einzelne  Plätze,  z.  B.  vor  Kirchen, 
Friedhöfen,  auch  Märkte  während  der  Marktzeit,  den  Radfahrern 
verboten  waren  ;  sofern  dies  geschieht ,  genügt  aber  nicht  bloss 
eine,  wenn  auch  wiederholte  Bekanntmachung  in  örtlichen  öffent- 
lichen Blättern,  sondern  es  müssen  ,  namentlich  für  fremde  Rad- 
fahrer offensichtliche  Verbots-  und  Warnungstafeln  an  den  frag- 
lichen Stellen  angebracht  sein:  »Radfahren  verboten!«;  auch 
würde  schon  »Fussweg«  oder  »Promenadenweg«  an  zweifelhaften 
Wegen,  die  dem  regelmässigen  Fahrverkehr  entzogen  sein  sollen, 
den  Radfahrer  auf  die  Unzulässigkeit  des  Befahrens  sattsam  hin- 
weisen, um  jede  Entschuldigung  der  Nichtkenntnis  abzuschneiden. 

Die  meisten  Bestimmungen  beziehen  sich  in  den  folgenden 
Paragraphen  der  neuen  Verordnung  auf  die  Begegnung  der 
Radfahrer  und  Ueberholung  anderer  Personen  und  Fuhrwerke, 
Reiter  und  Viehtreiber,  und  waren  notwendig,  um  eine  Einheit- 
lichkeit in  die  Beobachtung  von  früher  nur  unsicher  und  verschieden 
gehandhabten  Regeln  der  Radfahrervereine  oder  der  Willkürlich- 
keit oder  Selbstverständlichkeit  zu  bringen  und  bestimmte 
Zwangs  regeln  zur  »Erhaltung  der  Sicherheit«  festzulegen,  was 
ebenso  im  Interesse  der  Radfahrer  als  des  Publikums  liegt. 

*§  3-  y^enn  nicht  örtliche  Hindernisse  entgegenstellen  oder  die 
Umstände  eine  Abweichung  als  zweckmässig  erscheinen  lassen,  müssen 
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Radfahrer  die  rechte  Seite  der  FaJirbahn  innehalteji  und  in  eine 
andere  Strasse  nach  rechts  in  kurzer  Wendung  und  nach  links  in 
zveitem  Bogen  einbiegen.  <'■  Damit  war  die  absolut  gebietende  Vor- 
schrift des  §  2  der  bisherigen  Verordnung,  dass  jedenfalls  auf  der 
rechten  Seite  der  P'ahrbahn  zu  fahren  sei ,  mit  einem  sich  aller- 
dings nötig  machenden  Zugeständnis,  um  nicht  rigorosen 
Anwendungen  der  älteren  Vorschrift  Raum  zu  geben  ,  versehen 
worden,  welche  immerhin  in  das  Ermessen  des  Radfahrers 
die  Abweichung  nur  auf  der  Fahrbahn  verlegen  und  doch  nur 
bezwecken,  dem  Radfahrer  das  Fahren  zu  erleichtern,  was  sich 
bei  freier  Fahrbahn  von  selbst  versteht.  Ua  Geschirre  und  Reiter 
beim  Begegnen  von  vorn  regelrecht  rechts  und  beim  Ueberholen 
links  auszuweichen  haben ,  wird  der  Radfahrer  bei  dem  Fahren 
auf  der  rechten  Seite  der  Fahrbahn  am  wenigsten  in  seinem  Lauf 
gestört  und  weniger  zum  Ausweichen  o-enötigt ,  als  wenn  er  die 
Mitte  der  Fahrbahn  regelmässig  einzuhalten  gezwungen  wäre  ;  in- 
dessen ist  er  bei  dem  Rechtsfahren  leichter  die  Grenze  des  Banketts 
zu  überschreiten  geneigt ,  als  beim  regulären  Einhalten  der  mitt- 
leren Fahrstrasse.  Andererseits  sind  auch  Fuhrwerke  und  Reiter 
gegenüber  dem  regelmässigen  Einhalten  der  rechten  Seite  der 
Fahrbahn  seitens  der  Radfahrer  weit  weniger  zum  Ausweichen 
genötigt. 

Ein  weiteres  Zugeständnis  enthält 

»§  4.  Wenn  nicht  die  Umstände  eine  AbtveicJuing  als  ztveck- 
mässig  erscJieinen  lassen,  müssen  die  Radfahrer  an  FtiJir%verken, 
Reitern,  RadfaJirern,  VieJitr ansparten  und  Fussgängern  (doch  wohl 
auch  solche ,  die  Handkarren ,  Schubkarren ,  Radeperren  u,  dgl. 
auf  dem  Fahrdamm  zu  fahren  haben),  welche  ihnen  entgegenkom- 
men, rechts,  und  an  solcJien ,  zvelche  sich  in  der  gleichen  Richtung 
bewegen,  links  vorbeifahren. <-<-  Diese  an  die  allgemeine  Strassen- 
regel  sich  anschliessende  Bestimmung  betrifft  die  regelmässige  Be- 
nutzung des  Fahrdammes;  dagegen  für  die  ausnahmsweise  im 
Abs.  2  des  §  i  gestattete  Benutzung  der  Fussgäugerwege  würde 
das  Ausweichen  des  Radfahrers  nach  rechts  beim  Entgegenkommen 
ihn  von  dem  Fahrdamm,  wo  er  ja  hingehört,  ab  auf  die  Grabenseite 
und  bei  dem  Ueberholen  in  derselben  Richtung  ebenfalls  ausweichend 
nach  links  hin  wieder  zum  Fahrdamm  führen.  Insoweit  würde  eine 
Bestimmung  über  das  regelmässige  Ausweichen  einer  ausnahmsweise 
gestatteten  Benutzung  des  Banketts  fehlen  und  es  dem  zweck- 
mässigen Ermessen  des  Radfahrers  überlassen  bleiben,  nach  welcher 
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Seite  er  hier  auszuweichen  habe,  was  er  schon  von  weitem  durch 
Festhalten  der  seithchen  Richtung  anzeigen  kann ,  wenn  er  will 
oder  achtsam  und  rücksichtsvoll  ist.  Es  dürfte  sich  empfehlen, 
den  ausnahmsweise  auf  dem  Bankett  Fahrenden  durch  die  Vor- 
schrift, stets  nach  links  auszuweichen,  zu  nötigen,  nächst  dem  Fahr- 
damm sich  zu  halten,  so  dass  die  Fussgänger  stets  zu  seiner  Rechten 
möglichst  wenig  in  der  Benutzung  ihres  Weges  beschränkt  würden. 
Abs.  2  des  §  4  lautet:  y>Fuhriuerke,  Reiter  und  Radfahrer, 
sozvie  Fussgänger^  tvelcJie  den  Fa/ir  damin  be?iutzen ,  Jiaben  den 
Radfahrern,  ivelche  ihnen  entgegenkommen,  oder  zvelcJie  von  hinten 
an  ihnen  vorbeifahren  wollen  mid  dies  diirch  ein  Glockensignal  an- 
zeigen ,  soweit  nach  rechts  aiiszuiveichen ,  dass  dieselben  auf  dem 
Fahrdamm  gemäss  der  Vorschrift  des  Abs.  i  vorbeifahren  können. « 
Dass  auf  dem  Fahrdamm  der  Fussgänger  allen  ihm  begegnenden 
oder  ihn  überholenden  Gefährten  und  Reitern  ,  denen  der  Fahr- 
damm ja  vorzugsweise  zur  Benutzung  zugewiesen  ist,  ausweichen 
muss,  gebietet  sich  von  selbst  und  die  Richtung  nach  rechts  ist 
eben  auch  durch  die  Lage  der  Fahrbahn  zwischen  den  beiden 
gewöhnlich  sie  begrenzenden  Fussgängerwegen  angezeigt,  weil 
dadurch  der  Fussgänger,  wenn  als  Regel  den  Radfahrern  das  Ein- 
halten der  rechten  Seite  des  Fahrdammes  im  §  3  geboten  ist, 
der  Fussgänger  dahin,  wo  er  gehört,  auszuweichen  genötigt  wird 
—  auf  das  Bankett  oder  den  Fussgängersteig,  mindestens  soweit, 
dass  der  Radfahrer  freie  Bahn  hat.  Dagegen  ist  es  eine  Erwei- 
terung der  Befugnisse  der  Radfahrer,  die  bisher  allen  Fuhrwerken 
und  Reitern  allein  auszuweichen  hatten  und  ziemlich  selbstverständ- 
lich auch  auswichen,  dass  diese  letzteren  nunmehr  genötigt  werden, 
auch  ihrerseits  den  Radfahrern  zur  freien  Vorüberfahrt  auszuweichen. 
Diese  Vorschrift  für  Radfahrer  gegenüber  ihresgleichen  ist  eine 
bisher  in  Uebung  gewesene,  kann  aber  doch  nicht  genug  einge- 
schärft werden,  besonders  für  das  so  beliebte  Ausstechen«  und 
das  Wettfahren,  wobei  jetzt  der  Vorfahrer  dem  signalisierenden 
Nachfahrer,  während  er  sonst  einfach  die  rechtseitige  Fahrbahn 
nur  gerade  fortfahrend  einzuhalten  hatte,  soweit  nach  rechts  dem 
links  Vorüberfahrenden  auszuweichen  gehalten  ist ,  dass  letzterer 
vorüber  gelangen  kann.  Man  ersieht ,  dass  mit  diesem  Absatz  2 
auch  ein  Gebot  für  Fuhrwerke  ,  Reiter  und  Fussgänger  gegeben 
worden  ist,  dessen  Nichtbeachtung  auch  von  Radfahrern  angezeigt 
oder  in  Kollissionsfällen  zur  Geltung  und  Bestrafung  gebracht 
werden  kann. 
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Abs.  3  des  §  4  lautet :  Werm  ein  Tier  scheu  oder  unruhig 
wird ,  müssen  die  Radfahrer  langsam  vorbeifahren  und  erforder- 
licJien  Falls  absteigen.'^  Auf  Hunde,  welche,  wie  häufig  zu  sehen 
ist,  den  Radfahrern  nachjagen  und  sie  anzufallen  drohen  und  wenn  ein 
Abrufen  der  Hundebesitzer  nichts  hilft,  erstreckt  sich  dies  nicht; 
ihnen  kann  der  Radfahrer  durch  schnelleres  Fahren  sich  entziehen, 
er  ist  aber  dazu  nicht  genötigt  und  darf  daher  sich  selbst  von 
der  Belästigung  durch  eine  bei  sich  geführte  Peitsche  oder  dgl. 
befreien  ;  aber  wenn  der  Hund  ihm  in  die  Flanke  fällt,  ist  er  in 
Gefahr,  selbst  zu  stürzen  und  kann,  wenn  er  sich  auf  der  Fahr- 
bahn haltend  den  Hund  beschädigt,  darüber  nicht  verantwortlich 
gemacht  werden,  äussersten  Falles  auch  in  einem  Notstand  einen 
gefährlich  werdenden  grossen  Hund  erschiessen.  Dass  er  in  solcher 
Lage  einem  bissigen  Tier  gegenüber  das  Rad  noch  dazu  verlasse 
und  sich  noch  mehr  der  Gefahr  des  Gebissenwerdens  aussetze, 
kann  man  nicht  von  ihm  verlangen.  Ob  er  erforderlichen- 
falles«,  wenn  ein  anderes  Tier,  das  er  auf  der  Fahrbahn  passiert, 
scheu  oder  unruhig  wird ,  vom  Rad  absteigen  und  es  vorüber- 
führen soll,  was  im  Notfall  auch  auf  dem  Bankett  geschehen  dürfte, 
wie  auch  wegen  erschwerter  Fahrt  auf  dem  Fahrdamm,  also  in 
einem  solchen  Fall  das  ausnahmsweise  Befahren  des  Banketts,  so 
lange  die  Gefahr  dauert ,  muss  hier  ganz  allein  in  das  Ermessen 
des  Fahrers  gestellt  bleiben ,  denn  es  wird  dem  Tierführer  oder 
Zuschauer  kaum  möglich  sein  zu  beweisen,  dass  das  Scheuen  und 
Unruhigwerden  und  ein  infolge  deren  eingetretener  Unfall  ver- 
mieden oder  beseitigt  hätte  werden  können,  wenn  der  Radfahrer 
abgestiegen  wäre. 

Abs.  4  des  §  4  enthält  die  wichtige  »zur  Erhaltung  der  Sicher- 
heit« in  den  Ausnahmefällen  des  §  i  Abs.  2  und  3  (gestattetes 
Befahren  der  Fussgängerwege  ausser-  und  innerhalb  der  Ortschaften) 
dienende  Vorschrift,  dass  die  Radfahrer  auf  Fu  s  s  zu  egen  u.  s.  zv. 
den  Fussgängern  stets  atisziizveichen,  oder,  zveitn  dies  nicht  niög- 
licli  ist,  abzusteigen  und  das  Rad  an  der  Hand  zu  führen  haben. 
Damit  soll  den  Fussgängern  die  in  den  Ausnahmefällen  entzogene 
Sicherheit  einigermassen  wiedergegeben  werden  und  das  würde 
auch  annähernd  erreicht ,  wenn  der  Fussgänger  sich  auf  die  Be- 
folgung dieser  Vorschrift  seitens  aller  Radfahrer  in  den  Ausnahme- 
fällen, sowie  auf  die  Geschicklichkeit  des  einzelnen  im  Ausweichen, 
auch  wenn  der  Fussgänger  selbst  nicht  stehen  bleibt  und  ausweichen 
will,  aber  aus  Verwirrung  in  das  Rad  hinein  läuft,  das  aber  eine 
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Ausweichewendung  einschlägt,  wo  nur  die  besondere  Geistesgegen- 
wart vor  Zusammenstössen  mit  dem  Fussgänger  den  Radfahrer 
schützen  kann,  sicher  verlassen  könnte.  Ob  das  schnelle  Abspringen 
vom  Rade  in  solchen  Fällen  möglich  war,  das  ja  von  dieser 
Vorschrift  eventuell  gefordert  wird,  das  wird  fast  stets  zweifelhaft 
und  schwer  von  den  es  Behauptenden  ,  leichter  von  dem  es  be- 
streitenden Radfahrer  zu  beweisen  sein,  wie  auch,  dass  im  Falle 
des  rechtzeitigen  Abspringens  vom  Rade  ein  Zusammenstoss  und 
der  daraus  folgende  Unfall  vermieden  worden  wäre  oder  ver- 
mieden werden  konnte.  Dass  hier  ein  weites  Gebiet  für  An- 
nahme einer  Fahrlässigkeit  und  bei  frivolen  Drauflosfahrern  für 
die  eines  Eventualvorsatzes  liegt ,  ist  kaum  zu  erwähnen.  Aber 
auch  wenn  es  sich  um  eine  blosse  Uebertretung  der  Polizeivor- 
schrift handelt,  werden  sich  weitläufige  Beweiserhebungen  öfter 
nötig  machen,  die  unverhältnismässige  Kosten  und  Arbeit  verur- 
sachen, was  alles  vermieden  würde  ,  wenn  eben  die  Ausnahmen 
in  Abs.  2  und  3  des  §  i  nicht  in  der  neuen  Verordnung  ständen, 
also  die  Radfahrer  gar  nicht  in  die  Rechts  läge  der  ausnahms- 
weisen  Befahrung  der  Fusswege  versetzt  würden,  wie  wiederholt 
schon  oben  ausgesprochen  werden  musste. 

»§  5.  Radfahrer  viüssen  die  e^itgegenkommenden  Fuhrwerke 
u.  s.  w.  bei  Dunkelheit^  wenn  Nebel  herrscht ,  oder  sonst  wenn  die 
Umstände  es  erfordern ,  die  zu  überholenden  Fuhrwerke  u.  s.  w. 
aber  stets  aus  angemessener  Entfernung  durcJi  G 1 0 c k e n sig na  l e 
azif  ihre  Annäherung  aufmerksam  machen.«.  Dazu  sind  bereits  im 
Abschnitt  II  die  erforderlichen  Bemerkungen  gemacht  worden, 
namentlich,  dass  es  nötig  ist,  die  Glockensignale  deutlich  vernehm- 
bar, wiederholt  und  nicht  in  zu  kurzer  Nähe  mit  Rücksicht  auf 
die  schnelle  Verkürzung  der  Zwischenraums  abzugeben.  Die  Er- 
gänzungsklausel: »oder  sonst  wenn  die  Umstände  es  erfordern« 
legt  die  Beurteilung  im  Fragefall  der  Unterlassung  ordnungsge- 
mässer Signalgebung  nicht  bloss  in  die  Hand  des  Radfahrers, 
sondern  auch  in  die  des  Richters  und,  um  einen  objektiven  Mass- 
stab zu  erhalten,  in  die  Hilfe  von  Sachverständigen. 

»§  6.  An  ledig  geführten  Pferden  dürfen  Radfahrer ,  sofern 
es  thunlich  ist ,  mir  an  der  Seite  des  Führers  ufid  nur  langsam 
vorbeifahren. <'  Man  sollte  meinen,  die  Verklausulierung  v. nach 
Thunlichkeit«  möchte  wohl  zur  Bequemhchkeit  des  Radfahrers 
dienen,  dessen  Ermessen  auch  hier  vorherrscht,  nicht  aber  zur 
Sicherung  vor  Beunruhigung  der  Pferde  (oder  anderer  hier  nicht 
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erwähnter  Tiere,  wie  Hornvieh  und  Schafe)  ,  durch  die  auch  der 
Radfahrer  wie  der  Fahrer  zu  Schaden  kommen  kann.  Es  erscheint 
durchaus  notwendig  und  ist  stets  für  den  Radfahrer  möglich  und 
»thunHch«,  wenn  er  nur  will,  an  der  Seite  des  Pferdeführers  oder 
Viehtreibers  oder  Schafhirten  langsam  vorbeizufahren  oder ,  was 
das  Sicherste  für  beide  Teile  ist,  abzusteigen  und  das  Rad  vorüber- 
zuführen. Das  ist  im  Abs.  2  des  §6  noch  bedingt  ausgesprochen: 
T>An  Rindvieh,  welches  nicht  mit  verbundenen  Augen  geführt  oder 
getrieben  wird,  dürfen  sie,  sobald  dasselbe  uitriihig  zvird,  nicht 
vorbeifahren.^  Ob  die  Augen  verbunden  sind,  wird  der  den  Trans- 
port überholende  Radfahrer  von  hinten  her  kaum  bemerken 
können  und  wenn  er  demselben  zur  Seite  ist  und  es  den  Luft- 
druck verspürt  und  plötzlich  den  Fahrer  gewahr  wird,  so  erschrickt 
es  gewöhnlich  und  ist  unruhig  geworden,  nachdem  der  Radfahrer 
bereits  vorüber  ist.  Das  Vorüberfahren  von  hintenher  ist  weit 
eher  gefährdend  für  den  Rindviehtrieb  ,  als  das  Entgegenfahren, 
wobei  das  Tier  den  Fahrer  schon  eine  etwas  längere  Weile  zu 
Gesicht  bekommt  und  deshalb  nicht  so  leicht  erschrickt  und  un- 
ruhig  wird. 

Die  Vorschrift  im  §  7  :  y> Bemerkt  ein  Radfahrer,  dass  hinter 
ihm  her  kommende  Reiter,  Führer  von  Fuhrzverken  oder  Radfahrer 
die  Absicht  haben,  ihn  zu  überholen,  so  darf  er  das  sticht  zu  ver- 
hindern suchen,  sondern  inuss  nach  rechts  ausweichen" ,  ist  im  An- 
schluss  an  Abs.  2  des  §  4  gegeben  und  wird  praktisch  nur  für 
Radfahrer  (Vor-  und  Nachfahrer)  von  Bedeutung  sein,  weil  Fuhr- 
werke auf  keinen  Fall  und  Reiter  kaum  in  der  Schnelligkeit  der 
Bewegung  gleichkommen ,  also  der  Radfahrer  diesen  gegenüber 
allein  in  der  Lage  des  Ueberholens  sein  wird  und  sich  nicht  leicht 
überholen  lässt ,  ausser  von  einem  überlegenen  Radfahrer.  Will 
er  langsam  fahren  ,  z.  B.  Frauen ,  so  gebietet  es  sich  von  selbst, 
nach  rechts  ,  der  allgemeinen  Regel  nach ,  dem  Ueberholenden 
auszuweichen.  Ein  Verhindern  des  Vorbeifahrens  (regelmässig  doch 
nur  eines  Radfahrers)  würde  dann  doch  nur  vorliegen,  wenn  der 
Radfahrer  (Vorfahrer)  auf  der  Fahrbahn  absichtlich  herüber  und 
hinüber  führe  oder  nach  links  anstatt  nach  rechts  auswiche  und 
so  dem  nach  links  ausweichen  sollenden  Nachfahrer  die  Bahn  mit 
Vorsatz  verlegte. 

»§  8.  Zzvei  oder  mehr  Radfahrer  dürfen  nur  insoweit  neben 
einander  fahren ,  als  dies  ohne  Belästigung  oder  Gefährdung  des 
Verkehrs  geschehen    kann.<^     Auch    die  Fassung    dieser  Vorschrift 
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enthält  eine  in  das  Ermessen  der  Radfahrer  gelegte  Begünstigung 
im  Vergleich  zu  der  früheren  Vorschrift ,  dass  an  entgegenkom- 
menden oder  eingeholten  Reitern  Radfahrer  nur  hinter  einander 
in  einfacher  Reihe  fahren  sollten.  Jetzt  steht  es  bei  ihnen,  ob  sie 
in  dem  Nebeneinanderfahren  eine  Belästigung  oder  Gefährdung 
des  Verkehrs  erkennen  wollen  und  sich  hinter  einander  begeben 
mögen,  und  im  Fragefalle  hat  man  wieder  den  Streit  über  das 
Vorhandengewesensein  der  Belästigung,  der  wegfiele,  wenn  mehrere 
neben  einander  fahrende  Radler  durch  die  Vorschrift,  einzeln 
hinter  einander  bei  jeder  Begegnung  auf  der  Fahrbahn,  ausser 
der  mit  einem  Fussgänger,  zu  fahren  genötigt  wären,  bis  sie  vor- 
über ist. 

§  9.  InnerJialb  der  Ortschaften  darf  mit  Fahrrädern  nicht 
schneller  gefahren  werden,  als  mit  der  Geschwindigkeit  eines  massig 
schnell  fahrenden    Wagens. 

Das  Gleiche  gilt  ausserhalb  der  Ortschaften  beim  Bergabfahren 
in  bergigem,  oder  hügeligem  Gelände^  falls  die  Strasse  nicht  auf 
eine  angemessene  Entfernung  übersehen  werden  kann  und  nicht  frei 
von  Verkehr  ist,  ferner  beim  Fahren  atif  allen  durch  scharfe  Bie- 
gungen, die  BescJiaffenheit  des  Geländes ,  Baulichkeiten  oder  der  gl. 
unübersichtliche?i  Strassen  und  Wegen  und  an  allen  Stellen  stär- 
keren   Verkehrs. 

Innerhalb  der  Ortschaften  muss  in  engen  oder  abschüssigen 
Strassen,  an  Strassenkreuzungen,  beim  Einbiegen  aus  einer  Strasse 
in  die  andere ,  beim  Durchfahren  von  Thoren  und  der  gl,  bei  der 
Ausfahi't  aus  Grundstücken,  zvelche  in  einer  öffentlichen  Strasse 
liegen,  und  bei  der  EinfaJirt  in  solche ,  sotvie  ait  Stellen  stärkeren 
Verkehrs  mit  Fahrrädern  langsam  gefahren  werden. 

In  allen  vorstehend  bezeichneten  Fällen  darf  der  Radfahrer  die 
Lenkstange  nicht  aus  der  Hand  lassen  und  die  Füsse  nicht  von  den 
Pedalen  entferne7t.« 

Abgesehen  davon,  dass  das  Verbot  des  Schnellfahrens  »an 
Stellen  stärkeren  Verkehrs«  zweimal,  sowohl  am  Ende  des  Abs.  2 
als  auch  an  dem  des  Abs.  3  ausgesprochen  ist,  kann  die  sonst 
kategorische  Zusammenfassung  des  für  den  verständigen  Radfahrer 
nur  Selbstverständlichen  recht  wohl  dazu  dienen,  Ausschreitungen, 
zu  denen  das  Radfahrertum  nur  zu  leicht  geneigt  sein  mag ,  zu 
verhüten  und,  wenn  sie  geschehen,  energisch  anzugreifen,  da  das 
rücksichtslose,    oft  aus  Eitelkeit  betriebene  Schnellfahren  in    den 
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Ortschaften  die  meiste  Gefährdung  und  Unsicherheit  des  Verkehrs 
in  sich  birgt.    Ebenso  Selbstverständliches  enthält 

»§  10.  Die  Radfahrer  haben  sich  aller  IIandlnnge?i  zu  ent- 
halten, welche  den  Verkehr  belästigen  oder  behindern,  Menschen  er- 
schrecken oder  Tiere  beunruhigen  können.  Insbesondere  ist  das  JVett- 
fahren  innerhalb  der  Ortschaften  oder  an  Stellen  regeren  Verkehrs, 
das  plötzliche  Umlenken  neben  Fussgängern ,  Fuhrwerken ,  Reitern 
oder  Vieh ,  das  Umkreisen  von  Fiihrzverken  und  dergl.  verboten. « 
Was  aber  im  Abschnitt  I  über  das  Erschrecken  von  Men- 
schen gesagt  worden  ist,  gilt  auch  hier  wieder ;  das  ist  das  quan- 
titativ und  qualitativ  Uebelste  für  das  Publikum,  das  man  vor  der 
Ausbreitung  des  Radfahrens  gar  nicht  gekannt  und  das  die 
Unsicherheit  im  Gefühle  sehr  gesteigert  hat.  Man  frage  nur  nach 
bei  Leuten,  die  den  Verkehr  auf  Strassen  beobachten  oder  zu  be- 
aufsichtigen haben,  z.  B.  auch  bei  Chausseewärtern  und  Strassen- 
aufsehern,  wie  oft  sie  selbst  durch  unbeachtete  Radfahrer  er- 
schreckt werden  und  wie  viel  mehr  die  Fussgänger  auf  den  Banketts 
durch  zu  nahes  und  unvorhergesehenes  Radfahren ;  man  bclcommt 
schwere  Lamentos  zu  hören. 

»§  IL  Jedes  Fahrrad  inuss  während  der  Benutzung  mit  einer 
zvirksamen  Bremsvorrichtung  tind  mit  einer  helltönenden  Klingel, 
sowie  bei  Dunkelheit  mit  einer  Laterne  "oer sehen  sein,  welche  ein 
helles  Licht  luibehindert  nach  vorn  wirft  und  nicht  mit  roten  oder 
grünen  Scheiben  versehen  sein  darf.  Auch  abgesehen  von  den  in 
§  5  bezeichneten  Fällen  haben  Radfahrer  die  in  der  Fahrrichtimg 
stehenden  oder  sich  bezvegenden  Personen  in  angemessener  Entfer- 
nung durch  ein  deutlicJi  hörbares,  nötigenfalls  zu  zvieder holendes 
Glockensignal  auf  ihre  AnnäJierung  aufmerksam  zu  machen.  Vor 
Strassenkreuzungen  innerlialb  der  Ortschaften  ist  das  Glockensignal 
stets  zu  geben. 

Hinsichtlich  der  Zeit  der  Beleuchtung  der  Laterne  sind  die  für 
Fuhrzverke  geltenden  Bestimmungen  massgebend. « 

Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  letztere  kürzlich  hier 
angereiht  worden  wären ,  weil  sie  sonst  den  verschiedenen  Ge- 
sellschaftsklassen angehörenden  Fahrern  nicht  leicht  zugänglich 
sind,  auch  nicht  fremden  Fahrern,  die  den  Einzelstaat  durchfahren 
und  sich  doch  auch  nach  der  hier  geltenden  Fahrordnung  zu 
richten  haben.  Im  übrigen  ist  das  im  Abschnitt  II  zu  der  früheren 
Fahrordnung  insoweit  Bemerkte  hierher  zu  wiederholen,  aber  be- 
sonders zu  betonen,  dass  bei  Ueberholungen  nicht  bloss  »nötigen- 
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falls«,  was  wieder  in  das  Ermessen  des  F"ahrers  gelegt  und  halb 
fakultativ  ist,  sondern  stets  (obligatorisch)  das  Signal  schon  aus 
einer  Entfernung  von  40  bis  10  Metern  zu  wiederholen  wäre  bis 
zum  Vorüberfahren. 

Eine  sehr  wesentliche  Massregel,  nicht  etwa  zur  Beschränkung 
des  freilich  auch  zu  vielen,  nicht  in  allen  Verhältnissen  ange- 
brachten Ausgaben  und  zu  Zeitvergeudung  und  Bummeltouren 
anreizenden  Vergnügungs-  und  Sportfahrens,  sondern  zur  durchaus 
notwendigen  Kontrolle  des  sich  gar  zu  leicht  den  polizeilichen 
Vorschriften  entziehenden  Teiles  der  Radfahrer,  ist  die  Einführung 
von  Fahrkarten  und  Schildern  an  den  Fahrrädern  mit 
Angabe  des  Wohnortes  des  Fahrers  und  der  Nummer 
seiner  Fahrkarte.  Insoweit  war  man  in  grösseren  Städten  schon 
länger  polizeilich  vorgegangen.  So  berichtet  die  oben  angeführte 
Münchener  »Post«,  dass  in  München  jeder  Radler  hinten  und  vorn 
eine  Nummer  (doch  wohl  am  Rade),  seine  Legitimation  und  die 
von  ihm  auswendig  zu  lernenden  Fahrvorschriften  bei  sich  zu 
führen  und  nie  zu  vergessen  habe  und,  bevor  er  die  Erlaubnis 
zum  Fahren  erhalte,  eine  »höchst  wertlose«  Prüfung  darüber  ab- 
legen müsse.  Von  Berlin  wird  berichtet ,  dass  1896  etwa  36  000 
Fahrräder  im  Betrieb  waren ,  wovon  6000  Drei-  und  2000  Zwei- 
räder ausschliesslich  geschäftlichen  und  dienstlichen  Zwecken 
dienten ;  einschliesslich  der  Privatverkehrsgesellschaften  sind  aber 
polizeilich  nur  gegen  30  000  Fahrräder  gegen  Ausgabe  von  Fahr- 
karten angemeldet  gewesen.  Die  neue  weimarische  Ordnung 
bestimmt : 

»§  12.  Jeder  Radfahrer  muss  mit  einer  von  dem  zuständigen 
Bezirksdirektor  ausgestellten,  auf  den  Namen  des  hihabers  lautenden 
und  für  die  Dauer  des  Kalenderjahres  gültigen  Fahrkarte  (nach 
dem  beigefügten  Muster)  versehen  sein,  zvelche  er  bei  der  Fahrt 
mit  sich  zu  führest  tmd  auf  Verlangen  den  Polizeibeamten  vorzu- 
zeigen hat. 

Personen  unter  iß  Jahren  kann  die  Ausstellung  der  FaJirkarte 
versagt  werden. 

Auf  Militärpersonen  in  Uniform  finden  die  Bestimmungen  dieses 
Paragraphen  keine  Amvendung. 

§  13.  Jeder  Radfahrer  muss  auf  Anrufen  elftes  Gendarmen 
oder  anderen  Polizeibeamten  unverzüglich  anhalten  und  Rede  stehen. 
Dem  A7irufen  gleich  gilt  das  Hochhalten  des  Armes.  << 

Das  Muster    der    Fahrkarte    enthält   auf  der  Vorderseite  die 
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Nummer,    Bezeichnung    als    »F'ahrkarte    für    das  Jahr    18...    zum 

Fahren  auf  dem  Fahrrad  für wohnliaft  in ,  Datum  . .  .  ., 

Unterzeichnung  des  Direktors  des Verwaltungsbezirks« ,  auf 

der  Rückseite  »das  Alter,  die  Statur,  Haare,  besondere  Kenn- 
zeichen und  die  Unterschrift  des  Inhabers«.  Dem  entsprechend 
würde  das  Landratsamt,  Bezirksamt,  Amtshauptmannschaft  u.  s.  w. 
in  den  anderen  Thüringischen  Staaten  die  die  Fahrkarten  aus- 
stellende Landespolizeibehörde  sein. 

Zu  wünschen  wäre  gewesen,  dass  mit  der  Fahrkarte  auch  in 
Taschenformat  eine  Radfahrerordnung  gegen  eine  ent- 
sprechende Gebühr  ausgehändigt  werden  müsste,  damit  jeder  Rad- 
fahrer sich  jederzeit  deren  Bestimmungen  vor  Augen  halten  liönnte. 
Dann  aber  genügt  auch  das  Führen  der  Fahrkarte  in  der  Tasche 
des  Radfahrers  keineswegs  zur  Feststellung  der  Person  eines  rasch 
davon  eilenden  Uebertreters  der  Vorschriften ,  der ,  wie  die  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  in  der  Schnelligkeit  des  Vorüberfahrens  kaum 
genügend  ins  Auge  gefasst  werden  kann  und  deshalb  äusserst 
selten  später  bei  einer  notwendig  und  möglich  gemacht  werden 
sollenden  Personenfeststellung  im  Bestreitungsfalle ,  bestimmt 
wieder  erkannt  wird.  Auch  der  Versuch  eines  Polizeibeamten, 
wohin  auch  besonders  ausserhalb  der  Ortschaften,  da  Gendarmen 
seltener  auf  den  Chausseen  als  auf  den  Dorfschaften  und  Land- 
strassen zu  finden  sind,  die  fast  stündlich  dort  verkehrenden  Strassen- 
wärter  und  Aufseher  gehören ,  oft  als  Beamte  der  gerichtlichen 
Polizei  (»Hilfsbeamte  der  Staatsanwaltschaft«),  die  Uebertreter  der 
P'ahrordnung  anzuhalten  ,  scheiterte  an  der  Unerreichbarkeit  und 
dem  zuweilen  mit  Hohn  gepaarten  Ungehorsam  der  letzteren,  zu- 
mal wenn  sie  als  P'remde  auf  die  Unbekanntschaft  und  Nicht- 
erkennbarkeit  rechnen  durften.  Daher  ist  es  auch  zur  Sicherheit 
des  vielfach  auf  Selbstpolizeiübung  angewiesenen  Publikums  durch- 
aus erforderlich ,  ein  Mittel  zur  Greifbarkeit  der  die  Polizeivor- 
schriften übertretenden,  vollends  gar  etwa  Unfälle  anrichtenden 
Fahrer  zu  schaffen,  das  mit  Sicherheit  der  Feststellung  der  Person 
dienen  kann.  Das  ist  eben,  wie  z.  B.  in  München  angeordnet  ist, 
die  Anbringung  der  F  a  h  r  k  a  r  t  e  n  n  u  m  m  e  r  in  '  leicht  sicht- 
barer Weise  (vorn  und  hinten)  am  Fahrrad  und  eine  deutliche  An- 
gabe des  Wohnortes  des  Fahrers,  und  zwar  letzteres  deshalb, 
weil  dieselben  Nummern  auch  mehrfach  in  anderen  Bezirken  und 
angrenzenden  Staaten  vorhanden  sein  werden  und  niemals  sicher 
auf  die  Staatsangehörigkeit    und  die    eine  Fahrkarte    ausstellende 
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Behörde  hinweisen,  während  die  sichtbare  Angabe  des  Wohnortes 
des  Radlers  leicht  zur  Feststellung  des  Fahrkarten  und  Radinhabers 
führen  kann.  Der  auf  Anrufen  nicht  standhaltende  Radfahrer  macht 
sich  im  Fall  einer  Uebertretung  oder  auch  eines  zugefügten  Scha- 
dens der  Flucht  verdächtig  und  kann,  wenn  seine  Persönlichkeit 
nicht  sofort  festgestellt  werden ,  z.  B.  wenn  er  sich  nicht  durch 
seine  Fahrkarte  oder  sonst  ausweisen  kann  ,  als  eine  bestimmte, 
v^on  ihm  angegebene  Persönlichkeit,  nicht  bloss  von  Polizei-  und 
Siciierheitsbeamten,  sondern  von  jedermann  auf  frischer  That  be- 
troffen, ohne  richterlichen  Befehl  vorläufig  festgenommen  werden. 
Da  der  Zweck  dieser  vorläufigen  Festnahme  nur  Ermöglichung 
oder  Sicherung  strafrechtlicher  Verfolgung  ist,  fordert  §  127  mit 
128  St. P.O.,  dass  der  Festgenommene,  sofern  er  nicht  wieder  in 
Freiheit  gesetzt  wird ,  etwa  wegen  noch  glaubhafter  Feststellung 
seiner  Persönlichkeit ,  unverzüglich  dem  Amtsrichter ,  in  dessen 
Bezirk  die  Festnahme  erfolgte,  von  dem  Festnehmer  oder  einem 
inzwischen  herangekommenen  Polizeibeamten,  dem  der  Festge- 
nommene baldigst  zu  übergeben  ist,  vorgeführt  werde.  Hieraus 
ergiebt  sich  ,  welchen  Unannehmlichkeiten  sich  ein  unbekannter, 
sich  der  Feststellung  entziehender  und  sich  nicht  durch  Fahrkarte 
ausweisender  fremder  Radfahrer,  der  auf  frischer  That  betroffen 
ward ,  aussetzen  kann ;  jedenfalls  wird  er  wegen  einer  blossen 
Uebertretung  der  Fahrordnung  in  einem  solchen  Falle  des  Flucht- 
versuches, besonders  einer  Nichtbeachtung  des  seitens  eines  Polizei- 
beamten erfolgten  Anrufens  eine  härtere  Strafe  wegen  des  dem 
Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt  nahe  kommenden  Ungehorsams 
zu  gewärtigen  haben. 

Abs.  2  des  §  12  giebt  ausdrücklich  der  Landespolizeibehörde 
die  Befugnis,  Personen  unter  15  Jahren  die  Ausstellung  der  Fahr- 
karte zu  versagen,  wovon  der  Grund  auf  der  Hand  liegt.  Daraus 
könnte  man  entnehmen,  dass  ausserdem  eine  derartige  Versagung 
nicht  stattfinden  dürfe ;  es  wäre  aber  zu  wünschen ,  dass  auch 
Radfahrern,  die  das  Rad  durch  Uebertretungen  und  Missachtung 
der  Vorschriften  missbraucht  haben,  und  notorisch  ungeschickten 
und  sonst  unzuverlässigen  Personen  (Geistesschwachen,  Gebrech- 
lichen u.  dgl.)  die  Ausstellung  einer  Fahrkarte  im  Interesse  der- 
selben, mehr  noch  in  dem  der  Verkehrssicherheit  ganz  oder  auf 
bestimmte  Zeit  versagt  werden  dürfte ,  worüber  die  Ürtspolizei- 
behörde  gutachtlich   zu  hören  sein  würde. 

Sehr  wohl  könnte  die  Ausstellunc:   der  Fahrkarten  von  einer 
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Abgabe  an  die  Staatskasse  abhängig  gemacht  werden,  die  für 
Radfahrer  im  Berufe  (für  ein  Gebrauchsrad)  geringer  sein  müsste, 
als  für  V'ergnügungs-  und  Sportfahrer  (Luxusrad),  etwa  dort  15  M., 
hier  20  1\1.  jährHch.  Eine  Besteuerung  überhaupt  ist  als 
Aequivalent  für  den  Vorteil  anzusehen ,  den  der  Radfahrer  aus 
dem  Gebrauch  eines  öfifentlich  verwendbaren  Transportmittels  von 
einer  die  allgemeine  Verkehrssicherheit  beschränkenden  Wirkung 
zieht.  Wer  sich  dessen  nur  zum  Vergnügen  bedient,  kann  dafür 
mehr  Abgabe  entrichten,  als  derjenige,  welcher  zu  seinem  Beruf 
Zeit  gewinnen  muss.  Militär-,  Post-  und  Telegraphendienst-Fahrer 
dürften  davon  frei  sein.  Damit  wäre  ähnlich  der  Hundesteuer  eine 
indirekte  Steuer  einzuführen,  wozu  indessen  es  eines  verfassungs- 
mässig zu  erlassenden  Gesetzes  bedürfte ,  bei  dessen  Erlassung 
auch  die  im  Interesse  der  grösseren  Bevölkerungszahl  von  der 
das  Rechtsbewusstsein  vertretenden  Volksrepräsentation  in  den 
Landtagen  getragenen  Anschauungen  mehr  zur  Geltung  gebracht 
würden,  als  dies  von  der  obersten  Landespolizeibehörde  in  einer 
jMinisterialverordnung,  die  vielleicht  gerade  von  einem  Sportfahrer 
entworfen  wird,  welcher  an  der  Berücksichtigung  der  alleinigen  Er- 
haltung der  Verkehrssicherheit  weniger  als  an  der  Bequemlichkeit 
der  Vergnügungsfahrer  Gefallen  findet,  geschehen  kann. 

Der  §  14  richtet  sich  gegen  etwa  wider  Radfahrer  aus  Ab- 
neigung oder  Uebermut  hervorgegangene  -^mutwillige  Belästigungen 
und  Gefährdungen  sozvie  sonstige  Ungebührlichkeiten  gegenüber  den 
Radfahrern*-.  Es  dürften  auch  böswillige  Bedrohungen  und  Thät- 
lichkeiten  und  böswillige  sonstige  Ungebührlichkeiten  hierher  ge- 
hören, wie  z.  B.  das  Nachwerfen  von  Steinen  oder  Erdklumpen, 
das  unberechtigte  Aufhalten  oder  Verlegung  der  Fahrbahn,  eine 
Beschimpfung  oder  Verspottung,  sofern  nicht  darin  eine  höher 
strafbare  Beleidigung  nach  §  185  St.G.B.  zu  finden  sein  würde. 
Ein  von  einem  auf  dem  Fussweg  überholten  Fussgänger  gegen 
den  hier  vorüberfahrenden  Radfahrer  im  Erschrecken  unwillkürlich 
ausgestossener  Ausdruck  der  Verwünschung  oder  ein  kräftiger 
Fluch  kann  nicht  als  »mutwillige  Ungebührlichkeit«  angesehen 
werden ,  höchstens  als  eine  fahrlässige  Beleidigung ,  die  jedoch 
nicht  strafbar  ist ;  in  den  meisten  Fällen  wird  er  sich  als  ein  na- 
türlich erklärlicher  und  motivierter  Ausbruch  des  verletzten  Siche- 
rungsgefühles und  der  Selbsterhaltung  gegen  eine  Gefährdung  durch 
rücksichtslose  Annäherung  des  Fahrers  zu  entschuldigen  sein, 
wenn  auch  dieser  sich  dadurch  für  beleidigt   erachten  möchte.    Im 
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übrigen  ist  eine  derartige  besondere  Bestimmung  ganz  am  Platze, 
Wenn  die  einseitig  übertriebenen  und  den  Ton  der  Verächtlich- 
machung der  polizeilichen  Sicherungsmassregeln  anschlagenden 
Ausführungen  iu  der  Münchener  »Post«  behaupten,  der  Radler 
sei  »der  am  meisten  Belästigte,  Gefährdete,  in  gewissem  Masse 
aber  der  Harmloseste  und  dennoch  der  Gefürchtetste«,  so  ist  nur 
das  Letzte  wahr,  das  Vorletzte  am  allerwenigsten,  das  Erste  nicht 
und  das  Zweite  zu  einem  äusserst  geringen  Prozentsatze.  Polizei- 
liche Beschränkungen  sind  unter  Umständen  für  den  Einzelnen 
Belästigungen,  wenn  er  keine  Einsicht  in  die  Notwendigkeit  jener 
hat;  Gefährdungen  aber  setzt  der  Radfahrer  sich  meistens  nur 
durch  eigenes  Verschulden  aus.  Die  Selb s  tgefährdung  ist  auch 
ein  Grund  der  polizeilich  präventiven  Massregeln  und  wird  meist 
dem  allzuschnellen  Fahren  zur  Last  gelegt.  Nach  einer  Mit- 
teilung der  Berliner  »Post«  weist  die  Unfallversicherungsstatistik 
für  1895  an  von  Radfahrern  an  ihrer  Person  und  ihren  Rädern 
erlittenen  Schäden  50  Prozent  auf,  und  eine  einzige  Unfallversiche- 
rungsanstalt hatte  450  Personenschäden  bei  Radfahrern  und  ausser 
diesen  2  Entschädigungen  wegen  Personen  t  ö  t  u  n  g  zu  tragen. 
Indessen  die  Erfahrung  hat  gelehrt ,  dass  auch  schwere  Belästi- 
gungen und  Gefährdungen,  ja  die  gröbsten  Rohheiten  gegen  Rad- 
fahrer verübt  worden  sind  und  zwar  fast  immer  nur  gegen  Ver- 
gnügungsfahrer ,  gegen  welche  eine  Abneigung  auf  dem  Lande 
mehr  als  in  den  Städten  besteht.  Hier  öfters  nur  aus  Klassenhass 
hervorgegangen,  während  die  meist  ruhig  und  rücksichtsvoll  fah- 
renden Geschäfts-  und  Berufsfahrer  fast  ganz  unbelästigt  gelassen 
werden,  da  sie  den  Eindruck  der  Harmlosigkeit  und  Bescheiden- 
heit zu  machen  pflegen,  indem  sie  sich  weniger  über  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  hinwegzusetzen  wagen  und  selten  herausfor- 
dernd fahren,  wie  vielfache  Beobachtungen  gezeigt  haben.  Allein 
jeder  Radfahrer,  soweit  er  sich  innerhalb  der  gesetzten  Schranken 
verhält  ,  muss  ganz  besonders  gegen  die  mitunter  recht  bös- 
und  mutwilligen  ,  meistens  aus  Abneigung  des  noch  nicht  an 
das  Radfahrertum  gewöhnten  Publikums  entsprungenen  Belästi- 
gungen, einen  Rechtsschutz  geniessen  ausser  dem  allgemein 
persönlichen.  Das  Fahrrad  ist  ein  wichtiges,  weil  nützliches  Ver- 
kehrs- und  Transportmittel  geworden  und  hat  daher  einen  berech- 
tigten Anspruch  auf  den  Rechtsschutz  seines  ordnungs  mas- 
sigen Gebrauchs.  Diesem  gebührt  aber  auch  die  Achtung 
des  Publikums,  dem  als  kleinerer  Teil  auch  der  Radfahrer  zuge- 
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hört,  und  es  darf  insofern  auch  einen  Unterschied  nicht  machen, 
ob  das  F"ahrrad  dem  Vergnügen  und  Sport  oder  einem  Beruf  und 
Geschäft  als  Transport-  und  Mittel  zur  Zeit-  und  Verdienstgewin- 
nung dient.  Der  Rechtsschutz  und  Anspruch,  vor  Belästigungen, 
Gefährdungen  und  sonstigen  Ungebührlichkeiten  gesichert  zu  sein, 
ist  ein  ganz  gleicher  ;  eine  höhere  Besteuerung  des  Luxusrades 
entspringt  anderen  Gesichtspunkten  und  wirtschaftlichen  Gründen, 
wie  oben  angedeutet   worden. 

»§  15.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  keine  A?i- 
Wendung  i.  auf  die  Fahrräder ,  luelche  an  der  Hand  geführt  oder 
getragen  zverden,  und  2.  diejenigeji,  zvelche  als  Kinderspielzeuge  an- 
zusehen sind.t. 

Mit  der  Ausnahme  r.  wäre  es  also  gestattet ,  Fahrräder  auf 
allen  Fussgängerwegen  zu  führen  oder  zu  tragen,  wenigstens  so- 
weit nicht  ortspolizeilich  dies,  wie  z.  B.  das  Tragen  von  Sperrgut, 
wie  Waschkörben,  das  Fahren  mit  Karren  und  Kinderwagen  auf 
den  Bürgersteigen  und  Promenadenwegen,  verboten  ist;  sonach 
wird  den  Radlern  ein  Vorzug  gegenüber  dem  landespolizeilichen 
Verbot  des  Führens  von  Tieren ,  Handwagen ,  Handschlitten, 
Schiebekarren,  Radeperren  u.  s.  w.  gegeben,  den  sich  das  Publi- 
kum wohl  gefallen  lässt,  worin  aber  die  Ungleichheit  vor  der  Rechts- 
vollziehung unangenehm  empfunden  und  gerügt  zu  werden  pflegt. 
Auch  die  als  Kinderspielzeuge  dienenden  Räder,  zumal  es  leidlich 
grosse  Fahrräder  für  Kinder  giebt,  vermögen,  obschon  man  ihnen 
eher  gutwillig  ausweicht,  auf  den  Fussgängerwegen  mit  ihrem 
Hin-  und  Herbewegen  den  Leuten  in  die  Beine  zu  fahren  und  Un- 
fälle herbeizuführen,  weshalb  ihnen  die  Harmlosigkeit  abgeht. 
Kinder  gehören,  wie  alle  das  Fahren  Lernende,  auf  zur  Uebung 
bestimmte  Bahnen  oder  Plätze,  auf  die  Kinderspielplätze  mit  ihren 
Radlerübungen  und  Versuchen,  nicht  auf  die  Promenaden  und 
sonstigen  Fussgängerwege.  §  16  endlich  bezieht  sich  nicht,  wie 
der  §  6  der  früheren  Verordnung  auf  den  §  366  Ziff.  10  des 
R.St.G.B. ,  sondern  bedroht ,  -a Zuividerhandlungen  gegen  die  vor- 
stellenden Bestimmungen,  soweit  nicht  nach  allgemeinen  Strafgesetzen 
eine  schwerere  Strafe  verwirkt  ist ,  mit  Geldstrafe  bis  zu  60  M. 
oder  mit  Haft  bis  zu  i/j.    Tagen«,  wie  früher. 

Die  thatsächlichen  Grundlagen  und  die  Bedürfnisse  für 
eine  deutsch- gemeinrechtliche  Ordnung  des  Fahrrad- 
verkehrs sind  überall  dieselben  und  daher  Hesse  sich  von  Reichs- 
wegen,  die  Zuständigkeit  des  Reichs  angenommen,   eine  Fahr- 
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Ordnung  mit  einer  Reichssteuer  als  in  den  Einzelstaaten  zu  er- 
hebende und  an  die  Reichskasse  abzuliefernde  Fahrkarten-  und 
Gebrauchsabgabe,  für  die  gegebene  Benutzung  der  Strassen,  auch 
verschiedener  Staaten,  auf  Kosten  der  Verkehrssicher- 
heit, einführen,  womit  alle  Differenzen  und  Unsicherheiten  bei 
Durchfahrung  mehrerer  Einzelstaatsgebiete  oder  bei  blossen  Grenz- 
überschreitungen wegfielen  und  die  wegen  der  durch  verschiedene 
Einzelvorschriften  zur  Zeit  in  den  Einzelstaaten  verursachten  Un- 
gleichheiten hervorgerufene  Unzufriedenheit  beseitigt  würde.  Es 
würde  eine  Reichssteuer-  Einführung  sich  empfehlen,  bevor 
Einzelstaaten  von  der  Besteuerung  des  Radfahrens  Gebrauch  zu 
machen  sich  anschicken  möchten  ^),  Eine  F  a  h  r  o  r  d  n  u  n  g  für 
Radfahrer  käme  vielleicht  eher  als  ein  Reichseisenbahngesetz  zu 
Stande,  dessen  Notwendigkeit  lange  erkannt  ist. 

Mit  dem  ganz  a  u  f  f  a  11  e  n  d  e  n  Ueberhandnehmen  des  Rad- 
fahrens ist  in  den  Strassenverkehr  ein  P'aktor  getreten ,  mit  dem 
ernstlich  gerechnet  werden  muss,  weshalb  auch  die  Statistik  sich 
dieses  Verkehrsmittels  zu  bemächtigen  haben  wird.  Zunächst  sind 
es  nur  örtliche  Zeitungsberichte  über  Radfahrervereine  (deutscher 
Radfahrerbund) ,  deren  Versammlungen  und  Produktionen  und 
Feste  (Wettfahren,  Aufzüge  u.  dgl.),  seltener  Aufzeichnungen  von 
Unfällen  der  Radfahrer,    die    sorgfältig    verschwiegen    zu    werden 


i)  Welche  erhebliche  Beträge  eine  Radsteuer  einbringen  würde ,  ergiebt  schon 
das  eine  Beispiel.  In  dem  I.  wie  in  dem  II.  Verwaltungsbezirk  des  Grossherzogtums 
Sachsen-Weimar  mit  einer  Durchschnittsbevölkerung  von  j  e  92  300  Einwohnern  sind 
in  den  ersten  4  Monaten  1897  etwas  über  j  e  1000  Fahrkarten  von  den  Bezirksdirek- 
toren ausgegeben  worden  —  für  das  laufende  Jahr  ;  nimmt  man  an,  dass  davon  der 
vierte  Teil  auf  Berufsfahrer,  drei  Vierteile  auf  Sportfahrer  entfallen,  so  würden  bei 
einer  Besteuerung  der  ersteren  mit  je  5  M.  jährlich  2500  M. ,  bei  einer  Besteuerung 
der  letzteren  nur  etwa  mit  lo  M.  jährlich  15  000  M.  Steuerertrag  herauskommen,  also 
bei  2000  Radfahrern  gegenüber  ca.  182  ooo  Nichtfahrern  eine  Jahres-Gesamtsteuer  von 
17  500  M.  —  in  so  kleinen  Bezirken!  Die  Zahl  der  steuerfrei  zu  belassenden  Berufs- 
fahrer ist  dabei  unberücksichtigt  gelassen,  da  sie  nur  gering  ist.  In  Bayern  ist  die 
Abgabe  für  die  Ausstellung  der  Fahrerlaubnis  nur  3  M.,  im  Grossherzogtum  Sachsen 
noch  geringer.  Wo  eine  solche  in  den  Nachbarstaaten  nicht  besteht ,  müssten  vor 
allen  Dingen  doch  gleichmässige  Bestimmungen  getroffen  werden.  Eine  Ministerial- 
bekanntmachung V.  17.  Dezbr.  1896  für  S.  Weimar-Eisenach  betrifft  die  Gil- 
tigkeit  der  von  den  Grossherzogl.  Bezirksdirektoren  ausgestellten  Radfahrkarten  in  der 
preussischen  Provinz  Sachsen,  im  bayerischen  Regierungsbezirk  Unterfranken  und  Aschaf- 
fenburg, sowie  im  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt,  und  umgekehrt  eine  gleiche 
V.  27.  Febr.  1897  enthält  eine  Erweiterung  auf  das  Fürstentum  Reuss  j.  L.  und  eine 
v.  5.  April  1897  auch  die  Erweiterung  für  das  Herzogtum  S.  Meiningen ,  soweit  — 
ohne  Kartenzwang  —  Fahrkarten  hier  von  Polizeibehörden  ausgestellt  sind. 
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pflegen,  wenn  sie  nicht  schwerer  Art  sind,  häufiger  Berichte  über 
anderen  Leuten  von  Radfahrern  zugefügte  Beschädigungen.  Ge- 
rade über  die  letzteren  müsste  eine  möglichst  genaue  Unfallstatistik 
geführt  werdeij,  denn  fast  täglich  berichten  Zeitungen  über  solche 
Unfälle,  deren  Art  und  Menge  das  Sicherheitsgefühl  im  Strassen- 
verkehr so  erheblich  beeinträchtigt.  Es  müssen  alle  Ortspolizei- 
behörden die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Unfälle  mit  Angabe 
der  Veranlassung  aufzeichnen  und  ein  Verzeichnis  davon  jährlich 
an  die  Oberbehörde  gelangen  lassen  und  dabei  ist  festzustellen, 
in  wie  viel  Fällen  die  Radfahrer  sich  durch  die  Flucht  ihrer  Be- 
strafung und  ihren  Schadensersatz- Verpflichtungen  entzogen  haben. 
Es  wird  in  grösseren  Städten  hierbei  auf  die  Sportfahrer  ein  er- 
staunlicher Prozentsatz  entfallen  und  dabei  sich  zuweilen  eine  et- 
waige Gemeingefährlichkeit  des  Sportfahrens  herausstellen,  die  zu 
einschränkenden  Massregeln  auffordern  muss.  Wie  häufig  passieren 
aber  solche  Unglücksfälle;  z.  B.  am  17.  April  1897,  abends  7  Uhr 
fährt  in  G  o  t  h  a  ein  Radfahrer  mit  aufgelegten  Beinen  den  Mohren- 
berg (Vorstadt)  herab,  bringt  einen  75jährigen  Mann,  dem  das 
Pedal  des  Rades  in  das  Wadenbein  eingedrungen,  zu  Falle,  dass 
ihm  eine  Ader  zerrissen  wird  und  Blut  aus  Mund  und  Nase  dringt; 
während  Leute  sich  des  Verunglückten  annehmen ,  schwingt  der 
Radler  sich,  unter  Verlust  seines  Hutes,  auf  sein  unbeschädigt 
gebliebenes  Rad  und  entwischt,  ohne  erkannt  und  entdeckt  zu  sein ! 
In  C  o  b  u  r  g  hat  sich  laut  Berichts  vom  22.  April  1897  »schon 
wieder  ein  Unfall  durch  Unvorsichtigkeit  eines  Radfahrers«  er- 
eignet. In  der  Bahnhofstrasse  überfuhr  am  21,  April  im  rasenden 
Tempo  in  der  Nähe  des  »Kronprinzen«  ein  in  dem  Weg  laufendes 
Kind,  um  das  er  sich,  obschon  es  aus  verschiedenen  Kopfwunden 
stark  blutete,  nicht  kümmerte,  da  er  sich  der  Verantwortuug  durch 
schleuniges  Wegfahren  zu  entziehen  suchte.  In  W  e  i  m  a  r  beschä- 
digte fast  um  dieselbe  Zeit  eine  Sportfahrerin  einen  Beamten  am 
Arm ;  in  J  e  n  a  drängten  laut  öfientlicher  Rüge  zwei  Radlerinnen  beim 
Marktverkehr  in  einer  engen  zum  Markt  führenden  Strasse  die  Fuss- 
gänger  teils  an  einen  durchfahrenden  Wagen,  teils  an  die  Hauswände, 
am  4.  Mai  ward  ein  Kind  überfahren  u.  s.  w.  In  B  e  r  1  i  n  hat  der 
Landrat  die  Absperrung  der  Wege  im  Grunewald  für  Radfahrer  ange- 
droht, wenn  mit  der  unerhörten  Rücksichtslosigkeit  gegen  das  Publi- 
kum weiter  verfahren  werde.  Voraussichtlich  werden  die  Sportfahrer 
sich  dort  so  wenig  wie  anderwärts  darankehren.  In  Stuttgart  wurde 
im  bürgerlichen  Kollegium  im  April   1897  über  das  unvorsichtige, 
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viele  Unfälle  herbeiführende  Radfahren  Klage  geführt  und  dabei 
von  dem  zweiten  Bürgermeister  mitgeteilt,  dass  dem  Ministerium 
ein  Entwurf  einer  Radfahrerordnung  vorgelegt  sei ;  die  Veran- 
lassung 7,u  der  Klage  hatte  der  Unfall  in  der  Luisenstrasse  ge- 
geben, wobei  ein  Radfahrer  kurz  hintereinander  zwei  Frauen  be- 
schädigt hatte  und  flüchtig  geworden  war.  Bekannt  geworden  ist 
auch,  dass  für  Preussen  eine  Radfahrerordnung  in  Vorberei- 
tung ist  und  dem  Oberpräsidenten  der  Rheinprovinz  zur  Begut- 
achtung vorliegt,  auf  welche  vom  deutschen  Radfahrerbund  eine 
gewisse  Beeinflussung  durch  Antragstellung  versucht  worden.  Ein 
auffallender  Bericht  ergeht  aus  Wien  dahin ,  dass  die  obere 
Landespolizeibehörde  für  Niederösterreich  auf  dem  Verordnungs- 
wege vom.  1.  Mai  1896  ab  alle  polizeilichen  Beschränkungen  des 
Radfahrens,  wie  Ablegung  einer  Fahrprobe  für  den  Strassenver- 
kehr, Nummerführung  am  Rade,  Ausweiskarte  u.  s.  w.,  auch  so- 
gar den  Taxenzwang  aufgehoben ,  dagegen  das  Fahrrad  in  die 
Kategorie  des  »leichten  Fuhrwerks«  eingereiht  habe.  Darob  grosser 
Jubel  unter  den  Radfahrern !  Allein  wenn  man  diese  Massnahme, 
die  dafür  Zeugnis  ablegt,  dass  man  mit  allen  polizeilichen  Vor- 
schriften und  Ueberwachungen  gegen  die  Ueberwucherung  des 
Radfahrens  mit  seinen  Gefährdungen  nicht  Herr  werden  zu  können 
vermeint,  näher  betrachtet,  so  hat  sie  für  das  Radfahrertum  nicht 
die  Vorteile,  die  es  sich  vorstellt,  da  nun  die  ganze  Strenge  des 
Fuhr  Verkehrs  ohne  jede  Rücksichtnahme  auf  das  Radfahren 
(mehr  des  Reitens)  einer  sich  für  privilegiert  haltenden  Verkehrs- 
gruppe anzuwenden  sein  wird.  Das  sich  gefährdet  fühlende  Publi- 
kum wird  aber  als  Akt  der  Selbsthilfe  gegen  einen  schwer 
fassbaren  Feind,  zur  Unterstützung  derPolizei  mitzu- 
wirken sich  veranlasst  sehend,  Frevler  und  Flüchtlinge  zu  er- 
greifen sich  bemühen  und  mindestens  Anzeigen,  soweit  solche  zu 
ermöglichen  sind,  erstatten  und  erforderlichen  Falles  der  Zeugen- 
pflicht nicht  so  leicht  sich  entziehen  da,  wo  es  gilt,  die  eigene 
persönliche  Sicherheit  gegen  einen  vielfachen  Terroris- 
mus und  Gesinnungslosigkeit  thatkräftig  zu  schützen.  Es  ist  zu 
bedauern  ,  dass  die  an  sich  nützliche  und  schöne  Erfindung  des 
Fahrrades  zu  einem  immer  unerträglicher  werdenden  Miss- 
brauch führen  musste! 


ZUR  RECHTSPHILOSOPHIE 

VON  PSYCHOLOGISCH  -  HISTORISCHEM 

STANDPUNKT. 

VON 

V.  SCHUBERT-SÜLDERN. 


I.  Die  Ethik  als  Grundlage  des  Rechts. 

Jede  Rechtsphilosophie  wird  auf  ethische  Grundsätze  zurück- 
gehen müssen,  thut  sie  es  nicht  ofifen,  so  muss  sie  es  versteckter 
Weise  thun.  Es  giebt  zwar  Rechtsgelehrte,  welche  das  Reckt  nur 
als  Inbegriff  der  positiven  Rechte,  der  Normen  der  vorhandenen 
Rechtsordnung  definieren  wollen,  sie  sind  jedoch  nie  im  stände, 
diese  ihre  Begriffsbestimmung  aufrecht  zu  erhalten  ;  für  den  prak- 
tischen Juristen  scheint  das  Recht  freilich  keiner  andern  Begriffs- 
bestimmung zu  bedürfen,  als  dass  es  der  Inbegriff  der  Normen 
einer  Rechtsordnung  sei.  Anders  stellt  sich  aber  die  Sache  von 
vornherein  für  den  gesetzgebenden  Juristen.  Dieser  hat  ja  nicht 
einen  Thatbestand  unter  vorhandene  gesetzliche  Normen  zu  sub- 
sumieren ,  sondern  er  muss  selbst  gesetzliche  Normen  aufstellen 
oder  wenigstens  umformen.  Er  muss  also  über  das  Vorhandene 
hinausgehen  und  darf,  wenn  selbst  dem  Gesetzgeber  nur  die 
Funktion  zugeteilt  wird,  aus  veränderten  Rechtsanschauungen  des 
Volkes  und  aus  Normen  andrer  Rechtsordnungen  eine  Auswahl 
des  Nützlichen  und  Förderlichen  zu  treffen,  doch  nicht  nach  prin- 
zipienlosem Ermessen  verfahren.  Woher  soll  er  aber  die  Grund- 
sätze der  Auswahl  nehmen,  wenn  er  nicht  auf  ethische  Prinzipien 
zurückgehen  will?  Auch  Veränderungen  im  Rechtsbewusstsein 
eines  Volkes  können  nur  aus  seinen  veränderten  ethischen  An- 
schauungen hervorgegangen  sein.  Es  ist  kein  andres  Motiv,  warum 
ein  Volk  von  den  vorhandenen  Rechtsnormen  in  seinen  Anschau- 
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ungen  abweichen  sollte,  aufzufinden,  als  das  der  Veränderung  seiner 
ethischen  Grundanschauungen.  Man  wird  vielleicht  einwenden  wollen, 
dass  nicht  die  ethischen  Anschauungen  eines  Volkes,  sondern  seine 
Ansichten  über  das  ihm  zum  Wohl  Gereichende  und  sein  Dasein 
Sichernde  seine  Rechtsanschauungen  bestimmen.  Wer  aber  solche 
Einwände  macht,  bemerkt  gar  nicht,  dass  er  damit  nur  einer  be- 
stimmten ethischen  Theorie  das  Wort  gesprochen  hat,  nämlich 
dem  Eudaimonismus.  Allerdings  ist  das  letzte  Ziel  eines  jeden 
Volkes  sein  eigenes  W^ohl,  aber  auf  diesem  Ziel,  oder  noch  genauer, 
auf  den  Anschauungen  eines  Volkes,  wie  die  Gesinnungen  der 
Einzelnen  beschaffen  sein  sollen,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  be- 
ruhen auch  die  ganzen  ethischen  Anschauungen  eines  Volkes. 
Ist  also  das  Recht  um  des  Volkes,  seines  Wohles  willen  da,  dann 
muss  die  Lehre  vom  Volkswohl  der  Rechtslehre  vorausgehen; 
die  Lehre  vom  Volkswohl  gehört  aber,  wenn  auch  nicht  im  ganzen, 
so  doch  zum  grossen  Teil  der  Ethik  an.  Sie  zerfällt  nämlich  in 
die  Lehre  von  jenen  Gütern,  die  äusserlich  nicht  wahrnehmbar  sind 
und  dazu  gehören  vorzugsweise  die  ethischen,  und  in  jene, 
die  der  Wahrnehmung  angehören,  und  das  sind  die  volkswirt- 
schaftlichen. Ein  Recht,  das  zum  Wohl  des  Volkes  beitragen 
soll ,  muss  daher  seinen  ethischen  Anschauungen  und  volkswirt- 
schaftlichen Verhältnissen  angepasst  sein  oder  vielmehr  die  Kultur 
eines  Volkes  entwickelt  sich  durch  Wechselwirkung  zwischen  seinen 
ethischen  Anschauungen,  rechtlichen  Normen  und  volkswirtschaft- 
lichen Verhältnissen.  Das  Recht  darf  sich  daher  nicht  allein  auf 
einer  äussern,  volkswirtschaftlichen  Güterordnung,  sondern  muss 
sich  auf  jener  Befriedigung,  die  in  letzter  Linie  nur  ethische  (innere) 
Güter  gewähren  können,  aufbauen ;  wo  es  sich  von  der  äussern 
Güterlehre  (die  übrigens  selbst  des  ethischen  Massstabes  nicht 
entbehren  kann)  beeinflussen  lässt ,  darf  es  dies  nur  in  der  Ein- 
sicht thun,  dass  die  materiellen  Güter  eine  notwendige  Grundlage 
der  geistigen  bilden,  nicht  aber  das  letzte  und  einzige  Ziel  eines 
Volkes  darstellen.  Heute  freilich  gelten  die  materiellen  Güter  als 
das  einzige  Mass  des  Glücks  und  daran  ist  nicht  zum  geringsten 
Teil  die  Hegemonie  der  Naturwissenschaften  schuld.  In  der  Natur- 
wissenschaft gilt  nichts,  was  nicht  messbar,  wägbar  oder  wenigstens 
äusserlich  wahrnehmbar  ist;  nun  sind  das  aber  bloss  die  äussern 
Güter  und  so  hat  sich  unter  Einwirkung  der  Naturwissenschaft 
die  weitverbreitete  Anschauung  entwickelt :  nur  das  materielle 
Gut  ist  ein  Gut,  alles  andere  ist  Hirngespinnst.    Deswegen  spricht 
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man  auch  jetzt  von  einer  >  Naturwissenschaft <<  des  Rechts,  womit 
demselben  die  innere  Kntwickluni^  abgesprochen  wird.  T3och  viel- 
leicht thue  ich,  wenigstens  den  Juristen,  Unrecht,  wenn  ich  ma- 
terialistischen Anschauungen  die  Ursache  ihrer  Scheu  vor  einer 
ethischen  Begründung  des  Rechtes  zuschreibe.  Die  Ursache 
steckt  wohl  mehr  oder  wenigstens  ebensosehr  in  unfruchtbaren 
metaphysischen  Anschauungen  der  Philosophen,  in  welchen  das 
Gegebene  wie  in  metaphysischen  Hohlspiegeln  in  ganz  verzerrter 
Gestalt  erscheint.  Die  Rechtswissenschaft  aber  hat  positive  Ziele, 
sie  hat  das  thatsächlich  Vorhandene  allein  zu  berücksichtigen  und 
kann  sich  nicht  auf  Hypothesen  einlassen,  deren  Bestätigung  durch 
Thatsachen  zu  den  Unmöglichkeiten  gehört.  Aber  sollte  es  denn 
nicht  möglich  sein,  jene  Erscheinungen,  auf  denen  die  Ethik  be- 
ruht, für  sich  zu  untersuchen,  ohne  in  metaphysische  Erörterungen 
und  Voraussetzungen  hineingeraten  zu  müssen  ?  Kann  man  fest- 
stellen,  in  welchen  gegebenen  Erscheinungen  die  Ethik  wurzelt, 
dann  ist  doch  den  Bedürfnissen  des  Rechtes  eine  Genüge  ge- 
schehen, denn  auch  dieses  beschränkt  sich  ja  auf  das  Gegebene. 
Doch  wird  man  vielleicht  dagegen  einwenden  wollen,  dass  bei 
der  »fundamentalen«  Verschiedenheit  ethischer  Anschauungen  der 
verschiedenen  Völker  und  Zeiten  eine  solche  Bestimmung  ethischer 
Begriffe  eine  Unmöglichkeit  sei.  Auch  dann  müsste  aber  erst  der 
Nachweis  einer  solchen  »fundamentalen«  Verschiedenheit  ethischer 
Anschauungen  erbracht  sein  und  auch  dann  wäre  noch  die  Mög- 
lichkeit vorhanden,  die  ethischen  Begriffe  eines  bestimmten  Kultur- 
kreises in  bestimmten  Zeiten  wissenschaftlich  festzustellen  und 
auf  ihnen  seine  Rechtsnormen  zu  begründen.  Man  hat  freilich 
behauptet,  dass  die  Rechtsnormen  das  einzige  sind,  das  von  den 
ethischen  Anschauungen  eines  Volkes  sichere  Kunde  giebt.  Das 
ist  aber  nicht  nur  falsch  (denn  Geschichte  und  Litteratur  und  in 
der  Gegenwart  mannigfache  Aeusserungen  der  öffentlichen  Meinung 
sind  als  Ausdruck  des  ethischen  Bewusstseins  eines  Volkes  ebenso 
wichtig) ,  sondern  auch  dann  müsste  man  aus  den  vorhandenen 
Rechtsnormen  ihre  ethische  Grundlage  erschliessen,  psychologisch 
analysieren  und  so  die  psychologisch- ethische  Grundlage  des  Rechts 
feststellen,  will  man  das  Recht  und  seine  Entwicklung  verstehen 
lernen. 

Doch  die  Behauptung,  dass  die  ethischen  Anschauungen  bei 
verschiedenen  Völkern  grundverschiedene  sind,  ist  mehr  als  fraglich. 
Sie  stützt  sich  auf  Berichte  von  Reisenden  und  Missionären,  denen 
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eine  philosophische  Erfassung  dessen,  worauf  es  ankommt,  meist 
gänzlich  abgeht.  Abweichungen  von  ihrem  ethischen  (meistens 
höchst  unklaren  und  verschwommenen)  Standpunkt  erscheinen 
ihnen  ohne  weitere  Analyse  als  fundamentale ,  so  dass  sie  das 
Gemeinsame  beider  Standpunkte  gänzlich  übersehen ;  von  einer 
psychologischen  Analyse  ist  keine  Rede  und  ihre  allgemeinen 
Behauptungen  und  ausführlicheren  Berichte  passen  oft  gar  nicht 
zusammen.  Die  Data,  die  sie  liefern,  sind  daher  häufig  ganz  un- 
brauchbar und  können  keine  wissenschaftliche  Grundlage  für  einen 
ethischen  Aufbau  bilden.  Sind  die  direkten  ethischen  Beobach- 
tungen von  Reisenden  meist  unbrauchbar,  so  ist  das  allerdings 
nicht  oder  weniger  der  Fall  bei  bestimmten  Einrichtungen  und 
gebotenen  Sitten  (Ehe,  Eigentum,  Rechtsverhältnissen)  und  aus  ihnen 
lassen  sich  manche  ethische  Folgerungen  ziehen  und  sind  auch 
schon  gezogen  worden. 

Kann  man  auf  diesem  Wege  nicht  immer  zu  festen  Resultaten 
gelangen ,  so  sprechen  andere  Gründe  dafür ,  dass  die  ethischen 
Anschauungen  der  verschiedenen  Völker  nicht  so  fundamental 
verschieden  sind,  als  es  oft  den  Anschein  hat.  Im  allgemeinen 
müssen  nämlich  die  psychologischen  Elemente  bei  jedem  Menschen 
dieselben  sein ;  wäre  das  nicht  der  Fall,  dann  wäre  auch  nur  ein 
annäherndes  gegenseitiges  Verständnis  der  einzelnen  Menschen 
und  Völker  untereinander  eine  Unmöglichkeit.  Das  Erlernen  der 
Sprache  eines  fremden  Volkes  setzt  voraus ,  dass  die  Elemente 
des  Wahrnehmens,  Denkens  und  Fühlens  dieses  Volkes,  sowie 
die  Fundamentalgesetze  seines  geistigen  Lebens  dieselben  sind 
wie  beim  eigenen  Volke.  Ja  selbst  innerhalb  des  eigenen  müssen 
bei  seinen  einzelnen  Gliedern  dieselben  Voraussetzungen  gemacht 
werden ,  soll  ein  Verständnis  derselben  untereinander  möglich 
sein.  Die  ethischen  Anschauungen  des  fremden  Volkes  müssen 
sich  also  auf  dieselben  psychologischen  Elemente  und  Grund- 
gesetze zurückführen  lassen.  Wie  soll  sich  aber  aus  denselben 
Elementen  mittels  derselben  Gesetze  (und  man  kann  noch  hinzu- 
fügen unter  Einwirkung  einer  im  allgemeinen  gleichen  äussern 
Natur)  ein  fundamentaler  Unterschied  in  ethischen  Anschauungen 
entwickeln  ?  Die  Resultate  ethischer  Entwicklung  können  sehr 
verschiedene  sein,  sie  müssen  aber  alle  dieselbe  Grundlage  besitzen; 
diese  ist  feststellbar  durch  psychologische  Analyse  ethischer  An- 
schauungen und  vor  allen  der  eigenen  ethischen  Anschaungen  ;  wie 
sich  aus  den  psychologischen  Elementen   die  verschiedenen  ethi- 
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sehen  Anschauungen  entwickelt  haben,  das  ist  dann  Sache  histo- 
rischer, vergleichender  ethischer  Speziahmtersuchungen. 

Noch  ein  andrer  Grund  spricht  aber  dafür,  dass  die  ethische 
Grundlage  bei  allen  Völkern  dieselbe  sei.  Diejenigen  nämlich,  welche 
fundamentale  Verschiedenheiten  der  ethischen  Anschauungen  bei 
verschiedenen  Völkern  behaupten,  widersprechen  sich  schon  durch 
diese  ihre  Behauptung.  Wie  kommen  sie  überhaupt  dazu,  so  ver- 
schiedene Anschauungen  zu  vergleichen,  sie  unter  einem  Namen 
zusammenzufassen,  wenn  sie  nicht  irgendwelche  Vergleichungs- 
punkte fundamentaler  Art  gemein  haben?  Anschauungen,  die  fun- 
damental verschieden  sind  ,  können  doch  nicht  mit  demselben 
Namen  bezeichnet  werden  und  schon  die  Absicht ,  sie  bei  ver- 
schiedenen Völkern  einer  Untersuchung  zu  unterziehen,  setzt  ein 
Kriterium  voraus,  nach  dem  unterschieden  werden  kann,  welche 
Anschauungen  eines  Volkes  denn  zu  den  ethischen  gehören  sollen. 

Es  kann  nun  nicht  meine  Absicht  sein,  eine  vollständige  Dar- 
stellung oder  auch  nur  Begründung  ethischer  Grundsätze  zu  geben, 
ich  muss  vielmehr  zu  diesem  Zweck  auf  meine  »Grundlagen  zu 
einer  Ethik«  hinweisen  ^);eine  kurze»Skizzierung  allgemeiner  ethischer 
Grundsätze  glaube  ich  aber  nicht  umgehen  zu  dürfen. 

Alle  Philosophen,  die  sich  mit  ethischen  Problemen  beschäf- 
tigt haben,  konnten  nicht  umhin,  das  Glückseligkeitsprinzip  offen 
oder  heimlich  wenigstens  als  Nebenprinzip  wieder  einzuführen ; 
und  das  aus  dem  einzigen  Grunde  ,  weil  sie  ohne  dasselbe  das 
einzige  erfahrungsgemässe  Motiv  der  menschlichen  Handlungen 
hätten  aufgeben  müssen ;  zwischen  ihren  methaphysischen  Prin- 
zipien und  den  menschlichen  Handlungen  hätte  sich  dann  eine 
gähnende  Kluft  geöffnet.  Auch  Kant,  der  Moralphilosoph  des 
Rigorismus,  hat  diese  einzige  erfahrungsgemässe  Triebfeder  mensch- 
lichen Handelns  nicht  entbehren  zu  können  gemeint.  Sieht  man 
daher  von  den  fraglichen  und  daher  praktisch  unbrauchbaren, 
metaphysischen  oder  besser  transzendenten  Prinzipien  ab,  sa  bleibt 
als  einziges  Motiv  menschlichen  Handelns  die  Glü  c  ks  e  1  igkeit 
übrig. 

Ein  nicht  eudämonistisches  Motiv  menschlichen  Handelns  ist 
in  der  Erfahrung  nicht  aufzufinden.  Man  könnte  vielleicht  dagegen 
einwenden,  dass  nicht  die  Glückseligkeit,  sondern  die  Gerech- 
tigkeit Rechtsprinzip  sei.  Welche  Bedeutung  soll  aber  hier 
dem    Wort    Gerechtigkeit    beigelegt    werden  ?      Soll    es    nur    ein 
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Handeln  oder  eine  Gesinnuncr,  die  den  Gesetzen  gemäss  ist,  be- 
deuten, dann  setzt  es  Gesetze  und  Recht  schon  voraus;  soll  es 
aber  moralische  Gerechtigkeit  bedeuten,  so  setzt  diese  den 
Begriff  des  Moralischen  voraus.  Mit  andern  Worten,  die  Gerech- 
tigkeit ist  kein  fundamentaler ,  sondern  ein  abgeleiteter  Begriff 
sowohl  für  das  Recht  als  für  die  Moral. 

Wir  sind  also  bei  der  Lust  als  dem  einzigen  erfahrungsge- 
mässen  Motiv  menschlichen  Handelns  angelangt,  dieses  muss  da- 
her auch  Motiv  des  sittlichen  und  moralischen  Handelns  sein. 
Doch  stossen  wir  hier  sogleich  auf  einen  wichtigen  Unterschied 
in  der  Lust.  Wir  streben  nicht  nur  nach  positiver  Lust,  sondern 
auch  nach  Befreiung  von  Unlust  und  fühlen  diese  Befreiung  auch 
als  eine  Lust.  ICs  giebt  also  positive  und  negative  Lust. 
Die  positive  ist  an  sich  klar,  die  negative  besteht  in  der  Befrei- 
ung von  Unlust  oder  auch  in  ihrer  Verhinderung;  auch  diese  ist 
ja  eine  Befreiung,  weil  sie  Entlastung  von  einer  in  der  Vorstellung 
allein  liegenden  Unlust  ist. 

Damit  scheint  freilich  der  »Egoismus«  als  einzige  Triebfeder 
menschlichen  Handelns  proklamiert  zu  sein!  Allerdings,  aber 
innerhalb  dieses  »Egoismus«  spalten  sich  die  Motive  in  zwei 
Arten,  eine  Thatsache,  die  praktisch  von  der  grössten  Wichtigkeit 
ist.  Schopenhauer  und  andre  haben  diesen  Unterschied  in  der 
Motivation  zwar  erfasst,  aber  ihre  Bestimmung  dieser  Verschieden- 
heit der  Motive  war  einseitig  und  unbestimmt,  ihre  Begründung 
mystisch-transzendent.  Thatsache  ist,  dass  Lust  und  Unlust  von 
Wahrnehmungs-  und  Vorstellungsinhalten ,  je  nachdem  ob  die 
letzten  als  mir  oder  andern  angehörend  gedacht  werden,  andre 
Färbung  und  andre  kausale  Beziehungen  erhalten.  Diese  That- 
sache hat  man  sehr  oft  einseitig  als  »Mitleid«  aufgefasst,  oder 
unbestimmter  Weise  als  »Mitgefühl«  oder  »Sympathie«  bezeichnet. 
Ihre  Begründung  suchte  man  entweder,  wie  Schopenhauer,  in  einem 
transzendenten  Grunde  (der  Einheit  der  Menschheit  im  Ding  an 
sich)  oder  man  verzichtete  mehr  oder  weniger  auf  irgendwelche 
Begründung.  Freilich  ist  die  nähere  Bestimmung  dieser  Thatsache 
des  Mitgefühls  nicht  leicht,  weil  überall  transzendente  Wortbegriffe 
die  Erfassung  des  unmittelbaren  Thatbestandes  hindern ;  ich  will 
sie  indessen  doch  versuchen. 

Erkenntnistheoretisch  ist  alles  im  Zusammenhang  mit  dem 
»Ich«  gegeben,  es  ist  nichts  auffindbar,  das  nicht  in  einem  mög- 
lichen Zusammenhang  mit  dem  »Ich«   steht,  woraus  dieses  »Ich« 
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selbst  besteht,  das  müssen  wir  hier  bei  Seite  lassen  ,  soweit  es 
zur  Erkenntnis  des  Thatbestandes  nicht  unumgänglich  notwendig 
ist.  Genug,  dass  jede  Auffindung  oder  jedes  Auftauchen  von 
irgendwelchen  neuen  Thatsachen  den.  Ichzusammenhang  immer 
nur  erweitert,  niemals   durchbricht. 

Meine  Erkenntnis  reicht  also  nur  soweit,  als  ich  reiche  ,  ob 
es  jenseits  dessen  noch  »etwas«  giebt,  ist  mir  wenigstens  uner- 
fahrbar.  Deswegen  ist  auch  mein  Mitmensch  nur  ein  Komplex 
kausal  mit  einander  und  meiner  Umgebung  zusammenhängender 
Wahrnehmungs-  und  Vorstellungsbestimmtheiten,  die  im  weitesten 
Sinn  ebenfalls  zu  meinem  Ich  gehören.  Zunächst  aber  sind  mir 
von  meinem  Mitmenschen  nur  jene  VVahrnehmungsbestimmtheiten 
gegeben,  die  seinen  Leib  ausmachen ;  sie  sind  aber  m  i  r  gegeben 
d.  h.  sie  gehören  meinem  Ichzusammenhang  an.  An  diesem 
(fremden)  Leibe  gewahre  ich  gewisse  Veränderungen ,  die  aus 
Lauten  (Worten),  Mienen,  Gebärden,  Bewegungen  etc.  bestehen. 
Ich  bin  genötigt,  aus  diesen  Veränderungen  am  fremden  Leibe 
gewisse  Vorstellungen ,  Gefühle ,  Begehrungen  als  fremde ,  dem 
fremden  Leibe  angehörige  zu  erschliessen;  aber  auch  diese  am 
fremden  Leibe  erschlossene  Daten  sind  mir  gegeben.  Sofern 
sie  mir  nicht  gegeben,  nicht  meinem  Bewusstsein  angehören  sollten, 
können  sie  auch  keine  Wirkung  auf  meine  Vorstellungswelt  aus 
üben  und  andrerseits  kann  mich  kein  Schlussverfahren  aus  meinem 
Bewusstseinszusammenhang  herausführen.  Daraus  erklärt  sich 
denn  auch,  w^arum  ich  Mitleid  und  überhaupt  Mitgefühl  empfinde, 
die  fremden  Gefühle  (ebenso  die  fremden  Vorstellungen  und  Be- 
gehrungen) sind  ja  in  gewissem  Sinn  meine  eigenen,  nur  der  An- 
lass  ihrer  Entstehung  unterscheidet  sie  erkenntnistheoretisch,  ihr 
selbständiger  kausaler  Wert  praktisch  von  meinem  Ich  im  engern 
Sinn.  Meine  eigenen  Gefühle  im  engern  Sinn  hängen  an  Wahr- 
nehmungs- und  Vorstellungsbestimmtheiten,  die  mir  unmittelbar 
gegeben  sind  ;  die  fremden  Vorstellungsbestimmtheiten  mit  ihren 
Gefühlen  sind  nur  erschlossener  Weise  meine  eigenen  und  sie  sind 
erschlossen  nach  Analogie  der  mir  unmittelbar  gegebenen  Vor- 
stellungen mit  ihren  Gefühlen  und  Begehrungen.  So  teilt  sich 
meine  Vorstellungs-  und  Gefühlswelt  in  zwei  Teile:  einen,  der  un- 
mittelbar gegeben  ist,  und  einen  erschlossenen  fremden  Teil;  aber 
erkenntnistheoretisch  sind  beide  Teile  mein,  der  Unterschied  ist 
nur  ein  praktischer,  kausaler.  Die  beiden  eben  genannten  Teile 
meiner  Vorstellungsw^elt  besitzen  nämlich  ihre  besondere    Kausa- 
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lität,  so  dass  sie  sich  kausal  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unab- 
hängig gegenüber  stehen.  Die  kausale  Vermittlung  findet  durch 
die  beiderseitigen  Leiber  (meinen  und  den  fremden)  und  die  ihnen 
gemehisame  Wahrnehmungswelt  statt.  Die  Vermittlung  findet 
statt,  indem  die  unmittelbar  gegebene  (meine)  Vorstellungswelt 
meinen  Leib  in  Bewegung  setzt  und  ihn  nun  entweder  unmittel- 
bar* oder  mittels  der  gemeinsamen  Wahrnehmungswelt  auf  den 
fremden  Leib  einwirken  lässt.  Die  Folge  davon  sind  wahrnehm- 
bare Reaktionen  des  fremden  Leibes,  aus  denen  eben  die  fremde 
Vorstellungswelt  (mit  ihren  Gefühlen  und  Begehrungen)  erschlossen 
wird.  Dieser  ganze  Vorgang  aber  spielt  sich  innerhalb  meines  Be- 
wusstseinszusammenhanges  ab ,  nur  dass  innerhalb  seiner  die 
erschlossenen  fremden  Vorstellungswelten  und  meine  eigene  im 
engern  Sinn  sich  kausal  gleichberechtigt  gegenüberstehen.  So 
bin  ich  bald  »ich«,  bald  »du«,  bald  »er«,  je  nachdem,  welche 
Vorstellungen  in  den  Mittelpunkt  meines  Interesses  getreten  sind, 
aber  auch  je  nachdem,  auf  welchen  Standpunkt  des  »ich«^  »du« 
oder   »er«   ich  mich  stelle. 

Eigene  Gefühle  sind  also  allerdings  die  einzigen  Motive  des 
menschlichen  Handelns,  denn  niemand  kann  über  sich  selbst  hinaus. 
Aber  innerhalb  derselben  muss  man  zwischen  egoistischen 
(im  engern  Sinn)  und  altruistischen  Gefühlen  unterscheiden, 
welche  beide  Gefühlsarten  eben  näher  bestimmt  worden  sind. 
Dabei  muss  aber  bemerkt  werden,  dass  die  egoistischen  Gefühle 
(im  engern  Sinn)  stets  die  Grundlage  und  Voraussetzung  der 
altruistischen  bilden.  Denn  Worte ,  Mienen  und  Gebärden  des 
fremden  Leibes  haben  für  mich  keinen  Sinn,  wenn  ich  sie  nicht 
nach  meiner  eigenen  Vorstellungswelt  mit  ihren  Gefühlen  zu  deuten 
vermag;  ein  Gefühl,  eine  Lust  oder  Unlust,  die  ich  nicht  kenne, 
kann  ich  nie  durch  Aeusserungen  des  fremden  Leibes  allein  kennen 
lernen,  denn  ich  vermag  diese  Aeusserungen  dann  nicht  zu  deuten. 
Dass  ich  zusammengesetzte  fremde  Vorstellungen,  die  ich  selbst 
nie  gehabt  habe,  erschliessen  kann,  kommt  daher,  dass  ihre  Vor- 
stellungselemente mir  unmittelbar  bekannt  sind  und  ich  nur  ihre 
Zusammensetzung  zu  erschliessen  brauche.  Wo  mir  aber  die 
Elemente  unbekannt  sind  (falls  ich  blind,  farbenblind,  taub  geboren 
bin),  kann  ich  sie  auf  keine  Weise  erschliessen.  So  kann  ich 
auch  Kombinationen  von  Gefühlen  erschliessen,  nicht  aber  mir 
elementar  unbekannte  Gefühle.  Deswegen  sind  also  die  egoistischen 
Gefühle  die  erkenntnistheorethische  Grundlage  der   altruistischen. 
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Mit  dem  Vorangegangenen  erscheinen  allerdings  die  Grundsätze 
der  Moral  noch  nicht  festgestellt,  es  muss  noch  nachgewiesen 
werden ,  welche  Gefühle  als  Motive  des  Handelns  moralisch  ge- 
nannt, warum  sie  vor  allen  andern  geschätzt  werden  und  warum 
wir  uns  zu  ihnen  verpflichtet  fühlen.  Das  zur  Moral  gehörige 
Gebiet  des  Handelns  ist  nun  freilich  nach  Zeiten  und  Völkern 
ein  sehr  verschiedenes;  man  kann  aber  im  allgemeinen  sagen, 
sittlich  im  weitesten  Sinn  ist  jene  Handlungsweise  und  Gesinnung, 
die  von  der  öffentlichen  Meinung  gebilligt  resp.  gefordert  wird. 
Hier  muss  ich  aber  auf  etwas  hinweisen  ,  was  nicht  immer  aus- 
einander gehalten  wird.  Der  öffentlichen  Meinung  ist  nur  zu  trauen, 
wo  es  sich  um  sittliche  Grundsätze  handelt ,  nicht  aber,  wo  die 
Subsumtion  eines  konkreten  Falles  unter  jene  Grundsätze  statt- 
finden soll.  Es  hängt  von  der  öffentlichen  Meinung  ab,  in  welchem 
Umfang  z.  B.  Diebstahl,  Raub,  Todschlag,  Mord  gestattet  oder 
verboten  erscheint,  aber  ob  ein  bestimmter  Fall  unter  diese  Be- 
griffe zu  subsumieren  ist,  hängt  von  der  öffentlichen  Meinung  nicht 
ab.  Es  mag  in  einer  Gemeinschaft  als  ausgemacht  gelten ,  dass 
Diebstahl,  Betrug  etc.  moralisch  verwerflich  ist,  trotzdem  kann 
dieselbe  Gemeinschaft  im  konkreten  Fall  ganz  falsch  urteilen  und 
einen  Unschuldigen  für  einen  Betrüger  oder  Dieb  oder  Mörder 
halten.  Ja  ich  möchte  fast  behaupten,  dass  die  öffentliche  Meinung 
in  den  meisten  Fällen,  die  nicht  durch  den  Strafrichter  ans  Tages- 
licht gezogen  werden,  falsch  urteilt,  weil  sie  über  den  Thatbestand 
nicht  genügend  unterrichtet  ist. 

Die  öffentliche  Meinung  stellt  also  die  geltenden  sittlichen 
Grundsätze  fest  und  so  verschieden  sich  diese  auch  nach  Zeiten 
und  Völkern  gestalten  ,  so  offenbaren  sich  doch  in  ihnen  immer 
dieselben  Beweggründe  und  Ziele  in  den  verschiedensten  bald 
einfachem  bald  höchst  zusammengesetzten  äussern  Gestaltungen. 
Will  man  vielen  Reisebeschreibungen  trauen,  so  wäre  freilich  an- 
zunehmen, dass  die  egoistischen  Gefühle  in  den  Gemeinschaften 
auf  niederer  Kulturstufe  vorherrschen ,  dass  diese  Mitleid  und 
überhaupt  Mitgefühl  nur  in  sehr  beschränktem  Masse  kennen ; 
doch  muss  man  darin  vorsichtig  sein ;  denn  man  hat  hier  oft 
»allgemeine  Menschenliebe«  mit  »altruistischen  Gefühlen«  ver- 
wechselt und  vergessen,  dass  sich  Mitgefühl  innerhalb  der 
Stammesgemeinschaft  mit  vollständiger  Gefühllosigkeit  gegenüber 
Nicht-Stammes-Angehörigen  sehr  gut  mit  einander  verträgt.  Diese 
altruistischen  Stammesgefühle  bilden  dann  jedenfalls   den  Grund- 
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stock,  aus  dem  sich  eine  allgemeine  Menschenliebe  zu  entwickeln 
vermag.  Diese  allgemeine  Menschenliebe  wird  dann  oft  auf  hoch- 
entwickelten moralischen  Standpunkten  zum  höchsten  sittlichen 
Ideal.  Wie  weit  allerdings  ein  Volk  sich  sittlich  weiter  zu  ent- 
wickeln vermag,  hängt  von  vielen  schwer  bestimmbaren  Umständen 
ab;  aber  das  steht  fest:-  je  mehr  sich  in  ihm  ein  tieferes  Nach- 
denken über  das  Sittliche  geltend  macht,  desto  mehr  wird  es  zu 
einer  altruistischen  Begründung  der  allgemein  geforderten  Hand- 
lungsweisen gelangen.  Das  hat  vorzüglich  zwei  Gründe:  i)  Es 
ist  unmöglich ,  über  das  sittliche  Verhältnis  von  Menschen  nach- 
zudenken, ohne  seinen  Nebenmenschen  in  seinen  Gefühlen  zu  er- 
fassen zu  suchen;  wir  haben  aber  eben  gesehen,  dass  die  Gefühle 
des  andern  erfassen ,  sie  selbst  haben ,  sich  zum  andern  selbst 
machen  heisst.  Dann  müssen  sie  aber  auch  umsomehr  als  Motive 
des  Handelns  wirken,  je  mehr  man  sie  erkannt  und  erfasst  hat.  Man 
kann  dann  dem  andern  nicht  wehe  thun,  weil  man  sich  selbst  wehe 
thut,  wenn  man  ihm  ein  Leid  anthut.  2)  Das,  was  die  öffentliche 
Meinung  fordert  und  fordern  muss,  ist  eine  Handlungsweise,  die 
den  Begriff  des  allgemeinen  Wohls  einer  Gesellschaft  zu  fördern 
im  Stande  ist.  Darin  liegt  die  Forderung,  dass  jeder  zu  Gunsten 
anderer  auf  gewisse  Vorteile  verzichtet,  wodurch  er  freilich  selbst 
wieder  positive  oder  negative  Vorteile  erlangt.  Dann  muss  aber 
die  altruistische  Gesinnung  als  jene  erscheinen,  welche  die  gefor- 
derte Handlungsweise  am  besten  zu  sichern  vermag.  Denn  der- 
jenige, der  fremdes  Wohl  fördert,  weil  er  es  gleich  seinem  eigenen 
fühlt,  bedarf  keines  weiteren  Anreizes  oder  Zwanges,  um  sittlich 
zu  handeln.  Der  wohldurchdachte  Egoismus  aber  kann  den  Ein- 
zelnen nur  auf  Grund  oft  vieler  unangenehmer  Erfahrungen, 
schwieriger  Berechnungen ,  aus  Furcht  vor  kommender  Unlust, 
dazu  bewegen,  das  Wohl  andrer  zu  berücksichtigen.  Der  Egoist 
muss  also  mit  Selbstüberwindung  das  thun,  was  der  Altruist  von 
selbst  thut.  Dabei  ist  noch  gar  nicht  in  Berechnung  gezogen, 
dass  Wohlwollen  natürlicher  Weise  wieder  Wohlwollen  bewirkt 
und  schon  deswegen  geschätzt  zu  werden  pflegt.  Jedenfalls  scheint 
die  altruistische  Gesinnung  das  legale  Handeln  am  meisten  zu 
verbürgen.  Nennt  man  also  moralisch  im  weitesten  Sinn  jede 
Handlungsweise,  welche  von  der  öffentlichen  Meinung  gebilligt 
resp.  gefordert  wird,  so  scheidet  sich  dieses  Gebiet  in  zwei  Teile : 
in  jenen,  der  die  Handlungsweisen  aus  altruistischer  Gesinnung 
umfasst,    das    eigentlich    moralische  Gebiet  und  in  j  e  n  e  n, 
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der  aus  egoistischen  Gründen  das  allgemein  Gebilligte  thul,    das 
ist  der  Umkreis  des  sittlichen  Handelns  im  engern  Sinn, 

Allem  Anschein  nach  tritt  bei  Völkern ,  die  auf  niedriger 
Entwicklungsstufe  sittlicher  Anschauungen  stehen  (wobei  »niedrig« 
nur  psychologisch  und  historisch  wenig  fortgeschritten  bedeuten 
soll)  die  Beachtung  der  Gesinnung,  aus  der  die  Handlung  hervor- 
geht, in  den  Hintergrund ;  es  ist  das  aus  der  auf  solchen  Stufen 
fehlenden  oder  mangelhaften  Unterscheidung  der  Begriffe  ^dolus, 
culpa,  casiis^<-  zu  erschliessen.  Man  scheint  also  nur  das  äusserlich 
legale  Handeln  zu  kennen.  Wenn  später  die  Rache  des  Privat- 
mannes vom  Staate  möglichst  hintangehalten  wird,  so  wirken  dabei 
wohl  fast  ausschliesslich  egoistische  Motive  mit.  Die  Macht  der  Staats- 
gewaltigen leidet  unter  den  ewigen  Rachefehden  und  wird  den 
äussern  Feinden  gegenüber  geschwächt.  Erst  spät  scheint  auch 
das  Mitgefühl  in  der  Gesetzgebung  eine  Rolle  zu  spielen  und  auch 
dann  wohl  mehr  verhindernd  als  fürsorgend.  Doch  darf  man 
daraus  nicht  schliessen,  dass  ursprünglich  alle  altruistischen  Trieb- 
federn menschlichen  Handelns  gefehlt  haben  —  sie  fehlten  nur 
für  das  Rechtsleben  und  das  deswegen  (wie  wir  später  sehen 
werden) ,  weil  das  Recht  mehr  auf  den  äussern  Thatbestand  als 
auf  die  innere  Gesinnung  sehen  muss,  will  es  sich  nicht  selbst 
illusorisch  machen.  Daher  hat  auch  die  Moral  einen  teilweise 
andern  Entwicklungsgang  als  das  Recht.  Die  Moral  oder  Sittlich- 
keit im  weitesten  Sinn  gestaltet  sich  meist  immer  altruistischer 
und  betrifft  immer  mehr  den  Charakter.  Das  Recht  beschränkt 
sich  stets  mehr  auf  den  äussern  Thatbestand  und  scheint  die  Ge- 
sinnung zu  vernachlässigen,  denn  die  Unterscheidung  von  dolus 
und  culpa  trifft  doch  die  Gesinnung  nur  teilweise.  Aber  diese  Ver- 
schiedenheit ist  doch  wieder  nur  eine  äusserlich  begründete  :  die 
Moral  als  Gesinnung  eines  Volkes  bildet  auch  den  Untergrund 
seines  Rechtsbewusstseins  ,  im  moralischen  Bewusstsein  eines 
Volkes  bereiten  sich  jene  Rechtsbegriffe  vor,  die  dann  oft  mit 
scheinbarer  moralischer  Unabhängigkeit  hervortreten  und  das  wohl 
deswegen,  weil  jeder  Gesetzgeber  fühlt,  dass  er  mit  der  Gesetz- 
gebung den  innersten  Charakter  des  Menschen  doch  nicht  treffen 
kann.  Dabei  fallen  Recht  und  Moral  anfangs  mehr  zusammen 
und  gehen  später,   wenn  auch  oft  nur  scheinbar,  mehr  auseinander. 

Wir  haben  nun  noch  einen  Begriff  zu  untersuchen,  den  der 
moralischen  Verpflichtung  oder  des  Sollens.  Aus  dem  Voran- 
gegangenen wird  wohl  schon  klar  geworden    sein,    dass    es  eine 
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absolute  Verpflichtung  nicht  geben  kann.  Eine  solche 
erschiene  nur  möglich  im  Sinne  eines  unmotivierten  oder  eines 
durch  ein  absolut  geltendes  Motiv  beherrschten  SoUens.  Ein  Sollen 
der  ersten  Art  ist  im  Gebiet  der  Erfahrung  nicht  aufzufinden ; 
was  sollte  auch  ein  Sollen  der  Moral  nützen,  dem  jede  Handhabe 
zur  Leitung  menschlicher  Handlungen  fehlen  würde !  Denn  ein 
unmotiviertes  Sollen  braucht  als  solches  noch  nicht  moralisch  zu 
sein,  es  wäre  aber,  falls  es  zufälliger  Weise  unmoralisch  wäre,  gar 
nicht  mehr  moralisch  zu  machen,  weil  es  jeder  Einwirkung  entzogen 
wäre.  Ein  Sollen  der  zweiten  A  r  t  ist  aber  ebenfalls  nicht 
vorhanden ;  es  giebt  kein  Motiv  moralischer  Verpflichtung ,  das 
allgemein  anerkannt  wäre.  Man  könnte  vielleicht  glauben ,  dass 
Lust  (und  Unlust)  ein  solches  Motiv  abgeben  könne ,  denn  that- 
sächlich  beherrscht  sie  alle  Motivation ;  aber  einerseits  kann  die 
Lust  an  und  für  sich  nie  Ursache  des  Sollens  sein,  denn  kein  Mensch 
strebt  nach  Lust,  weil  er  soll,  sondern  weil  er  muss  ;  andrerseits 
ist  die  Lust  je  nach  Individuen  und  Zeiten  und  selbst  beim  selben 
Individuum  nach  Zeiten  und  Umgebungen  so  verschieden,  dass 
ein  allgemein  bindendes  Motiv  aus  ihr  nicht  gewonnen  werden 
kann.  Eine  absolute  Begründung  des  Sollens  ist  also,  wenn  man 
nicht  zu  metaphysischen  Hypothesen  greifen  will,  unmöglich.  Es 
kann  daher  nur  ein  relatives  Sollen  geben  und  wir  haben  seinen 
Begrifif  nun  festzustellen.  Jedes  Sollen  beruht  auf  einem  Wollen, 
es  besteht  in  dem  Druck,  den  ein  Wollen  auf  ein  andres  ausübt. 
Die  Lust  an  sich  kann  diesen  Druck  nicht  ausüben ,  denn  das 
Wollen  giebt  ja  der  Lust  gern  »von  selbst«  nach.  Da  aber  die 
Lust  Motiv  für  alles  Handeln  ist,  so  ist  sie  es  auch  für  jenes  Handeln, 
das  aus  dem  Sollen  hervorgeht.  Nun  erscheint  aber  die  Beein- 
flussung meines  Wollens  durch  eine  »Naturmacht«,  soweit  ich  diese 
nicht  personifiziere,  niemals  als  ein  Sollen.  Wenn  ich  vor  einem  Un- 
wetter flüchte,  so  liegt  darin  kein  Sollen.  Nur  die  Beeinflussung 
des  Wollens  durch  andres  Wollen  erscheint  als  ein  Sollen.  Dieses 
andre  Wollen  ist  aber  immer  in  letzter  Linie  mein  eigenes.  Aller- 
dings soll  ich  oft,  weil  ein  andrer  will  ;  aber  der  blosse  Wille  des 
andern  ist  für  mich  nie  Gesetz;  denn  dann  müsste  jeder  fremde 
Wille  für  mich  Gesetz  sein  können.  Nur  ein  allgemeinerer  Grund- 
satz, dessen  Befolgung  ich  mir  aus  welchen  Gründen  immer  vor- 
genommen habe,  kann  mein  Wollen  im  einzelnen  Eall  verpflichten, 
insofern  als  mein  Wollen  im  allgemeinen  mein  Wollen  im  speziellen 
beeinflusst.     Fügt  sich  aber  mein  spezielles  Wollen    meinem    all- 
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gemeinern  (dem  Inlialt  nach)  gegenüber  ohne  Kampf,  dann  ent- 
steht trotzdem  kein  Sollen.  Nur  das  Widerstreben  des  Wollens 
andrem  Wollen  gegenüber  bringt  ein  Sollen  hervor.  Dieses  Wider- 
streben entsteht  aber  folgendermassen  :  Das  allgemeinere  Wollen 
kann  in  letzter  Linie  nur  auf  einem  Lustmotiv  beruhen,  aber  nicht 
auf  einer  bestimmten  Lust,  sondern  auf  einem  Grundsatz,  der  die 
Gewinnung  der  grössten  Summen  Lust  im  Leben  oder  für  einen 
Teil  desselben  oder  auch  für  das  Jenseits  bezweckt,  das  spezielle 
W'ollen  ist  aber  entweder  ein  Wollen  einer  bestimmten  (konkreten) 
Lust  oder  ein  Nichtwollen  einer  bestimmten  Unlust,  wobei  im 
ersten  Fall  die  Lust  dem  gewollten  allgemeinen  Grundsatz  wider- 
strebt ,  im  zweiten  Fall  die  Aufsichnahme  der  Unlust  von  ihm 
gefordert  erscheint.  Dadurch  entsteht  ein  Widerstreit,  das  Wollen 
des  Allgemeinern  drückt  auf  das  Wollen  des  Speziellem  und  dieser 
Druck  erscheint  als  Sollen. 

Indirekt  kann  nun  auch  das  fremde  Wollen  Ursache  meines 
Sollens  sein,  nicht  aber  direkt  als  blosses  Wollen  des  andern, 
fiabe  ich  Furcht  vor  des  Andern  Macht,  Hochachtung  vor  seiner 
Einsicht  und  Weisheit  oder  verbindet  mich  innige  Liebe  und  Freund- 
schaft mit  ihm,  so  kann  sein  Wille  mir  zum  Gesetz  werden  d.  h. 
ich  mache  es  mir  zum  Grundsatz,  seinem  Willen  zu  folgen,  soweit 
dies  eben  meine  Furcht,  Hochachtung  oder  Liebe  gebietet.  Da- 
durch wird  fremder  Wille  mir  zur  Autorität  und  insofern  kann 
das  Sollen  auch  auf  der  Autorität  beruhen.  Niemals  aber  kann 
die  Autorität  allein  Ursache  des  Sollens  sein,  denn  in  letzter  Linie 
muss  ich  entscheiden,  wer  für  mich  Autorität  sein  soll  und  die 
Beweggründe  für  meine  Entscheidung  sind  meine  Beweggründe 
und  das  mein  Wollen  eigentlich  bestimmende.  Auch  der  Gedanke 
an  Gott  kann  kein  Sollen  in  mir  ohne  eigene  Beweggründe  be- 
wirken. Wenn  es  sicher  wäre,  dass  Gott  weder  lohnt  noch  straft, 
dann  könnte  immer  noch  die  Liebe  zum  allbarmherzigsten 
Wesen  mich  zur  Befolgung  seines  Willens  bewegen.  Wenn  ich 
nun  diese  Liebe  nicht  fühlte ,  dann  könnte  vielleicht  noch  das 
Vertrauen  zu  Gottes  Allweisheit  seinen  Willen  mir  zum  Gesetz 
machen;  wenn  ich  aber  auch  dieses  Vertrauen  nicht  hätte,  dann 
wüsste  ich  wahrhaftig  nicht,  was  mich  bewegen  sollte,  den  Willen 
Gottes  zu  befolgen. 

Deswegen  ist  auch  nicht  jedes  Sollen  ein  moralisches,  sondern 
nur  jenes,  das  von  moralischen  Grundsätzen  geleitet  ist.  Wo  nun 
altruistische  Grundsätze  in  vorzüglichem  Sinn  als  moralische  (we- 
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nigsteiis  auf  durchgebildetem  moralischem  Staudpunkl)  gelten,  da 
wird  auch  das  von  altruistischen  Motiven  getragene  Sollen  als  vor- 
nehmlich verpflichtend  erscheinen,  aber  doch  nur  für  denjenigen, 
der  eben  die  altruistischen  Grundsätze  als  die  »besten«  anerkennt. 
Dass  aber  eine  solche  Hochschätzung  altruistischer  Grundsätze 
mehr  oder  weniger  in  der  menschlichen  Natur  begründet  ist,  wurde 
oben  dargelegt  und  darauf  beruht  auch  zu  einem  Teile  die  mora- 
lische Uebereinstimmung  der  Menschen,  soweit  sie  überhaupt  zu 
finden  ist. 

Wir  haben  nun  den  Begriff  der  Sittlichkeit  behandelt,  dabei 
aber,  wie  es  scheint ,  seine  Hauptgrundlage  und  Voraussetzung, 
nämlich  den  Begriff"  des  allgemeinen  Wohls  selbst,  ausser  acht 
gelassen.  Das  kommt  aber  nur  daher,  weil  das  allgemeine  Wohl 
nie  als  solches,  sondern  nur  seinen  allgemeinen  Bedingungen  nach 
festgestellt  werden  kann  und  diese  Bedingungen  wieder,  soweit 
sie  sich  bei  allen  Völkern  zu  allen  Zeiten  mehr  oder  weniger  gleich 
bleiben,  den  Gegenstand  besonderer  Teile  der  Gesellschaftswissen- 
schaften ausmachen.  Es  giebt  kein  Wohl,  das  die  Gesellschaft  als 
solche  fühlen  würde  und  deswegen  kein  allgemeines  Wohl  in  diesem 
Sinn ;  es  giebt  nur  ein  Wohl  das  Einzelne  (z.  T.  freiUch  als  allge- 
meines) fühlen,  aber  die  sozialen  Vorbedingungen  des  Wohles  des 
Einzelnen  sind  das,  was  man  »allgemeines  Wohl«  nennt  und  nur 
in  diesem  Sinn  will  ich  dieses  Wort  gebrauchen. 

Es  handelt  sich  also  um  die  Bedingungen  des  Wohles  aller, 
die  natürlich  je  nach  Zeiten  und  Orten  verschiedene  sein  müssen. 
Etwa  folgende  allgemeine  Arten  wären  aber  zu  unterscheiden : 
i)  Das  allgemeine  Wohl  kann  gefördert  werden,  indem  man  seine 
Hemmungen  durch  öff"entliche  Verbote  und  verhängte  Strafen  zu 
beseitigen  sucht:  Strafrecht.  2)  Das  Wohl  der  Gesellschaft 
kann  auch  durch  eine  positive  Rechtsordnung,  z.  B.  im  Zivilrecht, 
Verwaltungsrecht  etc.  gefördert  werden.  3)  Es  kann  durch  unmittel- 
bare und  mittelbare  Produktion  von  materiellen  Gütern 
die  Grundlage  des  Wohls  aller  geschaff"en  werden.  4)  Es  kann 
durch  Erziehung  (Pädagogik)  eine  den  Erfordernissen  des  all- 
gemeinen Wohls  gemässe  Gesinnung  und  Wirksamkeit  des  Ein- 
zelnen vorbereitet  werden. 

Im  allgemeinen  kann  aber  das  Gemeinwohl  durch  zweierlei 
gefördert  werden:  i)  durch  Erzeugung  von  Gütern,  materiellen 
und  geistigen.  2)  Durch  Erziehung  im  weitesten  Sinn.  Diese  zer- 
fällt wieder  a)  in   die  Erziehung  des  Volkes  durch  sich  selbst  als 


Zur  Rechtsphilosophie  von  psychologisch-historischem  Standpunkt.    487 

eines  Ganzen  ohne  Rücksicht  auf  den  Einzehien.  1  )ie  Erziehung 
des  Volkes  durch  sich  selbst  kann  wieder  entweder  a)  unmittelbar 
durch  die  öffentliche  Meinung,  also  durch  die  herrschenden  Moral- 
begriffe oder  aber  ß)  mittelbar  durch  Gesetzgeber  und  dazu  öffentlich 
befugte  Rechtspersonen  mittels  Gesetzen,  also  mittels  einer  Rechts- 
ordnung erfolgen.  Die  Erziehung  kann  aber  auch  b)  den  lunzelnen 
alssolchenbetreffen,  um  ihn  zu  einem  glücklichen  und  tüchtigen  Gliede 
der  Gemeinschaft  zu  machen.  Erfolgt  diese  Erziehung  öffentlich, 
dann  erzieht  sich  in  ihr  das  Volk  im  einzelnen  zu  einem  glücklichen 
Zusammenleben.  Soweit  aber  c)  die  Erziehung  des  Einzelnen  auch 
den  Einzelnen  oder  Einzelnen  überlassen  wird,  erfolgt  sie  auch  durch 
die  letzten  und  nicht  durch  das  Volk,  ausser  insofern  es  jene  ge- 
wissen allgemeinen  Anforderungen  durch  das  Gesetz  oder  die 
öffentliche  Meinung  unterwirft.  Die  Produktion  materieller  und 
geistiger  Güter  erscheint  dadurch  in  einer  gewissen  Abhängigkeit 
von  der  Erziehung  im  weitesten  Sinn.  Denn  die  Erziehunnr  muss 
darauf  hinwirken,  dass  nur  jene  Güter  erzeugt  werden,  die  dem 
Gemeinwohl  nicht  schaden,  und  dass  die  Erzeugung  jener  Güter 
bevorzugt  wird,  die  ihm  förderlich  sind  oder  gar  seine  notwendige 
Grundlage  bilden.  Die  Erziehung  des  Volkes  durch  sich  selbst  hat 
also  zu  bestimmen,  die  Erzeugung  welcher  Güter  und  in  welchem 
Grade  den  Einzelnen  zu  überlassen  ist.  Andrerseits  bestimmt  aber 
natürlich  die  Produktion  auch  die  Erziehung.  Die  Fortschritte  der 
Technik  gestatten ,  neuartige  Güter  zu  erzeugen  ,  erleichtern  die 
Produktion  alter  und  bewirken  so  das  Auftauchen  neuer,  die 
grössere  Verbreitung  alter  Bedürfnisse.  Die  Bedürfnisse  ringen  der 
Erziehung  gegenüber  nach  Geltung.  Die  P>ziehung  muss  ihnen 
meistens  schliesslich  Rechnung  tragen  und  kann  schädliche  und 
überwuchernde  Bedürfnisse  erst  dann  unterdrücken  oder  auf  ihr 
richtiges  Mass  heruntersetzen ,  wenn  die  Einsicht  in  ihre  Schäd- 
lichkeit mehr  oder  weniger  allgemein  geworden   ist. 

Das  Gemeinwohl  muss  daher  nicht  nur  nach  Zeiten  und  Völkern 
verschieden  sein,  es  muss  auch  zum  grössten  Teil  im  besondern 
nach  den  eben  aufgezählten  Gesichtspunkten  bestimmt  werden  ; 
im  allgemeinen  lässt  sich  nur  wxnig  darüber  sagen.  Jedenfalls  ist 
es  unrichtig,  wie  Bentham  in  der  Lustsumme  der  Einzelnen  das 
allgemeine  Wohl  zu  erblicken.  Diese  Lustsumme  lässt  sich  weder 
messen  noch  bestimmen,  auch  ist  der  Genuss  nicht  das  einzige 
Glücksmoment  im  menschlichen  Leben.  Im  allgemeinen  lässt  sich 
nur  soviel  sagen,  dass  neben    dem  Genuss  auch  das  beglückende 
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Streben  und  Ringen  eine  Rolle  spielt,  vielleicht  eine  grössere  als 
der  Genuss  selbst ;  jedenfalls  bildet  es  das  Zünglein  an  der  Wage 
menschlichen  Glücks,  es  giebt  den  Ausschlag  für  das  Wohl  oder 
Uebelbefinden  des  Menschen.  Streben  heisst  aber  etwas  anstreben, 
was  nicht  da  ist  und  dieses  muss  als  besser  gelten,  wie  das  Vor- 
handene. Damit  ist  die  Forderung  einer  steten  Steigerung  des 
Glücks  ausgesprochen ;  nur  ein  Fortschreiten  zu  Besserem  oder  für 
besser  Gehaltenem  kann  beglücken.  Zweitens  bedarf  das  Glück 
des  Kontrastes  sowohl  durch  Unglück  als  durch  Abwechslung, 
sonst  stumpft  sich  das  Glücksgefühl  zu  langer  Weile  ab.  Diese  Er- 
fordernisse sind  allgemeine  und  gelten  auch  für  das  Gemeinwohl; 
sie  müssen  daher  auch  bei  der  Bestimmung  des  Gemeinwohls  von 
den  verschiedenen  Standpunkten  der  Volkswirtschaft,  des  Rechts 
u.  s.  w.  berücksichtigt  werden.  Man  kann  die  Erfüllung  dieser 
Erfordernisse  mit  der  geistigen  Gesundheit  des  Einzelnen 
und  der  Gesellschaft  identifizieren.  Nur  wo  ein  reges  beglückendes 
Streben  und  die  Anregung  dazu  durch  den  Gegensatz  von  Glück 
und  Unglück  und  durch  die  Abwechslung  im  Glück  gegeben  ist, 
herrscht  geistige  Gesundheit.  Wo  die  äussern  Umstände  (Anregung) 
kein  beglückendes  Streben  hervorrufen,  da  ist  entweder  schon 
geistige  Krankheit  vorhanden  oder  der  Keim  zu  ihr  gelegt,  mag 
nun  die  Ursache  an  den  äussern  Umständen  oder  an  den  Anlagen 
des  Individuums  liegen. 

Die  Bedingung  aber  der  geistigen  Gesundheit  ist  die  leibliche. 
Die  Thatsache  dieser  Bedingtheit  der  geistigen  Gesundheit  durch 
die  leibliche  (die  übrigens  eine  gegenseitige  ist)  ist  aber  nicht 
unmittelbar  gegeben;  erst  allmälig  wird  die  Erfahrung  dahin  er- 
weitert ,  die  leibliche  Beschaffenheit  als  notwendige  Bedingung 
menschlichen  Wohlbefindens  zu  erkennen.  Heute  hat  diese  Er- 
kenntnis übersehen  lassen ,  dass  die  Beschaffenheit  des  Leibes 
ebenso  abhängig  von  der  Beschaffenheit  des  Geistes  ist  wie  um- 
gekehrt d.  h.  dass  Vorstellung,  Gefühl  und  Wille  ebenso  den  Leib 
beeinflussen,  wie  dieser  jene. 

IL  Das  Recht  im  allgemeinen. 

Das  Recht  beruht  auf  der  Gesellschaft,  ausserhalb  der  Gesell- 
schaft giebt  es  kein  Recht.  Jeder  wird  zugeben,  dass  Recht  nur 
Sinn  hat  einem  andern  »vernünftigen«  Wesen  gegenüber,  sei  es 
ein  Mensch  oder  wenigstens  Gott,  nicht  jeder  wird  aber  zugeben, 
dass  das  Recht  in    der    Gesellschaft    seinen    einzigen  Grund    hat. 
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Vielmehr  hat  man  sich  von  jeher  bemüht,  dem  Recht  eine  ewige 
Geltung  nicht  ausser  aber  wenigstens  vor  aller  Gesellschaft  zu  ver- 
schafifen,  sei  es  dass  man  seine  Begründung  in  einem  abstrakten 
Vernunftgesetz  oder  in   Gott  gesucht  hat. 

Das  abstrakte  Vernunftgesetz  kann  aber  als  abstraktes  gar 
nichts  begründen,  denn  man  muss  ja  dabei  von  allem  Inhalt  ab- 
strahieren und  dann  bleibt  gar  nichts  mehr  übrig,  was  ein  Recht 
zu  begründen  vermöchte.  Es  verhält  sich  hier  genau  ebenso  wie 
bei  der  Moral,  die  Vernunft  als  solche  kann  keine  Moral  begründen, 
weil  formal  ein  Grundsatz  so  gut  wie  der  andere  ist.  Versteht 
man  aber  unter  der  Begründung  des  Rechtes  durch  Vernunft,  dass 
im  menschlichen  Wesen  gewisse  Eigenschaften  liegen,  die  in  Ver- 
bindung mit  der  Gesellschaft  und  ihrer  Stellung  zur  äussern  Natur 
notwendig  zu  gewissen  Rechtsgrundsätzen  führen ,  so  muss  das 
zugegeben  werden  ;  dann  ist  damit  aber  auch  zugestanden,  dass 
die  Gesellschaft  eine  notwendige  Bedingung  jeder  Rechtsentwicklung 
ist  und  mehr  wollen  wir  auch  nicht.  Was  aber  die  Begründung 
des  Rechtes  durch  Gott  anbelangt,  so  haben  auch  die  Kirchen- 
lehrer zugegeben,  dass  sein  Begriff  nur  negativ  bestimmt  werden 
kann.  Aus  einem  negativen  Begriff  lässt  sich  aber  keine  positive 
Rechtsordnung  ableiten.  Man  kann  sagen,  das  Recht  beruht  auf 
dem  Willen  Gottes  oder  Gott  hat  der  menschlichen  Vernunft  das 
Gefühl  für  Recht  und  Sitte  eingepflanzt ;  kennen  wir  aber  den 
Willen  Gottes?  Ist  uns  das  von  Gott  »eingepflanzte«  Gefühl  für 
Sitte  und  Recht,  das  »Gewissen«  unmittelbar  bekannt  oder  nur 
in  seiner  Entfaltung  zu  verschiedenen  Zeiten  und  Orten  ?  Sieht 
man  vcm  der  historischen  Entfaltung  des  Gewissens  ab,  so  bleiben 
m.  E.  nur  gewisse  allgemein  menschliche  Eigenschaften,  die  unter 
bestimmten  historischen  Umständen  zum  > Recht«  und  »Rechts- 
gefühl« führen  mussten.  Will  man  unter  »Gewissen«  nur  jene 
menschliche  Eigenschaften  verstehen,  dann  ist  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden, denn  dann  sind  wir  wieder  bei  unserer  Ansicht  ange- 
langt, dass  das  Recht  unter  Voraussetzung  gewisser  menschlicher 
Eigenschaften  nur  in  der  Gesellschaft  sich  entwickeln  konnte,  aber 
in  dieser  sich  notwendig  entwickeln  musste.  Um  aber  die  not- 
wendigen Bedingungen  jeder  Rechtsentwicklung  herauszufinden, 
wollen  wir  uns  (so  unmöglich  es  in  der  Wirklichkeit  ist)  auf  den 
Standpunkt  eines  einzelnen  Menschen  versetzen,  der  auf  einer  un- 
bewohnten Insel  lebte  und  niemals  mit  andern  Menschen  zusammen- 
gekommen wäre.     Wir  wollen   davon    absehen ,    dass    ein  solcher 
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>Mensch«  eigentlich  gar  kein  Mensch  sein  könnte,  er  müsste  ohne 
menschhche  Erziehung  unter  Tieren  aufgewachsen  auch  tierisch 
denken  und  fühlen.  Sehen  wir  also  davon  ab  und  fragen  wir  uns, 
ob  ein  solcher  »Mensch«  den  Begriff  des  Rechtes  haben  könnte? 
Ein  Recht  andern  gegenüber  würde  es  für  ihn  nicht  geben  können, 
weil  es  für  ihn  ja  gar  keine  »andern«  giebt.  Er  könnte  sich  also 
nur  der  leblosen  oder  tierischen  Natur  gegenüber  zu  irgend  etwas 
berechtigt  und  jene  zu  etwas  verpflichtet  oder  auch  jene  zu  etwas 
berechtigt  und  in  letztem  h^all  sich  dazu  verpflichtet  fühlen.  Kann 
ein  Stein,  ein  Baum,  ein  Tier  Rechtspflichten  haben  ?  Man  könnte 
das  nur  in  Analogie  mit  den  menschlichen  Rechtspflichten  be- 
haupten, dann  setzt  man  aber  diese  schon  voraus,  die  erst  erklärt 
werden  sollen.  Wenn  ich  aber  einen  Stein,  eine  Pflanze,  ein  Tier 
zu  nichts  verpflichten  kann ,  wie  soll  ich  mich  ihnen  gegenüber 
berechtigt  fühlen.  Ich  kann  Tiere,  ja  selbst  Pflanzen  aus  Mitleid 
pflegen  und  gut  behandeln,  ich  kann  Tieren  aus  Furcht  ein  Jagd- 
revier überlassen,  aber  ich  kann  nicht  glauben,  dass  Pflanzen  und 
Tiere  die  rechtliche  Anforderung  der  Pflege  oder  der  Ueberlassung 
eines  Jagdreviers  an  mich  haben ,  ebensowenig  wie  ich  glauben 
kann,  dass  jene  Wesen  mein  Jagdrevier  oder  meine  Anpflanzung 
oder  meine  Person  rechtlich  zu  beachten  verpflichtet  sind.  Ich 
könnte  also  in  der  Lage  eines  solchen  Menschen  kein  Recht  haben, 
weil  mir  kein  Wesen  Unrecht  thun  könnte,  ebensowenig  wie  ich 
ihm  Unrecht  thun,  d.  h.  mich  ihm  gegenüber  irgendwie  rechtlich 
verpflichtet  fühlen  könnte.  Ich  könnte  daher  keinen  Begriff  von 
Eigentum  haben,  denn  es  ist  nicht  nur  niemand  da,  der  es  mir 
streitig  machen  könnte,  es  ist  auch  niemand  da,  dem  gegenüber 
ich  ein  solches  Recht  geltend  machen  könnte.  Ich  kann  über- 
haupt nicht  betonen,  dass  ich  ein  Recht  habe,  weil  niemand  da 
ist,  der  mir  ein  Unrecht  thun  könnte.  Was  ich  thue,  kann  mir 
daher  weder  als  Recht  noch  als  Unrecht  erscheinen,  denn  dieser 
Gegensatz  besteht  unter  den  vorhandenen  Umständen  nicht.  Ganz 
anders  verhält  sich  die  Sache,  sobald  dem  Menschen  ein  Mitmensch 
gegenübersteht.  Dann  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als  ihn  zu 
bekriegen  oder  mit  ihm  ein  stillschweigendes  oder  ausdrückliches 
Uebereinkommen  zu  treff'en.  Dass  dieses  Uebereinkommen  aber 
ursprünglich  ein  stillschweigendes  war,  ist  deswegen  sehr  wahr- 
scheinlich, weil  die  Gesellschaft  sich  nicht  durch  selbständiges  Ge- 
genübertreten einzelner  Menschen  gebildet  hat;  sie  ist  vielmehr 
hervorgegangen  durch  Zusammenleben  von  Kindheit  an  und  durch 
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Autorität  der  älteren  Generationen  gegenüber  den  Jüngern  in  der 
Horde.  In  ihr  hat  sich ,  beeinflusst  durch  die  Elemente  der  Er- 
fahrung des  Schut/.bedürfnisscs  nach  aussen,  elterlicher  oder  we- 
nigstens ihr  ähnlicher  Fürsorge  nach  innen,  ein  stillschweigendes 
Uebereinkommen  in  der  Art  und  Weise  des  gemeinsamen  Lebens 
bilden  müssen.  Ein  solches  Uebereinkommen  ist  nicht  der  Ver- 
trag (co7itrat  social)  ,  der  schon  eine  Rechtsordnung  voraussetzt, 
sondern  eine  stillschweigende  gegenseitige  Anpassung  an  indivi- 
duelle und  gemeinsame  Bedürfnisse.  Ein  solches  Uebereinkommen 
musste  sich  allmählich  bilden  ,  es  konnte  aber  nicht  »getroffen« 
werden  ;  genau  so,  wie  die  Sprache  eines  solchen  stillschweigenden 
Uebereinkommens  zu  ihrer  Bildung  bedarf,  niemals  aber  durch 
ein  »ausdrückliches«  Uebereinkommen  entstehen  kann,  weil  ein 
solches  schon   die  Sprache  voraussetzt. 

Das  Recht  beruht  also  auf  einer  Gemeinschaft  von  Menschen, 
die  sich  äusserlich  als  Gesellschaft  kundgiebt.  Aber  eben  weil 
der  Mensch  von  Natur  gesellschaftlich,  ein  t^wov  ttoX'.tcxov  ist,  weil 
er  ursprünglich  (durch  Geburt)  an  andere  angewiesen  ist,  ist  auch 
das  Recht  seinen  Elementen  nach  etwas  Ursprüngliches;  aber 
diese  Elemente  sind  noch  nicht  das  Recht  selbst.  Ebendeswegen 
ist  es  aber  auch  unmöglich,  den  Ursprung  des  Rechts  historisch 
zu  entwickeln ,  weil  sein  Ursprung  in  vorhistorischen ,  ja  seinen 
Elementen  nach  in  vormenschlichen  Zeiten  zu  suchen  ist.  Weil 
aber  der  Ursprung  des  Rechts  immer  nur  psychologisch  (sozial- 
psychologisch), niemals  aber  rein  historisch  (wenn  auch  nich^ 
ohne  Beihilfe  der  Geschichte)  festgestellt  werden  kann,  haben  manche 
Rechtsphilosophen  die  Ansicht  verfochten,  dass  die  Rechtsbegriffe 
angeboren  seien.  Daraus  aber,  dass  sich  die  Entstehung  der  Rechts- 
begriffe aus  ihren  psychologischen  Elementen  wird  niemals  histo- 
risch entwickeln  lassen,  folgt  noch  nicht,  dass  sie  überhaupt  nicht 
historisch  entstanden  sind.  Angeboren  können  überhaupt  niemals 
vollentwickelte  Begriffe  sein  ,  das  gilt  ebenso  für  die  Moral  wie 
für  das  Recht,  sondern  nur  ihre  psychologischen  Vorbedingungen. 
Dass  das  Recht  nicht  angeboren  ist,  sehen  wir  übrigens  bei  jedem 
Kinde.  Ein  Kind  bis  vielleicht  zu  drei  Jahren  hat  keinen  Begriff 
von  Recht  oder  Unrecht;  es  weiss  nur,  wofür  es  gestraft,  wofür 
es  geschmeichelt  wird,  was  ihm  erlaubt  und  was  ihm  nicht  erlaubt 
ist;  aber  eben  durch  diese  Beschränkung  seiner  Handlungsfreiheit 
in  Verbindung  mit  Beschränkungen  der  Handlungsfreiheit  Anderer 
entwickelt  sich  bei  ihm  ein  Rechtsgefühl,  der  Rechtsbegriff. 
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Beruht  nun  das  Recht  auf   der  Gemeinschaft  von  Menschen, 
so  ist  zunächst  zu  untersuchen,  worin  diese  Gemeinschaft  besteht. 

Wenn    mehrere  Menschen    einen  Fleck  Erde    bewohnen ,    so 
kann  ihre  vorausgesetzte  Gemeinschaft  unmögHch  darin  bestehen, 
dass    ihre    Leiber    gewisse    benachbarte  Räume    ausfüllen.     Auch 
nicht  darin,  dass  der  Eine  die  Wahrnehmung  des  Andern  (seiner 
Gestalt,  Mienen,  Worte  etc.)  hat.    Die  Sache  zeigt  sich  schon  in 
etwas  geändert,  wenn  der  Eine  die  Bewegungen,  Mienen,  Worte  etc. 
des  Andern  deutet.    Denn  so  gelangt  er  zur  Kenntnis  des  fremden 
Vorstellungs-  und  Gefühlslebens,  er  hat  damit  den  Andern  in  sich 
aufgenommen,  er  fühlt  seine  Freude,  seinen  Schmerz  selbst.    Darin 
liegt  schon  eine  gewisse  Gemeinschaft,    denn  nun  können  wenig- 
stens beide   »gemeinschaftliche«   Gefühle   haben ,    d.  h.  sie  haben 
erschlossener  Weise  ähnliche  Gefühle  und  Vorstellungen  mit  dem 
Bewusstsein    ihrer    gegenseitigen  Aehnlichkeit   und  Abhängigkeit. 
Aber  es  ist  das  eine  Gemeinschaft ,  die  rein  innerlich  ist.    Wenn 
Einer  mit  dem  Andern  fühlte,  gewisse  Vorstellungen  mit  ihm  »ge- 
mein« hätte,  aber  wenn  ihre  gemeinsamen  Vorstellungen   und  Ge- 
fühle keinen  Einfluss  auf  ihr  Handeln  hätten,  so  lebte  doch  jeder 
getrennt,    es  wäre  nur  eine  innere  ,    keine    äussere  Gemeinschaft 
(Gesellschaft)  vorhanden.    Zur  äussern  Gemeinschaft  kann  es  nur 
kommen,  wenn  es  zu  äussern  Handlungen  aus  gemeinschaftlichen 
Motiven  kommt  (gemeinsame  Arbeit).    Das  muss  aber  wenigstens 
teilweise  stattfinden ,    sobald  die  Einzelnen    ihre  Gefühle  und  Be- 
dürfnisse gegenseitig  kennen  gelernt  haben,   denn  dann  müssen  sie 
auch    gegenseitig    ihr  Handeln    beeinflussen.    Aber  auch  dann  ist 
noch  kein    äusserer  Verein    vorhanden,    wenn   die    verschiedenen 
erschlossenen  individuellen  Motive  zwar  das  Handeln  gegenseitig 
beeinflussen,  aber  kein  gemeinsames  Handeln  zuwege  bringen. 
Auch  dann  lebt  jeder  für  sich,  wenn  er  auch  sein  Handeln  nach 
dem  Handeln  der  Andern  einrichtet.    Zu  einem  gemeinsamen  Han- 
deln kann  es  daher  auch  nur  kommen,  wenn  die  Menschen  nicht 
nur  innerlich,  sondern  auch  äusserlich  durch   »gemeinsame«  Ziele 
in  der   »gemeinsamen«  Aussenwelt  vereinigt  erscheinen.    Dadurch 
wird  die  innere  Gemeinschaft    auch  zu    einer    äussern  ,    d.  h.  zur 
Gesellschaft.    Die  Gesellschaft  geht  daher  soweit  als  die  Gemein- 
samkeit der  Ziele  geht  und  soviel  Arten  von  gemeinsamen  Zielen 
es  giebt,  soviel  Arten  von  Gesellschaften  giebt  es.    Da  aber  diese 
verschiedenartigen  Ziele  in    einander    übergehen ,    so  gehen  auch 
die  von  ihnen  bewirkten  Gesellschaften  in  einander  über.    Da  aber 
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den  gemeinsamen  Zielen  auch  entgegengesetzte  gegenüber  stehen, 
so  spaltet  sich  auch  die  Menschheit  in  Feindschaften,  so  dass  jede 
Art  Gesellschaft  nach  innen  Gemeinschaft ,  nach  aussen  Feind- 
schaft ist. 

Es  handelt  sich  nun  darum,  das  Entstehen  solcher  Gemein- 
schaften psychologisch  zu  erklären.  Jedenfalls  ist  die  psycholo- 
gische Voraussetzung  jeder  Gemeinschaft,  dass  in  zwei  oder  meh- 
reren Menschen  gleiche  Gefühle  gleichzeitig  aus  denselben  Ur- 
sachen sich  entwickeln,  denn  dann  werden  sie  wenigstens  gleich- 
zeitig und  ähnlich  handeln.  Dann  muss  aber  auch  häufig  der  Fall 
eintreten,  dass  sie  eine  grössere  Wirkung  erzielen,  als  wenn  jeder 
vereinzelt  handelt.  So  wie  viele  Hunde  ohne  Verabredung  einen 
Hasen  leichter  als  einer  erjagen,  so  müssen  auch  häufig  mehrere 
Menschen,  die  zufällig  dasselbe  Ziel  verfolgen,  es  leichter  als  einer 
erreichen.  Haben  aber  einmal  die  Menschen  die  Erfahrung  ge- 
macht ,  dass  zwei  oder  mehrere  auch  mehr  vollbringen  können 
als  einer,  sobald  sie  dasselbe  wollen,  so  müssen  sie  auch  überall 
da  gemeinsam  handeln,  wo  augenfällig  gemeinsame  Ursachen  (zu- 
nächst wohl  Gefahren)  vorhanden  sind.  Vor  allem  werden  sie 
daher  gemeinsame  Befreiung  von  drohender  Unlust  (negative  Lust) 
anstreben.  Indem  sie  aber  die  Erfahrung  machen,  dass  gemein- 
samer Not  gemeinsames  Handeln  am  besten  abhilft ,  so  werden 
ihnen  oft  aus  der  gemeinsamen  Abwehr  positive  Güter  erstehen. 
Haben  sie  z.  B.  einen  Feind  überwunden  ,  so  wird  meistens  we- 
nigstens ein  Teil  seines  Besitzes  nun  zu  ihrem  Besitz,  ein  gemein- 
sam erworbenes  Gut,  oder  ist  dieser  Feind  ein  wildes  Tier  ge- 
wesen, so  werden  sein  Fleisch,  sein  Fell,  seine  Knochen  etc.  gemein- 
sames Gut.  Damit  haben  sie  die  neue  Erfahrung  gemacht,  dass 
sie  durch  gemeinsames  Handeln  auch  gemeinsame  Güter  erwerben 
können.  Unter  Umständen  kann  nun  allerdings  Streit  um  den  Ge- 
nuss  der  gemeinsam  erlangten  Güter  entstehen  ;  dieser  Streit  wird 
sich  aber  andern  Gemeinschaften  gegenüber  als  schädlich  erweisen, 
er  wird  die  uneinige  Gemeinschaft  andern  gegenüber  schwächen. 
Daraus  wird  sich  mancherlei  Uebereinkommen,  werden  sich  ver- 
schiedene Einrichtungen  entwickeln,  um  Streitigkeiten  zu  verhindern 
und  zu  schlichten.  Es  wird  aber  anfangs  wohl  nicht  viel  Grund 
zu  Streitigkeiten  vorhanden  sein,  sowohl  weil  nicht  viel  mehr  als 
das  Notwendigste  für  Alle  vorhanden  sein  wird,  als  auch  weil  Alle 
von  Jugend  auf  mit  einander  erwachsen,  eine  gemeinsame  Lebens- 
weise   unabsichtlich   werden    ausgebildet  haben.    Wir   haben   also 
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gesehen,  dass  ein  Verein,  eine  Gesellschaft  von  iM.enschen  erst  zu 
Stande  kommen  kann,  wo  gleiche  (gemeinsame)  Motive  zum  An- 
streben gleicher  (gemeinsamer)  Ziele  in  der  Aussenwelt  führen. 
Die  Gesellschaft  beruht  auf  derGemeinsamkeit 
von  Zielen;  wo  es  keine  gemeinsamen  Ziele  giebt ,  da  giebt 
es  keine  Gesellschaft,  keine  gemeinsame  Macht,  keinen  Verkehr, 
sondern  nur  Zersplitterung  der  Kräfte,  Trennung,  Unfrieden,  Krieg. 
Jene  psychologischen  Elemente,  welche  zur  Bildung  von  Gesell- 
schaften und  Gemeinschaften  führen  ,  sind  noch  nicht  das  Recht 
oder  eine  Rechtsordnung ,  sie  führen  aber  notwendig  zu  beidem 
und  das   ist  jetzt  zu  zeigen. 

Wir  haben  schon  gesehen,  dass  es  im  Interesse  einer  jeden 
Gemeinschaft  liegt,  zu  gemeinschaftlichen  Zwecken  gemeinsam  zu 
handeln,  gemeinschaftliche  Einrichtungen  zu  treffen.  Die  Gemein- 
schaftlichkeit des  Handelns,  soweit  sie  nicht  unabsichtlich  erfolgt, 
setzt  aber  einen  gemein  samenWillen  voraus.  Unter  einem 
gemeinsamen  Willen  ist  aber  nicht  der  »Wille  Aller«  im  Sinne 
Rousseaiis,  noch  ein  selbständiger,  über  allen  Individuen  schwe- 
bender allgemeiner  Wille  im  Sinne  Wundfs  zu  verstehen,  sondern 
ein  Wille ,  dem  sich  Alle  in  gemeinsamem  Interesse  fügen ,  der 
also  aus  welchen  Gründen  immer  stillschweigend  oder  ausdrück- 
lich als  der  in  der  Gesellschaft  geltende  und  entscheidende  Wille 
behandelt  wird. 

Die  Gesellschaft  kann  aber  nicht  alles  wollen  ,  sondern  nur 
das,  wozu  sie  die  Macht  hat  oder  wenigstens  die  Macht  zu  haben 
glaubt.  Sie  kann  nicht  wollen,  dass  die  Sonne  auch  in  der  Nacht 
scheint,  weil  das  gar  nicht  in  ihrer  Macht  liegt.  Der  gemeinsame 
Wille  setzt  also  eine  gemeinsame  Macht  der  Gesellschaft 
voraus. 

Dieser  gemeinsame  Wille  muss  sich  aber  auch  irgendwie  äusser- 
lich  kundgeben.  Mag  er  in  welcher  Form  immer  auftreten,  als 
der  massgebende  Wille  eines  Einzigen  oder  Mehrerer,  immer  wird 
er  irgendwie  sichtbar  oder  hörbar  werden  müssen;  denn  ein  Wille, 
der  in  der  Brust  eines  Einzelnen  oder  Mehrerer  verschlossen  bleibt, 
kann  niemals  ein  gemeinsamer  sein.  Um  gemeinsam  zu  sein,  muss 
er  einen  öffentlichen  Ausdruck  gewinnen,  er  muss  zur 
Kenntnis  Aller  gelangen  oder  wenigstens  gelangen  können. 

Dass  aber  ein  gesellschaftlich  massgebender  Wille  nach  einem 
öffentlichen  Ausdruck  strebt,  dazu  muss  er  durch  irgend  etwas 
veranlasst  sein.    Wo  die  gemeinsamen  Ziele  sich  von  selbst  reali- 
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sieren,  wo  unabsichtlich  gemeinsames  Handeln  entsteht,  da  ist  ein 
»gemeinsamer  Wille«  und  sein  »öffentlicher  Ausdruck«  gar  nicht 
notwendig.  So  können  sich  allgemeine  Gewohnheiten ,  ein  allge- 
meines Herkommen  entwickeln,  ohne  einen  gemeinsamen  Willen, 
der  sie  absichtlich  hervorruft.  In  dem  Augenblick  aber ,  wo  je- 
mand gegen  eine  solche  Gewohnheit,  gegen  ein  solches  Herkom- 
men handelt,  wird  sich  eine  Opposition,  ein  Missfallen  in  der  Ge- 
sellschaft bemerkbar  machen  ;  die  Gesellschaft  wird  dagegen  rea- 
gieren und  sie  kann  nur  reagieren  durch  einen  gemeinsamen,  d.  h. 
als  allgemein  geltenden  Willen.  Dieser  gemeinsame  Wille  kann 
daher  nur  in  einer  Forderung  (die  offen  oder  versteckt  auf 
einer  allgemeinern  Norm  beruht)  öffentHchen  Ausdruck  gewinnen. 

Fordern  kann  mau  aber  nur,  wozu  man  die  Macht  hat  oder 
wenigstens  zu  haben  glaubt.  Fordern  kann  nur,  wer  zwingen 
kann.  Der  gemeinsame  Wille  bedarf  daher  einer  Zwangsmacht 
für  seine  Forderungen;  nur  soweit  kann  er  gemeinsam  sein,  als 
seine  Zwangsmacht  geht  oder  allgemein  geglaubt  wird.  Damit 
ist  aber  nicht  gemeint ,  dass  jede  Forderung  des  gemeinsamen 
Willens  zugleich  einen  Zwang  öffentlich  androhen  muss,  im  Falle 
sie  nicht  befolgt  wird,  sondern  nur,  dass  sie  einerseits  ihrer  Natur 
nach  erzwingbar  sein  muss,  andrerseits  eine  Macht  sie  zu  erzwingen 
voraussetzt.  Natürlich  genügt  es  auch,  wenn  allgemein  an  ihre 
Erzwingbarkeit  geglaubt  wird,  aber  nur  so  lang  als  daran  geglaubt 
wird.  Denn  eine  Forderung,  die  nicht  erzwungen  werden  kann, 
ist  sinnlos. 

Damit  aber ,  dass  ein  in  der  Macht  der  Gesellschaft  wur- 
zelnder Wille  als  öffenthch  zum  Ausdruck  gelangte ,  erzwingbare 
Forderung  auftritt,  ist  auch  das  Recht  mit  allen  seinen  Erforder- 
nissen gegeben.  Seine  Voraussetzung  nämlich  ist  die  selbständige 
Macht  einer  Gemeinschaft ;  ist  eine  solche  Macht  nicht  selbständig, 
so  muss  sie  wenigstens  von  einer  selbständigen  Macht  zum  Recht- 
setzen befugt  sein,  soll  sie  als  Quelle  des  Rechts  dastehen.  Alle 
gesellschaftHche  Macht  kann  sich  geistig  nur  in  Individuen  kon- 
zentrieren, das  Recht  als  geistige  Macht  setzt  daher  rechtsetzende 
Individuen  voraus,  mögen  diese  nun  Einzelne,  oder  eine  Versamm- 
lung oder  beide  in  Verbindung  sein. 

Jedes  Recht  ist  eine  Forderung,  ein  Imperativ.  Wenn  man 
dem  entgegensetzt,  dass  das  Recht  auch  nur  ermächtigen  oder 
gewähren  könne ,  so  scheint  man  zu  vergessen ,  dass  der  Inhalt 
der  Ermächtigung  doch  nur  eine  Forderung  sein  kann.    Wird  je- 
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mand  ermächtigt,  etwas  zu  thun  oder  zu  unterlassen,  so  erscheint 
er  damit  berechtigt,  etwas  zu  fordern  oder  zu  verbieten  und  die 
andern  sind  verpflichtet,  sein  Thun  nicht  zu  hindern  resp.  ihn  nicht 
zu  einem  Thun  zu  verhalten.  Das  erhellt  auch  daraus,  dass  jedes 
Recht  Recht  zu  einem  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Genuss  ist, 
damit  sind  Alle,  die  ein  bestimmtes  Recht  nicht  haben,  von  einem 
bestimmten  Genuss  ausgeschlossen.  Das  Recht  richtet  sich  aber 
an  Alle ,  nicht  an  einen  Einzelnen ,  es  enthält  daher  die  Forde- 
rung an  Alle,  Einzelne  in  ihrem  Rechtsgenuss  nicht  zu  stören  und 
giebt  damit  dem  Einzelnen  das  Recht  Allen  gegenüber  die  Uu- 
gestörtheit  seines  Genusses  zu  fordern.  Der  Form  nach  braucht 
das  Recht  freilich  nicht  immer  als  Forderung  aufzutreten,  aber 
in  seinem  Inhalt  liegt  immer  eine  Forderung,  ein  Gebot  oder  Ver- 
bot des   »gemeinsamen«  Willens  '). 

Man  braucht  aber  nicht  zu  fordern,  was  sich  von  selbst  er- 
giebt,  man  fordert  nur,  was  verweigert  werden  könnte.  Jedes  Recht 
setzt  daher  ein  Unrecht  voraus.  Deswegen  wird  das  Herkommen 
erst  in  dem  Augenblick  zum  Recht,  in  dem  seine  Verletzung  zum 
erstenmal  rechtlich  geahndet  worden  ist.  Das  Recht  setzt  einen 
Widerstand,  begrifflich  einen  Gegensatz,  das  Unrecht  voraus. 

Das  Recht  muss  aber  auch  zum  öffentlichen  Ausdruck  ge- 
langen und  das  kann  es  nur  in  der  Aussenwelt,  insofern  es  einen 
sichtbaren  oder  hörbaren  Ausdruck  erlangt,  denn  nur  die  Aussen- 
welt ist  allen  gemeinsam,  nur  durch  sie  kann  eine  Gemeinsamkeit 
zwischen  Allen  hergestellt  werden. 

Endlich  muss  jedes  Recht  erzwingbar  sein;  ein  Recht,  das 
seiner  Natur  nach  nicht  erzwungen  werden  kann,  ist  kein  Recht ; 
es  kommt  zu  gar  keinem  Recht,  wo  eine  öffentliche  Zwangsmacht 
fehlt.  Aber  ein  Recht  wird  nicht  erst  durch  Bedrohung  seiner 
Verletzung  mit  Strafe  oder  Zwang  zum  Recht. 

Das  Recht  fusst  nicht  auf  positiven  Gesetzen ,  denn  diese 
setzen  schon  eine  Macht  voraus ,  die  das  Recht  hat ,  Gesetze  zu 
geben.  Daher  fussen  alle  Gesetze  auf  einem  vorhergehenden  Recht. 
Es  wäre  ein  Zustand  einer  Gesellschaft  denkbar,  in  der  es  keine 
Gesetze,  wohl  aber  Rechte  gäbe,  wenn  auch  dieser  Zustand  nie 
rein  vorkommen  wird.  Das  wäre  dann  der  Fall,  wenn  jeder  Rechtsfall 
nach  persönlicher  Willkür  (durch  den  Häuptling,  Despoten,  Patriar- 
chen) entschieden,  jede  Rechtsbefugnis  nach  persönlichem  Belieben 
des  Herrschenden  erteilt  würde.    Hier  gäbe  es  keine  Gesetze,  son- 
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dern  nur  wechselnde  Rechte  der  Einzelnen  je  nach  dem  wechselnden 
Willen  der  rechtsetzenden  Personen.  Ein  Gesetz  entsteht  erst  da- 
durch, dass  sich  das  Recht  von  der  rechtsprechenden  Person  los- 
löst, sich  selbständig  gleichsam  krystallisiert.  Anfangs  wird  das 
Gesetz  wohl  regelmässig  aus  dem  Herkommen  hervorgehen,  indem 
sich  unabsichtlich  gewisse  Regeln  des  Rechtsprechens  ausbilden 
und  Geltung  erlangen  werden.  Aber  auch  diese  Regeln  des  Her- 
kommens bedürfen  der  Anerkennung  der  rechtsetzenden  Personen. 
So  ist  das  Recht  die  Voraussetzung  der  Gesetze  und  nicht  um- 
gekehrt ;  Gesetze  entwickeln  sich  aus  Rechten,  indem  die  letzten 
eine  allgemein  bindende  von  den  rechtsetzenden  und  rechtspre- 
chenden Personen  unabhängige  Form  erlangen.  Das  embryonale 
Gesetz  ist  deswegen  Herkommen  und  Gewohnheit,  welche  die 
rechtsetzenden  und  rechtsprechenden  Personen  binden  und  es  wird 
wohl  weder  in  der  Vergangenheit  noch  in  der  Gegenwart  ein 
Rechtszustand  zu  konstatieren  sein,  in  dem  nicht  Herkommen  und 
Gewohnheit  schon  eine  Rolle  spielen.  Aber  Gesetz  werden  Her- 
kommen und  Gewohnheit  erst  durch  öffentliche  Anerkennung 
durch  rechtsetzende  Personen  in  allgemeinbindender  Form. 

Das  Recht  setzt,  wie  wir  gesehen  haben,  seine  Erzwingbarkeit 
voraus,  nicht  in  dem  Sinn,  dass  die  Androhung  eines  Zwanges 
notwendiges  Erfordernis  des  Rechtes  wäre ,  aber  in  dem  Sinn, 
dass  das  Recht  seiner  Natur  nach  erzwingbar  sein  muss  (so  kann 
es  kein  Recht  auf  Glück  geben)  und  für  den  P'all  seiner  Verletzung 
eine  es  erzwingende  Macht  voraussetzt.  Das  Recht  hat  den  Zweck, 
gewisse  Beschaffenheiten  menschlicher  Handlungen  in  einer  selb- 
ständigen Gemeinschaft  zu  fordern  oder  zuzulassen ;  Alle  sollen 
sich  nach  diesen  Rechtsnormen  und  wenn  man  will,  Rechtsgewäh- 
rungen richten.  Sie  sollen  sich  aber  nicht  darnach  richten ,  weil 
ein  Zuwiderhandeln  mit  Strafe  bedroht  ist  oder  zwangsweise  rück- 
gängig gemacht  wird,  sondern  weil  sie  aus  der  herrschenden  Moral 
hervorgehen,  weil  sie  die  Rechtsüberzeugung  der  Gemeinschaft 
aussprechen :  man  soll  recht  handeln,  auch  wenn  keine  Strafe  darauf 
läge,  das  fordert  das  Recht  wie  die  Moral.  Aber  es  ist  eine  still- 
schweigende Voraussetzung  des  Rechtes ,  dass  es  erzwungen 
werden  muss,  wo  es  nicht  befolgt  wird,  dadurch  unterscheidet  es 
sich  von  der  Moral.  Es  kommt  auch  zu  gar  keinem  Recht,  wo 
einerseits  nicht  ein  Widerstand  rechtsverpflichteter  und  andrer- 
seits eine  Zwangsmacht    rechtsetzender  Personen    vorhanden    ist. 

Ist  das  aber  der  Fall,  dann,  so  scheint  es,  ist  das  Recht  gar 
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nicht  Ausdruck  eines  gemeinsamen  gesellschaftlichen  Willens, 
wenn  es  auch  Personen  in  einer  Gemeinschaft  geben  kann,  ja 
muss,  die  das  Recht  (als  Ganzes  oder  im  Einzelnen)  nicht  wollen. 
Hier  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden  :  i)  Der  dem  Recht  Zuwider- 
handelnde will  das  Recht  überhaupt  nicht,  er  ist  mit  den  gemein- 
samen Zielen  der  Gesellschaft  nicht  einverstanden.  Dann  schliesst 
er  sich  selbst  von  den  Zielen  der  Gesellschaft  und  damit  von  ihrer 
Gemeinschaft  aus,  er  selbst  stellt  sich  ausserhalb  des  Rechts,  Die 
Gesellschaft  erklärt  ihn  für  »rechtlos«,  sie  verfährt  gegen  ihn  wie 
gegen  einen  äussern  Feind,  mit  dem  sie  sich  in  Kriegszustand  be- 
findet. Ein  solches  Verfahren  der  Gesellschaft  findet  auf  den  untern 
Stufen  der  Kultur  auch  thatsächlich  statt,  wer  gegen  die  Haupt- 
grundsätze der  Gesellschaft  verstösst,  wird  für  »vogelfrei«  erklärt. 
Einem  entwickeitern,  reflektierenden  Standpunkt  erscheint  jedoch 
das  Individuum  auch  gegen  seinen  Willen  an  die  Gesellschaft  ge- 
fesselt; von  ihm  aus  gelangt  die  Ansicht  des  Aristoteles  zur  Gel- 
tung, dass  der  Mensch  von  Natur  ein  gesellschaftliches  Wesen  ist, 
dass  er  sich  aus  den  Banden  der  Gesellschaft  gar  nicht  befreien 
kann.  Die  Gesellschaft  glaubt  daher  auch  gegen  seinen  Willen 
ein  Anrecht  auf  ihn  zu  haben,  weil  sein  Wille,  gesellschaftslos  zu 
leben,  nicht  durchführbar  ist.  Dieser  Standpunkt  ist  gewiss  richtig 
für  diejenigen,  die  ihn  einnehmen ;  für  jene,  die  auf  dem  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  stehen,  besteht  er  aber  nicht.  Diese  er- 
kennen das  Recht  der  Gesellschaft  dem  »Gesellschaftlosen«  gegen- 
über nicht  an ,  weil  sie  die  Notwendigkeit  der  Gesellschaft  nicht 
anerkennen.  Kann  man  sie  zur  Ansicht  des  Aristoteles  nicht  be- 
kehren, so  können  sie  es  wenigstens  als  kein  Unrecht  betrachten, 
wenn  man  sie  als  »Gesellschaftslose«  d.  h.  als  vogelfrei  behandelt 
und  müssen  es  sich  als  eine  Gnade  anrechnen,  wenn  die  Gesell- 
schaft sie  doch  noch  zu  sich  zählt,  sie  bessern  will,  statt  sie  aus- 
zumerzen. 

2)  Entfernt  sich  aber  der  dem  Recht  Zuwiderhandelnde  nicht 
vom  Standpunkt  der  Gesellschaft,  erkennt  er  diesen  an,  dann  hat 
die  Gesellschaft  auch  das  Recht,  ihn  unter  das  Recht  zu  beugen. 
Der  Grund,  weswegen  der  Einzelne  vom  Recht  abweicht,  kann 
in  einem  Mangel  an  Ueberlegung  oder  Selbstbeherrschung  oder 
auch  darin  Hegen  ,  dass  der  Einzelne  zwar  mit  den  allgemeinen 
Zielen  der  Gesellschaft  einverstanden  ist,  in  ihrer  Durchführung 
aber  von  den  herrschenden  rechtlichen  Ansichten  abweicht.  In 
allen  diesen  Fällen    aber  bleibt    er  auf   dem  Standpunkt  der  Ge- 
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Seilschaft  stehen  und  diese  hat  ihm  gegenüber  das  Recht  der  Strafe 
und  des  Zwanges.  Zweifelhaft  könnte  dieses  Recht  nur  in  dem 
Fall  erscheinen,  wo  das  hidividuum  mit  der  Art  und  Weise,  wie 
die  Gesellschaft  ihre  Endziele  anstrebt,  nicht  einverstanden  ist  und 
ihr  entgegenhandelt.  Aus  einem  einfachen  Grunde  erscheint  aber 
auch  in  diesem  Fall  das  Zwangsrecht  der  Gesellschaft  begründet. 
Denn  wenn  jedes  Individuum  seine  Art  und  Weise  der  Verfolgung 
der  Endziele  der  Gesellschaft  geltend  machen  wollte ,  würde  es 
von  vornherein  das  gemeinsame  Erreichen  der  Endziele  unmög- 
lich machen.  Selbst  also  wenn  die  Art  und  Weise ,  in  der  die 
Gesellschaft  ihre  Ziele  anstrebt,  falsch  sein  sollte,  wären  ihre  Glieder 
so  lange  durch  sie  gebunden  ,  bis  die  gesetzgebende  Macht  eine 
andere  Art  und  Weise  eingeschlagen  hätte.  Gemeinsame  Ziele 
können  nur  durch  gemeinsames  Handeln  erreicht  werden ,  hat 
einmal  die  Gemeinsamkeit  des  Handelns  aufgehört,  dann  hat  nicht 
nur  die  Möglichkeit,  etwas  gemeinsam  zu  erreichen,  sondern  auch 
das  Vorhandene  zu  bessern  aufgehört.  Deswegen  ist  jedes  Glied 
der  Gesellschaft  auch  jene  Gesetze  zu  befolgen  verpflichtet ,  die 
nach  seiner  Ansicht  nicht  geeignet  sind,  die  Endziele  der  Gesell- 
schaft zu  fördern. 

Die  Frage,  worin  diese  Endziele  bestehen,  ist  vom  Standpunkt 
des  positiven  Rechts  aus  ganz  gleichgültig,  soweit  ihr  Verständnis 
nicht  zur  Interpretation  der  Rechtsgesetze  notwendig  ist;  denn 
diese  Endziele  mögen  welche  immer  sein,  so  muss  sie  jedes  Glied 
der  Gesellschaft,  will  es  nicht  aus  der  Gemeinschaft  austreten  und 
sich  so  rechtlos  machen,  zu  den  seinigen  machen,  damit  aber  er- 
kennt es  auch  die  ganze  Rechtsordnung  an.  Darin  wurzelt  auch 
ein  Unterschied  des  Rechts  von  der  Ethik.  Dem  Recht  ist  es 
gleichgültig ,  ob  der  Einzelne  die  Endziele  der  Gesellschaft  und 
damit  die  bestehende  Rechtsordnung  innerlich  anerkennt  oder  nicht, 
es  muss  diese  Anerkennung  voraussetzen,  will  es  den  Betreffenden 
nicht  als  rechtlos  behandeln.  Der  Ethik  ist  es  dagegen  gerade  um 
die  innerliche  Gesinnung  des  Einzelnen,  um  die  innerliche  Anerkenn- 
ung der  Endziele  der  Gesellschaft  zu  thun  und  nicht  um  ihre  bloss 
äusserliche  Befolgung.  Sie  kann  nicht  die  innerliche  Anerkennung 
des  »Rechten«  oder  »Guten«  voraussetzen,  sondern  muss  sie  prüfen 
und  wo  sie  nicht  vorhanden  ist,  zu  bewirken  suchen.  Ebensowenig 
fragt  das  Recht  nach  den  Motiven  der  Zustimmung  zu  den  End- 
zielen der  Gesellschaft.  Dem  Recht  ist  es  gleichgültig,  ob  jemand 
aus  F'urcht,  Egoismus  oder  aus  Menschenliebe  recht  handelt,  wenn 
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er  nur  recht  handelt.  Allerdings  straft  das  Recht  oft  denjenigen 
nicht,  der  unabsichtlich  die  Rechtsordnung  verletzt,  aber  doch 
nicht  deswegen ,  weil  es  voraussetzt ,  dass  der  unabsichtlich  das 
Gesetz  Verletzende  es  mit  Absicht  gern  befolgt  hätte  ;  denn,  wenn 
er  das  Gesetz  auch  mit  vollem  Bewusstsein,  aber  höchst  ungern 
befolgt  hätte,  ginge  er  straflos  aus ;  und  wenn  er  es  noch  so 
gern  befolgt  hätte,  aber  es  absichtlich  aus  welchen  Gründen  immer 
nicht  gethan  hat,  so  muss  er  gestraft  werden.  Dass  der  unab- 
sichtlich das  Gesetz  Verletzende  oft  nicht  gestraft  wird,  kommt 
daher,  weil  massgebend  für  das  Recht  das  Wollen  und  nicht  die 
Gesinnung  ist.  Das  hat  seinen  Grund  wohl  wieder  darin ,  dass 
das  Wollen  der  letzte  Ausläufer  des  menschlichen  Innern  ist,  diesen 
kann  das  Recht  noch  berücksichtigen  und  beeinflussen,  der  Ge- 
sinnung gegenüber  wird  es  sich  immer  als  machtlos  erweisen  und 
wo  die  Macht,  hört  das  auch  Recht  auf.  Deswegen  wird  auch  die 
unabsichtliche  Verletzung  der  Rechtsordnung  da  rechtliche  Folgen 
nach  sich  ziehen,  wo  der  Gesetzgeber  durch  sie  auf  den  Willen 
einwirken  zu  können  glaubt,  wo  er  also  meint,  dass  durch  grössere 
Achtsamkeit  die  culpa  hätte  vermieden  werden  können.  Freilich 
gilt  das  nur  insoweit,  als  die  Folgen  der  culpa  mehr  des  Ver- 
letzenden als  des  Verletzten  wegen  stattfinden.  Die  zivilrechtliche 
Entschädigung  ist  nicht  nur  Strafe  für  den  Schädiger,  sondern 
auch  und  oft  viel  mehr  Rücksicht  für  den  Geschädigten.  Das 
Gesetz  muss  auf  beide  Rücksicht  nehmen,  den  Gefühlen  des  Ver- 
letzten gerecht  werden  {Michael  Kohlhaas),  den  Verletzer  bessern 
oder  unschädlich  machen  (durch  Abschreckung  oder  Freiheits- 
beraubung). De  lege  lata  hat  daher  die  Ethik  nur  mitzusprechen, 
wo  es  sich  um  Interpretation  des  Gesetzes  handelt,  de  lege  ferenda 
dagegen,  hat  sie  das  erste  und  gewichtigste  Wort  zu  sprechen. 
Die  Psychologie  dagegen  hat  nicht  so  sehr  die  Interpretation  des 
Gesetzes  zu  unterstützen,  als  bei  der  Konstatierung  von  Thatsachen 
(Willensverhältnissen)  Beistand  zu  leisten. 

Die  Ethik  hat  also  bei  der  Gesetzgebung  das  erste  Wort  zu 
sprechen ;  ist  aber  einmal  das  Gesetz  gegeben ,  dann  darf  die 
Ethik  es  wohl  nach  seinen  Zielen  kritisch  beurteilen,  sie  kann 
aber  niemals  zuwiderzuhandeln  gestatten,  weil  sie  damit  den  Bestand 
der  Gesellschaft  selbst  in  Frage  stellen  würde. 
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III.  Historisch-psychologische  Entstehung  des 

Rechts. 

Bisher  haben  wir  den  Rechtsbegrifif  erkenntnistheoretisch  und 
psychologisch  in  seiner  gegenwärtigen  Auffassung  durch  die  zivi- 
lisierten Völker  Europas  zu  zergliedern  gesucht.  Wir  müssen 
das  Recht  aber  auch  historisch-psychologisch  zu  begründen  suchen, 
denn  der  von  uns  zergliederte  Rechtsbegriff  ist  nicht  der  Rechts- 
begriff der  ältesten  Zeiten,  er  ist  nicht  angeboren,  sondern  durch  die 
gesellschaftliche  Entwicklung  hervorgebracht.  Wir  wären  also  eigent- 
lich verpflichtet,  eine  Art  Embryologie  des  Rechtes  bis  zu  jenem 
Zeitpunkt  zu  geben,  wo  die  wesentlichsten  Erfordernisse  des  heu- 
tigen Rechtsbegriffes  zum  erstenmal  hervortreten.  Diese  Aufgabe  ist 
aber  nicht  nur  eine  für  die  Zwecke  dieser  Arbeit  zu  umfangreiche, 
sie  ist  auch  aus  Mangel  an  genügenden  Vorarbeiten  gar  nicht 
vollständig  durchführbar.  W^ir  müssen  uns  daher  darauf  beschränken, 
die  historisch-psychologische  Notwendigkeit  der  Entstehung  des 
Rechts  nur  im  allgemeinen  nachzuweisen. 

Obgleich  aber  der  historische  Ursprung  des  Rechts  nicht 
mit  seinem  vollendeten  (gegenwärtigen)  Begriff  zusammenfällt, 
so  muss  er  doch  schon  zu  Anfang  Merkmale  aufweisen  ,  die 
ihn  von  Sittlichkeit  und  Moral  unterscheiden ,  denn  erst ,  wo 
diese  Merkmale  hervortreten ,  kann  man  von  einem  Rechtsbegriff 
sprechen. 

Das  Recht  ist  jedenfalls  nicht  dadurch  entstanden,  dass  eine 
Anzahl  von  Menschen  zusammengetreten  sind  und  abgestimmt 
haben,  wie  sie  regiert  sein  wollen.  Denn  es  setzt  schon  eine 
verhältnismässig  hohe  Kultur  voraus,  wenn  eine  Gesellschaft  auch 
nur  durch  die  roheste  Abstimmung  über  sich  selbst  verfügen  soll ; 
ja  sich  schon  zu  einem  bestimmten  rechtlichen  Zweck  zu  ver- 
sammeln, setzt  eine  Kultur  voraus ,  die  in  den  ersten  Anfängen 
menschlicher  Entwicklung  nicht  vorausgesetzt  werden  darf.  Ein 
Anfang  des  Staates  und  des  Rechts  durch  Abstimmung  und  Ver- 
trag muss  daher  zurückgewiesen  werden ,  der  contrat  social  we- 
nigstens in  dieser  Form  ist  reines  Hirngespinst.  Nicht  durch  frei- 
willige Zustimmung  ist  das  Recht  entstanden,  sondern  durch  äussern 
Zwang  und  blinde  Gewohnheit.  Das  Recht  aber  verliert  dadurch 
weder  seine  Notwendigkeit  noch  seine  Wohlthätigkeit,  weil  es  aus 
Umständen  hervorgegangen  ist,  die  heute  als  ungerecht  gelten 
müssten.     Sieht  man  auf  die  Quelle  allein,    so  müsste   man  alles 
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verwerfeil :  auch  die  Religion  hat  sich  aus  dem  Aberglauben,  die 
Wahrheit  aus  dem  Irrtum  entwickelt. 

Nach  neuern  Forschungen  hat  nicht  die  Familie  im  heutigen 
Sinn  die  äussere  Grundlage  der  Gesellschaft  und  des  Rechts 
in  den  ältesten  Zeiten  gebildet,  sondern,  wie  Morgan,  Post  und 
andere  nachgewiesen  haben,  die  »Geschlechtsgenossenschaft«,  die 
aus  mehr  oder  weniger  mit  einander  mütterlich  Blutsverwandten 
bestanden  haben  mag.  Auf  welche  Weise  diese  »Geschlechts- 
genossenschaften« oder  »Horden«  entstanden  sein  mögen,  das 
entzieht  sich  unserer  historischen  Kenntnis,  darüber  kann  es  nur 
historisch-psychologische  Vermutungen  geben.  Uns  handelt  es 
sich  auch  nur  darum,  die  sozialpsychologischen  Ursachen  des  Zu- 
sammenhaltes ältester  Gemeinschaften  zu  erforschen. 

Bedenken  wir  nun,  dass  die  Grundursachen,  die  menschliches 
Handeln  hervorbringen  und  leiten,  Lust  und  Abwehr  von  Unlust, 
also  positive  und  negative  Lust  sind ,  so  müssen  wir  auch  die 
Ursachen  der  ältesten  menschlichen  Gemeinschaften  in  diesen 
Motiven  suchen.  Nur  müssen  wir  diese  Motive  als  soziale  und 
nicht  als  individuelle  zu  erfassen  suchen.  Die  ältesten  Gemein- 
schaften können  also  nur  zusammengehalten  worden  sein  durch 
gemeinsame  Lust,  d.  h.  durch  gemeinsam  erworbene  geistige  und 
materielle  Güter  und  durch  gemeinsame  Abwehr  von  Unlust  d.  h. 
durch  das  Schutzbedürfnis  der  Natur  und  andern  Gemeinschaften 
gegenüber. 

Was  den  ersten  Punkt  anbelangt,  so  war  bei  den  ältesten 
menschlichen  Gemeinschaften  wahrscheinlich  sowohl  die  Produktion 
von  Gütern  als  ihre  Einerntung  gemeinsam ,  der  Genuss  dieser 
Güter  war  natürlich  mehr  individuell  und  musste ,  was  für  alle 
Zeiten  gilt,  hinsichtlich  der  materiellen  Güter  ausschliesslich  indi- 
viduell sein ;  kein  materielles  Gut  kann  als  solches  gemeinsam 
genossen  werden  und  auch  geistige  Güter  lassen  nur  im  übertragenen 
Sinn  einen  gemeinsamen  Genuss  zu  ^).  Die  Notwendigkeit  indi- 
viduellen Genusses  ist  auch  eine  der  Ursachen  des  Privateigentums 
an  einem  Teil  der  beweglichen  Güter,  einem  Privateigentum,  das 
allein ,  aber  in  sehr  wechselndem  Umfang ,  seinem  Begriff  nach 
ewig  und  »heilig«  ist,  weil  ohne  ein  solches  Eigentum  jede  Ge- 
meinschaft unmöglich  wäre. 

Die  Erkenntnis  der  Erspriesslichkeit  der  gemeinsamen  Arbeit 
und  gemeinsamer  Einerntung  (und  eventuell  Aufbewahrung)  ihrer 

l)  Siehe  Anhang  I. 
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Früchte  kann  m.  E,  nur  aus  der  Erspriesslichkeit  gemeinsamer, 
gegenseitiger  Hilfe  gegen  die  Drangsale  der  äussern  Natur  und 
äusserer  Feinde  hervorgegangen  sein.  Die  gemeinsame  Produktion 
war  anfangs  wohl  mehr  ein  Sammeln  dessen,  was  die  Natur  von 
selbst  darbot  als  gemeinsames  Arbeiten ,  um  der  Natur  I'Vüchte 
abzuringen.  Erst  die  Erfahrung,  dass  Hungersnot,  die  Schäden 
der  Kälte  und  Hitze,  dass  Feindseligkeiten  andrer  Gemeinschaften 
gemeinsamer  Abwehr  bedürfen  ,  musste  auch  die  Erkenntnis  zur 
Folge  haben,  dass  gemeinsame  Arbeit  gemeinsame  Güter  vermehrt. 
So  haben  wir  also  die  gemeinsamen  Ziele  und  damit  die 
gemeinsamen  Motive  der  ältesten  menschlichen  Gemeinschaften 
aus  der  allgemeinen  menschlichen  Natur  heraus  zu  erschliessen 
gesucht.  Gemeinsame  Ziele  aber  bedürfen  gemeinsamen  Handelns 
und  gemeinsames  Handeln  bedarf  eben  als  gemeinsames  einer 
Leitung.  Diese  kann  in  der  ältesten  Zeit  wohl  kaum  durch  Ab- 
stimmung und  Zustimmung  zu  einem  Gesetz  erfolgt  sein;  und 
selbst  in  diesem  Fall  wäre  doch  zur  Ausführung  des  Gesetzes  eine 
einheitliche  Leitung  des  gemeinsamen  Handelns  notwendig  gewesen. 
Ueberhaupt  kann  jede  Konzentration  geistiger  Kraft  nur  individuell 
erfolgen,  wenn  auch  eine  individuelle  Konzentration  die  andre 
unterstützen  und  bewirken  kann.  Die  »Geschlechtsgenossenschaft« 
bedurfte,  je  weiter  sie  sich  entwickelte,  je  mehr  gemeinsame  Ziele 
sie  sich  setzte,  je  mehr  diese  gemeinsame  Ziele  selbst  wieder  ein 
System  zu  bilden  begannen ,  einer  geistigen  Konzentration  der 
Leitung  des  gemeinsamen  Handelns.  Diese  konnte  aber  nicht, 
wie  gesagt ,  von  der  Gemeinschaft  ausgehen ,  sondern  nur  von 
einzelnen  Individuen  und  an  die  Spitze  der  Gemeinschaft,  wenigstens 
sicher  im  Kriege,  musste  eine  höchste  Autorität  treten.  Die  Ge- 
meinschaft musste  in  irgend  einem  Gliede  persönlich  werden, 
denn  die  blosse  Abstraktion  der  Gemeinschaft  kann  nichts  be- 
wirken, ebensowenig  wie  die  Gesamtheit  ihrer  Glieder.  Ob  nun 
diese  höchste  Autorität  und  Repräsentation  der  Gemeinschaft 
stets  durch  einen  »Rat  der  Aeltesten«  beschränkt  und  beeinflusst 
war,  ob  eine  solche  Autorität  auch  stets  im  Frieden  vorhanden 
war,  darüber  kann  ich  nach  dem  heutigen  Stande  prähistorischer 
Forschung  keine  entschiedene  Meinung  äussern.  Man  wird  wohl 
nach  frühern  und  spätem  Zeiten  und  vielleicht  auch  nach  den 
verschiedenen  Rassen  unterscheiden  müssen.  In  den  frühesten 
Zeiten,  in  kleineren  Gemeinschaften,  war  die  Häuptlingsgeu'alt 
wahrscheinlich    immer    eine    durch    die  Gemeinschaft  unmittelbar 
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oder  durch  einen  Rat  der  Aeltesten  mittelbar  beschränkte,  nicht 
durch  Gesetz,  aber  durch  geheiligtes  Herkommen.  Vielleicht  hat  die 
Rasse  und  die  äussern  Umstände  (welche  beide  Faktoren  gewiss 
innig  verbunden  sind)  die  Häuptlingsgewalt  schon  ursprünglich 
verschieden  gestaltet,  je  nachdem  die  Individualität  der  Glieder 
einer  Geschlechtsgenossenschaft  gegenüber  ihrem  Sinn  für  Gemein- 
schaft und  Unterordnung  schon  in  der  Anlage  stärker  oder  schwächer 
entwickelt  war.  Jedenfalls  musste  zu  der  Zeit  eine  Verschiedenheit 
der  höchsten  öffentlichen  Gewalten  eintreten ,  wo  die  kleinen 
Horden  {Gentes,  Geschlechtsgenossenschaften)  zu  grössern  Gemein- 
schaften sich  verbanden  oder  verbunden  wurden.  Diese  Verbindung 
konnte  nämlich  auf  doppelte  Weise  Zustandekommen :  durch 
Uebereinkommen  und  durch  Unterjochung.  Einzelne  Horden  durch, 
Abstammung  oder  auch  geographische  Lage  mit  einander  ver- 
bunden, konnten  sich  gegen  feindliche  Horden,  ihre  gemeinsamen 
Feinde  vereinigen,  ursprünglich  nur  im  Kriege,  später  ständig  auch 
im  Frieden.  Es  war  offenbar,  dass  hier  eine  Art  konstitutionelle 
Verfassung  sich  herausbilden  musste ,  wie  sie  Morgan  bei  den 
Indianern  nachgewiesen  hat.  Wo  aber  die  Verbindung  zu  grössern 
Gemeinschaften  durch  Unterjochung  stattfand  (wohl  nur  schon 
auf  etwas  entwickelterem  Standpunkt  der  Kultur  möglich) ,  da 
musste  die  oberste  Gewalt  eine  grössere  konzentrierende  Macht 
besitzen  und  wurde  mehr  oder  weniger  despotisch ,  ohne  dabei 
alle  patriarchaHschen  Züge  zu  verlieren.  Es  scheint  aber,  dass  in 
frühern  Zeiten  eine  Vereinigung  grösserer  Volksmassen  zu  einem 
Ganzen  überhaupt  nur  durch  despotische  Macht  der  höchsten 
Gewalt  denkbar,  nur  durch  persönliche  oder  wenigstens  individuelle 
Konzentration  der  Macht  möglich  war;  so  stürzte  oft  ein  grosses 
Reich  mit  der  Person  seines  Gründers  zusammen  (Alexander  M.)  oder 
es  konnte  wenigstens  nur  durch  die  despotische  Gewalt  einer 
zeitlichen  Reihe  von  Individuen  (die  Cäsaren)  aufrecht  erhalten 
werden. 

Nur  dadurch  also,  dass  die  durch  gemeinsame  Ziele  und  das 
zu  ihrer  Verwirklichung  notwendige  gemeinsame  Handeln  zusammen- 
gehaltene Gemeinschaft  auch  (wenigstens  auf  kompliziertem  Kul- 
turstufen) der  einheitlichen  Leitung  bedarf,  entsteht  eine  obrig- 
keitliche Gewalt  und  damit  das  Recht.  Denn  diese  einheitliche 
Leitung  ist  nur  möglich  durch  eine  Konzentration  der  Macht,  der 
Gemeinschaft  in  einer  oder  wenigstens  einigen  wenigen  Personen. 
Die  Gemeinschaft  muss  in  bestimmten  Individuen  persönlich  werden. 
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ohne  eine  derartige  Repräsentation  ist  sie  eine  tierähnliche  Horde, 
aber  keine  Gesellschaft ,  giebt  es  in  ihr  tierähnliche  gemeinsame 
Gewohnheiten,  aber  keine  Rechte. 

Man  wäre  jedoch  im  Irrtum,  wollte  man  glauben,  dass  ein  Ein- 
zelner (oder  selbst  eine  Anzahl  Einzelner)  durch  ihre  blosse  physische 
Kraft  eine  Gemeinschaft  beherrschen  können.  Ihre  Macht  beruht 
ja  auf  dem  Schutz,  den  sie  der  Gemeinschaft  gewähren,  auf  den  ge- 
meinsamen Vorteilen,  die  sie  ihr  erringen  helfen.  Ein  Einzelner 
oder  eine  kleine  Anzahl  Menschen  können  niemals  eine  sie  an 
Zahl  weit  überragende  Gemeinschaft  durch  ihre  physische  Macht 
andern  Gemeinschaften  gegenüber  beschützen  und  überhaupt  nicht 
beherrschen.  Niemals  kann  rohe  egoistische  Gewalt  die  Ursache 
der  Herrschaft  über  eine  Gemeinschaft  sein,  sie  ist  nur  eine  auf 
gewissen  Stufen  der  Kultur  und  unter  bestimmten  Umständen 
eintretende  traurige  Notwendigkeit.  Es  ist  der  Missbrauch  per- 
sönlich konzentrierter  gesellschaftlicher  Macht  zu  persönlichen 
Zwecken  der  herrschenden,  der  so  notwendig  er  auf  allen  Kultur- 
stufen ist ,  doch  nicht  als  das  eigentlich  den  Staat  schaffende 
Moment  angesehen  werden  kann.  Wir  ersehen  das  daraus ,  dass 
bei  uns  die  rohe  Gewalt  der  Herrschenden  fast  gänzlich  ver- 
schwunden ist  und  der  Staat  doch  gefestigter  als  je  dasteht. 
Freilich  ist  an  die  Stelle  der  rohen  Gewalt  Missbrauch  von  Recht 
und  Gesetz  getreten  und  dieser  wird  wohl  niemals  ganz  verschwinden. 
Aber  auch  er  ist  nicht  die  Ursache  der  Entstehung  des  Staates, 
sonst  müsste  der  Staat,  wenn  die  herrschenden  Personen  einsichtig 
und  wohlwollend  sind  und  nach  Recht  und  Gesetz  herrschen, 
schwächer  werden :  es  ist  aber  das  Gegenteil  der  Fall.  Wohl  aber 
entartet  auf  gewissen ,  aber  nicht  den  niedrigsten  Kulturstufen, 
sehr  leicht  die  Macht  der  Herrschenden.  Denn  sobald  die  kleinen 
Gemeinschaften  sich  zu  grössern  zu  erweitern  das  Bedürfnis  haben, 
geschieht  das  am  leichtesten  durch  Konzentration  ihrer  Macht  in 
bestimmten  Persönlichkeiten;  diese  Macht  ist  ganz  unbestimmt 
und  in  dem  Sinn  absolut,  sie  kann  so  weit  gehen ,  als  der  not- 
wendige Bestand  der  Gemeinschaft  es  zulässt.  Vernachlässigt  die 
herrschende  Gewalt  die  notwendigen  Erfordernisse  einer  Gemein- 
schaft, dann  geht  diese  entweder  der  Unterjochung  durch  eine 
fremde  Gemeinschaft  entgegen  oder  sie  entledigt  sich  brevi  mann 
der  sie  Beherrschenden.  Deswegen  ist  die  älteste  Geschichte  reich 
an  Innern  und  äussern  Umwälzungen,  die  vielfach  nichts  andres 
sind  als  Reaktionen  der  »Gemeinschaften«  gegen  den  Missbrauch 
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staatlicher  Gewalt.  Erst  allmählich  nach  unzähligen  Kämpfen, 
Blutvergiessen ,  Not  und  Elend  hat  die  Menschheit  teilweise  ge- 
lernt, sich  vor  dem  Missbrauch  staatlicher  und  rechtlicher  Gewalt 
überhaupt  durch  die  herrschenden  Klassen  notdürftig  zu  schützen. 
Freilich  sind  auch  dann  noch  alte  Missbräuche  vielfach  Gesetz 
geblieben,  sind  neue  Missbräuche  zum  Recht  geworden  und  wird 
das  auch  für  absehbare  Zeit  so  bleiben.  Aber  man  hat  die  Me- 
thode entdeckt ,  die  Missbräuche  zu  verringern ,  indem  man  die 
verschiedenen  Mächte  der  Gemeinschaft  gegen  einander  ausspielte, 
die  eine  durch  die  andre  in  Schranken  hielt.  Diese  Methode  ist 
noch  grosser  Vervollkommnung  fähig ,  aber  verlassen  wird  sie 
wohl  nie  mehr  werden,  solange  unsere  Kultur  fortbesteht. 

Nicht  rohe  Gewalt  einiger  Weniger  war  daher  die  Ursache 
von  Staatenbildungen,  sondern  der  gemeinsame  Vorteil  von  Ge- 
meinschaften und  dieser  erforderte  wenigstens  ursprünglich  nicht 
rohe  Gewalt,  sondern  Einsicht,  Geschicklichkeit,  Mut  zunächst  im 
Kriege,  dann  auch  im  Frieden.  Im  Anfang  gehörte  auch  jeden- 
falls das  vorangehende  Beispiel  zum  Erfordernis  der  Herrschenden 
(Vorkämpfer)  und  so  war  wohl  ursprünglich  das  Produkt  aus  Ein- 
sicht, Geschicklichkeit,  Mut  und    körperlicher  Kraft    massgebend. 

Wenn  aber  die  Ansicht  aufgestellt  worden  ist,  dass  der  Staat 
nur  in  der  Herrschaft  einer  Minorität  über  eine  Majorität  bestehe, 
so  ist  das  eine  ganz  äusserliche  Auflassung  der  Sachlage.  Immer 
hat  eine  Minorität  über  eine  Majorität  geherrscht,  weil  es  unmög- 
lich ist,  dass  ein  Volk  als  Ganzes  über  sich  selbst  herrscht;  es 
muss  seine  Herrschaft  stets  durch  wenige  Persönlichkeiten  ausüben 
lassen.  Aber  daraus  zu  schliessen,  dass  der  Staat  nur  durch  das 
Interesse  einer  Minderzahl,  eine  Mehrzahl  zu  beherrschen,  ent- 
standen sei,  wäre  gleichwohl  falsch.  Es  ist  gar  kein  Grund  auf- 
zufinden, besonders  in  Zeiten  roher  Gewalt  und  niedriger  Kultur, 
weswegen  die  Mehrzahl  sich  willenlos  zu  ihrem  eigenen  Schaden 
unterdrücken  lassen  sollte ;  es  musste  vielmehr  die  Mehrzahl  dabei 
ihren  relativen  Vorteil  finden,  denn  es  war  ein  Leichtes  und  es 
geschah  auch  oft  genug,  diese  Minderheit  zu  stürzen  und  zu  ver- 
jagen. Man  muss  daher  annehmen,  dass  die  Menge,  die  grosse 
Masse  gefühlt  hat,  dass  zu  ihrem  eigenen  Bestände,  zur  Konzen- 
tration  und  Leitung  der  Arbeit  nach  innen,  der  bewaffneten  Macht 
nach  aussen,  die  Herrschaft  einer  Minorität  erforderlich  sei.  Diese 
Minorität  musste  der  grossen  Masse ,  der  von  ihr  Beherrschten 
wenigstens    jene  Vorteile  gewähren,  welche  den  Standard  of  life 
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des  damaligen  gesellschaftlichen  Zustandes  ausmachten  und  den 
Bestand  der  ganzen  Gemeinschaft  ermöglichten.  War  das  nicht 
der  Fall,   dann  waren  innere  und  äussere  Revolutionen  die  Folge. 

Gewiss  konnte  aber  ebensowenig  wie  die  ganze  Gemeinschaft 
sich  selbst  ein  Einzelner  sie  beherrschen.  Dass  seine  physische 
Kraft  nicht  dazu  hinreichte,  ist  wohl  selbstverständlich ;  seine  Ein- 
sicht allein,  und  mochte  sie  die  aller  andern  weit  überragen, 
konnte  aber  als  solche  allein  überhaupt  gar  nicht  herrschen.  Denn 
je  grösser  sie  war,  desto  weniger  verständlich  musste  sie  der  grossen 
Masse  gewesen  sein  und  wenn  sie  ihr  selbst  verständlich  war,  so 
war  die  grosse  Masse  gewiss  nicht  bereit,  sich  ihr  zu  fügen,  ohne 
in  dieser  Fügsamkeit  ihren  eigenen,  wenn  auch  oft  vermeintlichen 
Vorteil  zu  finden.  Die  Einsicht  eines  Einzelnen  konnte  also  nur 
dadurch  herrschen,  dass  sie  sich  entweder  die  Macht  zu  zwingen 
oder  die  Einstimmung  der  zu  Beherrschenden  erwarb.  Wahr- 
scheinlich fand  anfangs  mehr  das  letzte  statt,  dann  aber  je  nach 
dem  Gang  gesellschaftlicher  Entwicklung  bald  mehr  das  eine,  bald 
mehr  das  andere. 

Wollte  aber  ein  Einzelner  herrschen  und  nicht  bloss  in  Ueber- 
einstimmung  mit  Allen  die  Leitung  und  Ausführung  des  Beschlos- 
senen übernehmen,  so  musste  er  sich  mit  den  Besten  und  Tüch- 
tigsten oder  wenigstens  mit  denen ,  die  dafür  gehalten  wurden, 
also  mit  den  Einflussreichsten  verbinden,  er  musste  sie  in  seinen 
Vorteil  ziehen,  sie  anders  behandeln  als  die  grosse  Masse,  sie 
auszeichnen  und  bevorteilen.  Würde  er  alle  haben  gleich  behan- 
deln wollen,  dann  hätte  er  gerade  die  Tüchtigsten  und  Mächtigsten, 
die  Selbstbewusstesten  und  Thatkräftigsten  gegen  sich  gehabt. 
Die  Folge  davon  war  freilich  die  Ausbeutung  der  Majorität  durch 
eine  Minorität,  die  »Edelsten  und  Besten«  wurden  meist  gene- 
rationsweise immer  mehr  zu  Blutsaugern  des  Volkes  oder  Faul- 
lenzern  auf  öfifentHche  Unkosten.  Dann  kam  die  Reaktion ,  die 
Masse,  sich  in  ihrem  Bestand  bedroht  fühlend,  schloss  sich  einem 
Volksführer  an,  stürzte  die  Minorität  der  Herrschenden  und  — 
an  ihre  Stelle  trat  eine  neue  Minorität.  Der  Minorität  zu  Hilfe 
aber  kam  Gewohnheit  und  Aberglauben.  Der  Mensch, 
wenigstens  der  Durchschnittsmensch,  ist  ja  seiner  geistigen  Seite 
nach  fast  nur  ein  System  von  Gewohnheiten,  die  von  Generation 
auf  Generation  mit  geringen  individuellen  Abweichungen  sich  fort- 
erben. Wäre  nicht  der  Zwang  äusserer  Umstände,  besonders  Ge- 
fahr, Not  und  Elend ,    so    würde  der  Mensch   zum  mechanischen 
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Gewohnheitstier  herabsinken.  Die  Not  treibt  ihn  zum  Denken, 
zum  Reflektieren,  zum  Abändern  des  Hergebrachten.  Wir  bemerken 
aber,  dass  auf  den  niedersten  Kulturstufen  die  Gewohnheiten  am 
stärksten  und  unveränderlichsten  sind,  dass  nur  der  grösste  äussere 
Zwang  sie  zu  brechen  vermag.  Auf  diesen  Gesittungsstufen  wird 
die  Gewohnheit  zum  heiligen  Herkommen  und  gegen  Stammes- 
gewohnheiten zu  Verstössen  zum  Verbrechen.  So  wird  auch  das 
öffentliche  Ansehen  in  Familien  erblich,  Adel  und  Häuptlingschaft 
gehen  vom  Vater  auf  Sohn,  resp.  vom  Onkel  auf  den  Neffen  über. 
Jedenfalls  wirkt  dabei  aber  auch  mit  das  Bedürfnis  nach  der  Sta- 
bilität der  Entwicklung.  Je  mehr  die  Ausführung  gemeinschaft- 
licher Pläne  in  Krieg  und  Frieden  Generationen  überdauert,  desto 
mehr  liegt  es  im  gemeinschaftlichen  Interesse,  dass  die  Macht  der 
Leitung  nicht  auf  Unerfahrene  übergehe;  je  mehr  sich  aber  das 
ganze  Volk  in  Herrschende  und  Beherrschte  geteilt  hat ,  desto 
mehr  wird  Erfahrenheit  in  öffentlichen  Angelegenheiten  und  ihrer 
Leitung  ein  Erbgut  der  Herrschenden.  So  arbeitet  das  Bedürfnis 
nach  Stabilität  der  Entwicklung  und  die  Gewohnheit  darauf  hin, 
die  Herrschaft  der  Minderzahl  mit  dem  Scheine  heiligen  Herkom- 
mens zu  umkleiden,  sie  erblich  zu  machen.  Die  Herrschaft  wird 
zum  geschlechtlichen  Recht. 

Aber  auch  der  Aberglaube  tritt  hinzu.  Das  Ungewisse, 
Unberechenbare  bewirkt  bei  jedem  jenes  unangenehme  Gefühl, 
das  in  seinen  höchsten  Graden  als  »Gruseln«  bezeichnet  wird.  Die 
Unheimlichkeit  erscheint  immer  vereint  mit  der  Ungewissheit 
dessen,  was  kommen  soll.  Wenn  nun  jemand  mit  höherer  Ein- 
sicht als  die  Masse  das  Ungewisse,  das  scheinbar  Unberechen- 
bare vorausbestimmt,  so  rückt  er  selbst  in  das  unheimliche  Licht 
unberechenbaren  Wissens,  dem  gegenüber  die  Menge  sich  macht- 
los fühlt.  So  werden  die  Führenden  und  Leitenden  als  mit  höherer 
Einsicht  begabt  mit  heiliger  Scheu  betrachtet.  Merken  aber  die 
Herrschenden ,  dass  die  Beherrschten  durch  diese  heilige  Scheu 
willfähriger  werden ,  dann  liegt  es  nahe  ,  den  natürlichen  durch 
einen  künstlichen  Nimbus  zu  verstärken.  So  rücken  oft  die  Herrscher 
in  die  Sphäre  höherer  Wesen  und  ihre  Befehle  erscheinen  als 
Ausflüsse  der  Gottheit. 

Gewiss  sind  die  Hausgottheiten  in  ihrem  Wesen  durch  beides 
beeinflusst  worden.  War  es  üblich  geworden,  dass  die  Herrschaft 
in  der  Familie  blieb,  so  erschien  die  überkommene  Einsicht  und 
Erfahrung   als  Erbgut   von    den  Ahnen  her.    Diese    daher ,    noch 
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mehr  als  die  Lebenden,  rückten  durch  Gewohnheit  und  Aberglauben 
in  die  Stelle  göttlicher  Wesen  ein,  die  aus  dem  Jenseits  noch  die 
Geschicke  ihres  Geschlechtes,  Stammes  oder  Volkes  leiteten. 

Immer  erschienen  zwar  die  alten  Zeitei\  der  Gegenwart  als 
die  glücklichen,  man  könnte  es  also  als  einfache  Folge  dieser  all- 
gemein menschlichen  Ueberschätzung  alter  Zeiten  betrachten,  dass 
so  oft  an  den  Anfang  aller  Geschichte  ein  paradiesisches  Zeitalter 
gestellt  wird.  Gewisse  Erwägungen  allgemein  psychologischer  und 
soziologischer  Art  rechtfertigen  jedoch  diese  alte  Volkshypothese, 
wenn  auch  in  einem  sehr  beschränkten  und  veränderten  Sinn.  Es 
ist  wohl  anzunehmen ,  dass  es  eine  Zeit  in  der  Entwicklung  der 
Menschheit  gab,  in  welcher  diese,  in  einzelne  Horden  zersplittert, 
ohne  Organisation  der  Arbeit,  ohne  Führung  im  Kampfe  war  und 
man  kann  dann  in  gewissem  Sinn  sagen,  die  Menschheit  kannte 
damals  weder  Arbeit  noch  Krieg.  Standen  den  einzeln  sparsam 
vorkommenden  Menschenhorden  noch  weite  Ländereien  zur  Ver- 
fügung, so  konnte  sich  ihre  Arbeit  auf  die  Einerntung  dessen  be- 
schränken, was  die  Natur  ihnen  von  selbst  bot :  Kräuter,  Wurzeln, 
Früchte,  wilden  Honig,  Insekten  etc.  Das  war  Ernte  ohne  Arbeit, 
eine  Organisation  dieser  Arbeit  war  so  lange  nicht  notwendig, 
als  Land  und  seine  sich  von  selbst  bietenden  Erträge  im  Ueber- 
fluss  vorhanden  waren.  Niemand  hatte  mehr  als  der  andere,  stän- 
digen Besitz  gab  es  nicht,  jeder  genoss,  was  er  fand  und  hatte 
genug,  was  allerdings  nicht  ausschloss,  dass  zu  Zeiten  Hungers- 
not eintrat.  Gegenseitige  Hilfe  (Kooperation)  war  gewiss  vor- 
handen, aber  sie  erfolgte  ohne  allgemeine  Organisation,  ohne  Ver- 
abredung, wie  sie  der  einzelne  Fall  erforderte.  Auch  zu  Kämpfen 
wird  es  gekommen  sein,  wenn  zwei  Horden  dasselbe  reiche  Ernte- 
gebiet betraten ,  aber  doch  zu  keinem  Kriege.  Es  war  ja  genug 
Raum  vorhanden  für  Alle  und  das  belhim  omnium  cojitra  ovines 
gilt  nur ,  wo  sich  die  Menschen  im  Räume  stossen.  Die  augen- 
blickliche Begierde  nach  denselben  Gegenständen  konnte  zu  ein- 
zelnen Kämpfen  führen,  aber  nur  die  Notwendigkeit,  um  des  Le- 
bensunterhaltes willen  ein  bestimmtes  Landgebiet  im  Besitz  der 
Horde  zu  erhalten,  kann  zum  Kriege  führen.  Wo  aber  keine  Or- 
ganisation der  Arbeit  noch  des  Kampfes  notwendig  ist,  da  ist 
auch  allgemeine  Gleichheit  und  Sorglosigkeit ,  freilich  auch  als 
Voraussetzung  allgemeine  Bedürfnislosigkeit.  Das  wären  also  that- 
sächlich  paradiesische  aber  bedürfnislose  Zustände  gewesen,  frei- 
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lieh  unterbrochen  von  zeitweisem  Elend  und  tierischer  Kampf- 
begierde. 

Von  dem  Zeitpunkt  an  aber,  wo  blosse  Ernte  ohne  voran- 
gehende Arbeit  zum  Unterhalt  der  Menschen  nicht  mehr  aus- 
reichte, wo  Arbeit  der  Natur  den  Lebensunterhalt  abzwingen  musste, 
wo  daher  auch  ein  bestimmtes,  wenn  auch  weites  Landesgebiet 
(nicht  feste  Wohnsitze)  für  eine  Horde  oder  Verbindung  von  Horden 
grössere  Bedeutung  erlangte ,  da  musste  auch  Organisation  der 
Arbeit  und  des  Kampfes  notwendig  werden.  Das  alles  musste 
aber  eintreten  mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung,  wenn  sich 
die  Menschen  im  Raum  häufig  zu  begegnen  anfingen. 

Soll  gemeinschaftlich  der  Natur  Ertrag  (auch  Jagdertrag)  ab- 
gerungen werden,  dann  bedarf  es  der  Leitung  der  Arbeit  und  je 
mehr  die  Natur  hergeben  soll,  einer  desto  grössern  Konzentration 
der  Arbeit.  Jede  Leitung  und  jede  Konzentration  der  Arbeit 
kann  aber  nur  persönlich  erfolgen.  Denn  jede  Leitung  der  Arbeit 
kann  nur  durch  Ueberblick  und  Voraussicht,  jede  Intensifizierung 
von  aussen  nur  durch  einen  starken  zwingenden  Willen,  also  eben- 
falls geistig  erfolgen,  jede  geistige  Konzentration  des  Intellekts 
und  des  Willens  kann  sich  aber  nur  persönlich  gestalten.  Das- 
selbe gilt  für  die  Leitung  einer  Gemeinschaft  (z.  B.  einer  Horde 
oder  eines  Stammes)  nach  aussen.  Sobald  die  Voraussicht  über 
den  Einzelkampf  hinaus  auf  den  Kampf  Aller  und  nicht  auf  einen 
sondern  auf  eine  Reihe  von  Kämpfen  Aller  sich  erstreckt ,  da 
bedarf  sie  der  persönlichen  Konzentrierung.  Mitraten  und  Mit- 
thaten  können  Alle,  aber  nur  einer  kann  leiten  und  führen,  weil 
die  Leitung  und  Führung  einer  geistigen  Konzentration  bedarf 
und  diese  nur  im  einzelnen  stattfinden  kann. 

Mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  (nach  dem  Genuss  der 
verbotenen  Frucht)  tritt  daher  der  Mensch  aus  dem  paradiesischen 
Zustand  heraus.  Es  erfolgt  Konzentration  der  Arbeit  und  Arbeits- 
teilung nach  innen  und  aussen  in  den  bestehenden  Gemein- 
schaften, welche  beide ,  wenigstens  sobald  sie  der  Zeit  nach  in 
halbwegs  ausgedehnterer  Weise  stattfinden ,  persönliche  Leitung 
und  persönlichen  Zwang  in  der  Gemeinschaft  notwendig  machen; 
Arbeit  und  Zwang  zur  Arbeit  auf  der  einen  Seite ,  persönliche 
Leitung  der  Arbeit  und  persönlich  zwingende  Macht  auf  der  an- 
dern Seite  treten  jetzt  auf:  die  Gemeinschaft  beherrscht  und  be- 
zwingt sich  selbst  durch  ihre  herrschenden  Organe  zum  Zweck 
notwendiger  und  erfolgreicherer  Arbeit  nach    innen    und    aussen. 
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Uas  ganze  Rechtsleben  und  die  ganze  Kulturentwicklung  können 
daher  nach  einer  Seite  hin  als  Selbstbeherrschung  und  Selbster- 
ziehung der  selbständigen  Gemeinschaften  aufgefasst  werden. 

Aber  die,  so  an  die  Spitze  der  Gemeinschaften  treten ,  sind 
keine  Engel,  wenn  auch  anfangs  wenigstens  gewiss  hervorragend 
tüchtige  Glieder  der  Gemeinschaft.  Sie  denken  daher  ebensosehr 
und  oft  noch  mehr  an  sich  als  an  die  Gemeinschaft  und  dieser 
Eigennutz  muss  um  so  stärker  werden,  je  mehr  die  leitenden 
Aemter  des  Herkommens ,  des  Aberglaubens  und  der  Stabilität 
der  Leitung  wegen  den  Charakter  der  Erblichkeit  erlangen  und 
jenen  persönlichen  Verdienstes  einbüssen.  Mit  andern  Worten, 
die  leitenden  Gewalten  lernen  bald  ihre  Macht  missbrauchen,  die 
Minorität  unterdrückt  die  Majorität  und  die  Majorität  muss  nach 
vielen  bösen  Erfahnuigen  darauf  sinnen,  sich  dieses  Missbrauchs 
zu  erwehren ,  die  Selbsterziehung  und  Selbstbeherrschung  der 
Gemeinschaften  erhält  damit  neue  Anregungen  und  Ziele.  Es 
folgt  die  Zeit  der  Klassenkämpfe,  die  noch  heute  fortdauert  und 
wahrscheinlich  niemals  ihr  völliges  Ende  erreichen  wird. 

Wir  wollen  nun  noch  kurz  untersuchen,  wie  es  der  Majorität, 
der  grossen  Masse  der  Gemeinschaften  möglich  wird,  sich  der 
Vergewaltigung  durch  die  Minorität  zu  erwehren. 

So  lange  die  ursprüngliche  Gemeinschaft  (Horde)  auf  sich 
selbst  beschränkt  war,  konnte  von  einer  Rechtsungleichheit  keine 
Rede  sein.  Völlige  Gleichheit  war  wohl  nicht  vorhanden ,  der 
Häuptling  und  diejenigen,  die  ihn  umstanden,  die  Tüchtigsten  im 
Kriege,  die  Erfahrendsten  im  Frieden,  werden  stets  einen  Vorrang 
behauptet  haben ;  aber  das  war  der  Vorrang  der  Obrigkeit,  nicht 
Rechtsungleichheit,  so  lang  jeder  Häuptling  werden,  jeder  in  den 
Rat  des  Häuptlings  berufen  werden  konnte.  Diese  Rechtsgleich- 
heit konnte  auf  zweierlei  Weise  aufgelöst  werden :  i)  Entweder 
dadurch,  dass  mehrere  Horden  zu  gemeinsamem  Schutz  und  Trutz 
und  zur  Friedensgemeinschaft  zusammentraten,  dass  ein  Ober- 
häuptling (König,  Rex,  Basileus)  an  ihre  Spitze  trat  und  dass 
nun,  was  die  Hauptsache  ist,  die  Ober-  und  Unterhäuptlingschaft 
in  bestimmten  Familien  erblich  wurde ,  wenn  sie  auch  anfangs 
gewiss  an  keine  bestimmte  Erbfolge  gebunden  war.  Damit  schied 
sich  die  erweiterte  Gemeinschaft  in  Patrizier  (Adelinge,  Eupatriden) 
und  in  die  Plebs.  Das  setzt  aber  schon  einen  entwickeitern 
engern  Familienbegriff  voraus.  2)  Oder  eine  Horde  tötete  die 
Kriegsgefangenen  nicht  mehr,   sondern   gebrauchte  sie    zu  Dienst 
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und  Arbeit  für  die  Horde.  Sie  wurden  Sklaven,  wenn  auch  an- 
fangs gewiss  menschlich,  als  rechtlich  minderwertige  Familien- 
glieder behandelt.  Das  setzt  aber  eine  gewisse  wirtschaftliche 
Entwicklung  und  einen  Begriff  wenigstens  gemeinsamen  Eigentums 
voraus  und  macht  deshalb  wahrscheinlich ,  dass  Sklaverei  inner- 
halb der  tlorde  sich  wohl  nicht  vor  jener  weitern  Schutz-  und 
Friedensgemeinschaft  wird  entwickelt  haben.  Durch  diese  wurde 
wahrscheinlich  in  gesicherterem  Frieden  erst  grössere  Produktivität 
der  Arbeit  und  der  Begriff  des  Gemeineigentums  einer  Horde 
andern  Horden  gegenüber  begründet.  Es  ist  also  wohl  anzunehmen, 
dass  die  soziale  Entwicklung  fast  überall  zu  einer  Kombination 
beider  Arten  von  Rechtsungleichheit  geführt  hat,  dass  sich  also 
bald  nach  der  Entwicklung  eines  Adels  auch  ein  Sklavenstand 
ausgebildet  hat.  Die  weitere  Entwicklung  kann  dann  mannig- 
faltig gewesen  sein  und  war  es  auch:  Es  konnte  das  Königtum 
in  den  Vordergrund  treten  oder  der  Adel;  es  konnte  die  freie 
Plebs  mit  den  Sklaven  zu  Untergebenen  des  Adels  zusammen- 
schmelzen oder  die  Sklaven  zu  sich  emporziehen.  Ausserdem 
sind  noch  mannigfaltige  Nuancen  und  Kombinationen  der  Macht- 
verhältnisse dieser  vier  Stände  und  zwar  nicht  nur  nebeneinander 
bei  verschiedenen,  sondern  auch  nacheinander  bei  denselben  Ge- 
meinschaften möglich.  Es  konnte  jedoch  auch  ein  Sklavenstand 
von  vornherein  fehlen ,  doch  war  er  wohl  Bedingung  der  Ent- 
wicklung intensiverer  Kultur.  Der  Inkastaat  kannte  Herrscher 
und  Adel,  aber  keine  Sklaven ,  aber  doch  wohl  nur ,  weil  das 
ganze  Volk  in  einer  Art  Staatssklaverei  lebte. 

Obgleich  nun  Ungleichheit  des  Ranges  und  des  Standes  und 
anfangs  auch  Ungleichheit  vor  dem  Gesetz  eine  soziale  Notwen- 
digkeit ist,  so  treten  doch  andrerseits  wieder  soziale  Faktoren  auf, 
welche  jene  Ungleichheit  zu  paralysieren  streben.  Diese  Ungleich- 
heit kann  aber  deswegen  niemals  völlig  aufgehoben  werden,  weil 
jene  Nivellierungsbestrebungen  ihr  Ziel  auch  nur  durch  eine  Kon- 
zentration des  Denkens  und  Wollens,  überhaupt  der  Macht,  in 
Individuen  erreichen  können.  So  bleibt  als  einziges  Mittel,  um 
jene  Ungleichheit  zu  bekämpfen,  nur  das  übrig,  die  grossen  Un- 
gleichheiten durch  eine  Menge  kleiner  zu  überbrücken  und  ein 
System  des  Gleichgewichts  zu  schaffen ,  in  dem  viele  soziale 
Mächte  sich  gegenseitig  in  Schranken  halten  und  zwar  in  den 
Schranken  des  sozialen  Wohles.     Dass  dieses  Gleichgewicht  nicht 
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zLHii  tüten  werde,  dafür  sorgt  die  ewig  gleiche  Unzufriedenheit 
der  menschlichen   Natur. 

V\'ir  wollen  nun  diese  Faktoren  etwas  näher  betrachten,  welche 
die  soziale  Ungleichheit  des  Menschen  zu  überwinden  streben. 
Es  sind  das  vor  allen  zwei  Ursachen:  i)  Die  Tüchtigkeit 
d  e  r  B  e  h  e  r  r  s  c  h  e  n  d  e  n  n  i  m  m  t  immer  mehr  a  b,  j  e  n  e  der 
Beherrschten  immer  mehr  zu.  Dass  die  Tüchtigkeit  der 
Beherrscher  abnimmt,  ist  aus  psychologischen  Gründen  sehr  be- 
greiflich. Mangel  ist  ein  Antrieb  zum  Fortschritt,  Ueberfluss  ein 
Antrieb  zur  Faulheit ;  was  man  hat,  braucht  man  nicht  anzustreben 
und  daher  geht  die  Tüchtigkeit,  die  das  erworben  hat,  was  man 
besitzt,  verloren.  Nach  der  Ansicht  einiger  Darwinisten  soll  sich 
zwar  in  den  Herrschenden  eine  Art  Zuchtwahl  vollziehen,  so  dass 
sie  schliesslich  das  Beste  und  Edelste  des  Volkes  in  sich  enthalten 
sollen.  Dabei  scheint  mir  aber  manches  übersehen  zu  sein.  Es 
ist  richtig,  dass  in  jenen  Generationen  der  Herrschenden,  in 
welchen  sie  noch  um  ihre  Herrschaft  innerhalb  und  ausserhalb 
der  Gemeinschaft  zu  ringen  haben,  eine  soziale  Auslese  stattfindet; 
dass  nur  wirklich  Tüchtige  (wenn  auch  nichtjmmer  die  Tüchtigsten, 
denn  das  hängt  viel  von  äussern  Umständen  ab)  zur  Herrschaft  ge- 
langen. Doch  wie  viel  Generationen  dauert  das,  bis  ihre  Macht 
erblich  geworden  ist  de  facto,  wenn  auch  noch  nicht  de  jure  ^  Ist 
in  dieser  kurzen  Zeit  gleichsam  die  Ausbildung  einer  neuen  Rasse 
möglich?  Doch  nehmen  wir  an,  es  wäre  so,  so  macht  sich  mit 
der  faktischen  oder  (und)  rechtUchen  Erblichkeit  der  Macht  ein 
andres  darwinistisches  Prinzip  geltend ,  nämlich  jenes  über  den 
Nichtgebrauch  der  Organe.  Selbst  wenn  die  Herrschenden  grosse 
Tüchtigkeit  erlangt  haben,  wenn  sich  ihre  Macht  erblich  befestigt 
hat,  brauchen  sie  in  demselben  Masse  immer  weniger  hervorragende 
Eigenschaften  und  was  in  zehn  Generationen  erblich  erworben 
wurde ,  kann  in  zehn  Generationen  allmählichen  Nichtgebrauchs 
auch  wieder  verloren  gehen.  Man  lasse  doch  eine  Anzahl  edler 
Rennpferde  und  ihre  Nachkommen  durch  zehn  Generationen  nicht 
aus  dem  Stall  kommen,  wird  die  zehnte  Generation  dann  auch 
noch  eine  Rasse  edler  Rennpferde  sein  ? 

Durch  die  Erblichkeit  aber  erwächst  den  Herrschenden  noch 
eine  andre  Gefahr,  nämlich  jene  der  Inzucht.  So  wie  wenn  man 
immer  Ableger  derselben  Kartoffeln  auf  demselben  Felde  pflanzt^ 
sehr  rasch  ihre  Entartung  eintritt,  so  findet  dasselbe  auch  bei  den 
Herrschenden  statt,  sobald  sie  zur  erblichen  geschlossenen  Kaste 
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geworden  sind.  Zwar  wird  das  physiologisch  nicht  zu  konstatieren 
sein,  wohl  aber  psychologisch.  Die  Herrschenden,  verlieren  all- 
mählich alle  Fühlung  mit  den  Interessen  der  Masse  der  Bevöl- 
kerung, sie  kommen  immer  seltener  aus  ihrem  Gedanken-  und 
Gefühlskreise  heraus  und  gleichen  schliesslich  einem  Leibesteile, 
dessen  Stoffwechsel  mit  dem  ganzen  Leibe  unterbrochen  ist  und 
der  infolge  dessen  allmählich  abstirbt.  Sie  verstehen  die  Interessen 
der  Gesamtheit  nicht  mehr  und  sollen  doch  für  sie  sorgen ,  für 
die  Gesamtheit  herrschen.  Ist  aber  der  Stoffwechsel  in  irgend 
einem  Teile  des  sozialen  Körpers  unterbrochen,  dann  tritt  Krankheit 
ein,  die  schliesslich  mit  einer  Krisis  (Revolution)  endet,  die  ent- 
weder wieder  den  normalen  Stoffwechsel  herbeiführt  oder  die 
Auflösung  des  sozialen  Organismus  bewirkt.  Ich  verstehe  aber 
unter  dem  sozialen  Stoffwechsel  hier  weniger  die  Aufmischung 
des  Blutes  der  Herrschenden  von  unten  her  (die  wohl  auch  er- 
wünscht sein  mag),  als  vielmehr  eine  durchgängige  geistige  Wechsel- 
wirkung, ein  gegenseitiges  geistiges  Empfangen  und  Geben,  dassich 
durch  alle  Bevölkerungsschichten  hindurch  erstrecken  muss.  Ein  der- 
artiger geistiger  Zusammenhang  und  Verkehr  ist  nämlich  notwendig, 
damit  sich  eine  gemeinsame,  die  Kräfte  des  Volkes  vereinigende  und 
beherrschende  Vorstellungswelt  herausbilde ;  denn  die  Gemeinsam- 
keit der  Vorstellungswelt  beruht  auf  einem  solchen  durchgängigen 
Verkehr  und  ist  notwendig ,  damit  gemeinsame  Ziele  und  Be- 
strebungen ein  Volk  zu  einem  geistigen  Ganzen  einen.  Wo  ge- 
meinsame Ziele  nicht  mehr  zustande  kommen  können ,  weil  ein 
Stand  den  andern  nicht  versteht,  da  geht  das  Ganze  zu  Grunde : 
die  Zentrifugalkraft  überwiegt  die  Zentripetalkraft. 

Die  Entartung,  faktisch  oder  erblich  durch  längere  Zeit  herr- 
schender, ist  m.  E.  unvermeidlich  ;  wohl  kann  aber  die  Entartung 
wieder  aufgehoben  werden,  wenn  die  Herrschenden  sich  noch  zur 
rechten  Zeit  ihrer  Degeneration  und  der  ihnen  daraus  erwach- 
senden Gefahr  bewusst  werden.  Es  erfolgt  dann  wieder  eine 
Regeneration  der  Herrschenden. 

Droht  einerseits  immer  die  Gefahr  der  Entartung  der  Herr- 
schenden ,  so  ist  andrerseits  die  Hebung  der  untern  Klassen 
ebenfalls  eine  soziale  Notwendigkeit.  Die  Not  macht  erfinderisch, 
sie  treibt  zur  äussersten  Ausbildung  aller  Kräfte  —  wenn  nur 
Hoffnung  auf  Erfolg  da  ist.  Aber  nur  wenigen  der  Beherrschten 
ist  die  Hoffnung  auf  eine  Besserung  ihres  Zustandes  beschieden 
und  von  diesen    erfüllt    sie  sich  nur  einem  Teile.     Die  F"ol£fe  ist 
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daher  meistens  eine  Abspaltung  von  Bevölkerungsschichten  der 
beherrschten  Volksmasse,  eine  neue  Ständebildung,  die  teils  ver- 
mittelnd zwischen  die  Herrschenden  und  Beherrschten  tritt,  teils 
eine  Vermehrung  der  Herrschenden  selbst  zur  Folge  hat.  Dennoch 
bleibt  die  neue  Ständebildung  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  untern 
Volksmassen ;  die  Geburtswehen  bei  der  Entstehung  des  neuen 
Standes  erschüttern  und  heben  sie.  Alle  streben  doch  nach  einer 
.solchen  Besserung  ihrer  Zustände  und  wenn  sie  auch  wenigen 
zu  teil  wird,  so  wirft  dieser  Erfolg  der  Wenigen  einen  Hoffnungs- 
schimmer auf  alle ,  hebt  alle  in  dem  Gedanken  der  Möglichkeit 
einer  Besserung.  Aber  noch  mehr  die  Wenigen  können  meistens 
nur  gegen  die  Herrschenden  eine  Besserung  ihrer  Lage  bewirken 
und  bedürfen  dazu  der  untern  Klassen ,  deren  Lage  sie  nun  zu 
bessern  streben  müssen.  Das  führt  uns  zum  zweiten  Punkt.  2)  Die 
Beherrschten  können  ebenfalls  nur  durch  Konzentration  ihrer  Macht 
in  einzelnen  Individuen  den  Beherrschenden  eine  Verbesserung 
ihrer  Lage  abzwingen.  Dazu  ist  aber  zweierlei  notwendig:  Ers  tens 
führende  Individuen,  welche  die  Konzentration  der  Macht  bewirken 
und  zweitens  das  Bewusstsein  der  Beherrschten,  dass  sie  gleiche 
Interessen  und  daher  gleiche  Ziele  haben ,  verbunden  mit  der 
Hoffnung,  sie  zu  erreichen.  Das  eine  ist  so  notwendig  wie  das 
andre  und  es  muss  beides  zusammentreffen ,  wenn  eine  soziale 
Bewegung  entstehen  soll.  Was  den  ersten  Punkt  anbelangt,  so 
kann  entweder  ein  günstiger  gestellter  Teil  der  Beherrschten 
(reiche  Plebejer)  oder  es  können  Unzufriedene  unter  den  Herr- 
schenden (Catilina)  oder  selbst  Ausgestossene  die  Führung  der 
untern  Bevölkerungsmassen  übernehmen ;  nur  müssen  die  Führer 
der  Plebs  den  Herrschenden  mindestens  nahe  stehen,  denn  nur 
durch  diese  Berührung  mit  den  Höherstehenden  können  sie  das 
zur  sozialen  Leitung  der  Volksmassen  Notwendige  (die  herrschende 
Vorstellungswelt)  kennen  lernen.  Die  Folge  davon  war  aber  bis- 
her immer,  dass  dem  Volke  in  seinen  Führern  neue  Herrscher 
entstanden ,  die  mit  der  Zeit  ebenso  schlecht  wurden  wie  die 
alten ;  das  wird  auch  wohl  so  bleiben.  Es  ist  nur  die  Frage,  ob 
nicht  auf  diese  Weise  dennoch  immer  eine  Hebung  der  Beherrschten 
bewirkt  wurden,  indem  die  neuen  Herrscher  eben  immer  wieder 
neue  Zugeständnisse  machen  mussten.  Freilich  muss  man  dabei 
bedenken,  dass  oft  durch  Barbareneinfälle,  durch  Eroberung  und 
Unterjochung  das  Errungene  auch  wieder  verloren  ging.  Was 
den  zweiten  Punkt  anbelangt,  so  kann  durch  Teilung  der  Interessen 
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{divide  et  imperd)  oft  lange  Zeit  eine  Vereinigung  der  untern  Volks- 
massen verhindert  werden.  Wo  aber  dem  Volk  das  Bewusstsein 
gemeinsamer  Interessen  fehlt,  kann  der  genialste  Führer  nichts 
bewirken,  weil  er  kein  Verständnis  findet.  Dieses  Standesbewusstsein 
des  Volkes,  wie  ich  es  nennen  will,  bedarf  aber  zweier  Umstände : 
i)  Einer  Ursache,  welche  die  Erkenntnis  gemeinsamer  Interessen 
bewirkt.  Sie  wird  wohl  meistens ,  wenn  nicht  immer ,  in  einer 
drückenden  Herrschaft  der  obern  Klassen,  welche  die  Lebens-, 
interessen  der  untern  gefährdet,  zu  suchen  sein.  Gesicherte  erb- 
liche Herrschaft  {de  facto  oder  de  jure)  macht  die  Mächtigen  über- 
mütig und  lässt  sie  vergessen,  dass  ihre  ganze  Herrschaft  in  den 
untern  Volksklassen  wurzelt;  sie  untergraben  so,  ohne  es  zu 
wissen,  ihre  eigene  Existenz;  aber  die  grosse  Volksmasse  fühlt 
es,  dass  die  Axt  an  ihre  Wurzel  gelegt  ist  und  diese  gemeinsame 
grosse  Gefahr  eint  sie.  2)  Muss  aber  auch  innerhalb  der  be- 
herrschten Volksmasse  eine  Differenzierung  stattgefunden  haben. 
Wo  die  untern  Volksmassen  unterschiedslos  und  schroff  in  ihrem 
Elend  dem  Luxus  der  obern  Zehntausend  gegenüberstehen,  da 
kennen  sie  das  Bessere  nicht  und  daher  kann  es  nicht  den  Hoff- 
nungstrahl in  sie  werfen ;  der  Bettler  kann  sich  keine  Vorstellung 
von  den  Genüssen  des  Millionärs  machen,  wenn  er  von  Jugend 
auf  Bettler  gewesen  ist.  Nur  dadurch,  dass  es  einem  Teil  der 
untern  Volksmasse  gelungen  ist,  sich  ein  besseres  Los  zu  erringen, 
kann  auch  in  den  übrigen  die  klare  Idee  einer  Besserung  ihrer 
Lage  und  die  Hoffnung ,  sie  zu  verwirklichen,  auftreten.  Aber 
eben  dieselbe  Ursache  bewirkt  auch  eine  Teilung  der  Interessen, 
deswegen  muss  eine  für  beide  Teile  gemeinsame  Gefahr  erstehen: 
die  gleiche  Bedrückung  durch  die  Herrschenden.  So  bewirkt  das 
Unrecht  das  Recht,  das  Unmoralische  die  Moralität  und  wird  das 
Schlechte  zum  Förderer  des  Guten. 


Anhang  I. 

Im  strengsten  Sinn  des  Wortes  giebt  es  überhaupt  keinen  gemeinsamen  Genuss; 
jeder  Genuss  ist  als  solcher  individuell.  Auch  versteht  man  unter  »gemeinsamen  Ge- 
nuss« nicht  immer  dasselbe.  Je  materieller  ein  Genuss  ist ,  desto  weniger  kann  man 
von  einem  gemeinsamen  Genuss  sprechen.  Bier  und  Wein  werden  eigentlich  nicht  »ge- 
meinsam«, sondern  »in  Gesellschaft«  genossen,  jeder  geniesst  seinen  Anteil  für  sich. 
Je  geistiger  ein  Genuss  ist,  desto  eher  kann  man  meistens  von  seiner  «Gemeinsamkeit« 
sprechen.    Man  kann  gemeinsam  ein  Bild,  eine  Landschaft  geniessen  und  man   geniesst 
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alles  das,  ohne  dass  der  Genuss  diese  Güter  verzehren  würde:  man  könnte  diese  Art 
Güter  durch  Genuss  unverbrauchliche  Güter  nennen.  Es  sind  das  solche  Güter ,  die 
gleichzeitig  mit  Lust  verschiedener  Individuen  verbunden  erscheinen  und  wohlgemerkt, 
ohne  dass  eine  Teilung  des  Gutes  beim  Genuss  stattfindet.  Dann  giebt  es  aber  auch 
Güter,  deren  äussere  Hülle  nur  durch  den  Genuss  verzehrt  wird,  nicht  aber  ihr  geistiger 
Kern.  So  gehen  Bücher  durch  ihren  Gebrauch  zugrunde  ,  mag  dieser  Gebrauch  nun 
gemeinsam  oder  individuell  erfolgen.  Ihr  geistiger  Gehalt  ist  aber  unverbrauchlich. 
Gemeinsam  wird  aber  ein  Genuss  auch  durch  gegenseitige  Mitteilung  von  Gedanken, 
Erregung  von  Gefühlen  und  dadurch  kann  der  materiellste  Genuss  ein  gemeinsamer 
werden.  So  kann  der  Genuss  des  Weines  durch  gegenseitige  Kritik  und  Zergliede- 
rung seiner  Qualität  zu  einem  gemeinsamen  werden.  Jeder  geistige  Verkehr  kann  auf 
diese  Weise  ein  gemeinschaftlicher  Genuss  werden.  Doch  schafft  geistiger  Verkehr 
mehr  den  Genuss  der  Anregung  von  Gedanken  und  Gefühlen,  ihre  Vertiefung  und 
Ausbreitung  kann  nur  individuell  im  vollsten  Masse  erfolgen  und  auch  nur  indivi- 
duellen Genuss  verschaffen.  Tiefes  Denken  untl  Fühlen  ist  nicht  gesellig,  so  wenig 
wie  das  Grübeln. 

Man  kann  daher  sagen :  gemeinsam  kann  ein  Genuss  nur  sein ,  sofern  er  geistig 
ist  und  im  eigentlichen  Sinne  nur,  sofern  er  auf  einem  Austausch  von  Gedanken  und 
Gefühlen  beruht,  denn  nur  dazu  sind  mehrere  erforderlich.  Was  man  sonst  unter  ge- 
meinsamem Genuss  versteht,  ist  nur  die  Unverbrauchlichkeit  eines  Gutes  durch  den 
Genuss  Mehrerer  (mag  derselbe  gleichzeitig  oder  nacheinander  erfolgen).  Geistige  Güter 
(z.  B.  Kenntnisse)  sind  nicht  immer  gemeinsame  im  ersten,  aber  im  zweiten  Sinn.  Sie 
müssen ,  sollen  sie  in  beiden  Bedeutungen  zu  gemeinsamen  Genuss  führen ,  sich 
irgend  wie  materialisieren  Eine  Idee ,  eine  Vorstellung,  ein  Phantasiegebilde  müssen 
erst  zur  Schrift ,  zum  Druck ,  zum  Kunstgebilde  ,  zur  Rede  werden,  ehe  sie  in  irgend 
einem  Sinn  gemeinsam  genossen  werden  können.  Der  rein  innerliche  Genuss  kann 
nur  individuell  erfolgen,  er  muss  irgendwie  in  die  Aussenwelt  treten,  soll  er  gemeinsam 
werden ;  deswegen  haftet  aber  auch  jedem  gemeinschaftlichen  Genuss  etwas  Aeusser- 
liches  und  Oberflächliches  an ;  seine  Konzentrierung  und  Vertiefung  muss  individuell 
erfolgen.  Deswegen  gehen  alle  Anregungen  von  Gemeinschaften,  alle  Konzentrierungen 
geistiger  Kraft  von  Individuen  aus.  Jede  Einheit  beruht  auf  dem  Individuum  und 
seiner  Einheit,  das,  was  Kant  die  Mannigfaltigkeit,  den  Stoff  genannt  hat,  gehört 
der  Aussenwelt  an  und  ist  Bedingung  aller  Soziabilität.  Nur  ist  die  Aussenwelt  stets 
in  geistiger  individueller  Einheit  gegeben  und  die  letzte  wäre  ohne  Aussenwelt  und 
den  von  ihr  gebotenen  »Stoff«   eine  Einheit  von  Nichts. 

Anhang  II. 

Es  herrscht  noch  Streit  darüber,  ob  jedes  Recht  in  einer  Norm  ,  einem  Gebote 
oder  Verbote,  einem  Imperativ  begründet  sein  muss  oder  nicht ;  manche  nehmen  an, 
dass  nicht  alle  Rechte  auf  allgemeinen  Imperativen  beruhen ,  dass  es  rechtliche  Ge- 
währungen und  Befugnisse  giebt,  die  mit  dem  Recht  als  allgemeinem  Imperativ  in 
keiner  die  ersten  begründenden  Beziehung  stehen.  M.  E.  mit  Unrecht.  Man  vermengt 
hier,  wie  mir  scheint,  die  objektive  und  subjektive  Seite  des  Rechts,  man  vergisst, 
dass  »das  Recht vt  die  Einheit  des  subjektiven  und  objektiven  Rechtes  ist,  wie  man 
vergisst,  dass  die  Welt  die  Einheit  von  Subjekt  und  Objekt  ist,  nicht  etwas  Drittes 
ausser  ihnen  und  dass  das  Objektive  ebenso  wie  das  Subjektive  nur  in  abstracto  selb- 
ständig dargestellt  werden  kann. 

Das  objektive  Recht  ist  aber  stets  ein  Imperativ,  es  gebietet  oder  verbietet,  aber 
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soweit  CS  Gesetz  ist  (allgemeine  von  den  rechtsprechenden  und  rechtsetzenden  Per- 
sonen losgelöste  Norm)  kann  es  nur  im  allgemeinen  verbieten  oder  gebieten.  Zwischen 
diesen  allgemeinen  Normen  bleibt  noch  freier  Raum  für  das  Nicht-Gebotene  und  Nicht- 
Verbotene,  ein  Raum,  der  vom  objektiven  Recht  nur  negativ  begrenzt  ist.  So  umfasst 
das  subjektive  Recht  mehr  als  die  rechtliche,  subjektive  Verpflichtung,  etwas  zu  thun 
oder  zu  unterlassen ,  sie  umfasst  auch  die  subjektive  Befugnis ,  etwas  thun  zu  dürfen 
oder  nicht  thun  zu  dürfen.  Nur  bestimmt  nicht  die  subjektive  Befugnis,  was  objektiv 
rechtens  ist,  sondern  umgekehrt,  es  kann  eine  subjektive  Befugnis  ohne  ein  objektives 
Recht,  das  gebietet  oder  verbietet,  gar  nicht  geben:  das  subjektive  Recht  ist  im  ob- 
jektiven begründet,  nicht  umgekehrt.  Unmittelbar  entspricht  zwar  der  subjektiven  Be- 
fugnis kein  objektives  Recht,  aber  der  Inhalt  der  Befugnis  ist  dadurch  bedingt,  dass 
er  durch  kein  objektives  Recht  verboten  oder  geboten  ist.  Meinem  Recht,  in  meinem 
eigenen  Garten  spazieren  zu  gehen,  ihn  nach  meinem  Gutachten  zu  bepflanzen  u.  s.  w. 
entspricht  objektiv  kein  bestimmtes  Gesetz,  noch  auch  ein  .spezieller  Rechtsspruch  recht- 
sprechender oder  rechtsetzender  Personen.  Doch  könnte  diese  meine  Befugnis  gar 
nicht  bestehen  ohne  das  Verbot  der  Besitzstörung,  nicht  dass  dieses  gesetzliche  Ver- 
bot im  einzelnen  angäbe,  was  mir  erlaubt  sei  und  worin  mich  die  Andern  nicht  stören 
dürften,  es  verbietet  nur  im  allgemeinen,  mich  im  Gebrauch  meines  Besitztums  nicht 
zu  stören,  allerdings  aber  nur  soweit,  als  mein  Gebrauch  meines  Besitztums  nicht  zu- 
gleich Störung  fremden  Besitztums  ist ;  ich  darf  nicht  auf  meinem  Pferde  auf  fremden 
Saatfeldern  reiten.  Soweit  ich  aber  durch  den  Gebrauch  meines  Besitzes  den  Gebrauch 
des  Besitzes  Dritter  nicht  hindere  oder  unmöglich  mache ,  soweit  irgend  ein  Verbot 
bestimmter  Gebrauchsarten  meines  Besitzes  aus  öffentlichen  Rücksichten  nicht  besteht, 
habe  ich  die  rechtliche  Befugnis,  über  mein  Besitztum  zu  verfügen.  Ohne  jenes  Ver- 
bot der  Besitzstörung  hätte  ich  überhaupt  keine  Befugnis ,  sondern  nur  die  thatsäch- 
liche  physische  Möglichkeit,  im  Garten  spazieren  zu  gehen. 

Freilich  kann  es  geschehen ,  dass  in  einem  Gesetz  die  subjektive  Befugnis  vor 
dem  objektiven  Recht  der  Rechtsnorm  hervorgehoben  wird  ,  aber  auch  dann  ist  die 
subjektive  Befugnis  in  der  Norm  und  nicht  umgekehrt  begründet.  Die  Verfassung 
eines  Staates  kann  seinem  Oberhaupte  den  Beschlüssen  der  Volksvertretung  gegenüber 
ein  unbedingtes  oder  bedingtes  Veto  zugestehen.  Dieses  Veto  scheint  nicht  ein  recht- 
liches Gebot  oder  Verbot  zu  sein ,  sondern  nur  eine  subjektive  Befugnis  des  Staats- 
oberhauptes.  Doch  abgesehen  davon,  dass  das  Staatsoberhaupt  die  Pflicht  hat,  sein 
Vetorecht  auszuüben  oder  nicht  auszuüben  (beim  bedingten  Veto  darf  das  Staatsober- 
haupt seinen  Beschluss  nicht  ewig  in  suspenso  lassen ,  was  dem  unbedingten  Veto 
gleich  käme),  so  hätte  es  auch  keine  Veto-Befugnis  ohne  die  Voraussetzung  der  recht- 
lichen Norm :  Kein  Gesetzentwurf  hat  Giltigkeit  ohne  seine  Bestätigung  durch  das 
Staatsoberhaupt  resp.  er  hat  nur  Giltigkeit  unter  bestimmten  Bedingungen  ohne  seine 
Bestätigung.  Dieses  Verbot,  kein  Gesetz  ohne  gewisse  Bedingungen  als  rechtsgiltig 
anzusehen,   ist  die  Grundlage  jener  subjektiven  Befugnis  des  Staatsoberhauptes. 

Dass  objektives  Rechtsverbot  oder  Rechtsgebot  die  Grundlage  jeder  subjektiven 
Rechtsbefugnis  ist ,  geht  schon  aus  dem  Ursprung  und  Zweck  des  Rechtes  hervor. 
Denn  das  Recht  geht  aus  einem  Willen  hervor,  der  für  den  Willen  Aller  gilt.  Dieser 
Wille  kann  aber  nur  gebieten  oder  verbieten  und  gewähren.  In  der  Gewährung  an 
physische  oder  juristische  Personen  liegt  aber  immer  das  Gebot  an  alle  Andern,  diese 
Gewährung  nicht  zu  stören.  Ohne  dieses  Gebot  oder  Verbot  (oft  nur  ein  Formunter- 
schied) giebt  es  keine  Gewährung,  keine  Vollmacht,  keine  Befugnis.  Wenn  ich  je- 
mandem rechtlich  anheimstelle,  einen  Apfel  innerhalb  einer  Stunde  zu  essen,  so  ver- 
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biete  ich  jedem  Dritten  innerhalb  dieser  Stunde  den  Verbrauch  dieses  Apfels.  Tluie 
ich  das  als  Gesetzgeber  nicht ,  so  mache  ich  eo  ipso  die  gewährte  Rechtsbefugnis 
illusorisch. 

Zweck  des  objektiven  Rechtes  ist  aber  immer  die  Befriedigung  allgemeiner  Be- 
dürfnisse, niemals  individueller.  Jedes  allgemeine  Bedürfnis  kann  aber  auch  wieder  nur 
befriedigt  werden  durch  ein  Gebot  oder  Verbot  an  Alle ,  denn  auch  hier  ist  blosse 
Gewährung  oder  Befriedigung  nur  als  Nicht-Verbot  oder  Nicht-Gebot  zu  betrachten 
möglich.  Denn  rechtliche  Befugnis  (zu  thun  oder  zu  unterlassen)  können  Alle  nur  be- 
sitzen, sofern  das  Gegenteil  nicht  verboten  ist,  sonst  ist  wieder  nur  thatsächliche  Mög- 
lichkeit aber  keine  rechtliche  Befugnis  vorhanden.  Das  objektive  Recht  wendet  sich 
aber  immer  an  Alle,  an  den  Einzelnen  nur  insofern  er  zu  Allen  gehört.  Das  objektive 
Recht  hat  es  mit  den  Interessen  Einzelner  nur  zu  thun,  insofern  ihre  Befriedigung  die 
Bedingung  der  Befriedigung  allgemeiner   Interessen  ist. 


IL  MISZELLEN. 


— e.  Der  Staat  und  sein  Boden,  geographisch  betrachtet.  — ■  Diesen  Gegen- 
stand behandelt  unser  erster  »politischer  Geograph«,  Friedrich  Ratzcl  vca 
XVII.  Bande  der  Abhandlungen  der  philologisch-historischen  Klasse  der 
Kgl.  Sächsischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften  (Leipzig,  S.  Hirzel 
1896,  mit  5  Kartenskizzen  im  Text). 

Der  Boden,  obwohl  die  Naturgrundlage  des  Staates  sowie  des 
ganzen  ausserstaatlichen  Volksdaseins,  ist  dennoch  in  der  Staatslehre 
bis  jetzt  nur  sehr  beiläufig  beachtet.  Der  klaifenden  Lücke  tritt  Ratzel 
in  der  genannten  Monographie  nachdrücklichst  entgegen,  indem  er  be- 
merkt: »Die  Staatswissenschaft  sagt:  »»Das  Gebiet  gehört  zum  Wesen 
des  Staates;  ein  Staat  ohne  Gebiet  ist  undenkbar;  das  Ländergebiet,  in 
dem  er  mit  oberster  Macht  herrscht,  ist  die  notwendige  Grundlage  der 
Existenz  des  Staates.««  Aber  nachdem  sie  diese  Verbindung  statuiert  hat, 
zergliedert  sie  den  Staat,  wie  etwas  totes,  schildert  ihn  wie  ein  Skelet 
und  behandelt  seine  praktisch  so  wichtigen  Wachstums-  und  Rückgangs- 
erscheinungen, wie  wenn  von  einem  Landgut  hier  ein  Stück  abge- 
schnitten und  dort  eines  angesetzt  wird.  Das  ist  der  Schreck  vor  dem 
Leben,  der  durch  alle  beschreibende,  systematische  und  klassifikatorische 
Wissenschaft  geht.  In  der  Naturgeschichte  hat  man  die  bezeichnenden 
Namen  Museumszoologie  und  Herbariumsbotanik  ;  das  ist  in  der  Lehre 
vom  Staat  die  Methode,  vom  Horror  vitae  diktiert,  den  Staat  erst  von 
seiner  Grundlage  zu  lösen  und  ihn  zu  studieren ,  nachdem  man  ihm 
so  das  Leben  ausgetrieben  hat.  Da  kann  es  kommen,  dass  man  selbst 
so  wichtige  Organe  wie  die  Grenze,  nur  als  Linien  oder  Wände  be- 
greift, statt  als  die  lebenerfüllten  Werkzeuge  einer  der  grossartigsten 
Lebenserscheinungen,  die  die  Erde  kennt.  Ich  weiss  wohl,  dass  seit 
den  Naturphilosophen  gegen  diese  ertötende  Auffassung  oft  und  ener- 
gisch protestiert  worden  ist,  suche  aber  vergebens  in  der  Politischen 
Geographie  die  Früchte  der  von  Oken  verkündeten  Lehre,  dass  das 
Gemeinwesen  der  Menschen  seiner  Grundform  nach  nicht  verschieden 
von  denen  der  sogenannten  Naturreiche  sei.  Man  wird  sie  nicht  eher 
ernten ,    als  bis  man  die  Auffassung  des  Staates  als  eines   grossen ,    an 
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die  Erdoberfläche  gebundenen  und  von  ihr  abhängigen  Organismus  in 
alle  geographischen  Betrachtungen  und  Darstellungen  des  Staates  über- 
trägt und  keine  seiner  Eigenschaften  anders  auffasst  denn  als  die  eines 

lebendigen  Körpers Der  Mensch  ist  also  nicht  ohne  den  Erdboden 

denkbar  und  so  auch  nicht  das  grösste  Werk  des  Menschen  auf  der 
Erde,  der  Staat.  Wenn  wir  von  einem  Staate  reden,  meinen  wir  gerade 
wie  bei  einer  Stadt  oder  einem  Weg  immer  ein  Stück  Menschheit  und 
ein  menschliches  Werk  und  zugleich  ein  Stück  Erdboden.  Die  beiden 
gehören  notwendig  zusammen.  Der  Staat  muss  vom  Boden  leben.  Die 
Staatswissenschaft  spricht  das  etwas  verblasst  aus,  wenn  sie  sagt:  Das 
Gebiet  gehört  zum  Wesen  des  Staates.  Sie  bezeichnet  die  Souveränität 
als  das  Jus  territoriale  und  legt  die  Regel  nieder,  dass  Gebietsverände- 
rungen nur  durch  Gesetze  vorgenommen  werden  können.  Das  Leben 
der  Staaten  lehrt  uns  aber  viel  engere  Beziehungen  kennen.  Wir  sehen 
im  Laufe  der  Geschichte  alle  politischen  Kräfte  sich  des 
Bodens  bemächtigen  und  dadurch  staatenbildend  werden.  Stände  und 
Gesellschaften,  Handel  und  Religion  schöpfen  aus  dieser  Quelle  poli- 
tischer Macht  und  Dauerhaftigkeit  und  werden  dadurch  staatenbildend. 
In  unserem  Jahrhundert  drängen  sich  dazu  die  nationalen  Ideen  heran. 
In  der  Formel:  Die  Deutschen  fühlten  das  Bedürfnis,  eine  politische 
Form  für  ihre  Gesamtheit  zu  schaffen,  liegt  der  Sinn :  sie  strebten  nach 
territorialer  Zusammenschliessung  und  Abgrenzung,  um  sich  einen  sicheren 
eigenen  Boden  zu  wahren.  So  wird  uns  denn  der  Staat  zu  einem  Or- 
ganismus, in  den  ein  bestimmter  Teil  der  Erdoberfläche  so  mit  eingeht, 
dass  sich  die  Eigenschaften  des  Staates  aus  denen  des  Volkes  und  des 
Bodens  zusammensetzen.  Die  wichtigsten  davon  sind  die  Grösse,  Lage 
und  Grenzen,  dann  Art  und  Form  des  Bodens  samt  seiner  Bewachsung 
und  seinen  Gewässern,  und  endlich  sein  Verhältnis  zu  anderen  Teilen 
der  Erdoberfläche.  Dazu  rechnen  wir  vor  allem  das  Meer  und  auch 
selbst  die  unbewohnbaren  (anökumenischen)  Gebiete,  in  denen  auf  den 
ersten  Blick  gar  kein  politisches  Interesse  innewohnt.  Sie  alle  bilden 
zusammen  »das  Land«.  Sprechen  wir  aber  von  »uns  er  em  Land«,  so  ver- 
bindet sich  in  unserer  Vorstellung  mit  dieser  natürlichen  Grundlage 
alles,  was  der  Mensch  darin  und  darauf  geschaffen  und  von  Erinne- 
rungen gleichsam  hineingegraben  hat.  Und  so  erfüllt  sich  der  ursprüng- 
lich rein  geographische  Begriff  nicht  bloss  mit  politischem  Inhalt,  son- 
dern er  geht  eine  geistige  und  gemütliche  Verbindung  mit  uns,  seinen 
Bewohnern  und  unserer  ganzen  Geschichte  ein.  ...  So  ist  denn  auch 
die  Entwickelung  jedes  Staates  eine  fortschreitende  Organisation  des 
Bodens  durch  immer  engere  Verbindung  mit  dem  Volk.  Wächst  auf 
gleichem  Raum  die  Volkszahl,  so  vermehren  sich  die  Verbindungsfäden 
zwischen  Volk  und  Boden,  die  natürlichen  Hilfsquellen  werden  immer 
mehr  entwickelt  und  vergrössern  die  Macht  des  Volkes,  das  aber  auch 
in  demselben  Masse  von  seinem  Boden  abhängiger  wird.  Je  mehr  Boden, 
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desto  lockerer  der  Zusammenhang  seines  Volkes  mit  ihm.  Der  Unter- 
schied zwischen  dem  Staate  eines  Kulturvolkes  und  eines  barbarischen 
liegt  immer  darin,  dass  dort  diese  Organisation  viel  weiter  vorgeschritten  ist 
als  hier.  Wenn  wir  die  Karte  eines  Negerstaats  zeichnen,  ist  es  das  einfache 
Bild  eines  Elementarorganismus :  Das  Dorf  des  Häuptlings  im  Mittelpunkt, 
rings  umher  Dörfchen  in  Garten-  und  Ackerstücken  und  darüber  hinaus 
die  Grenzwildnis,  durch  die  ein  Pfad  oder  zwei  in  die  Nachbargebiete 
führen.  Welcher  Abstand  auch  schon  von  der  abgekürzten  und  zusam- 
mengedrängten Generalkarte  irgend  eines  ganz  unbedeutenden  euro- 
päischen Staates  mit  seinen  kleinen  und  grossen  Siedelungen,  Grenz- 
und  Hauptstädten,    Festungen,    Wege-,    Kanal-    und  Bahnnetzen!« 

Ausser  seinem  Gebiet  beansprucht  jeder  grosse  Staat  einen  E  i  n- 
flusskreis  oder  Interessensphäre,  die  in  unmittelbarer  Be- 
ziehung zu  seinem  Inneren  steht.  »Es  ist  nicht  das ,  was  West-  und 
Mittel-Europa  als  geschichtlich-kulturliche  Interessen-Gemeinschaft  zu- 
sammenbindet, so  dass  jeder  Stoss  an  irgend  einer  Stelle  der  Peripherie 
trotz  aller  zwischenliegenden  Schranken  den  ganzen  Erdteil  durchbebt. 
Es  ist  vielmehr  das,  dass  der  Staat  die  Besetzung  durch  einen  andern 
Staat  eines  von  ihm  selbst  nicht  besetzten  Gebietsteiles  ausserhalb 
seines  eigenen  wie  eine  Verletzung  seines  eigenen  Gebietes  ansieht. 
Womöglich  besetzt  er  es  selbst  und  ergeben  sich  daraus  die  Be- 
satzungsrechte wie  die  Preussens  in  Luxemburg  und  früher  in  Mainz 
und  Rastatt,  Oesterreichs  in  Novibazar  und  der  Engländer  in  zahlreichen 
»Eingeborenenstaaten«  Indiens.  Für  Deutschland  und  Frankreich  ist 
Belgien  und  die  Schweiz,  für  Oesterreich  Serbien,  für  Britisch-Indien 
Afghanistan  ein  Noli  me  tangere.  Nicht  selten  besiegeln  engere  wirt- 
schaftliche Verhältnisse  (Deutschland  und  Luxemburg,  Oesterreich  und 
Serbien)  solche  Beziehungen.  Nicht  die  geographische  Lage  allein,  son- 
dern die  Machtverhältnisse  entscheiden  über  die  Grösse  und  Richtung 
solcher  Gebiete.  Nicht  dem  näheren  Mexiko,  sondern  den  Vereinigten 
Staaten  wohnt  die  weitaus  grösste  Teilnahme  an  jedem  interoceanischen 
Verkehrsunternehmen  in  Mittelamerika  naturgemäss  inne.  Am  Atlan- 
tischen und  Stillen  Ocean  gelegen,  sind  die  Vereinigten  Staaten  zunächst 
nach  dem  Masse  ihres  Verkehres  an  der  Verbindung  beider  interessiert. 
Aber  es  kommt  die  politische  Notwendigkeit  dazu,  diese  Verbindung 
nicht  in  fremde  Hände  kommen  zu  lassen.  Wenn  der  Sund  von  Russ- 
land besetzt  würde,  wäre  der  Schlag  für  Deutschland  nicht  so  empfind- 
lich, wie  ein  interoceanischer  Kanal  in  englischen  Händen  für  die  Ver- 
einigten Staaten;  denn  Deutschland  behält  die  Verbindung  durch  den 
Nordostseekanal.  In  Amerika  ist  eine  schiffbare  Verbindung  nördlich 
von  Tehuantepec  undenkbar.  So  nahe  aber  geht  diese  Verbindung  die 
Vereinigten  Staaten  an,  dass  man  sagen  kann,  sie  werde  einst  ein  Teil 
von  Nordamerika  sein  müssen.  Mit  solchem  Ausgreifen  vervielfältigen 
sich  natürlich  die  äusseren  Beziehungen,   ohne  einfacher  im  Verhältnis 
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zum  Raum  des  Landes  zu  werden.  Das  Gesetz  der  verhältnismässigen 
Verkleinerung  der  peripherischen  Erscheinungen  bei  wachsendem  Räume 
würde  erst  Anwendung  finden,  wenn  das  Land  selbst  in  seine  Interessen- 
sphäre hineinwüchse.  Auf  dem  Wege  der  Interessensphäre  liegt  daher 
die  Gefahr  des  Verlustes  des  Gleichgewichtes  zwischen  dem  Raum  des 
Landes  und  dem  Raum  seiner  Ansprüche  auf  vorwaltenden  Einfluss. 
Das  ist  die  Gefahr,  an  der  die  alten  Eroberungsreiche  Westasiens  und 
die  Kolonialstaaten  Portugals,  der  Niederlande  und,  im  18.  Jahrhundert, 
Frankreichs  gescheitert  sind.  Einen  anderen  Sinn  hat  das  Wort  In- 
teressensphäre in  der  Sprache  der  Afrikapolitik  des  letzten  Jahrzehnts 
gewonnen,  in  der  es  Räume  bezeichnet,  in  denen  die  beanspruchenden 
Staaten  von  einem  oft  unbedeutenden  Küstenstrich  aus  erst  Interessen 
zu  schaffen  denken,  die  sie  aber  in  den  meisten  Fällen  noch  gar  nicht 
kannten.  Das  sind  eigentlich  keine  Interessen-  sondern  Anspruchs- 
sphären. Sie  hat  die  um  sich  greifende  Landspekulationspolitik 
früherer  Jahrhunderte  in  viel  grösserer  Ausdehnung  geschaffen,  als  heute 
auch  nur  möglich  wäre.  Als  die  Länder  der  Wilden  Res  Nullius  und 
die  Erdteile,  in  denen  sie  lagen,  im  Innern  noch  unbekannt  waren, 
nahmen  die  Seemächte  Landstreifen  zwischen  zwei  Parallellgraden  in 
Anspruch,  die  sich  von  einer  halb  bekannten  Küste  in  Acadie ,  Neu- 
England  und  dgl.  ins  Blaue  hinein  erstreckten,  und  begrenzten  sie  erst 
am  Stillen  Ozean,  dessen  Ufer  damals  keine  Karte  zeigte.  Die  Ein- 
schränkung war  praktisch  nicht  gross,  die  diese  Ansprüche  erfuhren, 
wenn  sie  sich  an  die  ebenso  nebelhaften  indianischen  Bundesgenossen 
anschlössen.  Als  der  Friede  von  Utrecht  die  neue  Bestimmung  brachte, 
dass  jede  Macht  das  Land  der  alliierten  Indianer  der  anderen  —  Frank- 
reich und  England  kamen  hier  in  Frage  —  zu  respektieren  habe,  er- 
gaben sich  sofort  ungemessene  ineinander  übergreifende  Ansprüche 
beider  Mächte  auf  die  angeblichen  Gebiete  ihrer  Schutzbefohlenen, 
deren  Grenzen  in  einen  absolut  unklaren  geographischen  Horizont  hinein- 
gezogen waren.«   .  .    . 

An  geographischeSelbständigkeit  schliesst  sich 
politische  an.  Deshalb  ist  die  Frage  nach  der  geographischen 
Selbständigkeit  für  die  politische  Geographie  immer  eine  der  wichtig- 
sten. »Für  die  physikalische  Geographie  ist  sie  unwesentlich,  da  die 
physikalischen  Eigenschaften  und  Vorgänge  an  der  Erdoberfläche  in 
engen  Gebieten  nur  unbeträchtliche  Abwandlungen  erfahren.  Die  Bio- 
geographie dagegen  darf  sie  nicht  vernachlässigen.  Die  geographische 
Selbständigkeit  einer  Landschaft  liegt  in  der  Behauptung  ihrer  Eigenart 
gegen  die  Umgebung.  Die  Grösse  kann  sie  darin  unterstützen,  gehört 
aber  nicht  wesentlich  dazu.  Jedes  Eiland  ist  selbständig,  wie  jeder 
kräftig  emporstrebende  Berg.  Die  kurische  Nehrung,  die  Inseln  im 
Bodensee,  eine  Schwemminsel  im  Flusslauf  sind  weniger  selbständig. 
Am  wenigsten  sind  es  zufällig  herausgelöste  Stücke  eines  grösseren  geo- 
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graphischen  Ganzen :  ein  Stück  Sahara,  ein  Thalabschnitt,  eine  Berghälfte, 
die  man  als  Staat  unnatürlich  begrenzt  nennt.  Findet  sich  auch  die 
Politik  eine  Weile  mit  solchen  Gebilden  ab,  so  überschreitet  doch  der 
Verkehr  um  so  früher  ihre  willkürlichen  Grenzen  und  strebt  sie  dem 
Ganzen  anzugliedern,  dem  sie  durch  ihre  Natur  zufallen  müssten.  Ver- 
kehrsarmut und  Abschliessung  arbeiten  einander  in  die  Hände  und  ver- 
zögern die  Herausbildung  zu  grösseren  in  höherem  Sinn  selbständigen 
Gebieten.  Es  ist  nicht  bloss  der  Mangel  der  Verkehrsorganisation  an 
sich ,  der  die  Zusammenfassung  der  politischen  Räume  zu  grösseren 
politischen  Einheiten  erschwert.  Dieser  Mangel  hat  selbst  seinen  tieferen 
Grund  in  dem  Genügen  der  Naturalwirtschaft  in  sich  selbst,  wo  jeder 
kleine  Kreis  sich  absonderte  und  Staat  im  Staat  sein  will.  Haben  doch 
noch  im  vorigen  Jahrhundert  die  westdeutschen  Kleinstaaten  ihr  Son- 
derleben nur  darum  so  ungestört  führen  können ,  weil  die  Mischung 
von  Ackerbau,  Viehzucht  und  Gewerbe  ihnen  eine  gewisse  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  verlieh,  die  womöglich  noch  durch  die  Heran- 
drängung an  eine  Handelsstrasse  erhöht  wurde.  Mit  daher  die  Masse 
von  Kleinstaaten  am  Rhein  und  Main.  Eben  in  jener  organi- 
schenBestimmtheit  des  Ganzen  liegt  auch  der  grosse 
Unterschied  der  Konflikte  der  Staaten.  Einige  sind 
notwendig,  weil  naturgegeben,  andere  zufällig  oder  willkürlich.  Es  ge- 
hört zu  den  grössten  Aufgaben  der  Staatsmänner,  zu  erkennen,  welche 
Konflikte  zu  vermeiden  und  welche  zu  ertragen  oder  vielleicht  zu  suchen 
sind.  Eine  Spannung  zwischen  Russland  und  Deutschland  kann,  wenn 
noch  so  gross,  beseitigt  werden,  weil  sie  notwendig  vorübergehend  ist, 
da  beideLänder  nicht  durch  vitale  Interessen  von  einander  getrennt  sind. 
Das  Vordringen  Russlands  in  Asien  muss  dagegen  notwendig  zu  einem 
Zusammenstoss  mit  England  führen,  da  es  weder  zurück  noch  stehen 
bleiben  kann,  sondern  über  den  Steppengürtel  hinaus  und  ans  Meer 
fortschreiten  und  im  Indischen  Ocean  Stützpunkte  der  Verbindung  su- 
chen muss.« 

DieOrgane  desStaates  unterzieht  Ratzel  ebenfalls  der  geo- 
graphischen Beleuchtung:  »Der  Organismus  unterscheidet  sich  vom 
Aggregat  durch  die  Teilung  der  Arbeit,  die  Organe  schafft.  Je  näher 
ein  Organismus  dem  Aggregat  steht,  desto  weniger  differenziert  sind 
seine  Organe.  In  der  Eigentümlichkeit  des  Staatsorganismus  liegt  es, 
dass  er  nur  in  geringem  Masse  seine  Elemente  umbilden  kann.  Bei 
ihm  liegen  vielmehr  in  den  Unterschieden  seines  Bodens  und  der  räum- 
lichen Verteilung  seiner  Bevölkerung  über  diesen  Boden  die  wichtigsten 
Ursachen  der  Organbildung.  Wir  finden  daher  immer  im  Vordergrund 
die  grossen  Gegensätze  der  peripherischen  und  centralen  Provinzen, 
der  Seeküste  und  des  Binnenlandes,  der  Gebirgs-  und  Flachlandpro- 
vinzen, der  Städte  und  des  Landes,  der  dicht  und  dünn  bevölkerten 
Gebiete  eines  Staates.  Sehr  viele  geschichtliche  Unterschiede  im  Inneren 
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der  Staaten  ruhen  auf  geographischen  Grundlagen.  Der  geschichthche 
Gegensatz  der  alten  und  jungen  Staaten  in  der  nordamerikanischen 
Union  ist  zugleich  ein  Gegensatz  zwischen  atlantischen  und  pazifischen, 
östlichen  und  westlichen,  feuchten  und  trockenen,  dichtbevölkerten  und 
dünnbevölkerten  Gebieten.  Wir  haben  gesehen,  wie  innere  Unterschiede 
der  Völker  und  Staaten  sich  geographisch  zu  lagern  streben,  um  an 
Bedeutung  zu  gewinnen.  Einzelne  Teile  eines  Organismus  hängen  enger 
mit  dem  Leben  des  Ganzen  zusammen  als  andere.  Man  muss  ihre  Stelle 
im  Organismus  kennen,  um  ihren  politischen  Wert  zu  verstehen.  Jeder 
Staat  hat  Provinzen  oder  Bezirke,  deren  Verlust  ihm  den  Tod  bringt, 
und  andere,  die  ohne  Gefahr  verloren  werden  können.  Solche  vitale 
Teile  der  Staaten  sind  vor  allem  die,  in  denen  die  Lebensfäden  des 
Verkehres  laufen.  Ein  grosses  Land  kann  seine  Seeküste  oder  seine 
offene  Stromverbindung  mit  dem  Meere  nicht  entbehren.  Ungarn  wird 
alles  daran  setzen,  Fiume  sich  zu  erhalten,  in  dem  sich  sein  ganzer 
Seeverkehr  zusammendrängt.  Taurien  mit  seinem  Salz  und  seinen  Fische- 
reien, den  Pelzen  und  der  Wolle  seines  Hinterlandes  war  einst  noch 
ausgesprochener  ein  mit  Waren  und  Verkehr  erfüllter  Zipfel,  allein  zu- 
gänglich in  einem  öden  weiten  weglosen  Lande.  Man  konnte  es  als 
ein  höchst  individualisiertes  Organ  konzentrierten  Verkehrslebens  be- 
zeichnen. Von  der  Donau  zurückgedrängt  wäre  Serbien  unheilbar  ver- 
stümmelt. Daher  sein  festes  Halten  an  Belgrad.  Solche  Vorteile  sind 
nicht  zu  ersetzen.  Die  Schweiz  ist  ohne  ihre  Alpengrenzen  auf  drei 
Seiten  nicht  denkbar,  während  die  Ausdehnung  ihres  nördlichen  Hügel- 
landes über  den  Rhein  hinaus  oder  die  Umfassung  eines  mehr  oder 
weniger  grossen  Teiles  der  Jura  durchaus  nicht  zu  ihrem  Wesen  ge- 
hören. Der  mit  dem  Meere  verbindende  Unterlauf  eines  Flusses  ist 
unersetzlich ,  für  den  Schiffahrtsweg  des  Mittellaufes  kann  eine  Eisen- 
bahn wenigstens  zeitweilig  eintreten.  Jenes  sind  Werte,  die  fortschreitend 
mit  steigender  Kultur  wachsen,  diese  mögen  zeitweilig  abnehmen.  (Die 
praktische  Konsequenz  der  organischen  Auffassung  ist  die  Verurteilung 
der  mechanischen  Gebietsverteilungen,  die  einen  politischen  Körper 
wie  den  Leichnam  eines  geschlachteten  Tieres  behandeln,  aus  dem 
Stücke  unbekümmert  wo?  und  wie  gross?  herausgeschnitten  werden, 
weil  es  doch  nicht  mehr  auf  das  Leben  ankommt.  So  kann  man  von 
England  sagen,  dass  sein  Herausschneiden  des  Niger-Benue-Systems  bis 
Say  und  Yola  den  ganzen  westlichen  Sudan  verstümmelt  und  besonders 
das  gesunde  d.  h.  organische  Wachstum  der  deutschen  und  französi- 
schen Kolonien  an  der  Gold-  und  Sklavenküste  unmöglich  gemacht  hat. 
Deutschland  hätte  ein  natürliches  Recht,  eine  Ausdehnung  an  den  schiff- 
baren Benue  und  Niger  zu  verlangen,  so  wie  es  sie  an  die  grossen 
Seen  Ostafrikas,  den  Sambesi  und  den  Tsadsee  gewonnen  hat).  —  Die 
inneren  Unterschiede  eines  Staates  sind  also  grösstenteils  geographisch 
begründet,    und   die   geographische  Beziehung   zum  Gesamtorganismus 
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bestimmt  ihren  Wert.  Das  gilt  von  den  einzelnen  geographischen  Er- 
scheinungen, wie  von  den  Provinzen  und  den  natürlichen  Abschnitten. 
Geographischen  Elemente  eines  Landes ,  die  in  der  Richtung  seiner 
wichtigsten  Eigenschaft  wirken,  haben  den  grössten  Wert,  weil  sie  sich  zu 
einer  Summe  schon  vorhandener  Vorteile  summieren.  Für  die  Pyrenäen- 
halbinsel sind  die  Pyrenäen  von  besonderer  Bedeutung,  weil  sie  die 
Halbinselnatur  fast  bis  zum  Insularen  steigern.  In  der  älteren  Geschichte 
der  Apenninenhalbinsel  kam  dem  Po  eine  ähnliche,  wichtige  wie  in  der 
neueren  den  Alpen  zu;  auch  er  steigerte  den  Vorzug  der  Halbinsel- 
natur. Wie  viel  weniger  bedeuten  in  anderer  Lage  mächtigere  Flüsse 
als  dieser.  Eine  steile,  hafenreiche  Küste  steigert  die  Vorteile,  die  einer 
Insel  ohnehin  zukommen  und  vermehrt  daher  die  politische  Kraft  des 
Inselstaates.  Für  ein  Land  von  vorwiegend  kontinentaler  Entwickelung 
bedeutet  sie  viel  weniger.«  Fügen  sich  solche  Gebiete  einem  Staatsge- 
biete zu,  dann  entstehen  gewisse  plötzliche  Steigerungen  der  politischen 
Bedeutung,  deren  Ratzel  (S.  35)  gedenkt. 

DieEntwickelungdesZusammenhanges  zwischen 
Boden  und  Staat  ist  Gegenstand  weiterer  Analyse  der  geistvollen 
Monographie  Ratzer s:  »Die  Entwickelung  bringt  auch  im  Organis- 
mus nur  das  zum  Vorschein,  was  darin  lag.  Nichts  Neues  kommt 
hinzu,  nachdem  die  Befruchtung  geschehen  ist,  als  was  der  werdende 
Organismus  assimiliert.  Also  ist  auch  in  dieser  Entwickelung  kein  Riss 
und  kein  Sprung,  sondern  Eine  Richtung  wird  unter  allen  Verwand- 
lungen festgehalten.  Soweit  der  Staat  Organismus  ist,  gilt  für  ihn  diese 
Regel.  Sein  lockerer  Bau  erleichtert  allerdings  das  Eindringen  fremder 
Elemente  in  den  werdenden  wie  den  fertigen  Staat,  die  aber  nur  mecha- 
nisch hemmen  oder  fördern  können.  Die  Entwickelung  vollzieht  sich 
einheitlich  von  der  Verbindung  weniger  Menschen  mit  einem  Fleck 
Erde  an  bis  hinauf  zum  Grossstaat.  Die  Elemente  bleiben  immer  die- 
selben, aber  ihre  Beziehungen  sind  nicht  immer  gleich  eng  und  nehmen 
nicht  immer  die  gleiche  Form.  Doch  führt  durch  ihre  Wandlungen 
sicher  hindurch  die  Regel ,  dass  jede  Beziehung  eines  Volkes  oder 
Völkchens  zum  Boden  politische  Formen  anzunehmen  strebt  und  dass 
jedes  politische  Gebilde  die  Verbindung  mit  dem  Boden  sucht,  so  dass 
auf  keiner  Stufe  der  Boden  fehlt.  Da  nun  für  den  Menschen  und  seine 
Geschichte  die  Grösse  der  Erdoberfläche  unveränderlich  ist,  so  wächst 
die  Zahl  der  Menschen,  während  der  Boden,  auf  dem  sie  wohnen  und 
wirken  müssen,  derselbe  bleibt.  Er  muss  also  immer  mehr  Menschen 
tragen  und  mehr  Früchte  geben,  wird  dadurch  auch  immer  begehrter 
und  wertvoller.  Daher  zunehmend  engere  Beziehungen  zwischen  Volk 
und  Boden,  deutlicheres  Hervortreten  des  Bodens  im  Staat.  Selbst  im 
alten  Lande  entdeckten  die  Wirtschaft  und  die  Politik  immer  neue  Vor- 
teile. Man  könnte  sagen ,  die  Geschichte  werde  mit  jeder 
Generation  immer  geographischer   oder    territoria- 
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1  e  r.  Die  Geschlechter  vergehen,  der  Boden  bleibt  bestehen.  Und  jedes 
folgende  Zeitalter  misst  seinen  Boden  mit  grösseren  Massen.  Verlorene 
Millionen  von  Menschen  ersetzen  sich  wieder.  Jeder  europäische  Staat 
verliert  beständig  von  seinem  Volke  durch  Auswanderung  und  man 
hat  sich  gewöhnt,  darin  etwas  Gewöhnliches  und  nicht  zu  Aenderndes  zu 
sehen.  Deutschland  hat  viele  Jahre  hindurch  über  100,000  Auswanderer 
fortziehen  sehen.  Wie  anders  hätte  es  den  Verlust  der  2 — 3000  qkm 
empfunden,  auf  denen  sie  gesessen  hatten  1  In  dem  Festhalten  am  Boden 
liegt  die  Gewähr  der  Dauer  eines  Staates :  das  ist  der  wichtigste  Grund- 
satz der  praktischen  Politik.  Darum  werden  nicht  bloss  die  Kriege  um 
Boden,  um  Landbesitz  geführt ,  sondern  alle  geographischen  Vorteile 
steigen  ununterbrochen  im  Wert,  denn  es  giebt  immer  mehr  Nachfrage 
bei  zunehmender  Volkszahl  und  steigender  Kultur.  Dass  nun  der  Besitz 
des  Bodens  und  die  Herrschaft  über  den  Boden  auf  den  ersten  Stufen 
der  Entwickelung  des  Staates  zusammenzufallen,  um  dann  immer  weiter 
auseinanderzurücken,  ist  die  Ursache,  dass  die  Auffassung  des  Staates 
als  Organismus  einseitig  und  unvollständig,  und  damit  die  Entwicke- 
lungsgeschichte  getrübt,  ja  undurchsichtig  geworden  ist.  Man  sieht  vor 
sich  die  wirtschaftliche  Besitznahme  und  ahnt  nicht,  dass  in  ihr  die 
politische  steckt.  Man  sucht  dort  vergebens  die  Merkmale  des  Staates 
der  geschichtlichen  Völker:  eine  beträchtliche  Ausdehnung,  bestimmte 
Grösse ,  bekannte  Grenzen ,  eine  Regierung  und  ihre  Beamten  und 
Krieger.  Unter  unseren  Augen  sind  Besitznahmen  und  Staatenbildungen 
auf  Neuland  vor  sich  gegangen ,  in  denen  wir  nur  die  eine  oder  die 
andere,  aber  nicht  die  notwendige  Verbindung  beider  wahrnehmen.  Und 
doch  ist  jede  Neuansiedelung  im  Hinterwald  oder  in  der  Savanne  Nord- 
amerikas oder  Südafrikas  in  den  ersten  Anfängen  beides.« 


Die  sozialistischen  Parteien  Frankreichs  nach  R.  Schüller  (aus  Jastrow's 
»Soziale  Praxis«,  5.  Jahrg.  Nr.  41).  —  Die  französische  Arbeiterbewegung 
ist  viel  reicher  gegliedert  als  die  deutsche.  Die  grössere  Hälfte  der 
sozialistischen  Abgeordneten  und  Wählermassen  Frankreichs  sind  »So- 
cialistes  independants«,  Sozialisten  schlechthin.  Ihre  Anschauungen, 
ihre  Programme  und  ihre  Taktik  zeigen  grosse  Verschiedenheiten  und 
alle  Nuancen,  die  innerhalb  des  Sozialismus  denkbar  sind.  Man  findet 
in  dieser  Gruppe,  die  in  der  Kammer  durch  etwa  35  Abgeordnete  ver- 
treten wird,  revolutionäre  Volksführer  und  friedliebende  Sozialreformer, 
Vertreter  der  internationalen  Idee  und  Französisch-Nationale,  Vor- 
kämpfer und  Gegner  der  Gewerkvereine,  Ideahsten  mit  einem  spiri- 
tualistischen  Zuge  und  strenge  Materialisten.  Sie  alle  sind  für  ihr  Ver- 
halten nur  ihren  Wählern  verantwortlich,  und  die  Komites  ihres  Wahl- 
bezirkes sind  die  einzige  feste  Organisation,  der  sie  angehören.  Unter 
einander  hängen  sie  durch  persönliche  Beziehungen  und  durch  die 
parlamentarische  Verbindung  zusammen.     Zu    den  Socialistes  indepen- 
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dants  gehört  auch  der  heissblütige  Jaur^s,  der  einflussreichste  der 
Führer,  und  der  Abg.  Millerand,  Chefredakteur  des  Zentralorgans  »La 
petite  Republique«.  Die  Radikalen,  die  zum  Sozialismus  übergehen, 
schliessen  sich  zunächst  gewöhnlich  den  Unabhängigen  an.  Die  Grenzen 
dieser  schlechthin  sozialistischen  Volksmasse  sind  unsicher,  und  ihr 
politischer  Charakter  enthält  so  verschiedene  Züge,  dass  die  künftige 
Entwicklung  in  sehr  verschiedener  Richtung  stattfinden  kann.  Daneben 
giebt  es  drei  kleinere  wohl  organisierte  sozialistische  Parteien,  deren 
jede  einen  scharf  ausgeprägten  Charakter  hat:  i)  die  reine  Gewerk- 
vereins-Partei unter  Führung  Jean  Allemane's,  2)  die  auch  auf  der  Ge- 
werkvereins-Organisation beruhende  aber  überwiegend  politische  Marxi- 
stische Partei ,  von  Jules  Guesde  geführt  und  3)  die  rein  politische, 
seinerzeit  von  Blanqui  gegründete  Partei  des  Komite  revolutionaire 
central,  in  dem  der  Abg.  Edouard  Vaillant  den  grössten  Einfluss  be- 
sitzt. —  Die  allemanistische  Gewerkvereins-Partei, 
Parti  ouvrier  socialiste  revolutionnaire,  besteht  aus  vier  territorialen 
Föderationen ,  deren  jede  sich  aus  zahlreichen  lokalen  Gruppen  von 
Anhängern  zusammensetzt.  Ihr  Programm  ist:  die  Organisation  der 
Arbeiter  in  grossen  Gewerkvereinen  und  der  Generalstrike  als  Mittel 
zur  unblutigen  Durchführung  der  sozialistischen  Revolution.  Die  Ar- 
beitersyndikate bilden  nicht  als  solche  die  allemanistische  Partei.  Diese 
scheut  die  Vermischung  mit  den  sehr  verschiedenen  indifferenten  oder 
doch  ihr  fremden  Elementen  der  Arbeiterschaft,  die  in  den  Syndikaten 
vorhanden  ist.  Meist  gehört  nur  ein  Teil  der  Gewerkvereins-Mitglieder 
der  Partei  an;  etwa  150  zum  Teil  kleine  Syndikate  stehen  indes  ganz 
auf  ihrem  Boden.  Den  Politikern  und  Parlamentariern,  auch  den  so- 
zialistischen ,  misstrauen  die  Allemanisten  sehr ,  nur  ungern  beteiligen 
sie  sich  am  politischen  Kampfe.  In  der  Kammer  werden  sie  durch  5 
Deputierte  vertreten.  Allemane  selbst  lehnt  es  ab,  sich  wählen  zu 
lassen,  obgleich  es  ihm  leicht  gewesen  wäre,  ein  Mandat  zu  erhalten. 
Die  Abgeordneten  dürfen  von  ihren  je  9000  Frks.  jährlich  betragenden 
Kammerdiäten  nur  4000  Frks.  behalten  und  müssen  5000  Frks.  an  die 
Parteikasse  abliefern.  Die  Parteidisziplin  ist  sehr  streng.  Die  Führer 
ordnen  sich  mehr  als  bei  irgend  einer  der  anderen  Parteien  dem  Willen 
der  Masse  unter,  ihre  Rolle  ist  ausserordentlich  schwierig  und  undank- 
bar. Gerade  darum  erklären  sie  die  Organisation  ihrer  Partei  für  die 
einzige  wahrhaft  demokratische.  Ein  jährlich  neu  gewähltes  Sekretariat 
führt  die  laufenden  Geschäfte.  Regional-Kongresse  und  ein  National- 
Kongress  finden  in  jedem  Jahre  statt.  Die  Allemanisten  haben  ihre 
stärksten  Organisationen  in  und  um  Paris  und  im  Osten  Frankreichs. 
—  Die  Marxistische  Partei  —  Parti  ouvrier  frangais  —  hat  sich 
immer  mehr  von  den  Arbeitersyndikaten,  auf  denen  sie  ursprünglich 
beruhte,  entfernt ;  ihre  Organisation  wird  allmählich  eine  pohtische,  auf 
Wahlkomite's  aufgebaute.   Im  Gegensatz  zu  den  Allemanisten  bekämpfen 
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sie  die  Idee  des  Generalstrike  auf  das  lebhafteste  und  erwarten  den 
Sieg  des  Sozialismus  von  der  Eroberung  der  politischen  Gewalt.  Die 
Anschauungen  des  wissenschaftlichen  Marxismus  sind  auch  in  den  anderen 
Parteien,  insbesondere  bei  den  Führern,  mehr  oder  minder,  doch  in 
sehr  freier  Weise  aufgenommen,  während  Guesde  und  die  anderen 
marxistischen  Führer  die  zunächst  von  Engels,  dann  von  der  deutschen 
Sozialdemokratie  ausgebildete  strenge  Auffassung'  des  Marxismus  ver- 
treten. Im  Gegensatz  zu  den  Allemanisten,  die  eine  reine  Arbeiter- 
partei sind,  umfassen  die  Marxisten  auch  bürgerliche  Elemente.  Der 
von  diesen  geleitete  ^  Nationalrat«  der  Partei  ist  den  Massen  gegenüber 
viel  selbständiger,  als  dies  bei  dem  Sekretariate  der  Allemanisten  der 
Fall  ist.  In  Paris  selbst  sind  die  Marxisten  die  schwächste  der  sozia- 
listischen Parteien,  was  für  eine  französische  Partei  ein  schwerer  Nach- 
teil ist.  Dagegen  herrschen  sie  in  Nordfrankreich  entschieden  vor.  Im 
Parlamente  zählen  sie  4  Abgeordnete.  —  Von  den  Allemanisten  und 
Guesdisten,  die  man  auch  als  Parti  ouvrier  zusammenfasst,  durch 
Charakter  und  Tradition  geschieden,  ist  das  C  o  m  i  t  e  revolution- 
naire  central.  Man  nennt  diese  Partei  auch  die  blanquistische. 
Nach  der  Niederwerfung  der  Kommune  gab  es  in  Frankreich  eine  Zeit 
lang  keine  sozialistische  Partei  und  nur  die  von  Blanqui  gegründeten 
revolutionären  Vereine  bestanden  als  Geheimbünde  weiter.  Im  Jahre 
1881  konnten  sie  sich  wieder  öffentlich  konstituieren.  Sie  verbanden 
sich  zu  dem  Comite  revolutionnaire  central  und  entwickelten  eine  starke 
Agitation.  Die  Organisation  besteht  aus  einer  grossen  Zahl  lokaler 
politischer  Komites,  von  denen  das  Zentralkomite  gewählt  wird.  Jedes 
Mitglied  zahlt  in  Paris  25  Centimes  die  Woche,  in  der  Provinz  25  Centimes 
pro  Monat  als  Parteibeitrag.  Die  Partei  ist  eine  rein  politische,  Ge- 
werkvereine werden  nicht  aufgenommen.  Es  ist  im  strengsten  Sinne 
des  Wortes  die  Partei  der  Revolution.  Sie  betrachtet  als  ihre  Aufgabe, 
nicht  die  Einreihung  der  ganzen  Arbeiterschaft  in  ihre  Kadres,  sondern 
die  Bildung  einer  entschlossenen  revolutionären  Avantgarde,  die  im 
entscheidenden  Momente  die  Massen  mit  sich  reissen  soll.  Die  sozia- 
listischen Anschauungen  dieser  Partei  und  ihres  Führers,  des  bei  der 
Bevölkerung  sehr  beliebten  Abgeordneten  Vaillant,  sind  sehr  frei  und 
weitsichtig.  Sie  lehnen  es  ab ,  sich  »in  irgend  welche  enge  Formeln 
einzuschliessen«,  bezeichnen  den  Kollektivismus  als  eine  theoretische 
Konstruktion,  die  als  Entwickelungsphase  in  höherem  oder  geringerem 
Masse  eintreten  werde,  und  betonen,  dass  Revolutionen  zu  im  voraus 
nicht  bestimmbaren  Zielen  führen.  Das  Comite  central  hat  5  Abge- 
ordnete in  die  Deputiertenkammer  entsendet,  und  auch  viele  der  So- 
cialistes  independants  stehen  ihm  nahe.  —  Neben  der  grossen  Gruppe 
der  Sozialisten  schlechtweg  und  den  drei  eben  geschilderten  Parteien 
giebt  es  noch  kleinere  Fraktionen.  Sie  entstehen  infolge  einzelner 
Fragen,    über    die    die  Ansichten  innerhalb  einer  der  Parteien  ausein- 
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andergehen ,  was  bei  dem  lebhaften  Temperamente  der  französischen 
Bevölkerung  meist  sofort  zu  heftigem  Streite  und  zur  Trennung  führt. 
Nach  einiger  Zeit  aber  verschwinden  diese  Fraktionen  wieder.  So 
trennte  sich  in  jenen  Tagen,  in  welchen  die  Massen  von  Paris  dem 
General  Boulanger  zujubelten,  von  dem  Boulanger  bekämpfenden  blan- 
quistischen  Comite  central  eine  boulangistische  Fraktion  unter  Führung 
des  Marquis  Rochefort  los.  Bei  den  letzten  Gemeinderats-Wahlen  ver- 
band sich  diese  wieder  mit  der  alten  Partei.  Es  giebt  in  der  sozia- 
listischen Bewegung  Frankreichs  auch  jetzt  chauvinistische  Elemente, 
die  aber  derzeit  eine  sehr  schwache  Minderheit  bilden.  In  der  Gewerk- 
vereins-Partei traten  wiederholt  Spaltungen  dadurch  ein,  dass  einzelne 
Führer  und  Abgeordnete  sich  der  strengen  Herrschaft  der  organisierten 
Arbeiter  entzogen.  Ohne  eine  Partei  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
zu  gründen,  bleiben  solche  Führer,  die  sich  von  der  Partei  lossagen, 
dank  ihren  alten  Wahlkomites  und  der  persönlichen  Verbindung  mit 
ihrem  Wahlbezirke  meist  auch  weiterhin  Abgeordnete.  So  hat  sich 
seiner  Zeit  Paul  Brousse  isoliert,  und  in  letzter  Zeit  wieder  sind  zwei 
allemanistische  Deputierte  ,  die  bisher  von  ihren  Abgeordneten-Diäten 
5000  Frks.  jährlich  an  die  Parteikasse  abzuführen  hatten,  aus  der  Partei 
ausgetreten  und  behalten  so  die  5000  Frks.  für  sich.  —  Welches  ist 
das  gegenseitige  Verhältnis  der  verschiedenen  sozialistischen  Parteien 
und  Fraktionen  ?  Sie  bilden  im  Parlamente  eine  Partei,  die  an  und  für 
sich  einflussreich,  in  Verbindung  mit  der  grossen  radikalen  Partei  oft 
die  Majorität,  immer  eine  sehr  starke  Minderheit  besitzt.  In  politischen 
Fragen  wie  in  Fragen  der  Sozial-Gesetzgebung  sind  die  sozialistischen 
Abgeordneten  einig.  Ihre  Verschiedenheit  tritt  scharf  bei  der  Agitation 
und  den  Wahlen  hervor,  wo  jede  Partei  an  Boden  zu  gewinnen  sucht 
und  dadurch  mit  den  anderen  zusammenstösst.  In  der  Regel  werden 
in  jedem  Wahlbezirke  zunächst  mehrere  Kandidatan  der  verschiedenen 
Fraktionen  aufgestellt,  und  erst  für  den  zweiten  Wahlgang  gilt  es  dann 
als  Parteipflicht,  zu  Gunsten  desjenigen  Kandidaten,  der  die  meisten 
Stimmen  erlangt  hat,  zurückzutreten.  In  den  Wahlversammlungen  stehen 
einander  gewöhnlich  Anhänger  der  verschiedenen  sozialistischen  Rich- 
tungen gegenüber.  Es  geht  da  oft  sehr  heiss  zu;  scharfe,  sachliche 
und  persönliche,  zuweilen  gehässige  Angriffe  sind  an  der  Tagesordnung. 
Die  Blanquisten  haben  sich  bemüssigt  gefunden,  in  ihr  Programm  den 
Satz  aufzunehmen,  dass  es  im  politischen  Kampfe  nicht  eine  doppelte 
Moral  gebe,  und  dass  die  sozialistischen  Politiker  zu  strenger  Loyalität 
verpflichtet  seien.  —  Die  Fraktionen  der  sozialistischen  Bewegung  er- 
möglichen in  manchen  Fällen  den  Gegnern  einen  Sieg ;  doch  darf  man 
nicht  übersehen,  dass  die  durch  die  Tradition  und  sachliche  Ver- 
schiedenheiten gegebene  Gliederung  der  Partei  auch  eine  wirksamere 
Agitation  herbeiführt,  indem  die  einzelnen  Gruppen  verschiedenen 
Seiten  des  Volkscharakters    und  Temperamentes    entsprechen   und    so 
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verschiedene  Elemente  anzuziehen  und  aufzunehmen  vermögen.  Das 
Bemühen  der  besten  soziaHstischen  Politiker  ist  darauf  gerichtet,  die 
Fraktionen  zwar  nicht  zu  fusionieren,  aber  doch  für  alle  jene  Fälle  zu 
verbinden,  in  denen  eine  vereinte  Aktion  notwendig  erscheint.  Im 
ganzen  gehen  durch  die  französische  Bewegung  starke  gemeinsame 
Züge,  die  genügen  dürften,  um  im  Falle  einer  ernsten  Entscheidung 
alle  Richtungen  zusammenzuhalten.  In  der  deutschen  Presse,  auch  in 
der  Arbeiterpresse  wird  die  Kraft  der  französischen  Arbeiterbewegung 
im  Verhältnis  zu  der  deutschen  unterschätzt. 


— e.  Arbeitslöhne  und  Arbeitsverfassungen  der  österreichischen  Land- 
wirtschaft. —  Ueber  diesen  Gegenstand  hat  eine  1894  vom  kgl.  Ackerbau- 
ministerium veranstaltete  Untersuchung  bedeutende  Ergebnisse  geliefert, 
welche  von  allgemein  wissenschaftlichem  Interesse  sind.  Die  fragliche 
Erhebung  stellt  sich  keineswegs  als  eine  rein  statistische  Aufnahme 
dar ;  sie  trägt  vielmehr  in  ihrem  Hauptteile  den  Charakter  einer  schrift- 
lichen fachmännischen  Enquete  an  sich,  welche  aber  doch  mit  sta- 
tistischen Elementen  in  glücklicher  Weise  versetzt  ist.  Insbesondere  sind 
die  annähernd  erreichte  Vollständigkeit  im  geographischen  Detail,  wie 
sie  durch  die  Fragebogen  A  erzielt  wurde,  sowie  die  detaillierten,  sach- 
lich reich  gegliederten  Daten  über  die  effektiven  Löhne  (nicht  bloss 
geschätzten  Durchschnitte)  wie  sie  in  den  Fragebogen  B  enthalten  sind, 
ein  wohl  anzuerkennender  Vorzug  dieses  Materials  gegenüber  all  dem, 
was  nicht  nur  in  Oesterreich  bisher  in  Bezug  auf  die  Kenntnis  der 
landwirtschaftlichen  Lohnverhältnisse  vorlag,  sondern  auch  aus  anderen 
Staaten  bisher  über  diesen  Gegenstand  beigebracht  wurde.  —  Der 
Wert  der  vorliegenden  Arbeit  wird  vor  allem  darin  gesehen  werden 
dürfen,  dass  sie  einesteils  ziemlich  unanfechtbare  Grundlagen  zur  Be- 
urteilung der  relativen  Lohnhöhe  für  die  landwirtschaftliche  Arbeit  der 
verschiedenen  Kategorien  bietet  und  damit  der  praktischen  Landwirt- 
schaft wie  auch  der  Verwaltung  wertvolle  Fingerzeige  für  die  Beur- 
teilung des  Arbeitsfaktors  und  die  Lebenshaltung  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  in  den  einzelnen  Landesteilen  bietet ;  anderseits  aber 
ist  es  die  damit  gewonnene  morphologische  Kenntnis  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeit,  ihrer  verschiedenen  Daseinsformen  und  Existenz- 
bedingungen, der  überaus  mannigfaltigen  Kombinationen  von  Geld- 
und  Naturallohn,  Zeit-  und  Stücklohn,  Anteil  am  rohen  und  am  reinen 
Ertrag,  welche  hier  zum  Ausdrucke  kommt  und  doch  erst  gestattet, 
das  Bild  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  mit  vollem  Realismus  zu  ent- 
werfen. Damit  werden  aber  doch  auch  erst  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  jene  Unterlagen  geschaffen,  deren  sie  bedürfen,  wenn  sie 
normgebend  und  gestaltend  auf  die  Verhältnisse  der  landwirtschaftlichen 
Arbeit  einwirken  wollen  (Einleitung  p.  II). 

Aus  der  gebietsweisen  Darstellung  der  vorkommenden  Minimal-  und 
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Maximalsätze  lässt  sich  zunächst  eine  geographische  Uebersicht  über 
die  Verbreitung  der  verschiedenen  Lohnstufen,  beziehungsweise  eine 
Charakteristik  dieser  Gebiete  nach  ihrem  allgemeinen  Lohnniveau  zu 
geben  versuchen.  —  In  Niederösterreich  hat  das  Berggebiet 
des  Manhart  die  grössten  Ungleichheiten  des  Taglohnes  aufzuweisen; 
ebenso  häufig  sind  hier  die  niedersten  wie  die  höchsten  Löhne;  das 
Hügelland  und  noch  mehr  das  Wiener  Becken  dagegen  haben  gleich- 
massigere  und  auch  überwiegend  mittlere  Taglöhne;  das  Berggebiet 
des  Wienerwaldes  zeigt  am  häufigsten  die  höchsten,  das  Alpengebiet 
die  niedrigsten  Löhne.  —  In  Oberösterreich  kommeti  im  Berg- 
land und  Voralpengebiet  die  niedrigsten,  im  Alpengebiet  und  Land 
zwischen  Traun  und  Inn  die  höchsten,  im  Gebiet  zwischen  Traun  und 
Enns  die  mittleren  Löhne  am  häufigsten  vor.  —  In  S  a  1  z  b  urg  haben 
Hügelland  und  Tännengau  die  niedrigsten,  Pinzgau  und  Pongau  die 
höchsten  Löhne ,  in  Lunggau  sind  niedrigste  und  höchste  Löhne  fast 
gleich  vertreten;  doch  kommen  jene  nur  bei  gleichzeitiger  voller  Ver- 
pflegung, diese  nur  bei  Lohn  ohne  Kost  vor.  —  In  Steiermark 
besteht  ein  scharfer  Gegensatz  der  natürlichen  Gebiete ;  die  Löhne  im 
Oberland  sind  fast  durchaus  bedeutend  höher  als  im  Unterlande;  das 
Mittelland  steht  auch  in  Bezug  auf  das  Lohnniveau  in  der  Mitte,  aber 
doch  weniger  vom  Unterlande  als  vom  Oberlande  verschieden.  —  In 
Kärnten  sind  die  grössten  Gegensätze  zwischen  dem  Tännengebiete 
mit  den  niedersten  und  dem  Kalkalpengebiete  mit  den  höchsten  Löhnen. 
Die  Gebiete  der  Sau-  und  Voralpen  haben  im  allgemeinen  mittlere 
Löhne,  aber  doch  mit  ziemlich  grossen  Ungleichheiten;  in  jenem  sind 
sie  insbesondere  durch  hohe  Erntelöhne  und  sehr  niedrige  Kinder- 
löhne, in  diesem,  jedoch  viel  weniger  markant,  durch  Differenzen  in 
den  Weiberlöhnen  gegeben.  —  In  Krain  hat  das  Gebiet  der  Kalk- 
alpen die  niedrigsten,  das  Vorland  der  Alpen  die  höchsten  Löhne.  — 
Im  Küstenlande  weist  die  Karstgegend  in  Görz  die  niedrigsten, 
der  Karst  von  Istrien  dagegen  bei  weitem  die  höchsten  Löhne  auf.  — 
Tirol  hat  im  allgemeinen  bei  weitem  höhere  Löhne  im  Norden  als 
im  Süden ;  höhere  auch  im  deutschen  als  wie  im  italienischen  Teile 
Südtirols;  die  grössten  Gegensätze  werden  gebildet  durch  das  Lech- 
thal.  Ober-  und  Unterinnthal,  dem  auch  das  Vintschgau  nahe  kommt, 
einerseits  und  dem  Valsugana,  Nonsthal  und  Sarkathal  anderseits.  In 
Vorarlberg  zeichnet  sich  insbesondere  das  »Berg- und  Thalgebiet« 
bezeichnete  natürliche  Gebiet  durch  hohe  Löhne  aus,  obwohl  die  Löhne 
im  ganzen  Lande  schon  sehr  hoch  stehen  und  mit  denen  des  benach- 
barten Lechthales  in  Tirol  die  grösste  Aehnlichkeit  zeigen.  —  In 
Böhmen  hat  das  Niveau  des  landwirtschaftlichen  Taglohnes  seinen 
höchsten  Stand  im  Gebiete  des  Erzgebirges,  dann  im  oberen  und  unteren 
Egerlande,  im  westlichen  Teile  des  Sudetengebietes  und  den  Sudeten- 
vorlagen ;  am  tiefsten  stehen  im  allgemeinen  die  Löhne  im  Gebiete  des 
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böhmisch-mährischen  Grenzgebirges  und  dem  östlichen  Teil  der  Sudeten, 
dann  im  Budweiser  Becken  und  im  Tieflande ;  das  Gebiet  des  Böhmer- 
waldes und  das  Beraungebiet  halten  so  ziemlich  eine  Mittelstellung  ein. 
—  In  Mähren  sind  in  den  an  Böhmen  angrenzenden  Gebieten  die 
Löhne  durchaus  niedriger  als  in  den  östlichen  Teilen  des  Landes ; 
das  ganz  geschlossene  Gebiet  des  Hügellandes  und  Marsgebirges  nebst 
dem  südlichen  Teile  der  Karpathenausläufer  weist  in  den  meisten  Fällen 
die  höchsten  Löhne  auf,  welche  freilich  im  allgemeinen  noch  nicht  so 
hoch  stehen,  als  die  höchsten  Löhne  in  Böhmen.  —  In  Schlesien 
haben  die  Mittelgebirgsgegenden  fast  durchwegs  die  höchsten,  das  öst- 
liche Flachland  und  die  südlich  davon  gelegenen  polnischen  Gebiete 
die  niedrigsten  Löhne,  während  die  übrigen  Teile  des  Landes  eine 
mittlere  Lohnhöhe  aufweisen.  —  In  G  a  1  i  z  i  e  n  hat  der  westliche  Teil 
ein  deutlich  ausgeprägtes  höheres  Lohnniveau  als  der  östliche,  aber 
auch  in  Ostgalizien  scheint  die  Lohnhöhe  fast  konstant  in  der  Richtung 
nach  Osten  zu  abzunehmen.  Jedoch  sind  die  Löhne  in  der  Buko- 
wina etwas  höher  als  die  galizischen,  wenigstens  die  in  Podolien  üb- 
lichen, ausgewiesen. 

Es  ergeben  sich  sieben  deutlich  von  einander  zu  unterscheidende 
Gebiete  differenter  Lohnhöhe,  welche  ebenso  bei  den  Bestellungsar- 
beiten, wie  in  der  sonstigen  Zeit  des  Jahres  (mit  Ausnahme  der  Ernte- 
zeit) die  gleiche  Rangordnung  einhalten.  Das  Gebiet  der  niedersten 
Taglöhne  wird  von  Ost-Galizien  und  der  Bukowina  gebildet ;  die  nächste 
Stufe  umfasst  West-Galizien  und  Mähren,  sodann  folgen  Kärnten  und 
Krain,  welchen,  allerdings  mit  durchgehends  höheren  Löhnen,  Görz 
und  Gradisca  sich  anschliesst;  an  vierter  Stelle  sind  Böhmen  und 
Schlesien  zu  reihen ;  die  fünfte  Stufe  mit  ziemlich  gleichen  Löhnen 
wird  durch  Steiermark,  Salzburg,  Ober-  und  Niederösterreich  gebildet ; 
die  beiden  obersten  Stufen  nehmen  Triest  und  Istrien,  dann  Tirol  und 
Vorarlberg  ein.  Dabei  ist  aus  der  länderreichen  Zusammenfassung  der 
Minima  und  Maxima  (Tabelle  auf  S.  534)  zu  ersehen,  dass  die  vielleicht 
am  meisten  signifikanten  Ansätze  des  Minimums  der  Männerlöhne  ohne 
Kost  bei  den  Bestellungsarbeiten  von  27  kr.  in  Ost-Galizien  auf  55  kr. 
in  Niederösterreich  und  auf  i  fl.  10  kr.  in  Vorarlberg,  in  der  sonstigen 
Zeit  von  20  kr.  in  Ost-Galizien  auf  35  kr.  in  Niederösterreich  und  i  fl. 
in  Vorarlberg  steigen. 

Zur  Würdigung  des  Lohnstandes  in  den  verschiedenen 
Kronländern  sind  die  der  Veröffentlichung  beigegebenen  »allge- 
meinen Bemerkungen  über  die  ländliche  Arbeitsverfassung« 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.  Esheisst:  Bei 
den  grossen  Gegensätzen,  welche  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft,  sowohl  in 
Bezug  auf  die  Besitzverhältnisse  als  auch  die  Bodenkultur  von  einander 
unterscheiden,    darf  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  auch  die  Arbeits- 
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Verfassung  in  der  Landwirtschaft  keineswegs  einheitliche  Züge  aufweist. 
Historische  und  nationale,  wirtschaftliche  und  soziale  Faktoren  haben 
zusammengewirkt,  um  die  schon  in  der  Natur  des  Bodens  und  Klimas 
vorhandenen  Gegensätze  noch  zu  verschärfen  oder  wenigstens  zu  eigen- 
artigen Formen  der  Arbeitsverfassung  zu  führen.  So  bringt  es  die 
Natur  des  Bodens  in  den  südlichen  Teilen  Oesterreichs  zwar  mit  sich, 
dass  entsprechend  dem  besonders  grossen  Arbeitsbedarf  des  Weinbaues, 
der  Seidenzucht  und  anderer  spezifischer  Kulturen,  die  Betriebe  in  der 
Regel  von  geringer  Ausdehnung  sind ;  aber  doch  erst  die  besonders 
gearteten,  historisch  gewordenen  Besitzverhältnisse,  die  nationalen  Ge- 
wohnheiten und  die  daraus  resultierenden  sozialpolitischen  Besonder- 
heiten der  Landbevölkerung  dieser  Gegenden  haben  die  eigentümliche 
Arbeitsverfassung  erzeugt,  welche  in  dem  reinen  Teilbau  (mezzadria) 
und  den  verschiedenen  Mischformen  desselben  besteht,  während  die- 
selbe in  anderen  Weinbaugegenden  (Steiermark,  Niederösterreich,  Mähren) 
gänzlich  unbekannt  ist.  So  bilden  die  österreichischen  Alpen  mit  ihrer 
hervorragenden  Graswüchsigkeit  zwar  einen  natürlichen  Standort  für 
vorzugsweise  Viehzucht ;  aber  doch  führt  diese  nur  in  den  überwiegend 
deutschen  Teilen  und  bei  vorherrschenden  Mittel-  und  Kleinbetrieben 
zu  der  charakteristischen  Dienstbotenhaltung  als  der  Hauptform  der 
Gewinnung  landwirtschaftlicher  Arbeitskräfte,  entsprechend  der  be- 
sonderen und  ununterbrochenen  Sorgfalt,  welche  die  Pflege  des  Viehs 
verlangt,  während  in  anderen,  auch  stark  viehzüchtenden  Gegenden 
sich  trotzdem  andere  Formen  der  Arbeit  entwickelt  haben.  So  ist 
auch  die  eigentümliche  Arbeitsverfassung  Podoliens  keineswegs  durch 
die  Natur  des  Landes,  sondern  vielmehr  durch  den  schroffen  Gegen- 
satz des  Grossbetriebes  und  der  übermässigen  Zersplitterung  des  Bodens 
erzeugt,  und  durch  die  spezifischen  Gewohnheiten  der  ruthenischen 
Landbevölkerung,  welche  die  auch  im  benachbarten  Russland  weitver- 
breiteten ererbten  Daseinsformen  fortpflanzt,  genährt,  während  sich  bei 
der  polnischen  Bevölkerung  Galiziens  auch  bei  ähnlichen  Besitz-  und 
Betriebsverhältnissen  die  Arbeitsverfassung  wesentlich  anders  ausge- 
bildet hat.  Die  mitgeteilten  kleineren  Uebersichtstabellen  wollen  zu- 
nächst die  auch  für  die  Arbeitsverfassung  in  der  Landwirtschaft  grund- 
legenden Unterschiede  der  einzelnen  Länder  in  Bezug  auf  Besitz-  und 
Betriebsverhältnisse  nach  den  Ergebnissen  der  Berufsstatistik,  Grund- 
steuerstatistik und  der  Viehzählung  vorführen.  Die  Tabellen  der  Be- 
rufsstatistik des  Jahres  1890  lassen  mit  einiger  Deutlichkeit  die  grossen 
Unterschiede  in  der  Struktur  der  landwirtschaftlichen  Arbeiterbevölkerung 
erkennen.  Galizien  und  die  Bukowina  haben,  wie  überhaupt,  so  auch 
an  den  Berufsthätigen  die  stärksten  Quoten  landwirtschaftlicher  Be- 
völkerung;  nach  ihnen  reihen  sich  das  Küstenland  und  Krain,  die 
Alpenländer,  endlich  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien.  Unter  der  be- 
rufsthätigen   landwirtschaftlichen  Bevölkerung    sind   die    Selbständigen, 
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entsprechend  der  weitgehenden  Zerstückelung  des  kleinen  Grundbe- 
sitzes am  stärksten  in  Vorarlberg,  dann  in  Gahzien  und  der  Bukowina, 
weiter  im  Küstenland,  Krain  und  Tirol  vertreten,  während  die  Su- 
detenländer folgen,  die  übrigen  Alpenländer  an  letzter  Stelle  stehen. 
Die  Gesindehaltung  ist  am  stärksten  in  den  Alpen,  dann,  aber  schon 
ungleich  geringer  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  während  Küsten- 
land ,  Krain  und  Vorarlberg  noch  viel  kleinere  Anteile  haben ,  und 
Galizien  und  die  Bukowina  am  Ende  der  Reihe  stehen.  Die  landwirt- 
schaftlichen Taglöhner  sind  am  zahlreichsten  in  den  Sudetenländern 
und  in  der  Bukowina,  sodann  in  den  Alpen  und  in  Galizien,  weitaus 
am  geringsten  im  Küstenlande. 

Von  grösstem  Einfluss  auf  die  Lohnarbeit  ist  die  Verteilung  des 
Grundbesitzes ;  ^ur  Bezifferung  dieser  Verteilung  zieht  die  vorliegende 
Arbeit  die  Grundsteuerzahlung  heran.  Auf  die  steuerbare  Landesfläche 
bezogen  zeigt  sich ,  dass  der  Grundbesitz  mit  5 — 50  Gulden  Steuer- 
leistung in  den  Alpenländern  (mit  Ausschluss  von  Niederösterreich  und 
Tirol- Vorarlberg)  fast  doppelt  so  gross  ist,  als  derjenige  mit  geringerer 
Steuerleistung,  während  er  in  Krain  kaum  die  Hälfte,  im  Küstenlande 
Vs,  in  Tirol-Vorarlberg  '/*,  in  den  Sudetenländern  kaum  Vs,  im  Nord- 
osten Vio  desselben  repräsentiert.  Aehnhch  machen  von  den  grundbe- 
sitzenden Landwirten  die  Rinderbesitzer  mit  i — 2  Stück  in  dem  süd- 
lichen Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Kärnten,  Obersteier 
und  Nord-Tirol  nur  11 — 20  Prozent  aus,  während  die  Stufe  von  11 — 20 
Rindern  hier  mit  18 — 33  Prozent  vertreten  ist;  im  Küstenland  und 
Süd-Tirol  gehören  der  untersten  Stufe  (i — 2  Rinder)  48—59  Prozent, 
der  Stufe  von  11 — 20  Rindern  aber  nur  2 — 3  Prozent  an.  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien  haben  28 — 45  Prozent  in  der  ersten,  4 — 11  Prozent 
in  der  zweiten  Stufe.  Galizien  und  die  Bukowina  sind  in  der  ersten 
Stufe  mit  54 — 55,  in  der  zweiten  mit  0,7 — 1,5  Prozent  vertreten.  Natür- 
lich ist  die  Höhe  der  relativen  Viehhaltung  nicht  nur  von  den  Grund- 
besitzgrössen  bedingt,  aber  doch  gerade  für  die  Beurteilung  der  länd- 
lichen Arbeiterverhältnisse  für  sich  von  grossem  Belang.  Leider  be- 
sitzt man  noch  immer  nicht  über  die  Grössenverhältnisse  und  die  Ver- 
breitung des  grossen  Grundbesitzes  erschöpfende  und  genaue  Daten. 
Es  muss  genügen,  der  Vollständigkeit  halber  auf  die  Thatsache  zu 
verweisen,  dass  der  landtäfliche  Grundbesitz  in  Galizien  etwa  43  Pro- 
zent, in  Böhmen  34,5,  in  Mähren  29,5,  in  Schlesien  39  Prozent,  in 
Niederösterreich  circa  21  Prozent,  in  Steiermark  25  Prozent  der  Landes- 
fläche repräsentiert,  in  den  übrigen  Ländern  aber  nur  von  geringer 
Bedeutung  für  den  Gesamtcharakter  der  Landwirtschaft  ist.  EndHch 
dient  es  einigermassen  zur  Charakteristik  des  Kleingrundbesitzes  wie 
der  landwirtschaftlichen  Taglöhner,  wenn  auf  deren  Anteil  an  dem 
Grund-  und  Hausbesitze  Rücksicht  genommen  wird,  wie  er  aus  den 
Ergebnissen    der    letzten  Volkszählung   zu   entnehmen  ist.     Danach  ist 
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am  geringsten  die  Zahl  der  grund-  und  hausbesitzenden  Taglöhner  in 
Kärnten  und  Steiermark  (3 — 4  Fälle  auf  100),  dann  in  Salzburg,  Krain, 
Schlesien  und  Tirol  (9—12  Fälle);  in  Triest,  Niederösterreich,  Ober- 
österreich, Görz,  Vorarlberg  und  Böhmen  sind  18 — 25  Prozente,  in  den 
übrigen  Ländern  27 — 37  Prozent  der  Taglöhner  mit  Grund-  oder  Haus- 
besitz ausgestattet.  Endlich  können  durch  Beziehung  der  in  der  Land- 
wirtschaft berufsthätigen  Bevölkerung  auf  die  landwirtschaftlich  benutzte 
Fläche  einerseits,  auf  den  Rinderstand  anderseits,  zwei  Reihen  von 
Intensitätsziffern  entwickelt  werden,  welche  wieder  in  anderer  Weise 
die  relative  Wichtigkeit  der  Landwirtschaft,  beziehungsweise  der  Rinder- 
haltung und  deren  Wirkung  auf  das  Arbeitsverhältnis  in  den  einzelnen 
Ländern  zu  kennzeichnen  geeignet  sind. 

Die  in  der  Landwirtschaft  berufsthätige  Bevölkerung  im  Verhältnis  zur  land- 
wirtschaftlich benützten  Area  und  zum  Rinderstande. 


La 

n  d  e  r 

Auf  je  100  der  in  der  Landwirtschaft 
berufsthätigen  Bevölkerung  entfallen 

ha 

Rinder 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

293.51 
246,35 
607,95 
181,13 

306,45 
222,05 
81,21 
194,52 
206,30 

308,51 
485,88 
245,40 
220,55 

212,33 
173,04 
193,80 
299,04 

131.93 

195,67 

235,94 

125,34 

157.94 

99.57 

59.09 

67,26 

33.99 
111,10 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten       .      .           .      .           

Krain 

Triest  und  Gebiet         .     .           .... 

Istrien 

Tirol 

Vorarlberg 

I  74,82 
142,60 

92,41 
120,24 

76,81 

83.95 
32.05 

Böhmen 

Mähren       .           

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien  .... 

Im  ganzen 

217,99 

102,97 

Beide  Reihen  sind  insoferne  Intensitätsziffern ,  als  sie,  allerdings 
nur  in  groben  Umrissen,  das  Mass  der  in  den  einzelnen  Ländern  ver- 
fügbaren landwirtschaftlichen  Arbeitskraft  anzeigen.  Von  Dalmatien 
abgesehen,  erscheinen  in  beiden  Beziehungen  Galizien  und  die  Buko- 
wina, sowie  das  Küstenland  und  Krain  als  Länder  mit  viel  Arbeits- 
kraft, Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  nehmen  eine  Mittelstellung  ein, 
die  Alpenländer  haben  im  ganzen  verhältnismässig  wenig.  Doch  sind 
Steiermark  mit  Rücksicht  auf  die  Fläche,  Tirol  mit  Rücksicht  auf  den 
Viehstand  relativ  gut  mit  Arbeitskräften  versorgt. 

Die  Alpenländer  sind  die  vornehmlichsten  Heimstätten  des  land- 
wirtschaftlichen Gesindes,  das  Küstenland  mit  Süd-Tirol  das  Gebiet 
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des  spezifischen  K  o  1  o  n  a  t  s,  die  Sudetenländer  haben  die  besonderen 
Verhältnisse  der  kontraktlich  gebundenen  Arbeiter  am 
meisten  ausgebildet,  die  Nordostländer  versorgen  sich  in  erster  Linie 
aus  den  Kreisen  der  ländlichen  Zwergwirtschaft  mit  den  nötigen  Ar- 
beitskräften auch  für  die  grösseren  Betriebe.  Doch  sind  die  Länder 
mit  diesen  allgemeinen  Kategorien  noch  wenig  charakterisiert.  Erst  ein 
näheres  Eingehen  auf  die  Arbeitsverfassung  vermag  diesem  allgemeinen 
Urteil  einen  reicheren  und  bestimmteren  Inhalt  zu  geben. 

In  Niederösterreich  bringen  es  die  Grundbesitzverhältnisse, 
welche  scharfe  Unterschiede  zwischen  Grossgrundbesitz,  bäuerlichen 
Gütern  und  Parzellenbesitz  aufweisen ,  mit  sich ,  dass  auch  in  Bezug 
auf  die  Verwendung  und  Entlohnung  der  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
kräfte grosse  Verschiedenheiten  bestehen.  Beim  Grossbesitz  wie  bei 
der  Parzellenwirtschaft  (vorwiegend  Garten-  und  Weinbau)  treten  die 
Dienstboten  sehr  zurück  gegen  die  Taglöhner  und  das  Halbgesinde ; 
der  Bauer  dagegen  hält  vorwiegend  ständige  Dienstboten,  allerdings 
neben  einer  teilweisen  Deckung  seines  Bedarfes  an  Arbeitskräften  durch 
Taglöhner,  besonders  auch  Wanderarbeiter,  welche  im  Zeitlohn  oder 
Akkord  bezahlt  werden.  Taglöhner,  welche  nicht  kontraktlich  gebunden 
sind,  aber  doch  während  des  ganzen  Jahres  immer  in  denselben  Höfen 
arbeiten,  sind  nur  in  einigen  Gegenden  (Isperthal,  St.  Peter  in  der  Au, 
Melk,  Tulln,  Herzogenburg)  nachgewiesen;  es  ist  jedoch  bekannt,  dass 
sie  auch  in  anderen  Gegenden  nicht  selten  sind,  ohne  dass  die  Be- 
richterstattung das  besonders  hervorzuheben  veranlasst  war.  Auf  perio- 
dische Zuwanderung  von  fremden  Arbeitskräften  wird  in  einzelnen 
Gegenden  sicher  gerechnet ;  so  werden  im  Bezirke  von  Korneuburg 
zur  Schnittzeit  regelmässig  Arbeiter  aus  dem  Mühlviertel  verwendet, 
welche  Akkordlöhne  erhalten.  Im  Bezirke  Baden  werden  insbesondere 
auch  die  Weingartenarbeiten  vielfach  von  fremden  Arbeitern  aus  Ungarn 
verrichtet,  deren  Löhne  etwas  niedriger  sind  als  die  der  Einheimischen. 
Im  Bezirk  von  Wiener-Neustadt  erhält  die  Landwirtschaft  im  Sommer 
regelmässige  Zuzüge  aus  Ungarn,  der  Slovakei ,  Mähren  und  Böhmen, 
während  im  Winter  die  Taglohnsarbeit  von  Einheimischen  verrichtet 
wird.  Die  zugewanderten  Taglöhner  arbeiten  länger  und  kommen  doch 
um  lo — 15  Prozent  billiger  als  die  einheimischen  Arbeitskräfte.  Ver- 
breitet ist  die  Verwendung  von  kontraktlich  gebundenen  Arbeitern, 
im  Bezirke  Atzenbrugg  haben  die  »Inleute«  bei  der  Mehrzahl  der  Land- 
wirte Verwendung  gefunden;  ähnliche  Verhältnisse  bestehen  in  den 
Bezirken  Krems  und  Herzogenburg  auch  bei  den  Bauern.  Chronischer 
Arbeitermangel,  über  welchen  in  diesen  Bezirken  am  meisten  geklagt 
wird,  scheint  hauptsächlich  diese  Art  der  Sicherstellung  der  nötigen 
Taglöhner  begünstigt  zu  haben,  umsomehr,  als  die  beweglicheren  Ele- 
mente der  Arbeiterbevölkerung  teils  nach  Wien,  teils  nach  Oberöster- 
reich   zu    Feldarbeiten    wegwandern    (Gerungs).     Jugendliche    Arbeiter 
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kommen  hiebei  sehr  selten  vor;  auch  im  gewöhnlichen  Taglohne  fehlen 
sie  zumeist,  und  nur  als  Dienstboten,  insbesondere  als  Hirten,  werden 
sie  zuweilen  verwendet  (Wiener-Neustadt,  Mank,  Kirchschlag,  Hörn, 
Hainfeld,  St.  Peter). 

Oberösterreich.  Die  Verhältnisse  der  landwirtschaftlichen 
Arbeit  unterscheiden  sich  hier  nicht  unwesentlich  von  denen  Nieder- 
österreichs. Das  besonders  starke  Hervortreten  des  mittleren  bäuerlichen 
Besitzes  bringt  die  Dienstbotenhaltung  hier  zur  schärferen  Ausbildung, 
zu  der  jedoch  in  charakteristischer  Weise  die  kontraktlich  gebundenen 
Arbeiter,  sowohl  »Deputatisten«  wie  Taglöhner  hinzutreten.  Die  Dienst- 
boten sind  zahlreich  und  mannigfaltig,  durchaus  voll  verpflegt  und  er- 
halten ausserdem  noch  regelmässig,  zuweilen  auch,  besonders  bei  der 
Viehzucht,  erheblichen  Anteil  am  Erlös  vom  verkauften  Vieh.  Die  reine 
Taglohnsarbeit  ist  infolge  dessen  nicht  eben  häufig,  daher  auch  von 
Arbeitermangel  wenig  die  Rede ;  doch  werden  periodisch  in  einzelnen 
Gegenden  auch  fremde  Arbeiter  (Italiener)  verwendet  (Freistadt,  Otten- 
schlag,  Grünburg).  Sehr  bezeichnend  für  die  Arbeiterverhältnisse  ist  der 
beinahe  gänzliche  Mangel  von  Accordarbeit,  dem  weder  die  Landwirte 
noch  die  Arbeiter  geneigt  zu  sein  scheinen.  Die  normalen  Taglöhne 
sind,  wenn  auch  nicht  sehr  hoch,  doch  auskömmlich  bemessen  ;  reiche 
Naturalverpflegung  ist  bei  den  Taglöhnern  ebenso  wie  bei  Dienstboten 
überall  herrschend. 

Salzburg.  Auch  hier  gehört  der  weitaus  grösste  Teil  der  land- 
wirtschaftHchen  Arbeiter  dem  Stande  der  Dienstboten  an  ;  freie  Tag- 
löhner  werden  nur  ausnahmsweise  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  ver- 
wendet ;  kontraktlich  gebundene  Arbeiter,  die  nicht  dem  Gesinde  zuzu- 
zählen wären ,  sowie  landwirtschaftliche  Accordarbeiter  kommen  fast 
gar  nicht  vor.  Diese  Verhältnisse  hängen  auf  das  Innigste  mit  der 
Grundbesitzverteilung  im  Lande  zusammen.  Die  Grossgrundbesitzer  (im 
Sinne  der  Wahlordnung)  sind  rücksichtlich  ihrer  landwirtschaftUchen 
Betriebe  ,  zum  grossen  Teil  auch  rücksichtlich  ihrer  sozialen  Stellung 
als  Grossbauern  zu  bezeichnen,  und  halten  daher,  gleich  diesen,  vor- 
wiegend landwirtschaftliches  Gesinde  für  ihre  Betriebe.  Die  kleinen 
landwirtschaftlichen  Stellen  sind  grössenteils  als  sogenannte  »Zulehen« 
mit  grösseren  Bauerngütern  vereinigt ;  infolge  dessen  giebt  es  wenig 
kleine  Grundbesitzer,  deren  Arbeitskraft  nicht  von  der  eigenen  Wirt- 
schaft voll  beansprucht  wird.  Ein  landwirtschaftlicher  Arbeiterstand 
ohne  jeden  Grundbesitz  aber  konnte  sich  ausserhalb  des  Dienstesver- 
hältnisses nicht  entwickeln,  da  der  unregelmässige,  bei  dem  Fehlen 
einer  landwirtschaftlichen  Industrie  auf  die  kurze  Sommerszeit  beschränkte 
Erwerb  zur  Bestreitung  des  Unterhaltes  nicht  ausreichend  wäre.  Daher 
findet  sich  auch  gelegentlich  eine  Zuwanderung  von  Taglöhnern  aus 
Böhmen  (Saalfelden).  Die  Dienstboten  werden  in  allen  Teilen  des 
Landes  fast  ausschliessHch  für  das  ganze  Jahr  gedungen  und  zwar  meist 
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von  Lichtmess  zu  Lichtmess.  Doch  zeigt  sich  teilweise  schon  eine 
Lockerung  des  Dienstbotenverhältnisses  darin,  dass  vielfach  der  Lohn 
wöchentlich  bezahlt  wird  und  dass  eine  Umwandlung  der  Naturalbe- 
züge an  Kleidern  und  Wäsche  in  Geld  erfolgt.  In  einigen  Gegenden, 
so  insbesondere  in  der  Umgebung  von  Salzburg,  wo  der  Dienstboten- 
wechsel stärker  ist,  als  im  Gebirge,  werden  bei  höherem  Lohne  auch 
Sommerknechte  eingestellt.  Dagegen  fehlen  Deputatisten  und  kontrakt- 
lich gebundene  Jahrestaglöhner  fast  gänzlich  ;  Accordlöhne  sind  ebenso- 
wenig üblich  wie  in  Oberösterreich;  auch  die  Höhe  der  Taglöhne  ist 
ähnlich. 

Steiermark.  Hier  zeigt  die  Arbeitsverfassung  sehr  grosse  Unter- 
schiede in  den  drei  natürlichen  Gebieten  des  Landes,  welche  ebenso 
auf  Besitz-  wie  auf  Betriebsverhältnisse  zurückzuführen  sind.  Obersteier 
mit  seinem  Uebergewichte  mittlerer  landwirtschaftlicher  Güter  ist  das 
klassische  Land  der  Dienstbotenwirtschaft.  Wenigstens  der  Zahl  der 
durchschnittlich  auf  einem  Bauerngute  gehaltenen  Dienstboten  nach 
wird  es  von  keinem  anderem  Lande  übertroffen.  Taglöhner  und  Depu- 
tatisten sind  demnach  hier  auch  selten.  Dagegen  hat  schon  Mittel- 
steiermark eine  viel  stärkere  Vertretung  dieser  beiden  Arbeiterkategorien, 
und  in  Untersteiermark  machen  sich  teilweise  unter  dem  Einflüsse  des 
Weinbaues  die  kolonienartig  angesiedelten  kontraktlich  gebundenen 
Arbeiterfamilien  stark  bemerkbar;  Accordlöhne  kommen  gleichfalls  in 
Mittel-  und  Untersteier  ungleich  häufiger  als  in  Obersteier  zur  An- 
wendung. Die  Dienstbotenhaltung  des  Oberlandes  ist  nicht  nur  zahl- 
reich, sondern  auch  reich  gegliedert;  eine  ausgebildete  Hierarchie  des 
landwirtschaftlichen  Gesindes  herrscht  unter  den  zahlreichen  Kategorien 
desselben,  und  es  wird  als  Mangel  eines  ordentlichen  Betriebes  em- 
pfunden, wenn  nicht  alle  diese  Stufen  der  Gesindeleiter  ordentlich  be- 
setzt werden  können.  In  dieser  Gewöhnung  der  Landwirte  an  eine 
starke  Dienstbotenhaltung  mag  hauptsächlich  die  Erklärung  dafür  ge- 
sehen werden,  dass  trotz  der  nachgewiesenen  grossen  Anzahl  von  Dienst- 
boten doch  auch  über  Dienstbotenmangel  geklagt  wird.  Im  Ennsthale 
von  Admont  bis  Schladming  könnte  man  leicht  1500  Dienstboten  unter- 
bringen, meint  einer  der  Berichterstatter.  Neben  dem  ordentlichen  Ge- 
sinde werden  auch  Dienstboten  für  kürzere  Zeit  aufgenommen  (Garten- 
knecht, Fütterer,  Hirt  u.  a.),  die  dann  auch  zuweilen  neben  dem  Lohn 
und  der  Verpflegung  verschiedene  Prämien  für  Aufzucht  und  Verkauf 
von  Vieh  erhalten  (Voitsberg).  Auch  ist  es  im  Lande  nicht  selten,  dass 
landwirtschaftliche  Nebengewerbe  von  Personen  im  Gesinde-  oder 
Deputatistenverhältnisse  versehen  werden  (Waldaufseher,  Jäger,  Müller, 
Binder),  wo  anderwärts  hiefür  durch  einfache  Kontrakte  vorgesorgt 
wird.  Für  gewöhnliche  Taglohnsarbeit  ist  vielfach  die  Akkordlöhnung 
angewendet,  speziell  auch  bei  den  aus  der  Ferne  herbeigeholten  Dreschern 
aus  Ungarn  (Eisenerz). 
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Kärnten.  In  diesem  Kronland  spielen  die  landwirtschaftlichen 
Taglöhner  schon  eine  grössere  Rolle  für  die  Beurteilung  des  Arbeits- 
lohns. Landwirtschaftlicher  Grossbetrieb  besteht  zwar  nicht,  da  die 
meisten  Güter  von  mittlerer  oder  kleiner  Ausdehnung  sind  und  fast 
alle  grösseren  Herrschaften  ihre  landvvirtschafdich  nutzbaren  Grund- 
stücke parzellenweise  verpachtet  haben  ;  aus  demselben  Grunde ,  aber 
auch  wegen  Mangels  an  Pächtern  kommen  grosse  Pachtbetriebe  gleich- 
falls selten  vor.  Industrielle  Betriebe  mit  Landwirtschaft  existieren  bei- 
nahe nur  im  Unterlande,  in  den  Vor-  und  Kalkalpen,  insbesondere  auf 
dem  sogenannten  Krappfelde;  sie  sind  in  neuerer  Zeit  infolge  aus- 
wärtiger, besonders  ungarischer  Konkurrenz,  sowohl  der  Zahl  als  dem 
Umfange  nach  namhaft  zurückgegangen ;  der  Landwirtschaftsbetrieb  ist 
auch  bei  ihnen  überwiegend  ein  bäuerlicher  mit  vorherrschender  Vieh- 
zucht und  Viehmastung.  Insoweit  die  landwirtschaftliche  Arbeit  noch 
vorwiegend  von  Dienstboten  verrichtet  wird ,  stehen  diese  im  Jahres- 
lohne und  werden  im  Hause  ganz  verpflegt ;  auch  bei  Taglöhnern  ist 
die  volle  Verköstigung  fast  ausnahmslose  Regel,  was  auch  mit  der 
zerstreuten  Anordnung  der  Wohnsitze  zusammenhängt.  Akkordlöhne 
kommen  nur  ganz  ausnahmsweise  und  nur  beim  Getreideschnitte  vor; 
eine  Entlohnung  mit  Anteilen  am  Schnitt  oder  Drusch  findet  nirgends 
statt.  Die  speziell  bei  der  Viehzucht  verwendeten  Dienstboten  (Fütterer) 
erhalten  zuweilen  einen  Anteil  am  Erlöse  vom  verkauften  Vieh. 

K  r  a  i  n.  Bei  dem  hervorragenden  Anteile,  welchen  der  Klein- 
grundbesitz gegenüber  dem  Grossgrundbesitze  einnimmt,  ist  die  Zahl 
des  Gesindes  bei  den  einzelnen  Landwirten  in  der  Regel  nicht  gross; 
die  kleineren  Landwirte  arbeiten  vorwiegend  nur  mit  Familienmit- 
gliedern. Infolge  dessen  finden  sich  in  der  Regel  nur  ein  bis  zwei, 
selten  drei  oder  mehr  Knechte  und  Mägde,  wozu  dann  noch  eine 
Person  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  als  Viehhüter  kommt. 
Im  allgemeinen  wird  das  Gesinde  auf  ein  Jahr  gedungen,  doch  mehren 
sich  die  Fälle  der  monatlichen  Entlohnung.  Die  Bezüge  der  Taglöhner 
variieren  in  den  einzelnen  Gegenden  des  Landes  ausserordentlich.  Im 
allgemeinen  stehen  die  Löhne  in  den  vom  Verkehre  abgelegenen 
Gegenden  niedriger;  doch  ist  in  dieser  Hinsicht  zwischen  Gebirgsland 
und  Flachland  kein  durchgreifender  Unterschied  zu  beobachten.  Die 
temporär  beschäftigten  Taglöhner  haben  in  der  Regel  höhere  Löhne 
als  die  ständigen  Lohnarbeiter,  welche  überwiegend  bei  dem  Gross- 
grundbesitz vorkommen.  Jugendliche  Arbeiter  sind  im  Taglohn  selten ; 
haben  sich  die  der  Schule  entwachsenen  Kinder  einmal  an  die  Arbeit 
gewöhnt,  so  werden  sie  meist  den  Erwachsenen  gleich  entlohnt.  Die 
Entlohnung  des  Gesindes  erfolgt  meist  in  barem  Gelde ;  wo  zugleich 
Naturalien  gewährt  sind,  werden  sie  mit  bestimmten  Preisen  bewertet 
und  von  dem  vereinbarten  Barlohne  abgerechnet;  für  die  allgemeine 
Beurteilung   der  Dienstbotenlöhne    können    sie   jedoch    mit  Ausnahme 
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der  Kost  ohne  erhebliche  Fehler  unberücksichtigt  bleiben.  Der  Wert 
der  Kost  ist  verschieden  (mit  20—40  kr.  per  Tag)  in  Ansatz  gebracht, 
ohne  dass  jedoch  bestimmte  Anhaltspunkte  vorhanden  sind,  um  daraus 
auf  eine  verschiedene  Qualität  der  Verpflegung  zu  schliessen. 

Küstenland.  Die  Kolonenwirtschaft  ist  so  sehr  vorherrschend, 
dass  Dienstbotenhaltung  und  Taglöhnerarbeit  verhältnismässig  selten 
und  vorwiegend  nur  bei  grösseren  Eigenbetrieben  vorkommen.  In 
dem  innern  Gebiete  von  T  r  i  e  s  t  herrscht  die  Mezzadria  mit  Teilung 
des  Produktes  zu  gleichen  Teilen  vor,  wobei  der  Eigentümer  die 
Steuern  und  die  Kosten  der  Mittel  gegen  die  Traubenkrankheiten  trägt. 
Auf  dem  flachen  Lande  wird  der  Boden  in  der  Regel  von  den  Eigen- 
tümern selbst  bebaut.  Der  Besitz  ist  äusserst  zersplittert.  Die  ländlichen 
Arbeiter  erhalten  von  den  bäuerlichen  Besitzern  die  Wohnung  und  ihre 
Bedarfsartikel  auf  Rechnung  des  Lohnes  und  etwa  ein  Drittel  des 
Lohnes  in  barem  Gelde. 

In  G  ö  r  z  und  G  r  a  d  i  s  c  a  stehen  die  Dienstboten  regelmässig 
in  voller  Verpflegung,  zu  welcher  zuweilen  auch  noch  Kleidung  hinzu- 
tritt (z.  B.  Tolmein,  Canale,  Haidenschaff,  Sesana,  Comen,  Cormons, 
Görz  Stadt),  doch  finden  sich  auch  Dienstboten,  welche  bei  hohem 
Geldlohn  nur  Wohnung  und  gewisse  Deputate  beziehen  (Cormons),  wie 
anderseits  ständige  Arbeiter  als  Halbgesinde  gegen  ausschliesslichen 
Jahresgeldlohn  anstatt  eines  Knechtes  gehalten  werden  (Cervignano). 
Hirten  und  Hirtinnen  werden  zuweilen  nur  für  einige  Sommermonate 
aufgenommen.  Die  Taglöhner  werden  überwiegend  während  der  Arbeit 
auch  verpflegt;  Accordlöhne  kommen  fast  nur  bei  der  Heumahd  und 
Getreideernte  vor. 

In  I  s  t  r  i  e  n  ergeben  sich  nicht  unerhebliche  Verschiedenheiten 
in  den  einzelnen  Landesteilen:  i.  Karst.  Aufnahme  von  ständigen 
Arbeitern  und  Verpachtung  sind  nicht  üblich.  Es  herrscht  Kleinbesitz 
vor,  der  durch  den  Eigentümer  mit  Hilfe  von  Taglöhnern  bebaut  wird. 
In  den  seltenen  Fällen,  in  welchen  das  System  der  Mezzadria  zur  An- 
wendung kommt,  wird  die  gesamte  Ernte  zur  Hälfte  geteilt.  2.  Ost- 
küste. Verpachtung  ist  fast  unbekannt.  Es  herrscht  der  Kleinbe.sitz 
vor,  der  vom  Besitzer  mit  der  Hilfe  entlohnter  Arbeiter  (Taglöhner 
und  kontrakthch  gebundene  Arbeiter)  bestellt  wird;  häufig  wird  der 
Besitz  als  Ganzes  oder  zum  Teile  in  Mezzadria  gegeben,  so  dass  jeder 
Mezzadro  ein  Areale  von  mindestens  12  ha  bestellt;  hat  der  Grund- 
besitzer mehrere  Mezzadri,  so  werden  diese  vom  Castaldo  oder  Fattore 
überwacht,  welcher  letztere  auch  die  Aufsicht  über  den  in  Eigenregie 
gebliebenen  Teil  des  Besitzes  führt.  Der  Mezzadro  verrichtet  alle  Ar- 
beiten und  erhält  die  Hälfte  der  Ernte.  Die  Maisfelder  werden  vielfach 
auf  Grund  eines  separaten  Vertrages  auf  Rechnung  des  Eigentümers 
gepflügt,  während  die  andern  Arbeiten  von  dem  andern  Kontrahenten, 
gewöhnlich  einem  der  Mezzadri,  vorgenommen  werden,    der  dafür  ein 
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Drittel  der  Ernte  erhält.  3.  Die  Nord-  und  N  o  r  d  -  W  e  s  t  -  K  ü  s  t  e. 
Mit  Ausnahme  der  Gegend  von  Salvore  gibt  es  fast  nur  Kleinbcsitz 
der  Boden  wird  entweder  durch  l>ohnarbeiter  oder  in  Mezzadria  bebaut. 
In  der  letztern  hat  der  Kolone  Wohnung,  Stall,  Schweinestall,  Scheune 
und  die  Rebpfähle  gratis  und  hat  für  sich  die  Nutzung  der  Wälder, 
der  Wiesen  und  Weiden,  der  Weide  auf  den  Feldern  und  Wiesen  und 
der  Felswiesen ;  der  Kolone  stellt  die  Geräte  und  seine  Arbeit,  der 
Eigentümer  das  Vieh  bei.  Bei  der  Gartenkultur  bearbeitet  der  Kolone 
den  Boden,  erneuert  auf  seine  Kosten  die  Rebpfähle,  führt  den  Dünger, 
besorgt  die  Gräben,  verrichtet  die  Aufsichts-  und  Erntearbeiten.  Der 
Verkaufspreis  der  Ernte  wird  zu  gleichen  Teilen  geteilt.  4.  Die  S  ü  d- 
u  n  d  S  ü  d  -  W  e  s  t  -  K  ü  s  t  e.  Gerichtsbezirk  P  a  r  e  n  z  o  :  Der  Grund- 
besitz zerfällt  in  7io  Grossgrundbesitz,  -/lo  mittleren  Besitz,  "/lo  Klein- 
besitz, Vio  Gemeindewälder  und  Weiden.  Der  Gross  grundbesitz  über- 
gibt die  Ackerfelder  und  Weinberge  für  die  Dauer  von  2 — 8  Jahren 
kontraktlich  an  nicht  besitzende  Landwirte  u.  z.  entweder  in  vollstän- 
dige Mezzadria  aller  Produkte  oder  so,  dass  Trauben  und  Oliven  zu 
gleichen  Teilen  geteilt  werden  und  für  jedes  Joch  der  andern  Kulturen 
ein  fixer  Pachtschilling  in  Weizen  oder  Geld  gezahlt  wird.  In  allen 
Fällen  treffen  alle  Arbeiten  den  Kolonen ,  während  Geräte  und  Vieh 
der  Eigentümer  beistellt.  Der  Kolone  geniesst  die  Weiden  und  die 
Hälfte  des  Ertrages  der  Vermietung  von  Rindern  an  andere  Grund- 
besitzer. Der  mittlere  Besitz  bearbeitet  den  Boden  durch  Tag- 
löhner  (salariati) ;  für  Mais  gilt  das  System  der  Mezzadria  ;  alle  Arbeit 
trifft  den  Kolonen;  das  Produkt  wird  zur  Hälfte  geteilt.  Der  Klein- 
besitz bearbeitet  den  Boden  durch  die  Kräfte  der  eigenen  Familie. 
Eine  besondere  Art  von  Verträgen  besteht  für  solche  Bestandteile  des 
Grossgrundbesitzes,  die  mit  Reben  bepflanzt  werden  sollen.  Der  Land- 
wirt erhält  den  unbebauten  Boden  für  7  Jahre,  um  ihn  auf  seine  Kosten 
nach  den  Weisungen  des  Eigentümers  mit  Reben  zu  bestellen.  Der 
Gesamtertrag  bleibt  für  sieben  Jahre  dem  Landwirte ;  nach  Ablauf  der 
Zeit  wird  das  bepflanzte  Areale  geschätzt'und  in  zwei  gleichwertige  Teile 
geteilt,  von  denen  der  eine  Eigentum  des  Landwirts  wird.  In  der  Regel 
wird  aber  der  Anspruch  auf  diesen  Teil  vom  Grundbesitzer  durch  während 
der  sieben  Jahre  gewährte  Darleihen  dem  Landwirte  abgelöst.  Auch  bei 
dem  Kolonate  wird  der  dem  Kolonen  in  Aussicht  stehende  Teil  der 
Trauben  durch  Geld-  oder  Lebensmittel- Vorschüsse  vom  Grundbesitzer 
aufgekauft.  Im  Gerichtsbezirke  P  o  1  a  existiert  ein  ähnlicher  Vertrag 
in  Betreff  der  Anpflanzung  von  Weinbergen,  nur  ist  die  Vertragsdauer 
gewöhnlich  kürzer.  Beim  Maisbau  erhält  der  Eigentümer  zwei  Drittel, 
der  alle  Arbeiten  verrichtende  Kolone  ein  Drittel ;  bei  der  Weizen-, 
Gersten-  und  Haferernte  erhält  der  die  Arbeit  übernehmende  Landwirt 
ein  Zehntel  des  Produktes.  In  der  Mezzadria  erhält  der  Eigen- 
tümer und  der  Kolone  je  die  Hälfte,  bei  den  Futtergewächsen  (foraggi) 
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aber  der  Eigentümer  zwei  Drittel.  In  D  i  g  n  a  n  o  wird  der  Mais  zu 
einem  Drittel  dem  Eigentümer,  zu  einem  Drittel  demjenigen,  der  ge- 
pflügt und  gesäet  hat  und  zu  einem  Drittel  dem,  der  gejätet  und  ge- 
erntet hat,  zugeteilt.  Wer  die  Oliven  erntet,  erhält  zwei  Siebentel, 
wer  den  Olivenhain  hütet  und  die  Ernte  durchführt,  ein  Drittel.  Die 
Weide  auf  den  Feldern  und  in  den  Olivenhainen,  welche  von  den  Ko- 
lonen  nicht  benützt  wird,  wird  zugewanderten  Schafhirten  gegen  Be- 
zahlung von  60  kr.  bis  i  fl.  per  Joch  verpachtet.  5.  Die  Hochplateaus 
und  Hügel  des  Innern.  Der  Besitz  ist  äusserst  zersplittert,  so 
dass  fast  jeder  Einwohner  ein  Haus  mit  Feidung  besitzt;  Grossgrund- 
besitz ist  selten.  Die  Betriebssyteme  sind  die  des  Eigenbetriebes  und 
des  Kolonates.  Beim  Kolonate  zahlt  der  Eigentümer  alle  Steuern,  stellt 
die  Hälfte  des  Samengetreides,  den  Schwefel,  den  solfato  di  rame 
(Kupfervitriol),  den  Dünger  bei;  alle  Arbeiten  verrichtet  der  Kolone; 
dieser  erhält  die  Hälfte  des  Produktes  und  das  ganze  Getreidestroh. 
6.  Die  Inseln  des  Quarnero.  Auf  C  h  e  r  s  o  herrscht  die  Eigen- 
bebauung vor,  wobei  die  Schaffer  ein  Viertel  des  Ertrages  in  natura 
erhalten.  Auf  L  u  s  s  i  n,  wo  der  Kleinbesitz  vorherrscht,  ist  auch  die 
Eigenbebauung  vorherrschend,  wobei  auch  Taglöhner  verwendet  werden. 
Im  allgemeinen  besteht  das  Kolonatsystem,  wo  der  Gross-  und  Mittel- 
besitz vorherrscht;  die  Eigenbebauung  steht  in  der  ersten  Reihe,  wo 
es  nicht  an  Arbeitskräften  mangelt ,  bei  den  Kulturarlen ,  die  grosse 
Sorgfalt  und  Aufsicht  fordern  (Weinberge,  Obst  und  Oliven)  und  wo 
der  Kleinbesitz  herrscht,  dort  verwenden  die  Besitzer  ihre  freie  Ar- 
beitskräfte zur  Taglohnarbeit  bei  andern  Besitzern.  In  der  Gegend 
von  Muggia  und  Salvore  ist  oft  ein  und  dieselbe  Person  gleichzeitig 
selbstarbeitender  Grundbesitzer,  Kolone  und  Pächter.  In  Pirano  ist  oft 
einer  und  derselbe  Eigentümer,  Kolone  und  Salzarbeiter.  Im  allge- 
meinen gewinnt  der  Kolonat  in  neuester  Zeit  immer  mehr  an  Boden. 
In  Tirol  erzeugt  vor  allem  die  ganz  verschiedene  Landesart  in 
Nord  und  Süd  auch  sehr  tiefgehende  Unterschiede  in  den  Verhältnissen 
der  landwirtschaftlichen  Arbeit.  Aber  auch  innerhalb  dieser  Gebiete 
sind  die  Unterschiede  der  Besitz-  und  Betriebsweise  noch  so  gross, 
dass  sich  für  D  e  u  t  s  c  h-Tirol  die  Aufstellungvon  lonatürlichen 
Gebieten  für  die  Darstellung  der  Lohnverhältnisse  als  zweckmässig 
ergeben  hat.  Im  ganzen  Lande  spielt  der  Grossgrundbesitz  eine  sehr 
geringe  Rolle ;  dagegen  hat  Nord-Tirol  eine  verhältnismässig  grosse 
Zahl  von  mittleren  landwirtschaftlichen  Betrieben  vorwiegend  im  Besitze 
der  Bauern  ;  in  den  deutschen  Weinbaugegenden  und  im  italienischen 
Teile  ist  der  Betrieb  durchschnittlich  viel  kleiner ;  darin  ist  es  auch 
zunächst  begründet ,  dass  in  ganz  Nord-Tirol  die  Dienstbotenhaltung 
die  vorherrschende  Art  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  ist;  in  dem 
deutschen  Theile  des  tirolischen  Weinbaugebietes  tritt  die  Taglohn- 
arbeit schon  charakteristisch  daneben  auf;  im  Bezirke  Neumarkt  werden 
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vielfach  für  einen  Teil  des  Jahres  überhaupt  keine  Dienstboten  einge- 
stellt ;  im  italienischen  Teile  von  Tirol  herrscht  das  Kolonatsystem 
(Mezzadria)  vor,  welches  Dienstboten  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange 
kennt  und  auch  für  die  Taglöhnerarbeit  wenig  Spielraum  lässt;  die 
Kolonenfamilie  besorgt  ganz  vorwiegend  die  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiten selbst.  Kontraktlich  gebundene  Arbeiter  (Halbgesinde)  kommen 
in  Nord-Tirol  fast  nur  bei  der  Alpenwirtschaft  vor,  wie  die  Schweizer, 
Putzer,  Hirten,  teilweise  auch  die  Sommermahder  und  Hutbuben ,  in 
Südtirol  teilweise  für  Obst-  und  Weinbau.  In  einzelnen  Teilen  des 
Landes  wird  über  besonders  grossen  Mangel  an  Arbeitskräften  geklagt, 
welcher  sich  sowohl  beim  Gesinde  wie  bei  den  Taglöhnern  bemerkbar 
macht.  Im  Bezirk  Reutte  finden  die  ungewöhnlich  hohen  Taglöhne 
ihre  Erklärung  darin,  dass  die  männlichen  Arbeiter  im  Sommer  grössten- 
teils in  die  Schweiz  und  nach  Deutschland  als  Maurer,  Steinhauer  etc., 
die  weiblichen  der  hohen  Löhne  wegen  als  landwirtschaftliche  Arbeiter 
nach  Baiern  wandern.  Die  hohe  Entlohnung  der  Männer  zur  Zeit  der 
Heuernte  hat  ihren  Grund  in  der  sehr  beschwerlichen  und  gefährlichen 
Art  der  Lieferung  von  den  ausgedehnten  Bergwiesen.  Auch  die  Dienst- 
botenlöhne zeigen  in  einzelnen  Teilen  des  obern,  wie  des  untern  Etsch- 
thales  einen  ungewöhnlich  hohen  Stand  aus  analogen  Ursachen.  Ins- 
besondere ist  auch  die  reichliche  Verpflegung  ein  wichtiger  Faktor  der 
Verteuerung  der  Arbeitskraft;  nur  im  Gebiete  der  Etsch  unterhalb 
Bozen  ist  es  nicht  üblich,  Taglöhner  zu  beköstigen,  doch  werden  ihnen 
grössere  Weinquantitäten  zum  Barlohn  hinzu  verabreicht.  In  den  süd- 
lichen Teilen  des  Landes  ergeben  sich  infolge  der  Spezialkulturen  auch 
besondere  Abstufungen  der  Taglöhne.  Besondere  Arten  der  Entloh- 
nung finden  sich  insbesondere  bei  der  Alpenwirtschaft.  So  erhalten  im 
Zillerthal  zuweilen  die  Senner  etc.  neben  Barlohn  und  Verpflegung 
auch  Weide  für  Ziegen  zugewiesen  ;  im  Oberinnthal  erhalten  die  Hirten 
in  den  Galtalpen  den  Lohn  nach  Stücken  Weidevieh  berechnet,  der 
jedoch  für  gleiche  Zeit  dem  Lohn  der  Hirten  in  den  Melkalpen  so 
ziemlich  gleichkommt. 

Das  Land  Vorarlberg  zeigt  in  Bezug  auf  seine  landwirtschaft- 
lichen Arbeitskräfte  einen  starken  Gegensatz  zwischen  dem  mehr  flachen 
Gebiete  und  den  Hochgebirgsthälern.  In  den  Bezirken  von  Bregenz 
und  Dornbirn  sind  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  zum  grossen  Teile 
Taglöhner,  in  den  übrigen  Teilen  des  Landes  überwiegen  bei  weitem 
die  landwirtschaftlichen  Dienstboten.  Im  Bezirk  Bregenz  giebt  es  ganze 
Gemeinden,  in  welchen  in  der  Hälfte  der  Häuser  kaum  ein  rein  mit 
der  Landwirtschaft  beschäftigter  Dienstbote  gehalten  wird,  was  mit  der 
weitgehenden  Grundzerstückelung  und  dem  vorherrschenden  Kleinbe- 
triebe, zum  Teil  auch  mit  dem  Aufgeben  des  Getreidebaues  zusammen- 
hängt. Zur  Heuernte  im  Thal  kommen  die  Leute  aus  den  Gebirgs. 
thälern  in  Taglohn ,    um  dann  die  später  eintretende  Heuernte  in  den 
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Gebirgsdörfern  einzubringen.  Die  vorhandenen  Dienstboten  sind  zu- 
gleich für  industrielle  Nebenbetriebe  verwendet,  welche  vielfach  die 
Landwirtschaft  an  Bedeutung  übertreffen.  In  den  Bezirken  Feldkirch 
und  Bludenz,  wo  neben  vorherrschender  Dienstbotenarbeit  auch  im 
Taglohn  gearbeitet  wird,  haben  diese  Arbeiter  ganz  überwiegend  selbst 
kleinen  Grundbesitz,  dessen  Bearbeitung  aber  ihre  Arbeitskraft  nicht 
voll  in  Anspruch  nimmt.  Die  besitzlosen  Taglöhner  werden  sogar  von 
Jahr  zu  Jahr  seltener,  da  ihnen  die  Eisenbahn,  die  Fabriken  und  Haus- 
industrie (Stickerei!)  vollauf  Beschäftigung,  wenn  auch  bei  kargem 
Lohne,  bieten.  Die  Kleinheit  der  Wirtschaften  und  die  Verteuerung 
der  Dienstbotenlöhne  bringt  es  hier  mit  sich,  dass  Dienstboten  häufig 
nur  für  das  Sommerhalbjahr  (von  Georgi  bis  Martini)  aufgenommen 
werden.  Auch  die  Senner,  Hirten  und  Alpenknechte  werden  in  der 
Regel  nur  für  den  Sommer  aufgenommen.  Die  Dienstboten  wie  auch 
die  Taglöhner  stammen  überwiegend  von  jenen  ländlichen  Haushal- 
tungen mit  ganz  kleinem  Besitz  und  vielen  Familienmitgliedern ;  sie 
sind  infolgedessen  ziemlich  anspruchsvoll  und  werden,  obwohl  im  Jahres- 
oder Halbjahreskontrakte,  doch  wöchentlich  entlohnt,  weshalb  sie  auch 
häufig  unter  der  Zeit  ihren  Dienst  aufgeben.  Im  allgemeinen  haben 
hier  die  Löhne  eine  sehr  beträchtliche  Höhe  erreicht,  was  auf  die 
Konkurrenz  der  Fabriken  und  der  Hausindustrie ,  sowie  auf  den  aus- 
ländischen Bedarf  zurückzuführen  ist,  der  die  arbeitskräftigen  Elemente 
an  sich  zieht.  Die  Dienstboten  erhalten  überall  neben  hohen  Fixlöhnen 
volle  und  reichliche  Verpflegung ,  Wäsche  und  Unterkunft,  teilweise 
auch  Kleidung  und  ausserdem  Geschenke.  Selbst  Taglöhner,  welche 
nur  für  i — 2  Wochen  angestellt  werden,  beanspruchen  (im  Bezirk 
Dornbirn)  kleinere  Geschenke. 

In  Böhmen  hat  die  landwirtschaftliche  Arbeitsverfassung  wohl 
ihre  grösste  Ausbildung  erfahren.  Entsprechend  der  Verteilung  des 
Bodens  zwischen  grossem,  mittlerem  und  kleinem  Besitze,  der  Mannig- 
faltigkeit und  Intensität  der  Betriebsformen  und  der  reichen  Ausbildung 
von  Spezialkulturen  (Hopfen,  Rübenbau  etc.)  findet  jede  Art  landwirt- 
schaftlicher Arbeit  eine  ausgedehnte  Anwendung  und  bei  der  ohnehin 
dichten  Bevölkerung  auch  eine  starke  Besetzung  der  einzelnen  Kate- 
gorien. Die  Dienstbolenhaltung  ist,  wenigstens  im  nördlichen  und 
westlichen  Teil  des  Landes  beim  mittleren  und  kleinen  Grundbesitz, 
eine  ausgiebige,  in  den  in  eigener  Regie  betriebenen  Domänenwirt- 
schaften steigt  sie  zuweilen  zu  imposanter  Höhe  an  ;  Betriebe  mit  mehr 
als  100  Dienstboten  sind  hier  wiederholt  nachgewiesen.  Dazu  kommt 
eine  häufige  Anwendung  des  Deputatgesindes,  in  dem  hauptsächlich 
die  besseren  Elemente  dieser  Klasse  vertreten  sind.  Auch  die  land- 
wirtschaftlichen Taglöhner  haben  durch  die  häufig  und  in  mannigfachen 
Formen  angewendeten  festen  Arbeitskontrakte  eine  verhältnismässig 
günstige  und  jedenfalls  sichere  Position ;  daneben  bleibt  allerdings  auch 
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noch  eine  zahlreiche  Schicht  landwirtschaftlicher  Taglöhner  übrig,  welche 
bei  niederen  Lohnen  über  eine  ganz  unsichere  und  dürftige  Lebenshaltung 
nicht  hinauskommen.  Auch  eine  nicht  unbedeutende  Wanderbewegung 
landwirtschaftlicher  Arbeiter  ist  hier  zu  konstatieren;  solche  werden 
für  die  ganze  Erntezeit  bei  gewöhnlichen  Taglöhnen  unentgeltlich  be- 
haust und  verpflegt.  Innere  Wanderungen  veranlasst  insbesondere  die 
Rübenernte ;  aber  auch  Wegwanderungen  böhmischer  Arbeiter  in  andere 
Länder  (Niederösterreich,  Salzburg,  Mähren)  sind  nachgewiesen. 

Mährens  Arbeitsverfassung  ist  wohl  in  den  grossen  Zügen  mit 
der  Böhmens  verwandt,  aber  doch  finden  sich  auch  einige  charakte- 
ristische Unterschiede.  Die  Dienstbotenhaltung  ist  im  allgemeinen 
weniger  entwickelt;  auf  den  grösseren  Gütern  wird  sie  immer  mehr 
durch  Deputatgesinde  ersetzt,  welches  im  Jahreslohn  mit  freier  Woh- 
nung und  Naturaldeputaten  gehalten  wird ;  kontraktlich  gebundene  Tag- 
löhner  scheinen  kaum  so  reichliche  Anwendung  zu  finden  als  in  Böhmen. 
Es  ist  daher  für  die  nicht  kontraktlich  gebundenen  Taglöhner  ein 
grösserer  Spielraum,  aber  auch  ein  reichliches  Angebot,  insbesondere 
von  den  Kleinhäuslern,  das  sich  dann  in  niedrigen  Durchschnittslöhnen 
ausprägt.  Trotzdem  findet  auch  örtlich  ein  Zuzug  von  Wanderarbeitern 
aus  Böhmen  und  Ungarn  (Göding)  statt,  ohne  dass  derselbe  die  Ver- 
hältnisse des  einheimischen  Arbeitsmarktes  erheblich  verändert. 

Schlesien  zeigt  im  allgemeinen  mehr  Aehnlichkeit  mit  den  Ver- 
hältnissen von  Böhmen  als  von  Mähren.  Insbesondere  ist  hier  eine 
ziemlich  starke  Dienstbotenhaltung  an  der  Tagesordnung;  mitdere 
Wirtschaften  mit  10 — 20  Dienstboten  sind  nicht  eben  selten  und  auch 
für  den  kleineren  Betrieb  können  fünf  Dienstboten  als  eine  ungefähre 
Mittelzahl  bezeichnet  werden.  Deputatisten  und  kontraktlich  gebundene 
Arbeiter  finden  sich  wohl  auf  allen  grösseren  Gütern  ;  aber  doch  machen 
sich  hier  auch  schon  die  polnischen  Formen  der  Arbeitsverfassung 
einigermassen  geltend  und  steigern  die  Bedeutung  der  reinen  Taglöhner. 
Anderseits  findet  sich  hier  bei  empfindlichem  Mangel  an  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern  (Freiwaldau)  eine  ziemlich  reichliche  Verwendung  von 
Wanderarbeitern  ;  aus  Galizien  und  der  Slovakei  kommen  insbesondere 
Mäher,  welche  vorwiegend  im  Accord  (Königsberg)  oder  im  gewöhn- 
lichen Taglohn  (Troppau)  bezahlt  werden  ;  einheimische  Arbeiter  wan- 
dern dagegen  nach  Niederösterreich  und  nach  Preussen  (aus  Frei- 
waldau). 

In  Galizien  liegt  der  Schwerpunkt  der  landwirtschafdichen 
Arbeit  auf  den  Taglöhnern,  welche  hier  ebenso  ohne  besondere  Kon- 
trakte, wie  in  den  mannigfachsten  Formen  des  Kontraktverhältnisses 
vorkommen.  Die  gewöhnlichen  Taglöhner  sind  ihrer  ganzen  Lebens- 
haltung, nicht  unerheblich  verschieden,  je  nachdem  sie  im  herrschaft- 
lichen oder  rustikalen  Betriebe  verwendet  sind.  In  letzterem  erhalten 
sie  in  West-  und  Ostgalizien  gewöhnlich  volle  Verköstigung,    während 
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im  herrschaftlichen  Betriebe  die  Verabreichung  der  Kost  an  Taglöhner 
nicht  oft  vorkommt,  vorwiegend  nur,  wenn  die  Arbeiter  zur  Ernte  aus 
entfernteren  Gegenden  auf  längere  Zeit  angeworben  sind.  In  West- 
galizien  stehen  auch  die  Geldlöhne  bei  Bauernwirtschaften  gewöhnlich 
um  10 — 20  kr.  höher  als  bei  grösseren  Wirtschaftsbetrieben,  was  haupt- 
sächlich damit  zu  erklären  sein  dürfte,  dass  die  Beschäftigung  der 
Taglöhner  bei  letzteren  eine  gesichertere  ist;  ständige  landwirtschaft- 
liche Arbeiter  unterscheiden  sich  auch  im  Rustikalbetriebe  nicht  von 
denen  des  Herrschaftsbetriebes,  und  in  Ostgalizien  wird  ausdrücklich 
hervorgehoben,  dass  die  Lohnverhältnisse  beider  Kategorien  homogen 
seien.  Die  kontraktlich  gebundenen  Arbeiter  sind  in  Ostgalizien  nur 
selten  mit  Grundstücken,  Wohnung  und  Vieh  vom  Hausherrn  ausge- 
stattet. Dagegen  ist  die  Entlohnung  derselben  mit  Anteilen  an  der 
Fechsung,  zuweilen  sogar  in  einer  dem  Teilbau  verwandten  Form  nicht 
selten,  am  häufigsten  beim  Mais-  und  Kartoffelbau ;  hie  und  da  hat  sich  diese 
Form  der  Gemeinschaft  auch  auf  den  Anbau  und  die  Ernte  anderer 
Feldfrüchte  übertragen.  Eigentliche  Akkordlöhne  sind  dagegen  nicht 
häufig.  In  Ostgalizien  spielt  insbesondere  das  Zugeständnis  der  Weide 
an  landwirtschaftUche  Arbeiter,  welche  zugleich  selbst  kleinen  Grund- 
besitz haben,  eine  grosse  Rolle  und  dient  in  hervorragendem  Masse 
dazu ,  bei  grösseren  Gütern  sich  die  nötigen  Arbeitskräfte  zu  sichern. 
Die  Modalitäten  dieser  Entlohnung  sind  ziemlich  verschieden,  je  nach 
dem  grösseren  oder  kleineren  Angebote  von  Arbeitskräften  und  nach 
der  Ergiebigkeit  der  Weiden.  Es  wird  entweder  ein  Geldbetrag  für 
jedes  Stück  Weidevieh  als  Wert  der  Weidenutzung  bestimmt  und  der 
Arbeiter  ist  verpflichtet,  dafür  in  der  Regel  während  der  Ernte  eine 
nach  dem  üblichen  Taglohne  entfallende  Anzahl  von  Tagen  zu  arbeiten 
oder  es  wird  je  für  ein  zur  Waldweide  ausgelassenes  Stück  Vieh 
der  Schnitt  von  4 — 12  Schock  Garben  verabredet,  oder  es  wird  Weide 
auf  den  Brachfeldern  gestattet  gegen  die  Verpflichtung,  die  Weidefläche 
später  zu  pflügen  und  die  Ernte  auf  derselben  auszuführen  (Brody), 
wobei  für  i  Stück  Vieh  der  Schnitt  von  i  Schock  Garben  bedungen 
wird  (Kuliköw).  Anderwärts  (Rawa  ruska)  wird  für  je  i  Stück  Weide- 
vieh das  Schneiden  und  Binden  der  Sommerfrucht  von  einer  Fläche 
von  3  Jochen  oder  die  Mahd  von  20—25  Schock  Garben  der  Winter- 
frucht oder  das  Pflügen  von  i  —  2  Joch  mit  oder  ohne  Lieferung  der 
Bespannung  verlangt.  In  Prezemyslany,  Bukowsko  und  Tlumacz  wird 
einfach  der  Wert  der  Weide  in  Geld  geschätzt  und  am  Taglohn  abge- 
rechnet;  in  Zloczöw  ist  i — 2  fl.  pro  Joch  angesetzt,  was  der  zuweilen 
auch  unentgeltlich  eingeräumten  Weide  schon  ziemlich  nahe  kommt. 
In  Lubaczöw  dagegen  werden  6  Arbeitstage,  in  Baligröd  für  eine 
Kuh  I  männlicher,  2  weibliche  oder  4  weibliche  Tagwerker  wäh- 
rend der  heissesten  Zeit,  in  Przemysl  5 — 8  fl.,  in  Zbaraz  3 — 5  fl.  für 
1    Stück  Weidevieh    gefordert    und    zugestanden ;    in    Bircza   wird   der 
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Weidegang  einer  Kuh  mit  4  fl.,  eines  Stückes  Jungvieh  mit  3  fl.  ange- 
rechnet und  dafür  15,  beziehungsweise  12  Tagwerker  verlangt.  In 
Tarnopol  verpflichtet  sich  der  Arbeiter  für  i  Stück  Weidevieh  zu  zwölf- 
tägiger Handarbeit  oder  zu  dreitägiger  Spannarbeit.  Doch  scheint  sich 
gegen  diese  Art  der  Entlohnung  eine  gewisse  Abneigung  geltend  zu 
machen,  da  sie  leicht  zu  Streitigkeiten  führt.  (Bobrka).  Die  Dienst- 
botenhaltung ist  in  Ost-Galizien  ganz,  in  West-Galizien  vornehmlich  auf 
grössere  Wirtschaftsbetriebe  beschränkt.  Aber  auch  hier  sind  zum  min- 
desten die  besseren  männlichen  Dienstboten  (Oberknechte,  Scheuer- 
wächter, Feld-  und  Waldhüter)  als  Deputatisten  gehalten,  während  das 
weibliche  Dienstpersonal  ganz  auf  dem  Wirtschaftshofe  verpflegt  wird. 
Die  Gewährung  von  Deputatemolumenten  an  weibliche  Gesindepersonen 
wird  wohl  in  einigen  Berichten  erwähnt,  beschränkt  sich  aber  auf  ver- 
einzelte Fälle.  Wanderarbeiter  sind  aber  insbesondere  in  Ost-Galizien 
ein  wichtiger  Faktor  für  die  Arbeitsversorgung.  Sie  kommen  zum  Teil 
auch  aus  anderen  Teilen  von  West-Galizien  ;  anderseits  geht  aber  auch 
eine  ziemlich  starke  Abwanderung  aus  Ost-Galizien  nach  Ungarn  (aus 
Baligröd)  und  in  die  ostpreussischen  Gebiete  vor  sich.  Hauptsächlich 
handelt  es  sich  dabei  um  Erntearbeiter,  welche  auf  mehrere  Monate 
gedungen  werden,  Taglohn  und  Kost  (Sokal),  zumeist  auch  Wohnung 
und  Vergütung  der  Reisekosten  erhalten  (Lopatyn,  Sniatyn).  Auch  zur 
Aushilfe  in  Brennereien  werden  Knechte  aus  West-Galizien  für  die  ganze 
Campagne  aufgenommen  und  erhalten  Wohnung,  Monatslohn  von  8  bis 
10  fl.  und  Kartoffeldeputat.    Die  Arbeitsverfassung  der 

Bukowina  beruht  gleichfalls  vorwiegend  auf  den  Taglöhnern. 
Da  der  grosse  Besitz  hier  vorherrschend  in  mittlere  Pachtungen  zer- 
schlagen ist,  kommt  daneben  auch  die  Dienstbotenhaltung  einigermassen 
zur  Geltung;  jedoch  scheinen  ihre  Formen  hier  loser  als  anderwärts  zu 
sein,  so  dass  der  Unterschied  zwischen  Gesinde  und  Taglöhnern  nicht 
so  scharf  und  ein  Uebergang  sehr  leicht  ist.  —  —  — 

Die  beiden  Hauptformen,  in  welchen  landwirtsch.  Arbeiter, 
abgesehen  vom  eigentlichen  Gesinde,  durch  längere  Kontrakte  bestimm- 
ten landwirtschaftlichen  Betrieben  eingefügt  werden,  das  Deputat- 
gesinde (Halbgesinde)  und  die  kontraktlich  gebundenen 
Taglöhner,  kommen  auch  in  Oesterreich  ziemlich  häufig  vor.  Nur 
aus  Salzburg  und  Vorarlberg  sind  gar  keine  Nachrichten  darüber  ein- 
gelangt ;  Arbeitskontrakte  dieser  Art  dürften  daher  auch  in  diesen  Län- 
dern wohl  zu  den  Seltenheiten  gehören.  Die  typische  Vertragsform  des 
Deputatgesindes  ist  die  Uebernahme  voller  Gesindeverpflichtung,  also 
der  dauernden  und  ausschliesslichen  Verwendung  der  Arbeitskraft  im 
Dienste  eines  fremden  Landwirtschaftsbetriebes  gegen  festen  Jahreslohn 
und  freie  Wohnung  nebst  verschiedenen  Naturalreichnissen  zur  Nahrung, 
Beheizung,  Beleuchtung  u.  a.,  doch  so,  dass  der  Deputatist  nicht  im 
Haushalte  des  Arbeitgebers  steht,    sondern  eine  eigene  Hauswirtschaft 
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eventuell  sogar  auch  eine  eigene  kleine  Landwirtschaft  (zumeist  nur 
Garten-  und  Kartoffelbau)  führt.  Dabei  sind  die  Deputatisten  wohl  zu- 
meist verheiratete  Leute,  wodurch  sie  sich  weiterhin  scharf  von  dem 
eigentlichen  landwirtschaftlichen  Gesinde  unterscheiden.  In  dieser  reinen 
Form  ist  das  Deputatgesinde  insbesondere  in  Böhmen  auf  den  Wirt- 
schaften des  Grossgrundbesitzes  sehr  verbreitet,  wo  es  sogar  die  eigent- 
liche Gesindehaltung  zum  guten  Teile  verdrängt  zu  haben  scheint;  auch 
in  Mähren  und  in  Schlesien  findet  es  sich  nicht  selten  und  im  allge- 
meinen in  ganz  verwandter  Weise.  Aus  den  Alpenländern  sind  die  Bei- 
spiele spärlich  und  die  Fälle  insbesondere  in  Steiermark  und  Krain 
auch  grossenteils  anders  geartet.  Li  Galizien  und  der  Bukowina  scheint 
diese  Form  des  Deputatgesindes  weniger  üblich  zu  sein ;  aus  Westgali- 
zien  liegen  einzelne  Beispiele  vor ;  in  Ostgalizien  sind  nur  bestimmte 
Kategorien  Halbgesinde  im  Grossgrundbesitze  erwähnt.  Neben  dieser 
reinen  Form  des  Deputatgesindes  finden  sich  sodann  verschiedene  Ab- 
arten, welche  bald  dem  eigentlichen  Gesinde,  bald  den  kontraktlich 
gebundenen  Taglöhnern  nahe  stehen.  So  sind  insbesondere  im  Alpen- 
gebiete die  nur  für  die  kurze  Sommerszeit  zum  alpwirtschaftlichen  Be- 
triebe aufgenommenen  Senner,  Alpknechte  und  Mägde  meist  mit  Geld- 
lohn und  freier  Verpflegung  aufgenommen,  ohne  doch  im  vollen  Sinne 
des  Wortes  zum  Gesinde  zu  gehören.  Auch  die  sonst  vorkommenden 
Sommerknechte  u.  dgl.,  ferner  die  zu  Dienstbotenverrichtungem  mit 
fixem  Geldohne  ohne  Naturalverpflegung  angestellten  Knechte  und  Mägde 
lassen  sich  nicht  ohne  weiteres  der  Klasse  des  Gesindes  einreihen,  ohne 
jedoch  zu  den  Deputatisten  oder  kontraktlich  gebundenen  Taglöhnern 
gerechnet  werden  zu  können.  Von  den  in  festen ,  nicht  nur  vorüber- 
gehenden Kontraktsverhältnissen  stehenden  landwirtschaftlichen  Tag- 
löhnern ist  zweifellos  die  Klasse  der  im  Jahreskontrakte  stehenden  Ar- 
beiter die  wichtigste ;  die  dem  ganzem  Verhältnisse  zu  Grunde  liegende 
Idee  einer  Sicherstellung  der  für  den  Landwirtschaftsbetrieb  nötigen, 
nicht  gesindemässig  zu  verrichtenden  Arbeit,  sowie  einer  Sicherstellung 
eines  gewissen  minimalen  Jahreseinkommens  aus  solcher  landwirtschaft- 
licher Taglöhnerarbeit  kommt  in  dem  Kontrakte  der  festangesiedelten 
Jahrestaglöhner  am  bestimmtesten  zum  Ausdrucke.  Der  Arbeiter,  bezw. 
die  Arbeiterfamilie  erhält  hier  vom  Arbeitgeber  Wohnung  mit  Stall  und 
Feidung,  und  eventuell  sonstigen  Naturalbezügen  (Holz,  Streu  etc.)  oder 
Betriebsmitteln  (Vieh  zur  Nutzung,  Bespannung)  unentgeltlich  oder  gegen 
Vergütung  (Miete,  spezielle  Arbeitsleistungen  als  Aequivalente  für  Weide, 
Spannfuhren  des  Arbeitgebers)  und  übernimmt  dafür  die  Verpflichtung, 
die  von  ihnen  verlangten  Handarbeitstage  in  unbestimmter  oder  be- 
stimmter Anzahl  zu  leisten  ;  es  entspricht  dabei  dem  prinzipiell  festge- 
haltenen Taglöhnercharakter  dieser  Arbeiter,  dass  sie  für  jeden  solchen 
geleisteten  Arbeitstag  ihre  besondere  Entlohnung  (in  Zeitlohn  oder 
Accordlohn)    erhalten ,   welche    mit  Rücksicht   auf  die  sonstigen  ihnen 
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gewährten  Emolumente  unter  Umständen  auch  niedriger  als  für  nicht 
gebundene  Arbeiter  bemessen  sein  kann ;  auch  ist  ihre  Verköstigung 
während  der  Arbeit,  obwohl  häufig,  doch  keineswegs  die  Regel,  da  sie 
ja  eben  ihre  eigene  Hauswirtschaft  haben.  Es  liegt  nahe,  dass  diese 
reine  Form  der  Jahreskontrakte  landwirtschaftlicher  Taglöhner  sich  vor- 
nehmlich bei  grösseren  Betrieben  findet,  welche  über  die  nötigen  Klein- 
häuser und  deren  Wirtschaftsgebäude  verfügen,  von  ihren  Feldungen 
einen  Teil  für  diese  Arbeiter  auszuscheiden  und  die  sonstigen  Betriebs- 
mittel und  Vorteile  der  Wirtschaft  diesen  Taglöhnern  zur  Verfügung 
zu  stellen  in  der  Lage  sind.  Aber  auch  nur  bei  grösseren  Betrieben 
findet  sich  der  stetige  Arbeitsbedarf  in  den  verschiedenen  Jahreszeiten, 
welcher  gestattet,  ein  solches  Verhältnis  mit  kontraktlichen  Arbeitern 
wirklich  auszunützen,  also  betriebsökonomisch  zu  rechtfertigen.  Die 
mehr  humanitären  Nebenleistungen,  welche  sich  bei  diesen  Verhält- 
nissen vielfach  finden,  unentgeltliche  Pflege  bei  Erkrankung,  Altersver- 
sorgung etc.  gehören  zu  den  schönsten  Seiten  der  Arbeiterfürsorge  und 
gestalten  dieses  Verhältnis  dann  wohl  auch  wohl  zu  einem  besonders 
günstigen  für  beide  Teile.  Das  feste,  dauernde  Kontraktsverhältnis  dieser 
Art  bringt  es  denn  auch  mit  sich,  dass  die  Arbeitskraft  der  Familien- 
glieder eine  volle  Verwertung  findet,  in  der  eigenen  kleinen  Wirtschaft 
der  Taglöhner  und,  soweit  diese  es  zulässt,  gleichfalls  in  der  Wirtschaft 
des  Arbeitgebers.  Den  von  diesem  mitbeschäftigten  Familiengliedern 
wird  in  diesem  Falle  gewöhnlich  ein  den  örtlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechender, oder  ein  besonders  für  das  ganze  Jahr  vereinbarter  Tag- 
lohn gewährt.  Die  in  den  Berichten  mitgeteilten  Formen  solcher  Ar- 
beitskontrakte weichen  von  diesem  Typus  eines  Jahreskontraktes  land- 
wirtschaftlicher Taglöhner  in  vieler  Hinsicht  ab.  Auf  der  einen  Seite 
prägt  sich  eine  bessere  und  gesichertere  Stellung  der  Arbeiter  darin 
aus,  dass  sie  Wohnung  mit  Stall  und  Feidung  geradezu  gepachtet  haben 
und  nur  eine  ganz  bestimmte  Arbeitsverpflichtung  gegen  festen  Taglohn, 
der  auch  am  Pachtschilling  abgerechnet  werden  kann,  übernehmen. 
Vielfach  sind  diese  Taglöhner  selbst  schon  kleine  Grundbesitzer  (Söld- 
ner, Keuschler),  welche  auf  diesem  Wege  ihren  Eigenbetrieb  etwas  er- 
weitern, den  Rest  ihrer  verfügbaren  Arbeitskraft  aber  dem  Gutsherrn 
zur  Verfügung  stellen.  Ist  schon  die  wirtschaftliche  Lage  der  Jahrestag- 
löhner  mit  der  der  selbständigen  Landwirte  kleinster  Kategorie  vielfach 
verwandt,  so  kann  der  pachtende  kontraktlich  gebundene  Taglöhner, 
wenn  er  selbst  zugleich  Kleinbesitzer  ist,  schon  den  ökonomischen  Ver- 
hältnissen eines  Kleinbauers  nahe  kommen,  der  es  ja  unter  Umständen 
auch  nicht  verschmäht,  seine  oder  seiner  Angehörigen  freie  Zeit  im 
Taglohnverdienste  zu  verwerten.  Auf  der  anderen  Seite  erscheint 
das  Kontraktsverhältnis  der  Taglöhner  im  ganzen  ungünstiger  als  das 
der  festangesiedelten  Arbeiter  gelagert,  wenn  ihnen  ausser  der  Wohnung 
keine  anderen  Vorteile  als  gewisse  Deputate  an  Naturalien  zugesichert, 
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ihre  Arbeitskraft  für  alle  Arten  von  Verrichtungen  zu  Gunsten  des  Herrn 
gebunden  und  die  spezielle  Vergütung  ihrer  Taglohnsarbeit  sehr  niedrig 
bemessen  sind.  Sie  erscheinen  dann  aber  nicht  als  fest  angesiedelte  Ar- 
beitselemente, deren  Erhaltung  die  eigene  Wirtschaftsführung  in  erster 
Linie  ermöglicht,  sondern  nur  als  behauste  Arbeitskräfte  mit  einer  em- 
pfindlichen Unsicherheit  ihrer  Existenz.  Mit  den  auf  kürzere  Zeit  (Be- 
stellung, Ernte,  Drusch  u.  s.  w.)  abgeschlossenen  Arbeitskontrakten  ent- 
fernt sich  die  Lage  der  kontraktlich  gebundenen  Arbeiter  noch  weiter 
von  dem  geschilderten  Typus  des  festangesiedelten  Jahrestaglöhners. 
SolcheKontraktewerden  entweder  direkt  mit  Wanderarbeitern  geschlossen, 
wodurch  sie  sich  dann  den  auch  in  anderen  Betriebszweigen,  insbe- 
sondere des  Bauwesens ,  vorkommenden  accordierten  Partiearbeiten 
nähern,  oder  es  handelt  sich  um  eine  zeitweilige  Organisation  der  im 
übrigen  ungeregelten  landwirtschaftlichen  Taglohnsarbeit  und  trägt  dann 
nur  wenig  dazu  bei,  deren  Lage  dauernd  zu  verbessern.  Wohl  findet 
sich  auch  unter  diesen  Verhältnissen  freie  Behausung,  Verpflegung  oder 
Gewährung  von  Betriebsmitteln  für  eigene  Wirtschaftsführung;  aber  es 
liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  solche  Vorteile  teils  nur  von  einer 
wandernden  Arbeiterbevölkerung  benützt  werden  können,  zum  anderen 
Teil  aber  das  Vorhandensein  auf  Eigenem  angesiedelter  Arbeiterfami- 
lien voraussetzt,  welche  in  den  für  die  Sommertaglohnarbeit  gewährten 
Nutzungen  von  Kartoffelfeld ,  Weiden  etc.  nur  eine  Ergänzung  ihrer 
eigenen  Wirtschaft  erblicken.  Als  besondere  Abart  des  Kontraktsver- 
hältnisses könnte  endlich  auch  die  sowohl  im  Süden  wie  im  Nordosten 
häufige  Anteilsentlohnung  angesehen  werden,  da  sie  in  der  That  auch 
zuweilen  mit  längeren  Arbeitskontrakten  einhergeht.  Sie  ist  aber ,  für 
sich  betrachtet,  doch  nur  eine  bestimmte  Form  der  Accordarbeit,  ohne 
einer  bestimmten  Arbeiterkategorie  zu  eigen  zu  sein ,  weshalb  sie  in 
besonderem  Abschnitte  ihre  nähere  Darstellung  findet.  Das  eigentliche 
Kolonatsverhältnis  dagegen ,  ein  Arbeitskontrakt  von  ganz  besonderer 
Art,  konnte  nur  bei  der  allgemeinen  Darstellung  der  Arbeitsverfassung 
der  einzelnen  Länder  (vrgl.  oben)  berücksichtigt  werden.  Er  ist  unter 
allen  Umständen  mit  so  wesentlichen  Elementen  des  Pachtvertrages 
versetzt,  dass  eine  Darstellung  und  Würdigung  desselben  weit  über  den 
Rahmen  dieser  Untersuchung  hinausreicht. 

Dagegen  sollen  die  hauptsächlichsten  Formen  der  Kontraktverhält- 
nisse landwirtschaftlicher  Arbeiter,  wie  sie  nach  den  vorliegenden  Einzel- 
berichten sich  darstellen,  übersichtlich  vorgeführt  werden. 

In  Niederösterreich  finden  sich  kontraktlich  gebundene  Ar- 
beiter vornehmlich  im  Manhartgebiete  ziemlich  häufig  und  zwar  nicht 
nur  auf  grossen  Besitzungen,  sondern  auch  bei  den  Bauern;  die  Kon- 
traktsbedingungen sind  fast  überall  einfach  und  gleichförmig.  Die  kon- 
traktlich gebundenen  Taglöhner  (Inleute)  erhalten  überall  Wohnung  ent- 
weder  unentgeltlich    oder  doch  zu  sehr  massigem  Zins,    in   der  Regel 
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auch  ein  kleines  Ackerfeld  zur  freien  Benützunc;,  nur  vereinzelt  auch 
Holz  und  andere  Naturalien.  Die  Arbeitsverpflichtung  ist  gewöhnlich 
eine  gemessene,  jeder  Arbeitstag  wird  mit  einem,  gewöhnlich  unter  dem 
normalen  stehenden  Taglohn  mit  Kost  vergütet.  Für  besondere  Arbeits- 
leistungen, welche  daneben  verlangt  werden,  wird  gleichfalls  eine  Gegen- 
leistung des  Arbeiters  entweder  in  Naturalien  oder  in  Spannfuhren  ge- 
währt. Unentgeltliche  Krankenpflege  (Arzt  und  Medikamente)  ist  häufig, 
Verköstigung  altersschwach  gewordener  Taglöhner  (Melk)  nicht  selten. 
Die  Felder  der  Gutstaglöhner  werden  wohl  auch  zuweilen  durch  den 
Gutsherrn  mitbestellt,  anderwärts  wenigstens  die  Zugkraft  dazu  beigestellt. 
In  Oberösterreich  kommen  alle  Formen  kontraktlicher  Ar- 
beiter ziemlich  häufig  vor.  Am  wenigsten  verbreitet  scheint  nach  den 
vorliegenden  Berichten  das  sogenannte  Deputatgesinde ;  vornehmlich 
nur  bei  verheirateten  Knechten  (insbesondere  Schaffern,  Oberknechten 
und  Viehmästern)  wird  diese  Lohnform  angewendet ;  sie  erhalten  dann 
ausser  Wohnung  und  Gartenland  bestimmte  Deputate  an  Korn ,  Kar- 
toffeln, Milch  und  Bettstroh,  und  einen  festen  Geldlohn,  der  sich  nicht 
wesentlich  von  dem  anderer  auf  dem  Hofe  verpflegter  Knechte  der 
gleichen  Art  unterscheidet,  zuweilen  noch  durch  Anteile  von  verkauftem 
Vieh  erhöht  (Prägarten,  Wels).  Sehr  häufig  sind  die  Arbeitskontrakte 
mit  Taglöhnern,  welche  dadurch  dauernd  oder  doch  für  den  Sommer 
der  Wirtschaft  des  Arbeitgebers  gewonnen  werden.  Jahrestaglöhner  (In- 
wohner) erhalten  gewöhnlich  Wohnung,  Nutzung  von  Grundstücken, 
Futterbezug  für  eine  Kuh  oder  einige  Stücke  Kleinvieh,  oder  diese  selbst 
zur  Nutzung ;  zuweilen  haben  sie  für  die  Wohnung  und  die  Grundstücke 
einen  bescheidenen  Zins  zu  zahlen  (Prägarten,  Weyr,  Linz,  Neuhofen). 
Auch  die  auf  kürzere  Zeit  gedungenen  Kontraktarbeiter  erhalten  ge- 
wöhnlich Grund-  und  Viehnutzung,  zuweilen  auch  Wohnung,  unterschei- 
den sich  überhaupt  nicht  wesentlich  von  den  Jahrestaglöhnern.  Die 
Entlohnung  erfolgt  immer  im  Taglohne,  welcher  dann  gewöhnlich  den 
ortsüblichen  Lohnsätzen,  wie  sie  ausser  der  Erntezeit  gezahlt  werden, 
gleich  steht  (Lambach,  Peuerbach,  Rohrbach,  Weyr),  zuweilen  aber  auch 
den  üblichen  Erntelöhnen  gleich  gehalten  wird  (Grünburg,  Lambach, 
Neuhofen).  Dabei  werden  die  Taglöhner  während  der  Arbeit  bald  ver- 
pflegt (Peuerbach,  Rohrbach,  Schärding),  bald  nicht  (Grünburg);  oft 
kommen  beide  Modalitäten  im  gleichen  Bezirke  nebeneinander  vor 
(Neuhofen,  Unter-Weissenbach,  Weyr).  Wo  die  Taglöhne  dieser  kon- 
traktlichen Arbeiter  niedriger  bemessen  werden,  als  die  üblichen  Tag- 
löhne für  freie  Arbeiter,  handelt  es  sich  gewöhnlich  um  Erntearbeiten, 
bei  welchen  die  Kontraktsarbeiter  mit  ihren  ganzen  Familien  (auch  mit 
den  Kindern)  volle  Verpflegung  erhalten  (Linz,  Freistadt).  Die  Arbeits- 
verpflichtung dieser  Taglöhner  ist  nur  ausnahmweise  zu  jeder  Zeit  in 
Anspruch  zu  nehmen  ;  in  der  Regel  ist  sie  beschränkt,  vom  Frühjahr 
bis  Herbst  (Lambach)  oder  nur  während  der  Erntezeit,  vereinzelt  sogar 
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nur  bei  dringenden  Erntearbeiten  (Rohrbach) ;  doch  bezieht  sie  sich 
dann  nicht  auf  den  Kontrahenten  allein,  sondern  es  werden  gewöhnlich 
alle  verfügbaren  Arbeitskräfte  einer  solchen  Taglöhnerfamilie  zur  Ar- 
beit gestellt.  Diese  Form  der  Arbeitskontrakte  ist  in  Oberösterreich 
ziemlich  gleichmässig  bei  grossen  und  mittleren  Betrieben  in  Anwen- 
dung ;  auch  kleinere  Bauern,  welche  über  entsprechende  Wohnung  ver- 
fügen, wenden  dieselbe  an;  aus  einigen  Gegenden  (Kirchdorf,  Has- 
lach)  wird  allerdings  berichtet ,  dass  sie  nicht  mehr  üblich  seien. 
Nicht  hieher  zu  zählen  sind  jene  nicht  selten  vorkommenden  speziellen 
Arbeitskontrakte,  die  für  Erntearbeiten  in  Accord  mit  einzelnen  Tag- 
löhnern  geschlossen  werden,  wobei  ausser  den  Accordlöhnen  und  even- 
tueller Verpflegung  keine  weiteren  Emolumente  gewährt  werden.  In 
solchen  Verhältnissen  finden  sich  insbesonders  auch  zugewanderte  Ar- 
beitskräfte (Italiener  in  Freistadt,  Ottensheim,  Grünburg). 

In  Steiermark  sind  zum  Teile  sehr  eigentümliche  besondere 
Arbeitskontrakte  ausgebildet.  Deputatgesinde  findet  sich  im  reinen 
Landwirtschaftsbetriebe  nicht  selten  in  der  Weise,  dass  der  Meier  (Schaiifer) 
neben  dem  Jahreslohne  freie  Wohnung,  Beheizung  und  Beleuchtung, 
Wäsche  und  Bedienung  erhält  (Voitsberg),  oder  ein  Deputatfeld  nebst 
bestimmten  Lieferungen  an  Weizen,  Korn,  Milch  und  Most  (Pöllau)  ; 
unter  gleichen  Bedingungen  wird  der  Oberschweizer  gedungen ;  der 
Knecht,  Fütterer  und  die  Viehmagd  erhalten  ähnhche,  nur  in  allen  Po- 
sitionen niedrigere  Deputate  (Pöllau).  Ein  verheirateter  Meier  wird  wohl 
auch  mit  seinem  Weibe  zusammen  in  Arbeitsverpflichtung  als  Depu- 
tatisten  genommen  (Fürstenfeld).  Daneben  erscheinen  manche  Spezial- 
zweige  der  Landwirtschaft  mit  Deputatgesinde  versorgt:  so  kommen 
vor  :  Jäger  mit  Monatsgehalt,  Wohnung  und  Beheizung  und  einem  Depu- 
tatfelde (Leibnitz),  Müller  und  Mühlengehilfe  (Kirchbach),  Waldaufseher 
(Luttenberg).  Ganz  besonders  aber  finden  sich  Deputatisten  im  Dienste 
des  Weinbaues  verwendet.  Dem  Oberwinzer  und  dem  Winzer  wird  neben 
dem  Geldlohn  eine  Viehnutzung  und  ein  gewisses  Ackerfeld  überlassen 
(Pettau),  anderwärts  dazu  auch  Holz  und  Wein,  sowie  eine  besondere 
Vergütung  für  jeden  Arbeitstag  (Leibnitz) ,  womit  ein  eigentümhcher 
Uebergang  vom  Deputatverhältnisse  zum  einfachen  kontraktlichen  Tag- 
lohn hergestellt  wird.  Eigentümlich  sind  auch  die  Arbeitskontrakte  mit 
ganzen  Kolonien  von  Winzerfamilien,  welche  in  Untersteier  sich  immer 
mehr  auszubreiten  scheinen.  Dieselben  erhalten  Freiwohnung  mit  Wirt- 
schaftsgebäuden, etwas  Feld  und  Wiese,  dazu  bald  Getreideputat  und 
Holz,  bald  Futter  und  Streumaterial,  bald  die  Nutzung  von  Vieh  ein- 
geräumt ;  auch  Gelddeputate  und  vereinzelt  selbst  Anteil  am  reinen  (?) 
Ertrage  kommt  vor  (Luttenberg);  in  diesem  Falle  handelt  es  sich  schon 
um  einen  dem  Kolonat  verwandten  Vertrag.  Die  Entlohnung  der  that- 
sächlich  dem  Herrn  geleisteten  Arbeit  erfolgt  dabei  nach  besonders 
vereinbarten  Taglohnsätzen,   welche  für  jedes  erwachsene  Familienmit- 
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glied  gewöhnlich  gleich  und  im  allgemeinen  niedriger  als  der  ortsüb- 
liche Lohn  freier  Arbeiter  bemessen  sind.  Auch  ausserhalb  des  Wein- 
baues kommen  übrigens  Jahres-  und  Sommertaglöhner  in  kontraktlichen 
Verhältnissen  besonders  in  Unter-  und  Mittelsteier  vor,  während  in  Über- 
steier  die  Dienstbotenwirtschaft  viel  ausgelnldeter  ist  und  damit  die 
besonderen  Kontraktsverhältnisse    mit  Arbeitern  entbehrlich  macht. 

Nicht  gering  ist  in  K  r  a  i  n  die  Bedeutung,  welche  den  kontraktlich 
gebundenen  landwirtschaftlichen  Arbeitern,  insbesondere  beim  grossen 
Grundbesitze  zukommt.  Die  häufigste  Form  ist  die  Ueberlassung  von 
Wohnung  und  Grundstücken  zur  Nutzung  neben  einem  kleinen  Geld- 
lohne und  zuweilen  auch  Verköstigung  während  der  Arbeit  gegen  die 
Verpflichtung,  auf  Verlangen  jederzeit  oder  für  bestimmte  Zeit  (z.  B. 
60  Arbeitstage  in  Tuchein,  Gerichtsbezirk  Stein,  100 — 150  Arbeitstage 
in  Jelicni  Vrh,  Gerichtsbezirk  Idria)  zur  Arbeit  zu  erscheinen.  Die  Grund- 
stücke werden  dabei  an  manchen  Orten  nach  ihrem  Benützungswerte 
veranschlagt  (Gerichtsbezirk  Kronau)  oder  es  wird  arn  Schlüsse  der 
Arbeitsperiode  gegenseitig  abgerechnet ,  für  die  Wohnung  wohl  auch 
ein  bescheidener  Zins  in  Anrechnung  gebracht.  Zuweilen  ist  die  Grösse 
der  Deputatgrundstücke  so  bemessen,  dass  die  Familie  sich  davon  er- 
nähren kann  (z.  B.  Oberlaibach)  oder  dass  etwas  Vieh  gehalten  werden 
kann  (Gerichtsbezirk  Idria)  ;  auch  Brennholz,  Heu  und  Streu  wird  bis- 
weilen dazu  abgegeben,  vereinzelt  sogar  ein  Stück  Vieh  zur  Nutzung 
überlassen  (Gerichtsbezirk  Idria).  Die  Geldlöhne  sind  im  allgemeinen 
bedeutend  niedriger  als  bei  kontraktlich  nicht  gebundenen  Arbeitern 
(die  Hälfte  und  noch  weniger) ;  in  einzelnen  Gegenden  allerdings  auch 
gleich  hoch  mit  diesen ,  insbesondere  jedoch  ,  wenn  für  die  Wohnung 
ein  Zins  berechnet  wird  (z.  B.  Gerichtsbezirk  Egg,  Ratschach,  Gottschee). 
Der  Geldlohn  ist  dabei  überwiegend  Taglohn,  doch  kommen  auch 
Wochen  - ,  Monats  -  und  selbst  Jahreslöhne  vor  (z.  B.  Gerichtsbezirke 
Senosetsch  und  Feistritz).  Diese  Arbeitskontrakte  schaffen  also  das 
anderwärts  sogenannte  Deputatgesinde.  Die  zweite  Form  des  Arbeits- 
kontraktes, bei  welcher  ausser  der  Kost  während  der  Arbeit  keine  oder 
nur  sehr  geringfügige  Naturalbezüge  gewährt  werden  (z.  B.  etwas  Weizen, 
Buchweizen,  Kartoffeln  und  Rüben  in  Bressnitz,  Gerichtsbezirk  Rad- 
mannsdorf) verpflichtet  die  Arbeiter  bald  zu  jeder  Art  von  Arbeit,  bald 
nur  zu  gemessenen  und  bestimmten  Leistungen  (60 — 100  Tage  Bress- 
nitz, vom  I.  März  bis  i.  November  Lipe,  Gerichtsbezirk  Laibach  Um- 
gebung; Heumahd,  Getreideernte,  Weingartenarbeiten  Gross-Dolnia,  Ge- 
richtsbezirk Landstrass) ;  die  Löhne  sind  hier  durchaus  wesentlich  höher 
als  bei  dem  eben  geschilderten  Deputatgesinde.  Eine  dritte  Art  des 
Arbeitskontraktes  endlich  ist  die  Anteilslohnung,  welche  in  den  Ge- 
richtsbezirken Ratschach,  Landstrass  und  Feistritz  in  der  Weise  vor- 
kommt, dass  gegen  Uebernahme  der  Feldarbeit  Vs  bis  V2  der  Fechsung, 
bei  der  Heumahd  V4  bis  ^'2  trocknen  Heus,    beim  Drusch  Vio  des  Er- 
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drusches  gewährt  wird.  Diese  Form  der  Entlohnung  kann  aber  hier 
nicht  als  einfaches  Accordverhältnis  angesehen  werden ,  da  es  sich 
regelmassig  um  lange  Kontrakte  handelt ;  vielmehr  wird  sie  als  ein  An- 
klang an  den  in  den  südlichen  Provinzen  üblichen  Teilbau  zu  beur- 
teilen sein ,  der  ja  neben  der  reinen  mezzadria  auch  spezielle  Anteils- 
lohnungen  für  einzelne  Kulturen  oder  geschlossene  Arbeitsverrichtungen 
kennt. 

Im  K  ü  s  t  e  n  1  a  n  d  e  finden  sich,  wenn  auch  nicht  häufig,  gewisse 
Arten  von  Deputatgesinde :  Knechte  mit  hohem  Fixlohn  und  ausserdem 
Wohnung  und  Beheizung,  sowie  Maisdeputat  inGörz;  Aufseher  über  die 
Kolonen,  teils  mit  Anteil  am  Ertrage,  teils  mit  fixem  Geldlohn,  Wohnung 
und  Naturaldeputat  in  Istrien.  Teilweise  können  hieb  er  auch  solche 
Kontrakte  gezogen  werden,  welche  im  Anschlüsse  an  den  Kolonatvertrag 
für  bestimmte  Kulturen  geschlossen  werden. 

Aus  Tirol  ist  zwar  über  Dienstboten,  die  nur  für  einen  Teil  des 
Jahres  aufgenommen  werden,  sowie  über  kontraktlich  gebundene,  nicht 
zum  Gesinde  gehörige  Arbeiter  berichtet.  Es  handelt  sich  dabei  aber 
zumeist  nur  um  das  Personal  der  Alpwirtschaft,  bei  welcher  nach 
Wochen  oder  Monaten  bestimmter  fixer  Geldlohn,  Unterkunft  und  volle 
Verpflegung,  zuweilen  auch  ein  Kleidungsbeitrag  gegeben  wird,  eigent- 
liche Deputate  an  Grundstücken,  Viehnutzung  oder  Viktualien  aber 
fehlen.  Nur  im  Zillerthal  erhalten  die  Senner  ausser  Lohn  und  Ver- 
pflegung auch  Weideanteile  für  Ziegen.  In  der  Meraner  Gegend  werden 
Obstarbeiter  in  solcher  Weise  für  bestimmte  Monate  angestellt ;  im 
Lechthale  kommen  nur  weibliche  Dienstboten  dieser  Art  vor ;  im  un- 
teren Teile  des  Etschlandes  (Bezirk  Neumarkt)  und  im  italienischen 
Teile  des  Landes  fehlen  sie  gänzlich. 

Bei  weitem  am  meisten  ausgebildet  ist  der  landwirtschaftliche 
Arbeitskontrakt  in  Böhmen,  wo  er,  wenigstens  beim  Grossgrundbe- 
sitze, die  ländliche  Arbeitsverfassung  geradezu  beherrscht ;  sowohl  beim 
Deputatgesinde,  als  bei  Taglöhnern  findet  er  eine  reichliche  und  überaus 
mannigfache  Anwendung  und  ist,  wenigstens  für  Taglöhner,  teilweise 
aber  auch  für  Halbgesinde,  auch  bei  bäuerlichen  Wirtschaften ,  schon 
ziemlich  weit  eingebürgert.  Der  Deputatist  erhält  gewöhnlich  neben 
einem  fixem  Geldlohn  Wohnung,  Beleuchtung  und  Beheizung,  sowie  ein 
bestimmtes  Deputat  an  Viktualien.  Die  Ueberlassung  eines  Gartens  ist 
nicht  häufig ,  dagegen  die  eines  Kartoffelfeldes ,  wenn  auch  nicht  die 
Regel,  so  doch  ziemlich  verbreitet.  Unentgeltliche  Krankenpflege  ist 
insbesondere  aus  dem  Gebiete  von  Pilsen  und  Budweis  berichtet.  Das 
in  Geld  bewertete  Naturaldeputat  lässt  ersehen,  dass  es  durchwegs  den 
Wert  des  Barlohnes  übertrifft,  ausser  wo  es  sich  bei  sehr  hohem  Geld- 
bezuge  auf  Wohnung  und  geringe  Nebenleistungen  beschränkt.  Aber 
auch  der  Barlohn  des  Deputatgesindes  steht  im  allgemeinen  höher  als 
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der  der  eigentlichen  Dienstboten,  insoferne  es  sich  wenigstens  um  quaU- 

fizierte  Arbeit  handelt;   so  finden  sich  Löhne  für  den  Oberknecht 

im  Bezirke  als  Deputatist  als  Dienstboten 

Smichow 90  75 

Königinhof 1 80  1 20 

Planitz 80  56 

Choteboi 60  50 

dagegen 

f  ü  r  d  e  n  K  n  e  c  h  t  f  ü  r  d  i  e  M  a  g  d 

im  Bezirke                 als  als  als  als 

Deputatist  Dienstbote  Deputatist  Dienstbote 

Weisswasser                     60  70  —  — 

Choteboi-                        —  —  22  35 

Schwarzkosteletz             70  75  —  — 

Politz                              120  HO  100  60 

Senftenberg                     72  65  40  48 

Diese  Lohndififerenzen  bestehen  auch  innerhalb  einer  und  derselben 

Besitzgrösse ;    der   Unterschied    zwischen    den   Deputatistenlöhnen    des 

Grossgrundbesitzes    und    den  Dienstbotenlöhnen    des  Kleinbesitzes    ist 

noch  grösser ;  so  stehen  sich  Barlöhne  in  Gulden  gegenüber 

i  m  G  r  o  s  s  b  e  s  i  t  z  i  m   K  1  e  i  n  b  e  s  i  t  z 

_    .  ,  Pferde-  Ochsen-  ,,      ,  Pferde-      Ochsen-         ,,      , 

,m  Bezirke         j^^^^^t  knecht  ^^^^d  ^^^^^^       unecht  ^^^^'^ 

imDeputat  im  Deputat 

Bischofteinitz  1 44  —  1 20  90  —  70 

Frauenberg  162  144  135  75  65  45 

Die  kontraktlich  gebundenen  Arbeiter  haben  ganz  überwiegend 
einen  kleinen  landwirtschaftlichen  Eigenbetrieb,  sei  es,  dass  sie  selbst 
Grundbesitz  haben  (Jechnitz),  oder  dass  ihnen  ein  solcher  vom  Arbeit- 
geber mit  oder  ohne  Zinsverpflichtung  zur  Nutzung  überlassen  wird. 
Bald  reicht  derselbe  nur  zur  Ziegenhaitung  aus  (ßrandeis ,  Gratzen), 
bald  wird  auch  Rindvieh  gehalten  (Chrudim,  Bischofteinitz,  Mühlhausen, 
Hartmanitz,  Hohenfurt,  Krumau),  wozu  die  häufig  vorkommenden  Gras- 
berechtigungen förderlich  sind  (Bischofteinitz,  Netolitz,  Wodnian,  Mühl- 
hausen, Hohenfurt,  Ronsperg,  Taus).  Zugkraft  und  Saatgut  wird  nicht 
selten  vom  Arbeitgeber  beigestellt  (Brandeis,  Böhmisch-Skalitz,  Staab, 
Humpoletz).  Es  finden  sich  aber  auch  Taglöhner,  welche  neben  Woh- 
nung, Beheizung  und  Beleuchtung  nur  Naturaldeputate  an  ViktuaHen 
erhalten  (Königstadtl).  Die  Arbeitsverpflichtung  erstreckt  sich  zuweilen 
auch  auf  eine  zweite  Arbeitskraft,  welche  der  Taglöhner  stellen  rnuss 
(Königstadtl);  auch  die  Familienmitglieder  von  Deputatisten  stehen  zu- 
weilen in  einem  solchen  kontraktlichen  Taglöhnerverhältnisse (Böhmisch- 
Skalitz,  Hartmanitz).  Regel  ist  dabei  die  Verpflichtung  zu  Taglohnar- 
beiten während  des  ganzen  Jahres ;  doch  kommen  auch  Beschränkung 
auf  bestimmte  Zeit  (Luditz)  und  auf  bestimmte  Gegenleistungen  des  Ar- 
beitgebers (Spannfuhren)  vor  (Jechnitz).  Unentgeltliche  Krankenpflege 
ist  auch  bei  den  Taglöhnern  häufig;  ständigen  Arbeitern  werden  auch 
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die  Krankentage  vergütet  (Frauenberg,  Oberplan)  und  Altersversorgung 
gewahrt  (Postelberg).  Der  Barlohn  steht  im  allgemeinen  hinter  dem  orts- 
üblichen Taglohne  für  nicht  gebundene  Arbeiter  zurück ;  doch  werden 
für  Extraarbeiten  auch  Zulagen  gewährt  (Königstadtl).  Nur  ausnahms- 
weise erhalten  die  Arbeiter  gar  keinen  Barlohn  (Staab,  Krumau). 

In  Mähren  hat  im  allgemeinen  das  kontraktliche  Arbeitsverhält- 
nis bei  weitem  nicht  die  Ausbreitung  wie  in  Böhmen  gefunden.  Depu- 
tatgesinde ist  nur  in  wenig  Fällen  bezeugt  und  es  zeigt  sich  auch  dann 
ein  Unterschied  insoferne,  als  hier  bei  hohen  Barlöhnen  die  Natural- 
deputate  einen  geringeren  Wert  repräsentieren.  Auch  die  kontraktlich 
gebundenen  Taglöhner  sind  nur  in  einigen  Gegenden  ein  wichtiger  Be- 
standteil der  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  In  einer  Anzahl  von  Gerichts- 
bezirken kommt  dieses  Arbeitsverhältnis  überhaupt  nicht  vor  (Liebau, 
Römerstadt,  Schildberg,  Wiesenberg,  Sternberg,  Bystritz,  Neutitschein). 
Auch  die  vorkommenden  Formen  dieser  Arbeitskontrakte  sind  einfacher ; 
gewöhnlich  handelt  es  sich  nur  um  billige  Behausung,  um  sich  die  Ar- 
beitskräfte zu  sichern ;  der  Zins  wird  ebenso  wie  für  überlassene  Grund- 
stücke vom  Taglohnverdienste  abgerechnet,  dieser  aber  meist  niedriger 
als  für  nicht  gebundene  Arbeiter  bestimmt.  Unentgeltliche  Krankenpflege 
ist  nur  in  einem  Falle  für  Wanderarbeiter  berichtet  (Göding). 

Aus  Schlesien  liegen  einige  Beispiele  von  Deputatgesinde  vor, 
welche  zeigen,  dass  wenigstens  in  gewissen  Gegenden  die  reine  Gesinde- 
haltung schon  durch  solche  Arbeitskontrakte  ersetzt  ist.  Die  Natural- 
deputate  stehen  hier  durchgängig  höher  als  die  Bargeldlöhne,  obgleich 
auch  diese  nicht  hinter  den  meisten  Barlöhnen  eigentlicher  Dienstboten 
zurückbleiben.  Die  Modalitäten,  unter  welchen  hier  das  Deputatgesinde 
gehalten  wird,  haben  im  allgemeinen  mehr  Aehnlichkeit  mit  den  ana- 
logen Verhältnissen  von  Böhmen.  Die  .Angaben  über  die  kontraktlich 
gebundenen  Arbeiter  beziehen  sich  zum  Teile  nur  auf  periodische 
(Ernte-)  Arbeiter,  welchen  statt  der  vollen  Naturalverpflegung  gewisse 
Deputate  gereicht  werden,  zum  Teile  allerdings  auf  ständige  Arbeiter, 
welchen  dann  ausser  der  Behausung  ein  Stück  Feld  und  Holzberechti- 
gung eingeräumt  oder  auch  Viktualien  verabreicht  werden.  Es  ist  eine 
in  diesen  Gegenden  seltene  Ausnahme,  wenn  sie  zugleich  Kartoffeln  im 
Anteilsverhältnisse  anbauen  (Skotschau). 

Auch  in  W  e  s  t  g  a  1  i  z  i  e  n  ist  das  Arbeitskontraktsverhältnis  nicht 
besonders  ausgebildet.  Deputatisten  kommen  nur  in  einzelnen  Beispielen 
ohne  besondere  Eigentümlichkeit  vor ;  kontraktlich  gebundene  Taglöhner 
finden  sich  zwar  nicht  selten  für  die  Zeit  der  Ernte  und  es  wird  den- 
selben, wenn  sie  aus  fremden  Gegenden  kommen,  Wohnung  und  Feue- 
rung gewährt,  um  sie  festzuhalten.  Aber  jene  Bindung  der  Arbeitskraft, 
wie  sie  in  den  Nordwestländern,  besonders  in  Böhmen,  häufig  ist,  fin- 
det hier  kein  Beispiel. 

In  Ostgalizien  stehen  der  Scheunenwächter,  Feld-  und  Wald- 
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hüter,  Pferdeknecht  und  Ochsentreiber,  sowie  der  Hirt  auf  grossen 
Gütern  gewöhnUch  im  Deputatverhältnisse :  sehr  selten  dagegen  die 
weiblichen  Arbeitskräfte,  für  welche  auch  hier  der  gewöhnliche  Gesinde- 
vertrag bei  weitem  vorherrscht.  Die  Löhne  sind  dabei  ziemlich  gleich 
hoch  bei  Dienstboten  wie  bei  Deputatisten,  aber  das  Naturaldeputat 
ist  meistens  höher  bewertet  als  die  Gesindeverpflegung  am  Gutshofe. 
Bei  den  kontraktlich  gebundenen  Taglöhnern  haben  insbesondere  die 
beiden  Formen  der  Arbeitsvergütung  durch  Weidezugeständnisse  und 
durch  Ertragsanteile  sehr  eigentümliche,  anderwärts  nicht  vorkommende 
Anwendung  gefunden.  Dass  Arbeiter  auch  planmässig  durch  gewährte 
Darlehen  gebunden  werden,  welche  sie  zur  Begründung  ihres  Haus- 
standes während  des  Sommers  brauchen  und  allmählich  durch  ihre  Ar- 
beitsleistungen abzahlen,  ist  wohl  nur  eine  örtliche  Besonderheit,  da 
bei  reichlicherer  Anwendung  dieses  Systems  doch  das  Bedenkliche  eines 
solchen  Arbeitsverhältnisses  nicht  zu  übersehen  wäre. 


Universiiy-Settlements  in  England.  Von  Joseph  King  in  London.  (Aus 
der  Schweiz.  Zeitschrift  für  Gemeinnützigkeit,  34.  Jahrg.,  2.  Heft  1895.) 
—  Es  wird  ungefähr  zwölf  Jahre  her  sein,  als  ein  junger  Lehrer  der 
Universität  von  Oxford  eine  grosse  Zahl  von  Studenten  zu  seinen  Vor- 
lesungen über  Nationalökonomie  anzog  und  durch  seinen  Unterricht 
mächtig  auf  die  Zuhörer  wirkte;  er  war  davon  überzeugt,  dass  die 
volkswirtschaftliche  Lehre  jedes  Zeitalters  das  Ergebnis  seiner  öko- 
nomischen Lebensbedingungen  ist  und  dass  der  richtige  Weg  zu  so- 
zialen Reformen  darin  liege,  zuerst  das  Volk  und  die  Art  wie  es  lebt 
kennen  zu  lernen.  Dieser  Mann,  Arnold  Toymbee ,  starb  eines  frühen 
Todes,  als  ein  Opfer  seiner  Anstrengungen  und  der  Energie,  mit  welcher 
er  für  seine  Ideen  kämpfte.  Sein  Tod  ist  dadurch  beschleunigt,  wenn 
nicht  verursacht  worden,  dass  die  Ansichten  über  soziale  und  politische 
Reformen,  welche  er  vor  einem  Auditorium  von  Arbeitern  in  London 
in  einer  Reihe  von  Vorträgen  entwickelte,  zum  Teil  mit  Beifall  aufge- 
nommen wurden  und  zum  Teil  auf  heftigen  Widerspruch  stiessen.  Seine 
letzte  Vorlesung  endete  mit  folgenden  Worten,  welche  als  Motto  für 
jede  gemeinnützige  Gesellschaft  dienen  könnten:  »Als  Nation  sollen 
wir  versuchen,  unsere  Vergangenheit  wieder  gut  zu  machen,  und  sollen 
uns  Mühe  geben,  Menschenliebe  in  allen  Zonen  der  Erde  zu  verbreiten«. 

Nach  seinem  Tode  wurde  ihm  ein  Denkmal  errichtet,  welches  der 
Anfang  zu  einer  neuen  sozialen  Bewegung  war,  mit  einer  neuen  Art 
der  Bethätigung  der  Menschenliebe :  das  erste  »University  Settlement«, 
die  sogenannte  »  Toyftbee  Halli.  Die  Ehre,  diese  Anstalt  gegründet  und 
die  neuen  Ideen  praktisch  verwertet  zu  haben  ,  gebührt  hauptsächlich 
dem  Kanonikus  Samuel  A.  Barnett,  einem  sehr  hochherzig  gesinnten 
Geistlichen  der  Staatskirche ;  er  wurde  der  erste  Vorsteher  und  ist 
weiterhin    der    geistige  Leiter    dieses  University  Settlement    geblieben, 

Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.   1897.  III.  ßO 
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Der  volle  offizielle  Titel  desselben  lautet:  »Univeisity  Settlement  in 
East  London«,  sie  ist  jedoch  unter  dem  Namen  Toynbee-Hall  allgemein 
bekannt  und  das  mit  Recht,  denn  das  Interesse  am  sozialen  Leben  des 
Volkes,  aus  welchem  sie  hervorging  und  welches  sie  zu  erhalten  strebt, 
war  das  Ergebnis  von   Toynbees  Bestrebungen. 

Was  ist  der  leitende  Grundgedanke  und  was  der  Zweck  der  Uni- 
versity  Settlements?  Sie  beruhen  auf  der  Idee,  die  Bildung  und 
den  höheren  Genuss  des  Lebens  von  derUniversität 
aus  anOrten  zu  verbreiten,  wo  dieBevölkerung  sehr 
weit  entfernt  von  akademischenEinflüssen  zu  leben 
scheint;  man  will  mitten  in  den  Kampf  der  industriellen  Arbeit  und 
der  sozialen  Gärung  die  rücksichtsvolle  und  verständige  Art,  wie  ge- 
bildete Leute  zu  denken  und  zu  urteilen  pflegen,  hinein  verpflanzen. 
Männer  von  höherer  Bildung,  insbesondere  solche,  die  von  Universitäten 
herkommen,  werden  hier  mit  Arbeitern  und  Leuten  aus  dem  Volke  in 
Berührung  gebracht ;  sie  sollen  geselligen  Verkehr  mit  ihnen  pflegen 
und  mit  ihnen  zusammenwirken  in  nützlichen  Bestrebungen  zur  Förde- 
rung der  allgemeinen  Wohlfahrt.  Dieser  Zweck  ist  erreicht  worden  durch 
den  Bau  eines  bequemen  Hauses  mitten  in  einem  Arbeiterquartier.  Toynbee- 
Hall  liegt  im  Whitechapel ,  eine  Meile  östlich  von  der  City  von  Lon- 
don. Die  Gebäulichkeiten  sind  einfach,  aber  geräumig  und  erstrecken 
sich  über  eine  grosse  Grundfläche,  da  sie,  nach  Art  eines  College  in 
Oxford,  im  Viereck  um  einen  Hof  herum  gebaut  sind;  darin  befinden 
sich  Wohnräume  für  20  bis  30  Hausbewohner,  d.  h.  für  solche  junge 
Männer,  die  entweder  nur  ihre  freie  Zeit  der  Arbeit  in  der  Toynbee- 
Hall  widmen ,  während  sie  in  der  Stadt  ihren  Berufsgeschäften  nach- 
gehen, oder  aber  ihre  ganze  Zeit  der  Sorge  und  der  Arbeit  für  das 
Settlement  widmen.  Die  meisten  dieser  jungen  Männer  sind  Abiturienten 
der  Universitäten  von  Oxford  oder  Cambridge.  Das  Gebäude  enthält 
eine  reichhaltige  Bibliothek,  einen  Lesesaal,  einen  Speisesaal,  einen 
grossen  Saal  für  Vorträge  und  verschiedene  Räume  für  schulmässigen 
Unterricht.  Es  stösst  an  die  Kirche  und  an  die  Schulen  von  St.  Jude 
in  Whitechapel,  in  welchen  bis  in  die  jüngste  Zeit  der  Kanonikus  ßarnett 
der  oberste  Geistliche  war ;  es  hat  also  den  Vorteil,  neben  den  Geist- 
lichen einer  gut  organisierten  Gemeindekirche  zu  wirken.  Aber  die  Haupt- 
bedeutung der  Toynbee-Hall  bestand  von  jeher  in  der  pädagogi- 
schen Arbeit.  Die  Bewohner  von  Toynbee-Hall  und  die  Freunde  der 
Anstalt  haben  in  der  Entwicklung  des  Systems  der  University  Extension 
(Ausbreitung  des  Hochschulunterrichts  auf  weitere  Kreise) 
eine  führende  Rolle  gespielt;  in  Nordengland  haben  die  Vorlesungen, 
welche  sie  für  die  Bergwerk-  und  Fabrikarbeiter  veranstalteten,  guten 
Anklang  gefunden,  lange  bevor  sie  das  wurden,  was  sie  jetzt  in  London 
sind.  Von  bedeutenden  Männern,  die  in  Kunst,  Wissenschaft,  Politik 
oder  Litteratur  einen  Namen  haben,  werden  in  Toynbee-Hall  regelmässig 
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an  den  Samstag- Abenden  Vorträge  gehalten.  Ausserdem  sind  Unterrichts- 
stunden eingerichtet,  in  welchen  bedeutende  Schriftsteller  und  Lehrer 
von  hervorragenden  Gelehrten  behandelt  werden  ;  diese  Stunden  werden 
fleissig  besucht  von  Handelsbeflissenen,  Gewerbetreibenden  und  Arbeitern 
aus  Ost-London.  Aber  ganz  besonders  waren  es  zwei  Einrichtungen 
in  Toynbee-Hall,  die  sich  Beifall  erwarben  und  zugleich  den  Geist  und 
die  Methode,  die  man  befolgt,  bezeichnen :  erstens  der  Klub  der  Rei- 
senden und  zweitens  die  jährliche  Gemälde-Ausstellung.  Diese  beiden 
sollen  etwas  näher  beschrieben  werden. 

I.  Der  Toy7ibeeY^\\x\>  derReisenden  beginnt  seine  Versammlungen 
früh  im  Winter;  die  Mitglieder  bezahlen  in  einer  regelmässigen  Subskrip- 
tion Beiträge  ein,  und  aus  diesen  werden  sodann  die  Kosten  der  Reise, 
welche  der  Klub  im  Frühjahr  oder  im  Sommer  zu  machen  gedenkt,  be- 
stritten ;  den  Winter  über  wird  die  Geschichte ,  die  Kunst  und  alles, 
was  charakteristisch  ist  für  das  Land,  das  bereist  werden  soll,  studiert; 
durch  Vorlesungen  und  Abbildungen  wird  das  Studium  ergänzt.  Beim 
Antritt  der  Reise  wissen  die  Teilnehmer  schon ,  was  sie  zu  sehen  be- 
kommen, und  können  infolge  dessen  die  ein-  bis  zweiwöchentliche  Reise 
ganz  gehörig  ausnützen.  Da  der  Reiseplan  ein  im  voraus  fest  bestimmter 
ist  und  die  Gesellschaft  zusammen  reist,  sind  die  Kosten  überraschend 
gering,  und  mancher  Lehrer,  Geschäftsmann,  Handwerker  ist  durch  den 
Klub  in  den  Stand  gesetzt  worden,  Florenz,  Venedig,  die  Schweiz  und 
Frankreich  zum  mindesten  für  einige  Tage  zu  sehen,  und  zwar  in  ebenso 
genussreicher  wie  fruchtbringender  Weise.  Die  Reisen,  welche  gewöhn- 
lich zu  Ostern,  Pfingsten  oder  im  August  unternommen  werden,  kosten 
selten  mehr  als  10  Pfund  Sterling  für  jeden  Teilnehmer,  oft  bedeu- 
tend weniger.  2.  Die  jährliche  Gemälde-Ausstellung  ist  auch 
ein  charakteristischer  Teil  der  von  Toynbee-Hall  ausgehenden  Wirksam- 
keit. Schon  vor  der  Gründung  des  University  Settlement  wurde  die 
Ausstellung  durch  den  Kanonikus  Barneti  ins  Leben  gerufen ;  aber  sie 
ist  seither  viel  wichtiger  geworden  und  wird  jetzt  von  den  Bewohnern 
von  Toynbee-Hall ^witg^iv^xX.  Jedes  Jahr  werden  die  anstossenden  Schulen 
während  der  Osterferien  geschlossen,  aber  in  der  Charwoche  eröffnet 
man  sie  wieder,  sie  sind  alsdann  während  sieben  bis  zehn  Tagen  in 
eine  Bildergallerie  umgewandelt.  Der  Zutritt  zu  dieser  Ausstellung  ist 
ganz  unentgeltlich  für  jedermann.  Einige  hundert  Bilder  der  besten  eng- 
lischen und  fremden  Künstler,  die  man  aus  den  Privatsammlungen  reicher 
Bürger  oder  aus  den  Ateliers  der  Künstler  leiht,  werden  hier  den  Ar- 
beitern von  Ost-London  und  ihren  Familienangehörigen  zur  Schau  ge- 
stellt. Mitglieder  der  Toynbee-Hall  und  ihre  Freunde  sind  stets  bereit, 
die  Kunstwerke  zu  erklären  und  zu  kommentieren.  Auch  wird  um  ein 
geringes  Geld  ein  Katalog  abgegeben,  welcher  Notizen  über  die  Künstler, 
sowie  Erklärungen  der  historischen,  mythologischen  oder  litterarischen 
Bilder   enthält   und  zu    den  Landschaftsbildern   geographische  Erläute- 
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rungen  oder  poetische  Schilderungen  giebt ;  wenn  immer  möghch, 
werden  Citate  aus  berühmten  Autoren  angeführt.  Die  für  die  Ausstellung 
geliehenen  Bilder  werden  abgeholt  und  zurückgebracht,  auch  für  die 
Dauer  der  Ausstellung  versichert;  das  verursacht  erhebliche  Kosten,  die 
aus  einem  besonders  für  diesen  Zweck  zusammengelegten  Fonds  ge- 
deckt werden.  Aber  damit  erzielt  man  einen  höchst  befriedigenden  Er- 
folg :  Tausenden  von  Bewohnern  des  Ostendes  wird  dadurch  eine  grosse 
Freude  und  ein  bleibender  Genuss  bereitet ,  ein  Ausgang  »zu  den  Bil- 
dern« ist  ihnen  eine  der  liebsten  Vergnügungen  der  Osterfeiertage. 

Toynbee-HaU  wurde  im  Jahre  1884  gegründet.  Dass  das  Unterneh- 
men gelingen  müsse,  stand  von  Anfang  an  ausser  Zweifel,  zum.  Teil 
deshalb ,  weil  begüterte ,  einflussreiche  und  erfahrene  Männer  sich  zu 
demselben  vereinigt  hatten ,  aber  noch  mehr  deshalb ,  weil  die  ange- 
strebten Ziele  so  unbestreitbar  rechtschaffen  und  die  Mittel,  sie  zu  ver- 
wirklichen ,  so  neu  und  so  praktisch  waren.  Andere  Institute  folgten 
nach  mit  ähnlicher  Einrichtung;  das  erste  war  Oxford  House,  in 
Bethnal  Green,  ebenfalls  im  Osten  Londons  gelegen,  ungefähr  eine  eng- 
lische Meile  nordöstlich  vom  Mittelpunkt  der  Stadt.  Oxford  House 
wurde  von  Männern  der  Hochkirche  gegründet  und  wies  von  jeher  mehr 
kirchliche  Tendenz  auf,  als  die  andern  University  Settlements.  Diese 
Anstalt  richtet  ihr  Hauptaugenmerk  auf  das  gesellschaftliche  Leben,  sie 
besitzt  ein  prächtiges  Klubhaus  für  Männer  ;  ihre  Gebäulichkeiten  werden 
oft  zu  geselligen  Vereinigungen  benutzt,  an  denen  dann  und  wann  auch 
das  Tanzen  erlaubt  ist.  Sie  steht  in  naher  Verbindung  mit  den  Bestre- 
bungen, sogenannte  »Tee-to-tums«  zu  errichten,  d.  h.  grosse  Gebäude, 
in  welche  jedermann  unentgeltlich  Zutritt  hat  und  in  denen  das  Klub- 
zimmer, das  Billardlokal ,  das  Volksrestaurant  und  der  Konsumverein 
auf  eine  sehr  eigenartige  Weise  mit  einander  verbunden  sind.  An  der 
Spitze  von  Oxford  House  steht  ein  sehr  tüchtiger  Geistlicher,  Mr.  Ingram; 
man  hatte  ihm  einen  Bischofssitz  in  einer  englischen  Kolonie  ange- 
tragen, aber  er  lehnte  die  Würde  ab,  um  nicht  seiner  bisherigen  Wirk- 
samkeit in  Oxford  House  entsagen  zu  müssen. 

Ein  anderes  University  Settlement,  Mansfield  House  in  Can- 
ning  Town,  ist  erst  vor  fünf  Jahren  gegründet  worden.  Canning  Town 
ist  ein  Teil  des  grossen  Fleckens  West-Ham,  welcher  im  äussersten 
Osten  Londons  liegt,  aber  eine  eigene  lokale  Verwaltung  besitzt.  Mans- 
field House  ist  von  Mitgliedern  und  Freunden  des  Mansfield  College  in 
Oxford  gegründet  worden,  einer  Anstalt,  in  welcher  Studenten  und  Kan- 
didaten der  »Freien  Kirchen«,  d.  h.  der  Nicht-Konformisten  von  Eng- 
land, zu  Predigern  ausgebildet  werden.  Indessen  hat  Mansfield  House 
keineswegs  einen  spezifisch  konfessionellen  Anstrich ;  nur  liegt  es  in 
der  Natur  der  Dinge ,  dass  die  religiöse  Richtung  der  Nicht-Konfor- 
misten, von  denen  die  Anstalt  gegründet  ist  und  geleitet  wird,  in  den 
Gesinnungen  derer,  die  sich  an  dem  Wirken  von  Mansfield  House  be- 
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teiligen  ,  am  stärksten  vertreten  ist.  Verglichen  mit  Toynbee  Hall ,  ist 
Mansfield  House  die  typische  Verwirklichung  einer  Richtung,  welche 
der  bekannte  Jurist  und  Staatsmann  Dr.  Bryce  die  »rein  politische«  ge- 
nannt hat :  damit  sollen  die  sozialen  Bestrebungen  gekennzeichnet  sein, 
die  sich  auf  den  Grundlagen  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  be- 
wegen. Die  Insassen  von  Mansfield  House  und  ihre  Mitarbeiter  sind 
in  die  Ortsbehörden  und  Vertretungskörper  des  Bezirks  eingetreten  ;  der 
Vorsteher  ist  Mitglied  des  Stadtrates,  zwei  Mitglieder  sind  in  der  Schul- 
pflege, eines  gehört  der  Armenpflege  an.  Infolge  dessen  steht  die  Be- 
thätigung  dieses  University  Settlement  in  beständiger  Fühlung  mit  der 
Verwaltung  der  lokalen  Angelegenheiten.  Es  ist  die  sozialeFrage 
in  ihrer  weitesten  Bedeutung,  die  Frage  nach  den  Lebensverhältnissen 
des  Volkes,  welche  Mansfield  House  in  Angriff  nimmt,  und  das  immer 
mit  der  Absicht,  alle  erreichbaren  Mittel  zu  benutzen ,  um  das  Leben 
ernster  ,  weniger  ungleich ,  reicher  an  Interessen  und  weniger  eintönig 
zu  machen.  Der  Zweck  des  Ganzen  geht  am  deutlichsten  hervor  aus 
der  Aufzählung  der  verschiedenen  Unternehmungen,  die  hier  betrieben 
werden  und  von  denen  hier  folgende  einer  kurzen  Betrachtung  unter- 
zogen seien:  i.  der  Männer  Klub,  2.  der  angenehme  Sonntag-Nach- 
mittag, 3.  des  armen  Mannes  Advokat,  4.  die  Bruderschaft,  5.  das  Logier- 
haus »Wave«,  6.  der  Knaben  Klub  »Walmer  Castle«.  —  i.  Der  Männer 
Klub  nimmt  die  Haupträume  in  dem  grossen  Gebäude  des  Mansfield- 
House  ein ,  er  ist  durch  den  Ankauf  von  zwei  grossen  Verkaufsmaga- 
zinen in  der  Hauptstrasse  von  Canning-Town  entstanden,  welche  in  ein 
Gebäude  verschmolzen  und  durch  den  Anbau  einer  grossen  Halle  für 
Versammlungen  vergrössert  wurden.  Die  Haupträurae  des  Klub  sind 
ein  grosses  Cafe  mit  Billard,  wo  keine  geistigen  Getränke  ausgeschenkt 
werden  (überhaupt  werden  in  keinen  University  Settlements  alkoholische 
Getränke  abgegeben) ,  zwei  gute  Lesesäle ,  zwei  Räume  für  Schach-, 
Damen-,  Kartenspiel  etc.  Die  Zahl  der  Mitglieder  ist  auf  500  beschränkt, 
da  nicht  mehr  Raum  vorhanden  ist.  Die  Mitglieder  haben  unter  sich 
manche  andere  Vereinigungen  gegründet,  wie  Klubs  für  Cricket,  Schwim- 
men, Velo,  Football  und  Billard  und  eine  Debattier-Gesellschaft,  welche 
eingerichtet  ist  wie  das  Parlament;  es  giebt  darin  eine  Regierung  und 
eine  Opposition,  und  sobald  die  Regierung  eine  Niederlage  erleidet, 
muss  sie  abdanken.  Die  Mitglieder  des  Klub  stehen  im  Alter  von  18 
Jahren  aufwärts ;  es  sind  darunter  Bureauangestellte,  Handelsbeflissene, 
Gewerbtreibende,  aber  die  Mehrzahl  besteht  aus  Arbeitern  der  grossen 
Werkstätten  und  Fabriken  des  Distriktes.  Diese  Arbeiter  gehören  den 
Gewerkevereinen  (Trades  unions)  an  ;  Canning  Town  ist  einer  der  grossen 
Sammelpunkte  des  sogenannten  »New  Unionism«,  d.h.  der  wenig  oder 
gar  nicht  geschulten  und  schlechtgelöhnten  Arbeiter,  die  sich  offen  zum 
Sozialismus  bekennen  (die  Anhänger  des  alten  Gewerkevereinswesens 
sind  meist  radikal  in  der  Politik  und  Individualisten  in  ihren  Idealen). 
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Der  Klub  wird  von  einem  aus  den  Kreisen  der  Arbeiter  selbst  gewählten 
Komite  geleitet,  dessen  Vollziehungsbeamter,  der  Sekretär,  selbst  ein 
Bewohner  des  Settlement  ist;  dermalen  bekleidet  ein  akademisch  gebil- 
deter Mann,  der  in  London  als  Advokat  praktiziert,  die  Sekretärstelle. 
Ein  wöchentlicher  oder  monatlicher  Beitrag  wird  von  den  Mitgliedern 
erhoben ;  diese  Beiträge  ,  nebst  den  Einnahmen  für  Erfrischungen  und 
für  die  Benutzung  der  Billards ,  reichen  hin ,  um  die  allgemeinen  und 
besonderen  Ausgaben  für  das  Settlement  zu  bestreiten.  Noch  ist  zu  be- 
merken ,  dass  die  Leute ,  welche  von  der  Universität  herkommen ,  um 
in  dem  Distrikte  unter  dem  Dache  des  Settlement  zu  wohnen,  nicht  nur 
für,  sondern  auch  mit  denen  arbeiten,  unter  welchen  sie  ihren  Wohn- 
sitz nehmen.  Alle  die  verschiedenen  University-Settlement-Unterneh- 
mungen  beruhen  auf  dem  Grundsatze,  dass  die  beste  Art,  einen  Klub 
oder  eine  Anstalt  vorwärts  zu  bringen,  darin  besteht,  mit  denjenigen, 
denen  derselbe  einen  Nutzen  bringen  soll,  zusammen  zu  arbeiten.  Das 
Prinzip  dieses  Klub,  sowie  der  University  Settlements  überhaupt,  be- 
steht darin :  unter  dem  Volke  zu  leben  und  ihm  dazu  zu  verhelfen,  dass 
es  sich  selbst  helfen  kann,  2.  Der  angenehme  Sonntag  nach- 
mittag, welcher  unter  dem  Namen  P.  S.  A.  (pleasant  Sunday  afternoon) 
allgemein  bekannt  ist,  vereinigt  religiöse  mit  sozialen  und  politischen 
Elementen.  Es  ist  eine  Versammlung  für  Männer,  die  in  einer  Kapelle 
abgehalten  wird.  Lieder  von  volkstümlichem  (nicht  von  kirchlichem) 
Charakter  werden  gesungen,  es  wird  aus  der  Bibel  oder  irgend  einem 
klassischen  Autor  etwas  vorgelesen,  ein  Gebet  gehalten,  ein  Solo  gesungen 
oder  Instrumentalmusik  gemacht.  Dann  folgt  eine  kurze  Ansprache, 
20—30  Minuten  dauernd,  über  irgend  einen  Gegenstand,  der  vorher 
angezeigt  wird.  Der  Gegenstand  derselben  wird  gewöhnlich  so  behan- 
delt, dass  dadurch  sowohl  ein  soziales  oder  intellektuelles,  wie  auch  ein 
moralisches  und  religiöses  Interesse  geweckt  wird.  Die  regelmässigen 
Besucher  dieser  Versammlungen  werden  als  Mitglieder  eingeschrieben 
und  bekommen  eine  Karte,  auf  welcher  ihre  Besuche  verzeichnet  sind ; 
sie  zahlen  jeden  Sonntag  einen  Benny  und  bekommen  am  Schlüsse  des 
Jahres  ein  Buch,  wenn  sie  mehr  als  eine  bestimmte  Summe  einbezahlt 
haben.  Diese  etwas  kindliche  Einrichtung  hat  sich  als  praktisch  sehr 
wirksam  erwiesen ,  indem  sie  ein  Interesse  hinzufügte  und  zur  Regel- 
mässigkeit anspornte.  Solche  Sonntagsversammlungen  bestehen  übrigens 
keineswegs  nur  in  Mansfield-House  und  gehen  auch  nicht  einzig  von 
den  University  Settlements  aus ;  mannigfach  sind  sie  auch  von  mehr 
fortschrittlich  und  demokratisch  gesinnten  Nichtkonformisten-Kirchen  in 
England  gegründet  oder  stehen  mit  solchen  in  Verbindung.  Hier  wie 
anderwärts  hat  man  gefunden,  dass  der  Arbeiter,  obwohl  er  in  der  Regel 
überhaupt  nicht  in  die  Kirche  zu  gehen  pflegt,  trotzdem  dieser  Art  von 
Gottesdienst  oder  Zusammenkünften  nicht  widerstrebt  —  sie  ziehen  viele 
Arbeiter  an.    Der  P.  S.  A.  wird  in  Mansfiield  House  im  Winter  von  500 
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und  mehr  Personen  besucht ,  und  obwohl  im  Sommer  der  Besuch  ge- 
ringer ist,  so  wird  die  Veranstaltung  doch  fortgeführt  bei  einer  immer- 
hin ansehnlichen  Zuhörerzahl.  Es  wird  oft  darüber  gestritten,  ob  diese 
Sonntag-Nachmittags-Versammlungen  ausschliesslich  gesellige  Zusammen- 
künfte seien,  oder  im  Begriffe  stehen,  sich  zu  eigentlichem  Gottesdienste 
zu  erheben  ;  wenn  Religion  darin  besteht,  dass  wir  mit  den  letzten  That- 
sachen  der  Natur,  mit  den  allgemeinsten  moralischen  Wahrheiten  ver- 
traut gemacht  und  zum  Mitgefühl  mit  unseren  Mitmenschen  getrieben 
werden,  und  wenn  Gottesdienst  darin  besteht,  dass  der  Einzelne  oder 
eine  Versammlung  von  Menschen  sich  in  Demut  diesen  Thatsachen  und 
diesen  Gesinnungen  unterordnet,  dann  sind  diese  P.  S.  A.  wirkliche, 
wenn  schon  ungewohnte,  gottesdienstliche  Versammlungen.  3.  »Des 
armen  Mannes  Advokat«  besteht  aus  einem  Komite  von  zwei 
Rechtsanwälten  (einem  Barrister  und  einem  Solicitor).  Dieses  Komite 
hält  jeden  Donnerstag  Abend  seine  Sitzungen.  Jede  Person,  welche  eine 
Klage  vorzubringen  hat,  oder  sich  in  rechtlichen  Schwierigkeiten  be- 
findet oder  im  Zweifel  ist,  wie  sie  zu  handeln  hat  in  Verhältnissen, 
welche  juristische  Prüfung  verlangen,  kann  kommen,  ihr  Anliegen  dem 
Komite  vorlegen  und  Rat  einholen ;  in  den  meisten  Fällen  korrespon- 
diert der  Sekretär  mit  den  Angemeldeten  oder  besucht  sie,  um  dem 
Bittsteller  zu  helfen  oder  den  wahren  Sachverhalt  kennen  zu  lernen. 
Da  gewöhnlich  in  einer  Woche  25  bis  30  Fälle  zur  Behandlung  kommen, 
so  überschreitet  die  Zahl  derselben  im  Jahre  1000.  Die  gewöhnlichste 
Art  von  Streitigkeiten  sind  diejenigen  zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern, zwischen  Gutsbesitzern  und  Pächtern  und  zwischen  Mann  und 
Frau;  Fälle,  in  denen  es  sich  um  die  Haftpflicht  eines  Arbeitgebers 
handelt,  verursachen  am  meisten  Mühe,  aber  sie  sind  auch  von  beson- 
derer Wichtigkeit  und  verdienen  es,  einer  sehr  sorgfältigen  Prüfung 
unterzogen  zu  werden.  Der  Ruf  des  »Armen-Mannes-Advokaten«  ist  ein 
so  guter,  dass  es  ihm  sehr  oft  gehngt,  einen  Rechtsstreit  durch  gütlichen 
Vergleich  zu  erledigen ;  viele  nehmen  sein  Urteil  an,  wie  das  eines  Schieds- 
richters, wie  auch  viele  ihm  als  Rechtsanwalt  und  Geschäftskundigen 
ihr  Zutrauen  schenken.  4.  Die  Bruderschaft  hat  den  Zweck,  alle 
möglichen  Einflüsse  geltend  zu  machen,  um  die  Menschen  zu  brüder- 
lichen Gesinnungen  gegeneinander  und  zur  Uebung  der  Pflichten  gegen 
den  Nächsten  zu  bringen.  Wer  in  die  Bruderschaft  eintritt,  verpflichtet 
sich  schriftlich,  im  Geiste  von  Jesus  Christus  zu  leben  und  zu  wirken. 
Die  Bruderschaft  besitzt  verschiedene  Sektionen  mit  besonderem  Ar- 
beitsfeld. Eine  dieser  Sektionen  hat  die  schlimmen  Folgen  des  Alkoho- 
lismus zu  bekämpfen ;  es  werden  Versammlungen  zu  diesem  Zwecke 
gehalten,  Flugschriften  verteilt,  Männer  und  Frauen,  welche  dem  Trunk 
ergeben  sind,  aufgesucht,  Leute,  die  zur  Trunksucht  hinneigen,  gewarnt 
und  im  Widerstände  gegen  das  Laster  unterstützt.  Eine  andere  Sektion 
widmet   sich    der  Pflege    und  Unterstützung   der  Kranken.    Eine   dritte 
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arbeitet  daran ,  dass  die  V^orschriften  der  Gesundheitspflege  verbreitet 
und  befolgt  werden;  oft  besteht  ihre  Thätigkeit  darin,  die  Sanitäts- 
polizei zur  Untersuchung  zu  veranlassen,  ob  ein  Haus  gesund  sei  oder 
überhaupt  die  sanitätspolizeilichen  Verordnungen  befolgt  werden.  Hierin 
sowohl  als  in  den  übrigen  Thätigkeitszweigen,  die  mit  Mansfield  House 
zusammenhängen,  ist  die  Hauptsache  das  Zusammenwirken  von  Männern, 
denen  alle  Vorzüge  der  Bildung  und  gesellschaftlichen  Stellung  zu  eigen 
sind,  mit  einfachen  praktischen  Arbeitern;  darin  liegt  das  Geheimnis 
des  erfolgreichen  Wirkens,  und  ganz  abgesehen  davon,  ist  ein  solches 
Zusammenarbeiten  schon  an  und  für  sich  eine  Freude  und  ein  er- 
wünschtes Ziel.  5.  Das  L  og  i  er  h  au  s  »Wa  V  e«  Hegt  in  der  Nähe  der 
grossen  Docks,  und  man  findet  sowohl  Matrosen  als  Arbeiter  unter  den 
Gästen  dieses  Hotels  für  den  armen  Mann.  Es  ist  Platz  für  116  Schlaf- 
stellen in  dem  Hause  vorhanden ;  die  Betten  stehen  in  grossen  Schlaf- 
sälen. Beim  Eintritt  in  das  Haus  kommt  man  in  einen  weiten  Raum, 
auf  dessen  einer  Seite  sich  ein  Bufifet  für  Erfrischungen  befindet,  wo 
man  sowohl  fertig  zubereitete  als  auch  ungekochte  Nahrungsmittel  haben 
kann ;  die  letzteren  können  sich  die  Leute  selbst  auf  einem  grossen 
Herdfeuer  herrichten.  Auf  einer  Seite  sind  eine  Menge  Schränke  an- 
gebracht, welche  ausgeliehen  werden  und  zu  welchen  jeder  seinen  eigenen 
Schlüssel  bekommt,  den  er  behält,  so  lange  er  das  Haus  bewohnt.  Ueber- 
dies  enthält  das  Haus  einen  Lesesaal  mit  Zeitungen,  Büchern  und  Spielen, 
ebenso  einen  geräumigen  Baderaum.  Ein  warmes  Bad  kostet  nur  einen 
Benny ,  ein  Nachtquartier  vier  Pence ,  eine  Portion  Suppe  wird 
für  einen  Penny  und  andere  Speisen  werden  zu  ebenso  bescheidenen 
Preisen  verkauft.  Eine  starke  flottante  Bevölkerung  strömt  beständig 
durch  Canning  Town :  Matrosen,  Lohnarbeiter,  Leute  ohne  festen  Wohn- 
sitz, Arbeitsuchende,  auch  solche  ,  die  einen  Ort  suchen,  wo  sie  mög- 
lichst billig  leben  können,  Diese  Klasse  von  Leuten  bildet  die  Kund- 
schaft des  Logierhauses  Wave ;  es  bietet  ihnen  eine  reinliche  und  an- 
ständige Unterkunft,  ohne  Gelegenheit  zu  niedriger  Versuchung  und 
schmutziger  Umgebung ,  zu  demselben  Preise ,  den  sie  für  eine  Unter- 
kunft in  einem  schlechten  Hause  zu  bezahlen  hätten.  6.  Der  Knaben- 
klub »Walmer  Castle«  —  so  genannt  von  dem  Hause,  in  dem  er  seinen 
Sitz  hat.  Es  war  ein  Wirtshaus,  wo  Wein  und  Bier  zum  Ausschank  ge- 
langten. Da  das  Haus  unter  den  Bewohnern  der  Gegend  sehr  bekannt 
war,  so  wurde  sein  Name  beibehalten,  als  es  in  ein  Knaben-Klubhaus 
verwandelt  wurde.  Vierhundert  Jünglinge  unter  dem  Alter,  das  zum 
Eintritt  in  den  Männer-Klub  nötig  ist,  sind  hier  Mitglieder  geworden; 
sie  haben  Spiele  im  Hause,  Turnanstalten,  militärischen  Unterricht ;  es 
giebt  Klassen  zum  Erlernen  der  Stenographie,  des  Zeichnens,  der  Metall- 
arbeiten ;  Erfrischungen  werden  verkauft,  kurz  der  Klub  ist  eine  genaue 
Kopie  des  Männerklubs  mit  Zweiggesellschaften  für  Schwimmen,  Cricket 
u.  s.  w.    Der  Hauptorganisator  und  Leiter   desselben  ist  ein  Herr,  der 
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in  Mansfield  House  wohnt  und  jeden  Tag  von  einem  Knde  der  Stadt 
zum  andern  zu  gehen  hat,  da  er  ein  Angestellter  des  Erziehungsdeparte- 
ments ist ;  er  widmet  auf  diese  Weise  sowohl  seine  Arbeit  wie  seine 
Erholungszeit  der  Erziehung  der   englischen  Knaben. 

So  sind  die  University  Settlements  eingerichtet.  Sie  ruhen  auf  we- 
sentlich demokratischer  Grundlage;  sie  streben  danach,  die  Menschen- 
freundlichkeit nicht  von  oben  herab  auszuüben,  sondern  mit  dem  Volke 
für  sein  Wohl  zu  wirken.  Aehnliche  Settlements,  wie  die  beschriebenen, 
existieren  in  Amerika;  New-York  hat  seine  »Neighbourhood  Guild«  und 
Boston  sein  »Andover  House«.  Auch  in  Edinbourgh,  Liverpool  und 
anderen  grossen  Städten  hat  die  Idee  der  Gründung  solcher  Anstalten 
Wurzel  gefasst.  Man  hat  diese  Settlements  oft  mit  den  Klöstern  des 
Mittelalters  verglichen,  und  mit  Berücksichtigung  des  Wechsels  der  Zeiten 
ist  der  Vergleich  nicht  unzutreffend.  Die  Liebe  zum  Menschen  beginnt 
eine  Macht  im  Leben  der  Völker  zu  werden,  wie  es  in  früherer  Zeit  die 
Liebe  zur  Kirche  war.  Mit  ihrer  Macht  emporzuheben  und  mit  ihrem 
Bestreben  zu  helfen,  ohne  doch  Armenpflege  zu  treiben,  geben  die  Uni- 
versity Settlements  mancher  philanthropischen  Gesellschaft  ein  glän- 
zendes Beispiel,  wie  man  dem  Volke  helfen  kann,  sich  selber  zu  helfen. 

Es  bleibt  noch  übrig,  der  University-Settlements  für  Frauen  zu 
gedenken.  Das  Southwark  Women's  Settlement  wirkt  in  derselben  Art, 
wie  die  eben  aufgezählten  Anstalten,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass 
seine  Einwohner  nur  Frauen  sind  und  ihr  Hauptwirken  darauf  ausgeht, 
wenn  auch  nicht  ganz  ausschliesslich,  Frauen  zu  unterstützen.  Jetzt  hat 
man  in  Oxford  wie  in  Cambridge  besondere  Gymnasien  für  Frauen,  und 
können  Frauen  die  nämlichen  Prüfungen  bestehen ,  wie  die  Männer ; 
warum  sollten  sie  nicht  auch  ihre  eigenen  University  Settlements  haben? 
Mansfield  House  ist  das  einzige  Settlement  für  Männer ,  welches  eine 
Schwester-Anstalt  für  Frauen  besitzt;  sie  ist  dicht  dabei  gelegen  und 
steht  in  naher  Verbindung  mit  der  Männer-Anstalt.  Das  ist  eine  Ein- 
richtung, welche  unverkennbare  Vorteile  bietet.  Während  für  den  Vater 
und  die  Knaben  in  Mansfield  House  gesorgt  ist,  finden  die  Mutter  und 
die  Töchter  Arbeit  und  ein  Heim  in  dem  Canning  Town  Women's 
Settlement. 

In  England  und  Amerika  herrscht  in  den  Weltstädten  die  Tendenz 
vor,  grosse  Viertel  der  Stadt  mit  den  Wohnungen  der  Proletarier  an- 
zufüllen und  andere  Stadtteile  für  die  Wohnungen  von  Kapitalisten  zu 
reservieren.  Die  University  Settlements  vereinigen  Reiche  und  Arme, 
die  Gebildeten  und  die  weniger  Gebildeten  zu  gemeinsamem  Leben. 
Sie  bringen  Leute,  die  sich  sonst  nie  gesehen  hätten,  dazu,  gemeinsame 
Sache  zu  machen.  Und  da  seinen  Nächsten  zu  kennen ,  die  nötigste 
Bedingung  ist,  um  ihn  zu  lieben,  so  kann  das  University  Settlement  als 
ein  Mittel  angesehen  werden,  die  Menschenliebe  zu  verbreiten. 


III.  LITTER ATUR 


Rene  Worms,  Organ isme  et  societe  (Girard  et  Briere)  Paris  1896.  —  Der 
H.  Verfasser  verfolgt  die  Analogien  zwischen  den  organischen  und  den  sozialen 
Körpern.  Der  Ideenkreis ,  in  welchem  der  H.  Verfasser  sich  bewegt ,  ist  durchaus 
derjenige,  dessen  Linien  vor  20  Jahren  mein  »Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers« 
gleichzeitig  mit,  aber  unabhängig  und  abweichend  von  Herbert  Speticer,  gezogen  hat. 
Gerade  daher  mag  es  kommen,  dass  der  H.  Verfasser,  welcher  auch  gegen  andere 
Soziologen  —  namentlich  Spencer  —  mehr  das  Trennende  als  das  Einende  persön- 
lich hervorhebt,  meines  »Bau  und  Leben«  nur  flüchtig  gedenkt.  Die  Schrift  ist  an- 
ziehend geschrieben  und  enthält  im  einzelnen  eine  Fülle  feiner  Bemerkungen.  Das 
Bedeutendste  scheinen  mir  die  kurzen  Elementarnachweisungen  darüber  zu  sein, 
dass  die  Gesellschaft  ein  Selbständiges  gegenüber  dem  Individuum  und  doch  ein 
Ganzes  mit  dem  Individuum  ist,  dass  die  Gesellschaft  nicht  bloss  Summe  und  Band 
der  Individuen  sei.  Den  Verächtern  der  Soziologie,  welche  den  sozialen  Körper  bei 
den  individuellen  Geisteswissenschaften  hartnäckig  einpferchen ,  giebt  R.  Worms 
Nüsse  zu  knacken,  die  nicht  als  taub  werden  erwiesen  werden  können.  Gegen  mich 
erhebt  R.  Worms  gelegentlich  den  Vorwurf,  dass  ich  den  sozialen  Körper  nicht  als 
Organismus  gelten  lassen  wolle.  Das  ist  richtig,  obwohl  man  mir  das  Gegenteil  hat 
unterstellen  wollen.  Allein  das  Instruktive  der  Analogie  sozialer  und  organischer 
Erscheinungen  habe  ich  doch  gewiss  nicht  geleugnet.  Ich  habe  nur  hervorgehoben, 
dass  der  soziale  Körper  eine  Erscheinung  sei ,  welche,  obwohl  auf  der  organischen 
Welt  durch  die  Ernährung  und  durch  die  Fortpflanzung  beruhend ,  ein  Neues  und 
Höheres  darstelle,  eine  mit  Ausnahme  der  Sinnlichkeit  der  Fortpflanzung,  nicht  bio- 
logisch, sondern  psychisch  technisch  vermittelte  Gemeinschaft  organischer  Individuen 
und  zwar  der  Individuen  der  Species  /lomo  sapiens  sei.  Nun  gesteht  ja  auch  der 
geistvolle  Verfasser  von  »Organisme  et  societe«  schon  im  Anfang,  namentlich  aber 
am  Schluss  zu,  dass  die  Gesellschaft  doch  mehr  als  Organismus ,  dass  sie  »Hyper- 
organismus«,  supraorganischer  Körper  sei.  Die  Differenz  besteht  zwischen  uns  nur 
darin,  dass  ich  gerade  das  ,  was  an  der  Gesellschaft  völlig  eigenartig  ist,  mehr  als 
am  Organismus  und  der  Tier-  bezw.  Pflanzenseele,  namentlich  das  Volksvermögen 
und  die  sozialpsychologische  Ausstattung  von  Sprache,  Schrift,  Tradition  u.  s.  w.  in 
den  Vordergrund  rücke  und  die  biologischen  Analogien  nur  teils  zur  Veranschau- 
lichung sozialer  Erscheinungen ,  teils  zum  Hinweis  auf  die  innere  Verwandtschaft 
aller  Kreise  der  irdischen  Lebewelt  verwendet  habe.  Das  Hervorheben  dieses  unter- 
scheidenden »Mehr«  ist  es  aber  doch  wohl  hauptsächlich ,  was  die  Selbständigkeit 
der  Soziologie  auch  gegenüber  der  Biologie  und  Individualpsychologie  des  höchsten 
Organismus,  des  Einzelmenschen,  ergiebt  und  zu  der  Anschauung  führt,  welche  Worms 
so  schön  begründet ,    wenn  er  immer  betont ,    dass  es  gleich  einseitig  sei  zu  sagen, 
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der  Einzelmensch  sei  durch  und  für  die  Gesellschaft  oder  diese  durch  und  für  den 
Einzelmenschen  da,  wenn  er  immer  festhält,  dass  beide  durch  und  für  einander,  seien, 

S  c  h  ä  f  f  1  c. 


— e.  Böhm-Bawerk.  Zum  Abschluss  des  Marx'schexx  Systems  (Festgabe  für  Karl 
Ktties).  Die  in  der  Form  vorzüglich  und  in  der  Sache  mit  seltenem  kritischen  Scharfsinn 
völlig  tendenzlos  geschriebene  Monographie  erhebt  nicht  bloss  den  tiefen  Widerspruch, 
in  welchem  der  Abschluss  des  Marx'schcn  Systems  (3.  Bd.)  gegen  die  Grundlegung  (i.  Bd.) 
sich  befindet,  zur  vollen  Evidenz,  sondern  wird  wohl  bei  nicht  wenigen  Lesern  den  Ein- 
druck hinterlassen,  dass  es  Böhm-Bawerk  selbst  gelungen  sei,  auch  die  Kritik  des  Marx'- 
schen  Systems  dem  Abschlüsse  nahe  zu  bringen.  Böhm-Bawerk  setzt  die  Bedeutung  von 
Marx  nicht  herunter ;  er  anerkennt  ihn  als  »Denkgenie«  und  stellt  ihn  als  solchen 
neben  Hegel.  Böhm-Ba^verk  ist  auch  ganz  frei  von  der  Illusion,  mit  der  Kritik  des 
im  3.  Band  abgeschlossenen  i^/^rx'schen  Werks  »den«  Sozialismus  überwTinden  zu 
haben.  >So  gut  es«  ,  sagt  B.-B  wohl  vollkommen  zutreffend  auf  der  letzten  Seite 
seiner  schönen  Monographie,  »einen  Sozialismus  vor  Marx  gegeben  hat,  wird  es  ihn 
auch  nach  Marx  noch  geben.  Für  das,  was  am  Sozialismus  triebkräftig  ist,  werden 
seine  klugen  leitenden  Köpfe  sicherlich  nicht  versäumen,  rechtzeitig  die  Anknüpfung 
an  ein  lebensfähigeres  wissenschaftliches  System  zu  suchen.  Sie  werden  die  morsch 
gewordene  Stütze  auszuwechseln  suchen.  Mit  wie  viel  oder  wie  wenig  Läuterung  der 
gärenden  Ideen,  wird  die  Zukunft  erweisen.  Vielleicht,  hoffentlich,  dass  die  Sache 
doch  nicht  immer  einfach  im  Kreise  herumgetrieben,  sondern  dass  bei  dieser  Gele- 
genheit ein  paar  Irrtümer  für  immer  abgeschüttelt  und  ein  paar  Erkenntnisse  dem 
Schatze  sicheren  und  auch  von  der  Parteileidenschaft  nicht  mehr  angezweifelten 
Wissens  endgiltig  hinzugewonnen  werden!  —  Die  Kritik  des  »Abschlusses  des  Marx'- 
schen  Systems«  drängt  Böhm-Baiuerk  schliesslich  zu  der  Frage :  »Wenn  nach  Marx 
das  Verhältnis  von  Nachfrage  und  Zufuhr  überhaupt  keine  Wirkung  auf  die  Höhe 
des  Dauerpreises  ausüben  kann,  wie  kann  die  »Konkurrenz«  ,  die  mit  eben  diesem 
Verhältnis  identisch  ist,  die  Kraft  sein,  welche  die  Höhe  der  Dauerpreise  verschiebt 
vom  Niveau  der  »Werte«  [verkörperten  Arbeitsmenge]  auf  das  davon  so  weit  ab- 
weichende Niveau  der  Produktionspreise  ?  Ringt  sich  in  dieser  notgedrungenen  und 
theoriewidrigen  Anrufung  der  Konkurrenz  als  des  Deus  ex  machina,  der  die  Dauer- 
preise vom  theoriegemässen  Gravitationszentrum  der  verkörperten  Arbeitsmenge  auf 
ein  anderes  Gravitationszentrum  hinüberdrängt,  nicht  vielmehr  unwillkürlich  das  Ein- 
geständnis durch,  dass  die  »»gesellschaftlichen  Triebkräfte««,  welche  das  thatsäch- 
liche  Leben  regieren ,  irgendwelche  elementare  Bestimmungsgründe  der  Austausch- 
verhältnisse in  sich  schliessen  und  zur  Geltung  bringen,  welche  sich  nicht  auf  Ar- 
beitszeit reduzieren  lassen,  und  dass  somit  die  Analyse  der  ursprünglichen  Theorie, 
welche  nichts  denn  Arbeitszeit  als  das  den  Austauschverhältnissen  zu  Grunde 
liegende  herausdestillierte ,  eine  unvollständige,  den  Thatsachen  nicht  entspre- 
chende war?  Und  ferner:  Marx  hat  uns  selbst  gesagt,  dass  die  Waren  sich  nur 
dann  annähernd  zu  ihren  Werten  vertauschen ,  wenn  eine  lebhafte  Konkurrenz 
besteht ;  er  hat  also  die  Konkurrenz  damals  als  einen  Faktor  angerufen ,  der 
die  Tendenz  hat,  die  Preise  der  Waren  ihren  !» Werten«  zuzudrängen.  Und  jetzt 
lernen  wir  die  Konkurrenz  als  eine  Kraft  kennen,  welche  die  Preise  der  Waren 
im  Gegenteil  von  ihren  »Werten«  ab-  und  den  Produktionspreisen  [Arbeitswert 
plus  Durchschnittsprofitrate]  zudrängt !  Giebt  es  für  diese  Aussprüche ,  die  sich 
noch  dazu  in    einem  und    demselben  Kapitel ,    dem  vermutlich  zu  einer  fatalen  Be- 
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rühmtheit  bestimmten  zehnten  Kapitel  des  dritten  Bandes,  finden,  eine  Versöhnung  ? 
Und  wenn  Marx  vielleicht  gemeint  haben  sollte ,  die  Versöhnung  darin  zu  finden, 
dass  der  eine  Satz  für  Urzustände  ,  der  andere  für  die  entwickelte  moderne  Gesell- 
schaft gilt  —  müssen  wir  ihm  da  nicht  entgegenhalten ,  dass  er  im  ersten  Kapitel 
seines  Werkes  seine  Arbeitswerttheorie  nicht  aus  den  Verhältnissen  einer  Robinsonade, 
sondern  aus  jenen  von  Gesellschaften  abgeleitet  hat,  »in  welchen  kapitalistische  Pro- 
duktionsweise herrscht«  ,  und  deren  »Reichtum  als  eine  ungeheure  Warensammlung 
erscheint«?  Und  beansprucht  er  nicht  auch  in  seinem  ganzen  Werk,  dass  wir  die 
Verhältnisse  unserer  modernen  Gesellschaften  im  Lichte  seiner  Arbeitstheorie  erblicken 
und  beurteilen  sollen  ?  Wenn  wir  aber  fragen,  wo  nach  seinen  eigenen  Aussprüchen 
das  Geltungsgebiet  seines  Wertgesetzes  in  der  modernen  Gesellschaft  zu  suchen  ist, 
so  suchen  wir  ganz  vergeblich.  Denn  entweder  besteht  keine  Konkurrenz :  dann  ver- 
tauschen sich  die  Waren  überhaupt  nicht  nach  ihren  Werten,  laut  Marx  III,  156  f.; 
oder  aber,  es  wirkt  die  Konkurrenz :  dann  vertauschen  sie  sich  erst  recht  nicht  nach 
ihren  Werten,  sondern  nach  ihren  Produktionspreisen,  laut  Marx  III,  176 !  So  häuft 
sich  im  ominösen  zehnten  Kapitel  Widerspruch  auf  Widerspruch.  Ich  glaube,  jeder, 
der  dieses  Kapitel  mit  Unbefangenheit  liest ,  wird  die  Empfindung  haben ,  dass  es 
sozusagen  aus  der  Art  geschlagen  ist.  Statt  der  strengen,  prägnanten ,  vorsichtigen 
Ausdrucksweise,  statt  der  eisenfesten  Logik ,  an  die  wir  aus  den  Glanzpartien  des 
Marx'%chen  Werkes  gewöhnt  sind,  finden  wir  hier  Unsicherheit  und  abspringendes 
Wesen  nicht  bloss  in  der  Argumentation,  sondern  selbst  im  Gebrauche  der  tech- 
nischen Ausdrücke.  Wie  auffallend  ist  z.  B.  die  beständig  wechselnde  Auffassung 
von  Nachfrage  und  Zufuhr,  die  bald  ganz  richtig  als  elastische  Grössen  mit  Intensi- 
tätsunterschieden ,  bald  aber ,  nach  schlechtestem  Vorbild  einer  längst  überholten 
»Vulgärökonomie«,  als  einfache  Quantitäten  in  Betracht  gezogen  werden;  oder  wie 
unbefriedigend  und  wenig  konsequent  ist  die  Darlegung ,  durch  welche  Faktoren 
der  Marktwert  regiert  wird,  wenn  die  verschiedenen  Partien  der  auf  den  Markt  kom- 
menden Warenmenge  unter  ungleichen  Produktionsbedingungen  erzeugt  werden  u.  dgl. ! 
—  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  kann  nicht  darin  allein  gefunden  werden,  dass 
dieses  Kapitel  vom  alternden  Marx  geschrieben  wurde,  denn  es  findet  sich  auch 
noch  in  späteren  Teilen  manche  prachtvoll  geschriebene  Ausführung.  Auch  muss 
jenes  ominöse  Kapitel,  auf  dessen  Inhalt  ja  schon  im  ersten  Bande  dunkle  Hindeu- 
tungen eingestreut  waren,  schon  frühzeitig  erdacht  gewesen  sein.  Sondern  Marx 
schreibt  hier  verworren  und  schwankend ,  weil  er  nicht  klar  und  scharf  schreiben 
durfte,  ohne  in  offenen  Widerspruch  und  Widerruf  zu  geraten.  Hätte  er  hier,  wo 
er  von  den  wirklichen,  im  thatsächlichen  Leben  zu  beobachtenden  Austauschverhält- 
nissen den  Ausgang  nahm,  mit  demselben  Ernst  und  derselben  Gründlichkeit  in  sie 
hineingeleuchtet,  mit  welcher  er  zwei  Bände  lang  seine  Hypothese  vom  Arbeitswert 
bis  in  ihre  äussersten  logischen  Konsequenzen  verfolgte ;  hätte  er  hier  dem  Schlag- 
worte von  der  »Konkurrenz«  einen  wissenschaftlichen  Inhalt  gegeben  durch  eine 
sorgfältige  wirtschaftspsychologische  Analyse  der  »gesellschaftlichen  Triebkräfte«, 
die  unter  jenem  Sammelnamen  zur  Wirksamkeit  gelangen,  hätte  er  nicht  geruht  und 
gerastet,  solange  irgend  ein  Zwischenglied  nicht  aufgeklärt,  irgend  eine  Konsequenz 
nicht  bis  zu  Ende  verfolgt  war,  oder  irgend  eine  Beziehung  dunkel  oder  widerspruchs- 
voll erschien  —  und  es  erfordert  fast  jedes  Wort  seines  jetzigen  zehnten  Kapitels 
zu  einer  solchen  tieferen  Erforschung  oder  Aufklärung  heraus  —  dann  wäre  er  eben 
Schritt  für  Schritt  zur  Aufstellung  eines  inhaltlich  ganz  anderen  Systems  hingedrängt 
worden,  und  es   wäre  der  offene  Widerbpruch  und  Widerruf  der  Kardinalsätze  seines 
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ursprünglichen  Systems  nicht  zu  vermeiden  gewesen.  Zu  vermeiden  war  er  nur  durch 
Verschleierung,  durch  Verschwommenheit  und  Dunkel  —  das  muss  Marx ^  wenn 
nicht  gewusst,  so  doch  instinktiv  gefühlt  haben,  als  er  die  »tiefere  Analyse  der  ge- 
sellschaftlichen Triebkräfte«  ausdrücklich  ablehnte.  Und  damit,  glaube  ich,  ist  auch 
das  Alpha  und  Omega  aller  yi/ara'schen  Irrungen,  Widersprüche  und  Unklarheiten 
bezeichnet.  Sein  System  hält  keine  solide,  geschlossene  Fühlung  mit  den  Thatsachen. 
Weder  durch  gesunde  Empirie  noch  durch  eine  solide  wirtschaftspsychologische  Analyse 
hat  Marx  aus  den  Thatsachen  die  Fundamente  seines  Systems  gewonnen,  sondern  er 
gründet  es  auf  keinen  festeren  Boden  als  den  einer  steifleinenen  Dialektik.  Das  ist  die 
grosse  Sünde,  die  Marx  seinem  System  in  die  Wiege  legt.  Aus  ihr  entspringt  alles  Weitere 
mit  Notwendigkeit,  Das  System  ist  nach  einer  gewissen  Richtung  geordnet,  die  That- 
sachen laufen  in  einer  anderen  und  dem  System  bald  da ,  bald  dort  in  die  Quere. 
Da  zeugt  die  Ursünde  jedesmal  neue  Sünde.  Der  Anstoss  soll  nicht  offenbar  werden : 
da  hüllt  man  entweder  die  Sache  in  Dunkel  oder  Verschwommenheit,  oder  man  biegt 
und  dreht  mit  ähnlichen  dialektischen  Künsten  wie  zu  Anfang,  oder  freilich,  wo  das 
alles  nicht  hilft ,  man  widerspricht  sich.  Das  ist  das  Zeichen ,  unter  welchem  das 
zehnte  Kapitel  des  dritten  Bandes  von  Marx  steht:  es  bringt  die  lange  hinausge- 
schobene schlimme  Ernte,    die  aus  der  schlimmen  Aussaat  hervorwachsen  musste!« 

— e.  Meyer,  Richard  M. ,  Deutsche  Charaktere.  Berlin  (E.  Hofmann)  1897. 
Eine  Sammlung  prächtiger  Aufsätze,  wovon  die  meisten  einzeln  schon  veröffentlicht 
sind.  Neu  sind  die  Abschnitte :  »Ueber  den  Begriff  der  Individualität«  und  über  die 
»Gerechtigkeit  der  Nachwelt«.  Der  letztere  Aufsatz  zieht  namentlich  auch  die  »Ge- 
rechtigkeit der  Nachwelt«  gegen  die  wissenschaftliche  Leistung  jeder  Gegenwart  in 
schönen,  wahren  und  warm  empfundenen  Worten  heran.  Diesem  Aufsatz  entnehmen 
wir  folgende  Stellen:  »Ich  habe  Gelehrte  darüber  klagen  hören,  jede  Entdeckung 
mache  drei  Stadien  durch :  erst  unbedingte  Ableugnung,  dann  Stillschweigen,  endlich 
die  Beteuerung,  das  habe  man  längst  gewusst !  Ist  man  wirklich  im  dritten  Stadium 
gegen  den  Entdecker  gerechter  als  im  ersten?«  Goethe  sagt:  »Ich  will  nichts  da- 
von hören,  weder  von  dem  Publikum ,  noch  von  der  Nachwelt ,  noch  von  der  Ge- 
rechtigkeit, wie  sie  es  nennen,  die  sie  einst  meinem  Bestreben  widerfahren  lassen.« 
Oder  noch  besser; 

Wenn  ich   nur  nichts  von  Nachwelt  hören  sollte  ; 

Gesetzt,  dass  ich  von  Nachwelt  reden  wollte, 

Wer  machte  denn  der  Mitwelt  Spass? 
So  spricht  freilich  die  lustige  Person;  aber  Goethe's  ganzes  Wirken  spricht 
ebenso.  Wie  oft  hat  er  die  unschätzbaren  Vorzüge  der  »Gegenwart«  betont,  alle 
»Wirkung  in  die  Ferne«  als  seltenen  Glücksfall  dargestellt,  während  der  Mensch 
eigentlich  nur  zur  Wirkung  auf  den  lebendigen  Menschen  berufen  sei.  Und  neben  den 
Dichter  stellen  wir  nur  zwei  Zeugen  allerverschiedenster  Art,  einen  Staatsmann  und 
einen  Künstler,  einen  typischen  Engländer  und  einen  Deutschen,  einen  praktischen 
Realisten  und  einen  nur  zu  unpraktischen  Idealisten.  »Ich  gehöre  nicht  zu  denen, 
die  sich  über  die  Vernachlässigung  der  Zeitgenossen  mit  dem  eingebildeten  Beifall 
einer  teilnehmenden  Nachwelt  trösten«,  sagt  Benjamin  Disraeli,  und  Anselm  Feuer- 
bach: »Ich  wünsche  Verständigung  mit  meinen  Zeitgenossen.  Die  Anweisung  auf 
die  Nachwelt  ist  kein  Ersatz  für  den  lebendigen  Pulsschlag  verwandter  Herzen  und 
für  liebevoll  ermunterndes  Eingehen  und  Aufnehmen,  dessen  der  Künstler  für  sein 
Schaffen  bedarf,    wie  die  Pflanze    das  Licht    der  Sonne  zum  Wachsen«.    Nein,  die 
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Anweisung  auf  die  Nachwelt  ist  kein  Ersatz ;  aber  nur  gar  zu  oft  wird  sie  dafür  ge- 
geben. Wie  viele  sind  durch  diese  Vertröstung  um  ihr  gutes  Recht  gebracht  worden ! 
Alle  Verantwortlichkeit  (oder  doch  so  gut  wie  alle)  für  das  Urteil  der  Nachwelt  fällt 
schliesslich,  wir  suchten  es  zu  erweisen,  auf  die  Mitwelt.  Wir  sind  es,  die  die  Urteile 
schreiben,  welche  die  Späteren  zumeist  nur  unterzeichnen  oder  doch  nur  leise  über- 
arbeiten. Es  thut  Not,  dass  wir  uns  dieser  Verantwortlichkeit  bewusst  werden,  statt 
sie  auf  die  Schultern  der  Ungeborenen  zu  legen.  Es  thut  not,  dass  wir  unseren  Brü- 
dern gewähren,  was  ihnen  zukommt,  statt  uns  um  die  Rechtstitel  Ali's  und  Omar's 
zu  grämen.  Es  geht  kein  grosses  Talent  in  Elend  und  Verkümmerung  unter,  ohne  dass 
ein  Teil  der  Schuld  auf  uns  fiele,  die  wir  gleichgültig  an  seinen  Proben  vorbeigehen ; 
es  wird  kein  Charlatan  als  Prophet  proklamiert,  ohne  dass  wir  mitschuldig  wären,  die 
wir  es  ruhig  mit  ansehen.  Dann  vertrösten  wir  uns  und  andere  auf  die  Nachwelt, 
die  das  Talent  entdecken ,  den  Schwindler  entlarven  werde ;  wir  dulden  es ,  dass 
falsche  Münze  umläuft,  weil  ja  doch  einmal  einer  den  hohlen  Klang  bemerken  wird ! 
Aber  nicht  nur  dadurch  hat  jenes  Dogma  schädlich  gewirkt,  dass  es  das  Auge  der 
Mitwelt  von  seiner  Pflicht  ablenkt.  Noch  schlimmer  schädigt  es  die  selbst,  die  wirken 
wollen.  Statt  die  starken  Wurzeln  ihrer  Kraft  in  der  Gegenwart  aufzusuchen ,  statt 
tapfer  und  klug  für  ihre  Ideale  zu  werben  bei  denen,  vor  denen  sie  selbst  ihre  Sache 
führen  können,  bauen  sie  so  gern  Luftschlösser,  denen  die  Zukunft  das  Fundament 
nachliefern  soll.  Statt  mit  ganzem  Herzen  an  der  Arbeit  ihrer  Volksgenossen  teil- 
zunehmen, leben  so  viele  gemächlich  als  Bürger  derer  ,  die  da  kommen  werden,  in 
einem  zeitlosen  Idealismus ,  einem  Kosmopolitismus  der  Jahrhunderte  dahin.  Wir 
aber  können  keinen  Kämpfer  entbehren,  noch  giebt  es  zu  viel  Drachen  zu  töten! 
Auch  das  kommt  wohl  vor,  dass  besonders  überlegte  Unsterblichkeitsstreber  mit  Be- 
wusstsein  der  Nachwelt  den  Hof  machen  und  sie  nicht  bloss  durch  Prophezeiungen 
und  Komplimente,  sondern  auch  durch  Leistungen ,  die  auf  ihren  vermutlichen  Ge- 
schmack berechnet  sind ,  zu  bestechen  suchen.  Bestechung  hat  ja  auch  sonst  vor 
dem  angeblich  »unbestechlichen  Tribunal«  der  Nachwelt  ihre  Rolle  gespielt;  mancher 
Historiker ,  mancher  Dichter  hat  kunstvoll  oder  derb ,  altmodisch  oder  elegant  in 
seinem  Bot  blinde  Passagiere  in  die  Unsterblichkeit  geschleppt ,  die  ihren  Platz 
keinem  Verdienst  verdankten ,  nur  der  oft  geradezu  erkauften  Gunst  ihres  Toten- 
fährmanns :  eine  Münze  verlangte  ja  selbst  der  Charon  der  Alten  !  Warum  sollte 
man  nicht  eine  Gesamtbestechung  der  Nachwelt  versuchen,  indem  man  auf  ihren  Ge- 
schmack spekuliert,  wie  schlechte  Schreiber  auf  den  des  lebenden  Publikums  ?  Wir 
haben's  erlebt  und  erleben  es  weiter.  Wohl  hat  sich  das  alles  gebessert ,  seit  das 
feste  Vertrauen  auf  die  Gerechtigkeit  der  Nachwelt  ins  Wanken  gekommen  ist.  Man 
traut  sich  doch  nicht  mehr  so  recht,  dem  unbekannten  Herkules  der  Zukunft  die 
Vollendung  aller  Fragmente  zu  überlassen;  man  fühlt  sich  vor  allen  zur  lebendigen 
Wirkung  unter  denen,  die  man  kennt  und  liebt,  berufen.  Aber  noch  lange  nicht 
kräftig  genug  ist  dies  Gefühl,  noch  lange  nicht  mächtig  genug  dies  Gebot.  Was  wäre 
das  für  ein  Vater,  der  seine  Kinder  hungern  Hesse,  um  für  die  Enkel  zu  sparen? 
Solche  Väter  aber  sind  die  alle,  die  sich  der  Mitarbeit  an  den  grossen  Fragen  der 
Zeit  entziehen,  um  dem  zwanzigsten  Jahrhundert  ein  paar  Sorgen  abzunehmen.  »Aus 
dieser  Erde  quillen  meine  Freuden  und  diese  Sonne  scheinet  meinen  Leiden«.  Die 
Nachwelt  brauchen  wir  deshalb  nicht  zu  vergessen ;  was  aber  können  wir  ihr  Besseres 
hinterlassen  als  eine  Gegenwart,  an  der  sie  sich  belehren,  erheben,  erbauen  kann? 
.  .  .  Aus  dem  Hunger  und  Durst  nach  Gerechtigkeit  ist  der  Glaube  an  die  Unsterb- 
lichkeit der  Nachwelt  geboren.    Auch  uns  hungert  und  dürstet  es  danach,  und  nicht 
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länger  wollen  wir  ungerechte  Urleile  ertragen,  weil  sie  ja  nur  vorläufig  seien,  oder 
weil  sie  nun  einmal  unerschütterlich  seien.  Der  eine  Grund  ist  so  schlecht  wie  der 
andere.  Wir  wollen  alles  prüfen  dürfen,  zumeist  aber  die  brennendsten  Ansprüche; 
wir  wollen  allen  Zeiten  verwandt  sein,  zumeist  aber  der  eigenen.  Auch  wir  streben 
nach  der  Gerechtigkeit  der  Nachwelt ,  aber  für  gesichert  halten  wir  sie  nicht ;  und 
um  sie  zu  bessern,  wissen  wir  nichts  anderes  zu  fordern  als  das,  was  über  ihr  so  oft 
vergessen  wurde:  die  Gerechtigkeit  der  Mitwelt!« 


— e.  Schmid,  Frans,  Zur  Reform  der  württembergi sehen  Gemeindesteuern. 
Tübingen  (H.  Laupp)  1S96.  Eine  gut  geschriebene  und  von  selbständigem  Urteil  ge- 
tragene Monographie,  welcher  nicht  bloss  für  ein  württembergisches  Tagesinteresse 
Bedeutung  zukommt.  Die  Schrift  reagiert  gegen  jede  Uebertreibung  des  Prinzips 
der  »Leistung  nach  der  Gegenleistung«.  Das  Hauptergebnis  wird  dahin  ausgesprochen : 
»Das  Prinzip  der  »Leistung  nach  Gegenleistung«  ist  nach  dem,  was  statistische  Er- 
mittlungen und  theoretische  Erwägungen  an  die  Hand  geben,  wenn  auch  grundsätz- 
lich in  erster  Linie  berechtigt,  so  doch  seinem  thatsächlichen  Umfange  nach  im  all- 
gemeinen nur  von  sekundärer  Bedeutung,  und  es  haben  daher  auch  die 
Realsteuern  nicht  das  Rückgrat  der  Gemeindebesteuerung  zu  bilden ,  sondern  eine 
viel  bescheidenere  Rolle  zu  spielen,  zumal  der  Gesichtspunkt  höherer  Belastung  fun- 
dierter Bezüge  und  der  Sicherung  der  Gemeindefinanzen  auf  die  Gestaltung  der  Höhe 
derselben  ohne  Einfluss  sein  möchte  und  die  Rücksicht  auf  die  Staatsbesteuerung 
kaum  eine  Beschränkung  der  Gemeindeeinkommenssteuer  auf  Kosten  der  kommunalen 
Realsteuer  erheischen  dürfte.  Das  Ziel  der  Reform  besteht  demnach  auch  nicht  in 
einer  Beibehaltung  oder  gar  Steigerung  sondern  in  einer  erheblichen  Ermässigung 
der  bisherigen  Höhe  der  kommunalen  Ertragssteuern.«  Dem  wird  weiter  hinzuge- 
fügt: »Einer  Frage  hätte  der  Verfasser  noch  gern  einige  Seiten  gewidmet,  nämlich 
der  Frage  nach  dem  besten  Modus  der  gesetzlichen  Bestimmung  des  Umfangs  der 
kommunalen  Realsteuern.  Doch  mag  es  bei  der  kurzen  Andeutung  sein  Bewenden 
haben,  dass  man  vielleicht  gut  thut,  nicht,  wie  in  Preussen,  von  dem  Verhältnis 
zwischen  staatlichen  Ertrags-  und  Einkommenssteuern  auszugehen,  oder,  wie  im  Ent- 
wurf, an  die  Belastung  der  Steuerkapitalien  anzuknüpfen,  sondern  sich  direkt  an 
die  bezüglichen  Ausgaben  zu  halten.  Freilich  kann  man  entgegenhalten, 
dass  es  kolossale  Schwierigkeiten  bereite,  die  nach  dem  Prinzip  der  »Leistung  nach 
Gegenleistung«  zu  deckenden  Ausgabekategorien  und  -quoten  allgemein  zu  bestimmen. 
Indessen  ist  dieser  Einwand  kaum  stichhaltig.  Regelmässig  kommen  ja  für  die  Deckung 
durch  Realsteuern  nur  die  wirtschaftlichen  und  nur  ausnahmsweise  auch  andere  Aus- 
gaben in  Betracht.  Und  legt  man  diese  wirtschaftlichen  Ausgaben  zu  Grunde, 
so  hat  man  schon  eine  ziemlich  gute  Basis,  wobei  ja  für  besonders  geartete 
Verhältnisse  Abweichungen  zugelassen  werden  könnten.  Die  nähere  Bestimmung 
der  Quote  dieser  Ausgaben  aber,  nach  der  sich  die  Höhe  der  Realsteuern 
zu  bemessen  hat  ,  könnte  man  den  Gemeinden  selber  überlassen.  Denn  sie 
müssen  am  besten  im  stände  sein,  die  konkreten  Verhältnisse  zu  überblicken.  Wenn 
dem  gegenüber  darauf  hingewiesen  werden  sollte,  dass  man  dadurch,  dass  man  den 
Gemeinden  eine  solche  Entscheidung  in  die  Hand  giebt ,  Interessenstreitigkeiten  in 
die  Gemeindevertretungen  hineinträgt,  so  wäre  darauf  zu  erwidern,  dass  für  solche 
auch  z.  B.  bei  dem  in  Preussen  angenommenen  Modus,  bei  dem  ein  Spielraum  von 
100— i5oProz.  gelassen  ist,  Raum  genug  ist,  und  dass  solche  Streitigkeiten,  da  den 
Gemeinden  ein  bestimmter  Spielraum  unter  allen  Umständen  zu  gewähren  sein  möchte, 
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überhaupt  nicht  ganz  zu  vermeiden,  vielmehr  eben  in  Kauf  zu  nehmen  sind.  Jeden- 
falls würde  man  bei  dem  in  Rede  stehenden  Modus  viel  mehr  das  Richtige  treffen, 
als  wenn  man  das  Verhältnis  zwischen  staatlichen  Real-  und  Einkommenssteuern  zu 
Grunde  legt  oder  an  die  Belastungsverhältnisse  der  Steuerkapitalien  anknüpft.  Denn 
mit  letztern  Massstäben  fällt  man  streng  genommen  ins  Blaue ,  während  man  bei 
jenem  Modus  in  zielbewoisster  Weise  vorgeht.  Mit  ihm  beschäftigt  man  sich  denn 
auch  thatsächlich  seinerzeit  in  Preussen,  man  liess  ihn  aber  schliesslich  fallen,  jedoch 
aus  wenig  stichhaltigen  Zweckmässigkeitsgründen.  Dass  man  nichts  Besseres  an  seine 
Stelle  setzte,  dürften  die  in  der  Schrift  Merlo's  enthaltenen  bezüglichen  Darstellungen, 
sowie  namentlich  auch  statistische  Vergleichungen  beweisen.« 


Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte.  In  Verbindung  mit  seinen  Kollegen  heraus- 
gegeben von  Dr.  M.  Neefe,  Direktor  des  statistischen  Amts  der  Stadt  Breslau. 
V.  Jahrgang.  Breslau  1896.  (Wilh.  Gottl.  Korn.)  VIII  u.  360  S.  Preis  11  Mark. 
—  Die  Thatsache ,  dass  das  im  Jahr  1890  erstmals  erschienene  »Statistische  Jahr- 
buch deutscher  Städte<f  inzwischen  seinen  V.  Jahrgang  erlebt  hat  und  mit  wenigen 
Ausnahmen  (im  neuesten  Bande  fehlen  wie  bisher  die  Städte  Elberfeld,  Stettin,  Mül- 
hausen  i.  E  ,  Darmstadt  und  Würzburg,  und  von  den  neu  hinzugekommenen  Münster 
und  M.-Gladbach,  zusammen  7  von  51)  von  sämtlichen  deutschen  Gross-  und  Mittel- 
städten mit  über  50  000  Einwohnern  durch  Mitteilung  der  erforderlichen  Angaben 
unterstützt  wird,  spricht  besser  als  viele  Worte  für  die  Nützlichkeit  und  Brauchbarkeit 
dieses  in  trefflicher  Bearbeitung  und  Ausstattung  vor  uns  liegenden  Werkes. 

Allerdings  haben  es  der  Herausgeber  und  seine  Mitarbeiter  sich  auch  angelegen 
sein  lassen,  das  Buch  von  Jahr  zu  Jahr  immer  reichhaltiger  und  praktischer  auszu- 
gestalten, und  zwar  —  abgesehen  vom  II.  Jahrgang  —  ohne  seinen  Umfang  zu  ver- 
grössern.  Im  vorliegenden  V.  Jahrgang  ist  z.  B.  ein  neuer  Abschnitt  über  Arbeits- 
nachweis und  Notstandsarbeiten  hinzugekommen,  der  hofifentlich  weiter  ausgebaut  und 
regelmässig  jährlich  fortgeführt  werden  wird ,  und  das  Fortbildungsschulwesen,  das 
in  den  beiden  ersten  Jahrgängen  als  Unterabteilung  des  Unterrichtswesens  dargestellt 
worden,  im  III.  und  IV.  Jahrgang  aber  ausgefallen  war,  hat  diesmal  eine  eingehende 
Behandlung  erfahren ,  wobei  neben  der  zwar  kurz  gehaltenen ,  aber  übersichtlichen 
Zusammenstellung  der  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  z.  Zt.  geltenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  die  ausführlichen  Angaben  über  die  Schülerkategorien,  Unter- 
richtsfächer, Unterrichtszeiten  und  die  Unterrichtsdauer  im  ganzen  besonders  dankens- 
wert sind.  Auch  der  Abschnitt  über  den  Kultus  ist  verschiedentlich  erweitert  worden  ; 
von  besonderem  Interesse  ist  die  über  das  Verhältnis  der  politischen  Gemeinden  zu 
den  Kirchengemeinden,  über  die  Deckung  der  pekuniären  Bedürfnisse  der  Kirchen- 
gemeinden und  über  das  Verfahren  bei  Erhebung  der  Kirchensteuern  gegebene  in- 
struktive Zusammenstellung.  Einige  Abschnitte,  die  in  den  früheren  Jahrgängen  einen 
zum  Teil  heterogenen  Inhalt  aufwiesen ,  sind  weiter  in  mehrere  selbständige  Abtei- 
lungen zerlegt  worden  (Gebiet,  Lage  und  Naturverhältnisse  in  2  ,  Strassenreinigung 
und  Besprengung,  Abfuhr  und  Kanalisation,  öffentliche  Park-,  Garten-  und  Schmuck- 
anlagen in  3,  Vieh-  und  Schlachthöfe,  sowie  Preise  in  2,  Verkehr  ebenfalls  in  2  Ab- 
schnitte :  Personenverkehr,  Post-  und  Telegraphenverkehr).  Die  erstmals  im  IV.  Jahr- 
gang aufgenommenen  Abschnitte  über  Gewerbegerichte  und  gewerbliche  Innungen 
sind  fortgeführt  worden,  während  die  Abhandlungen  über  öffentliche  Leihhäuser  und 
Krankenversicherung  leider  keine  Fortsetzungen  erfahren  haben ;  doch  sollen  die  An- 
gaben für  letztere  in  späteren  Jahrgängen  nachgeholt  werden. 
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Wir  würden  auch  die  rcfielmässige  jährliche  Schilderung  des  Standes  der  Immo- 
biliarfcuerversicherung  und  des  Güterverkehrs,  welche  im  III.  bezw.  II.  u.  III.  Bande 
dargestellt  wurden,  für  sehr  nützlich  halten.  Der  letztgenannte  Abschnitt  ist  im 
neuesten  Jahrgang  allerdings  nicht  ganz  unvertreten,  da  die  See-  und  Binnenschiffahrt 
besonders  behandelt  worden  ist;  aber  es  fehlen  die  Angaben  über  den  Eisenbahn- 
güterverkehr, der  für  eine  ganze  Anzahl  der  Berichtsstädte  bezüglich  des  Güterver- 
kehrs überhaupt  nur  in  Frage  kommt,  für  andere  neben  dem  Schiffsverkehr  ganz 
erhebliche  Bedeutung  hat.  Auch  der  im  I.  Jahrgang  enthaltene  Abschnitt  über  Polizei- 
und  Rechtspflege  sollte  u.  E  in  gewissen  Zwischenräumen  wieder  aufgenommen  werden 
bezw.  eine  erweiterte  Darstellung  erfahren,  wenigstens  für  die  inzwischen  neu  zuge- 
gangenen Berichtsstädte.  Neben  der  alljährlich  gegebenen  sehr  übersichtlichen  Schil- 
derung der  Gemeindesteuern  wäre  eine  Zusammenstellung  über  die  von  den  Ein- 
wohnern der  Berichtsstädte  aufzubringenden  Staatssteuern  ebenfalls  sehr  erwünscht.  — 
Wir  verkennen  allerdings  nicht,  dass  der  Erfüllung  mancher  der  vorstehend  ge- 
äusserten Wünsche  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  entgegenstehen,  da  ein  grosser 
Teil  der  betreffenden  Daten  von  Staatsbehörden  und  Privaten  geliefert  werden 
müsste ;  aber  wir  vertrauen,  dass  es  der  bewährten  Rührigkeit  des  Herausgebers  und 
seiner  Mitarbeiter  gelingen  wird,  alle  Hindernisse  zu  besiegen. 

Indem  wir  noch  empfehlen  möchten,  die  wenigen  Tabellen,  welche  im  neuesten 
Bande  weder  in  der  Ueberschrift ,  noch  im  Kopf  oder  in  einer  besonderen  Spalte 
die  Jahreszahlen  tragen,  auf  die  sich  ihre  Angaben  beziehen  —  z.  B.  Abschnitt  III 
Tab.  I,  Abschnitt  VI  Tab.  A  und  B,  die  Tab.  der  Abschnitte  VII  u.  VIII  u.  s.  w.  — , 
damit  zu  versehen,  weil  dadurch  das  Nachschlagen  ganz  erheblich  erleichtert  wird, 
erkennen  wir  zum  Schluss  es  dankbar  an,  dass  dem  V.  Jahrgang  ein  alphabetisches 
Inhaltsverzeichnis  der  bisher  erschienenen  Bände  beigegeben  ist  und  sprechen  — 
wir  glauben  namens  sämtlicher  Benutzer  —  den  Wunsch  aus ,  dass  dasselbe  regel- 
mässig fortgeführt  wird. 

Karlsruhe  (Baden).  Dr.  Gustav  Lange. 


Der  Leder-Herold.  Jahr-  und  Handbuch  für  die  gesamte  Leder-Industrie.  Be- 
arbeitet von  Dr.  Atlgust  Pfitlg-    Verlag  von  Dr.  Otto  L.  Salomon,  Berlin. 

Es  ist  dieses  keines  der  gewöhnlichen  Jahrbücher,  sondern  ein  Buch,  dem  ein 
gediegener  volkswirtschaftlicher  Inhalt  beiwohnt.  Der  Verfasser  stellt  sich  in  diesem 
Werke  die  Aufgabe ,  die  gesamten  Verhältnisse  einer  grossen  nationalen  Industrie 
nach  ihrer  volkswirtschaftlichen  Bedeutung,  Entwicklung  und  gegenwärtigem  Stande 
darzustellen  und  aufzuklären.  Der  vorliegende  erste  Jahrgang  dieses  neuen  Werkes 
enthält  Abhandlungen  über  die  Bedeutung,  Geschichte,  Verbreitung  der  Leder-In- 
dustrie ,  sowie  über  die  Produktion  von  Häuten  und  Fellen  im  Deutschen  Reich. 
Weitere  Abschnitte  verbreiten  sich  über  das  technische  Schulwesen  der  einzelnen 
Lederbranchen,  die  Bildung  und  Bedeutung  des  fachlichen  Vereinswesens,  über  Aktien- 
gesellschaften in  der  Leder-Industrie  etc.  Dem  Werke  sind  ferner  beigegeben  eine 
umfassende  Uebersicht  über  die  Fachlitteratur,  viele  statistische  Tabellen  und  Aus- 
züge aus  den  bestehenden  Zolltarifen  bezüglich  der  Waren  der  Lederbranchen.  Von 
ganz  besonderer  Bedeutung  mit  Rücksicht  auf  die  bei  Beratung  des  Entwurfs  zum 
neuen  deutschen  Handelsgesetzbuch  angezweifelte  Berechtigung  der  Handelsgebräuche 
ist  der  Abschnitt  über  »Handelsgebräuche  in  der  Häute-,  Leder-,  Lederwaren-  und 
Rauchwarenbranche '. . 
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—  e.  Friedrich,  Gust.,  Die  höheren  Schitkn  ttnd  die  Gegenwart .  Leipzig, 
Ed.  Wartig's  Verlag  1896.  —  S.  19  spricht  der  Verfasser  der  gedankenreich  geschrie- 
benen kleinen  Schrift  aus:  »Gerade  weil  das  Persönliche  wie  alles  Aesthetische  un- 
mittelbar wirkt ,  während  der  Nutzen ,  die  Bedeutung  politischer  Institu- 
tionen, die  Tragweite  ökonomischer  Zustände  erst  weitläufig  festgestellt,  also  durch 
den  Verstand  ermittelt  werden  muss,  entspricht  jenes  den  Bedürfnissen  des  Jünglings. 
Und  hiernach  bestimmt  sich  begreiflicherweise  die  Art ,  wie  ihm  Geschichte  in  der 
Schule  vorgetragen  werden  muss :  d.  h.  so ,  wie  sie  eben  —  keine  Geschichte  ist. 
Denn  was  ist  das  für  eine  unwürdige  Vorstellung  von  den  Völkern  und  der  Mensch- 
heit ,  wenn  uns  ihre  Geschichte  gerade  gut  genug  dünkt ,  um  einigen  wenigen  her- 
vorragenden Individuen  als  Tummelplatz  zu  dienen.  Da  ist  man  dicht  bei  dem  Un- 
verstand A'/efzsche's  angekommen ;  i'Ein  Volk  ist  der  Umschweif  der  Natur,  um  zu 
sechs,  sieben  grossen  Männern  zu  kommen  —  Ja:  und  um  dann  um  sie  herum  zu 
kommen.«  Da  nicht  dies  Geschichte  ist,  so  wäre  dem  jungen  Manne  eigentliche  Ge- 
schichte gar  nicht  zugänglich  zu  machen,  wenn  nicht  —  das  Altertum  einträte.  Hier 
wird  ihm  wirkliche  Geschichte  vermittelt,  er  wird  mit  dem  gesamten  Zustande  zweier 
Völker  innig  vertraut  gemacht,  so  sehr,  dass  er  von  Sklaverei ,  von  Volksversamm- 
lungen u.  a.  wie  von  einem  Alltäglichen  redet.  Und  wenn  auch  die  Beziehungen 
der  antiken  Staaten  ebenso  verschlungen ,  das  Parteiwesen  nicht  weniger  verworren 
ist  als  in  unsern  Tagen,  so  sind  doch  die  zu  Grunde  liegenden  Verhältnisse  einfach, 
durchsichtig  und  gleichartig.  Alles  vollzieht  sich  zu  dem  höchst  dramatisch  im  hellen, 
ja  grellen  Lichte  auf  dem  Markte,  zwischen  Ursache  und  Wirkung  liegt  wegen  der 
Kleinheit  der  Verhältnisse  nur  eine  kurze  Spanne.  Die  dramatischen  Einheiten  der 
Zeit,  des  Schauplatzes,  der  Handlung  sind  gewissermassen  besser  gewahrt  Zugleich 
sind  die  Motive  eingestandener  ;  die  Seelen  waren  nicht  mehr  verhüllt  als  die  Körper. 
Das  alles  erleichtert  das  Verständnis  und  so  kann  für  den  Jüngling  von  eigentlicher 
Geschichte,  abgesehen  von  der  neuesten,  die  ihm  durch  die  unmittelbare  Gegenwart 
erläutert  wird,  nur  noch  die  Rede  sein,  insofern  er  die  des  Altertums  kennen  lernt. 
Auf  sie  und  die  Geschichte  seit  1740  —  bei  den  Engländern  wird  es  ähnlich  ge- 
halten —  wäre  demnach  die  politische  Schulung,  soweit  sie 
dem  Gymnasium  zufällt,  zu  basieren.  —  Ueber  Nietzsche's  obigen  Aus- 
spruch bemerkt  Friedrich:  »Derselbe  ist  nicht  einmal  original.  Schon  die  alten  So- 
phisten proklamierten  das  Recht  des  Stärkeren,  Staat  und  positives  Recht  waren 
ihnen  nichts  als  schlaue  Vorrichtungen  der  Schwachen,  um  sich  der  Starken  zu  er- 
wehren. Da  haben  wir  die  Herren-  und  Herdenmoral  deutlich  vor  uns,  und  in  dem 
sophistischen  Kritias  ist  lange  vor  Cesare  Borgia  der  Uebermensch  auch  schon  fertig 
da :  kein  Mann  erschien  ihnen  glücklicher  als  jener  glänzende  Archelaos  von  Mace- 
donien ,  der  durch  zahllose  Treulosigkeiten  und  Ermordung  seiner  Blutsverwandten 
sich  den  Weg  zum  Thron  gebahnt  hatte.  Der  vollendetste  Typus  dieser  antiken 
Uebermenschen  aber  war  Alcibiades ,  den  —  Nietzsche  ja  auch  als  solchen  feiert. 
Nietzsche  kam  von  der  klassischen  Philologie  her,  und  so  ist  seine  Lehre  nur  tem- 
peramentvolle Erneuerung,  philosophischer  Atavismus,  wie  denn  seine  Dialektik  mit 
ihren  widerspruchsvollen  Aufstellungen  ganz  in  der  Manier  der  Sophisten  ist.  Die 
Entlehnung  ist  mit  glitzernden  Gedankenfäden  verdeckt.  Der  Sophist  Nietzsche  war 
ein  grosser  Poet.« 


—  e.   Cunow,  Heinr.,  Die  soziale  Verfassung  des  Inkareichs.    Eine  Untersuchung 
des  altperuanischen  Agrarkommunismus.    Stuttgart.    J.  H.   W.  Dietz.    1896.  —  Den 
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Inhalt  der  Schrift  kennzeichnet  das  Vorwort :  'Die  nachfolgende  kleine  Schrift  schliessl 
sich  einer  1890  im  »Ausland«  (Jahrg.  63,  Heft  42 — 44)  veröffentlichten  Abhandlung 
über  »die  altperuanischen  Dorf-  und  Markgenossenschaften*  an.  Schon  damals  hatte 
sich  mir  bei  der  Beschäftigung  mit  den  agrarkommunistischen  Institutionen  des  Inka- 
reichs die  Ueberzeugung  aufgedrängt ,  dass  die  altperuanische  Agrarverfassung  der 
altgermanischen  nahe  verwandt  sei;  doch  fehlte  es  mir  an  Zeit  und  dem  nötigen 
Material,  meine  Ansicht  ausführlicher  zu  begründen.  Seitdem  haben  erneute  Sprach- 
und  Quellenstudien  die  Richtigkeit  meiner  damaligen  Auffassung  bestätigt  und  mir 
über  manche  Einzelheiten ,  über  die  ich  mich  damals  noch  im  Ungewissen  befand, 
Aufschluss  gebracht.  Das  vorliegende  Werkchen  ist  denn  auch  keineswegs  eine 
blosse  erweiterte  Umarbeitung  der  älteren  Abhandlung,  sondern  eine  völlig  neue, 
selbständige  Arbeit.  Es  mag  manchen  Leser  und  selbst  manchen  Ethnologen  über- 
raschen, dass  zwei  Völker  von  so  verschiedener  Eigenart,  wie  die  Altperuaner  und 
unsere  alten  Vorfahren,  gleiche  agrarische  Verfassungen  und  Einrichtungen  geschaffen 
haben  sollen ;  denn  wenn  auch  in  der  heutigen  Völkerkunde  sich  immer  weiter  die 
Erkenntnis  von  der  Gesetzmässigkeit  und  Gleichartigkeit  der  gesellschaftlichen  Ent- 
wicklung Bahn  bricht,  so  hat  doch  seit  jeher  gerade  die  soziale  Verfassung  des  Inka- 
reiches als  etwas  Besonderes,  in  der  Menschengeschichte  noch  nie  Dagewesenes  ge- 
golten. Indes  nimmt  Peru  keineswegs  im  sozialen  Werden  eine  Ausnahmestellung 
ein.  Die  Erzählung  von  den  weisen,  kulturschaffenden  »Inkakaisern«,  die  mehr  durch 
Güte  als  durch  Gewalt  im  Handumdrehen  aus  rohen,  ackerbauunkundigen  Massen  eine 
»sozialistische  Monarchie«  formten,  in  der  gewissermassen  schon  vor  Campanella, 
Vairasse  und  Fourier  deren  kommunistische  Ideen  verwirklicht  waren,  ist  nichts  als 
ein  grosses  phantastisches  Märchen.  Was  an  Kommunismus  in  den  Einrichtungen 
des  Inkareichs  steckt,  das  ist  nichts  anderes,  wie  jener  urwüchsige  Agrarkommunis- 
mus,  der  als  natürliches  Produkt  der  gentilgenossenschaftlichen  Organisation  auf  ge- 
wisser Stufe  der  Entwicklung  bei  allen  heutigen  zivilisierten  Völkern  vorhanden  ge- 
wesen ist.  Die  Inkas  sind  daran  völlig  unschuldig.  Ihr  ganzes  Verdienst  beschränkt 
sich  darauf,  die  von  ihnen  bei  den  höherentwickelten  peruanischen  Stämmen  vor- 
gefundenen Einrichtungen  theilweise  auf  die  minderentwickelten  ausgedehnt  zu  haben. 
Die  vorliegende  kleine  Schrift  vermeidet  es,  Garcilaso  de  la  Vega  und  seinen  Nach- 
folgern auf  ihren  spekulativen  Wegen  zu  folgen ;  sie  will  nicht  mehr  sein ,  als  eine 
einfache  ethnologische  Untersuchung  der  auf  gentilrechtlicher  Basis  ruhenden  alten 
Agrarverfassung  der  peruanischen  Stämme  und  ihrer  Entwicklung  unter  der  Inka- 
herrschaft. Bisher  ist  uns  die  eigentliche  Struktur  jener  Gesellschaftsformen,  bis  zu 
welchen  die  sogenannten  altamerikanischen  Kulturvölker  auf  ihrem  Entwicklungsweg 
vorgedrungen  sind,  noch  immer  so  wenig  bekannt,  dass  ich  hoffe,  man  wird  der 
vorliegenden  Arbeit  einen  Wert  nicht  absprechen.  Vielleicht  vermag  sie  auch  dazu 
beizutragen,  die  markgenossenschaftliche  Organisation  unserer  eigenen  frühesten  Vor- 
zeit dem  Verständnis  näher  zu  bringen.  .^ 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


ÜBER  DEN  WISSENSCHAFTLICHEN  BEGRIFF 
DER  POLITIK. 

VON 

Du.  SCHÄFFLE. 


Was  ist  Politik?  Politik  im  wissenschaftlichen  Sinne  des  Wortes? 
Diese  Frage  ist  aus  dem  Leserkreis  dieser  Zeitschrift  wiederholt 
an  den  Herausgeber  ergangen. 

Auf  den  ersten  Blick  dünkt  diese  Frage  den  Meisten  min- 
destens banal ;  denn  sie  scheint  für  jedermann  längst  beantwortet 
und  gelöst  zu  sein.  Aber  gleich  der  alten  Frage  der  Leidensge- 
schichte, was  ist  Wahrheit  ?  ist  die  Frage  doch  vielleicht  thöricht  nur 
für  die  Thoren.  Denkende  Männer  der  Praxis  hauptsächlich  sind  es 
gewesen,  welche  die  Klage  aussprachen,  dass  sie  die  Frage  sozial- 
wissenschaftlich nicht  beantwortet  finden  und  dass  man  auch  in  staats- 
wissenschaftlichen Werken  nach  einer  scharfen  Begriffsbestimmung 
und  Auseinandersetzung  des  Wesens  der  Politik  fast  vergeblich  suche 
und  Uebereinstimmung  darüber  nirgends  anzutreffen  sei.  Vielleicht 
nicht  ganz  mit  Unrecht!  Nur  die  oberflächHche  Betrachtung,  welche 
am  liebsten  nirgends  Schwierigkeiten  sieht,  ist  mit  dem  Wesen 
der  Politik  so  fertig,  dass  es  darüber  keines  Wortes  mehr  bedürfte. 
Wer  genauer  zusieht,  nimmt  sofort  wahr,  dass  nicht  bloss  im  ge- 
meinen Sprachgebrauch,  sondern  auch  in  der  Wissenschaft  die 
Politik  ein  höchst  schwankender  Begriff  ist,  ein  vielgestaltiger  Pro- 
teus, welcher  jedes  Versuches  einer  festen  Anpassung  zu  spotten 
scheint,  ein  gummiartiges  Ding,  welches  sich  beliebig  dehnen 
und  zusammenziehen  lässt.    In  Anbetracht    dessen   will    der  Ver- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staats wissensch.  1897.   IV.  ^o 
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fasser  d.  der  nicht  dankbaren  Aufgabe ,  das  Wesen  der  Politik 
zu  bestimmen ,  sich  nicht  entziehen.  Er  wird  bestrebt  sein ,  die 
nicht  leichte  Beantwortung  der  Frage  :  »was  ist  Politik  ?«  in  schlichter 
Weise  eindringend  zu  suchen. 

Bei  diesem  Bestreben  stösst  man  sofort  auf  die  Notwendig- 
keit, falsche  Erweiterungen  des  Vorstellens  vom  Wesen 
der  Politik  aus  dem  Wege  zu  schaffen,  also  zu  sagen :  was  Politik 
nicht  ist. 

Was  Politik  nicht  ist !  Sie  ist  einmal  nicht,  wie  es  im  ge- 
meinen Leben  dennoch  so  oft  aufgefasst  wird,  ein  bestimmtes 
Handeln  in  allen,  gleichviel  ob  staatlichen  oder  nicht  staat- 
lichen Dingen.  Man  hört  freilich  sagen ,  dass  Jemand  im  Leben 
der  Kirche,  im  Schosse  der  Lehrkörper,  im  Kreise  der  Geschäfts- 
männer ein  Politikus  sei.  Streng  genommen  ist  diese  Begrififsaus- 
schreitung  nicht  zulässig.  Den  ordentlichen  Begriff  der  Politik 
wird  man  auf  den  Kreis  der  staatlichen  Erscheinungen,  auf 
das  Handeln  am  Staat  und  durch  den  Staat  einschränken  müssen, 
was  nicht  ausschliesst,  dass  man  im  Eigenleben  des  Individuums 
und  für  das  Eigenleben  der  nichtstaatlichen  Körperschaften  des 
öffentlichen  Rechtes  von  Politik  in  ähnlichem  Sinne  sprechen  darf, 
wie  da,  wo  Staatsorgane  als  Träger  und  Staatsinteressen  als  Ge- 
genstände des  im  eigentlichen  Sinne  Politik  genannten  Handelns 
auftreten.  Ganz  abzusehen  davon ,  dass  auch  jene  Körper  des 
öffentlichen  Rechtes  ,  welche  für  die  engern  Kreise  einer  Volks- 
gemeinschaft dem  Wesen  nach  dasselbe  sind  und  leisten,  was  der 
Staat  für  die  Volksgemeinschaft  im  ganzen  ist  und  leistet,  die 
Kommunalkörper  nämlich  von  der  Provinz  bis  zur  Ortsgemeinde 
als  Träger  und  als  Gegenstände  wirklicher  Politik  sich  darstellen. 

Man  geht  zweitens  zu  weit  und  denkt  doch  zugleich  wieder 
zu  eng,  wenn  man  als  das  Besondere  jenes  Handelns,  welches 
Politik  heisst,  die  allgemeineWeltklugheit  oderSchlau- 
h  e  i  t  in  allen  Dingen,  im  Staate  oder  auf  anderen  Gebieten  des 
Volkslebens,  gleichviel  in  geistlichen  oder  in  weltlichen,  in  öffent- 
lichen oder  in  privatgeschäftlichen  Dingen  auffasst.  »Politikus«  wäre 
hienach  der  praktische  »Schlaumaier«,  der  jede  Vorteilsgelegen- 
heit welcher  Art  immer  geschickt  beim  Schöpfe  fasst.  Häufig  genug 
bedeutet  Politik  in  diesem  weitesten  Sinne  auch  eine  Lebensklugheit, 
welche  in  der  Wahl  der  Mittel  nicht  verlegen  ist,  für  jeden  Zweck 
jedes  Mittel  heilig  hält,  wenn  man  dafür  selbst  das  Zuchthaus  mit 
dem  Aermel  zu  streifen  hätte.   Politik  ist  für  diese  Auffassung  gleich- 
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bedeutend  mit  jenem  rücksichtslos  unmoralischen  und  widerrecht- 
lichen Handeln  der  List  und  der  Gewalt,  welches  nicht  mit 
vollem  Recht  als  A  und  Ü  der  Staatsklugheit  des  florentini- 
schen  Staatssekretärs,  des  Verfassers  des  principe  und  der  discorsi 
gilt,  also  mit  dem  Machiavelismus  in  allen  weltlichen  und  in 
allen  geistlichen  Angelegenheiten.  Man  hat  auch  diese  Verallge- 
meinerung unbedingt  abzulehnen.  Ja,  die  Politik  fordert  Klugheit, 
aber  nicht  alles  Handeln,  welches  dennoch  Klugheit,  selbst  im 
höchsten  Grade  heischt ,  ist  Politik ,  nicht  einmal  alles  staatlich 
kluge  Handeln.  Mit  Moral  und  Recht  sodann  hat  sich  zwar  die 
Politik,  nicht  bloss  die  auswärtige,  oft  und  viel  auf  einen  sehr  ge- 
spannten Fuss  gestellt.  Aber  losgebunden  von  und  souverän  über 
Moral  und  Recht  darf  und  muss  die  Politik  so  wenig  sein ,  wie 
irgend  welches  nicht  politische  Handeln  und  Scheusale  der  Un- 
moral und  der  Ungerechtigkeit  hat  es  zu  jeder  Zeit  überall  auch 
ausserhalb  des  Bereiches  dessen  gegeben,  was  wir  als  wesentlich 
Politisches  zu  bezeichnen  haben  werden.  Der  gemeine  Schmutz 
des  »unlauteren  Wettbewerbes«  z.  B.,  welchen  die  Gesetzgebung 
jetzt  beseitigen  will,  kommt  dem  Schlimmsten  gleich,  was  im 
Staatsleben  gegen  Recht  und  Sitte  verbrochen  wird ;  kein  Nicht- 
politiker  darf  gegen  den  Politiker  schlechtweg  den  ersten  Stein 
erheben.  Die  Politik  hat  bei  rechtlich  und  sittHch  gesunden  Völkern 
Unrecht  und  Unmoral  als  Hauptquellen  von  Unmacht  sogar  be- 
sonders ängstlich  zu  vermeiden,  worauf  kurz  zurückzukommen  ist. 
»Staatsklugheit«  überhaupt,  rücksichtslose  Staatsklugheit,  ist  also 
keine  vollkommen  zutreffende  Andersbezeichnung  für  Politik. 

Eine  dritte,  noch  immer  viel  zu  weite  Auffassung  nennt  Po- 
litik alles  Thun  und  Lassen  des  Staates  im  Ganzen  oder  einzelner 
Organe  des  letzteren  im  Besonderen.  Politik  gilt  dabei  als  staat- 
Hches  Handeln  und  Leben  schlechtweg.  Politik  und  Staats- 
leben sind  für  diese  Auffassung  gleichbedeutend.  Daran 
ist  nur  dies  richtig,  dass  Politik  den  ganzen  Staat  und  sein  ganzes 
Leben   durchdringt. 

Politik  ist  in  der  That  einmal  bei  allen  Haupt  Organen 
des  Staatslebens  anzutreffen,  nämlich  bei  den  Regierungsgewalten, 
dann  bei  den  Vertretungskörpern,  weiter  wenn  auch  in  viel  massi- 
gerem Umfang  bei  sämtlichen  staathchen  und  kommunalen  Ver- 
waltungsämtern ,  endlich  bei  allen  frei  am  Staatsleben  teilneh- 
menden Individuen,  welche  einzeln  oder  in  Parteiverbindungen  so 
umfassend  »politisieren«  und  welche  mit  voller  Berechtigung  »po- 

38* 


582  i^'-  Schaff le: 

litisieren«,  mag  auch  das  politische  Lied,  das  sie  singen,  nur  gar  zu 
häufig  garstig  sein  ;  es  ist  wirklich  durchaus  unrichtig,  dass  nur  jenes 
staatliche  Handeln,  welches  von  den  obersten  Staatsgewalten  be- 
rufsmässig betrieben  wird,  Politik,  wirkliche  und  wahre  Politik  sei. 

Die  Politik  durchdringt  zweitens  alle  drei  grossen  Funk- 
tionen des  Staates ;  das  Regieren  und  das  Gesetzgeben  und 
das  Verwalten,  wenn  auch  der  Grad  der  Einlässlichkeit  der  Politik 
auf  den  drei  Hauptgebieten  staatlicher  Lebensäusserung  ein  sehr 
verschiedener  und  nach  dem  positiv  erst  zu  bestimmenden  Wesen 
der  Politik  notwendig  im  Regieren  und  Gesetzgeben  ein  inten- 
siverer ist  als  im  Gesamtbereich  der  Verwaltung, 

Die  Politik  durchdringt  drittens  —  gleichviel  von  welchem 
der  genannten  Hauptorgane  des  Staatslebens  sie  geübt  werde, 
gleichviel  ob  sie  im  Regieren  oder  im  Gesetzgeben  oder  in  der 
Administration  auftrete ,  das  staatliche  Handeln  jeglichem 
weltlichen  wie  geistlichen  Lebenskreise  ge- 
genüber, die  innere  wie  die  äussere  Staatsthätigkeit ,  die 
Thätigkeit  für  die  Kriegs-,  wie  für  die  Friedensangelegenheiten, 
die  Lenkung  der  wirtschaftlichen  wie  der  nichtwirtschaftlichen 
Dinge.  Der  Politiker  oder  Staatsmann  ,  gleichviel  ob  er  lenkend 
an  der  Spitze  des  Gemeinwesens  oder  in  der  Volksvertretung  oder 
in  der  öffentlichen  Verwaltung  oder  frei  im  Parteileben  wirke,  hält 
gegenständlich  nichts  Menschliches,  nichts,  was  das  Volk  angeht, 
von  sich  ferne. 

In  dem  dreifachen  Sinne  also  ,  dass  Politik  alle  Organe  des 
Staatslebens,  freie  wie  berufsmässige  beschäftige,  dass  sie  Regie- 
rung und  Gesetzgebung  und  Verwaltung  durchdringe  ,  dass  sie 
Volksinteressen  jeglicher  Art  nach  deren  dem  Staat  zugewendeten 
Seite  erfasse  und  keinem  dieser  Interessen  fehlen  dürfe,  ist  voll- 
ständig richtig.  Mit  bestem  Grunde  spricht  man  von  Monarchen- 
und  Minister-,  von  Volksvertretungs-,  von  Beamten-  und  von  Partei- 
politik ;  desgleichen  von  Regierungs-  und  Gesetzgebungs-  und  Ver- 
waltungspolitik, von  äusserer  und  innerer,  von  kirchlicher  und  welt- 
licher Politik,  von  Militär-  und  von  Zivil-,  von  Polizei-  und  von 
Justizpolitik,  von  Volkswirtschafts-  und  von  Kulturpolitik ;  die  Or- 
gane des  Staates  sind  sämtlich  berufen  und  die  drei  grossen  Gat- 
tungen staatlicher  Lebensäusserung  sind  alle  dazu  angethan,  in 
der  eigentlich  politischen  Funktion  jeglicher  Gattung  von  Inter- 
essen der  Volksgemeinschaft  zu  dienen. 

Allein  darum,   weil  Politik  das  ganze  Staatsleben  ausnahmslos 
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durchdringt,  fallen  Politik  und  Staatsleben  nicht  überhaupt 
zusammen.  Das  Durchdringen  und  Durchdrungensein  durch  Politik 
ist  kein  ausschliessliches  Erfülltsein  ,  kein  vollständiges  Aufgehen 
des  Staatslebens  von  und  in  der  Politik. 

Diese  zunächst  negative  Abhebung  der  Politik  von  der 
Staatsthätigkeit  überhaupt  wird  zur  positiven  Bestimmung  des 
Wesens  der  Politik  durch  Begrififseinschränkung  leicht  hinüber- 
führen und  darum  soll  sie  zuvor  durch  wenige  Striche  gezeichnet 
werden. 

Das  Staatsoberhaupt  und  seine  höchsten  Räte 
treiben  zwar  Staatsgeschäfte ,  aber  nicht  bloss  Politik  ,  oft  nicht 
einmal  überwiegend  Politik,  z.  B.  wenn  sie  fremde  Gesandte  em- 
pfangen oder  verabschieden ,  wenn  sie  laufende  Geschäfte  nach 
bestehenden  Gesetzen  erledigen ,  wenn  sie  die  gesetzgebenden 
Körper  zur  ordentlichen  Tagung  einberufen,  die  Gesetzmässigkeit 
des  Ganges  der  Verwaltung  beaufsichtigen  und  beaufsichtigen 
lassen,  den  Lauf  der  Justiz  überwachen,  die  Sicherheitspolizei  Ver- 
brechern gegenüber  anspornen,  Kirchen  und  Schulen  die  gesetz- 
liche Unterstützung  reichen,  den  Vollzug  der  Steuergesetze  leiten 
und  kontrollieren.  Das  alles  ist  keine  eigentlich  politische  Thä- 
tigkeit,  keine  staatsmännische  Arbeit.  Dagegen  treiben  Staats- 
oberhäupter und  Minister  nach  der  allgemeinen  Volksvorstellung 
Politik,  wenn  sie  die  bei  ihnen  beglaubigten  Gesandten  und  durch 
diese  die  beglaubigten  Staaten  für  eine  internationale  Abmachung 
zu  gewinnen  trachten,  wenn  sie  ihre  Vertreter  an  fremden  Höfen 
mit  Rücksicht  auf  bestimmte  Zwecke  klug  auswählen,  entsenden, 
instruieren  und  zurückziehen,  wenn  sie  vor  den  Vertretungswahlen 
in  bestimmter  Richtung  durch  Kundgebungen  aller  Art  auf  die 
Wähler  Einfluss  nehmen ,  wenn  sie  für  bestimmte  Gesetze  das 
Volk  und  die  Mehrheit  der  Volksvertretung  einzunehmen  trachten, 
wenn  sie  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Fällen  aller  ver- 
schiedenen Verwaltungszweige  bei  mehreren  möglichen  Wegen 
der  Durchführung  die  leichtest  zu  gehende  und  der  Beliebtheit 
des  Staates  günstigste  Richtung  einschlagen ,  wenn  sie  bei  der 
jährlichen  Verabschiedung  des  Staatsvoranschlages  und  in  der 
Steuergesetzgebung  im  ganzen  Umfang  des  Staatsbedarfes  die  er- 
forderlichen Summen  für  jegliche  Art  von  Staatszwecken  klug  und 
überzeugend  begründen  und  ebenso  die  schwierige  Aufgabe  lösen, 
für  die  nötigen  Steuern  stets  die  erforderliche  Parlamentsmehrheit 
zusammenzubringen. 
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Ebenso,  wie  mit  dem  Thun  und  Lassen  der  obersten  Träger 
der  Regierungsgewalt  verhält  es  sich  mit  demjenigen  der  übrigen 
Organe  des  Staatslebens:  den  Ve  r  tr  e  t  u  n  g  s  körpern,  den  Ver- 
waltungsbeamten ,  den  einzeln  oder  in  Parteiverbindungen  politi- 
sierenden Privaten.  Die  ordentliche  Handhabung  der  Wahlgesetze 
bei  Bestellung  der  Vertretungskörper  ist  nicht  Politik,  soll  wenig- 
stens nicht  Politik  sein ;  die  Wahlagitation  aller  Parteien  ist  es  im 
höchsten  Grade.  Die  fortlaufende  Kontrolle  der  Staatsrechnung, 
die  Genehmigung  unbestreitbarer  Budgetposten  für  gesetzlich  fest- 
stehende Zwecke  und  die  Verwilligung  der  einzelnen  altanerkannten 
Steuern  haben  keine  oder  nur  schwache  Fasern  der  Politik  an 
sich  ;  dagegen  die  Opposition  gegen  Verwilligung  geheimer  Fonds 
an  widerwärtige  Minister,  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Vor- 
anschlagsüberschreitungen, die  Bestreitung  oder  Befürwortung  neuer 
Ausgaben  oder  der  Abstrich  an  herkömmlichen  Budgetposten, 
der  Sturz  und  die  Unterstützung  der  Ministerien  zur  mittelbaren 
Beherrschung  auch  der  Regierung  durch  die  Volksvertretung,  die 
Vertretung  gewisser  Ziele  durch  Interpellation  und  Adresse ,  na- 
mentlich aber,  was  geschieht,  um  in  der  Volksvertretung  einen 
Mehrheitsbeschluss  zu  stände  zu  bringen  oder  zu  vereiteln  —  das 
alles  ist  nach  allgemeiner  Ansicht  Politik,  gleichviel  ob  die  Mini- 
sterien oder  die  Führer  der  Parlamente  oder  die  Berichte  und 
Anträge  der  Beamten,  oder  die  Parteien  und  Agitatoren,  die  po- 
litischen Journale  und  Versammlungen  an  diesem  Zustandebringen 
oder  Vereiteln  von  Entscheidungen  der  Volksvertretung  sich  be- 
teiligen. 

Die  grosse  Masse  der  Beamten  arbeit ,  der  gewöhnlichen 
Verwaltung  ist  Besorgung  laufender  gesetzlich  und  technisch  fest- 
gelegter Geschäfte,  meist  und  meist  nur  zu  sehr  nach  demselben 
»Vorgang«,  »Präcedenzfall«,.?/?;^?/«? — in  Oesterreich  auch  »Schimmel« 
genannt.  Die  Beamten  sind  für  die  Regel  nicht  Politiker  und  bilden 
sich  meist  auch  nicht  ein,  Staatsmänner  zu  sein;  dennoch  ist  auch 
der  Beamte  berufen,  bis  zu  einem  gewissen  Grad  und  in  gewissen 
Fällen  Politik  zu  treiben,  indem  er  die  höheren  Stellen  auf  die 
Bedürfnisse  des  Lebens  aufmerksam  macht,  in  der  Lösung  be- 
stimmter Aufgaben  den  zielführlichsten  Weg  des  Erfolges  heraus- 
sucht, widerstrebende  Bezirksinteressen  in  mittleren  Vorschlägen 
vereinigt,  indem  er  überhaupt  bestrebt  ist,  alles  in  der  Richtung 
des  geringsten  Widerstandes  und  zum  möglichsten  Ansehen  der 
öffentlichen  Gewalt  hinauszuführen. 
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Mit  dem  f  r  e  i  e  n  Thun  und  Lassen  der  Einzelnen,  welche 
auf  Staatliches  einzuwirken  suchen  und  welche  zusammen  die 
Trägerschaft  der  ersten,  von  den  Parteiführern  und  Publizisten  ge- 
führten Grossmacht,  der  öffentlichen  Meinung  ausmachen,  verhält 
es  sich  nicht  anders.  Gleichviel,  ob  ihre  auf  Staatliches  gerichtete 
Thätigkeit  das  Regieren ,  oder  die  Gesetzgebung ,  oder  die  Ver- 
waltung, ob  dieselbe  Ausländisches  oder  Inländisches,  Weltliches 
oder  Geistliches,  Geisteskultur  oder  Volkswirtschaft  zum  Gegen- 
stand habe.  Auch  der  gewaltige  Umfang  dieser  freien  Beschäfti- 
gung mit  Staatlichem  darf,  obwohl  ihm  in  besonders  prägnantem 
Sinn  die  Bezeichnung  des  »Politisierens«  vom  deutschen  Sprach- 
gebrauch gegeben  worden  ist,  doch  nicht  samt  und  sonders  als 
Politik  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  angesehen  werden.  Der 
Spiessbürger ,  welcher  täglich  die  Kammerverhandlung  liest ,  in 
Volksversammlungen  zuhört,  über  alte  und  neue  Bürgermeister 
missfällig  oder  wohlgefällig  sich  auslässt,  den  Abstimmungen  seiner 
Abgeordneten  folgt,  über  Handlungen  der  Regierungen,  über  Be- 
schlüsse der  Parlamente  und  über  Verfügungen  der  Beamten  Ur- 
teile äussert ,  den  berufsmässigen  Staatsorganen  auf  Verlangen 
sachverständige  Mitteilungen  macht,  treibt  nicht  schon,  wenigstens 
nicht  ausschliessend  und  gänzlich  »Politik« ,  wogegen  alle  Partei- 
thätigkeit  für  das  Sammeln  und  Erhalten  von  Willens-  und  Macht- 
übergewichten bei  bestimmten  staatlichen  Entscheidungen  und 
bezüglich  der  Führung  der  öffentlichen  Geschäfte  in  bestimmter 
Richtung ,  d.  h.  die  politische  Agitation  von  Einzelnen  und 
von  Parteien  durch  Wort  und  Schrift  als  ein  hervorragend  »po- 
litisches Treiben«  angesehen  wird. 

Die  Beispiele ,  welche  soeben  vorgeführt  worden  sind ,  er- 
schöpfen zwar  den  Gegenstand  nicht.  Dieselben  sind  jedoch  in 
so  hinreichender  Anzahl  gegeben  und  aus  den  verschiedenartigen 
Bereichen  des  staatlichen  Thatsachenkreises  heraus  so  gewählt,  dass 
die  negative  Behauptung,  die  Politik  falle  nicht  mit  dem  ganzen 
Staatsleben,  die  »Politik«  als  Wissenschaft  oder 
Kunstlehre  falle  nicht  mit  d  e  r  G  e  s  a  m  t  h  e  i  t  d  e  r 
Staatswissenschaft  zusammen,  die  Politik  sei  nur  eine 
besondere  Seite  am  staatlichen  Handeln,  sie  bilde 
der  Staatsthätigkeit ,  beziehungsweise  der  Staatslehre  ge- 
genüber den  engeren  Begriff  —  dass  diese  negative 
Behauptung  wohl  als  hinreichend  bescheinigt  wird  angesehen 
werden  dürfen. 
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Nun  handelt  es  sich  aber  darum ,  p  o  s  i  t  i  v  zu  bestimmen, 
was  an  der  Gesamtheit  des  staatlichen  Handelns  das  besondere 
und  eigenartige  Wesen  der  Politik  ausmacht.  Den  Weg  zum  Ver- 
ständnis des  positiven  Charakters  der  Politik  haben  zwar  die  ge- 
wählten Beispiele  ebenfalls  schon  zu  bahnen  gesucht.  Die  zusam- 
menfassende Antwort  aber,  welche  das  allen  politischen  Einzeln- 
thatsachen  Gemeinsame  einfach  ausdrückt ,  ist  noch  zu  formu- 
lieren;  bis  jetzt  ist  nur  dargethan  ,  was  die  Politik  nicht  ist. 
Sie  ist  nicht  ein  bestimmtes  Handeln  auf  allen,  auch  den  nicht 
staatlichen  Gebieten  des  Volkslebens;  sie  ist  auch  nicht  das  ge- 
samte schlaue  und  rücksichtslose  Handeln  im  Staat  und  sonst; 
sie  ist  endlich  nicht  das  staatliche  Handeln  voll  und  ganz,  son- 
dern nur  eine  bestimmte  Seite  und  Richtung  in  jeglichem  Bereiche 
staathchen  Handelns.  Der  Name  Politik,  Staats  k  u  n  s  t  weist 
auf  das  ,  was  an  allem  staatlichen  Handeln  wesentlich  politisch 
ist,  nicht  so  genau  hin,  dass  die  nähere  Entfaltung  des  positiven 
Begriffes  der  Politik  überflüssig  wäre.  Man  muss  das,  was  innerhalb 
der  Mannigfaltigkeit  seiner  Einzelerscheinungen  überall  das  gleich- 
massig  eigentlich  Politische   ausmacht ,    zur  Anschauung  bringen. 

Zu  diesem  Zwecke  wolle  der  Leser  sich  einige  wenige  all- 
gemeine Sätze  über  den  Staat  gefallen  lassen.  Bevor  man  positiv 
und  in  völlig  durchreichender  Weise  klar  und  bestimmt  sagen 
kann  ,  was  am  Staatsleben  die  eigentliche  Politik  sei ,  muss  man 
wissen,  was  der  Staat  ist.  Ich  gehe  hiebei  von  meiner  in  »Bau 
und  Leben  des  sozialen  Körpers«  (2.  Aufl.  1896)  begründeten  all- 
gemeinen Staatslehre  aus. 

Der  Staat  ist  nicht  die  Volksgemeinschaft  schlechthin.  Das 
Familienleben,  die  Volkswirtschaft,  die  Wissenschaft,  das  Bildungs- 
wesen, die  Kunst,  die  Geseüigkeit,  die  Religion  sind  zwar  vom 
Staate  berührt ,  aber  sie  gehen  nicht  im  Staate  auf  und  sogar 
öffentlich-rechtliche  Organisationen ,  welche  relativ  unabhängig 
vom  Staat  ihr  Dasein  führen,  kommen  den  nichtstaatlichen  Be- 
reichen des  ideellen  und  materiellen,  innenweltlichen  und  aussen- 
weltHchen  Volkslebens  zu.  Der  Staat  ist  die  Volksge- 
meinschaft nur  von  einer  bestimmten  Seite,  näm- 
lich Volksgemeinschaft  als  Willens-  und  Machteinheit 
für  die  allen  Gliedern  des  Volkes  —  Einzelnen,  Gesellschaften, 
Körperschaften  —  bürgerlich  einwohnerschaftlich  gemeinsamen 
Interessen. 

Einheit  des  Wollens,  sowie  des  Verfügens  über  die  Mittel  der 
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Ausführung  ist  für  jeden  geschlossenen  Kreis  sozialen  Wirkens, 
gleichviel  ob  er  familienrechtliche  oder  ob  er  nichtfamilienrecht- 
liche,  ob  er  privatrechtliche  oder  ob  er  öffentlichrechtliche  Ver- 
fassung habe,  unbedingt  erforderlich;  auch  jede  Haushaltung,  jedes 
Geschäft,  jede  ausserstaatliche  Körperschaft  bedarf  solcher  Einheit. 
Das  Wesen  am  Leben  und  Weben  des  Staates  ist  aber  Willens- 
und Macht  -Gesamt  einheit ,  samtheitliches  Wollen  und 
Machen  des  ganzen  Volkes  für  schlechthin  allgemeine  Interessen 
des  Ganzen  und  aller  Einzelnen  als  der  Glieder  ihres  Volkes, 
Willens-  und  Machteinheit  des  Volkes  als  des  sehr  gut  sogenannten 
Gemeinwesens. 

Dieses  gesamtheitliche  Wollen  und  Machen  äussert  sich  in 
zwei  Hauptrichtungen. 

Einmal  als  unmittelbares  Entscheiden  und  Handeln  des  Volkes 
durch  den  Staat  mit  vereinten  Kräften  für  Ziele,  welchen  die  in- 
dividuellen und  associierten  Kräfte  einzelner  Glieder  nicht  ge- 
wachsen sein  würden ;  z.  B.  in  der  Bildung  und  Anwendung  der 
Wehrkraft,  in  der  Herstellung  und  Unterhaltung  von  öffentlichen 
Wegen,  Sammlungen,  wissenschaftlichen  Anstalten,  Beobachtungs- 
stationen U.S.W.  Sodann  äussert  sich  dasselbe  als  zentrales 
Wollen  und  Handeln  gegenüber  den  selbständigenWir- 
k  u  n  g  s  k  r  e  i  s  e  n  aller  Glieder  der  Volksgemeinschaft,  seien  die- 
selben Einzelne  oder  Familien  oder  freie  Vereine  oder  öffentliche 
Spezialkörperschaften  für  die  einzelnen  besonderen  Zweige  des 
Volkslebens.  In  diesem  zweiten,  unermesslich  vielgestaltigen  Wir- 
kungskreis wird  Willens-  und  Machteinheit  des  ganzen  Volkes 
mittelbar  im  Gesamtinteresse  eingesetzt,  indem  darauf  hinge- 
wirkt '-'ird,  dass  sämtliche  Glieder  des  Volkes  bei  aller  Selbstän- 
digkeit des  Wirkens  und  Fürsichsorgens  dennoch  im  Gleichge- 
wicht der  Gesamtbewegung  verharren,  einander  nicht  stören  und 
dass  jede  wirkende  soziale  Einheit  als  integrierendes  Glied  der 
Volksgemeinschaft  Schutz  und  Unterstützung  finde.  Beide  Seiten 
der  mittelbaren  Staatsarbeit:  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung 
für  die  Harmonie  der  Teilbewegungen  aller  Volksglieder  u  n  d  der 
im  Interesse  Aller  gelegene  Schutz  jedes  einzelnen  Gliedes  als  inte- 
grierenden Teiles  des  ganzen  Volkskörpers,  bilden  die  Willens- 
und Thatvoraussetzung  für  das  Gedeihen  und  die  Erhaltung  der 
Gesamtheit ,  sind  daher  wesentlich  staatlich.  Sogar  die  Lehrer 
des  Naturrechts  haben  die  mittelbare  Staatsthätigkeit  grossenteils 
anerkannt    und    deren  Doppelseitigkeit    formuhert    einerseits    zum 
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jus  suuimae  inspectionis,  kraft  dessen  der  Staat  überall  gegen  die 
Volksglieder  ordnend  eingreifen  kann,  und  zum  jus  smmnae  advo- 
catiae,  wonach  der  Staat  jedes  Volksglied  schützend  und  soweit 
das  Interesse  des  Ganzen  es  verlangt,  unterstützend  zu  erfassen 
verpflichtet  und  befugt  ist. 

Für  beiderlei  Wirkungsweisen,  die  unmittelbare  wie  die  mittel- 
bare, ist  dem  Staate  selbst  ein  positives  Recht,  das  Staatsrecht 
gesetzt,  nach  welchem  die  Bildung  aller  seiner  Organe,  sowie  die 
Zuständigkeiten  und  Formen  ihres  Wirkens  geordnet  sind,  und 
welches  ins  Gleichgewicht  gesetzt  ist  mit  allem  übrigen  Rechte, 
durch  welches  das  innere  Leben  und  der  äussere  Verkehr  der 
sozialen  Einheiten  —  der  Individuen,  der  Familien,  der  freien  Ver- 
bindungen, der  nichtstaatlichen  Körper  des  öffenthchen  Rechtes  — 
geregelt  und  aus  der  Hand  des  Staates  in  zusammenstimmendem 
Gange  erhalten  wird.  Der  Staat  selbst  unterwirft  sich  in  seiner 
unmittelbaren  Uebung  der  Willenseinheit  und  der  Gesamtmacht 
einer  die  soziale  Gesamtbewegung  umschliessenden  und  durch- 
dringenden Ordnung. 

Seine  Doppelaufgabe  in  Herstellung  und  Handhabung  des 
gesamtheitlichen  Wollens  und  Machens  vollzieht  nun  der  heutige 
Staat  in  dreierlei  grossen,  bei  aller  verhältnismässigen  Unabhängig- 
keit dennoch  zusammengreifenden  Funktionen:  in  dem  einheit- 
lichen Lenken  der  sozialen  (volksgemeinschaftlichen)  Gesamtbe- 
wegung oder  dem  Regieren  ,  in  der  Aufstellung  der  unverbrüch- 
lichen Richtlinien  (Rechtsbestimmungen)  für  das  öffentliche ,  pri- 
vate und  familienhafte  Thun  und  Lassen  Aller  oder  der  Gesetz- 
gebung, endlich  in  der  Verwaltung,  d.  h.  in  der  Durchführung 
der  unmittelbaren  und  der  mittelbaren  Aufgabe  des  Staates  für 
alle  besonderen  ordentlichen ,  wie  ausserordentlichen,  einmaligen 
wie  wiederkehrenden  Fälle  des  Bedürfnisses  gesamtheitlicher 
Willens-  und  Machtübung. 

So  ist  das  Wesen  des  Staates,  bezw.  des  staatlichen  Handelns 
im  allgemeinen.  Und  nun  wird  es  nicht  mehr  schwierig 
sein,  denjenigen  Teil  oder  diejenige  besondere  Seite  staat- 
lichen Handelns,  welche  man  nach  festumgrenztem,  scharfem 
Begriff  Politik  zu  nennen  hat,  positiv  zu  bestimmen.  Dazu 
diene  das  Folgende  ! 

Jede  der  unendlich  vielgestaltigen  Erscheinungen  staatlicher  Art 
hat  stets  zwei  thatsächlich  zwar  in  einander  sich  verschlingende, 
jedoch   theoretisch   und    praktisch    auseinanderzuhaltende    Seiten: 
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die  Seite  des  jeweiligen  Gleichgewichtszustandes, 
des  F  eststehens  oder  festgeordneten  gleich  mas- 
sigen Fortlaufens,  und  eine  zweite  Seite  der  Flüssig- 
keit, des  Werdens,  der  Veränderung,  der  erst  im 
Einzelfalle  fertig  zu  bringenden  Entscheidung, 
des  erst  zu  Schaffenden,  oder  der  Erhaltung  als 
eines  fortgesetzten  Neuschaffens.  Man  kann  den 
thätigen  Staat  nach  der  ersten  Seite  das  laufende  Staatsleben 
nennen  und  hat  dann  die  andere  Seite  aller  seiner  Erscheinungen 
als  Politik  zu  bezeichnen. 

Nach  der  einen  Seite  wirken  die  jeweils  gegebenen  Träger 
der  Macht  —  oberste  Gewalten,  Vertretungskörper,  Beamte,  po- 
litisches Publikum  als  feststehende  Machtgrössen ,  welche  ein  in 
dem  gewaltigen  Körper  des  ganzen  positiven  Rechtes  festgelegtes 
gesamtheitliches  Wollen  unverrückbar  festhalten  und  auf  mehr 
weniger  gleichmässig  wiederkehrende,  allseitig  fest  normierte  Be- 
dürfnisfälle staatlicher  Art  anwenden.  Nach  der  anderen  Seite  er- 
geben sämtliche  Erscheinungen  staatlicher  Art  die  Thatsache,  dass 
gesamtheitliches  Wollen  nicht  ein  für  alle  Male 
voraus  hergestellt  und  für  immer  gegeben  ist, 
dass  Grösse,  Art  und  Verteilung  der  gesamtheit- 
lichen Macht  auf  verschiedene  Träger  wechselt, 
dass  die  Macht  sorgfältig  erst  zu  bilden  und  im- 
mer neu  zu  gliedern  ist,  dass  die  Macht  gebenden 
Kräfte  immer  wieder  neu  gesammelt  werden 
müssen,  dass  nicht  für  jeden  einzelnen  Bedürf- 
nisfall durchgreifend  ein  ins  Einzelne  durch- 
reichendes p  OS  i  t  i  v  es  Re  ch  t  sich  voraus  aufstellen 
lässt,  dass  erst  im  gegebenen  Fall  die  staatlich 
zweckmässigste  unter  mehreren  möglichen  An- 
wendungen des  Gesamtwillens  und  der  Macht  zu 
finden,  rein  mechanisch  laufende  Staatsthätig- 
keit  überhaupt  ausgeschlossen  ist.  Man  hat  daher 
jene  Erscheinungen,  in  welchen  ein  Beharren  und  Feststehen  sich 
äussert,  obwohl  es  auch  im  Staat  absolut  stabile  Gleichgewichts- 
zustände nicht  giebt,  als  das  s.  z.  s.  mechanisch  fortlaufende,  bis 
auf  weiteres  in  seiner  Richtung  fest  bestimmte  Staatsleben,  von 
dem  Erscheinungskreise  der  politischen  Thatsachen  durchgehends 
zu  trennen,  gleichsehr  für  die  Praxis  wie  für  die  Wissenschaft. 

Die  allgemeine  Grundaufgabe  der  eigentlichen  Po- 
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litik  besteht  im  Kleinen  wie  im  Grossen  darin,  überhaupt  gesamt- 
einheitliches Wollen  —  Staatswollen,  und  die  Mittel  für  die  Durch- 
führung des  Staatswillens  zu  erreichen,  oder  wenn  man  das  Wort 
Macht  nicht  im  beschränkten  Sinne  blosser  mechanischer  Zwangs- 
gewalt versteht,  Macht  zu  bilden,  zu  erlangen  und  u  n- 
ter  wechselnden  Umständen  zu  erhalten,  immer 
aufs  Neue  herzustellen.  Staatliche  Macht  im  weiteren 
Sinne  ist,  allerdings  gestützt  auf  äussere  Wafifen-  und  Finanzmacht, 
Beherrschung  des  gesamtheitlichen  WoUens ,  Kraft ,  für  volksge- 
samtheitliche  Interessen  ein  Willensübergewicht  des  Volks  und  die 
äusseren  Mittel  für  das  Durchführen  dieses  Willens  zu  erlangen. 
Angefangen  von  der  Gründung  bis  zur  Auflösung  eines  Staats 
hört  diese  Grundaufgabe  aller  Politik,  Machtbildung  und  Macht- 
erlangung im  eben  genannten  Sinne  des  Wortes  nimmer  auf. 

Zur  Bildung  und  Erlangung  staatlicher  Macht  kommt  als  we- 
sentlicher Inhalt  der  Politik  hinzu  die  zweckmässige  Anwen- 
dung der  gebildeten  und  verfügbaren  Macht  für  solche  Regie- 
rungs-,  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsfälle,  deren  Lösung  über 
die  bloss  mechanische  Anwendung  des  positiven  Rechts  hinaus- 
liegt, d.  h.  Willensbildungen  und  Machtübungen  für  den  besondern 
Fall,  nach  wechselnden  Umständen  und  nach  Wahl 
unter  mehreren  Ausführungsmitteln.  Immer  handelt 
es  sich  im  politischen  Handeln  um  Einsetzung  erst  zu  bildender 
oder  schon  gebildeter  Macht  für  Aufgaben,  die  erst  zu  lösen,  oder 
nur  angefangen  und  bloss  in  den  Grundzügen  rechtlich  festgelegt  — 
nach  Zeit   und  Umständen  zweckmässig  zu  Ende  zu  führen  sind. 

Die  Politik  hat  hienach  eine  allgemeine  ,  allumfassende  und 
zahllose  besondere  Aufgaben  zu  ihrem  Inhalt. 

Es  gilt,  einmal  überhaupt  Gewalten  zu  schaffen  und  zu  er- 
halten, welche  vom  gesamtheitlichen  Wollen  des  Volkes  getragen 
und  in  den  Besitz  von  äusseren  Mitteln  gesetzt  sind,  mittelst  deren 
der  einheitliche  oder  mehrheitliche  Gesamtwille  in  der  Ausführung 
erzwungen  werden  kann.  Und  zweitens  gilt  es ,  für  bestimmte 
einzelne  Aufgaben  gesamtheitliches  Wollen  zu  erzeugen  und  sei  es 
frei  sei  es  zwingend  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Die  staatliche  Machtbildung  überhaupt,  gleichbedeutend 
mit  der  Gründung  und  dem  Wachstum  der  Staaten  ist  das  Werk 
fortgesetzter  politischer  Arbeit  der  Jahrhunderte.  In  diesen  Jahr- 
hunderten müssen  alle  Organe  des  Staats,  nicht  bloss  die  regie- 
renden Mächte,  sondern  auch  die  Vertretungskörper,  die  Beamten 
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jeder  Gattung,  die  freien  Politiker  und  Parteiführer  für  die  Ent- 
stehung und  Steigerung  der  Macht  gearbeitet  haben  ;  versäumten 
sie  ihre  oberste  politische  Pflicht,  zur  Stärkung  und  Erhaltung  der 
Macht ,  dieses  gemeinsamen  Markes  im  Körper  aller  Träger  der 
Staatsgewalt  beizutragen,  so  musste  der  Staat,  wenn  er  nicht  zer- 
riss,  in  Unmacht  fallen;  kaum  ist  etwas  irriger,  als  die  Meinung, 
dass  nur  die  obersten  Träger  der  Regierungsgewalt  Politiker  der 
allgemeinen  Machtbildung  und  Machterhaltung  seien,  dass  sie  aus- 
schliesslich als  berufene  Träger  der  obersten  und  allgemeinsten 
politischen  Aufgabe  sich  darstellen.  Volksvertretungen ,  welche 
ihre  Schuldigkeit  thun,  pflichttreue  Beamte  jeder  Klasse,  welche 
durch  ihre  Geschäftsführung  dem  Staate  die  Herzen  seiner  Unter- 
thanen  zuwenden,  Einzelne,  welche  in  Presse  und  Litteratur,  in 
Versammlungen  und  in  geselligen  Kreisen  staatzerreissenden  Strö- 
mungen einer  irregeleiteten  öffentlichen  Meinung  wirksam  ent- 
gegentreten, Parteiführer,  welche  schliesslich  die  Sonderinteressen 
und  Sonderanschauungen  der  Ihrigen  dem  allgemeinen  Wohl  un- 
terordnen ,  wirken  als  patriotische  Machtbildner  vielleicht  aller- 
ersten Ranges.  Dagegen  gelingt  es  leicht  einem  Nachfolger  grosser 
Machtbildner  in  wenigen  Jahren  das  vom  Vorgänger  gesammelte 
allgemeine  Machtkapital  zu  verprassen  ;  alle  autokratische  Selbst- 
überhebung und  Selbstüberschätzung  von  Republikanern  wie  von 
Monarchen  ist,  da  sie  die  innere  Stimmung  eines  übermächtigen 
Volkswillens  für  den  Staat  eher  hemmt  als  fördert,  keinesfalls 
dazu  angethan,  dem  Volke  das  unschätzbare  Kapital  der  Macht 
des  Staates  zu  mehren  und  zu  erhalten.  Vor  allem  sind  es  die 
bedeutenden,  beim  Volk  angesehenen  Persönlichkeiten  ausserhalb 
wie  innerhalb  amtlicher  Stellungen,  welche  durch  Einlegen  ihres 
Gewichtes  die  Wagschale  der  Staatsmacht  überwichtig  oder  un- 
terwichtig machen ,  sie  haben  eine  besondere  Pflicht  politischer 
Machtbildung.     Herbart  hat  dies  treffend  hervorgehoben. 

Ein  weiteres  grosses  Gebiet  politischer  Thätigkeiten  eröffnet 
sich  dem  Auge,  sobald  dieses  auf  die  Bestrebungen  sich  richtet, 
durch  welche  die  seit  Jahrhunderten  gebildete  und  überlieferte 
Macht  im  Staate  bestimmten  Trägern  zugewendet 
werden  will.  Um  die  Thronfolge  wird  von  Personen  und  Parteien 
selbst  in  der  Monarchie  politisch  gerungen  ,  wenn  die  Erbfolge 
rechtlich  nicht  ganz  festgelegt  und  Usurpation  möglich  ist.  Um  die 
Erlangung  der  Ministerposten  im  Staate  entzünden  namentUch  die 
verfassungsmässigen  Staaten  ein  heisses  politisches   Ringen.     Die 
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periodische  Neubesetzung  der  Vertretungskörper  versetzt  das  ganze 
Volk  in  die  politische  Siedehitze  des  Wahlkampfes.  Um  die  Gel- 
tung in  der  öffentlichen  Meinung  und  um  die  führende  Stellung 
an  der  Spitze  der  Parteien  entbrennt  in  lichter  Lohe  die  politische 
Rivalität  frei  am  Staatsleben  sich  beteiligender  Persönlichkeiten. 
Selbst  in  Staaten  mit  relativ  geordnetem  ständigem  Verwaltungs- 
wesen treiben  Cliquen  eine  Politik  der  Stellenbesetzung  in  ihrem 
Sinne  und  Interesse.  Nicht  bloss  die  Grösse,  auch  die  thatsäch- 
liche  Zuteilung  der  Macht  ist  bei  jeder  der  vier  Gattungen  staat- 
licher Organe  —  Regierung,  Volksvertretung ,  Beamten,  politisie- 
rendem Publikum  —  dem  Wechsel  unterworfen,  flüssig,  daher  von 
der  Politik  mehr  oder  weniger,  doch  immer  ziemlich  stark  durch- 
drungen. 

Auch  mit  den  Erscheinungen  der  Erlangung  bestehender  Macht 
erschöpft  sich  das  Gebiet  der  eigentlich  politischen  Thatsachen 
nicht.  Es  erübrigt  weiter  der  fast  unermessliche  Kreis  von  Auf- 
gaben ,  für  die  verschiedenartigsten  Gegenstände  der  Regierung, 
der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  den  Volks-  und  den  In- 
teressentenwillen zu  gewinnen  und  auf  eine  von  mehreren  mög- 
lichen Weisen  erst  etwas  zu  machen,  was  im  positiven  Recht  nicht 
zu  Ende  bestimmt  ist,  für  besondere  Fälle,  die  sich  überhaupt  nicht 
oder  doch  sämtlich  nicht  vorhersehen  lassen,  die  Entscheidung 
nach  Zeit  und  Umständen  auf  die  zweckmässigste  ,  insbesondere 
auf  die  dem  Ansehen  des  Staats  günstigste  oder  auf  die  über- 
haupt mögliche,  weil  in  der  Richtung  der  geringsten  Widerstände 
sich  bewegende  Weise  zu  treffen.  In  einer  geradezu  zahllosen  Masse 
von  Fällen  stehen  weder  die  Macht  der  Ausführung,  noch  der 
Zweck,  noch  die  Mittel  voraus  und  für  jeden  Fall  gleichmässig 
fest.  Politik  ist  hier  auf  allen  drei  Hauptgebieten  der  Staatsthä- 
tigkeit  und  für  jedes  der  viererlei  Staatsorgane  unumgänglich.  Von 
s.  z.  s.  mechanischem  Ablauf  einer  »Staatsmaschine«  ist  zwar  über- 
haupt nicht,  ganz  besonders  aber  hier  nicht  die  Rede.  Gar  vieles 
ist  flüssig,  erst  im  Werden  und  nach  Zeit  wie  Umständen  zu  machen, 
daher  —  politisch  zu  erledigen.  In  den  verschiedenen  Hauptzweigen 
der  Staatsthätigkeit,  in  den  verschiedenen  Abteilungen  der  Ver- 
waltung, für  die  verschiedenerlei  Organe  der  Staatsthätigkeit  ist 
die  Ausdehnung  und  Intensität  politischer  Bethätigung  zwar  sehr 
verschieden,  wie  alsbald  in  grösster  Kürze  wird  nachgewiesen 
werden  können.     Allein  Arbeit  politischer  Art   überhaupt   durch- 
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dringt  alle  Sphären  des  Staatslebens,  wenn  sie  auch  nicht  alle 
Poren  des  letzteren  ganz  ausfüllt. 

Politik  wird  hienach  als  die  eigentlich  schöpferische 
Seite  der  Staatsthätigkeit  anzusehen  sein ,  obwohl  sie 
sich  nicht  minder ,  wie  das  laufende  Staatsleben  streng  innerhalb 
des  positiven  Rechtes  und  der  Sittengesetze  zu  bewegen  hat. 

Die  Politik  hat  deshalb  ihren  breitesten  Boden  und  ihren 
reichsten  Inhalt  auf  dem  Boden  der  Fort- ,  Um-  und  Rück  b  i  1- 
dung  des  Bestehenden.  Dafür  gilt  es,  gesamtheitliches  Wollen 
zu  erzeugen  und  die  zielführlichen  Mittel  zu  gewinnen,  statt  fest- 
stehendes Recht  mit  schon  gegebenen  Mitteln  nach  zeitweilig  un- 
veränderlichen Regeln  zur  Geltung  zu  bringen.  Der  für  jede  Zeit 
überaus  inhaltreiche  und  weite  Kreis  der  Entwickelung  des 
Ganzen  im  Einzelnen  und  des  Einzelnen  im  Ganzen  aus  der 
Gegenwart  heraus  in  die  Zukunft  hinein,  das  E  n  t- 
stehenlassen  aus  dem  Bestehenden  heraus,  das 
Wachstum  und  der  Verfall  der  Volksgemeinschaften  sind  die  an 
Politik  reichsten  Gebiete  staatlicher  Thatsachen.  Fortbildende, 
umbildende ,  rückbildende  Schöpfung  staatlicher  Art ,  sittlich  be- 
wirkte Entwickelung  ist  immer  und  überall  der  Haupttrumpf  der 
Politik,  und  gerade  deshalb,  weil  die  menschliche  Gesellschaft, 
die  Gesamtheit  der  Volksgemeinschaften ,  als  die  relativ  mindest 
abgeschlossene,  vielmehr  in  den  immer  rascheren  Entwickelungs- 
lauf  der  Civilisation  erst  hineingeratende ,  aber  sittlich  auszu- 
wirkende Stufe  der  allgemeinen  Schöpfung  sich  darstellt,  —  ich 
habe  hierüber  in  meiner  »allgemeinen  Entwickelungslehre  des  so- 
zialen Körpers«  (»Bau  und  Leben«  2.  Aufl.  i.  Bd.)  eingehendst 
gehandelt  —  nimmt  die  politische,  die  schöpferische  Seite  der 
Staatsthätigkeit  eine  gewaltige  ,  extensiv  und  intensiv  wachsende 
Stellung  ein. 

Nur  darf  man  sich  hiebei  zwei  Dinge  nicht  verhehlen.  Auch 
die  blosse  Erhaltung  ist  fortgesetzte  Neubildung  nach  der  alten 
Beobachtung  der  conservatio  contimia  creatio.  Sodann  bleibt  vieles, 
was  in  den  grossen  Umrissen  durch  das  positive  Recht  voraus- 
gesehen ist ,  erst  im  vorkommenden  Falle  der  Erfüllung  durch 
schöpferische  Zusatzthätigkeit  vorbehalten ,  ist  also 
erst  zu  Ende  zu  schaffen.  Und  so  behält  es  doch  seine  Richtig- 
keit, dass  die  Politik  ihrem  ganzen  Umfange  nach  den  wesent- 
lich schöpferischen,  nicht  schon  festgelegten 
und  gebundenen  Teil    aller  Staatsthätigkeit   dar- 
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stellt.  Die  letztere  bedarf  eben  ihrem  ganzen  Umfang  nach  in 
einer  bestimmten  Richtung  der  Politik,  da  alles  auch  im  Staate 
im  Fluss  ist  und  bleibt. 

Der  zutreffendste  deutsche  Ausdruck  für  Politik  ist  und  bleibt 
hienach  der  Name  der  Staats  kunst.  Allerdings  nur 
in  dem  bestimmten  Sinne  des  schöpferischen  G  e  s  t  a  1- 
tens,  nicht  des  technischen  Nachmachens  und 
Fortmachens;  denn  allgemeine  Kunstfertigkeit ,  eine  be- 
stimmte Technik  hat  jeder,  der  am  und  im  Staate  mechanisch  ar- 
beitet, bis  auf  die  Abschreiber  und  Registratoren  herab  notwendig. 
Mehr  oder  weniger  originelles  Schaffen  ,  nicht  Kopieren  und  Ar- 
beiten nach  Muster  und  fester  Vorschrift  ist  es,  was  den  Politiker 
als  originellen  Erzeuger  und  Lenker  gesamtheitlichen  Wollens  und 
Handelns  für  erst  zu  lösende  und  zu  vollendende  Aufgaben  aus- 
macht. Wahrhaft  fruchtbare  Künstler  am  und  im  Staate  werden 
freilich  nicht  immer  diejenigen,  welche  im  Besitz  der  höchsten 
Stellungen  sich  befinden;  während  sie  sich  in  staatsmännischen 
Geberden  spreizen ,  sind  sie  oft  nur  Stümper  und  Handlanger. 
Zahllos  bleiben  überall  und  immer  die  unfähigen  Pfuscher  und 
ideenlosen  Intriguanten ,  während  der  nach  amtlicher  Gewalt- 
stellung Geringste  im  stände  ist,  ausschlaggebende  Gewichte  in 
die  Wagschale  der  Geschichte  zu  werfen  und  —  mit  Droysen  zu 
reden  —   »Namen  zu  geben  der  rollenden  Zeit«. 

Die  im  Vorstehenden  gegebene  Feststellung  des  »Wesens  der 
Politik«  besteht  die  Probe  der  Thatsachen  des  ganzen  praktischen 
Staatslebens,  sowie  des  allgemeinen  Vorstellungskreises,  auch  die 
Probe  der  Nomenklatur  der  Staatswissenschaft  betreffend  »Politik«. 

Einmal  wird  unsere  Auffassung  dadurch  betätigt,  dass  unter 
sämtlichen  Organen  des  Staatslebens  hauptsächlich  die  staatslen- 
kenden Persönlichkeiten,  dann  die  Volksvertreter,  die  Agitatoren 
und  Parteiführer,  mehr  als  die  Besorger  der  fortlaufenden  Staats- 
geschäfte, die  Beamten  für  Politiker  und  Werkführer  der  eigent- 
lichen politischen  Arbeit,  der  fortlaufenden  Schöpfung  der  zivilen 
Welt  gelten.  Ihnen  liegt  das  Bilden,  Erlangen  und  praktische  An- 
wenden der  Macht  nach  den  wechselnden  und  fortschreitenden 
Bedürfnissen  des  Lebens  ob.  Doch  darf  man  nicht  glauben,  dass 
der  ständige  Staatsbeamte  nicht  auch  mit  Tropfen  politischen  Oels 
benetzt  sein  müsse  ;  zahlreiche  Aemter  verlangen  politische  Köpfe. 
Allein  der  nach  festen  Regeln  kraft  feststehender  Befugnisse  un- 
angefochten weiter  laufende,  weniger  politisch  als  mechanisch  sich 
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abspielende  Dienst  nimmt  beim  Verwalten  im  ganzen  genommen 
dennoch  mehr  Spielraum  ein ,  als  innerhalb  des  Regierens  und 
innerhalb  der  Volksvertretung,  wo  die  Arbeit  nicht  wesentlich  po- 
litischer Art  doch  auch  nicht  fehlt.  Die  s.  g.  »hohe  Politik«,  d.h. 
die  Regierungs-  und  Parlamentspolitik,  die  »grosse«  Politik  der 
Parteien  ist  es  hauptsächlich ,  woran,  wenn  von  Politik  die  Rede 
ist,  zuerst  gedacht  wird. 

Dieser  Gedankengang  führt  zu  einer  zweiten  Probe  der  hier 
vertretenen  obigen  Auffassung.  Unter  den  drei  Grundthätigkeiten 
des  Staates  —  Staatslenkung,  Gesetzgebung  und  Verwaltung  —  sind 
anerkannt  hauptsächlich  die  beiden  ersteren  die  Gebiete  der  Po- 
litik, obwohl  auch  sie  ein  starkes  Gerippe  mechanischen  Dienstes  im 
Leibe  tragen.  Die  Regierenden  stehen  täglich  neuen  Bedürfnissen 
und  Machtverkettungen,  anderen  Widerständen  und  gesamtheitlichen 
Willensströmungen  gegenüber  und  die  Aufgabe  der  Gesetzgeber 
ist  es,  samtheitlichen  Willen,  der  noch  nicht  feststeht,  für  unbe- 
stimmte Zeit  oder  periodisch  erst  festzulegen. 

Die  Staatsthätigkeit  in  »auswärtigen  Angelegenheiten«  wird 
oft  Politik  schlechthin  genannt  und  daran  ist  etwas  Richtiges.  Die- 
selbe entbehrt  zwar  des  mechanischen,  nicht  politischen  Dienstes  z.  B. 
im  Konsularwesen  nicht,  aber  sie  ist,  soweit  die  Regierung  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  in  den  Händen  hat,  mit  innerer  Notwen- 
digkeit eigentliche  Politik ;  denn  in  internationalen  Dingen  waltet 
nicht  einheitliche  Macht,  sondern  ein  stets  erst  neu  zu  stimmendes 
Konzert  einander  souverän  begegnender  und  häufig  genug  wider- 
strebender Sonderstaatswillen.  Das  Gewebe  der  Staatsverträge  ist 
wenig  ausgedehnt,  von  geringer  Festigkeit  und  als  Grundlage  eines 
mit  Sicherheit  gleichmässig  fortlaufenden  Völkerrechtslebens  nicht 
entfernt  dem  Stamme  positiven  Nationalrechts  gleich,  wozu  kommt, 
dass  die  zu  lösenden  Aufgaben  weit  mehr  wechseln,  rascher  auf- 
und  untertauchen.  Die  Staatsthätigkeit  in  auswärtigen  Angelegen- 
heiten ist  eben  überwiegend  durch  die  Regierungsmacht  als  Trä- 
gerin der  Volkseinheit  durchzuführen  und  sie  ist  in  der  Hand  der 
Regierung  nach  der  Natur  der  Sache  ganz  überwiegend  Politik. 

Nur  soll  man  nicht  glauben,  dass  in  der  inneren  Staatsthätig- 
keit das  Politische  verhältnismässig  so  gar  sehr  zurücktrete.  Auch 
im  Inneren  ist  die  Regierungs-  und  Gesetzgebungsthätigkeit  über- 
wiegend politisch^  Arbeit.  Selbst  wo  die  Regierung  nach  dem 
Buchstaben  des  öffentlichen  Rechts  absolut  ist ,  hat  sie  des  Be- 
standes wegen  darauf  zu  sehen,  dass  sie  für  ihre  Handlungen  und 
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Festsetzungen  die  Zustimmung  des  Volkes  besitze  und  durch  Staats- 
klugheit in  der  Leitung  der  Verwaltung  die  Unterthanen  zufrieden 
erhalte.  Vollends  im  Staate  mit  mehr  oder  weniger  einflussreicher 
Volksvertretung,  in  welchem  ein  immer  neues  Ringen  widerstreben- 
der Kräfte  und  Interessen  weiten  Spielraum  hat,  sind  die  konstitutio- 
nellen Kräfteparallelogramme  fortgesetzt  in  immer  neue  einheitliche 
Mittelrichtungen  umzusetzen.  In  der  Verabschiedung  des  Voran- 
schlages zumal  erscheint  alles  flüssig ,  von  der  erstmaligen  oder 
erneuten  Verwilligung  der  Mittel  abhängig.  Regierungs-  und  Ver- 
tretungskräfte sitzen  da  um  die  Majorität  ringend  am  politischen 
Webstuhl  der  Zeit  und  weben  des  Volkes  »lebendiges  Kleid«,  wo- 
bei sie  oft  genug  ihr  Brot  mit  Thränen  essen  und  kummervolle 
Nächte  durchwachen. 

Bei  der  Verwaltung  dagegen  tritt  die  schöpferische  Staats- 
thätigkeit  weit  mehr  zurück ;  bestimmte  nicht  erst  vom  Verwal- 
tungsbeamten zu  schaffende  Macht  ist  dem  Verwaltungsbeamten 
für  bestimmt  abgegrenzte  Befugnisse  zur  Verfügung  gestellt;  die 
finanziellen  Mittel  sind  ihm  im  Etat  zugewiesen;  das  Gesetz,  das 
er  anzuwenden  und  wonach  er  selbst  zu  verfahren  hat,  ist  mehr 
oder  weniger  fest  gegeben  und  eine  unabänderliche  anerkannte 
Technik  liegt  seiner  Arbeit  zu  Grunde.     Das  ist  die  Regel. 

Doch  fehlt  auch  der  Verwaltung  die  politische  Ader  nicht 
ganz.  Wenn  die  richterliche  Thätigkeit  bei  den  Urteilsfällungen 
sich  der  Politik  pflichtgemäss  ganz  entschlägt,  so  ist  doch  schon 
die  höhere  Justizverwaltung,  z.  B.  bei  Ausübung  des  Begnadigungs- 
rechtes, von  politischen  Motiven  mitbestimmt  und  jedes  Gutachten 
eines  Richterkollegiums  über  zu  schaffende  oder  abzuschaffende 
Justizgesetze  läuft  tief  in  die  Politik  hinein.  Aehnlich  verhält  es 
sich  auch  bei  der  an  sich  mechanisch  strengen  Heeresverwaltung. 
Vollends  die  s.  g.  innere  Verwaltung  heischt  in  ihren  verschiedenen 
Zweigen  neben  dem  mechanischen  Dienst  mehr  oder  weniger  Politik 
auch  der  ausführenden  Beamten,  um  für  neue  Einrichtungen  samt- 
heitliches  Wollen  zu  stände  kommen  zu  lassen,  widerstrebende  In- 
teressen unter  Einen  Hut  zu  bringen,  wechselnde  Widerstände  mit 
Auswahl  der  Mittel  zu  überwinden ,  stets  aber  die  Neigung  des 
Volkes  dem  Staate  zugewendet  zu  erhalten ;  sie  heisst  daher  auch 
»die  politische  Verwaltung«  schlechtweg,  z.  B.  in  Oesterreich. 

In  einer  dritten  Richtung  findet  die  hier  vertretene  Auffassung 
des  »Wesens  der  Politik«  eine  Bestätigung.  Nämlich  in  den  Anfor- 
derungen, welche  die  geläuterte  Volksvorstellung  an  den  Staats- 
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mann  im  Grossen  und  an  staatsmännisches  Wirken  im  kleinen  stellt. 

Aristoteles  hat  für  die  Staatsmannschaft  einen  » Kenner  des 
Seienden  und  einen  Macher  des  Seinsollenden«  (ö-ctopriO-ixö;  xwv 
övT(i)v,  Tipaxttxos  Twv  OEovxiov)  gefordert.  In  der  That  muss  der 
Staatsmann  Kenner  des  Bestehenden,  nicht  bloss  des  bestehenden 
Rechtes,  sondern  auch  alles  Dessen  sein,  was  am  Bestehenden  der 
Herstellung  des  Seinsollenden,  der  schöpferischen  Staatsthätigkeit 
günstig  ist  oder  widerstrebt.  Vor  allem  muss  er  sein  Volk  kennen 
und  mit  dem  jeweils  gegebenen  Leben  und  Weben  der  Volksseele 
seiner  Nation  vertraut  sein,  den  Herzschlag  der  letzteren  stets  be- 
lauschen, Sach-  und  Menschenkenntnis  im  reichsten  Masse  besitzen. 
Die  Bekanntschaft  mit  dem  was  ist,  bildet  aber  doch  nur  die  Grund- 
lage für  die  Herstellung  dessen,  was  zum  Wohle  des  Volkes  sein 
sollte  und  erst  weiter  oder  immer  neu  zu  machen  ist.  Das  Wissen 
und  Können  ist  im  Staatsmann  doch  nur  die  Unterlage  des  schö- 
pferischen Könnens,  die  Mitgift  des  irpaxTixoi;  twv  oeovtwv. 

Das  Seinsollende,  was  der  Staatsmann  zu  machen  hat,  kann 
nur  Das  sein,  was  seinem  Volke  zur  gegebenen  Zeit  staatlich 
wirklich  ein  Bedürfnis,  wahre  Bedingung  des  Fortbestandes 
und  der  Fortentwickelung  ist ;  dasjenige,  was  zur  Zeit  und  nach 
dem  praktischen  Staatsbedürfnis  des  Volkes  sein  soll  und  zu  ge- 
stalten ist,  macht  die  Aufgabe  wahrer  Politik  aus.  Das  Denken 
des  Staatsmannes  ist  daher  nicht  das  prometheische  Denken  des 
seiner  Zeit  weit  voraneilenden  Idealisten,  welcher  die  ersten  Funken 
vom  Himmel  holt,  sondern  das  umsichtige  Erfassen  der  Bedürfnisse, 
welche  bereits  im  Volke  leben,  dessen,  was  eben  jetzt  werden 
soll.  Idealisten,  geschweige  Ideologen  sind  nicht  zu  Staatsmännern 
geschaffen  und  berufen.  Fast  noch  schlimmer  als  der  unprak- 
tische Idealismus,  ist  aber  die  völlige  Ideenlosigkeit.  Das  schlaue 
Sichhindurchbetrügen  durch  ernste  Lagen,  das  Sichherumdrücken 
um  laut  an  die  Pforte  der  Geschichte  klopfende  Volksbedürfnisse, 
das,  was  in  Oesterreich  ein  leitender  Minister  das  »Fortwursteln« 
und  »Sichdurchfretten«  genannt  haben  soll,  ist  das  Gegenteil  dessen, 
was  vom  Staatsmann  zu  verlangen  ist  und  wirklich  verlangt  wird. 
Die  praktisch  weise  Vorsorge  und  Voraussicht,  Vorsehung  für 
das  gegebene  Volk  und  die  gegebene  Zeit  ist  staatsmännische 
Grösse  und  in  dieser  Hinsicht  haben  die  Römer  dem ,  was  wir 
heute  Politik  nennen,  den  Namen  civilis  Providentia  oder  prudentia 
—  nur  nicht  im  Sinne  der  ideen-  und  gewissenlosen  »Schlauber- 
gerei«  —  mit  bestem  Grunde  gegeben. 

39* 
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Zur  Lösung  seiner  eigentlichen,  nämlich  praktischen  Aufgabe 
gehört  nun  zweierlei,  was  vom  Staatsmanne  auch  wirklich  verlangt 
wird:  einmal  die  Aufstellung  und  Festhaltung  des  Seinsollenden  zu 
mehr  oder  weniger  unverrückbaren  Zielen  und  zweitens  die  Gewin- 
nung der  Macht,  des  samtheitlichen  WoUens  und  Könnens  für  diese 
Ziele.  Der  Staatsmann  ist  also  nicht  bloss  Vorher  s  eher  des  Sein- 
sollenden, er  muss  auch  thätiger  Vorsorger,  er  muss  im  besten  Sinne 
des  Wortes  ein  Macht  mensch  sein,  welcher  für  die  Ziele  gleich  sehr 
der  inneren  wie  der  auswärtigen  Politik  die  erforderliche  Durch- 
führungsmacht, die  Zustimmung  des  Volkes  und  dessen  Opferwillig- 
keit zu  Stande  bringt. 

Er  muss  allerdings  nicht  dafür  die  Macht  aufzubringen  ver- 
stehen, dass  er  seine  Ziele  stets  geradeaus  und  auf  einmal  erreicht. 
Er  darf  aber  das  Ziel  nicht  überhaupt  aus  dem  Auge  verlieren, 
nicht  stets  einen  Schritt  vorwärts  kommen  wollen,  um  bald  darauf 
zwei  zurückmachen  zu  müssen.  Er  muss  seine  Kraft  und  Zeit  so 
einteilen,  dass  sie  für  die  Erreichung  des  Zieles  auf  welchen  Wegen 
und  Umwegen  im  ganzen  ausreicht.  Er  darf  deshalb  die  Sehne 
der  Macht  nicht  für  unbedeutende  Kleinigkeiten  anspannen,  nicht  mit 
Kanonen  auf  Spatzen  schiessen.  Er  darf  aber  vor  allem  nicht  ausser 
acht  lassen,  dass  wenigstens  bei  einem  rechtlich  und  sittlich  wohl- 
gesinnten Volke  Rechtsbruch  und  Unmoral  nicht  Macht  schaffen, 
sondern  solche  verderben,  also  unpolitisch  sind,  dass  für  an  sich  ge- 
sunde, auf  nachhaltigen  Erfolg  gerichtete  Politik  der  Machiavellis- 
mus  nicht  bloss  ein  Verbrechen,  sondern  eine  Thorheit  ist ;  »folie« 
ist  aber  in  der  Politik  nach  Talleyrand  plus  q'rm  crime.  Klugheit 
ist  eine  Haupteigenschaft  des  Staatsmannes,  aber  Rechtsbruch  und 
Unmoral  sind  nicht  Forderungen  der  Klugheit.  Die  Politik  als 
civilis  Providentia  bedeutet  nicht  Verschmitztheit,  nicht  Ränke- 
sucht, nicht  Heiligung  der  Mittel  durch  den  Zweck,  nicht  Unrecht 
und  Unmoral.  Diese  schaffen  nicht,  sondern  verderben  die  Poli- 
tik als  staatUche  Machtkunst ,  als  welche  sich  dieselbe  nach  der 
so  eben  beleuchteten  Seite  darstellt. 

Die  eingangs  erwähnte  Ausdehnung  des  Begriffes  der  Politik 
über  das  Gebiet  der  staatlichen  Erscheinungen  hinaus  ist  zwar 
eine  Ausschreitung  des  Sprachgebrauchs,  ergiebt  aber  für  unsere 
Auffassung  des  Wesens  der  Politik  eine  Bestätigung ;  denn  sie  ist 
von  der  Einsicht  in  das  wahre  Wesen  der  Politik  getragen.  Wo 
im  selbständigen,  vom  Staat  unabhängigen,  sei  es  weltlichen,  sei 
es  religiösen  Leben  des  Volkes  von  politischem  Verhalten  und  Be- 
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nehmen,  kurz  von  einem  »Politikus«  die  Rede  ist,  denkt  man  da- 
bei immer  an  ein  kluges  Machen  des  Seinsollenden,  an  erfolgreich 
schöpferisches  Handeln ,  an  weises  praktisches  Voraussehen ,  an 
eine  Gewinnung  der  Zustimmung  widerstrebender  Willen,  nicht  an 
den  mechanischen  Geschäftsablauf,  nicht  an  Thatsachen  stabiler 
Gleichgewichtszustände  ,  noch  an  ewig  gleiches  Ableiern  von  Ge- 
wohntem. Sicheres  Denken  wird  die  Ausdehnung  des  Begriffes  der 
Politik  über  den  Bereich  der  staatlichen  und  der  dem  StaatHchen 
wesensgleichen  kommunalen  Erscheinungen  zwar  ablehnen  müssen, 
aber  die  Anerkennung  wird  man  auch  hier  selbst  dem  ausschrei- 
tenden Sprachgebrauch  dennoch  nicht  versagen  können ,  dass  er 
im  weitesten  Sinn  als  politisch  analog  dasselbe  ansieht,  was  im 
Gebiet  des  flüssigen  Teiles  der  wirklich  staatlichen  Erscheinungen 
das  Wesen  der  Politik  ausmacht. 

Wir  haben  in  allem  Vorstehenden  die  Politik  als  wirkende 
Staatskunst  aufzufassen  gehabt.  Dieselbe  tritt  jedoch  auch  als  L  e  h  r  e 
im  Kreise  des  staatlichen  Forschens  und  Wissens  auf.  Es  giebt 
Politik  im  Sinne  einer  Staatskunstlehre.  Die  Politik  als  Lehre  be- 
stätigt daher  ebenfalls  die  hier  gegebene  allgemeine  Charakteristik 
der  Politik.  Als  Staatskunstlehre  besitzt  sie  dieselben  Eigentümlich- 
keiten, welche  ihr  als  aktueller  Staatsmachtkunst  eigen  sind.  Alle 
wissenschaftliche  Politik  ist  der  Entwickelung  des  Staatlichen  zu- 
gewendet. Jedoch  nicht  dem,  was  schon  geworden  und  wie  das 
Bestehende  geworden  ist;  das  macht  vielmehr  die  Aufgabe  der 
historischen  Staatslehre  und  aller  einzelnen  Disziplinen  der 
letzteren  aus.  Im  Gegensatz  zur  historischen  Staatswissenschaft 
sind  die  politischen  Disziplinen  der  letzteren ,  soweit  sie  über- 
haupt schon  angebaut  sind  —  die  Volkswirtschaftspolitik,  die  So- 
zialpolitik ,  die  Justizpolitik ,  die  Kirchenpolitik  u.  s.  w.  —  dem 
schöpferischen  Gestalten  des  erst  Werdenden,  dem  kunstvoll  erst 
zu  Machenden,  nicht  dem  schon  Gemachten,  den  Aufgaben  der  Um- 
bildung und  der  Fortbildung,  der  auch  im  Aufrechterhalten  stets 
aufs  neue  schöpferischen  Staatsthätigkeit  zugewendet ,  sei  es  als 
Beschäftigung  mit  der  Gesamtheit  der  politischen  Aufgaben  und 
den  allgemeinen  Kunstregeln,  wie  das  zuletzt  Robert  v.  Mohl  in 
seinen  drei  Bänden  Politik  —  freilich  ohne  einen  Aristoteles  oder 
Machiavelli  auch  nur  entfernt  zu  erreichen  —  kenntnisreich  und 
verständig  versucht  hat ,  sei  es  als  Beschäftigung  mit  einzelnen 
konkreten  Fragen  der  Fort-,  Um-  und  Rückbildung,  was  das  haupt- 
sächliche Fruchtbare  für  die  s.  g.  theoretische  Politik,  die  »wissen- 


6oo        Dr.  Schaffte  :    Ueber  den  tvissenschaftlichen  Begriff  der  Politik. 

schaftliche«  Politik  oder  Staatskunstlehre  ist,  bleiben  und  immer 
mehr  werden  wird.  Die  staatswissenschaftliche  Litteratur  strotzt 
von  Politik  in  diesem  Sinne.  Die  politischen  Disziplinen  oder 
Staatskunstlehren  überhaupt  sind  neben  der  rein  theoretischen 
Staatslehre  so  unvermeidlich  und  notwendig ,  wie  die  i.  e.  S.  so- 
genannten technischen  Fächer  —  Architektur,  Maschinenbaukunst, 
die  ganze  chemische,  mechanische  und  elektrische  Technologie — als 
Lehren  der  menschlich  praktischen  Verwertung  des  Naturwissens 
zu  den  theoretischen  Naturwissenschaften  hinzukommen. 

Die  Methode  der  wissenschaftlichen  Politik  ist  hienach  ge- 
geben. Die  Politik  entwickelt  Bestehendes  oder  ergänzt  inner- 
halb des  Bestehenden ;  sie  fusst  daher  auf  der  Kenntnis  des  Ge- 
wordenseins und  des  Seins.  Historik  und  Statistik  sind 
unerlässliche  V  or  aus  setzun  g  e  n  derselben.  Das  eigenste  We- 
sen der  wissenschaftlichen  Politik  ist  dennoch  das  Trachten  nach 
der  Feststellung  des  praktisch  möglichen  Werdensollens  ,  gleich 
entfernt  von  bloss  historisch-statistischer  Feststellung  wie  von  blosser 
Ideologie  und  »Prinzipienreiterei*.  Der  Born,  woraus  die  wissen- 
schaftliche Politik  ihre  Forderungen  ableitet,  ist  entfernt  nicht  bloss 
die  Intuition  einzelner  praktischer  Köpfe,  welche  Ideen  beibringen 
und  diese  gegebenen  Bedürfnissen  anpassen,  sondern  die  Kund- 
gebung des  politischen  Bedürfens  durch  dasVolk, 
sei  es,  dass  diese  Kundgebung  ungefragt  oder  dass  sie  auf  Anfrage 
erfolgt.  Die  Vorbereitung  der  praktischen  politischen  Ein- 
sichten beruht  heute  wesentlich  auf  Verarbeitung  der  organisierten 
fortlaufenden  Berichterstattung  und  der  Ergebnisse  besonderer 
Enqueten.  Das  praktische  Ideenvermögen  des  gan- 
zen Volkes  unterstützt  und  ergänzt  das  praktische  Ideenver- 
mögen der  führenden  staatsmännischen  Denker  wie  Praktiker.  Das 
Letzte  und  Wesentlichste  ist  dann  aber  doch,  sowohl  beim  wissen- 
schaftlich denkenden  Staatsmann  als  beim  politischen  Theoretiker 
die  Aufstellung  bestimmter  praktischer  Ziele  des  politischen  Han- 
delns. Ein  gedankliches  Hauptmittel  hiefür  ist  die  praktische 
Hypothese,  die  Präsumtion,  d.  h.  die  Vorannahme  des 
Bewirkbaren,  nicht  die  Feststellung  des  Wirklichen,  unter  Prü- 
fung aller  denkbaren  Folgen  der  einzelnen  prakti- 
schen Präsumtionen  oder  B  e  wirkb  ar  ke  ite  n.  Das  bestä- 
tigt auch  methodologisch  die  hier  vertretene  wissenschaftliche  Be- 
stimmung des  Begriffes  der  Politik. 
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Das  Mittelalter  war  eine  Zeit  der  Naturalwirtschaft,  genauer 
der  Agrar-  und  Hauswirtschaft.  Das  Geld  war  wenig  verbreitet, 
es  hatte  in  karolingischer  Zeit  das  Maximum  seines  Wertes  und 
das  Minimum  seiner  Verbreitung.  Der  Verkehr  war  wenig  ent- 
wickelt und  bestand  hauptsächlich  in  Tausch,  Schenkung,  unent- 
geltlicher Leihe  und  Hinterlegung.  Getauscht  wurde  nicht  nur 
Vieh  und  Getreide  gegen  Handwerkszeug,  sondern  auch  Dienste 
gegen  Land  (Dienstlehen).  Dienste  wurden  mit  Naturalien  bezahlt 
und  die  Verpflichtungen  bestanden  in  Diensten  und  Leistungen. 
Grund  und  Boden  hatten  nicht  bloss  eine  privatrechtliche ,  son- 
dern auch  eine  öffentlich  rechtliche  Bedeutung,  darauf  beruhte 
das  Lehenswesen ,  der  Feudalismus.  Die  Gewerbe  waren  Hof- 
handwerke. Jeder  Hof  war  ein  geschlossenes  Ganzes ,  wo  nach 
Möglichkeit  alles  selbst  produziert  und  konsumiert  und  nur  wenig 
auf  fremden  Bezug  und  Absatz  gerechnet  wurde,  d.  h.  es  bestand 
Hauswirtschaft.  Gekauft  mussten  aber  immer  werden  das  Salz, 
Eisen  für  Ackergeräte.  Ueberhaupt  bestand  die  Naturalwirtschaft 
nie  und  nirgends  ausnahmslos,  sie  wurde  vor  allem  durchbrochen 
von  den  Königen  und  Fürsten ,  die  zu  ihren  grossen  Unterneh- 
mungen des  Geldes  nicht  entbehren  konnten,  sodann  durch  die 
Städte,  die  in  erster  Linie  als  Märkte  in  Betracht  kamen.  Ein 
Markt  ohne  Geld  war  eine  etwas  unbehilfliche  und  unvollkommene 
Sache.  Für  grössere  wirtschaftliche  und  politische  Zwecke  war 
das  Geld  immer  notwendig  und  je  höher  man  hinaufsteigt  in  der 
Kultur,    desto  notwendiger  war    sein  Gebrauch.    In    den    kleinen 
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Kreisen  blieb  der  Geldverkehr  noch  gering,  auch  nachdem  in 
höheren  Stufen  bereits  die  Geldwirtschaft  herrschte.  Aber  auch 
hier  konnte  man  das  Geld  doch  fast  nie  ganz  entbehren:  der 
Landmann  brauchte  Geld  für  den  Wochen-  und  Jahrmarkt  der 
benachbarten  Stadt,  wie  zur  Befriedigung  des  Grundherrn. 

Fast  ausschliesslich  herrschten  die  Naturalleistungen  und  Na- 
turalzinse  noch  in  der  karolingischen  Zeit  ^),  doch  schon  im  Schluss 
des  8.  und  9.  Jahrhundert  werden  Geldzinse  z.  B.  im  Allgäu  er- 
wähnt und  Geldzinse  werden  erhöht^).  Im  12.  und  13.  Jahrhun- 
dert aber  werden  die  Naturalleistungen  massenhaft  in  Geld  um- 
gewandelt ').  Damit  verband  sich  die  Auflösung  der  Eigenbetriebe 
der  grossen  Grundherrschaften  und  eine  Hingabe  der  Güter  zu 
einer  Art  Pacht  (pensio)  als  Rentengüter.  Man  hat  diese  beiden  Er- 
scheinungen nicht  mit  Unrecht  erklärt  aus  den  gesteigerten  Geld- 
bedürfnissen, welche  die  grossen  politischen  Unternehmungen  jener 
Zeit  bewirkten. 

Geldrenten  neben  oder  anstatt  Naturairenten  konnte  der  Land- 
mann nur  leisten,  wenn  er  einen  Markt  für  seine  Erzeugnisse  fand. 
Vor  allem  die  Wochenmärkte  dienten  dazu.  Wochenmärkte  finden 
sich  aber  schon  in  der  karolingischen  Zeit  und  in  ottonischer 
Zeit  erhalten  einzelne  Orte  das  Markt-  und  Zollrecht,  so  z.  B. 
Donauwörth  unter  Otto  III.  einen  Samstagsmarkt,  bestätigt  1030 
von  Konrad  II.*).  Mochte  nun  auch  hier  der  Verkehr  sich  vielfach 
auf  einen  Tausch  beschränken ,  so  konnte  es  dabei  doch  nicht 
bleiben  und  die  Jahrmärkte  vollends  konnten  das  Geld  nicht  ent- 
behren. Die  Handwerker  der  Städte  waren  freilich  meistens  unfrei, 
hofhörig  und  gehörten  zu  dem  Fronhof  eines  Klosters  ,  Bischofs, 
Königs  oder  Fürsten  und  es  war  ihnen  nicht  ohne  weiteres  frei- 
gestellt, für  den  Markt  zu  arbeiten,  dies  beruhte  vielmehr  auf  einer 
Bewilligung  des  Grundherrn,  die  neben  dem  cotidie  servire  das 
foro  rerum  venalium  studere  gestattete.  Aber  diese  Bewilli- 
gung war  nicht  allzu  schwer  zu  erlangen ,  da  es  für  die  Grund- 
herrn selbst   von  Vorteil    war.    Je  mehr  Handwerkern   der  Markt 

i)  Der  Pariser  Abtei  St.  Germain  des  Pr^s  mu.ssten  schon  damals  ihre  mansi 
serviles  3  Proz.,  die  mansi  ingenuiles  und  lidiles  aber  schon  25 — 30  Proz.  der  Gesamt- 
leistungen in  Geld  geben  (Guerard), 

2)  Baumann,  Gesch.  des  Allgäus  I,  214. 

3)  Maurer,  Fronhöfe  III,  284.  Während  das  Herrschaftsamt  Oettingen  im  14.  Jahr- 
hundert überwiegend  Geldzinse  erhoben  (Saalbuch  v.  1397),  verzeichnen  die  Saalbücher 
der  Klöster  im  Ries  noch  im  16.  Jahrhundert  meistens  Naturalzinse. 

4)  Maurer,  Städteverfassung  I,  282,  289.    Beton,  Ilist.  Zeitschr.  59,  197. 


Kapttalislische  Anfänge  in  der  Landwirtschaft  und  ii/t   Gewerbe        603 

Beschäftigung  gab,  desto  höher  waren  die  Zinse,  die  die  Hand- 
werker den  Grundherrn  zahlten.  Die  Naturalleistungen  der  Hand- 
werker wurden  am  frühesten  in  Geld  umgewandelt.  Das  Geld  aber 
brachten  die  Händler,  die  von  jeher  frei  waren  und  den  unbehilf- 
lichen Verkehr  zwischen  Bauern  und  Handwerker  erleichterten ; 
nicht  ohne  dass  freilich  die  grundherrliche  Münze,  die  von  den  -Haus- 
genossen« besorgt  wurde,  ihren  Schnitt  an  dem  einlaufenden  Metalle 
machte.  Die  Kaufleute  spielten  neben  den  Grundherren  die  be- 
deutendste Rolle,  in  ihnen  stecken  die  künftigen  Kapitalisten.  Bis  zum 
Ausgang  des  Mittelalters  kann  aber  freilich  von  einem  eigentlichen 
Kapitalismus  nicht  die  Rede  sein.  Das  Geld  der  Kapitalisten  diente 
vor  allem  dem  Verkehr,  weniger  der  Anlage  und  es  kam  vollends  noch 
nicht  als  technisches  Produktionsmittel  in  Betracht.  Wohl  kauften 
städtische  Bürger  schon  im  13.  Jahrhundert  Rentengüter,  die  vor- 
her fast  ausschliesslich  in  feudalen  und  klerikalen  Händen  sich 
befanden  und  das  war  allerdings  eine  Kapitalanlage,  aber  nur  in 
dem  Sinne ,  wie  es  die  noch  immer  mächtige  Naturalwirtschaft 
gestattete  ^).  Eine  eigentliche  Beherrschung  und  Steigerung  der  Pro- 
duktion war  dem  Kapital  nicht  möglich.  Vollends  das  Gewerbe, 
sein  eigentliches  Feld,  suchte  sich  von  ihm  frei  zu  halten,  wie  so- 
gleich hervortreten  wird. 

Die  ersten  Anfänge  der  Geldwirtschaft  waren  also  noch  sehr 
geringfügig,  so  dass  von  einer  Geldwirtschaft  im  eigentlichen  Sinn 
kaum  die  Rede  sein  kann.  Stärker  schwoll  die  neue  Richtung 
gegen  Ausgang  des  Mittelalters  an.  Bekanntlich  hat  Janssen  die 
Kapitalwirtschaft  erst  recht  mit  der  Reformation  beginnen  lassen.  Der 
Verfasser  d.  hat  dieser  Anschauung,  die  in  anderen  katholischen 
Werken  noch  verstärkt  wurde ,  eine  andere  Ansicht  gegenüber- 
gestellt, wie  sie  hauptsächlich  Lamprecht  vertrat,  dass  die  Kapital- 
wirtschaft doch  schon  früher  begann.  Da  war  man  flugs  mit  der 
Anklage  bereit,  der  Verfasser  habe  sich  durch  Laniprecht  be- 
stechen lassen.  Nun  kam  aber  aus  dem  gleichen  Kreise ,  dem 
diese  Anklage  entstammte,  —  welche  Ironie  des  Schicksals  !  — 
eine  Veröffentlichung,  die  die  bescheidene  Ansicht  des  Verfassers 
weit  überbot.  Ich  meine  MicJiaels  deutsche  Geschichte ,  deren 
erster  Band  die  Kulturgeschichte  des  deutschen  Volkes  im  13. 
Jahrhundert  schildert.     Darnach   hat  die  Geldwirtschaft  schon  im 


i)  Ueber  weitere  Momente  des  Eindringens  der  Geldwirtschaft  s.  Lamprecht, 
Dtsch.  Gesch.  V,  57  u.  meinen  Artikel  »Anfänge  d,  Geldwirtschaft«  in  d.  Zeitsch.  f.  Kul- 
turg.  1897  S.  241. 
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13.  Jahrhundert  geherrscht  und  wäre  das  Geld  schon  als  Kapital- 
anlage, als  technisches  Produktionsmittel  in  Betracht  gekommen 
(S.  138).  Bewiesen  oder  im  einzelnen  ausgeführt  wurde  dieses 
freilich  nicht,  auch  nicht  die  Frage  untersucht,  inwiefern  das  Ka- 
pital den  Handwerksbetrieb  zu  beherrschen  gesucht  haben  könnte. 

Es  fehlt  in  der  That  nicht  an  Versuchen  des  Kapitals ,  so- 
wohl einzelne  Handwerksbetriebe  von  kaufmännischen  Unterneh- 
mern, als  in  den  verschiedensten  Betrieben  selbst  die  Gesellen  von 
den  Meistern  abhängig  zu  machen.  Aber  das  Mittelalter  suchte 
diese  Tendenz  noch  hintanzuhalten.  Bei  mehreren  Zunftbildungen 
zeigt  sich  ganz  deutlich  das  Bestreben,  die  Handwerker  von  einer 
kaufmännischen  Bevormundung  und  kapitalistischen  Konkurrenz  zu 
befreien,  —  an  und  für  sich  freilich  waren  die  Zünfte  in  ihrer  über- 
wiegenden Mehrzahl  darauf  angelegt,  das  Handwerk  aus  den  grund- 
herrlichen Fesseln  zu  befreien.  Aber  es  gab  Gewerbe,  in  welchen 
die  Frontstellung  gegen  den  Grosshandel  stärker  sich  geltend 
machte ,  als  die  Stellung  gegen  die  Grundherrschaft.  Besonders 
trifft  das  zu  bei  solchen  Gewerben ,  die  ihre  Rohstoffe  in 
grossen  Massen  durch  den  Handel  bezogen  und  die  fertige  Ware 
dem  Grosshandel  wieder  überliefern  mussten.  Namentlich  war  es 
der  Fall  im  Textilgewerbe.  Dieses  gab  dem  Grosshandel  in  aus- 
giebigem Masse  zu  schaffen.  Die  italienischen  und  flandrischen 
Tuche  waren  in  ganz  Europa  berühmt  und  dann  erlangte  auch 
das  deutsche  und  englische  Gewebe  eine  grosse  Ueberlegenheit. 
In  diesen  Gewerben  waren  nun  die  Handwerker  von  Anfang  ab- 
hängig von  den  Händlern  und  wurden  es  um  so  mehr,  je  stärker 
sich  das  Gewerbe  ausdehnte  und  auf  Absatz  rechnete.  Die  Händler 
machten  die  Preise ,  den  Handwerkern  meistens  zu  nieder  ,  den 
Abnehmern  meistens  zu  hoch. 

Wie  sich  das  Handwerk  zu  dem  kaufmännischen  Kapital 
stellte,  das  möge  an  ein  paar  Beispielen  aus  der  Geschichte  der 
venetianischen  Seidenindustrie  und  der  Ulmer  Barchentweberei 
veranschaulicht  werden  ^). 

In  Venedig  unterstand  das  Seidenhandwerk  der  curia  mer- 
catorum  und  den  consules  mercatorum,  und  die  provisores  serici, 
die  Vorsteher  der  Seidenzucht  mussten  ausführen,  was  die  con- 
sules mercatorum  anordneten.  Diese  Oberaufsicht  dauerte  wohl 
auch  später  noch  fort.     Um  so  ängstlicher  suchte  man  zu  verhin- 

i)  Nach  Broglio  (fAjano,  Die  Seidenindustrie  in  Venedig.  Stuttgart  1893,  und 
Niibling,  Ulms  BaumwoUweberei  im  Mittelalter,    Leipzig  1890. 
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dem,  dass  das  kaufmännische  Kapital  sich  der  Industrie  bemäch- 
tige. Deshalb  wurde  verboten,  dass  die  Kaufleute  eigene  Seiden- 
arbeiter anstellen ;  die  Weber  durften  ihre  Stühle  an  Kaufleute 
nicht  verpfänden.  Wenn  sie  Vorschuss  von  den  Kaufleuten  er- 
hielten, sollten  sie  ihn  durch  Arbeit  abverdienen  ;  mehr  als  20  Du- 
katen sollte  kein  Handwerksmeister  schuldig  werden  ;  was  darüber 
war ,  brauchte  nicht  abverdient  zu  werden.  Die  Meister  sollten 
keine  langjährigen  Verträge  mit  den  Kaufleuten  abschliessen.  Die 
Rohseide  bezogen  die  Weber  von  den  Kaufleuten  und  lieferten 
die  fertigen  Produkte  wieder  an  sie  ab.  Doch  suchten  auch 
das  die  Weber  in  die  Hand  zu  bekommen,  aber  ohne  durch- 
greifenden Erfolg.  Eine  andere  Reihe  von  Verordnungen  suchte 
zu  verhindern,  dass  die  Handwerker  selbst  keinen  kapitalistischen, 
d.  h.  keinen  Grossbetrieb  anfangen ,  daher  wurde  die  Zahl  der 
Stühle  und  Gesellen  beschränkt. 

In  Ulm  war  die  Wollgewebe-  und  Barchentschau  und  damit 
in  gewissem  Sinne  der  Verlag  der  Ware  ursprünglich  Sache  der 
Grundherrschaft,  des  Reichenauer  Klosterhofes.  Aber  der  Haupt- 
kampf der  Weber  richtete  sich  gegen  die  Kaufleute,  die  mit  Schaf- 
wolle vom  Rhein  und  mit  Baumwolle  von  Venedig,  sowie  mit  dem 
fertigen  Barchent  handelten.  Da  der  Barchent  aus  einer  Verbin- 
dung von  Leinwand  als  Kette  und  von  Baumwolle  als  Einschlag 
besteht,  entstand  vor  allem  ein  Streit,  ob  die  Wollweber  oder  die 
Leineweber  zu  seiner  Herstellung  berechtigt  seien.  Diese  Un- 
einigkeit war  den  grossen  Kaufleuten  nicht  unerwünscht.  Die 
»Wollherrn«  beschäftigten  eine  Masse  von  »Gäuwebern«  und  zogen 
grosse  Gewinne  aus  dieser  Hausindustrie,  die  besonders  in  Weis- 
senhorn,  Burgau  und  Pfaflenhofen  betrieben  wurde.  Das  empörte 
die  Stadtweber  und  sie  klagten,  sie  müssen  sich  jahraus  und  jahrein 
am  Webstuhl  plagen  und  müssen  am  Ende  vom  Jahr  froh  sein, 
wenn  sie  sich  mit  Weib  und  Kind  durchschlagen.  Manche  Weber 
suchten  nun  selbständige  Unternehmer  zu  spielen  und  die  ver- 
schiedenen Hände,  durch  die  das  Gewebe  lief,  entbehrlich  zu 
machen,  aber  das  führte  nicht  zum  Ziel,  und  es  wurde  ein  Verbot 
der  Gäuweberei  überhaupt  verlangt.  Doch  der  Rat ,  in  welchem 
die  Kaufleute  ein  Uebergewicht  besassen ,  erklärte ,  der  Barchent 
sei  ein  fremdes  Gewirk  und  gehöre  überhaupt  gar  keiner  Zunft, 
weder  den  Marnern  (Wollewebern)  noch  den  Webern ,  sondern 
dasselbe  sei  von  Anfang  an  im  »Innehaben,  Brauch  und  Gewähr 
der  Stadt  gewesen«.     Wenn  man  die  Gäuweber  ausschliesse,  die 
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überhaupt  wegen  der  Zölle,  des  Fuhrlohns  und  der  Zehrung  stets 
mehr  Auslagen  haben,  als  der  Stadtweber ,  so  werden  anderwärts 
» Schauen  <  errichtet.  Das  geschah  auch  im  Anfang  des  i6.  Jahr- 
hunderts durch  die  Fugger.  Die  Fugger'sche  Konkurrenz  ver- 
nichtete das  blühende  Gewerbe, 

Bei  dem  Webergewerbe  —  und  das  gilt  nicht  bloss  von  Ulm, 
sondern  überhaupt  von  Deutschland  und  darüber  hinaus  —  war 
die  kapitalistische  Gefahr  so  dringend,  weil  hier  das  Prinzip  der 
Teilung  der  Arbeit  am  frühesten  und  stärksten  zum  Durchbruch 
kam.  Die  Wolle  musste  eine  Reihe  von  Prozessen  durchmachen, 
die  je  von  eigenen  Handwerkern  vollzogen  wurden.  Die  rohe  Wolle 
wurde  gereinigt  von  den  Wollschlägern  in  der  Wollküche.  Weiter 
wurde  sie  in  den  Kammhäusern  durch  Wollkämmer  in  Flocken 
verteilt.  Dann  kam  sie  zum  Spinnen  in  die  Hausindustrie.  End- 
lich gelangte  sie  auf  den  Webstuhl,  dann  in  die  Walkmühle,  dann 
zum  Tuchscherer  und  wohl  auch  in  Manghäuser  und  Färbehäuser. 

Da  lag  nun  die  Versuchung  nahe,  mehrere  dieser  Arbeiten  in 
eine  Hand  zu  vereinigen  oder  die  eine  oder  andere  Klasse  von 
Arbeitern  von  sich  abhängig  zu  machen.  Namenthch  zwischen 
dem  Wollschläger  und  dem  Weber  entwickelte  sich  ein  lebhaftes 
Ringen  um  die  Oberherrschaft.  Hie  und  da,  z.  B.  in  Schlesien,  ge- 
lang es  den  Webern,  die  Wollschläger  von  sich  abhängig  zu  ma- 
chen, meistens  aber  waren  es  diese,  die  die  Weber  zu  ihren 
Knechten  machten  ^).  Die  Wollschläger  wurden  Wollhändler.  In 
England  wurden  meistens  Tuchscherer  Händler.  Die  Händler  hatten 
immer  auf  den  Preis  einigen  Einfluss.  Freilich  keinen  allzu  grossen, 
denn  der  Tuchhandel  war  international.  Die  Weber  empfanden  es 
am  frühesten,  welchen  Einfluss  politische  Ereignisse  auf  den  Gang 
des  Geschäftes  ausübten;  sie  waren  frühe  aufgeweckte,  aber  auch 
revolutionäre  Leute. 

Stärker  übrigens  als  im  Weberhandwerk  kam  der  Kapitalis- 
mus im  Bergbau  zur  Geltung,  besonders  wo  es  sich  um  Edelme- 
talle handelte.  Aus  der  Urzeit  noch  galten  die  Bergwerke  als  ge- 
meine Mark  und  die  Markgenossen  bildeten  eine  Berggenossen- 
schaft; sie  waren  im  Betrieb  von  einander  abhängig.  Die  mit  ein- 
zelnen Anteilen  belehnten  Genossen,  die  »Gewerke«  verwandelten 
sich  aber  bald  in  eine  Art  KapitaUsten ,  liessen  ihre  Knechte  ar- 
beiten und  spielten  als  Berg-  und  Hüttenherren  (montani,  silvani)  eine 

i)  Hildebrands  Jahrbücher  1866 ,  VI,  S.  186 ,  Gesch.  d.  Sozialismus  in  Einzel- 
darstellungen I,  99  nach  Schmoller, 
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politische  Rolle  in  der  Gemeindeverwaltung.  Es  gab  allerdings 
auch  Bergwerke ,  wo  die  Genossen  und  die  Knechte  zusammen 
arbeiteten  z.  B.  Eisensteingruben,  aber  auch  hier  gerieten  die  Berg- 
arbeiter ,  seien  es  selbständige  oder  unselbständige ,  in  die  Ab- 
hängigkeit von  den  Hütten  und  Hüttenherren.  Kurz  der  Bergbau, 
der  eine  grosse  Menge  Leute  nebeneinander  beschäftigte  ,  schuf 
zuerst  grössere  Arbeitermassen.  Die  Bergarbeiter,  die  sich  vielfach 
aus  verunglückten  Existenzen  rekrutierten,  v,?aren  leicht  aufrühre- 
rischen Bestrebungen  zugänglich  ,  bildeten  mit  den  Webern  eine 
Art  revolutionäres  Element  und  ergriffen  begierig  die  Reform- 
ideen, die  dem  Charakter  der  Zeit  gemäss  in  religiöses  Gewand 
gehüllt  waren  '). 

Auch  ausserhalb  der  Bergarbeit  machte  sich  innerhalb  der 
Gewerbe  ein  Bestreben  bemerkbar,  die  Gesellen  oder  wie  man  sie 
hiess,  die  Knechte  zu  Arbeitern  herabzudrücken  und  die  Arbeits- 
bedingungen zu  verschlechtern.  Schon  im  14.  Jahrhundert  ent- 
stand infolge  des  raschen  Bevölkerungszuwachses  ein  Uebergebot 
von  Arbeitskräften,  daher  wurde  der  Zutritt  zur  Meisterwürde  er- 
schwert ^).  Das  »patriarchalische«  Verhältnis  zwischen  dem  Mei- 
ster und  seinen  »Knechten«  hörte  auf,  nachdem  die  Zeit  der 
Knechtschaft  keine  Durchgangszeit  mehr  war,  und  der  Rat ,  an 
den  sich  die  Knechte  mit  ihren  Beschwerden  wenden  konnten, 
half  ihnen  wenig,  da  im  Rate  die  Zünfte  überwogen.  Daher  kommt 
die  Erscheinung,  dass  im  15.  Jahrhundert  die  Meister  ihre  Knechte 
von  ihren  geselligen  Unterhaltungen  ausschliessen  und  ihnen 
eigene  Trinkstuben  verboten.  Die  Knechte  wurden  im  Lohn  nie- 
drig gehalten,  wurden  mit  Waren  bezahlt  (Trucksystem)  und  durch 
Lotterkredit  gefesselt.  Statt  der  Zeitlöhnung  wurde  Stücklohn  ein- 
geführt ,  was  allerdings  schon  wegen  der  verheirateten  Gesellen 
notwendig  war.  Dazu  hielten  die  Meister  vielfach  eine  grosse  Zahl 
von  Lehrlingen  und  suchten  sich  so  ihrer  Pflicht,  selbstthätig  zu 
sein,  zu  entziehen  ^).    Endlich  verbanden  sich  mit  den  Städtebünd- 

i)  Mit  Recht  ist  in  der  von  sozialdemokratischer  Seite  herausgegebenen  »Geschichte 
des  Sozialismus«  die  Lage  der  Bergarbeiter  und  Weber  als  Einleitung  zu  den  kom- 
munistischen Bestrebungen  des  Mittelalters  behandelt.  Jene  Arbeiter  waren  die  Haupt- 
träger  solcher  Ideen.  Die  Waldenser  und  Lollharden  waren  bekanntlich  Weber, 
Luthers  Vater,  ein  verunglückter  Bauer,  Bergarbeiter  in  einem  Mansfeldischen  Werke. 

2)  Das  geschiecht,  das  ainer  so  leycht  czu  dem  handwerch  nicht  kumb.  heisst  es 
1510  in  der  Tuchmacherordnung  s.  Schanz,  Zur  Gesch.  der  deutschen  Gesellenver- 
bände S,  II. 

3)  Schanz  a.  a.  S.  18.  20,  109. 
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nissen  auch  Zunftbündnisse  ^),  um  eine  gleiche  Behandlung  der  Ge- 
sellen zu  ermöglichen.  Daher  entstand  die  grosse  Gesellenbe- 
wegung des  15.  Jahrhunderts  mit  dem  Zwecke,  günstigere  Arbeits- 
bedingungen zu  erhalten  und  bildeten  sich  an  allen  Orten  Gesellen- 
zünfte. Trotz  dieser  Zünfte  wurde  doch  der  Gesellen  Lage  im 
16.  Jahrhundert  viel  schlimmer,  darüber  besteht  kein  Zweifel.  Wäh- 
rend alle  Warenpreise  sich  verdoppelten  und  verdreifachten,  blie- 
ben die  Arbeitslöhne  die  gleichen  ^).  Das  Meisterrecht  wurde  so 
erschwert  (durch  Geburtserfordernisse,  Wanderzeit,  Meisterstück), 
dass  es  nur  ganz  wenige  erreichen  konnten.  Es  wurde  zuletzt  an 
den  Besitz  von  Meisterhäusern  und  Verkaufsläden,  namentlich  bei 
den  Fleischern ,  Bäckern  ,  Schumachern ,  Pfefferküchlern,  Badern, 
Krämern  geknüpft.  Da  tauchten  die  grossen  kapitalistischen  Un- 
ternehmungen auf,  wie  Jacob  Kasfs  von  Gernsbach,  der  den  ganzen 
Schwarzwälder  Holzhandel  in  seine  Hände  bekam  ^).  Um  die  Mitte 
des  16.  Jahrhunderts  gab  es  nach  dem  Beispiele  der  Handelssyn- 
dikate gewerbliche  Ringbildungen,  die  bisher  durch  das  Verbot 
der  Meisterassociation  unmöglich  waren  *).  Aber  der  Kapitalismus 
hat  in  Deutschland  wenigstens  rasch  abgewirtschaftet  und  sich 
selbst  vernichtet. 


1)  Vgl.  den  schlesischen  Schneiderbund  1361,  den  rheinischen  Bäckerbund  1352, 
Schmiedbund  1383,  Schneiderbund  1457  u.  s.  f.  bei  Schanz  a.  a.  O.  S.  29. 

2)  Vgl.  meinen  Artikel  »Die  Geschichte  der  Preise  in  ihrer  Beziehung  zur  Wirt- 
schaftsgesch.'!    Allg.  Ztg.  1897.  Beil.  Nr.  99. 

3)  Gothein,  Aus  Pforzheims  Vergangenheit  S.  19. 

4)  Lamprecht,  Dtsch.  Gesch.  V,  64. 
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DAS  WESEN  DES  BUNDESSTAATS. 

VON 

E.  V.  ROBINSON  J). 


Wenn  wir  die  Geschichte  Europas  durchmustern,  finden  wir, 
dass  die  vorherrsehende  Staatsorganisation  nacheinander  die  mu- 
nicipale,  die  imperiale,  die  feudale,  die  monarchische  und  die  par-' 
lamentarische  gewesen  ist.  Jede  ist  der  Reihe  nach  als  definitiv 
und  dauernd  angesehen  worden,  und  jede  mit  Ausnahme  der  letz- 
teren hat  ihre  Zeit  gehabt  und  ist  den  Weg  alles  Irdischen  gegangen. 
Und  wird  diese  letzte  Form ,  die  parlamentarische,  sich  als  Aus- 
nahme von  der  Regel  erproben  ?  Die  Ereignisse  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit und  die  Verhältnisse  von  heute  geben  eine  unzwei- 
deutige Antwort.  Man  hat  das  parlamentarische  Regime  gewogen 
und  zu  leicht  erfunden.  Ihm  fehlt  die  Stabilität ;  denn  die  Regie- 
rung, d.  h.  das  Kabinet  kann  jeden  Tag  verändert  werden  und 
zwar  auf  Grund  der  frivolsten  Vorwände.  Der  Parlamentarismus 
setzt  eine  Prämie  auf  Demagogerei,  denn  die  Demagogie  braucht 
nur  das  Kabinet  zu  bilden  und  zu  stürzen,  um  ihren  Portefeuille- 
hunger zu  stillen.  Und  wie  man  es  auch  bemänteln  möge,  schliess- 
lich ist  das  Wesen  des  Parlamentarismus  doch  die  Omnipotenz  einer 
Kammer,  eine  Macht,  die  beständig  die  Tendenz  hat,  launisch,  anmass- 
end,  tyrannisch  und  mit  Recht  und  Wohl  der  Individuen  und  Minori- 
täten unverträglich  zu  werden.    Die  Erfahrungen,  die  man  in  Frank- 


i)  Der  nachfolgende  Aufsatz  rührt  von  einem  jungen  amerikanischen  Gelehrten 
her.  Er  datiert  schon  vom  Jahr  1892,  und  ist  urspriingUch  englisch  geschrieben.  Wir 
kommen  mit  Vergnügen  dem  Wunsch  des  Verfassers,  seine  Arbeit  in  unserer  Zeit- 
schrift zu  veröffentlichen,  nach;  die  deutsche  Uebersetzung  ist  gleichfalls  durch  den 
Herrn  Verfasser  veranlasst. 
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reich  damit  gemacht  hat ,  sind  ein  vollgenügender  Beweis  hier- 
für. So  kommt  es,  dass  die  parlamentarische  Regierung,  vor 
einem  Jahrhundert  das  Ideal  der  Völker  ,  heutzutage  überall,  wo 
man  sie  eingeführt  hat,  stillschweigend  für  bankerrot  erklärt  wird  und 
dass  sie  bei  den  Konservativen  gerade  in  England,  ihrem  Geburts- 
lande, nur  Misstrauen  und  Furcht  begegnet.  Dieser  Misskredit 
trifft  übrigens  nicht  den  Parlamentarismus  allein,  sondern  auch  und 
noch  viel  mehr  jene  Staatsform,  dessen  vollkommenstes  Organ  er 
bildet,  nämlich  den  zentralisierten  Einheitsstaat.  Man  hat  erkannt, 
dass  ein  solcher  Staat  mit  einer  solchen  Regierung  Despotismus 
ist  und  sein  muss ,  vielleicht  im  guten  Sinne ,  aber  nichts  desto 
weniger  Despotismus,  und  zwar  gleich  despotisch,  ob  autokratisch 
oder  demokratisch,  ob  der  Herrscher  eine  einzelne  Person  oder 
die  Hälfte  des  Volkes  plus  eins  ist ;  denn  der  Despotismus  be- 
steht nicht  darin,  dass  eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl  die  Ge- 
walt besitzt ,  sondern  in  der  absoluten  und  unbegrenzten  Natur 
und  Ausdehnung  einer  solchen  Macht.  Eine  Sicherung  gegen 
den  Despotismus  kann  nur  in  Schranken  gegen  die  Regierung 
bestehen  und  effektive  Schranken  können  nur  von  einer  höheren 
Macht  ausgehen,  vom  Staate,  und  müssen  in  getrennten  koordi- 
nierten Organen  der  Gewalt  zur  Erscheinung  kommen,  die  durch 
den  Staat  geschaffen  sind  und  an  der  Gesamtgewalt  teilnehmen. 
Das  ist  der  Bundesstaat ,  eine  Staatsform ,  die  lange  als  eine 
Uebergangsstufe  zwischen  dem  Staatenbund  und  dem  Einheits- 
staate angesehen  wurde ,  jetzt  aber,  in  anderen  Ländern  wenig- 
stens ,  als  das  wichtigste  und  bedeutungsvollste  Produkt  in  der 
Entwickelung  der  Staatsorganisationen  erkannt  ist. 

Ihre  Bedeutung  wird  durch  ihren  Erfolg  bewiesen.  In  einem 
Jahrhundert  hat  sich  die  neue  Form  den  Weg  über  die  Erde  ge- 
bahnt. Wir  finden  sie  1787  in  den  Vereinigten  Staaten,  1848  und 
1874  in  der  Schweiz,  1866 — 1870  in  Deutschland,  1867  in  Canada 
und  Mexiko,  1889  in  Brasilien,  1891  in  AustraUen ;  diese  Daten 
verzeichnen  ein  Fortschreiten  in  nicht  zu  hemmender  Kraft  und 
ohne  Parallele  in  Ansehung  der  Ausdehnung  und  Schnelligkeit. 
Der  Föderalismus  hat  unter  den  verschiedenartigsten  Verhältnissen 
Erfolg  gehabt :  hier  zerstreute  Kolonien  einer  verwandten  Rasse 
zu  einer  ebenso  kräftigen  als  freien  Nation  zusammenfügend,  dort 
aus  feindlichen  Stämmen,  Sprachen,  Glaubensbekenntnissen  fest- 
gefügte und  lebenskräftige  Staaten  bildend.  Er  ist  fest  und  doch 
biegsam.  Kein  Stoss  hat  das  wohlgefügte  Netz  zerrissen,  und  die 
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ungleichartigsten  Nationen  können  sich  mit  gleicher  Freiheit  in 
dieser  sie  umfassenden  Hülle  bewegen.  Der  ganze  Zug  geht  heute 
nach  dem  Föderalismus,  wie  im  lO.  Jahrhundert  nach  dem  Feu- 
dalismus, im  15.  nach  dem  Zentralismus.  Die  Zeit  kann  nicht  mehr 
fern  sein ,  wo  der  zentralisierte  Einheitsstaat  ein  ebenso  grosser 
Anachronismus  sein  wird  wie  ein  Ritter  im  Eisenkleid  in  einer 
modernen  Armee. 

Wie  alle  Staatsformen  so  ist  auch  der  Bundesstaat  ein  Produkt  der 
Notwendigkeit,  er  ist  mehr  als  ein  politisch  verwendbares  Mittel.  Er 
entstand  und  konnte  nur  entstehen  als  ein  Kompromiss  zwischen  dem 
Wunsche  sich  zu  vereinigen  und  dem  Wunsche  getrennt  zu  bleiben.  Er 
lässt  der  Nation  ihre  Entwickelungsfreiheit  und  verhindert  die  Zen- 
tralisation. Er  ist  ein  neues  politisches  Gleichgewicht ,  dessen 
Aufrechterhaltung  den  Einzelstaaten  entgegen  der  offenen  Zentra- 
lisation, der  Zentralorganisation  gegenüber  der  offenen  Dezentra- 
lisation und  dem  Gericht  gegenüber  irgendwelchen  verdeckten 
Störungen  anvertraut  ist. 

Diese  Anschauung  wird,  wie  wir  glauben,  durch  eine  Prüfung 
der  Entstehung  und  der  Verfassung  der  vier  grössten  Bundesstaaten 
bestätigt  werden. 

I.  Die  Entstehung  der  vier  bedeutendsten 
Bundesstaaten. 

Die  Canadische  Union  war  das  Werk  einer  auswär- 
tigen Souveränität.  Ein  Kongress  von  Delegierten,  gewählt  durch 
die  Provinziallegislaturen ,  entwarf  die  gewünschte  Verfassung, 
welche  dann  1867  vom  britischen  Parlamente  wie  ein  gewöhn- 
liches Gesetz  en  bloc  angenommen  wurde  (Bourinot,  Federal 
Government  in  Canada). 

In  der  Schweiz  (und  in  den  Vereinigten  Staaten)  war  es 
eine  und  zwar  interne  Souveränität,  die  die  neue  Ordnung  schuf. 
Vor  1848  galten  die  einzelnen  Kantone  als  souverän  {Hart). 
Allerdings  war  die  einzige  zentrale  Autorität  die  Tagsatzung,  be- 
stehend aus  einer  instruierten  Stimme  von  jedem  Kanton.  Aber 
man  verlangte  zur  Entscheidung  nicht  die  Einstimmigkeit;  infolge 
dessen  konnte  ein  Kanton  widef  seinen  Willen  gebunden  ,  und, 
falls  er  Widerstand  leistete,  mit  den  Waffen  zum  Gehorsam  ge- 
zwungen werden,  wie  es  sich  1847  im  Sonderbundkriege  ereignete. 
So  passt  Labarid's  Auffassung  (1876)  vom  Deutschen  Reiche  genau 
für  die  damalige  Schweiz:  die  Souveränität  bei  den  Kantonen, 
aber  nicht  individuell  sondern  kollektiv.  Es  gab  also  nicht  so  viel 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1897.  IV.  AQ 
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Souveränitäten  wie  Kantone,  sondern  nur  eine  einzige  Souveräni- 
tät, deren  Mitträger  die  Kantone  waren.  Den  Kantonen  kollektiv 
genommen  waren  die  Kantone  als  Individuen  unterworfen,  gerade 
so  wie  ein  römischer  Senator  als  Individuum  dem  Senat  als  Ganzem 
untergeordnet  war.  Nach  dem  Sonderbundskriege  entwarf  eine 
Kommission  der  Tagsatzung  die  neue  Verfassung;  die  Tagsatzung 
selbst  unterwarf  sie  dann  einer  Durchsicht  und  nahm  sie  an.  Als 
sie  den  Kantonen  zur  Zustimmung  vorgelegt  wurde ,  nahmen  sie 
15V2  Kantone  an,  6V2  verwarfen  sie.  Auf  Grund  hievon  trat  die 
Verfassung  für  alle  in  gleicher  Weise  in  Kraft  {Diibs  1878).  So- 
mit hat  die  Souveränität  der  alten  Konföderation  die  neue  Bundes- 
organisation beschlossen.  Nicht  ein  völlig  neuer  Staat  wurde  ge- 
schatifen,  sondern  eine  rudimentäre  Staatsform  mit  einer  hochent- 
wickelten vertauscht. 

Ebenso  war  es  in  Amerika,  aber  es  lässt  sich  nicht  so 
leicht  erkennen.  Die  traditionelle  Auffassung  sieht  die  einzelnen 
Staaten  unter  der  »Konföderation«  als  besondere  Souveränitäten 
an.  Der  2.  »Konföderationsartikel«  (778)  erklärt:  »Jeder  Staat  be- 
hält seine  Souveränität,  Freiheit  und  Unabhängigkeit«.  Aber  Worte 
können  nicht  Thatsachen  auslöschen.  Die  Staaten  konnten  nicht 
behalten,  was  sie  nie  besessen  hatten.  Sie  waren  immer  einem 
höheren  Staatswesen  unterworfen  gewesen  {Cooley  1880) ,  zuerst 
England,  dann  dem  »kontinentalen«  Kongress,  einer  revolutionären, 
also  de  facto  souveränen  Vereinigung,  und  drittens  zur  Zeit  der 
Konföderation  der  Staatengesamtheit.  In  der  Amerikanischen  Kon- 
föderation war  wie  in  der  der  Schweiz  die  Souveränität  nur  eine  und 
die  Staaten  waren  ihre  Mitträger  ;  jeder  war  als  Individuum  der 
Konföderation  als  Ganzem  unterworfen.  Der  Beweis  ist  einfach. 
Stimmeneinheit  wurde  nicht  verlangt,  also  konnte  ein  Staat  gegen 
seinen  Willen  gebunden  werden.  Auch  gehörten  die  wesentlichsten 
Souveränitätsgewalten,  Krieg  und  Frieden,  auswärtige  Angelegen- 
heiten etc.  der  Staatengesamtheit,  nicht  den  Einzelstaaten.  Folglich 
konnten  die  einzelnen  Staaten  nicht  individuell  souverän  sein.  Defacto 
konnten  sie  es  sein  vermöge  Unfähigkeit  der  Zentralgewalt  zur 
Geltendmachung  ihrer  Machtbefugnisse,  aber  nicht  juristisch,  und 
die  streitige  Frage  ist  lediglich  Rechtsfrage.  Für  Verfassungs- 
änderungen wurde  allerdings  Einstimmigkeit  verlangt.  In  diesem 
Punkte  also  war  jeder  Staat  positiv  ohnmächtig,  negativ  souverän ; 
er  konnte  die  »Konföderationsartikel«  nicht  abändern,  selbst  nicht 
in  besonderem  ihn  allein  berührenden  Fall,  aber  er  konnte  Aen- 
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derungen  verhindern,  selbst  in  besonderen,  andere  Staaten  allein 
berührenden  Fällen.  Eine  so  widerspruchsvolle  Lage  war  uner- 
träglich, ihr  zu  entgehen  gab  es  aber  keinen  rechtlichen  Ausweg; 
Revolution  war  die  einzige  Zutlucht.  Die  Verfassungskonvention 
von  1787  überschritt  ihre  Instruktion,  indem  sie  in  den  Entwurf 
einer  neuen  Verfassung  die  Bestimmung  aufnahm ,  dass  die  Zu- 
stimmung von  neun  Staaten  zur  Annahme  ausreiche  ,  und  indem 
sie  hiefür  über  die  Köpfe  des  Kongresses  und  der  Legislaturen 
hinweg  das  Plebiscit  forderte.  Aber  sie  übte  nicht  verfassungs- 
gebende Gewalt  aus,  sie  war  nicht  souverän.  In  den  Ver.  Staaten 
war  wie  in  Canada  die  Verfassungsversammlung  rein  nur  propo- 
nierend ,  die  Souveränität  gab  die  Gesetzeskraft.  Denn  die  Ent- 
würfe der  Konvention  zu  Philadelphia  hatten  vor  ihrer  Ratifika- 
tion durch  die  Staaten  keine  grössere  legale  Autorität  als  die 
Resolutionen  eines  Massenmeetings.  Die  Staaten  gaben  ihnen  die 
vis  legis,  ihre  stillschweigende  oder  ausdrückliche  Sanktion  gab 
jenen  nicht  autorisierten  Akten  erst  die  rechtliche  Kraft.  Nicht 
die  Konvention  also,  sondern  die  Staaten  haben  die  Verfassungs- 
Revolution  durchgeführt.  Diese  bestand  darin,  dass  sie  sich  in  der 
gewöhnlichen  Majorität,  nämlich  von  9  Stimmen,  dasselbe  souve- 
räne Recht,  das  sie  bezüglich  anderer  in  die  Kollektivkompetenz 
eingeschlossenener  Objekte  bereits  besassen,  auch  für  Verfassungs- 
änderungen beilegten.  Diese  Anmassung  verletzte  die  negative 
Souveränetät  bezügl.  der  Verfassungsänderungen,  in  deren  Besitz 
die  andern  Staaten  rechtlich  bereits  waren;  es  war  also  lediglich 
eine  faktische,  rechtswidrig  ausgeübte  Souveränität,  die  aber,  wenn 
sich  die  andern  Staaten  der  Anmassung  fügten,  rechtlich  wurde. 
Die  Annahme  durch  die  in  der  neuen  Verfassung  bestimmte  Majo- 
rität würde  daher  die  Akte  für  alle  Staaten  bindend  gemacht 
haben  wie  in  der  Schweiz  ;  es  war  aber  nur  in  der  Beschränkung 
auf  die  sie  annehmenden  Staaten  bestimmt.  Die  Aufnahme  dieser 
Klausel  war  eine  Sache  der  Politik,  nicht  des  Rechts.  Trotz  dieser 
Einschränkung  hatte  man  bekanntlich  Vorbereitungen  getroffen, 
den  Beitritt  der  anderen  Staaten  zu  erzwingen,  ein  Schicksal,  dem 
sie  nur  durch  freiwillige  Annahme  entgehen  konnten. 

In  Deutschland  war  die  Lage  insofern  eine  andere,  als  die 
kontrahierenden  Staaten  jeder  für  sich  souverän  gewesen  waren  und 
noch  waren.  Am  18.  Aug.  1866  trafen  die  Norddeutschen  Staaten 
durch  Vertrag  Vorsorge  für  die  Gründung  eines  Bundesstaats  binnen 
Jahresfrist.    Die  Verfassung  sollte  durch  eine  Versammlung  von  Be- 
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vollmächtigten  in  Berlin  entworfen  und  von  einem  auf  der  Basis  des 
Frankfurter  Wahlgesetzes  gewählten  Reichstag  angenommen  werden. 
Diese  Vertragsbestimmungen  wurden  dann  durch  die  Legislaturen 
der  einzelnen  Staaten  zum  Staatsgesetz  erhoben.  Staatsgesetze  wür- 
den sie  auch  ohne  spezielle  Erklärung  gewesen  sein,  da  die  August- 
verträge unter  staatlicher  Autorität  standen;  Staatsgesetze  mussten 
sie  sein,  wenn  überhaupt  Gesetz,  da  jedes  Gesetz  einen  Gesetz- 
geber verlangt,  und  nur  die  P^inzelstaaten  damals  rechtlich  bestanden. 
Beide  also,  Reichstag  wie  die  Konferenz  der  Bevollmächtigten  der 
Regierungen,  beruhten  in  gleicher  Weise  auf  staatlicher  Autorität. 
Die  Konferenz  dauerte  vom  15.  Dezember  1866  bis  zum  7.  Februar 
1867.  Ihr  Entwurf  wurde  am  24.  Februar  durch  den  König  von 
Preussen  im  Namen  der  verbündeten  Regierungen  dem  Reichstag 
vorgelegt.  Der  Reichstag  schlug  Abänderungen  vor,  die  dann  von 
der  Konferenz  angenommen  wurden.  Beide  lösten  sich  nun  auf 
und  verschwanden.  Diese  durch  die  Autorität  des  Staates  ge- 
schaffenen Körper  hatten  ihr  Werk  gethan,  aber  die  Staaten  waren 
dadurch  rechtlich  nicht  gebunden,  ebensowenig  wie  das  britische 
Parlament  durch  die  Vorschläge  des  Canadischen  Verfassungs- 
kongresses rechtlich  gebunden  war.  Die  Staaten  ratifizierten  den 
Entwurf  ihrer  Agenten  und  fixierten  den  i.  Juli  1867  als  den  Tag 
der  Inkrafttretung.  Rechtlich  hätten  sie  ihn  auch  verwerfen  können. 
Der  fruchtlose  Ablauf  des  bestimmten  Jahres  würde  dann  den 
staUis  quo  ante  18.  August  1866  hergestellt  haben.  Wenn  also  das 
Kriterium  der  Existenz  eines  neuen  Staates  die  Existenz  einer 
neuen  staatlichen  Autorität  ist,  welche  den  früheren  Autoritäten 
eine  Grenze  setzt,  dann  existierte  kein  neuer  Staat  vor  der  Rati- 
fikation der  Verfassung  durch  alle  Staaten. 

Es  ist  in  der  That  ausser  Frage,  dass  die  deutsche  Nation 
schon  existierte,  d.  h.  dass  das  deutsche  Volk  sich  seiner  gemein- 
samen Interessen,  Gefühle  und  Bestrebungen  bewusst  war.  Es  ist 
ebenso  fraglos,  dass  diese  Gefühle  zu  neuen  politischen  Verhält- 
nissen sich  umsetzen  mussten,  und  dass  im  historischen  und 
dynamischen  Sinne,  die  Nation  thatsächlich  sich  der  Einzelstaaten 
als  Werkzeuge  zur  Schöpfung  des  neuen  Staates  bediente.  Es 
ist  aber  allgemein  anerkannt,  dass  eine  Nation  kein  Staat  ist,  bis 
sie  politisch  organisiert  ist,  und  man  kann  nicht  sagen,  dass  ein 
Staat  sich  seine  staatliche  Organisation  selbst  geben  kann,  da  diese 
die  Vorbedingung  des  Seins  des  Staates  selbst  ist.  Das  Gegenteil 
behaupten  heisst  behaupten,  ein  Ding  könne  zu  gleicher  Zeit  sein 
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und  nicht  sein.  So  stehen  wir  immer  noch  vor  derselben  schwie- 
rigen Frage,  nämlich,  wie  ist  es  möglich,  dass  aus  einer  Nation 
und  20  Staaten  eine  Nation  und  ein  Staat  werden  kann  ?  Im 
rechtlichen  Sinne  ist  das,  was  durch  einen  Staat  gethan  wird,  von 
diesem  Staat  gethan;  ist  also  der  Staat  von  der  Nation  zwar  geschaffen, 
aber  durch  die  Vermittlung  der  That  der  Einzelstaaten,  so  ist  er  vom 
juristischen  Standpunkte  aus  eben  doch  nur  von  diesen  Einzel- 
staaten geschaffen.  Dieser  Schlussfolgerung  kann  man  nicht  ent- 
gehen. Die  Nation  konnte  nicht  anders  handeln  als  durch  jene 
Individuen,  welche  die  Nation  bildeten.  Aber  diese  waren  identisch 
mit  dem  Volk  der  einzelnen  Staaten  im  Ganzen  oder  teilweise. 
Wenn  wir  also  sagen,  dass  die  Nation  durch  die  Staaten  handelte, 
so  sagen  wir  nur,  dass  das  Volk  der  Einzelstaaten  oder  ein  Teil 
desselben  durch  die  Einzelstaaten  handelte.  Aber  so  geht  es  bei 
jedem  staatlichen  Thun,  das  ist  eben  staatliches  Thun.  Die  Art 
desselben  als  solchen  endlich  ist  ganz  unabhängig  von  dem  Motive, 
das  dazu  führte.  Staatliches  Thun  bleibt  also  staatliches  Thun, 
wenn  auch  das  leitende  Motiv  dazu  der  Wunsch  eines  Teiles  oder 
der  Gesamtheit  des  Volkes  war,  die  Nationalität,  die  sein  Bewusst- 
sein  erfüllt,  in  staatlicher  Form  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Daraus  folgt  unwiderleglich:  der  Norddeutsche  Bund  wurde 
rechtlich  von  den  Staaten  geschaffen.  Die  spätere  Redaktion  der 
Bundesverfassung  von  Bundeswegen  jedoch  beweist,  dass  die 
Verfassung  nun  auf  der  Bundesautorität  beruhte. 

DieseDarlegung,  welche  ganz  natürlich  aus  den  Thatsachen  selbst 
folgt,  wird  nichtsdestoweniger  durch  eine  einflussreiche  Schule  von 
Schriftstellern  verworfen,  weil  Staaten  keinen  Staat  schaffen  und  sich 
nicht  selbst  ihrer  eigenen  Souveränetät  entkleiden  können.  Aber  diese 
negative  Behauptung  schafft  mehr  Schwierigkeiten,  als  sie  beseitigt. 

Wenn,  wie  es  diese  Schule  behauptet,  kein  Staat,  mag  er 
auch  noch  so  stark  sein,  einem  andern  Staat,  mag  derselbe  auch 
noch  so  schwach  sein,  Verpflichtungen  auferlegen  kann,  und  wenn, 
wie  ebenfalls  behauptet  wird,  kein  Staat,  mag  er  auch  dazu  noch 
so  gewillt  sein,  auf  seine  eigene  Souveränität  verzichten,  oder  sich 
dem  Willen  eines  anderen  Staates  unterwerfen  kann ,  so  erhebt 
sich  die  Frage:  wie  können  Staaten  überhaupt  ihre  Souveränität 
verlieren,  oder  neue  Staaten  gegründet  werden  ?  Athen  und  Rom 
müssten  immer  noch  souverän,  und  die  Vereinigten  Staaten  immer 
noch  England  unterthan  sein.  Diese  Reductio  ad  absurdiun  ist 
unvermeidlich  bei  einer  Anschauung,    die  darauf  hinausläuft,    die 
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einzigen  beiden  möglichen  Wege  zu  verneinen,  auf  welchen  eine 
alte  Souveränität  vergehen,  oder  eine  neue  Souveränität  ins  Leben 
treten  kann.  Das  Richtige  wird  also  wohl  sein,  dass  jeder  Staat, 
welcher  seine  Souveränität  aufgiebt,  indem  er  einem  anderen  sich 
unterwirft,  mag  er  dies  freiwillig  oder  gezwungen  thun,  rechtlich 
gebunden  ist,  dieses  Verhältnis  fortzusetzen,  d.  h.  er  ist  rechtlich 
durch  den  Willen  einer  höheren  staatlichen  Autorität  gebunden. 
Seine  Stellung  nach  der  Unterwerfung  ist  gleich,  und  sein  Recht, 
sich  los  zu  machen,  dasselbe,  mag  er  sich  freiwillig  oder  unfrei- 
willig unterworfen  haben;  denn  in  beiden  Fällen  hat  er  keinerlei 
gesetzmässiges  Recht ,  sondern  nur  das  Recht  der  Macht ,  das 
Recht  der  Revolution. 

Giebt  man  dies  zu,  so  ist  das  Paradoxon  gelöst:  die  Schöpfung 
eines  Bundesstaates  durch  die  früher  existierenden  Staaten  und  der 
foederale  Ursprung   der  Verfassung  —  beides  wird    verständlich. 

Die  Völker  der  kontrahierenden  Staaten  stellten  ,  als  ein- 
zelne gewillt,  sich  in  einen  einzigen  Staat  umzuwandeln,  und 
dann  kollektiv,  als  Konstituenten  des  neuen  Staats,  hiefür  eine 
Verfassung  her.-  zwei  Willensäusserungen,  logisch  verschieden,  aber 
zeitlich  zusammenfallend,  indem  sie  durch  ein  und  denselben  Akt 
zum  Ausdruck  kommen,  nämlich  durch  die  Ratifikation  der  Ver- 
fassung ').  Durch  den  einen  Willensakt  trat  jedes  Einzelvolk  seine 
Souveränität  an  das  Gesamtvolk  ab;  durch  den  anderen  delegierte 
das  so  konstituierte  Gesamtvolk  jedem  Einzelstaat  die  Ausübung  ge- 
wisser Machtbefugnisse  ^).  Durch  den  ersten  Willensakt  wurden  die 
alten  Staaten  vernichtet,  durch  den  zweiten  wurden  sie  wieder  ge- 
schaffen, und  die  Zentralgewalt  geschaffen  ,  beide  als  Organe  des 
Bundesstaates.  Sowohl  die  Staaten  wie  die  Zentralgewalt  beruhen 
also  auf  derselben  letzten  Autorität:  dem  ]5undesstaate,  dem  einen 
souveränen  Volk.  Durch  dieses  sind  sie  geschaffen  worden,  durch 
dieses  können  sie  vernichtet  werden,  aber  im  Verhältnis  zu  einander 
bilden  sie  »eine  unzerstörbare  Union  unzerstörbarer  Staaten«. 
Weder  die  Staaten  besitzen  Autorität  über  die  Zentralgewalt,  noch 
diese  über  die  Staaten.  Die  Verfassung  verbrieft  beiden  zumal 
Leben  und  Gewalt ;  in  ihr  ist  ihr  rechtlicher  Status  begründet ; 
einen  andern  haben  sie  überhaupt  nicht.  Handeln  sie  ,,mtra 
vires" ,  so  sind  ihre  Akte  in  gleicher  Weise  Akte  des  Bundesstaates, 


i)  yellinek,  Lehre  von  den  Staatenverbindungen  1882.  §  265. 
2)  Laband  1876   I,   83.   84. 
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handeln  sie  ,,ultra  vires",  so  sind  ihre  Akte  in  gleicherweise  ipso  facto 
nichtig.  Ein  ausschreitender  Staat  erscheint  so  wenig  als  Staat, 
wie  eine  ausschreitende  Zentralregierung  als  gesetzmässige  Regie- 
rung. Keine  rechtliche  Existenz  des  Staates  ausser  in  der  Ver- 
fassung und  durch  sie;  in  dem  Augenblicke,  wo  ein  Staat  sich 
von  dieser  emanzipiert,  würde  er  rechtlich  vernichtet  sein,  That- 
sache  ist  aber,  dass  der  Staat  überhaupt  nicht  über  die  Verfassung 
hinausschreiten  und  rebellieren  kann.  Das  Volk,  welches  ihn 
bildet,  kann  es  thun,  aber  es  thut  es  dann  als  Pöbelhaufe,  nicht 
als  Staat.  Alles,  was  ein  Staat  thut  gegen  die  Verfassung,  ist 
nicht  staatliches,  sondern  individuelles  Thun.  Wenn  Gesetzgeber 
Gesetze  geben  und  Beamte  sie  anwenden  „ultra  vires" ,  so  handeln 
sie  als  Privatleute  und  nicht  in  staatlicher  Eigenschaft,  und  sind 
also  hiefür  individuell  verantwortlich.  Eine  solche  Regierung  von 
einem  solchen  sich  von  der  Verfassung  lösenden  Staat  ist  nur 
eine  revolutionäre  Junta,  welche  de  facto  über  einen  Haufen  Re- 
bellen herrscht ;  zwischen  ihnen  und  dem  Bundesstaate  giebt  es 
kein  anderes  Gesetz  als  das  des  Kriegs. 

Diese  Darlegung  der  Entstehung  und  der  Natur  des  Bundes- 
staates erklärt,  wie  wir  meinen,  die  gegenwärtigen  politischen 
Verhältnisse  der  Vereinigten  Staaten,  Deutschlands  und  der  Schweiz, 
und  bringt  sie  zugleich  auch  in  Einklang  mit  den  bekannten  That- 
sachen  der  Geschichte.  Und  sie  erhält  eine  unerwartete  Bekräf- 
tigung von  Canada  her,  das  auf  den  ersten  Blick  eine  Ausnahme 
zu  machen  scheint.  In  Canada  ruhte  die  Souveränität  nicht  in 
den  Provinzen,  weder  einzeln  noch  in  ihrer  Gesamtheit;  es  konnten 
also  diese  sich  weder  vereinigen  noch  die  Verfassung  für  die  Union 
ordnen.  Das  souveräne  britische  Parlament  beschloss  ihre  Union; 
dann  beschloss  es  weiter  eine  Verfassung,  durch  welche  eine 
Zentralgewalt  gebildet,  die  Provinzen  wieder  geschaffen  und  jeder 
die  Ausübung  gewisser  Machtbefugnisse  delegiert  wurde,  beide 
Vorgänge  ausgedrückt  durch  die  Sanktion  der  Verfassung.  Dies 
illustriert  vortrefflich  das  wahre  Verhältnis  von  Souverän  und 
Unterthan  im  Bundesstaat.  Was  das  souveräne  britische 
Parlament  für  die  canadische  Bundesgewalt 
und  die  Provinzen  bedeutet,  das  bedeutet  der 
souveräne  Bundesstaat,  das  eine  Volk,  für  die 
Zentralgewalt  und  dieStaaten:  ihrenSchöpfer, 
ihren  Erhalter  und  möglicherweise  auch  ihren 
Zerstörer. 
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Diese  scharfe  Unterscheidung  ini  Fall  von  Canada,  zwischen 
dem  Staate,  repräsentiert  durch  das  britische  Parlament,  und  der 
Zentralgewalt  in  Üttowa,  bringt  klar  ans  Licht,  was  überhaupt  der 
Kern  des  Föderalismus  ist ,  nämlich  die  völlige  Verschiedenheit 
zwischen  dem  Verhältnis  der  Staaten  im  Bundesstaat  und  der 
Kommunen  im  einfachen  Staat  zur  Zentralgewalt.  Die  Kommunen 
sind  von  der  Regierung  geschaffen  durch  Gesetz,  die  Staaten  von 
dem  Bundesstaat  durch  die  Verfassung.  Die  Kommunen  können 
folglich  zu  jeder  Zeit  durch  die  Staatsgewalt  abgeschafft  werden, 
die  Staaten  können  ebensowenig  durch  die  Bundesgewalt  zerstört 
werden  wie  diese  durch  die  Staaten,  weil  keines  der  Schöpfer  des 
anderen  ist,  sondern  beide  in  gleicher  Weise  Kreaturen  eines  ge- 
meinsamen Schöpfers.  Die  übliche  Identifizierung  von  Zentral- 
regierung und  Bundesstaat  ist  deshalb  nicht  nur  falsch,  sondern 
gefährlich.  Sie  verkennt  die  ganze  Bedeutung  des  Föderalismus 
und  bereitet  zugleich  seine  Auflösung  vor. 

Es  bleibt  jetzt  nur  noch  übrig,  auf  Grund  einer  Prüfung  der 
verschiedenen  Verfassungen  zu  bestimmen,  inwieweit  dieses  Prinzip 
praktisch  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  und  wie  die  gegenseitige 
Unabhängigkeit  der  Staaten  und  der  Zentralgewalt  aufrecht  erhalten 
wird  und  Konflikte  beseitigt  werden.  Denn  dies  ist  die  entschei- 
dende Probe  für  den  Erfolg  oder  Misserfolg  des  ganzen  Systems. 

II.  Die  Verfassungen. 

Um  den  Vergleich  zwischen  den  Verfassungen  der  verschie- 
denen Bundesstaaten  zu  erleichtern ,  wird  jede  staatliche  Gewalt 
durch  alle  Verfassungen  hindurch  verfolgt  werden,  ehe  zur  nächsten 
übergegangen  wird. 

I.  Die  Legislatur.  Im  deutschen  Reich  ist 
die  Legislatur  zweikammerig ;  beide  Häuser  besitzen  in  gleicher 
Weise  Initiativ-  und  Kontrolrecht  bezüglich  der  Gesetzgebung.  Die 
vis  legis  kommt  daher  von  keinem  allein  her,  sondern  von  ihrer 
Uebereinstimmung ,  und  der  formelle  Gesetzesbefehl  vom  Kaiser 
im  Namen  des  Reiches.  Folglich  ist  weder  der  Reichstag  souverän, 
noch  das  ausschliessliche  Organ  der  Souveränität.  Die  höchste 
Gewalt  ruht  im  Staat,  d.  h.  in  dem  einen  Gesamtvolk.  Die  Ver- 
fassung ist  sein  Gesetz.  Der  Reichstag,  der  Bundesrat  und  der 
Kaiser  sind  koordinierte  Organe  seiner  Souveränität.  Der  Reichstag 
repräsentiert  das  Volk  als  ein  Volk,  der  Bundesrat  als  Staaten. 
Soweit  stimmen    sie    mit    dem  Föderalprinzip  überein.     Während 
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aber  der  erstere  nicht  instruiert  ist,  also  echt  repräsentativ,  ist  der 
letztere  instruiert,  also  rein  demokratisch,  eine  Zusammensetzung 
der  Staaten  als  Einheiten:  der  Reichstag  repräsentiert  das  ganze 
Volk,  der  Bundesrat  besteht  aus  den  einzelnen  Staaten.  Der 
Bundesrat  ist  so  eine  rudimentäre  Form ,  mehr  staatenbundlich 
als  bundesstaatlich. 

Die  Kompetenz  der  Reichslegislatur  ist  schlecht  definiert.  In 
vielen  Fällen  konkurriert  sie  mit  den  Einzelstaaten ,  in  anderen 
giebt  sie  die  Gesetze,  während  die  Einzelstaaten  verwalten.  Im 
allgemeinen  geht  die  Tendenz  dahin ,  Staaten  und  Zentralgewalt 
zu  einem  Organ  zu  machen,  statt  zu  zwei.  Artikel  4  der  Ver- 
fassung giebt  den  Häusern  ausser  den  gewöhnlichen  Gegenständen 
das  gesamte  Privat-,  Straf-  und  Prozessrecht. 

Die  Einkünfte  des  Reiches  fliessen  aus  i)  dem  Reichseigentum, 
den  Reichsinstituten  etc.;  2)  aus  den  Zollabgaben;  3)  aus  den 
Verbrauchsabgaben  von  Salz,  Tabak,  Zucker  und  Syrup  ;  weiter 
bezieht  es  85  Proz.  vom  Nettoertrage  der  Branntwein-  und  Bier- 
steuer ;  4)  aus  den  Matrikularbeiträgen  der   Einzelstaaten. 

Wie  von  der  Getränkesteuer,  so  kommen  auch  von  der  Reichs- 
stempelsteuer 15  Proz.  an  die  Einzelstaaten.  Diese  Thatsachen 
genügen,  um  zu  beweisen,  dass  der  deutsche  Föderalismus  auf 
gefährlichem  Grunde  steht.  Zentralistische  Gesetzgebung,  Admini- 
stration in  den  Händen  der  Einzelstaaten,  gegenseitige  finanzielle 
Abhängigkeit:  alles  das  lässt  Tendenzen  erkennen,  die  dem  Föde- 
ralismus feindlich  sind.  Deutschland  ist  wohl ,  wie  Tteitschke 
behauptet,  »ein  werdender  Einheitsstaat«.  Verfassungsänderungen 
kommen  zustande  wie  gewöhnliche  Gesetze,  werden  aber  durch 
14  verneinende  Stimmen  im  Bundesrate  vereitelt.  Sie  werden  also 
vom  Bundesrate  hergestellt ,  indem  derselbe  hiebei  thätig  wird 
i)  durch  die  Majorität  des  Reichstags  d.  h.  des  Volkes  als  eines 
Ganzen;  2)  durch  eine  Dreiviertel-Majorität  der  Einzelstaaten  d.  h. 
des  in  der  Form  von  einzelnen  Staaten  handelnden  Volks. 

Die  Legislatur  von  C  a  n  a  d  a  ist  dem  Namen  nach  zwei-,  in 
Wirklichkeit  einkammerig ,  wie  die  britische,  und  die  höchste 
Gewalt  innerhalb  der  Bundesgewalt.  Die  Ursache  liegt  zum  Teil 
in  der  lebenslänglichen  Amtsdauer  der  Senatoren,  hauptsächlich 
aber  im  Kabinetsystem  ;  wie  Frankreich  zu  seinem  Leid  erfahren 
hat,  macht  dieses  System  das  Oberhaus  unabänderlich  zu  einem, 
wenn  auch  von  Würde  umgebenen,  Anhängsel  des  Unterhauses. 
Die  Kompetenz    der  canadischen  Legislatur    ist  negativ  definiert. 
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Sic  kann  jede  Machtbefugnis  ausüben,  die  nicht  ausdrücklich  dem 
britischen  Reich  vorbehalten  oder  den  Provinzen  verheben  ist. 
Also  nicht  die  Staaten,  wie  überall  sonst,  sondern  der  Bund  ist 
Universalerbe  der  Macht.  Krieg  und  Frieden  und  die  auswärtigen 
Angelegenheiten  im  allgemeinen  sind  dem  britischen  Reich  vor- 
behalten. Sektion  92  der  Verfassung  zählt  16  Klassen  von  aus- 
schliesslich den  Provinzen  überlassenen  Gegenständen  auf,  und 
Sektion  93  fügt  noch  einen  anderen  hinzu  —  das  Unterrichts- 
wesen —  nur  mit  gewissen  Beschränkungen,  welche  dazu  bestimmt 
sind ,  die  Konfession  der  Minorität  zu  schützen.  Alle  anderen 
Gegenstände  gehören  zur  Bundeskompetenz.  Von  dieser  führt 
Sektion  91  beispielsweise  29  Klassen  auf,  welche  Straf-  und  Prozess- 
recht, Militärwesen,  Ehescheidung,  allgemeines  Eherecht  und  die 
Erhebung  von  Abgaben  jeder  Art  und  jeden  Systems  der  Be- 
steuerung in  sich  schliessen.  Die  Provinzen  im  Gegensatz  hierzu 
sind  beschränkt  auf  das  Einkommen  von  Grund  und  Boden,  von 
Licenzen,  direkten  Steuern  und  Subsidien  des  Bundes.  Die  letz- 
teren betragen  jetzt  eine  Million  Pfund  per  a7inuni.  Diese  finanzielle 
Abhängigkeit  ist  der  gefährlichste  Zug  der  Verfassung.  Er  beraubt 
die  eine  Seite  der  Unabhängigkeit,  und  die  andere  der  Macht 
zum  Guten,  aber  nicht  zum  Bösen.  Er  erzeugt  Extravaganz  und 
Korruption  in  den  Provinzen  und  eine  partikularistische  Beute- 
schnapperei  im  Canadischen  Haus  der  Gemeinen.  Er  setzt  an 
die  Stelle  der  Unabhängigkeit  die  Abhängigkeit,  d.  h.  er  greift 
die  Lebensbedingungen  des  Föderalismus  an. 

Die  Legislatur  der  Schweiz  oder  die  Bundesversammlung 
ist  eine  aus  zwei  Abteilungen  zusammengesetzte  Einheit.  Als 
Einheit  handelnd  richtet  sie,  begnadigt  sie,  wählt  sie  die  Exekutive, 
Richter,  Kanzler  und  Generale.  Sie  also  ist  die  Bundesgewalt, 
die  andern  Gewalten  sind  ihre  Diener.  Die  Gesetze  giebt  sie  in 
zwei,  an  Initiative  und  Gewalt  gleichen  Häusern :  Nationalrat  und 
Ständerat,  der  eine  das  Gesamtvolk,  der  andere  die  Staaten 
repräsentierend.  Beide  sind  nicht  instruiert,  also  echt  repräsentativ. 
Als  Gesetzgeber  entspricht  dieses  Organ  also  genau  dem  Föderal- 
prinzip. Aber  der  Ständerat  ist  schwach  in  der  praktischen  Wirk- 
lichkeit ,  weil  die  Art  der  Wahl  seiner  Mitglieder  und  deren 
Amtsdauer  nicht  einheitlich  bestimmt,  also  verschieden  ist.  Er 
kann  deshalb  die  dem  Oberhaus  im  Bundesstaat  eigene  Funktion 
nicht  erfüllen.  Mag  er  also  verfallen  und  verschwinden!  Die 
Kantone  besitzen  alle  Gewalten  nach  Abzug  der  dem  Bund  aus- 


Das   Wesen  lies  Bundesstaats.  621 

drücklich  delegierten.  Die  letzteren  fassen  die  üblichen  Ge^^en- 
stände  in  sich,  ferner  Ehe,  politische  Rechte,  persönliche  Freiheit  und 
die  Garantie  der  kantonalen  Gebiete  und  Verfassungen.  In  Be- 
ziehung auf  einige  andere  Gegenstände  kommt  dem  Bund  die 
Gesetzgebung,  den  Kantonen  die  Verwaltung  zu. 

Die  Einnahmen  des  Bundes  fliessen  aus  Eigentum  und  Ein- 
richtungen des  Bundes,  aus  Zöllen,  Schiesspulvermonopol,  aus  der 
Hälfte  des  Bruttoertrages  der  Militärpflichtersatzsteuern  und  aus 
den  Beiträgen  der  Kantone.  Die  andere  Hälfte  der  Militärpflicht- 
ersatzsteuern und  die  ganze  Getränkesteuer  fällt  den  Kantonen  zu; 
Uri,  Graubünden,  Tessin  und  Wallis  erhalten  noch  zusätzlich 
530000  fr.  per  a^imun.  Auf  Verlangen  von  30000  Wählern  oder 
acht  Kantonen  müssen  Gesetze  oder  allgemeine  Bundesbeschlüsse 
noch  dem  Plebiszit  unterworfen  werden.  Verfassungsänderungen 
kommen  zustande  i)  wie  gewöhnliche  Gesetze  unter  Ratifikation 
durch  das  Referendum ;  2)  wenn  die  Häuser  nicht  übereinstimmen 
oder  wenn  5000  Wähler  Revision  der  Verfassung  verlangen ,  so 
wird  die  Revisionsfrage  vor  das  Volk  gebracht.  Beschliesst  dieses, 
es  soll  Revision  stattfinden,  so  werden  neue  Häuser  gewählt,  und 
die  Verfassungsänderungen  dem  Referendum  unterbreitet.  Die  An- 
nahme erfordert  stets  Majorität  der  Stimmen  und  der  Kantone. 
Die  Legislatur  der  Schweiz  ist  so  etwas  Anomales.  Ihr  Ueberge- 
wicht  würde  in  jedem  anderen  Lande  als  der  Schweiz  den 
Föderalismus  zerstören ,  und  auch  in  der  Schweiz  ohne  das  Re- 
ferendum. Der  Verfall  des  Ständerates,  die  gegenseitige  finanzielle 
Abhängigkeit  des  Bunds  und  der  Kantone,  die  legislative  Ab- 
hängigkeit auf  der  einen  Seite,  die  administrative  auf  der  andern, 
das  alles  verletzt  das  Föderalprinzip. 

In  Amerika  sind  beide  Abteilungen  der  Legislatur  nicht 
instruiert,  also  repräsentativ.  Die  eine  repräsentiert  das  Volk  in 
seiner  Gesamtheit,  die  andere  als  Staaten.  Die  direkte  Wahl,  die 
kurze  Amtsdauer  und  die  alle  zwei  Jahre  eintretende  Integral- 
erneuerung machen  das  Repräsentantenhaus  zur  radikalen ,  vor- 
wärtstreibenden Macht,  während  die  indirekte  Wahl,  die  lange 
Amtsdauer  und  die  Kontinuität  des  Senates  diesen  in  bewunde- 
rungswürdiger Weise  zum  Hemmungsrad  des  Systems  qualifiziert. 
Das  eine  findet  sich  überall,  das  andere  nur  in  Amerika.  So 
kommt  es ,  dass  während  das  Repräsentantenhaus  im  Auslände 
wenig  Respekt  geniesst,  Staatsmänner  und  Publizisten  uns  allent- 
halben um  unseren  Senat  beneiden.  Nach  dem  obersten  Gerichts- 
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hof  ist  dies  die  charakteristischste  Scliöpfung  von  Amerika,  und 
seine  Wahl  in  eine  direkte  umwandehi  (wie  es  einige  Male  vorge- 
schlagen worden  ist),  hiesse  diesen  Hauptanker  der  Verfassung 
zerstören.  Wie  das  deutsche  Oberhaus  ,  so  hat  auch  der  Senat 
wichtige  administrative  und  richterliche  Funktionen.  Diese  haben 
seine  Macht  vergrössert,  aber  nicht  in  gleichem  Masse  seine 
Brauchbarkeit,  und  seine  Bestätigungsfunktion  wäre  sonstwo  besser 
am  Platz.  Die  amerikanische  Legislatur  ist  nicht  wie  die  der 
Schweiz  die  Bundesgewalt,  sondern  nur  ein  Teil  derselben.  Da  der 
Staat  föderal  ist,  so  ist  die  Bundesgewalt  koordiniert  geordnet.  Beide 
Thatsachen  sind  Anwendungen  desselben  Prinzips  und  ergänzen 
sich  gegenseitig.  Eine  zentralisierte  Organisation  ist  unvereinbar 
mit  dem  Bundesstaate,  sie  führt  schliesslich  zum  zentralisierten 
Staat.  Die  Kompetenz  der  Legislatur  ist  auf  Befugnisse  beschränkt, 
die  ihr  ausdrücklich  erteilt,  oder  die  in  diesen  mit  Notwendigkeit 
eingeschlossen  sind.  Diese  umfassen  nur  Dinge,  die  absolut  eine 
gleichförmige  Behandlung  verlangen.  Andere  mögen  dazu  kommen 
wie  Ehe  und  Scheidung.  Es  ist  jedoch  der  Umfang  der  zentralen 
Kompetenz  weniger  wichtig  als  das  Prinzip ,  welches  ihre  Be- 
ziehungen zu  den  anderen  Staaten  beherrscht.  Darin  besteht 
Amerikas  grösster  Beitrag  an  die  Welt,  das  wichtigste  und  weitest- 
tragende  politische  Prinzip  der  modernen  Zeit,  nämlich  direkte 
PLinwirkung  der  Zentralgewalt  auf  die  einzelnen  Bürger.  Seine  Ent- 
deckung und  Anwendung  durch  die  Verfassungskonvention  war 
ein  kardinales  Ereignis  in  der  Weltgeschichte.  Damit  sprang  der 
Föderalismus  in  voller  Rüstung  heraus  und  begann  seinen  welt- 
erobernden Gang.  Er  machte  es  möglich,  was  bis  dahin  unmög- 
lich gewesen  war,  innere  Freiheit  und  äussere  Macht,  lokale  Selbst- 
verwaltung und  nationale  Zentralgewalt  —  kurz  Staaten,  weit,  zu- 
sammengesetzt und  frei  zumal.  Seine  Annahme  schuf  erst  eine 
wahre  Zentralgewalt ,  vollständig  in  allen  ihren  Teilen ,  gesetz- 
gebend, richtend  und  ihre  Gesetze  und  Richtersprüche  durch  ihre 
eigene  Beamten  vollziehend.  Er  machte  die  Zentralgewalt  und 
die  Einzelstaaten  unabhängig  und  unzerstörbar  im  Verhältnis  zu 
einander.  In  diesem  neuen  System  war  der  Schlussstein  die  Er- 
setzung der  Beiträge  der  Einzelstaaten  durch  Bundessteuern.  Um  die- 
sen Punkt  tobte  der  Kampf  besonders  in  der  Newyorker  Konvention. 
Seine  Verwerfung  hätte  den  Einsturz  des  ganzen  Gewölbes  be- 
deutet. Irgend  welche  Abhängigkeit  der  Zentralgewalt  von  den 
Staaten  oder  der  Staaten  von  der  Zentralgewalt  ist  eine  Verletzung 
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des  Föderalprinzips,  finanzielle  Abhängigkeit  ist  seine  Vernichtung. 

Verfassungsänderungen  werden  hier  wie  in  Deutschland  und 
in  der  Schweiz  Gesetz  durch  Bcschluss  des  souveränen  Bundes- 
staates, zum  Ausdruck  gebracht  durch  das  Volk  1)  kollektiv  ge- 
nommen ,  2)  als  Staaten.  Die  eine  Entscheidung  wird  ausge- 
sprochen durch  eine  bestimmte  Majorität  im  Kongress,  die  andere 
ebenso  durch  eine  bestimmte  Mehrheit  der  Staaten.  Die  Teil- 
nahme der  beiden  Häuser  an  derselben  Entscheidung  und  die  für 
beide  erforderliche  ausnahmsweise  Majorität  macht  unsere  Ver- 
fassung äusserst  konservativ,   ohne  das  Prinzip  zu  ändern. 

Diese  Erörterung  offenbart  folgende  Verletzungen  des  Föde- 
ralprinzips : 

i)  Das  Oberhaus  de  facto  nicht  existierend  in  Caiiada,  von  ge- 
ringer Bedeutung  in  der  Schweiz,  instruiert  in  Deutschland. 

2)  Die  Gewalt  zentralisiert  in  Canada  und  in  der  Schweiz. 

3)  Abhängigkeit  der  Zentralgewalt  von  den  Staaten  a)  in 
finanzieller  Beziehung  und  in  der  Verwaltung  in  Deutschland  und 
in  der  Schweiz,  b)  der  Staaten  von  der  Zentralgewalt  in  Bezug 
auf  die  Finanzen  in  Canada,  in  Bezug  auf  Finanzen  und  Gesetz- 
gebung in  Deutschland  und  in  der  Schweiz. 

Danach  ist  die  deutsche  Legislatur  am  fehlerhaftesten,  dann 
kommt  die  von  Canada,  an  dritter  Stelle  die  der  Schweiz,  die 
amerikanische  ist  die  letzte  in  dieser  Folge.  Die  amerikanische 
Legislatur  ist  also  nicht  bloss  die  erste ,  sondern  auch  die  am 
meisten  typische. 

II.  Die  Exekutive.  Wir  gehen  nun  zur  Exekutive  über, 
welche  logisch  am  nächsten  folgt.  Wir  werden  hierbei  die  Staaten 
in  derselben  Reihenfolge  betrachten  wie  vorher. 

In  Deutschland  ist  die  Exekutive  erblich  hinsichtlich 
des  Trägers,  aber  wie  die  Legislatur  verfassungsmässig  ihrer  Ent- 
stehung nach,  also  ebenfalls  die  Schöpfung  des  Staates.  Sie  er- 
klärt Krieg,  schliesst  Frieden,  besorgt  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten ,  erklärt  den  Kriegszustand ,  befehligt  die  Armee  und  die 
Marine,  ernennt  und  entlässt  alle  höheren  Beamten  des  Zivil-  und 
Militärdienstes ,  beruft ,  vertagt  und  löst  (mit  Zustimmung  des 
Bundesrates)  den  Reichstag  auf,  bringt  alle  Gegenstände  vom 
Oberhaus  an  das  Unterhaus,  veröffentlicht  alle  Gesetze,  indem  sie 
die  Formel  des  Gesetzesbefehls  sich  aneignet.  Verwaltungsvor- 
schriften —  ein  Ueberbleibsel  des  Absolutismus  —  gehen  vom 
Bundesrat    aus,    aber  ihre  Vollziehung  verbleibt  dem  Kaiser.     Er 
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ernennt  und  entlässt  den  Kanzler,  welcher  als  Beamter  verant- 
wortlich ist,  aber  nicht  als  Premierminister ;  d.  h.  ein  ablehnender 
Parlamentsbeschluss  kann  seinen  Rücktritt  nicht  erzwingen.  Folg- 
lich ist  der  Kaiser  nicht  eine  bloss  dem  Namen  nach  vorhandene 
parlamentarische,  sondern  eine  machtvolle  präsidentiale  Exekutive. 
Dazu  noch  begabt  mit  bestimmendem  Einfluss  bei  der  Gesetz- 
gebung durch  Vertreter  der  Regierung  im  Reichstag.  Der  Haupt- 
fehler ist  die  Erblichkeit  der  Exekutive.  Nur  solange  sie  fähig 
und  populär  ist,  kann  sie  einen  Zusammenstoss  mit  den  elektiven 
Elementen  des  Systems  vermeiden. 

Die  canadische  Exekutive  ist  nominell  die  Königin,  d.  h. 
der  Premierminister  des  britischen  Reiches,  und  ein  gelegentliches 
Veto  desselben  erinnert  die  Canadenser  an  ihre  Abhängigkeit. 
Aber  thatsächlich  ist  der  Vertreter  der  Königin,  der  Generalgou- 
verneur, ebenso  eine  Null  in  Canada,  wie  die  Königin  in  England. 
Er  dient  nur  als  ein  würdevoller  Wortführer  der  Partei  der  eng- 
lischen Regierung.  Die  wirkliche  Exekutive  ist  der  Premierminister, 
der  Leiter  der  herrschenden  Partei  im  Haus  der  Gemeinen.  Des- 
halb ist  die  Legislatur  in  Canada  noch  mehr  als  in  der  Schweiz 
die  Bundesgewalt.  Sie  schafft  nicht  nur  die  Exekutive ,  sondern 
kann  sie  auch  jeden  Augenblick  wieder  beseitigen.  Gestützt  auf 
das  Haus  der  Gemeinen  ernennt  und  entlässt  sie  Senatoren, 
Richter  und  Untergouverneure  der  Provinzen;  sie  befehligt  die 
Miliz,  hat  ein  Veto  bei  der  Provinzialgesetzgebung  (etwa  5omal 
ausgeübt),  löst  auf  und  vertagt  die  Legislatur ;  sie  hat  ausschliess- 
lich die  Macht,  Abgaben  zu  beschliessen  und  Verbrecher  zu  be- 
gnadigen. Solch'  eine  zentralisierte  Gewalt  und  Mischung  von  Funk- 
tionen ist  auf  die  Dauer  unvereinbar  mit  der  Existenz  des  Föde- 
ralismus. Insbesondere  vernichtet  das  Veto  der  Zentralgewalt  gegen- 
über der  Provinzialgesetzgebung  völlig  das  ganze  System  ;  solange 
dieses  existiert,  ist  Canada  nur  dem  Namen  nach  ein  Bundesstaat. 
Glücklicherweise  schafft  die  Hofthungslosigkeit  dieser  Krankheit  ihr 
eigenes  Heilmittel.  Die  Ausübung  des  Vetorechtes  ist  zu  gefährlich 
geworden,  und  sinkt  still  hinab  in  das  Grab  doktrinärer  Erfindungen. 

Die  Exekutive  der  Schweiz  besteht  aus  einem  Rat  von 
Sieben ,  gewählt  auf  3*  Jahre  von  der  Bundesversammlung  und 
während  dieser  Zeit  unabsetzbar.  Die  Mitglieder  repräsentieren 
alle  Parteien,  und  dürfen  in  beiden  Häusern  reden,  aber  nicht  ab- 
stimmen. Ihre  Kompetenz  erstreckt  sich  auf  die  Mitwirkung  bei 
der  Gesetzgebung,  einige  richterliche  Befugnisse,  die  auswärtigen 
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Angelegenheiten,  Vollziehung  der  Gesetze  und  der  Entscheidungen 
des  Bundesgerichts,  Garantierung  der  kantonalen  Konstitutionen 
und  Einberufung  von  2000  Mann  Soldaten  für  die  Dauer  von 
3  Wochen,  vorausgesetzt,  dass  die  Bundesversammlung  nicht  ver- 
sammelt ist.  In  den  meisten  Fällen  beschliesst  der  Bundesrat, 
während  die  Kantone  vollziehen.  Falls  letztere  nicht  gehorchen, 
so  kann  er  nur  Truppen  auf  ihre  Kosten  bei  ihnen  ins  Quartier 
legen,  oder  die  Geldsubsidien  des  Bundes  zurückhalten.  Es  ist 
also  ein  Kabinet  mit  nur  einem  nominellen  Chef,  ohne  parlamen- 
tarische Verantwortlichkeit,  dem  nur  eine  geringe  Macht  zusteht, 
sich  Gehorsam  zu  verschaffen.  Eine  derartige  Anomalie  würde 
anderswo  nicht  über  Nacht  bestehen  können.  Es  zeigt  eher  einen 
Rat  von  Vertrauensmännern  als  ein  Regierungsorgan  an. 

Die  amerikanische  Exekutive  ist  thatsächlich  und  dem. 
Namen  nach  präsidential.  Sie  ist  unabhängig  von  der  Legislatur 
in  Beziehung  auf  Entstehung  und  Innehabung ;  und  ihr  Kabinet 
besteht  aus  »Sekretären«  anstatt  parlamentarischer  Minister.  Ihre 
Ernennungs-  und  Gesetzgebungsfunktionen  haben  ihrer  Macht  etwa 
im  gleichen  Mass  gedient,  nicht  aber  ihrer  Brauchbarkeit.  Die 
Reform  des  Zivildienstes  bedeutet  eine  Einschränkung  der  ersteren, 
und  nun  fragt  sich  :  soll  ihre  Stellung  in  der  Gesetzgebung  dennoch 
rein  negativ  bleiben  ?  oder  soll  sie  positiv  gemacht  werden ,  um 
ihr  einen  Einfluss  zu  sichern  und  gegenwärtigen  Misständen  in 
der  Gesetzgebung  abzuhelfen?  Eine  Vergleichung  der  verschiedenen 
Exekutivgewalten  mag  diese  Frage  beantworten. 

Die  amerikanische  Exekutive  ist  durch  das  Volk  gewählt  auf 
bestimmte  Zeit,  daher  ist  sie  unabhängig,  Herr  ihrer  selbst  und 
ihrer  Politik.  Die  canadische  Exekutive  ist  durch  die  Legislatur 
gewählt  und  nach  Gefallen  absetzbar ,  daher  muss  sie  sich  mit 
jeder  populären  Laune  oder  Neigung  drehen ,  und  opfert  not- 
wendigerweise alles  dem  Einen  —   der  Erhaltung  des  Amtes. 

Insoweit  gewinnt  die  amerikanische  Einrichtung  bei  dem  Ver- 
gleich. Hinsichtlich  der  Gesetzgebung  aber  liegt  die  Sache 
umgekehrt.  In  Canada  hat  das  Kabinet  Einfluss  auf  die  Gesetz- 
gebung und  ist  verantwortlich ;  im  Kongress  fehlt  beides.  Selbst 
der  Sprecher,  der  thatsächliche  Führer  der  herrschenden  Partei, 
kann  die  Gesetzgebung  nur  beeinflussen  durch  Ernennung  der 
Ausschüsse.  Das  Resultat  ist :  mehr  und  schlechtere  Gesetze  als 
irgend  ein  anderes  zivilisiertes  Land  damit  gestraft  ist. 

So  ist  weder  das  Kabinet-  noch  das  Präsidentensystem  voll- 
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kommen,  aber  könnte  nicht  eine  Kombination  beider  ihre  Vorzüge 
vereinigen  und  ihre  Nachteile  aufheben?  Sicher!  So  ist  es  in 
Deutschland.  Die  Exekutive  ist  hier  unabhängig,  also  präsidential ; 
ihr  Minister,  von  ihr  allein  ernannt  und  entlassen,  hat  dennoch 
das  Recht ,  in  der  Legislatur  zu  sitzen  und  zu  reden.  Die  Ge- 
walten sind  nicht  miteinander  vermischt,  aber  die  Exekutive  kann 
einen  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  ausüben.  Anstatt  einer  rein 
negativen  Macht  wie  in  den  Ver.  Staaten  hat  die  deutsche  Exe- 
kutive eine  positive  Bedeutung.  Der  deutsche  Kanzler  ist  deshalb 
eine  neue  ,  wahrhaft  bahnbrechende  Schöpfung ;  Deutschlands 
grösster  Beitrag  zur  staatlichen  Einrichtung.  Nur  ein  wählbarer 
Präsident  und  ein  oder  mehrere  solche  Minister:  und  die  Bundes- 
staatsexekutive der  Zukunft  ist  fertig  (wenn  eine  Prophezeiung 
erlaubt  ist). 

III.  Die  richterliche  Gewalt.  Nun  bleibt  nur  das  Ge- 
richt noch  zu  betrachten.  In  Deutschland  sind  die  Gerichtshöfe, 
mit  Ausnahme  eines  einzigen,  einzelstaatliche  Tribunale,  obwohl 
ihre  Organisation  auf  Reichsrecht  beruht,  und  Reichsrecht  haupt- 
sächlich von  ihnen  angewendet  wird.  Alle  beruhen  auf  Gesetz, 
nicht  Verfassung ,  und  wie  ein  Strom  nicht  höher  steigen  kann 
als  seine  Quelle,  so  können  die  Gerichte  nicht  über  der  Inter- 
pretation der  Verfassung  durch  Gesetze  oder  Akte  der  Exekutive 
stehen,  nicht  über  deren  Verfassungsmässigkeit  urteilen.  Ein  Staats- 
gesetz können  sie  wohl  als  verfassungswidrig  annullieren,  aber  ein 
Reichsgesetz  nicht  in  Zweifel  ziehen.  Daher  können  sie  verfassungs- 
widrige Akte  der  Bundesgewalt  nicht  unterdrücken ,  noch  die 
Opfer  ihrer  Ungerechtigkeit  verteidigen;  die  Bundesgewalt  ent- 
scheidet endgültig  über  ihre  eigenen  Handlungen.  Sie  ist  deshalb 
tyrannisch  im  Prinzip,  wenn  auch  nicht  in  der  praktischen  Wirk- 
lichkeit; die  persönHche  Freiheit  ist  nicht  gesichert.  Andererseits 
haben  die  Einzelstaaten  kollektiv,  alsBundesrat,  Jurisdiktion  inFällen, 
wo  das  staatliche  Interesse  beteiligt  ist.  Die  Verteidigung  der  Reichs- 
verfassung ist  so  an  ihre  natürliche  Feinde  ausgeliefert,  die  Ein- 
zelregierungen, und  das  einzige  Mittel  zu  ihrer  Verfügung,  die 
Bundesexekutive,  ist  so  summarisch ,  als  gälte  es ,  ihre  Nichtan- 
wendung zu  sichern.  Die  Individuen  sind  ohne  Verteidigung ;  die 
Staaten  Richter  in  eigener  Sache.  Noch  ist  dies  nicht  alles.  Wer  ent- 
scheidet, ob  ein  Gesetzesvorschlag  die  Verfassung  ändert?  Etwa 
die  Majorität  des  Bundesrates?  Dann  ist  die  Klausel  »14  Stimmen 
gegen«  ein  toter  Buchstabe,  und  die  Majorität  kann  jedes  Gesetz 
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durchbringen  ,  indem  sie  es  für  verfassungsmässig  erklärt.  Oder 
entscheiden  vielleicht  die  14  Stimmen  ?  dann  ist  die  legislative 
Macht  der  übrigen  gleich  Null,  und  die  vierzehn  können  das  Zu- 
standekommen jedes  Gesetzes  verhindern,  indem  sie  es  für  nicht 
verfassungsmässig  erklären.  Oder  entscheidet  endlich  vielleicht  der 
Kaiser  kraft  seiner  Befugnis,  die  Gesetze  zu  promulgieren  ?  Dann 
werden  beide  Häuser  rein  ornamental,  und  der  Kaiser  kann  das 
Zustandekommen  jedes  Gesetzes  dadurch  völlig  verhindern,  dass 
er  zuerst  die  preussische  Stimme  negativ  abgiebt,  dann  die  Ver- 
kündigung des  Gesetzes  auf  Grund  nichtverfassungsmässigen  In- 
halts verweigert.  Die  Organisation  des  deutschen  Gerichts  hat 
demnach  schwere  Mängel.  Sie  verfehlt  den  Hauptzweck  des  Fö- 
deralismus ,  indem  sie  die  persönliche  Freiheit  nicht  wahrt.  Sie 
verletzt  das  Hauptprinzip  des  Föderalismus  gleichermassen  durch 
theoretische  Einschränkung  der  Einzelstaaten  von  selten  des  Bun- 
desstaats, und  durch  aktuelle  Zulassung  strafloser  Usurpation  der- 
selben. Und  sie  gefährdet  den  Fortbestand  des  Föderalismus,  da 
sie  kein  bestimmtes  Organ  zur  definitiven  Erklärung  der  Ver- 
fassung vorgesehen  hat.  Diese  Missstände,  die  alle  aus  derselben 
Quelle,  dem  Gesetzesursprung  der  Gerichte,  fliessen,  charakteri- 
sieren das  deutsche  Gericht  thegi'etisch  als  den  ungesundesten, 
praktisch    als    den    am   schwersten  anfassbaren  Teil  des  Systems. 

Das  canadische  Bundesgerichtswesen  begreift  den  obersten 
Gerichtshof,  das  See-  und  das  Schatzkammergericht ;  Appellation 
'\^\.y>Reginae  gratiai-  an  das  richterliche  Komite  des  englischen  ge- 
heimen Rates  zugelassen.  Das  Gericht  beruht  auf  Verfassung,  nicht 
auf  Gesetz,  und  ist  vom  souveränen  Staat,  nicht  von  der  Zen- 
tralgewalt geschaffen.  Wenn  daher  auch  diese  ein  Veto  gegen 
Provinzialakte  erhielt,  zugestandenermassen  zum  Zweck  der  Ver- 
hinderung der  richterlichen  Interpretation  der  Verfassung,  so  war 
das  doch  ein  vergebHcher  Versuch.  Es  ging  gegen  die  Natur  des 
Bundesstaates.  Die  Gerichtshöfe  urteilen  jetzt  über  die  Verfassungs- 
mässigkeit sowohl  der  provinziellen  als  der  bundesbehördlichen 
Akte,  und  ihre  Entscheidung  ist  endgiltig.  Das  Veto  der  Exe- 
kutive ist  de  facto  abgeschafft:  das  richterhche  Urteil  ist  das  höchste. 
So  ist  die  Unabhängigkeit  zwischen  den  Provinzen  und  der  Zentral- 
gewalt hergestellt,  und  der  Föderalismus  ist  Wirklichkeit  geworden. 

Die  richterliche  Gewalt  in  der  Schweiz  hat  eine  ähnliche 
Geschichte.  Die  Verfassung  von  1849  subordinierte  das  Gericht 
der  Zentralgewalt  und  verwies  alle  öffentliches  Recht  betreffende 
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Fälle  an  die  Bundesversammlung.  Denn  die  Schweiz  scheute  wie 
alle  europäischen  Staaten  die  Suprematie  des  Gerichts  in  der 
Verfassung  Aber  die  Logik  der  Thatsachen  trieb  zu  stark  in  dieser 
Richtung.  Ein  Staat  kann  nicht  halb  föderal  sein,  halb  nicht.  Er 
muss  sich  bewegen,  wenn  nicht  vorwärts,  dann  rückwärts.  Die 
Schweiz  wählte  den  Gang  vorwärts ,  und  so  steigerte  die  Ver- 
fassungsrevision von  1848  die  Macht  des  Gerichts  unermessHch.  Das 
Bundesgericht  oder  Oberste  Gericht  hat  jetzt  die  Jurisdiktion  über 
i)  Zivilrechtsfälle ,  bei  welchen  die  Zentralgewalt  oder  ein 
Kanton  oder  beide  beteiligt  sind. 

2)  Politische  Verbrechen  gegen  die  Zentralgewalt  oder  das 
Völkerrecht. 

3)  Jurisdiktionskonflikte  zwischen  der  Zentralgewalt  und  einem 
Kanton  oder  zwischen  Kantonen. 

4)  Verletzungen  von  Verfassungsrechten  oder  aus  Staatsver- 
trägen fliessenden  Rechten  der  Einzelnen.  Verwaltungsstreitig- 
keiten aber  —  einschliesslich  der  im  Militärwesen,  Religion,  Schul- 
wesen, Steuerwesen,  Wahlwesen,  Patentwesen  etc.  sich  ergebenden, 
gehören  vor  den  Bundesrat,  von  dem  Appellation  an  die  Bundes- 
versammlung zusteht.  Diese  Behörde  entscheidet  auch  Jurisdik- 
tionsstreitigkeiten zwischen  den  verschiedenen  Bundesbehörden. 
Somit  stellt  das  Bundesgericht  seine  eigene  Kompetenz  nicht 
endgültig  fest.  Und  endlich  kann  es  die  Verfassung  nicht  inter- 
pretieren, sondern  nur  die  Bundesgesetze  anwenden,  also  dieselben 
nicht  für  nichtverfassungsmässig  erklären. 

Das  sind  schwere  Fehler;  aber  die  Tendenz  ist  auf  ihre  Ver- 
besserung gerichtet,  die  Jurisdiktion  des  Bundesgerichts  erweitert 
sich  jeden  Tag.  Die  Bundesversammlung  delegiert  jetzt  dem 
Bundesgericht  weiter  die  Gewalt,  bei  der  Entscheidung  von  Kon- 
flikten zwischen  Bundes-  und  Kantonalbehörden  die  Verfassung  zu 
interpretieren.  Dies  ist  ein  grosser  Gewinn.  Es  scheint,  dass  das 
Volk  die  richterliche  Gesetzesinterpretation  der  legislativen  vorzu- 
ziehen lernt.  Eine  weitere  Verfassungsrevision  würde  wahrschein- 
lich das  Bundesgericht  zum  Richter  über  seine  eigene  Kompetenz 
machen  und  zum  höchsten  Interpreten  der  Verfassung  und  der 
Gesetze  —  wäre  nicht  das  Referendum.  Durch  dieses  ratifiziert 
das  Volk  entweder  stillschweigend  oder  ausdrücklich  alle  Gesetze, 
und  da  ein  Gerichtshof  durch  Umstossung  einer  gesetzlichen  Fest- 
setzung notwendigerweise  an  das  höhere  Verfassungsrecht  appel- 
liert, nämlich  an  die  Gewalt  des  souveränen  Volkes,    so  kann  er 
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keinen  Grund  für  seinen  Widerstand  finden,  sobald  jede  Gesetzes- 
bestimmung vom  Volke  ratifiziert  worden  ist ;  sonst  würde  er,  wie 
es  scheint,  seinerseits  zur  souveränen  Gewalt  über  dem  Volk  wer- 
den. Wir  müssen  aber  unterscheiden  zwischen  dem  souveränen 
Volke,  welches  die  Verfassung  beschliesst,  und  demselben  Volke, 
das  als  Organ  seiner  eigenen  Souveränität  im  Einklang  mit  der 
Konstitution  handelt.  Denn  sonst  würde  jedes  Gesetz  in  gleicher 
Weise  Verfassungsgesetz  sein ,  und  keines  könnte  den  Vorrang 
vor  anderen  haben.  Jetzt  appelliert  das  Bundesgericht  an  das 
Volk  nur  in  dem  ersteren  Sinne ,  nämlich  als  souveränen  Ver- 
fassungsschöpfer, nicht  als  Organ  der  Souveränität  unter  der  Verfas- 
sung —  weil  in  dem  letzteren  Sinne  das  Volk  dem  Bundesgericht  in 
Bezug  auf  Ursprung  und  Autorität  rein  koordiniert  ist.  Eben  darum 
könnte  aber  das  Bundesgericht,  auf  die  Verfassung  gestützt,  eine  ge- 
setzliche Bestimmung  für  nicht  verfassungsmässig  erklären ,  ob- 
schon  sie  vom  Volk  als  dritter  legislativer  Kammer  ratifiziert  ist. 
Die  Anwendung  dieses  Prinzips  in  der  Schweiz  wird  das  föderale 
System  seiner  Vervollkommnung  weit  entgegenführen. 

Das  amerikanische  Gericht  ist  das  unabhängigste  und 
mächtigste  in  der  Welt.  Insbesondere  der  oberste  Gerichtshof  ist 
sowohl  seinem  Ursprung  nach  verfassungsmässig  als  auch  Richter 
über  seine  eigene  Kompetenz.  Ihm  ist  die  Arche  der  Konstitution 
anvertraut,  und  seine  Entscheidungen  kündigen  die  Nichtigkeit 
aller  Gesetze  an ,  welche  gegen  das  höchste  Gesetz  Verstössen. 
Ein  grosser  Widerstand  kann  seine  Beschlüsse  umwerfen ,  wenn 
sie  nicht  durch  die  Exekutive  gestützt  werden ;  da  es  aber  den 
Schlussstein  unseres  ganzen  Systems  bildet ,  so  wird  das  Volk 
früher  oder  später  die  staatlichen  Gewalten  zwingen ,  sich  nach 
seinen  Entscheidungen  zu  richten.  Der  amerikanische  oberste  Ge- 
richshof steht  deshalb  ohne  Beispiel  in  der  Geschichte  da. 

Diese  Vergleichung  der  richterlichen  Gewalten  zeigt  uns  zwei 
Typen,  und  zwei  Annäherungen  an  einen  Typus.  Das  deutsche 
Gericht  ist  der  eine  Typus  ,  das  amerikanische  der  andere ,  das 
schweizerische  und  das  canadische  sind  zwei  aufeinanderfolgende 
Stationen  auf  dem  Weg  von  der  deutschen  zur  amerikanischen 
Einrichtung.  Deutschland  hat  das  Gericht  des  einfachen  Staats 
beibehalten,  Amerika  hat  das  föderale  Gericht  ausgebildet;  das 
erstere  bleibt  eine  gouvernementale  Behörde,  das  letztere  wird  ein 
selbständiges  Organ  des  Bundesstaats. 

Die    wirkliche  Bedeutung   des  Unterschiedes    besteht    darin, 
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dass  die  Funktionen,  die  wir  in  Amerika  finden,  anderswo  geteilt 
sind.  Das  amerikanische  Gericht  interpretiert  sowohl  das  öffent- 
liche wie  das  Privatrecht,  das  deutsche  nur  das  Privatrecht.  Dies 
macht  ein  anderes  Organ  für  das  öffentliche  Recht  nötig.  Denn 
ein  Staat  ist  rechtlich  nur  gegenwärtig,  indem  er  handelt,  d.  h.  die 
Verfa.ssung  ordnet  oder  ändert;  deshalb  muss  jeder  Föderativ- 
Staat  notwendig  ein  Organ  ermächtigen,  als  sein  unmittelbarer  Re- 
präsentant zu  handeln,  und  das  endgiltige  Machtwort  zu  sprechen, 
sonst  würde  die  Staatsmaschine  nicht  eine  Woche  laufen.  Ihre 
wirkliche  Konstruktion  fordert  eine  stets  gegenwärtige  kontrol- 
lierende Hand,  und  da  der  Souverän  rechtlich  abwesend  ist,  so 
muss  ein  Vertreter  für  ihn  ernannt  werden ,  um  den  Willen  des 
Staates,  wie  er  in  der  Verfassung  ausgedrückt  ist,  zu  interpretieren 
und  zu  erzwingen.  Das  Organ,  welches  diese  Funktion  auf  sich 
nimmt,  ist  insofern  ein  neues  Organ.  In  Amerika  steht  es  jetzt  da 
angethan  mit  all'  der  Majestät  des  Staates ,  und  verkündigt  in 
seinem  Namen  souveräne  Urteile,  vor  welchen  sich  alles,  hoch  und 
niedrig,  Regierende  und  Regierte,  in  gleicher  Weise  beugen  müssen. 
Die  Staaten  unserer  Betrachtung  unterscheiden  sich  also  nicht 
bezüglich  der  Existenz  dieser  Macht,  sondern  nur  bezüglich  der 
Träger  derselben.  In  Deutschland  hat  man  sie  der  Kollektivorgani- 
sation der  Gliedstaaten  (Bundesrat)  anvertraut ,  dem  natürlichen 
Kämpen  des  Partikularismus,  in  der  Schweiz  der  Bundeslegislatur, 
dem  natürlichen  Kämpen  des  Zentralismus,  in  Canada  hauptsäch- 
lich und  in  den  Vereinigten  Staaten  gänzlich  dem  obersten  Ge- 
richtshof, dem  natürlichen  Kämpen  für  Recht  und  Verfassung.  Die 
beiden  ersteren  vertrauen  nicht  nur  eine  heilige  richterliche  Funktion 
politisch  parteigängerischen  Oganen  an  ,  sondern  zerstören  auch 
das  ^>sine  qua  non«  des  Föderalismus:  die  unbedingte  Unabhängig- 
keit zwischen  Bundesgewalt  und  Einzelstaaten.  Die  amerikanische 
Verfassung  im  Gegensatz  dazu  wahrt  das  Föderal-Prinzip  dadurch, 
dass  sie  weder  die  Einzelstaaten  über  die  Bundesgewalt  stellt  noch 
umgekehrt.  Denn  das  Bundesgericht  als  der  oberste  Ausleger  der 
Verfassung  ist  so  wenig  ein  Teil  der  Zentralgewalt  als  der  Einzel- 
staaten ,  es  steht  gleich  hoch  über  beiden.  Es  ist  ein  grosses 
Tribunal,  rechtlich  durch  seine  Formierung,  leidenschaftslos  ver- 
möge seiner  Beschaffenheit,  das  Recht  hoch  achtend  von  Natur, 
weit  abHegend  von  politischen  Stürmen,  ausgestattet  mit  der  Auf- 
gabe, Bundesgewalt  und  Einzelstaaten  auf  ihre  rechtliche  Sphären 
zu  begrenzen ,    das  Gesetz  zu  interpretieren ,    die  Verfassung  auf- 
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recht  zu  erhalten,  und  Gerechtigkeit  zu  üben.  Solche  Funktionen 
müssen  von  einer  richterlichen  Behörde  ausgeübt  werden ,  oder 
sie  werden  eine  Farce.  Ein  Föderativ-Staat  ist  daher  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  in  dem  Grade  vollkommen,  als  die  richter- 
liche Gewalt  die  höchste  ist.  Amerikas  edelste  und  charakteri- 
stischste Schöpfung  ist  sein  grosser  »Oberster  Gerichtshof«. 

So  schliesst  eine  Studie  über  den  Bundesstaat  naturgemäss 
mit  dem  Gericht,  dem  Schlussstein  des  Systems. 

Nun  bleibt  mir  noch  übrig ,  das  erhaltene  Resultat  kurz  zu- 
sammenzufassen. 

III.  Zusammenfassung. 

Der  Bundesstaat  ist  der  letzte  und  allein  erfolgreiche  Ver- 
such, Freiheit  und  Ordnung  zu  vereinigen.  Die  Städte  des  Alter- 
tums wahrten  weder  Freiheit  noch  Ordnung,  das  Römische  Reich 
Ordnung  aber  nicht  Freiheit,  der  Feudalismus  Freiheit  aber  nicht 
Ordnung,  der  Zentralismus  Ordnung  und  nationale  aber  nicht  in- 
dividuelle Freiheit;  der  Föderalismus  wahrt  sowohl  Ordnung  als 
Freiheit,  nationale,  lokale,  individuelle  Freiheit  und  Freiheit  der 
Minoritäten.  So  ist  er  ein  neues  politisches  Gleichgewicht. 

Staaten  d.  h.  Völker  können  einen  Bundesstaat  durch  Selbst- 
verleugnung, durch  Verzicht  auf  ihre  Einzel-Souveränität  zu  Gunsten 
des  durch  ihre  Einigung  geschaffenen  Gesamtstaates  begründen ; 
einmal  geworden  ist  aber  der  Staat  Staat,  mag  er  entstanden  sein  wie 
er  will,  sein  Wille  ist  Gesetz,  und  jeder  Widerstand  dagegen  ist 
Rebellion.  Der  Bundesstaat  ist  das  eine  souveräne  Volk.  Dieses 
beschliesst  und  ändert  die  Verfassung.  Darin  schafft  es  koordinierte 
Organe,  die  Staaten  und  die  Zentralgewalt,  und  überträgt  einem 
jeden  gewisse  Machtbefugnisse.  Die  Gliedstaaten  verkörpern  das 
zentrifugale,  die  Zentralgewalt  das  zentripetale  Prinzip.  Das  ist 
das  neue  Gleichgewicht.  Seine  Erhaltung  verlangt  die  völlige  Un- 
abhängigkeit der  Zentralgewalt  und  der  Staaten  in  Beziehung  zu 
einander  und  dies  verlangt  ihre  völlige  Unterordnung  unter  den 
Bundesstaat  durch  die  Verfassung.    Demnach : 

l)  Teilung  der  Gewalt,  im  Bundesstaat  koordinierte  Organi- 
sation ;  Legislatur  zweikammerig,  nicht  instruiert,  ein  Haus  direkt 
gev;ählt  für  kurze  Zeit  und  bei  jeder  Wahl  ganz  erneuert,  das 
andere  indirekt  gewählt,  für  längere  Zeit,  kontinuierlich,  die  Exe- 
kutive präsidential,  unabhängig  von  der  Legislatur  in  Beziehung 
auf  Entstehung  und  Innehabung,  gewählt,  und  fähig  ,    in  der  Ge- 
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setzgebung    durch    einen   nur  ihr  selbst  verantwortHchen  Minister 
einen  massgebenden  Einfluss  auszuüben. 

2)  Sowohl  die  Zentralgewalt  als  die  Staaten  müssen  einer 
höheren  Macht  verantwortlich  sein.  Ihre  verfassungsmässige  Unter- 
ordnung unter  den  Staat  muss  auch  thatsächlich  in  Kraft  sein. 
Darum  muss  der  Staat  einen  obersten  Richter  einsetzen,  um  in 
seinem  Namen  alle  Kompetenzkonflikte  zu  entscheiden,  und  Zen- 
tralgewalt wie  Einzelstaaten  auf  ihre  verfassungsmässige  Grenze 
einzuschränken,  kurz  um  die  Verfassung  auszulegen  und  aufrecht 
zu  erhalten.  Das  ist  die  Aufgabe  des  obersten  Gerichtshofes. 
Diese  Macht  der  Zentralgewalt  oder  den  Gliedstaaten  anvertrauen 
heisst  sie  zum  Richter  in  eigener  Sache  machen. 

3)  Weder  die  Zentralgewalt  noch  die  Gliedstaaten  können  das 
ausschliessliche  Organ  sein,  durch  welches  der  Bundesstaat  Ver- 
fassungsänderungen beschliesst.  Das  würde  das  eine  dem  andern 
unterwerfen.  Darum  ist  die  Uebereinstimmung  beider  notwendig. 
Die  Zentralgewalt  wahrt  so  die  Verfassung  gegen  Dezentralisation, 
die  Gliedstaaten  gegen  Zentralisation. 

Der  Bundesstaat  ist  so  allein  wahrhaft  bestandfähig,  da  nur 
er  auf  dem  ewigen  Felsen  des  Naturrechts  erbaut  ist ;  er  allein 
fügt  die  zwei  entgegengesetzten  und  unzerstörbaren  Kräfte  in  Har- 
monie zusammen ,  deren  Aktion  und  Reaktion  die  Welt  erfüllt 
und  bewegt. 

Res  publica  foederata  maximus  temporis  partus. 
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DIE  SCHWEIZERISCHEN  NOTENBANKEN  UND 

DER  GEGENWÄRTIGE  STAND  DER 

ZENTRALISATIONSFRAGE. 

VON 

'      EUGEN  FEIBELMANN. 


I. 

Aufgabe  gegenwärtiger  Studie  soll  es  sein,  in  gedrängter 
Form  die  Notenbankzustände  der  Schweiz  einer  Kritik  zu  unter- 
ziehen und  der  gegenwärtig  aktuellen  Frage  der  Gründung  einer 
Zentralnotenbank  näher  zu  treten.  Kaum  ein  anderer  europäischer 
Staat  hat  seine  Notenbankfrage  so  vielfach  und  vielgestaltig  zum 
Gegenstande  seiner  legislativen  Beratungen  und  Abstimmungen 
machen  müssen,  kaum  gab  diese  für  das  Wohl  des  Gesamtvolkes 
so  wichtige  Frage  jemals  mehr  Grund  zu  Parteikämpfen ,  indem 
auf  der  einen  Seite  die  Kantone  und  die  an  den  Privatbanken 
interessierte  haute  finance ,  auf  der  anderen  die  Bundesregierung 
und  einsichtige  Volkswirte  stritten.  Ganz  ähnliche  Verhältnisse  in 
der  Entwicklug  der  Notenbanken  sehen  wir  in  Deutschland.  Hier 
machten  sich  stets  die  gewaltigsten  kleinstaatlichen  und  partiku- 
laristischen  Tendenzen  geltend;  wie  in  allem,  so  herrschte  na- 
mentlich im  Notenbankwesen  die  schärfste  Dezentralisation  und 
auch  im  neuen  Deutschen  Reiche  wird  wohl  eine  volle  Zentra- 
lisation zu  Gunsten  der  Reichsbank  noch  nicht  so  bald  zu  er- 
reichen sein. 

Fast  dreissig  Jahre  vieler  Bemühungen  haben  heute  in  der 
Schweiz  nun  das  Resultat  gezeitigt,  dass  zwar  die  regierenden 
und  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Bundes  die  Schaffung 
einer  »Schweizerischen  Bundesbank«  unter  dem  i8.  Juni  1896  be- 
schlossen.   Doch  kam  es  in  Anbetracht  der  nach  dem  Verfassungs- 
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Wortlaut  im  Art.  89  »nicht  dringlichen  Natur«  des  Bundesgesetzes 
zur  Volksabstimmung,  die  das  Gesetz  am  28.  Febr.  1897  verwarf. 
Das  Banknotenwesen  hat  sich  in  der  Schweiz  nur  sehr  lang- 
sam entwickelt  und  war  anfangs  unseres  Jahrhunderts  überhaupt 
noch  unbekannt.  Nur  sehr  dürftig  machen  sich  Banknoten  allmäh- 
lich bemerkbar,  die  zunächst  nur  von  Privatbankhäusern  ohne  ge- 
setzliche Bestimmungen  ausgegeben  wurden ,  einen  äusserst  be- 
grenzten Umlauf  hatten  und  sofort  zu  den  Ausgabestellen  zurück- 
flössen. Im  Laufe  der  Zeit  aber  konstituierten  sich  in  den  am 
meisten  bevölkerten  und  thätigen  Kantonen  die  ersten  Banken, 
welche  Noten  emittierten ,  so  die  Kantonalbank  von  Bern  1834, 
die  Bank  in  Zürich  1836,  die  Bank  in  St.  Gallen  1837,  die  Bank 
in  Basel  1844,  in  Genf  späterhin  die  Banque  du  Commerce  1845 
und  die  Banque  de  Geneve  1848.  Es  herrschte  damals  vor  der 
einheitlichen  Regelung  des  Münzsystems,  welche  durch  die  Ver- 
fassung vom  12,  September  1848  der  Kompetenz  des  Bundes  unter- 
stellt wurde,  ein  Währungswirrwarr,  wie  wir  ihn  fast  in  ganz  Mittel- 
europa finden.  Von  den  genannten  Banken  wurden  die  Noten 
entweder  auf  Gulden  oder  Brabanter  Thaler  oder  Franken,  Fünf- 
frankenthaler,  lautend  emittiert ;  es  war  daher  natürlich ,  dass 
nur  in  dem  Bereiche  der  Bank  selbst  die  Noten  fähig  waren, 
dem  Verkehre  zu  dienen.  Genügende  Beziehungen  zu  einander 
hatten  diese  Banken  nicht,  von  einer  angemessenen  Ausweisung 
über  die  Fundierung  der  Noten  war  erst  recht  keine  Rede.  Das 
Aktivgeschäft  dieser  Banken  scheint  indessen  in  regulären  und  ge- 
sunden Bahnen  gegangen  zu  sein,  da  sie  hauptsächlich  Wechsel- 
diskontierung und  Gewährung  von  Lombardvorschüssen  betrieben. 
Die  Notenzirkulation  war  eine  sehr  geringe  :  die  Bank  in  St.  Gallen 
hatte  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  einen  Umlauf  von  un- 
gefähr 180000,  300000,  340000  Gulden,  die  Bank  in  Zürich  von 
300000-500000  Gulden^).  Doch  gelang  es  den  Banken,  ihre 
Noten  langsam  einzubürgern ;  für  das  Jahr  1848  wird  der  Noten- 
umlauf der  damals  bestehenden  8  Notenbanken  auf  ca.  7  Millionen 
Franks,  1860  von  15  Banken  auf  ca.  10  Millionen  Franks  geschätzt. 
Von  gesetzlichen  Bestimmungen,  denen  die  entstandenen  Banken 
unterworfen  gewesen  wären,  ist  Genaues  kaum  zu  ermitteln ;  nur 
einzelne  Kantone  hatten  bereits  Vorschriften  erlassen ,  die  sich 
hauptsächlich  auf  die  Noten  selbst  und  ihre  Besteuerung  bezogen. 
So  hatte  der  Kanton  Bern  bestimmt,  dass  die  Noten  der  Kantonal- 

l)  Furrer,  Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz,  Band  I,  Artikel  » Emissionsbanken, « 


Die  schweizerischen  Notenbanken  etc.  635 

bank  von  Bern  garantiert  seien  durch  das  Vermögen  des  Staates 
und  dass  dieselben  den  kantonalen  Stempel  tragen  — ,  ähnliche 
Verordnungen  hatte  der  Kanton  Zürich  erlassen.  Ausdrückliche 
gesetzliche  Bestimmungen  für  die  Errichtung  von  Notenbanken 
existierten  indessen  späterhin ,  anfangs  der  60er  Jahre ,  nur  im 
Kanton  Zürich  und  Graubünden,  während  es  sich  im  allgemeinen  — 
wenn  nicht  Institute  des  Kantons  selbst  ins  Auge  gefasst  waren  — 
nur  darum  handelte,  den  Kantonen  die  Statuten  etc.  der  beab- 
sichtigten Bank  vorzulegen,  um  den  Rechtsnormen  zu  genügen, 
deren  Beobachtung  erforderlich  war,  um  das  Institut  überhaupt 
als  solches,  sei  es  in  der  Form  der  Aktiengesellschaft,  oder  sei 
es  in  sonst  einer  Form  der  juristischen  Person  ins  Leben  rufen 
zu  können.  Gemeinhin  ist  anzunehmen,  dass  die  Statuten  den 
Erfordernissen  der  einzelnen  Kantonsregierungen  hinsichtlich  der 
Notendeckung  und  der  übrigen  Kautelen ,  die  sich  nach  Ansicht 
dej  betreffenden  Regierung  an  die  ordnungsmässige  Situation  einer 
Notenbank  mit  genau  fixiertem  Kapital  naturgemäss  anschlössen, 
erfüllten.  Notenmonopole  finden  sich  nirgends ,  nur  der  Kanton 
Aargau  hatte  gesetzlich  das  Recht  der  Notenausgabe  sich  vor- 
behalten und  es  allein  der  Aargauischen  Bank  übertragen.  In 
einigen  Kantonen  wie  Waadt,  Solothurn  mussten  sich  die  Noten- 
banken die  Höhe  der  Notenemission  vorschreiben  lassen;  im 
übrigen  war  eine  Notenemission  an  sich  keiner  gesetzlichen  Vor- 
schrift unterworfen.  —  Ein  Ausfluss  dieser  Freiheit  ist  der  Um- 
stand, dass  selbst  Privatbankhäuser,  wie  das  in  Bern  domizilierte 
Marquardt  &  Co.  kurze  Zeit  Noten  ausgaben,  doch  kam  man  hier 
über  ein  Experiment  nicht  hinaus,  da  die  Noten  zu  rasch  zurück- 
strömten, also  die  Emission  unrentabel  und  unzweckmässig  blieb. 
Die  so  ausgegebene  »Banknote«  war,  da  ihre  Einlösung  und  Ein- 
lösbarkeit  bei  Präsentation  nicht  verbürgt  war  und  eigentlich  nur 
den  Kredit  der  Emissionsstelle  repräsentierte,  besonders  aber  über 
Deckung  beim  Publikum  Genaues  nicht  bekannt  wurde,  nichts 
weiter  als  ein  auf  Sicht  lautender  zivilrechtHcher  Anspruch  des 
Inhabers  gegen  den  Aussteller  und  keine  Banknote  im  strengen 
Sinne  des  Wortes.  —  Für  den  Fall  der  Nichteinlösung  von  Noten 
waren  die  gesetzlichen  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Kantonen 
ganz  verschiedenartig  geregelt ;  in  keinem  indessen  hatte  der  Noten- 
inhaber im  Falle  des  Konkurses  der  Bank  ein  Vorrecht  vor  den 
anderen  Gläubigern  ^). 

l)  H.  Fick,    Die    Schweiz.  Bankgesetzgebung.    Jahrb.    für    N.    und   Stat.  Band  i. 
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Allmählich  machte  die  Gründung  von  Banken,  die  das  Noten- 
emissionsgeschäft betrieben ,  grosse  Fortschritte.  Man  war  sich 
dessen  bewusst  geworden,  dass  diese  Thätigkeit  eine  rentable  ist 
und  wenn  auch  die  Fundierung  der  Noten  keineswegs  unbezweifelt 
sein  konnte,  da  die  Banken  in  ihrer  Geschäftsführung  Gebiete  kul- 
tivierten, die  sich  mit  dem  Charakter  einer  sicheren  Notenbank 
nimmermehr  vereinbaren  lassen ,  so  war  Dank  der  politischen 
Neutralstellung  der  Schweiz  und  demgemässem  Fehlen  erregter 
oder  gefährlicher  Zeiten  während  einer  langen  Epoche  hindurch 
keine  Gelegenheit  gegeben  ,  um  die  Fähigkeit  der  Banken,  ihren 
durch  die  Notenemission  eingegangenen  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen, auf  die  Probe  zu  stellen.  Bis  zum  Jahre  1848  hatte  der 
gesamte  Bund,  wie  erwähnt,  nur  acht  Notenbanken,  deren  Emission 
sich  auf  ca.  7  Millionen  Franks  belief.  Inzwischen  hatte  sich  lang- 
sam ein  Währungsprozess  vollzogen,  indem  man  sich  dem  franzö- 
sischen Währungssysteme  zuwandte ;  vorher  konnte  man  in  ein- 
zelnen Kantonen  das  Vorhandensein  von  12,  in  anderen  von  12 
bis  15  bis  20  verschiedenen  Münzfüssen  konstatieren,  bis  im  Jahre 
1851  vollständig  damit  aufgeräumt  wurde.  In  der  definitiven  Ein- 
führung der  Frankenwährung  mag  auch  ein  Anreiz  zur  Gründung 
von  neuen  Emissionsbanken  gelegen  haben,  unter  der  Annahme, 
den  nunmehr  auf  Franks  lautenden  Noten  innerhalb  der  ganzen 
Eidgenossenschaft  eine  Umlaufsfähigkeit  zu  sichern  und  es  so  zu 
ermöglichen,  dass  die  Noten  langsam  und  seltener  zur  Bank  zurück- 
strömten, wodurch  Gelegenheit  gegeben  war,  umsomehr  das  lukra- 
tive Notenausgabegeschäft  zu  forcieren,  zumal  der  Zinsfuss  in 
jenen  Zeiten  noch  ein  sehr  hoher  war.  Innerhalb  der  nächsten 
zwei  Jahrzehnte  hatte  sich  die  Zahl  der  Notenbanken  verdreifacht 
(1870 :  24  Banken) ,  wohl  auch  mit  Beziehung  auf  folgende  Um- 
stände ,  die  auf  die  Verhältnisse  der  Schweiz  grösseren  Einfluss 
ausübten.  Die  neue  Verfassung  vom  12.  September  1848  hatte 
die  Schweiz  aus  einem  Staatenbund  in  einen  Bundesstaat  umge- 
wandelt und  diesem  auf  fast  alle  Zweige  des  öffentlichen  Lebens 
die  Einwirkung  gesichert.  Besonders  war  das  Post-,  Telegraphen-, 
Zoll-  und  Mass-  neben  dem  schon  erwähnten  Münzwesen  zur 
Bundessache  erklärt.  Die  erfolgreiche  Ausführung  der  neuen  Staats- 
einrichtung, das  Aufblühen  der  schweizerischen  Industrie,  der  be- 
ginnende Fremdenverkehr,  die  regeren  Beziehungen  der  Schweiz  zum 

M.   Wirth,  Handbuch  des  Bankwesens    1870.    y.   Wolf ,   Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften,  Artikel    'Banken«. 
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Auslande,  nicht  zum  wenigsten  der  Abschluss  dcrLateinischen  Miinz- 
union  vom  23.  Dez.  1865,  hätten  schon  die  Entstehung  einer  An- 
zahl von  grösseren  Banken  als  »reine  Kreditinstitute«  als  gerecht- 
fertigt erscheinen  lassen,  auch  abgesehen  von  der  Unmenge  der 
nur  dem  privaten  und  kleinen  Verkehre  dienenden  Spar-  und  Leih- 
kassen ,  Depositenbanken  im  Hinblick  auf  die  wohlhabende  Be- 
völkerung; indessen  lag  es  jeder  der  neugegründeten  Banken  fern, 
das  Zettelemissionsgeschäft  etwa  nicht  in  den  Bereich  ihrer  Wirk- 
samkeit zu  ziehen.  Ganz  besonders  machten  sich  die  Kantone 
selbst  die  Gründung  derartiger  Banken  zu  Nutze  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  die  Kapitalien  entweder  als  »Grundkapital  des  Staates« 
thatsächlich  Alleineigentum  des  Kantons  repräsentierten  oder  als 
Aktienkapital  entweder  im  alleinigen  Besitze  oder  zum  weitaus 
grössten  Teile  im  Besitze  der  Kantone  blieben  (die  Kantone  Waadt 
und  Aargau  nur  zur  Hälfte),  während  wenige  Private  den  Rest 
des  Aktienkapitals  erwerben  konnten.  Der  Staat  d.  h.  der  Kanton 
mischte  sich  bei  seiner  eigenen  Bank  nur  indirekt  in  die  kommer- 
zielle Führung  der  Banken,  Hess  indessen  durch  den  von  ihm  ge- 
wählten »Bankrat«  —  gewöhnlich  7  Mitglieder,  an  ihrer  Spitze 
der  Präsident  —  die  Beobachtung  der  Statuten  kontrollieren  und 
sich,  vielmehr  dem  Regierungsrate,  die  alljährliche  Rechnungslegung 
erstatten ;  über  den  Reingewinn,  wie  auch  über  die  Dotierung  des 
Reservefonds  verfügte  alsdann  der  Kanton.  Bei  den  Banken,  an 
denen  der  Kanton  nur  als  Aktionär  interessiert  war,  war  er  offi- 
ziell bei  dem  Institute  nicht  vertreten ;  die  leitenden  Organe  waren 
hier  Direktion  und  Aufsichtsrat,  in  denen  jedoch  der  Kanton  die 
Möglichkeit  hatte,  seine  Interessen  vertreten  zu  lassen. 

Die  Banken  zeigen  das  bunteste  Bild  und  lassen  schon  zum 
Teil  in  ihren  Titeln  die  Widersprüche  in  der  Geschäftsgebahrung 
erkennen ,  die  sich  dem  kritischen  Beschauer  aufdrängen ,  wenn 
er  unter  Zettelbanken  Firmen  findet,  wie  »Hypothekenbank«, 
»Volksbank« ,  »Spar-  und  Leihkasse«  ,  »Caisse  hypothecaire«, 
»Credit  agricole«  und  die  seltsame  Firma  »Caisse  d'amortisse- 
ment  de  la  Dette  Publique«  !  Der  Bund  hatte  keinen  Einfluss  auf 
die  Gebahrung  dieser  Banken,  denn  abgesehen  davon,  dass  keine 
Bundesgesetze  existierten ,  die  eine  einheitliche  Regelung  dieser 
wichtigen  Materie  enthalten  hätten,  gehörte  es  verfassungsgemäss 
nicht  einmal  zur  Kompetenz  des  Bundes ,  hier  gesetzgeberisch 
einzuwirken.  Die  Kantone  gaben  sich  zufrieden ,  wenn  nur  ihre 
eigenen    Banken    ihren    Statuten    gemäss   Rechnung    legten ,    die 
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übrigen  in  ihrem  Bereich  wirtschaftenden  waren  ja  selbständige 
Aktiengesellschaften,  genehmigt  auf  Grund  der  allgemeinen  Nor- 
mativbestimmungen, betreffend  die  Errichtung  solcher,  Klagen 
über  Nichteinlösung  von  Noten  waren  noch  nicht  gehört  worden; 
warum  sollte  in  diesem  Zustande  auch  irgendwelche  Aenderung 
getroffen  werden  ?  Für  Leute ,  die  sich  mit  der  Frage  beschäf- 
tigen mochten,  ob  das  Verhältnis  der  Notenzirkulation  zur  Bevöl- 
kerungsziffer ein  richtiges  sei ,  konnte  das  Ergebnis ,  dass  eine 
Zirkulation  Anfang  1870  von  wenig  über  18  Millionen  Franks  bei 
über  2V2  Millionen  Einwohner^),  also  7 — 8  Franks  auf  den  Kopf 
nichts  Beunruhigendes  enthalten.  Dass  es  an  einem  stichhaltigen 
wissenschaftlichen  Kriterium  überhaupt  fehlt,  welches  die  Relation 
zwischen  Bevölkerungszahl  und  Banknotenumlauf  eines  Landes 
irgendwie  volkswirtschaftlich  fixieren  könnte  ,  war  man  sich  jetzt 
und  namentlich  späterhin  übrigens  kaum  bewusst.  Von  den  emit- 
tierten Noten  waren  ansehnliche  Beträge  auf  kleinste  Summen  aus- 
gestellt und  die  kleinen  bequemen  Appoints  hatten  sich  dem  lo- 
kalen Verkehre  leicht  zugänglich  gemacht.  Eine  Statistik  von  Max 
Wh'th  (loco  citato)  giebt  für  1864  von  20  schweizerischen  Noten- 
banken nur  6  an,  deren  kleinstes  Appoint  auf  50  Franks  lautete, 
während  die  kleinsten  Abschnitte  bei  6  Instituten  auf  20, 
bei  4  auf  10  und  bei  4  auf  5  Franks  ausgestellt  waren.  — 
Die  Gemüter  waren  darüber  keineswegs  beunruhigt ,  ob  die 
Banknoten,  denen  es  im  Verkehr  sich  beliebt  zu  machen  geglückt 
war,  eigentlich  wirklich  das  sind,  was  ihr  Wesen  besagt :  ein  jeder- 
zeit bei  Vorzeigen  gegen  Landesvaluta  einzulösendes  und  nur  der 
Bequemlichkeit  des  Publikums  für  bares  Geld  dienendes  Surrogat. 
Diese  Frage  kann  jedoch  weder  bei  jedem  Institute  noch  über- 
haupt unter  allen  Umständen  bejaht  werden.  Die  Fundierung  der 
Noten  war  nur  bei  vereinzelten  Instituten  in  Bardeckung  (Gold- 
und  5  Frankssilberstücken)  und  leicht  realisierbarem  Wechsel- 
portefeuille und  sicheren  Lombardforderungen  vorhanden,  während 
bei  einigen  Banken  die  Mittel  in  Hypothekarforderungen  — ,  also 
neben  den  Forderungen  an  finanziell  schwache  Staaten  oder  Hinter- 
lage von  Obligationen  solcher,  wie  z.  B.  Spanien  die  denkbar 
mangelhafteste  Notendeckung  — ,  bei  anderen  in  spekulativen 
Werten,  wie  Industrieaktien ,  schwerfälligen ,  auf  kleinste  Märkte 
angewiesenen  Obligationen,  in  Industrieunternehmungen  angelegt 
waren.  Selbst  das  Pfandleihgewerbe  und  die  Erteilung  von  un- 
IJ  B.  in  Jahrbücher  für  N.  und  Statistik,  Band  26  Seite  32. 
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gedeckten  und  unverbürgten  Krediten  an  Kaufleute,  Spekulanten 
und  Unternehmer  bildeten  Zweige  des  Aktivgeschäftes  dieser 
Zettelbanken. 

Ein  Umstand  ,  der  schon  frühe  allseitig  bemerkt  wurde  und 
dem  man  schon  seit  den  50er  Jahren  (1852,  1856,  1860)  möglichst 
gründlich  abzuhelfen  gewillt  war,  war  derjenige  der  geringen,  viel- 
mehr ungenügenden  Notenzirkulation  auf  entferntere  Landesteile. 
In  grösseren  Entfernungen  brachte  man  den  Noten  anderer  Kan- 
tone kein  Zutrauen  entgegen,  man  kannte  den  Charakter  und  die 
Gebahrung  der  Emissionsstätten  nicht  genau,  was  in  dem  Wüste 
von  Banken,  Kassen  und  Anstalten  nicht  zu  verwundern  war.  Es 
gelang  auf  Grund  dieser  Uebelstände  den  auf  liquiden  Grundlagen 
emittierenden  Noteninstituten  von  Basel,  St.  Gallen,  Zürich  1862 
eine  Uebereinkunft  zu  treffen,  wonach  jedes  der  kontrahierenden 
Institute  sich  verpflichtete,  die  Noten  der  übrigen  in  Zahlung  zu 
nehmen ,  auch  Umschreibungen  auf  die  übrigen  Banken  bei  sich 
vorzunehmen,  wodurch  ein  »Giro-  und  Mandatverkehr«  angebahnt 
werden  sollte;  doch  konnte  dies  Unternehmen  infolge  der  feind- 
seligen Haltung  der  in  dies  »Konkordat«  nicht  aufgenommenen 
kleinen  Notenbanken  (weil  Kredit-  und  Hypothekenbanken),  na- 
mentlich im  Osten  und  Zentrum  der  Schweiz,  nicht  erspriesslich 
wirken  und  keine  namhaften  Fortschritte  erzielen.  —  Das  Verdienst, 
diese  unvorteilhaften  und  misslichen  Verhältnisse  schon  bei  Zeiten 
in  Wort  und  Schrift  beleuchtet  zu  haben,  gebührt  Ernest  Pictet 
in  Genf  (1863,  Banques  de  circulation  en  Suisse),  welcher  die  be- 
stehenden Banken  zu  einer  Union  des  banques  zusammenschmelzen 
wollte,  und  Ad.  Burckhardt-Bischoff  in  Basel  (1865,  Die  Zettel- 
banken in  der  Schweiz  und  das  Bedürfnis  einer  einheitlichen  Noten- 
zirkulation). 

Doch  im  grossen  und  ganzen  hatte  sich  der  Verkehr  mit  den 
herrschenden  Uebelständen  einigermassen  abzufinden  verstanden, 
zu  einer  Katastrophe  war  es  noch  nicht  gekommen  und  wenn 
auch  von  verschiedenen  Seiten  bereits  ernsthaft  erwogen  wurde, 
dass  man  in  kürzerer  oder  längerer  Frist  zur  Regelung  des  schwei- 
zerischen Notenbankwesens  schreiten  müsse,  so  erschien  doch  die 
Frage  noch  nicht  so  brennend,  bis  mit  einem  Male  im  Jahre  1870 
durch  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges  die  Sachlage 
sich  bedeutend  änderte.  Die  schweizerische  Geschäfts-  und  Han- 
delswelt hatte  ein  Schrecken  und  eine  ausgesprochene  Lähmung 
befallen ,    die    sich   auf   das  Bestreben    zuspitzten ,    möglichst  viel 


640  Eugen  Feibeimann: 

Metall  an  sich  zu  ziehen.  Die  Bonität  der  Noteninstitute  selbst 
war  zwar  unbezweifelt ,  doch  versagten  sie  fast  vollständig  den 
Dienst,  indem  sie  zwar  nicht  gezwungen  waren,  alle  Noten,  — 
deren  grösster  Teil  im  Verkehr  schon  aus  Mangel  an  genügendem 
Hartgeld  nötig  war  —  einzulösen,  aber  in  Anbetracht  ihrer  sehr 
schwachen  Kassabarbestände  auch  kleinste  Notenpartien  nur  sehr 
widerwillig  und  mit  Schwierigkeiten  einlösten,  besonders  aber  zu 
einer  ernsthaften  Landeskreditverweigerung  schreiten  mussten,  da- 
durch, dass  sie  die  Diskontsätze  exorbitant  erhöhten  oder  überhaupt 
zur  Diskontierung  eingereichte  Wechsel  zurückwiesen.  Der  eigent- 
liche bewegende  Grund  dieser  Stockung  war  der  Umstand,  dass  die 
der  Schweiz  benachbarten  Filialen  der  Banque  de  Frauce,  welche 
bisher  als  sehr  willige  Rediskonteure  der  schweizerischen  Noten- 
banken und  sozusagen  »Geldreservoire«  der  Schweiz  vorzügliche 
Dienste  geleistet  hatten ,  den  Verkehr  mit  den  schweizerischen 
Instituten  einzustellen  und  vornehmlich  die  bisher  geübte  Praxis 
der  Versendung  von  Gold-  und  5  Frankssilberstücken  nach  der 
Schweiz  aufzugeben  gezwungen  waren,  da  die  Banque  de  France 
selbst  von  ihrem  eigenen  Staate  so  stark  in  Anspruch  genommen 
worden,  dass  es  ihr  unmöglich  wurde,  ihren  bisher  mit  der  Schweiz 
sehr  willig  und  gerne  gepflogenen  Verkehr  aufrecht  zu  erhalten. 
In  der  ganzen  Eidgenossenschaft,  wo  die  Banken  aus  Rücksichten 
auf  Erzielung  eines  möglichst  hohen  Jahresgewinns  sowohl,  als 
auch  in  Ermangelung  geeigneter  Diskontomassnahmen  seit  dem 
Bestehen  der  lateinischen  Münzunion  immer  mehr  und  mehr  — 
freiwillig  und  unfreiwillig  —  ausser  acht  gelassen  hatten,  für  das 
Vorhandensein  grösserer  Barmittel  Sorge  zu  tragen,  herrschte  eine 
noch  nie  erlebte  Geldknappheit ;  dabei  wuchs  die  Unsicherheit 
immer  mehr,  zumal  man  noch  fürchten  musste,  dass  Oesterreich 
und  Italien  sich  an  dem  Kriege  beteiligen  möchten  ,  so  dass  die 
Schweiz  nach  allen  Seiten  vom  Verkehre  in  diesen  Kriegszeiten 
abgeschlossen  worden  wäre.  Man  war  gezwungen,  Moratorien  zu 
dekretieren,  der  Diskonto  stieg  bis  auf  8  Proz.,  das  Gold  der  Münz- 
union war  aus  dem  Verkehre  geschwunden,  so  dass  englische 
Sovereigns  vom  Staate  tarifiert  und  von  den  eidgenössischen  Kassen 
zu  festgesetzten  Kursen  in  Zahlung  genommen  werden  mussten  '). 
Bei  dieser  totalen  Unfähigkeit  der  Schweizerischen  Noten- 
banken, ihre  Pflichten  zu  erfüllen,  w^ar  der  Bevölkerung  das  Un- 


i)  Referat  des  Nationalrats  Hirten-  in  den  Verhandlungen  des  Bernischen  Vereins 
für  Handel  und  Industrie  1896. 
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zulängliche  und  Missliche ,  ja  völlig  Ungenügende  der  Natur  und 
des  Charakters  der  meisten  der  damals  existierenden  24  »Noten- 
banken«, von  denen  die  meisten  eher  Kredit-  und  Hypotheken- 
banken waren,  zum  Bewusstsein  gekonmien.  Die  damaligen  Ka- 
lamitäten boten  die  beste  Beleuchtung  für  diese  mangelhafte  Art 
von  Dezentralisation  des  Notenwesens  und  man  vermisste  um  so 
mehr  das  in  Zeiten  der  Gefah;  und  politischen  Ueberraschungen 
so  heilsam  wirkende  Geldreservoir  des  Landes,  als  welches  vor 
allem  ein  richtig  geleitetes  und  auf  der  Höhe  jeglicher  Situation 
stehendes  Zentralnoteninstitut  anzusehen  ist.  Die  Krisis  ging  zwar 
bald  vorüber,  indem  die  Banque  de  France  wieder  ihre  alten  Be- 
ziehungen weiterzupflegen  in  der  Lage  war.  Die  erhaltenen  Lehren 
wollte  man  sich  aber  zu  Nutze  machen  und  die  Allgemeinheit  der 
Bevölkerung  war  von  der  Notwendigkeit  einer  Wandlung  über- 
zeugt. Der  Bundesrat  Hess  sich  von  einer  Anzahl  schweizerischer 
Kapazitäten  (Keller,  Vogt,  Rüttimanny  Feer-Herzog,  Pictet,  CJiene- 
viere)  Gutachten  erstatten  und  legte  dem  Parlamente  unter  dem 
6.  Dezember  1870  einen  Antrag  vor,  wonach  den  Kantonen  die 
Kompetenz  bezüglich  zu  erlassender  Bestimmungen  über  das  Noten- 
bankwesen zu  nehmen  und  bei  Gelegenheit  der  gerade  vorgenom- 
menen Revision  der  Bundesverfassung  durch  einen  neuen  Ver- 
fassungsartikel dem  Bunde  zu  übertragen  sei.  In  den  Verhand- 
lungen tauchte  zum  ersten  Male  die  Idee  einer  Staatsbank  auf; 
es  wurde  hin  und  her  beraten,  indessen  war  man  von  einer  wirk- 
lichen Regelung  dieser  wichtigen  Angelegenheit  in  der  That  noch 
soweit  entfernt ,  dass  man  nicht  nur  von  der  Bestimmung  in  der 
Verfassung ,  dass  der  Staat  zur  Errichtung  einer  Staatsbank  er- 
mächtigt werde ,  absehen  musste ,  sondern  sich  lediglich  dahin 
einigen  konnte,  es  sei  als  Bundessache  zu  erklären,  Bestimmungen 
über  Ausgabe  und  Einlösung  von  Noten  zu  treffen.  Die  Bundes- 
versammlung hatte  zwar  so  beschlossen ,  doch  hatten  schon  in- 
zwischen die  kantonalen  Behörden  und  die  Finanzleute  die  zwar 
noch  fern  liegende  Gefahr  einer  zentralen  Notenbank  und  damit 
das  zweifellose  Schwinden  der  gute  Dividenden  und  Gewinn  ab- 
werfenden Privat-  und  Kantonalbanken,  wenigstens  ihres  Emissions- 
zweiges, ins  Auge  gefasst  und  eine  Agitation  begonnen,  die  ein 
Volksreferendum  förderte  und  durch  dessen  Verwerfung  am  12.  Mai 
1872  das  Schicksal  der  Vorlage  einstweilen  besiegelte.  Aber  nur 
einstweilen ,  denn  die  Männer  ,  welche  die  in  den  letzten 
Jahren   sich    üppig   mehrenden  Emissionsbanken    ängstlich  beob- 
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achteten  und  nicht  abliessen,  diese  Institute,  soferne  sie  nicht  reine 
Diskontobanken ,  scharf  zu  kritisieren  ,  verlangten  zum  Teil  die 
Schaffung  einer  Staatsbank  mit  Notenmonopol ,  zum  Teil ,  dass 
wenigstens  die  Bundesregierung  den  Einfluss  auf  das  Notenbank- 
wesen erhalte,  dessen  Ausübung  zur  Gestaltung  einer  gesunden 
und  vernünftigen  Zettelbankgebahrung  man  zur  Verhütung  ähnlicher 
Krisen,  wie  1870,  nicht  länger  entbehren  solle.  Die  Staatsbank- 
und  Notenmonopolpläne  scheiterten  indessen  gänzlich  ;  das  Einzige, 
was  zu  erreichen  war,  blieb  die  Aufnahme  des  Art.  39  der  revi- 
dierten Bundesverfassung  vom  29.  Mai    1874,  welcher  lautete: 

»Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine 
Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  zu 
erlassen. 

Er  darf  jedoch  keinerlei  Monopol  für  die  Ausgabe  der  Bank- 
noten aufstellen  und  ebenso  keine  Rechtsverbindlichkeit  für  die 
Annahme  derselben  aussprechen«  *). 

II. 

Im  nächsten  Jahre  1875  kam,  datiert  vom  18,  September,  ein 
Gesetz  vom  Stände-  und  Nationalrat  zustande,  welches  in  26  Ar- 
tikeln behandelte :  Bedingungen  der  Notenausgabe  Art.  i — 6, 
Deckung  der  Noten  7 — 9,  Umlauf  und  Einlösung  der  Noten  10 — 16, 
Kontrolle  des  Bundes  17  —  22  undUebergangsbestimmungen  23 — 26, 
Das  Gesetz  war  geeignet ,  wenn  auch  nicht  von  der  Wurzel  aus 
Remedur  zu  schaffen,  so  doch  das  schweizerische  Notenbankwesen 
einen  grossen  Schritt  vorwärts  zu  bringen.  Die  hauptsächlichsten 
Bestimmungen  forderten  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  vom 
Bundesrate,  Fixierung  des  Bankkapitals  auf  mindestens  V2  Million 
Franks,  Begrenzung  der  Notenausgabe  auf  höchstens  den  Betrag 
des  einbezahlten  Kapitals  und  auf  keinesfalls  über  12  Millionen 
Franks.  Ferner  sprachen  sie  aus :  Verbot  der  Erteilung  unge- 
deckter Kredite  und  der  Ausführung  ungedeckter  Waren-  und 
Papierzeitgeschäfte,  Vorschrift  der  Notenbeträge  zwischen  50  und 
1000  Franks,  Anfertigung  der  Noten  und  ausdrückliche  Nichtver- 
antwortlichkeit  des  Bundes  für  die  Noten.  Die  zirkulierenden  Noten 
sollten  stets  mit  40  Proz.  in  bar  oder  Noten  anderer  schweizeri- 
scher Institute ,  der  Rest  in  Wechseln  gedeckt  sein ,  die  Inhaber 
der  Noten  ein  Vorrecht  vor  anderen  Gläubigern  im  Konkurs  haben. 

i)  Keller,  Gutachten  über  das  schweizerische  Banknotenwesen  Bern  1871 ,  Kom- 
missionsprotokolle Ständerat,  Nationalrat,  .Schweizerisches  Bundesblatt  1871  -74. 
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Im  Falle  der  Nichteinlösung  im  regulären  Verkehr  sollten  die  Noten 
wechselrechtliche  Stellung  haben  oder  im  Falle  des  Fehlens 
wechselrechtlicher  Bestimmungen  in  dem  oder  jenem  Kantone  Zu- 
lässigkeit  der  kürzesten  Exekution  ;  Zwang  der  Emissionsbanken, 
die  Noten  gegenseitig  in  Zahlung  anzunehmen  ,  sogar  bei  genü- 
genden Barmitteln  die  Noten  anderer  Banken  einzulösen  ;  Errich- 
tung einer  Zentralstelle  zur  Anfertigung  der  gemeinsamen  Formu- 
lare und  zum  gegenseitigen  Austausch  von  Noten ;  ihr  sollten  die 
Wochen-  und  Monats-,  sowie  Jahresbilanzen  eingereicht  werden; 
die  Zentralstelle  selbst  sollte  dem  Bunde  Bericht  erstatten  und 
gegebenenfalls  den  Antrag  auf  Inspektion  der  Banken  stellen.  Des 
ferneren  enthielt  das  Gesetz  Androhung  des  Verbotes  der  Noten- 
ausgabe im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen und  die  Festsetzung  einer  Konzessionsgebühr  von  2%o 
auf  die  bewilligte  Emissionssumme,  sowie  unter  den  Uebergangs- 
bestimmungen  die  Modalitäten  für  die  Notenemission  der  Banken 
auf  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  und  sprach  mit  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  die  kantonalen  Bestimmungen  über  die  Bank- 
notenemission ausser  Kraft,  vorbehaltlich  der  Verordnungen  für 
die  Kantonalbanken  selbst,  soweit  sie  nicht  mit  dem  gegenwär- 
tigen Gesetze  in  Widerspruch  stünden. 

Auch  dieses  Gesetz  teilte  das  Schicksal  aller  vorhergegangenen 
legislativen  Massnahmen  zu  Gunsten  des  Banknotenwesens.  Die 
Volksabstimmung  vom  23.  April  1876  verwarf  den  Entwurf  resp. 
das  Gesetz  mit  einer  Mehrheit  von  73  000  Stimmen.  Die  Gründe,  die 
dazu  führten ,  waren  mannigfachster  Natur,  Die  Einen  sahen  in 
dem  Gesetz  eine  zu  starke  Knebelung  der  Banken,  die  Anderen 
wünschten  im  Gegenteil  ein  entschiedeneres  Vorgehen  gegen  die 
bestehenden  Notenbanken ;  von  Dritten  wurde  die  der  Bundes- 
kasse zugedachte  Notensteuer  als  zu  niedrig  befunden  ^). 

Hand  in  Hand  mit  diesen  negativen  Resultaten  der  Gesetz- 
gebung ging  in  derselben  Zeit  eine  stetige  Vermehrung  der  Noten- 
banken, was  die  wirtschaftHchen  Zustände  der  Schweiz  beleuchtet. 
Die  Banknoten  hatten  sich  einer  immer  mehr  steigenden  Notwen- 
digkeit und  Unentbehrlichkeit  zu  erfreuen  ,  indem  nämlich  infolge 
der  verschobenen  Relation  zwischen  Silber  und  Gold  die  Gold- 
stücke zum  grössten  Teile  aus  dem  Verkehre  verschwunden  waren, 
so  dass  dieser  auf  die  unhandlichen  5  Franksstücke  angewiesen 
war ,    wenn  er  nicht  vorzog ,    sich  der   emittierten  Banknoten  als 

1)   Cramer-Frey^  Die  Regulierung  des  Banknotenwesens  in  der  Schweiz  1880. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897.  IV.  42 
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Millionen  Frks. 

B 

svölkeriing 

24,823 

9.25 

31-613 

11-75 

47,804 

17,60 

65,376 

23.95 

77,290 

28,10 

644  Eugen  Feibeimann  : 

bequemeren  Zahlungsmittels  zu  bedienen.  In  Ermangelung  eines 
Giroverkehrs  der  kommerziell  und  industriell  sehr  regen  Schweiz  — 
wofür  die  bestehenden  mangelhaften  Einrichtungen  für  den  Mandat- 
verkehr keinen  auch  nur  annähernd  genügenden  Ersatz  boten  — 
war  eine  Barversendung  nur  durch  Verschickung  von  Banknoten 
zu  umgehen;  die  Versendungsspesen  auf  Frks.  100 000  Silber  für 
loo  km  betrugen  104  Franks,  während  sie  auf  Gold  29  und  auf 
Papier  23  Franks  ausmachten  ^).  Die  Emission  stieg  fortwährend, 
was  nachstehende  Tabelle  veranschaulicht  ^) : 

Jahr  Banken 

1871  28 

1872  29 

1873  29 

1874  32 

1875  32 

Verweilen  wir  kurze  Zeit  bei  der  Untersuchung  der  Gründe, 
welche  die  auffallende  Vermehrung  der  Emissionsbanken  verur- 
sachten. Thatsache  ist  freilich,  dass  der  allgemeine  wirtschaftliche 
Aufschwung  im  Anfang  der  70er  Jahre  Industrie  und  Handel  so 
kräftig  sich  bethätigen  Hess,  dass  eine  Vermehrung  der  Banknoten 
in  massiger  Weise  ganz  gerechtfertigt  erscheinen  müsste.  Was 
aber  an  vorstehenden  Ziffern  besonders  auffällt,  ist  die  merkwür- 
dige Banknotenvermehrung  vom  Jahre  1871  bis  1873  um  das  Dop- 
pelte, von  1871  bis  1875  um  mehr  als  das  Dreifache!  Am  eigen- 
tümlichsten mutet  der  letztere  Umstand  an ,  da  wir  es  in  den 
Jahren  1874 — 75 — y6  nicht  nur  mit  keinem  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung, sondern  eher  mit  einem  Rückschritt  gegen  den  Höhe- 
punkt von  1873  und  mindestens  mit  einer  Stagnation  von  1875 
und  1876  gegen  1874  und  die  ersten  Jahre  des  8.  Jahrzehntes  zu 
thun  haben  ^).  In  der  That  liegt  der  Grund  der  starken  Noten- 
vermehrung in  den  Münzverhältnissen  der  Schweiz,  wie  überhaupt 
der  gesamten  lateinischen  Münzunion.  Gleich  nach  dem  Abschluss 
derselben  begann  eine  gewaltige  Schiebung  der  Gold-  und  Silber- 
münzen in  den  vier  Münzstaaten.  Die  Bestände  der  gleichartigen 
Landesvaluta  waren  den  Schwankungen  der  auswärtigen  Wechsel- 
kurse stark  unterworfen,  die  Währungsmünzen  strömten  ohne  An- 
halt aus  und  ein  und  es  wurde  schon  der  Verkehr  mit  den  Scheide- 


1)  B.  in  Jahrbüchern  für  N.  und  Stat.  Bd.  26  Nationalökon.   Gesetzgebung. 

2)  Furrer  1.  c. 

3)  Leider  muss  ich  es  mir  versagen,  hier  handeis-  und  industriestatistische  Daten 
anzuführen,  da  es  an  zuverlässigem  Material  hiefür  gänzlich  fehlt. 
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münzen  der  Vertragsstaaten,  namentlich  italienischen,  stark  durch- 
setzt. Dazu  kam  nun  das  beginnende  Sinken  des  Silberpreises  auf 
dem  Weltmarkte.  Die  französische  Relation  von  Gold  und  Silber 
(i  :  15  V2)  entsprach  einem  Silbermarktpreise  von  öo'/s  d.  per  Unze 
Standard,  so  dass  also  ein  Durchschnittspreis  von  circa  61 V2  d. 
in  den  Jahren  1850  bis  1866  sogar  ein  Agio  von  etwa  i  Prozent 
gegen  Gold  bedeutete.  Indessen  änderte  sich  vom  Ende  der  60er 
Jahre  an  der  Silberpreis  stetig  zu  Gunsten  des  Goldes  und  war  — 
namentlich  verursacht  durch  die  starken  Förderungen  in  Nord- 
amerika — 

im  September  1873  :  60  -59  d.  per  Unze  Standard  =  3  Proz. 
Minderwert  des  Silbers  bei  einer  Relation  von  i  :  15V2, 

im  Dezember  1873:  58  d.  per  Unze  Standard  =  5  Proz. 
Minderw^ert  und  sank  bis  zum  Jahre 

1878  bis  auf  53  d.  circa  per  Unze  Standard  =  ca.  18  Proz. 
Minderwert. 

Hierzu  trat  noch  der  Umstand,  dass  bei  der  Währungsände- 
rung Deutschlands  das  überflüssige  Silber,  sowie  die  alsdann  in 
Deutschland  nicht  mehr  angenommenen  österreichischen  Silber- 
gulden und  Vereinsthaler  zu  niedrigen  Preisen  aufgekauft  und  mit 
sehr  respektablem  Nutzen  den  französischen  und  italienischen  Münz- 
stätten zur  Umprägung  in  5  Franksstücke  eingereicht  wurden. 
Nichts  war  nun  einfacher ,  als  für  die  erhaltenen  5  Franksstücke 
sich  Gold  in  20  Franksstücken  zu  beschafifen ;  auf  diese  Weise 
wurden  den  Ländern  der  lateinischen  Münzunion  gegen  das  neu- 
geprägte Silber  Unmengen  der  feinstgehaltigen  Goldstücke  ent- 
zogen ,  die  alsdann  in  Deutschland  in  Kronen  umgeschmolzen 
worden  sind.  In  Frankreich,  Italien  und  Belgien  wurde  auf  solche 
Weise  im  Jahre  1873  für  308  Millionen  Franks  Silber-Fünffranks- 
stücke gegen  64  Millionen  1871  und  46  Millionen  1872  geprägt, 
während  1872  und  1873  gar  keine  Goldstücke  geschlagen  wurden. 
Die  UeberfüUung  mit  5  Franksstücken  wurde  trotz  Beschränkung 
der  Prägungen  von  1874 — 1878  so  stark,  dass  die  Banque  de  France 
am  31.  Dezember  1878  nur  983  Millionen  Franks  Gold ,  dagegen 
1058  Millionen  Franks  Silber  in  ihren  Beständen  hatte  ^).  Dem- 
nach war  man  also  in  der  Schweiz  fast  völlig  auf  die  plumpen 
5  Franksstücke  angewiesen  und  es  war  natürlich,  dass  man  Bank- 
noten weitaus  vorzog.    Darauf  muss  die  starke  Zettelemission  der 

i)  Ad.  Burckhardt-Bischoff ,    Das    schweizerische  Miinzwesen  etc. ,   Jahrb.  für  N. 
und  Statistik  Band  32. 
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schweizerischen  Institute  und  die  Vermehrung  letzterer  in  aller- 
erster Linie  zurückgeführt  werden.  Als  Ersatzmittel  für  kleinere 
Summen  in  5  Franksstücken  müssen  wohl  die  bis  auf  5  Franks 
herab  ausgestellten  Noten  gedient  haben.  Eine  Statistik  über  die 
Notenstückelung  der  schweizerischen  Banken  in  den  70er  Jahren 
ist  nicht  erreichbar ;  eine  starke  Emission  kleinster  Noten  scheint 
indessen  nicht  stattgehabt  zu  haben  ') ,  zudem  war  der  Verkehr 
mit  sehr  viel  Scheidemünzen  versehen. 

Zu  dem  Gesetzentwurf,  den  wir  zuletzt  besprochen  haben, 
hatte  die  nationalrätliche  Kommission  an  die  Bundesversammlung 
einen  Bericht  mitgegeben,  der  die  Umstände  der  starken  Noten- 
vermehrung ebenfalls  bespricht,  aber  tadelt,  dass  die  Banken  bei 
ihren  Emissionen  keine  genügende  Sorgfalt  für  die  wichtigen  Er- 
fordernisse ihrer  Liquidität  an  den  Tag  legten.  Cramer-Frey  citiert 
aus  dem  Berichte  in  seiner  Schrift :  Die  Regulierung  des  Bank- 
notenwesens in  der  Schweiz  1880,  folgendermassen : 

»Die  Ursache  sei  hauptsächlich  in  dem  Verschwinden  des 
Goldes  und  dem  Verbleib  des  voluminösen  unbequemen  Zahl- 
mittels Silber  zu  suchen,  was  die  frühere  Scheu  vor  den  fiktiven 
Zahlmitteln  überwunden  habe ,  nachdem  man  sich  an  das  hand- 
lichere Gold  gewöhnt  hatte.  Der  durch  solche  Ursache  bedeutend 
gesteigerte  Gewinn  der  Emissionsbanken  reize  diese  zu  stets  wei- 
terer Ausdehnung  der  Zirkulation  und  Hintansetzung  der  Sorge 
für  nötigen  Metallvorrat  und  daheriger  Erhaltung  gesunder  Geld- 
verhältnisse. Eine  mit  den  nötigen  Vorschriften  umgebene,  vom 
Bunde  gehörig  beaufsichtigte  Zentralbank  würde  weniger  so  sehr 
bloss  auf  ihr  eigenes  momentanes  Interesse  sehen,  während  es 
den  vielen  Banken  lieb  sei,  wenn  kein  Gold  ins  Land  komme, 
damit  bei  ausschliesslich  Silber  mehr  Noten  umlaufen.« 

Des  ferneren  betonte  die  Kommission  »den  bestehenden 
Mangel  an  jeglicher  speziellen  Deckung  bei  vielen  Banken  und 
das  Gefährliche  dieser  Verhältnisse«. 

Die  Banken  wurden  sich  nun  ihrerseits  bewusst,  dass  —  wenn 
auch  der  Sturm  der  Gesetzgebung  auf  sie  wiederholt  abgeschlagen 
war  — ,  die  bisherige  Unzulänglichkeit  im  Notenbankwesen  nicht 
weiter  andauern  dürfe.  Der  Verkehr  musste  unbedingt  erleichtert, 
die  Zahlbarkeit  der  Noten  der  gutfundierten  Institute  sollte  an 
jedem  grösseren  Platze  ermöglicht  und  namentlich  auch  der  Ein- 

i)  G.  C.  (Jahrb.  für  Nat.  und  Statistik  Bd.  36  Seite  296)  nennt  1881  für  Ende 
der  70er  Jahre  ca.  4V2  Millionen  Franks  in  Abschnitten  von  5,  10  und  20  Franks. 
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führung  eines  einigerinassen  genügenden  Giro-  und  Inkassover- 
kehrs  die  Wege  geebnet  werden.  Den  Interessen  der  Kantone  resp. 
der  Aktionäre  könnte  damit  in  mancher  Hinsicht  gedient  werden  ; 
auf  der  einen  Seite  glaubte  man  durch  solche  Massregeln  die  Bundes- 
regierung soweit  für  sich  zu  gewinnen,  dass  von  neuen  Gesetzen 
gegen  die  Banken  abgesehen  werde,  da  ja  alsdann  die  kritischen 
Missstände  beseitigt  seien  —  und  auf  der  anderen,  dass  hiedurch  die 
Zirkulationsfähigkeit  der  Noten  noch  erhöht  werde.  Bis  zum  Juli  1876 
waren  35  Banken  vorhanden,  von  denen  die  24  Bedeutendsten  unter 
dem  8.  Juli  1876  das  sogenannte  Konkordat  schlössen.  Die  einzelnen 
Bestimmungen  desselben  hier  anzuführen,  wäre  zu  weitläufig;  es 
sei  daher  nur  auf  das  Hauptsächlichste  hingewiesen : 

Jede  der  Konkordatsbanken  verpflichtete  sich,  die  Noten  über 
50  Franks  der  anderen  Konkordatsbanken,  insoweit  ihre  eigenen 
verfügbaren  Mittel  es  erlauben  und  solange  die  emittierende  Bank 
ihren  Verbindlichkeiten  pünktlich  nachkommt,  an  ihrer  Kasse  ohne 
Abzug  in  Zahlung  zu  nehmen  oder  einzulösen.  Jeden  Montag 
sollten  sich  sämtliche  Konkordatsbanken  eine  Aufstellung  des  Status 
vom  Ende  voriger  Woche  zusenden,  welche  die  »gesetzliche«  *) 
Barschaft,  Noten  jeder  der  übrigen  Konkordatsbanken,  eigene 
emittierte  und  zirkulierende  Noten  ausweisen  sollte.  Des  ferneren 
fertigt  jede  Bank  eine  Monatsbilanz  aus,  welche  den  anderen  Banken 
zuzusenden  ist ;  schliesslich  besorgen  alle  Konkordatsbanken  den 
Einzug  der  Wechsel  für  die  Mitglieder  des  Konkordats  und  zwar 
gegen  ganz  geringe  Vergütung  ^). 

Dass  mit  all'  dem  eine  Erleichterung  für  das  Publikum  ge- 
schaffen war,  steht  ausser  Zweifel.  Aber  es  handelte  sich  dabei 
nur  um  rein  äusserliche  Momente,  während  die  Natur  der  Noten 
selbst  keineswegs  gekräftigt  und  ihre  Schwächen  beseitigt  gewesen 
wären.  Die  übrigen  ii  Banken ,  die  nicht  im  Konkordat  waren, 
gingen  ganz  besonders  ihre  eigenen  Wege.  Dass  die  Wochen- 
ausweise keinen  Ueberblick  über  die  thatsächliche  Situation  der 
Banken  enthielten,  muss  besonders  konstatiert  werden,  denn  nach 
der  Art  der  Geschäftszweige  der  meisten  Institute  muss  auf  das 
Vorhandensein  auch  sonstiger  täglicher  Verbindlichkeiten  hinge- 
wiesen werden,  wie  Sparkasseneinlagen,  Guthaben  in  laufender 
Rechnung,  Depositen  auf  tägliche  Kündigung  etc.  ;  die  Wochen- 
ausweise berücksichtigten  nur  Notenzirkulation  und  Barvorräte  und 

i)  kantonalgesetzlich  und  statutarisch. 
2)   Cramer-Frey  1.  c. 
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fixierten  die  übrigen  Posten  nur  unter  zusanimengefassten  Aktivis 
und  Passivis  '). 

Die  Notendeckung  wie  überhaupt  die  Barbestände  blieben 
unzureichende  und  waren  den  grössten  Schwankungen  unterworfen. 
Betrachtet  man  die  jeweils  vorhandenen  Barmittel  als  Deckung 
für  die  Noten ,  so  ist  das  Verhältnis  ein  relativ  günstiges ;  so 
standen  z.  B.  April  1878  einer  Notenzirkulation  von  72  Mill.  Franks 
28  Mill.  Franks  Barbestand  gegenüber,  was  einer  Bardeckung  von 
38  —  39  Proz.  entspräche.  Berücksichtigt  man  aber  die  nur  in  den 
Monatsausweisen  enthalteneu  täglich-  oder  kurzfälligen  Verbind- 
lichkeiten, so  ändert  sich  das  Bild  beträchtlich.  Ende  April  1878 
schuldeten  die  Konkordatsbanken  ausser  72  Millionen  Franks  zir- 
kulierender Noten  noch  65  Millionen  Franks  täglicher  Verbind- 
lichkeiten, denen  an  bar  und  anderen  Kassabeständen  32,  und  an 
täglich  disponiblen  Forderungen  10  Millionen  Franks  (Noten  an- 
derer Banken  etc.)  gegenüberstanden,  zusammen  42  Mill.  Franks, 
was  also  einer  Bardeckung  von  nur  30  Proz.  entspricht  ^) ;  dabei 
ist  zu  beachten  ,  dass  dies  Durchschnittsmass  ist.  Gewiss  hatten 
viele  der  Konkordatsbanken  eine  viel  stärkere  Bardeckung  als 
30  Proz.,  aber  es  fehlte  erwiesenermassen  auch  nicht  an  solchen, 
bei  denen  die  Deckung  zeitweise  viel  tiefer,  ja  bis  15  Proz.  ge- 
sunken war  "'^).  Als  geradezu  typisch  für  den  damaligen  Zustand 
im  Notenbankwesen  der  Schweiz  und  als  Beweis,  wie  wenig  von 
Solidarität  der  Konkordatsbanken  gesprochen  werden  kann,  und 
wie  wenig  man  geneigt  war,  einheitliche  Bankpolitik  zu  verfolgen, 
gelten  die  verschiedenen  und  häufigen  Diskontsatzänderungen. 
Diese  sind  zweifellos  mehr  ein  Ausfluss  der  Konkurrenzierung  der 
verschiedenen  Banken,  als  dass  sie  etwa  die  internationalen  Geld- 
verhältnisse wiederspiegeln  oder  einer  gesunden  Diskontopolitik 
des  eigenen  Landes  entsprächen.  So  sind  an  Aenderungen  zu 
verzeichnen  im  Jahre  1879  bei  den  Diskontobanken  von  Basel  9, 
Bern  9,  Genf  8,  St.  Gallen  13,  Zürich  17,  während  im  selben  Jahre 
London  5  ,  Paris  2 ,  Berlin  5 ,  Amsterdam  2  und  Wien  imal  die 
Sätze  änderten.  Einige  Jahre  vorher  hatte  es  Zürich  auf  26  Aen- 
derungen gebracht '). 

Kehren  wir  nun  zur  Betrachtung  der  gesamten  schweizerischen 
Notenbanken  zurück,  so  stösst  als  störender  Umstand  noch  der 
auf,  dass  die  ii  dem  Konkordate  nicht  angehörenden  Banken  Noten 

i)   Cramer-Frey  1.  c. 

2)  Hirter,  Die  projektierte  schweizerische  Bundesbank,  Vortrag. 
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von  5,  10  und  20  Franks  ausgaben,  die  zwar  im  lokalen  Verkehr 
ganz  gute  Dienste  thaten,  aber  in  weiteren  Landesteilen  dem  Ver- 
kehr lästig  waren  und  nur  mit  Disagio  angenommen  wurden.  Von 
sämtlichen  Notenbanken  waren  nur  8  üiskontobanken ,  während 
7  Handels-,  8  Hypothekenbanken,  11  Institute  mit  gemischtem 
Geschäftsbetrieb  und  eine,  die  Caisse  d'amortissement  de  la  Dctte 
Publique  (du  Canton  de  Fribourg)  eine  Spezialität  darstellten.  — 
Im  Geschäftsbetrieb  selbst  befassten  sich  von  Konkordatsbanken  u.  a. 
12 — 13    mit  Ausstellung    von    langsichtigen  Tratten    auf   In-    und 

Ausland, 
22  »   Erteilung  von  Krediten  im  Kontokorrent  gegen  Unterlage 

von  Wertpapieren, 
19  »  »  »  »  »  »        gegen    Bürgschaft, 

5  »  »  »  »  »  »in  blanco, 

II  »  »  »  »  »  »       gegen  Verpfändung 

von  Waren, 

5  "   Kontrahierung  von  Anleihen, 

I  »  Ausgabe  von  Obligationen  mit  Gewinnanteil, 

4  »  Reportgeschäften  in  Börsenefifekten, 

13  »  Hypothekaranlagen, 

I  »   dem  Betrieb  einer  Pfandleihanstalt  u.  einer  Gewerbehalle, 

13  >'   Acceptation  von  Tratten, 

15 — 17      :    Uebernahme  oder  Beteiligung  bei  Anleihen^). 

Das  Ganze  bot  ein  Bild  der  grössten  Vielseitigkeit  und  der 
eigentümlichsten  Unternehmungen,  hier  Privatnotenbank  als  Aktien- 
gesellschaft, dort  Kantonalbank  als  Staatseigentum,  auf  der  einen 
Seite  Kredit-  und  Hypothekenbanken,  auf  der  anderen  nur  einige 
wenige  Notenbanken  mit  passendem  Notenbankgebahren,  die  ver- 
schiedensten Notentypen  in  deutscher,  französischer  und  italieni- 
scher Sprache  ohne  Einheitlichkeit ,  auf  kleinste ,  grössere  und 
grösste  Summen  lautend,  in  allen  F'arben ;  dazu  noch  der  Haupt- 
übelstand, dass  alle  Mittel  und  Fonds  der  Banken  sowohl  für  die 
ausgegebenen  Noten  als  die  anderen  Geschäftszweige  in  einander 
verquickt  waren. 

Natürlich  konnten  diese  Missstände  von  den  eingeweihten  und 
massgebenden  Kreisen  nicht  unbeachtet  bleiben  und  der  Beginn 
einer  Agitation  zu  Gunsten  eines  Notenmonopols  des  Bundes  be- 
gann, am  meisten  gefördert  von  den  Nationalräten  Dr.  Joos  und 
Curti.    Der  Bundesrat  erklärte  sich  jedoch  im  Laufe  der  Agitation 

1)  Zusammengestellt  nach  Angaben  von    Cramer-Frey  1.  c. 
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in  einer  Botschaft  vom  28.  November  1879  gegen  den  Gedanken 
einer  Staatsbank  mit  Notenmonopol ') ,  indem  er  die  kantonalen 
Interessen  nicht  verletzen  wollte,  sodann  in  kritischen  Zeiten  die 
Fähigkeit  einer  Bundesbank ,  den  gehegten  Erwartungen  zu  ent- 
sprechen, verneinte,  es  sei  denn,  dass  sehr  grosse  Barmittel  fest- 
gelegt würden,  wodurch  die  Erzielung  eines  namhaften  Jahresge- 
gcwinnes  illusorisch  werde,  andernfalls  bleibe  in  stürmischen  Zeiten 
nur  die  Dekretierung  des  Zwangskurses  übrig;  auch  sei  vorher 
noch  die  Frage  zu  beantworten,  ob  nicht  durch  Gewinnung  eines 
Einflusses  auf  die  Notenbanken  durch  Kontrolle  der  Noten  etc. 
Abänderung  der  etwa  vorhandenen  Uebelstände  geschaffen  werden 
könnte.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  unternahm  es  die  Bundes- 
regierung, einen  Gesetzentwurf  auszuarbeiten.  Die  Kommission 
des  Nationalrates  trat  dagegen  entschieden  für  die  Errichtung  einer 
Staatsbank  ein,  doch  vertrat  die  Bundesversammlung  in  ihrer  Ge- 
samtheit den  Standpunkt  des  Bundesrates,  was  dem  die  kanto- 
nalen Interessen  vertretenden  Ständerat  zuzuschreiben  ist.  —  Die 
obengenannten  Vertreter  der  Bundesbaukidee  waren  inzwischen 
nicht  müssig  geblieben  und  hatten  es  insbesondere  auf  etwas  de- 
magogische Weise  verstanden,  die  Vorteile  einer  Staatsbank  mit 
Notenmonopol  ins  rechte  Licht  zu  setzen.  Es  wurde  unter  dem 
3.  August  1880  dem  Bundesrate  eine  Eingabe  mit  56  526  Unter- 
schriften vorgelegt,  welche  die  Revision  des  »Banknotenartikels«  39 
der  Verfassung  im  Sinne  eines  Notenmonopols  zu  Gunsten  des  Staates 
verlangte,  Diebeantragte  Volksabstimmung  fand  am  31.  Okt.  1880  statt 
und  verwarf  mit  139  027  Stimmen  Mehrheit  das  Revisionsbegehren  ^). 
Der  Bundesrat  bearbeitete  inzwischen  seinen  Gesetzentwurf 
zur  Regelung  der  bestehenden  Notenbankeinrichtungen  und  legte 
ihn  den  eidgenössischen  Räten  vor ;  die  Debatten  über  denselben 
waren  sehr  rege  und  der  Entwurf  erlitt  wesentliche  Modifikationen. 
Am  8.  März  1881  wurde  er  jedoch  zum  Gesetz  erhoben  mit  Wir- 
kung vom  I.  Januar  1882  ab,  das  einzige  Gesetz  über  diese  Ma- 
terie ,  das  der  Bund  bis  auf  den  heutigen  Tag  zur  Ausführung 
brachte  und  welches  nicht  an  einer  Volksabstimmung  scheiterte. 
Letztere  war  nicht  beantragt  worden,  da  die  vielfachen  Agitationen, 
Gesetzentwürfe,  Anträge  etc.  im  Lande  die  Ueberzeugung  geför- 
dert hatten,  dass  endlich  seitens  der  Regierung  ein  Gesetz  mit 
Wirkung  für    alle  Notenbanken   zustande    kommen  müsse.    Unter 

i)  Bundesblatt  1879   B^nd  III. 
2)  Furrer  a.  a.  O. 
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diesem  Gesetze  vom  8.  März  1881   arbeiten  heute  noch  die  schwei- 
zerischen Notenbanken. 

Dasselbe  enthält  in  54  Artikeln  eine  bedeutend  weitere  Aus- 
gestaltung des  im  Jahre  1875  verfassten ,  aber  [876  begrabenen 
Gesetzes  und  zeichnet  sich  besonders  darin  aus,  dass  es  Bestim- 
mungen enthält,  welche  den  Noten  der  bestehenden  Banken  andere 
Grundlagen  schufen,  ferner  die  Machtbefugnisse  des  Bundes  hin- 
sichtlich der  Kontrolle  stark  erweiterten.  Das  Gesetz  fusst  auf 
der  vollkommensten  Dezentralisation  des  Notenwesens  und  spricht 
ausdrücklich  (Art.  2)  aus  ,  dass  die  Ermächtigung  der  Notenaus- 
gabe vom  Bundesrat  erteilt  und  keinem  Institute,  das  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  genügt,  verweigert  werden  darf.  Das  Grund- 
kapital muss  mindestens  V2  Million  Franks  betragen  und  es  darf 
die  Notenausgabe  das  Doppelte  des  Kapitals  nicht  überschreiten. 
Der  Bund  behält  sich  das  Recht  vor  (Art.  9),  die  Höhe  der  Ge- 
samtemission des  Landes  festzustellen  und  eventuell  die  Höhe  der 
Emission  der  einzelnen  Institute  im  Verhältnis  hiezu  zu  fixieren. 
Den  Schwerpunkt  des  Gesetzes  bilden  die  Art,  10 — 16  »Deckung 
imd  Garantie«  der  Noten  betreffend.  Danach  müssen  40  Proz. 
der  jeweiligen  Notenzirkulation  stets  durch  einen  Barvorrat  ge- 
deckt sein  (Gold-  und  Silbermünzen  gesetzlicher  Währung,  mit  Aus- 
schluss der  Silberscheidemünzen,  Goldmünzen  fremder  Währung, 
falls  und  solange  solche  eine  zu  Recht  bestehende  Tarifierung  in 
der  Schweiz  haben),  welcher  als  Spezialfonds  den  Noteninhabern 
haftet  und  getrennt  von  den  anderen  Kassenbeständen  zu  halten 
und  ebenso  zu  buchen  ist.  60  Proz.  der  Noten  sollen  gedeckt 
sein  auf  eine  von  drei  Arten  ; 

A.  durch  Hinterlage  von  kurshabenden  eidgenössischen,  kan- 
tonalen oder  auswärtigen  Staatspapieren  ,  über  deren  Zulassung, 
Kursberechnung  und  eventuelle  Ergänzung  der  Bund  bestimmt, 
bei  einem  unter  Garantie  des  Kantons,  in  welchem  die  Bank  do- 
miziHert,  stehenden  Depositenamte, 

B.  durch  Garantie  des  Kantons, 

C.  durch  ein  Wechselportefeuille,  aber  nur  dann,  wenn  das 
betreffende  Institut  eine  Reihe  von  Geschäften  nicht  betreibt, 
welche  nach  Artikel  16  sind  : 

a)  Gewährung  von  Bankkrediten,  b)  Termingeschäfte  in  Waren 
und  Wertpapieren  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  oder  Gut- 
sprache für  die  Erfüllung  solcher  Geschäfte,  c)  Erwerb  von  Grund- 
eigentum, soferne  dieses  nicht  zum  Geschäftsbetriebe  dient,  d)  in- 
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dustrielle ,  gewerbliche  und  Handelsunternehmungen  und  Grün- 
dungen, ausgenommen  Handel  in  edlen  Metallen,  e)  Versicherungs- 
geschäfte, f)  Aktien-  und  Anleihensemissionen  mit  Uebernahme- 
pflicht,  ausgenommen  für  schweizerische  Staats-  und  Gemeinde- 
anleihen ,  g)  Beteiligung  bei  Firmen ,  welche  solche  untersagte 
Geschäfte  betreiben. 

Jede  Notenbank  muss  im  Verkehr  mit  Dritten  die  Noten  an- 
derer Banken  vollwertig  als  Zahlung  annehmen,  während  eine  An- 
nahmepflicht für  das  PubHkum  nicht  besteht  (Art  4,  20).  Die 
Banken  unter  einander  sind  auf  erste  Anforderung  hin  gehalten, 
ihre  Noten  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  gegen  bar  oder  Noten 
der  auffordernden  Bank  einzulösen  (Art.  22).  Artikel  29  -41  re- 
geln das  Verfahren  mangels  Einlösung,  Protesterhebung,  Konkurs- 
antrag beim  Bundesgericht  über  die  in  Verzug  befindliche  Bank, 
Rückruf  der  Noten  und  Erlöschen  des  Emissionsrechts.  —  Weiter- 
gehend als  der  Entwurf  von  1875  statuiert  das  Gesetz  unter  der 
Rubrik  »Kontrolle  des  Bundes«  Art.  42 — 44  die  Ueberwachung 
des  Geschäftsbetriebes  der  Banken  und  fordert  nach  einheitlichem, 
vom  Bunde  festzusetzendem  Schema : 

a)  jeden  Montag:  die  Situation  der  vorhergehenden  Woche, 
c)  bis  zum  15.  jeden  Monats:  die  Bilanz  des  vergangenen  Monats, 
c)  bis  zum  i .  April :  die  Rechnungen  des  vergangenen  Jahres, 
welche  allesamt  vom  Bundesrat  geprüft ,  zusammengestellt  und 
veröffentlicht  werden.  Ferner  ist  der  Bundesrat  berechtigt ,  die 
Angabe  des  täglichen  Kassenbestandes  zu  verlangen.  Schliesslich 
nimmt  der  Bundesrat  das  Recht  der  Inspektion  für  sich  in  An- 
spruch. Als  Kontrollgebühren  statuiert  das  Gesetz  im  Art.  45 
und  46  1  %o  der  Notenemission  zu  Gunsten  des  Bundes  und  i  "/oo 
Aufbewahrungsgebühr  der  Wertpapiere  zu  Gunsten  der  Kantone 
und  beschränkt  die  Höhe  der  Notensteuer,  die  den  Kantonen  zu- 
fliesst  auf  ö^/oo.  InArt.  47  — 50  sind  Strafbestimmungen  und  Ord- 
nungsbussen enthalten,  in  Artikel  51  — 54  Uebergaugs-  und  Schluss- 
bestimmungen ,  welch'  letztere  namentlich  die  Einziehung  der 
bisherigen  und  Ausgabe  der  neuen  für  alle  Banken  gleichartigen, 
nur  durch  Firma  und  Unterschriften  verschiedenen  Banknoten  ge- 
setzlich feststellen.  —  Im  Verfolg  dieses  Gesetzes  erliess  die  Bundes- 
regierung unter  dem  21.  Dezember  1881  eine  Vollziehungsordnung, 
welche  die  gesetzHch  ausgesprochene  Ueberwachung  des  Bank- 
notenwesens dem  Finanzdepartement  unterstellt,  welches  zu  diesem 
Behufe    ein  Inspektorat    der   Emissionsbanken  (Art.   13),    genannt 
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»Banknotcninspcktorat«  ins  Leben  rief.  In  den  folgenden  Jahren 
erschienen  dann  noch  eine  Anzahl  Regulative  zur  Komplettierung 
der  Ausführungsbestimmungen  des  Gesetzes  vom  8.  März  1881. 
Die  besprochenen  Gesetzesartikel  enthalten  eine  Anzahl  sehr  heil- 
samer Normen  für  die  schweizerischen  Notenbankinstitute.  End- 
lich war  es  nach  harten  Kämpfen ,  —  nachdem  die  erfahrensten 
und  weitblickenden  Männer  der  Wissenschaft  und  Praxis,  wie  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  die 
Nationalräte  Cravier-Frey ,  Dr.  Kaiser,  vorher  Prof.  Rnttiinaiin, 
Nationalrat  Feer-Herzog  u.  a. ,  einstweilen  mit  ihrer  Propaganda 
für  eine  einzige  grosse  Zentralnotenbank,  die  Einen  für  die  reine 
Staats-,  Andere  für  die  Privataktienbank  noch  nicht  haben  durch- 
dringen können  — ,  soweit  gebracht,  dass  das  der  Bundesregie- 
rung im  revidierten  Art.  39  der  Bundesverfassung  zugestandene 
Recht  (29.  Mai  1874)  »im  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine 
Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  zu 
erlassen«  in  einem  Gesetze  Gestalt  annehmen  konnte.  Das  Bank- 
notenmonopol war  dem  Bunde  in  demselben  Verfassungsartikel 
ausdrücklich  nicht  gewährt  worden  ,  so  dass  also  die  Regierung 
innerhalb  ihrer  verfassungsmässigen  Befugnisse  und  angesichts  der 
vielfachen  Opposition  das  Möglichste  geleistet  hatte.  —  Die  De- 
zentralisation des  Banknotenwesens  wäre  auch  an  sich  nicht  zu 
beklagen,  denn  auch  zahlreiche  Notenbanken  mit  Emissionen,  die 
den  wahren  Bedürfnissen  der  Umgebungen  der  einzelnen  Banken 
entsprechen ,  es  also  ermöglichen  ,  mit  den  gesetzlich  erlaubten 
Geschäften  eine  angebrachte  Rendite  des  investierten  Geschäfts- 
kapitals zu  erzielen ,  können ,  insoferne  nur  die  Fundierung  der 
Noten  die  genügende  und  durchaus  liquide  ist  und  die  Geschäfts- 
gebarung streng  dem  Charakter  einer  richtig  arbeitenden  Noten- 
bank entspricht,  ohne  Zweifel  mit  derselben  wirtschaftlichen  Da- 
seinsberechtigung in  einem  Lande  vorhanden  sein ,  wie  eine  das 
Ganze  beherrschende  Zentralnotenbank.  Vor  allem  müssten  sich 
diese  Banken  zu  einer  vernünftigen,  gleichmässigen  und  von  einer 
einzigen  genau  informierten  Stelle  ausgehenden  Diskontopolitik 
verstehen,  woran  es  aber  in  der  Schweiz  am  meisten  fehlt. 

III. 

Aber  entsprachen  trotz  der  neuen  gesetzlichen  Regelung  die 
schweizerischen  Notenbanken  den  obengenannten  Gesichtspunkten 
gerecht  werdenden  Anforderungen  ? 

Vor  allem  ist  der  Geschäftskreis  der  gesamten  drei  Katego- 
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ricn  von  Notenbanken,  die  das  Gesetz  nannte,  ein  überhaupt  nicht 
begrenzter.  Die  Bestimmungen ,  welche  das  Gesetz  enthält ,  ver- 
werfen eine  Anzahl  von  Bankoperationen  nur  für  den  Fall,  wenn 
die  Notendeckung  zu  60  Proz.  auswechseln  besteht.  Den  Banken 
mit  Kantonsgarantie  und  Wertpapierunterlage  ist  jede  Art  von 
Geschäften  erlaubt ;  die  Noten  haben  ja  anscheinend  sehr  gute  Fun- 
dierung, Bargeld  und  Wertpapiere  oder  Bargeld  und  Kantonalga- 
rantie !  Eine  Deckung  von  Noten  durch  Wertpapiere  ist  entschieden 
zu  bemängeln,  denn  selbst  wenn  nur  kurshabende  kantonale,  eidge- 
nössische und  auswärtige  Wertpapiere  angelegt  sind  und  solche,  die 
der  Bundesregierung  genehm,  und  selbst  wenn  solche  nur  mit  90,  75 
oder  66  Proz.  als  Notendeckung  in  Anrechnung  gebracht  werden,  — 
was  übrigens  nicht  geschieht,  da  man  stets  zu  annähernden  Tageskur- 
sen rechnet  ^)  —  so  ist  damit  die  Garantie  keine  unanfechtbare.  Zu- 
gegeben, dass  die  schweizerischen  Staatsobligationeu  so  gut  unterge- 
bracht sind,  dass  Kaufversuche  in  denselben  mangels  Verkäufer  oft 
fruchtlos  bleiben  und  im  Falle  auch  eines  forcierten  Verkaufes  die 
Kurse  dieser  Werte  bei  der  sofortigen  Aufnahme  an  den  Börsen  des 
In-  und  Auslandes,  unterstützt  durch  die  nivellierende  Arbitrage  in 
den  an  internationalen  Märkten  gehandelten  Obligationen,  namhafte 
Kursveränderungen  kaum  und  selten  erleiden ,  so  fällt  doch 
diese  Verlässlichkeit  in  politisch  gefahrdrohenden  oder  gar  in 
Kriegszeiten  fast  völlig  dahin.  Der  Krieg  ist  doch  für  die  Schweiz 
nicht  undenkbar  trotz  ihrer  neutralen  Stellung.  Nimmt  man  nun 
an,  dass  ein  grosser  Teil  der  Wertpapiere,  z.  B.  französische  und 
deutsche  oder  österreichische  etc.  Staatspapiere  sind ,  die  sofort 
im  Falle  von  ernsthaften  politischen  europäischen  Trübungen  oder 
gar  im  Kriegsfall  ganz  beträchtlich  sinken  müssten  (man  denke 
an  den  Sturz  der  französischen  Rente  1870  um  circa  50  Proz. !), 
so  wäre  die  Realisierung  der  Bestände  mit  enormem  Verluste  ver- 
bunden und  die  Situation  der  Bank  schon  dadurch  bedeutend  ver- 
schlechtert. Würde  die  Schweiz  bei  solchen  Anlässen  selbst  in 
politische  Beklemmungen  versetzt  —  1870  die  Gefahr  der  Kriegs- 
führung sämtlicher  vier  Nachbarstaaten  — ,  dann  wäre  ein  »rim« 
auf  die  Banken  zweifellos ,  der  noch  verschärft  würde  durch  die 
Banken  selbst,  welche  zur  Befriedigung  ihrer  Notenpräsentanten 
sich  zunächst  durch  Einlösung  der  Noten  ihrer  Konkurrenzanstalten 
Metallgeld  zu  beschaffen  suchen  würden,  namentlich  da  der  Noten- 
inhaber befugt  ist,   jede  Note    einer  jeden  beliebigen  Emissions- 

i)  cf.  Geschäftsberichte. 
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bank  zur  Einlösung  vorzulegen  (Art.  20).  Inzwischen  wäre  sicher- 
lich der  Wertpapierbestand  im  Kurse  beträchtlich  gesunken;  man 
müsste,  wenn  auch  nicht  ausdrücklich  aufheben ,  doch  die  Ein- 
lösung verschieben,  vielleicht  nur  Teilbeträge  für  den  einen  Tag, 
den  Rest  etwa  am  anderen  Tage  einlösen  wollen.  So  bekämen 
die  Noten  sofort  ein  Disagio  und  der  Druck  auf  der  Bevölkerung, 
ihrem  Handel,  Industrie  und  Verkehr  müsste  ein  sehr  starker  sein. 
Es  kann  auch  in  Anbetracht  des  auf  Institute  mit  so  mannig- 
fachen Geschäftszweigen  dezentralisierten  Notenwesens  den  reinen 
Diskontobanken  beispielsweise  nicht  verdacht  werden ,  wenn  sie 
in  nicht  ganz  sicheren  Zeiten  die  Noten  derjenigen  Institute,  die, 
wenn  auch  wirklich  getrennt  vom  Notendepartement,  Kredit-, 
Hypotheken-,  Darlehens-  und  Pfandleihgeschäfte  betreiben,  mög- 
lichst sofort  einzulösen  trachten,  denn,  wie  dem  auch  sei,  die 
nebenhergehenden  eigentümlichen  Geschäftszweige  einer  Noten- 
bank können  auch  bei  solidester  Gebahrung  im  Notendepartement 
das  Aufkommen  eines  Gefühls  beim  Publikum,  wenigstens  bei  dem 
intelligenteren,  das  die  Geschäfte  einer  Bank  in  ihrer  Totalität  zu 
beurteilen  versteht ,  nicht  verhindern  ,  welches  eine  Unsicherheit 
erzeugt,  hinter  allen  Geschäftszweigen  nur  die  eine  Firma  sieht 
und  alle  Thätigkeit  mit  dem  Institute  identifiziert.  Diese  Betrach- 
tung kam  ja  auch  darin  zum  Ausdrucke,  dass  das  1876  geschlos- 
sene Konkordat  nicht  alle  Noteninstitute  umfasste.  Im  grossen 
und  ganzen  muss  man  den  schweizerischen  Notenbanken  eine  streng 
solide  Geschäftsführung  nachrühmen  und  auch  dass  trotz  etwaiger 
unglücklicher  Ressorts  der  Bank  die  Notenabteilung  und  deren 
Barfonds  von  40  Proz.  ganz  intakt  dasteht,  ist  gewiss  anzunehmen, 
aber  überzeugende  Merkmale  für  die  Wirklichkeit  fehlen.  Es  ist 
und  bleibt  ein  Unding,  wenn  ein  Institut  unter  einem  Namen  liquide 
Notenbank  sein  will  und  auf  der  anderen  Seite,  wie  schon  ge- 
schehen in  der  Schweiz,  Hunderttausende  und  mehr  in  Grün- 
dungen, Krediten  und  Termingeschäften  für  Dritte  Rechnung  ver- 
liert !  —  Des  weiteren  ist  noch  zu  bedenken,  dass  der  Wertpapier- 
bestand nicht  in  der  Bank  selbst,  sondern  bei  einem  unter  Garantie 
des  Kantons,  in  welchem  die  Bank  domiziliert,  stehenden  Depo- 
sitenamte untergebracht  ist.  Dass  die  Banken  ihre  Bestände  ohne 
Weitläufigkeiten  einfach  abheben,  ergänzen  und  umtauschen  können, 
ist  nach  dem  Gesetz  und  dem  Art.  8  des  Regulativs  vom  21.  De- 
zember 1881  ^)  ausgeschlossen,  so  dass  also  womöglich  der  Wert- 

i)  Regulativ  über  die  Hinterlage  der  Wertschriften  von  60  Proz.   der  Notenemis- 
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papierbestand  für  schnelle  Einlösung  der  Noten  bei  einem  y>run<t- 
gar  nicht  realisiert  werden  soll  und  die  Noteninhaber  allergünstig- 
sten  Falls  nur  ihre  Noten  mit  vielleicht  100  Proz..  ohne  schwere 
Bedenken  bewerten  können.  Nach  diesem  Regulativ  müsste  also 
erst  dem  Bundesrat  die  Situation  klargelegt  sowie  die  Erlaubnis 
zur  schleunigen  Abhebung  der  Efifektenbestände  gleichzeitig  nach- 
gesucht werden  und  dann  erst  könnte  man  zur  Realisierung 
schreiten.  Dies  würde  aber  viel  Zeit  kosten,  während  welcher 
die  Verluste  auf  die  Effekten  schon  grössere  geworden  sein  könnten, 
wogegen  man  gleich  von  Anbeginn  des  »r/^;z«  ab  sich  mit  ge- 
ringen Opfern  hätte  den  Gegenwert  der  Papiere  beschafifen  können. 
Ob  es  aber  gelingt ,  sich  dagegen  durchaus  auch  Hartgeld  zu 
sichern,  das  ist  eine  weitere  schwerwiegende  Frage.  Gerade  dann 
dürfte  das  von  den  schweizerischen  Börsenplätzen  sehr  schwierig 
oder  geradezu  unmöglich  und  vom  Auslande  her  sehr  langwierig 
und  kostspielig  sein.  Dieses  ganze  System  ist  eben  fehlerhaft, 
denn  in  solchen  Momenten  genügt  es  der  Bevölkerung  nicht,  dass 
ihre  Banknoten  mit  40  Proz,  in  bar  und  60  Proz.  in  Wertpapieren 
gedeckt  sind  ,  sondern  das  Publikum  blickt  geängstigt  und  miss- 
trauisch  auf  die  Papierzettel  und  sucht  solche  sofort  in  Metall  um- 
zusetzen. Die  Theorie,  dass  überhaupt  nicht  alle  Noten  oder  erst 
in  längerer  Zeit  zurückströmen  würden ,  ist  in  der  Schweiz  nicht 
haltbar ;  das  Land  ist  klein  und  wenn  auch  die  Kommunikation 
grössere  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hat  als  im  gesamten 
übrigen  Mitteleuropa  ,  so  ist  doch  zu  bedenken  ,  dass  Dutzende 
von  Banken  im  Lande  gehalten  sind,  jedwede  schweizeris  che  Bank- 
note einzulösen ;  auch  ist  die  Grundstimmung  für  die  Noten  nicht 
wie  im  Deutschen  Reiche,  Frankreich  etc .  eine  von  innen  heraus 
sehr  günstige,  sondern  nur  eine  von  den  Verhältnissen  erzwungene, 
genügend  willfährige,  so  dass  das  Publikum  viel  eher  und  rascher 
argwöhnisch  geworden,  sich  im  gegebenen  Falle  mit  möglichster 
Eile  seiner  Noten  zu  entledigen    sucht. 

Wir  müssen  nun  unser  Augenmerk  noch  auf  die  andere  Art 
der  Notengrundlage  richten ,  auf  die  »Kantonalgarantie«  und 
müssen  uns  gegen  diese  durchaus  erklären.  Der  schweizerische 
Kanton  ist  doch  auch  ein  Staat  im  Staate  und  wäre  demnach 
der  eigentUche  Charakter  der  Note  nur  zu  40  Proz.  der  einer  Bank- 


sion der  schweizerischen  Emissionsbanken.  Art.  8  sagt  aus:  »Uebernahme ,  Aushin- 
gabe oder  Austausch  von  Wertschriften  dürfen  nur  mit  vorgängiger  Bewilligung  des 
Bundesrates  stattfinden«. 
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note  und  zu  60  Proz.  der  des  reinen  Staatspapiergeldes ,  denn 
ausser  den  40  Proz.  Barfonds  hält  keine  Bank  mit  Kantonalga- 
rantie eine  Notendeckungssumme ,  sondern  alle  übrigen  Bilanz- 
aktiva stehen  den  Passiven  aus  den  anderen  Geschäftszweigen  der 
Banken,  mithin  auch  60  Proz.  der  Noten,  gegenüber.  Gewiss  ge- 
niessen  die  Kantone  Kredit  ersten  Ranges  und  glücklicherweise 
war  noch  kein  Anlass  ,  die  P'ähigkeit ,  die  Garantie  der  60  Proz. 
der  emittierten  Banknoten  zu  erfüllen ,  zu  beweisen.  Aber  sollte 
einmal  eine  Krisis  heraufkommen,  so  wird  zwar  vermutlich  die 
Note  ihren  Garantiewert  behalten,  aber  dem  Inhaber  versagt  sie 
den  Dienst,  indem  es  ihm  nicht  gelingt,  das  dagegen  versprochene 
Bargeld  zu  erhalten.  Hohes  Disagio ,  Geschäftsunlust ,  Unsicher- 
heit und  Zweifel  sind  die  Folgen. 

Alle  diese  misslichen  Umstände  sind  recht  eigentlich  dem 
schweizerischen  Volke  nie  zum  Bewusstsein  gekommen.  Hat  es 
doch  der  Verkehr  soweit  gebracht,  dass  die  äusseren  Umstände 
für  jede  Banknote  allein  schon  sprechen ,  denn  von  Jahr  zu  Jahr 
wird  die  Knappheit  von  Zirkulationsmitteln  ,  sowohl  Bargeld  als 
Banknoten,  grösser.  Dass  es  selbst  an  Banknoten  fehlt,  ist  freiHch 
sehr  eigentümlich ;  man  hat  den  Banken  öfters  den  Vorwurf  ge- 
macht, dass  sie  sich  nicht  nach  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs 
richteten,  sondern  nur  ganz  der  augenblicklichen  Lage  ihres  Ge- 
schäftsbetriebes entsprechend  Noten  emittieren,  namentlich  um 
auch  an  Kontrollgebühren  und  Banknotensteuer  zu  sparen.  —  Wie 
schon  ausgeführt ,  ist  das  Gold  der  lateinischen  Münzunion  trotz 
wieder  eingebrachter  Mengen  durch  den  Fremdenverkehr  grössten- 
teils ausser  Landes  gegangen  und  diese  Kalamität  wird  noch  un- 
terstützt durch  das  häufige  Steigen  der  Wechselkurse,  speziell 
des  französischen,  soweit  über  pari ,  dass  ein  Export  von  effek- 
tivem Metall  rentabler  wird,  als  Ankauf  von  Wechseln.  Sehr  be- 
zeichnend äussert  sich  der  Jahresbericht  für  1896  der  ältesten 
Notenbank,  der  Kantonalbank  von  Bern: 

»Dass  die  Noten  beinahe  gänzlich  ausgingen  und  wieder  zum 
Silber  gegriffen  werden  musste ,  war  freilich  das  kleinere  Uebel 
als  der  Umstand,  dass  jeder  Platz  vollständig  auf  sich  angewiesen 
ist  und  keiner  dem  anderen  mit  Zahlungsmitteln  in  nennenswerter 
W^eise  aushelfen  kann«   und  ferner: 

»Eine  eigentümliche  Erscheinung ,  die  im  Berichtsjahre  zu 
Tage  tritt  ....  ist  der  für  die  Schweiz  ungünstige  Stand  der  aus- 
wärtigen Wechselkurse,    speziell    desjenigen  auf  Frankreich ,    der 
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zeitweise  eine  ganz  abnorme  Höhe  erreichte  ....  Die  Summe  des 
während  des  ganzen  Jahres  versandten  Silbers  ^) ,  das  selbstver- 
ständlich zum  weitaus  grössten  Teil  über  die  Grenze  ging,  betrug 
ca.  2  300  ooo  Franks.  Der  Ersatz  erfolgte  teils  von  Besangon,  teils 
von  Lyon  aus  und  es  beziffert  sich  unsere  Gesamtauslage  an  diesen 
Importen  von  Barschaft  auf  über  Franks  15  OOO,  VVechselagio,  Porto 
und  Versicherung  zusammengerechnet.  Die  mehr  exponierten 
Banken,  wie  diejenigen  in  Genf  z.  B.  legen  hiefür  Jahr  für  Jahr 
noch  weit  grössere  Summen  aus.  Diesen  Verhältnissen  gegenüber 
ist  die  Organisation  der  34  schweizerischen  Notenbanken  leider 
beinahe  machtlos,  weil  diese  die  Regulierung  des  sogenannten 
Privatdiskontos  nicht  genügend  in  der  Hand  haben.«  Aehnliches 
sagt  auch  die  Bank  in  Basel  in  ihrem  letzten  Jahresberichte  aus. 
Dies  ist  wohl  die  beste  Illustration  für  die  Nachteile  des  Fehlens 
einer  einheitlichen,  weitsichtigen  Diskontopolitik,  welche  thatsäch- 
lich  nur  von  einer  richtiggeleiteten  Zentralnotenbank  wahrgenom- 
men werden  kann.  —  Beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  am  i.  Ja- 
nuar 1882  hatten  7  Institute  auf  das  Recht  der  Notenemission 
verzichtet;  ihre  Noten  waren  bis  1885  nahezu  vollständig  eingelöst. 
Es  traten  in  den  nächsten  Jahren  bis  1892  neun  Institute  hinzu 
(3  verzichteten  im  Laufe  der  Jahre,  2  änderten  ihre  Firmen),  so 
dass  wir  heute  34  schweizerische  Emissionsbanken  konstatieren. 
Folgende  Tabelle  giebt  ein  Bild  des  Anwachsens  von  Banken  und 
Zirkulation  '■^) : 


Jahr 

Banken 

Notenzirkulation  in 

pro  Kopf 

Einwohnerzahl 

Millionen  Franks 

in  Franks 

in  Millionen 

1882 

29 

88,693 

34.30 

2,862 

1883 

32 

96,873 

35.60 

2,873 

1884 

33 

114,017 

39-80 

2,884 

1885 

33 

123,431 

42,65 

2,895 

1886 

33 

127,064 

43,70 

2,906 

1887 

34 

134,835 

46,20 

2,917 

1888 

34 

139,637 

47.70 

2,928 

1889 

34 

145,461 

49,50 

2.939 

1890 

35 

152,444 

51.70 

2,950 

1891 

36 

163,487 

55.20 

2,960 

1892 

34 

163,344 

54.95 

2,971 

1893 

35 

167,369 

56,10 

2,982 

1894 

35 

171,285 

57,20 

2,993 

1895 

34 

179,22  I 

59.65 

3,004 

1896*) 

34 

190,944  maximum 

63,35 

? 

i")  Die  Ziffern  von  1896  in  Kolonne  2  u.  3  aus  dem  Jahresberichte  der  Bank  in  Basel 
für  1896.  Die  Zahl  in  Kolonne  4  berechnet  unter  der  Annahme  eines  auch  1S96  er- 
folgten Bevölkerungszuwachses  wie  in  jedem  vorausgegangenen  Jahre  von  10  — iioooEinw. 


i)  von  der  berichtenden  Bank  an  eine  Filiale. 

2)  Zusammengestellt  aus  dem  Material  des  Statistischen  Jahrb.  der  .Schweiz  1896. 
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Die  grössten  Notenbanken  erneuerten  mit  Rücksicht  auf  das 
in  Kraft  getretene  Gesetz  unter  dem  10.  Juni  1882  das  Konkordat, 
welches  vom  Bundesrat  am  19,  Juni  1882  genehmigt  wurde  und 
159  Artikel  umfasst.  Das  wichtigste  davon  ist  das  Ueberein- 
kommen,  dass  die  im  Art.  20  des  Gesetzes  statuierte  Verpflichtung, 
die  Noten  aller  Banken  in  Zahlung  zu  nehmen,  für  die  im  Kon- 
kordate befindlichen  Banken  suspendiert  wurde  und  für  den 
gegenseitigen  Austausch  eine  Zentralstelle  geschaffen  wurde,  welche 
von  den  Konkordatsbanken  unterhalten  wird  ').  Auch  ein  sonstiger 
Abrechnungsverkehr  der  einzelnen  Banken  wird  daselbst  gepflogen, 
speziell  für  Mandate,  Inkassi  etc.  — 

In  dieser  Gestaltung  präsentierte  sich  das  Notenbankwesen 
anfangs  der  80er  Jahre.  Das  Ungenügende  der  Zustände  trotz 
Gesetz  und  Konkordate  wurde  auch  fernerhin  von  den  Vertretern 
der  Zentralbankidee  scharf  beleuchtet,  besonders  von  Nationalrat 
Cravier-Frey  (Zur  Reform  des  schweizerischen  Notenbankwesens 
1885),  der  das  immer  weiter  steigende  Fehlen  genügender  Bar- 
mittel und  andere  Mängel  scharf  angriff.  Er  konstatierte ,  dass 
im  Jahre  1885  von  den  33  Banken  nur  6  mit  55  Millionen  Franks 
Emission  Deckung  über  die  40  %  Barfonds  hinaus  in  Wechsel- 
portefeuille hielten,  während  10  Banken  mit  11,6  Millionen  Franks 
Noten  Wertschriften  und  17  Banken  mit  68,5  Millionen  Franks 
Notendeckung  durch  Kantonalgarantie  hatten,  und  führte  aus,  dass 
bei  allen  Notenbanken  zusammengenommen  am  31.  Dezember 
1884  —  ausser  circa  50  Mill.  Frs. ,  die  als  40°/oige  Bardeckung 
fungierten  —  nur  20  Mill.  Frs.  Kassabestände  vorhanden  waren, 
welchen  an  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  ohne  die  Sparkassen- 
gelder aus  umlaufenden  Noten  und  anderen  Verpflichtungen  zu- 
sammen 230  Mill.  Frs.  gegenüberstanden,  was  ein  Proportionale 
von  nicht  ganz  9%  ausmacht;  selbst  in  dem  gesetzlich  ausge- 
schlossenen Falle,  dass  auch  die  40  Proz.  Notenspezialfonds  frei- 
gegeben würden ,  stellte  sich  damals  die  Bardeckung  gegenüber 
sämtlichen  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  auf  nur  27  Proz.,  während 
in  dergleichen  Epoche  sich  diese  bei  der  Banque  de  France  auf 
58  Proz.,  bei  der  Deutschen  Reichsbank  auf  —  damals  sehr  niedrig  — 
42  Proz.  stellte;  bei  letzterer  erhöhte  sie  sich  im  darauffolgenden 
Vierteljahre  auf  über  60  Proz.,  im  April — Mai  auf  circa  70  Proz, 
Wenn  wir  nun  freilich  unter  die  Aktiva  die  kürzesten  Forderungen 
und    innerhalb    der    nächsten  Tage    fälligen  Wechsel   aufnehmen, 

l)  Also  ein  ganz  privates  Abkommen. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897.  IV.  43 
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so  erhöht  sich  zwar  die  Deckungsquote ,  aber  es  ist  zu  berück- 
sichtigen, dass  eine  wirkliche  Bardeckung  von  günstigsten  Falls  27  Pr. 
gegen  die  a  tempo  lästigen  und  eine  Bank  stark  angreifenden 
Posten  wie  Noten  und  die  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  nicht 
genügen  kann,  zumal  es  nicht  ausgeschlossen  erscheint ,  dass  in 
erregten  Zeiten  ein  grosser  Teil  der  Wechsel  oder  kurzfälligen 
Forderungen  notleidend  werden  kann ,  es  sich  aber  mindestens 
fragt,  ob  solche  prompt  eingehen.  Zudem  haben  Banken  immer 
mehr  kurzfällige  Verbindlichkeiten  als  ebensolche  Forderungen. 
—  Werfen  wir  bei  diesem  Abschnitt  gleichzeitig  einen  Blick  in 
die  neueste  Zeit  und  sehen,  ob  die  vielfachen  volkswirtschaftlichen 
und  politischen  Monita  seit  der  Mitte  der  80er  Jahre  bei  den 
Banken  Erfolge  gezeitigt  haben.  Es  muss  jedoch  ein  Erfolg  voll- 
kommen in  Abrede  gestellt  werden.  Nationalrat  Hirter  ^)  be- 
rechnet für  den  31.  Oktober  1895  die  Proportion  der  verfügbaren 
Gelder  im  Verhältnis  zu  den  60  Proz.  der  nicht  bar  gedeckten 
Zirkulation  auf  16  Proz.,  zu  den  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  auf 
11,4  Proz.  und  im  Verhältnis  zu  diesen  beiden  auf  6,8  Proz. ;  für 
den  31.  Mai  1896  betrug  die  Notenzirkulation  188  136  800  Franks, 
die  bar  ungedeckten  60  Proz.  machen  112  882  000  Franks  aus, 
wofür  disponibel  waren  19  Mill.  Frs.  =  17,6  Proz.  Die  bar  un- 
gedeckten 60  Proz.  der  Noten  und  die  kurzfälligen  Schulden  be- 
trugen zusammen  355516000  Frs.,  das  Verhältnis  des  Barbe- 
standes hiezu  war  5,6  Proz.  —  Cramer-Frey  stellte  im  National - 
rat  den  Antrag  auf  Abänderung  des  Art.  39  der  Verfassung  auf 
Feststellung  des  Notenmonopols  des  Staates ;  der  Antrag  wurde 
aber  —  wie  früher  schon  derjenige  des  Dr.  Joos  und  Qirti  — 
abgelehnt ,  indem  derselbe  als  unerheblich  erklärt  wurde.  Die 
gefährlichen  Zustände  des  schweizerischen  Notenbankwesens  sollten 
sich  aber  bald  im  richtigen  Lichte  zeigen ,  als  im  Jahre  1886  in 
Deutschland  und  Frankreich  eine  neue  Kriegsgefahr  urplötzlich 
auftauchte  und  sich  scharf  zuspitzte.  Auch  diesesmal  versagten 
die  Banken  den  Dienst  und  zwar  noch  vollständiger  als  1870. 
Man  suchte  sich  auf  jede  Weise  der  Einlösung  der  Noten  zu  ent- 
ziehen und  scheute  selbst  vor  den  plumpesten  Chikanen  nicht 
zurück ,  wie  ,  dass  man  sich  weigerte ,  eingesandte  Noten  einzu- 
lösen, indem  man  sich  darauf  stützte,  dass  die  Banken  nach  dem 
Wortlaute    der  Noten    zur    Auszahlung  des  Barbetrages    nur    bei 

i)  Referat  in  den  Verhandlungen  des  Bernischen  Vereins  für  Handel  und  Indu- 
strie, II.  August  1896. 


Die  schweizerischen  Notenbanken  etc.  66 1 

»Vorzeigen«  gesetzlich  gehalten  seien;  und  selbst  als  die  Noten 
alsdann  vorgezeigt  wurden,  wollte  man  nicht,  wie  üblich,  das 
Silber  in  Säcken  hergeben,  sondern  es  einfach  dem  Präsentanten 
der  Noten  lose  hinschütten  ').  Dies  war  auch  so  recht  ein  Symptom 
der  inneren  Krankheiten  kleiner  Zettelbanken,  ganz  ähnlich  wie 
solche  die  kleinen  deutschen  Noteninstitute  in  der  höchsten  Blüte- 
zeit der  Dezentralisation  öfters  gezeigt  haben.  —  In  der  Schweiz 
lag  damals  der  grosse  Fehler  in  der  ungenügenden  Diskonto- 
politik. Während  des  Jahres  1886  war  die  Schweiz  besonders 
stark  an  das  Ausland  verschuldet.  Die  Wechselkurse  stiegen 
sämtlich  über  Pari  bis  zum  »Goldpunkte«  und  es  floss  eine  Menge 
Metallgeld  ans  Ausland  ab.  Anstatt  in  schuldiger  Kenntnis  der 
wirtschaftlichen  Zustände  und  namentlich  der  Handelsbilanz  bei 
Zeiten  durch  einheitliche  Erhöhung  des  Diskonto  diesen  Kalami- 
täten vorzubeugen,  sah  man  sich  nach  Eintritt  derselben  genötigt, 
die  noch  vorhandenen  sehr  knappen  Barbestände  mehr  als  je  zu 
schützen  und  so  wurden  Diskonto-  und  Noteneinlösungbegehren 
von  den  meisten  Instituten  sehr  erschwert  oder  ganz  abgewiesen  ^). 

Es  musste  sich  mit  elementarer  Gewalt  die  Ueberzeugung 
aufdrängen,  dass  die  Banken  so  nicht  geeignet  seien,  in  gefähr- 
lichen und  kritischen  Zeiten  zu  bestehen,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  es  ihnen  im  Ernstfalle  ganz  unmöglich  sei,  dem  Staate  bei 
dem  geringsten  Bedarfe  zu  Hilfe  zu  kommen.   — 

Alle  diese  Vorgänge  und  Erwägungen  waren  Wasser  auf  die 
Mühle  der  Zentralbankverteidiger  und  die  nunmehr  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  in  Scene  gesetzten  Agitationen,  namentlich 
aller  Sektionen  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins ,  die 
Erstattung  von  Gutachten  von  Bankdirektoren  und  Gelehrten,  die 
Abhaltung  von  Versammlungen  hatten  schliesslich  den  Erfolg, 
dass  man  die  Ueberzeugung  des  Vorteils  einer  Zentralnotenbank 
in  immer  weitere  Kreise  tragen  konnte.  Selbst  ein  Zirkular  des 
Finanzdepartements  vom  Jahre  1887  sprach  sich  geradezu  ver- 
nichtend aus  und  hob  hervor,  dass  man  in  Regierungskreisen  zur 
Ueberzeugung  gelangt  sei,  der  gegenwärtige  Zustand  des  schwei- 
zerischen Notenbankwesens  berge  ernste  Gefahren  in  sich  und 
die  gefahrdrohende  Lage  müsse  durch  eine  einschneidende  Reform 


i)  Das  schweizerische  Banknotenwesen,  Gutachten  des  Handels-    und    Industrie- 
vereins, Zürich  1887. 

2)  Jahresbericht  der  Kantonalbank   von  Bern  1886. 

43* 
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beseitigt  werden  ').  Die  beiden  Parteien  der  Privatnotenbank 
und  Staatsanstalt  rangen  nunmehr  danach,  ihre  Ueberzeugungen 
durchzusetzen,  indessen  vertrat  der  Bundesrat  selbst  den  Gedanken, 
dass  jetzt  endlich  durchgreifende  Abhilfe  geschaffen  werden  müsse 
und  brachte  unter  dem  23.  Juni  1890  einen  Gesetzentwurf  an  die 
beiden  Kammern,  der  zwar  materiell  auf  Grundlage  des  Gesetzes 
von  1881  Abänderungen  treffen  wollte,  aber  doch  die  Ansicht 
der  Regierung  zu  Gunsten  einer  Zentralnotenbank  durchblicken 
Hess.  Dadurch  wurden  die  Kammern  natürlich  in  ihren  Meinungen 
beeinflusst  und  als  auf  Betreiben  des  Dr.  Joos  80000  Unterschriften 
zusammen  kamen ,  welche  Revision  des  Art.  39  im  Sinne  eines 
Monopols  und  Bundesbank  verlangten ,  arbeitete  der  Bundesrat 
einen  neuen  Entwurf  aus,  der  das  Notenmonopol  aussprach  und 
die  Lösung  der  ganzen  Frage ,  auf  welche  Weise  das  Monopol 
auszuüben  sei,  der  Legislative  überliess.  Nach  langem  parlamen- 
tarischem Hin-  und  Herberaten  stimmten  die  Kammern  der  Vor- 
lage zu  und  änderten  den  Verfassungsartikel  39  dahin  ab ,  dass 
nunmehr  das  Banknotenregal  des  Staates  gesetz- 
lich statuiert  war ;  der  letzte  Absatz  des  Artikels  überliess 
die  Bestimmung  des  Näheren  über  Sitz  der  Bank,  deren  Grund- 
lage und  Organisation  und  über  die  Ausführung  des  Artikels 
selbst  der  Bundesgesetzgebung.  —  Am  18.  Oktober  1891  wurde 
dieser  Kammerbeschluss  vom  Volke  mit  einer  Mehrheit  von  nahe- 
zu 73000  Stimmen  gutgeheissen.  — 

Nach  nahezu  30Jährigem  Kampfe  war  nun  endlich  dem  Bunde 
das  Notenmonopol  zugesprochen,  nun  entbrannte  der  Streit  dar- 
über ,  ob  Staats-,  ob  Privatbank,  aufs  heftigste.  Unzählige  Bro- 
schüren, Flugschriften  und  Zeitungsartikel  aus  jedem  Lager  wurden 
veröffentlicht  und  es  ist  nicht  zu  verwundern ,  dass  die  Kantone 
und  die  Finanz  ihre  Interessen  verteidigten,  während  die  auf  das 
Landeswohl  ausschliesslich  Bedachten  sine  ira  et  studio  ihre  wohl- 
gemeinten Ansichten  einzubürgern  suchten.  Inzwischen  hatte  in 
der  Leitung  des  Finanzdepartements  ein  Wechsel  stattgefunden, 
indem  auf  den  Bundesrat  Hammer,  der  die  Privatbank  entschieden 
verteidigte,  der  Züricher  Finanzdirektor  Hauser  folgte ,  welcher 
seinerseits  die  Staatsbank  verfocht  und  es  gelang,  eine  Abstimmung 
des  Bundesrats  mit  4  gegen  3  Stimmen  zu  erzielen,  welche  das 
Finanzdepartement  beauftragte,  einen  Entwurf  über  eine  zureichende 
Staatsbank  auszuarbeiten.     Letzterer    wurde    verfasst   und  am 


i)  F.  F.  Schweizer  im  Jahrbuch  für  Schweiz.  Statistik  1888. 
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23.  Oktober  1894  in  einer  bundesrätlichen  Botschaft  nebst  Motiven 
und  Materialien  der  Bundesversammlung  zur  Beratung  und  Be- 
schlussfassung unterbreitet.  Die  Gemüter  in  der  Schweiz  waren 
über  die  Bankfrage  nun  geradezu  entbrannt,  an  der  Agitation 
beteiligten  sich  die  verschiedensten  Kreise ,  Politiker,  Praktiker, 
Volkswirte,  Vereine,  namentlich  der  »Grütliverein«  und  > Bauern- 
bund« auf  der  einen  und  der  »Schweizerische  Handels- und  Indu- 
strieverein« auf  der  anderen  Seite.  Mittlerweile  brachte  die 
Bundesversammlung  ihre  Beratung  zum  Abschluss  und  beschloss 
am  18.  Juni  1896  das  »Bundesgesetz  über  die  Errichtung  der 
Schweizerischen  Bundesbank«  auf  der  Grundlage  der  reinen 
Staatsbank.  Nunmehr  arbeiteten  alle  Interessenten  mit  Hoch- 
druck; in  kurzem  waren  mehr  als  die  doppelte  Anzahl  der  er- 
forderlichen 30000  Stimmen  aufgebracht,  welche  das  Volksrefe- 
rendum beantragten.  Dasselbe  wurde  —  um  Zeit  für  das  Studium 
der  schwierigen  Frage  zu  gewinnen  —  auf  den  28.  P'ebruar  1897 
anberaumt,  an  welchem  Tage,  wie  schon  eingangs  erwähnt,  das 
Gesetz  der  Bundesversammlung  mit  erdrückender  Majorität  ver- 
worfen wurde. 

IV. 

Im  folgenden  sollen  nun  sowohl  der  Gesetzentwurf  resp.  das 
Gesetz  und  im  Zusammenhang  damit  die  Gründe  einer  Besprechung 
unterzogen  werden,  welche  das  Schweizervolk,  d.  h.  die  dahinter- 
stehenden treibenden  sachverständigen  Kreise  veranlassten ,  das- 
selbe zu  Falle  zu  bringen. 

i)  Als  Hauptaufgabe  der  unter  dem  Namen  »Schweizerische 
Bundesbank«  zu  errichtenden  Staatsbank  wurde  die  Regelung  des 
Geldumlaufs  des  Landes  und  Erleichterung  des  Zahlungsverkehrs 
aufgestellt  und  die  subsidiäre  Haftung  des  Bundes  für  alle  Ver- 
bindlichkeiten der  Bundesbank,  soweit  deren  eigene  Mittel  nicht 
ausreichen,  ausgesprochen.  Als  Hauptsitz  wurde  Bern  gewählt 
und  der  Bank  die  Berechtigung  gegeben ,  Zweiganstalten  und 
Agenturen  zu  errichten ;  zur  Uebernahme  der  letzteren  sollten  in 
den  Kantonen  schon  bestehende  oder  noch  zu  gründende  staat- 
liche und  von  Kantonen  garantierte  gemischte  Banken  berück- 
sichtigt werden.  Das  Grundkapital  wurde  normiert  auf  2 5  Millionen 
Franks,  in  Anteilscheinen  von  je  Franks  10  000  und  die  Erhöhung 
des  Kapitals  auf  50  Mill.  Frs.  durch  Bundesversammlungsbeschluss 
vorbehalten,   "''/s  vom  Kapital  sollte  den  Kantonen  zur  Beteiligung 
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reserviert  werden,  ^/b  und  die  von  den  Kantonen,  die  nicht  ge- 
halten sein  sollten,  sich  zu  beteiligen,  nicht  beanspruchten  Be- 
träge vom  Bunde  übernommen  werden ;  behufs  der  Geldbe- 
schaffung sollte  der  Bund  eine  Anleihe  kontrahieren.  Die  Zu- 
teilung an  die  Kantone  erfolgt  in  der  Weise,  dass  jeder  Kanton 
auf  mindestens  10,  jeder  Halbkanton  auf  mindestens  5  Anteil- 
scheine, im  Uebrigen  aber  auf  eine  seiner  Bevölkerungsziffer  ent- 
sprechende Quote  Anspruch  habe.  Die  Anteilscheine  lauten  auf 
Namen  des  Bundes  oder  der  Kantone  und  können  auf  eidge- 
nössische, unter  Genehmigung  des  Bundesrates  auch  auf  kantonale 
Verwaltungen  und  öffentliche  Fonds  übertragen  werden  ;  ein  Ueber- 
trag  auf  Privatpersonen  ist  ausgeschlossen.  Die  Bundesbank  und 
ihre  Zweiganstalten  dürfen  in  den  Kantonen  keiner  Besteuerung 
unterzogen  werden;  die  kantonalen  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Stempelsteuer  auf  Wechsel  und  Checks  etc.  bleiben  be- 
stehen, von  dieser  Steuer  ist  die  Bundesbank  befreit  für  die  von 
ihr  ausgehenden  Akten,  inbegriffen  Quittungen. 

2)  und  3)  Die  Bank  ist  befugt  zum  Betrieb  folgender  Ge- 
schäfte :  Diskontierung  von  Wechseln  mit  längstens  3monatiger 
Verfallzeit  und  mindestens  2  als  zahlungsfähig  bekannten  Unter- 
schriften auf  die  Schweiz  und  das  Ausland  ;  Gewährung  von  Lom- 
barddarlehen unter  Ausschluss  der  Beleihung  von  Aktien,  Erwerb 
von  leichtrealisierbaren  Schuldverschreibungen  des  Bundes ,  der 
Kantone  und  auswärtiger  Staaten,  aber  nur  zum  Zwecke  vor- 
übergehender Verwendung  ihrer  Gelder ;  Annahme  von  Geldern 
in  verzinslicher  und  unverzinslicher  Rechnung,  Kauf  und  Verkauf 
von  Edelmetallen  für  eigene  und  fremde  Rechnung,  sowie  Be- 
leihung solcher;  Ausgabe  von  Gold-  und  Silberzertifikaten  nach 
Massgabe  eines  besonderen  Reglements  ;  Giro-,  Mandat-  und  In- 
kassoverkehr;  Annahme  von  Wertpapieren  und  -gegenständen 
zur  Aufbewahrung  und  Verwaltung.  —  Die  Bank  hat  das  Recht, 
innerhalb  des  von  der  Bundesversammlung  zu  bestimmenden 
Maximalbetrages  der  Notenemission  nach  Bedürfnis  ihres  Verkehrs 
Banknoten  auszugeben  in  Abschnitten  von  50,  100,  500  und 
1000  Franks  ;  die  Bundesversammlung  kann  in  ausserordentlichen 
Fällen  die  Ausgabe  von  Noten  in  kleinen  Abschnitten  vorüber- 
gehend bewilligen.  Die  Notendeckung  soll  zu  mindestens  '/s  aus 
gesetzlicher  Barschaft  in  Kassa  oder  Gold  in  Barren  oder  fremden 
G  oldmünzen,  zum  Rest  aus  schweizerischen  Diskontwechseln  und 
Wechseln  auf  das  Ausland  bestehen ;    innerhalb  10  Tagen    fällige 
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oder  forderbare  Schulden  muss  die  Bank  jederzeit  in  schweizerischen 
Diskontwechseln  oder  Wechseln  auf  das  Ausland  oder  Barschaft 
oder  Goldbarren  gedeckt  haben.  Die  Bank  ist  jederzeit  unter 
allen  Umständen  zur  lunlösung  und  Annahme  ihrer  Noten  ver- 
pflichtet, ferner  sind  die  eidgenössischen  öffentlichen  Kassen  zur 
Annahme  pflichtig;  eine  weitergehende  Rechtsverbindlichkeit  für 
die  Annahme  von  Noten  der  Bundesbank  kann,  ausser  bei  Not- 
lagen in  Kriegszeiten,  nicht  ausgesprochen  werden. 

4)  Die  Rechnungen  der  Bundesbank  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Bundesversammlung ;  von  dem  Betrage,  welcher 
die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  als  Reingewinn  aufweist,  fallen 
vorweg  25  Proz.  in  den  Reservefonds,  alsdann  werden  3V2  Proz. 
Zinsen  auf  das  Kapital  ausbezahlt;  ein  allfälliger  Fehlbetrag  ist 
aus  dem  Reservefonds  zu  ergänzen.  Der  Rest  des  Reingewinns 
kommt  den  Kantonen  zu  und  zwar  erfolgt  die  Verteilung  an  die- 
selben durch  den  Bund  im  Verhältnis  der  Wohnbevölkerung  nach 
Massgabe  der  letzten  Volkszählung.  Der  Reservefonds  ist  Eigen- 
tum der  Bank ;  die  Jahresbilanzaufstellung  hat  nach  Art.  656  des 
Übligationenrechtes  zu  erfolgen. 

5)  Die  Organe  der  Bank  sind  :  a.  für  die  Aufsicht  und  Kon- 
trolle der  Bankrat  (25  Mitglieder)  und  Lokalkomites  (5 — 10  Mit- 
glieder), b.  für  die  Leitung:  Direktion  (3 — 5)  und  Lokaldirektionen 
(mindestens  2  Mitglieder).  Der  Bankrat  besteht  aus  15  durch 
den  Bundesrat  und  10  durch  die  Kantone  gewählten  Mitgliedern. 
Der  Bundesrat  wählt  zuerst  den  Präsidenten  und  Vizepräsidenten, 
hierauf  werden  die  den  Kantonen  zustehenden  10  Mitgrlieder  ee- 
wählt,  und  schliesslich  nimmt  der  Bundesrat  die  Wahl  der  noch 
verbleibenden  13  Mitglieder  vor.  Die  Kantonsregierungen  kon- 
stituieren durch  ihre  Abgeordneten  ein  Wahlkollegium ,  welches 
die  10  Mitglieder  des  Bankrates  wählt  und  zwar  so ,  dass  aus  i 
Kanton  nur  i  Mitglied  gewählt  werden  darf.  Aus  dem  Bankrat 
wird  ein  Bankausschuss  von  5  Mitgliedern  bestellt,  die  als  Dele- 
gierte des  Bankrates  die  nähere  Aufsicht  und  Kontrolle  über  die 
Leitung  der  Bundesbank  ausüben ;  der  Ausschuss  wird  gebildet 
aus  Präsident,  Vizepräsident  und  drei  durch  den  Bankrat  zu  er- 
nennenden Mitgliedern.  Der  gesamte  Bankrat  versammelt  sich 
wenigstens  einmal  vierteljährlich,  kann  aber  durch  den  Präsidenten 
oder  auf  Verlangen  von  7  Mitgliedern  einberufen  werden. 

Die  Lokalkomites  üben  die  Aufsicht  über  die  Zweiganstalten 
aus  und  werden  vom  Bankrat  vorzugsweise  aus  namhaften  Kauf- 
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leuten  und  Industriellen  des  Platzes  und  der  Umgebung  auf  eine 
Amtsdauer  von  4  Jahren  gebildet.  —  Das  Direktorium  besteht 
aus  3 — 5  Mitgliedern,  die  vom  Bundesrat  auf  eine  Amtsdauer 
von  6  Jahren  gewählt  werden;  aus  ihrer  Mitte  wählt  der  Bank- 
rat den  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  des  Direktoriums.  Die 
Lokaldirektionen,  mindestens  2  Personen,  werden  vom  Bundes- 
rat auf  unverbindlichen  Vorschlag  des  Bankrates  ernannt.  Die 
allgemeine  Aufsicht  über  die  Bundesbank  steht  der  Bundesver- 
sammlung zu  ;  zu  diesem  Zwecke  bestellen  beide  Räte  Prüfungs- 
kommissionen von  5 — 7  Mitgliedern.  —  Das  Gesetz  enthält  zum 
Schluss  Straf-  und  Uebergangsbestimmungen.  Letztere  verpflichten 
die  jetzt  bestehenden  Notenbanken,  in  längstens  2V2  Jahren  die 
zirkulierenden  Noten  einzuziehen  und  zwar  in  der  Weise,  dass 
jede  Emissionsbank  mit  Ende  eines  jeden  Trimesters  mindestens 
Vio  des  Nominalbetrages  ihrer  Notenemission  zur  Vernichtung, 
einen  allfälligen  Fehlbetrag  in  Bar,  einzuliefern  hat ;  kommen  nach 
2V2  Jahren  noch  Noten  zum  Vorschein,  so  löst  diese  die  Bundes- 
bank noch  während  der  folgenden  30  Jahre  ein.  Während  der 
Rückzugsperiode  nimmt  die  Bundesbank  die  Noten  von  Emis- 
sionsbanken als  Zahlung  an  und  wird  die  Einlösung  derselben 
binnen  einer  Frist  von  3  Tagen  vermitteln,  —  Schliesslich  ist  der 
Bund  ermächtigt,  vom  Tage  der  Annahme  des  Gesetzes  an  die 
Bewilligung  zur  Neugründung  von  Emissionsbanken  und  zur  Emis- 
sionsvermehrung der  bestehenden  Banken  zu  verweigern. 

Sehr  rühmend  an  diesem  Gesetze  ist  die  scharfe  Präzisierung 
und  knappe  klare  Form  hervorzuheben,  die  als  ein  Verdienst  des 
an  der  Ausarbeitung  hervorragend  beteiligten  Banknoteninspektors 
Schweizer  zu  betrachten  ist.  —  Das  Hauptangriffsmoment  bei 
allen  Stürmen  gegen  das  Gesetz  bildete  der  Charakter  des  In- 
stitutes als  Staatsbank.  Weitaus  die  Majorität  des  Schweizervolkes 
war  von  jeher  gegen  das  Projekt  einer  reinen  Staatsbank  gestimmt 
worden  und  selbst  das  Finanzdepartement  war  von  Anfang  an 
von  der  Zweckmässigkeit  der  Staatsbank  keineswegs  so  fest  über- 
zeugt, was  sich  aus  manchen  Anhaltspunkten  in  den  Materialien 
zu  dem  Gesetzentwurf  nachweisen  lässt  ^).  Von  staatssozialistischer 
Seite  und  vom  »Bauernbund«  wurde  für  das  vorhegende  Gesetz 
Propaganda  gemacht ,  von  letzterem  deshalb ,  weil  er  von  der 
Bank  billig  und  leicht  Hypothekargelder  zu  erhalten,  vielmehr  von 
der  einmal  bestehenden  Bank  diese  abzuringen  hoffte.    Der  grösste 


i)  Bundesrätliche  Botschaft  vom  30.  Dezember  1890. 
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Teil  der  West-  und  Ostschweiz  und  die  ganze  Zentralschweiz 
waren  durchweg  gegen  das  Gesetz  eingenommen.  Von  neben- 
sächlicheren Momenten  waren  die  zu  nennen ,  dass  man 
den  Staat  nicht  als  Bankier  und  Gewerbetreibenden  und  ihn  in 
seiner  Bundesbank  nicht  der  Person  des  vermutlich  aus  dem 
Finanzdepartement  zu  wählenden  Präsidenten  unterstellt  sehen 
wollte.  Die  Gegenparteien  machten  geltend ,  dass  Gewinne ,  die 
der  Staat  (durch  die  Kantonalbanken,  also  Staatsinstitute)  in  seinen 
einzelnen  Gebieten  aus  der  Notenausgabe  bisher  erzielt  habe,  nicht 
an  private  Aktionäre  fallen  sollen ;  die  Aktionäre  sollten  nicht 
eventuell  dem  Staate  vorschreiben  können,  was  er  für  eine  Rente 
aus  dem  ihm  zustehenden  Banknotenregal  zu  erhalten  habe  u.  s.  w. 
Originell  drückte  sich  der  Bundesrat  aus,  nachdem  er  sich  schliess- 
hch  für  die  Staatsbank  entschieden  hatte,  »er  wolle  nicht  mit  den 
Launen  und  Brutalitäten  einer  Mehrheitskoalition  der  Generalver- 
sammlung rechnen  müssen«  ^). 

Ueberhaupt  das  ausgesprochen  »politische  Institut«  ,  das  die 
Bundesbank  in  der  im  Gesetze  gedachten  Form  ohne  Zweifel  ab- 
gegeben hätte,  wurde  am  meisten  bekämpft.  Und  in  der  That 
liegt  hierin  eine  Hauptgefahr.  Der  Bundesrat  hätte  1 5  Mitglieder 
des  Bankrates  und  die  Kantone  10  zu  wählen.  Nun  ist  gewiss 
anzunehmen ,  dass  die  vom  Bundesrat  zu  wählenden  Mitglieder 
durchweg  Männer  sein  würden ,  die  das  Interesse  des  Staates  in 
seiner  jetzigen  Form  durchaus  vertreten.  So  steht  es  nun  freilich 
heute,  doch  es  ist  keine  Gewähr  vorhanden,  namentlich  bei  einer 
Republik,  dass  eine  Staatsleitung  sich  für  immer  aus  durchaus 
sog.  »staatserhaltenden«  und  »regierungsfreundlichen«  Parteien 
rekrutiert  und  darin  liegt  ohne  Zweifel  eine  Gefahr  für  das  Land, 
die  zwar  bei  dem  meist  an  seinen  Einrichtungen  und  Ueberliefe- 
rungen  zäh  festhaltenden  Charakter  des  Schweizervolkes  nicht 
naheliegt,  aber  bei  einem  so  wichtigen  Schritte  ins  Auge  gefasst 
werden  muss.  —  Vollends  ist  das  durchaus  Politische  zu  beachten 
bei  der  Wahl  der  10  kantonalen  Mitglieder  des  Bankrates ;  wenn 
auch  sämtliche  22  resp.  25  Kantone  nur  10  Mitglieder  wählen, 
so  fällt  doch  die  Wahl  auf  10  im  politischen  Leben  sich  hervor- 
thuende  Männer,  die  dem  Wahlkollegium,  das  aus  Abgeordneten 
der  Kantone  besteht,  gerade  genehm  sind.  Damit  ist  der  streng 
politische  Charakter  des  Bankrates  strikte  ausgesprochen.  Der 
Föderalismus    müsste  gerade    hier    die    schönsten  Blüten  treiben, 


i)  Bundesrätliche  Botschaft  vom   23.  Oktober  1894. 
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denn  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  lo  kantonalen  Bankräte 
eine  Geschäftsführung  gutheissen  würden,  die  auf  Erzielung  mög- 
lichst grosser  Gewinne  hinarbeitete,  welche  alsdann  den  Kantonen 
wieder  zu  gute  kämen.  Ueber  die  mögliche  zu  geringe  Qualifi- 
zierung zu  diesem  Amte  einzelner  dieser  lo  Bankräte  ist  auch 
ein  Wort  zu  reden.  Es  stünde  zu  erwarten ,  dass  als  Vertreter 
der  Kantone  Sachverständige  gewählt  würden,  etwa  aus  den  Kan- 
tonen, die  sich  durch  regen,  weltbekannten  Handel  und  Wandel 
auszeichnen,  wie  Genf,  Zürich,  Basel,  Bern  etc.;  indessen  es  hängt 
lediglich  von  den  föderalistischen  Tendenzen  des  Kollegiums  ab, 
dass  auch  Leute  gewählt  werden  aus  Kantonen  wie  Graubünden, 
Uri,  Schwyz  und  anderen,  in  welchen  eigentlich  ein  richtiger  Bank- 
betrieb nur  ganz  vereinzelt  dasteht  und  wo  ein  geübter,  nicht  nur 
oberflächlich  erfahrener  sog.  Sachverständiger  nur  sehr  schwer  zu 
finden  sein  dürfte.  Das  Tadelnswerte  in  dieser  Kontroll-  und  Auf- 
sichtsbehörde würde  in  schlimmen  Zeiten  erst  recht  zu  Tage  treten, 
wenn  Kantonal-  und  Bundesinteressen  in  Konflikt  kämen  und  man 
an  die  Bank  vielleicht  alle  möglichen  partikularen  Anforderungen 
zu  stellen  gezwungen  wäre.  Die  Betrachtung  des  Institutes  führt 
uns  zu  der  Auffassung  der  Bank  als  einer  Bundesbehörde  mit 
gross-  und  kleinstaatlicher  Leitung.  —  Die  Nachteile  einer  Zentral- 
notenbank, die  ausschliesslich  Staatsinstitut  ist,  sind  mannigfache. 
Der  BegrifT  der  Staatsbank  ist  in  jeder  Weise  unauflöslich  mit 
dem  des  Staatskredites  verbunden  und  davor  sollte  man  sich 
namentlich  dann  zu  hüten  suchen,  wenn  dies  gar  keine  Schwie- 
rigkeiten bietet.  Sobald  die  schweizerische  Bundesbank  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Staatsinstitut  die  Schalter  öffnet ,  dann  —  je  nach 
dem  Status  der  Bank  in  ruhigen  oder  kritischen  Zeiten  —  steigt 
oder  fällt  das  Kreditbarometer  der  Eidgenossenschaft.  Dieser  Um- 
stand kommt  namentlich  für  die  finanziellen  Transaktionen  der 
Schweiz  mit  dem  Auslande  stark  in  Betracht  und  es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  dass  der  Kredit  des  Staates  durch  das  Inkraft- 
treten einer  staatlichen  Bundesbank  nicht  gehoben  wird.  —  Zu- 
dem spricht  das  Gesetz  die  subsidiäre  Haftung  des  Bundes  für 
die  Ansprüche  gegen  die  Bank  aus.  Dies  bildet  unbedingt  ein 
weiteres  Moment  von  Kreditverminderung.  Sollten  wirklich  einmal 
durch  politisch-tendenziöse  Gebahrungen  oder  durch  Einflüsse  der 
Gesetzgebung  Schwierigkeiten  für  die  Bank  entstehen ,  sollten 
viele  Mittel  festgerannt  oder  verloren  sein,  sollte  eine  Papiergeld- 
wirtschaft einreissen ,    dann  wäre  der  Kredit    des  Bundes   ausser- 
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ordentlich  scharf  niitgenoninicn  und  geschwächt.  Aber  ganz  ab- 
gesehen von  dem  thatsächlichen  Eintritt  dieses  Allerschhmnisten, 
hat  das  Bewusstsein,  dass  gegen  den  Bund  aus  seiner  Bank  ein- 
mal irgendwelche  unliebsame  Anforderungen  entstehen  könnten, 
eine  unmittelbare  und  unwillkürliche  Kreditschwächung  zur  Folge. 
Das  Kapital  der  Bank  sollte  durch  Aufnahm.e  einer  Anleihe 
für  das  dem  Bunde  zukommende  Kapital  beschafft  werden.  In 
Anbetracht  des  Umstandes ,  dass  man  sich  mit  dem  Gedanken 
eines  Rückkaufes  der  schweizerischen  Eisenbahnen  beschäftigt, 
ferner  die  Schaffung  einer  Kranken-  und  Unfallversicherung  er- 
wägt, sollte  man  von  einer  so  leicht  zu  umgehenden  Schulden- 
vermehrung Abstand  nehmen  und  dies  umsomehr,  als  durch  die 
Schaffung  einer  Bundesbank  der  Staat  verzinsliche  Obligationen 
ausgeben  müsste,  während  ihm  nach  dem  Gesetze  aus  der  Staats- 
bank nicht  der  geringste  Nutzen  direkt  zukommen  würde.  Denn 
25  Proz.  des  Verdienstes  fallen  dem  Reservefonds  zu  '),  der  Rest 
wird  als  3V2  prozentige  Verzinsung  des  Kapitals  ausgeschüttet  und 
weiterhin  an  die  Kantone  verteilt.  Die  Bundeskasse  müsste  ihre 
neue  Anleihe  nach  heutigen  allgemeinen  Zinsfussverhältnissen  zu 
niedrigst  3V2  Proz.  aufnehmen,  so  dass  der  Staat  auf  seinen  An- 
teilbesitz Einkommen  und  Ausgaben  ausgleicht,  wobei  der  erwar- 
tete Reingewinn  als  thatsächlich  erzielt  vorausgesetzt  wird.  Die 
Bank  soll  ausschliesslich  Noten-,  Giro-  und  Diskontobank  sein,  bei 
einer  solchen  ist  auf  hohe  Gewinne  bei  angemessenem  Umsätze 
überhaupt  nie  zu  rechnen  ;  da  aber  eine  Emission  von  mindestens 
der  gegenwärtigen  Notenzirkulation  anzunehmen  ist,  so  darf  man 
mit  ziemlicher  Gewähr  auf  eine  mehr  als  3  V2  prozentige  Verzinsung 
der  Anteilscheine  hoffen ,  die  aber  doch  den  Kantonen  zu  Gute 
kommt.  Indessen  verliert  schon  der  Bund  durch  das  neue  Gesetz 
vor  allem  die  ihm  1881  gesetzlich  zugesprochene  Kontrollgebühr  von 
l%o  auf  die  Gesamtemission,  welch' letztere  gegenwärtig  ca.  200  Mill. 
Franks  für  das  Jahr  ausmacht;  der  Gewinn,  den  die  Kantone  bis- 
lang aus  der  Banknotensteuer  und  Wertpapierkontrollgebühr  er- 
zielt haben  ,  dürfte  zwar  durch  die  Gewinnausschüttung  aus  der 
Staatsbank  wieder  ungefähr  eingebracht  werden,  aber  selbst  ohne 
Staatsbank  könnte  den  kantonalen  Banken  der  Ausfall  wieder  aus- 


i)  Derselbe  wäre  ja  allerdings  Bank-,  also  Staatseigentum,  indessen  dient  er  zu- 
nächst als  Ergänzungskasse  für  die  3V2  prozentigen  Zinsen  auf  die  Anteile  und  ist  im 
übrigen  nicht  anzugreifen,  da  jede  richtig  wirtschaftende  Bank  auf  die  rasche  und  kräf- 
tige Bildung  von  Reservefonds  bei  der  Bilanzierung  vornehmlich  zu  achten  hat. 
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geglichen  werden  durch  Ausdehnung  des  Geschäftsbetriebes  auf 
Gebiete,  die  ihnen  bisher  zum  Teil  entweder  nicht  freigegeben 
waren  oder  aus  eigenem  Antriebe  nicht  kultiviert  wurden,  worüber 
weiter  unten  noch  einige  Worte. 

Ob  in  kritischen  Zeiten  die  Staatsbank  ihre  Aufgabe  wird  er- 
füllen können,  ist  zweifelhaft.  Sollte  der  Staat  in  politischer  Hin- 
sicht gefährdet  werden,  dann  ist  es  die  Bank  in  erster  Linie,  bei 
welcher  die  Kreditverminderung  am  schärfsten  zum  Ausdruck 
kommt.  Auch  der  patriotischste  und  zuversichtlichste  Bürger  wird 
seine  Depositen  aus  der  Bank  zurückziehen  und  es  wird  massen- 
weise zur  Notenpräsentation  kommen ;  müsste  in  einem  solchen 
Falle  die  Nichteinlösung  der  Noten  —  auch  nur  für  vorübergehend 
—  dekretiert  werden ,  so  liegt  die  Vermutung  nahe  ,  dass  eine 
Panik  wahrscheinlicher  würde  als  bei  einem  bisher  sehr  gut  ge- 
leiteten Privat-Zentralinstitut ,  das  zu  keinem  Misstrauen  Veran- 
lassung gab  und  einen  liquiden  Status  veröffentlichen  kann  ,  aus 
dem  hervorgehen  müsste,  dass  etwa  die  Suspension  der  Barein- 
lösung nur  vorübergehend,  lediglich  zum  Schutze  der  Barbestände, 
dekretiert  wurde.  Dies  würde  nicht  ernsthaft  beunruhigen ,  der 
Bank  würden  aus  Aengstlichkeit  vielleicht  gar  keine  Noten  prä- 
sentiert und  auch  nur  verhältnismässig  wenig  Depositen  aus  ihr 
zurückgezogen  und  das  in  unruhigen  Zeiten  gerade  sehr  vorteil- 
hafte Vertrauen  zur  Zentralbank  würde  dem  Verkehr  eine  bedeu- 
tende Stütze  abgeben.  Die  Vermengung  von  Staats-  und  Bank- 
kredit ist  es  also  ganz  besonders ,  was  in  Anbetracht  der  vor- 
stehend genannten  Umstände  die  Unzuträglichkeiten  fördert  und 
sie  fördern  muss.  —  Im  Jahre  1870  war  die  französische  Rente 
um  ca.  50  Proz.  im  Kurse  gefallen ;  doch  die  Noten  der  Banque 
de  france  hatten  während  der  Suspension  der  Bareinlösung  nur 
vorübergehend  ein  Disagio  von  i  Proz.  und  die  Bank  war  sogar 
im  Stande,  dem  Staate  bis  zu  i  V2  Milliarden  Franks  vorzuschiessen 
zu  Zinssätzen  von  2V2  bis  i  Proz.!  Zu  solchen  grandiosen  Lei- 
stungen konnte  eine  Privatnoteubank,  deren  Leitung  und  Politik 
freilich  auf  aussergewöhnlicher  Höhe  standen,  sich  aufschwingen. 

Man  möchte  noch  mit  Recht  die  Frage  aufwerfen ,  ob  eine 
Leitung  einer  Notenbank  wie  die  im  Gesetz  gedachte  im  stände 
ist,  die  Regelung  des  Geldumlaufs,  eine  weise  Diskontpolitik  und 
Massnahmen  für  die  Liquidität  über  die  Notendeckung  hinaus,  also 
für  Depositen,  Giroeinlagen  etc. ,  auf  ganz  richtige  Weise  durch- 
zuführen ;  die  Erfahrungen,  welche  man  in  dieser  Hinsicht  gemacht 
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hat,  sprechen  nicht  dafür.  Ueber  die  Geldlage  des  Weltmarktes 
genügend  unterrichtet  zu  sein,  erfordert  sehr  viel  und  ist  bei  ausser- 
grosskaufmännisclicn  Kreisen  und  namentlich  bei  Behörden,  Mini- 
sterien nicht  ohne  weiteres  gewährleistet.  Die  schweizerische  Bundes- 
bank könnte  zwar  durch  entsprechende  Auswahl  für  den  Bank- 
rat sich  die  Leute  sichern ,  die  vermöge  ihrer  Stellungen  als 
Grosskauf  leute ,  Grossbankiers  und  deren  internationalen  Bezieh- 
ungen wertvolle  Ansichten  äussern  könnten,  aber  vielleicht  sind 
dem  Bundesrate  gerade  mitunter  solche  Männer  wegen  ihrer  po- 
litischen Richtungen  für  die  Teilnehmerschaft  am  Bankrate  nicht 
genehm.  —  Es  fehlt  auch  nicht  an  innerpolitischen  Massnahmen, 
die  für  eine  Zentralnotenbank ,  welche  ganz  unter  Leitung  des 
Staates  steht ,  unangenehme  Folgen  haben  könnten.  Man  würde 
in  der  Schweiz  gewiss  nie  aufhören,  eventuell  auf  dem  Wege  der 
Gesetzesänderung  es  zu  erreichen  zu  suchen,  dass  die  Bank  Hy- 
pothekarkredit gibt  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  oder  doch  in 
Bezug  auf  zu  diskontierende  Wechsel  weniger  ängstlich  und  ge- 
wissenhaft die  Bonität  der  Unterschriften  zweier  »als  zahlungs- 
fähig Bekannter«  prüft.  Industriezweige,  die  sehr  riskant  erscheinen, 
deren  Emporkommen  aber  der  Staat  aus  irgendwelchen  Interessen 
fördern  will ,  dürften  auf  diese  Weise  von  der  Bank  zuviel  Ent- 
gegenkommen finden  und  etwa  grosse  Verluste  dadurch  herbei- 
geführt werden. 

Das  Gesetz  spricht  ferner  vom  »Erwerb  von Schuld- 
verschreibungen des  Bundes,  der  Kantone  oder  auswärtiger  Staaten 
jedoch  nur  zum  Zwecke  vorübergehender  Verwendung  ihrer  Gelder«. 
Dieser  Passus,  namentlich  hinsichtlich  der  vorübergehenden  Anlage 
sollte  doch  schärfere  Bestimmungen  treffen  und  es  wäre  eher  da- 
für Sorge  zu  tragen  ,  dass  die  Anlagen  für  vorübergehende  Ver- 
wendung der  Gelder  dem  Vorhandensein  allzeit  fälliger  Depositen, 
Giroguthaben  etc.  durchaus  gerecht  werden. 

Die  Notenpresse  ist  ferner  für  kritische  Perioden  ein  zu  ver- 
lockendes Instrument,  als  dass  sie  nicht,  um  von  ganz  unangeneh- 
men Massnahmen,  wie  stark  erhöhte  Steuern,  Zölle  etc.  fernzu- 
bleiben ,  in  Bewegung  gesetzt  werden  sollte ,  unter  der  sicheren 
Annahme,  wenn  alles  wieder  seinen  geordneten  Gang  geht ,  die 
zuviel  ausgegebenen  Noten  aus  den  Mitteln  der  Staatskasse  zu 
tilgen,  oder  aber,  wenn  zu  viel  gedruckt,  die  Machenschaften  vor 
dem  Volke  einzugestehen  und  durch  Aufnahme  einer  Anleihe  das 
Papiergeld  aus  der  Welt  zu  schaffen. 
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Von  den  Gegnern  der  Staatsbank  wurde  stets  mit  Erfolg 
darauf  hingewiesen,  wie  grosse  Gefahren  im  Falle  eines  Krieges 
und  einer  feindlichen  Invasion  die  Staatsbank  laufe,  indem  nach 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  Eigentum  des  Staates  ohne  Weiteres 
okkupiert  werden  könnte,  während  andererseits  Privateigentum 
nicht  angegriffen  werden  darf,  mit  Ausnahme  von  Naturalien, 
deren  das  feindliche  Heer  zum  Unterhalte  bedarf  Wenn  auch 
diese  Theorie  als  eine  in  Wirklichkeit  oft  versagende  angefochten 
wird,  so  spricht  doch  das  Beispiel  der  Filiale  der  Banque  de 
France  in  Strassburg  im  deutsch-französischen  Kriege  für  dieselbe; 
bekanntlich  waren  die  Gelder  der  Filiale  mit  Beschlag  belegt 
worden,  aber  nach  erfolgtem  Protest  und  der  Beweisführung,  dass 
die  Banque  de  France  eine  private  Aktiengesellschaft  ist,  freige- 
geben. In  der  Schweiz  ist  man ,  wie  die  fortwährenden  be- 
deutenden Geldaufwendungen  für  Heereszwecke  auch  besagen, 
von  der  UnmögHchkeit  eines  Krieges  keineswegs  überzeugt  und 
fasst  die  Gefahr  eines  solchen  wohl  ins  Auge  ,  sei  es  auch  nur, 
um  der  Verteidigung  der  Greuzen  des  Pufferstaates  willen,  welche 
im  Falle  eines  Krieges  unter  den  Nachbarstaaten  mit  oder  ohne 
Absicht  verletzt  werden  könnten. 

V. 

Eine  Form  der  Zentralnotenbank,  die  den  Gegnern  des  bis- 
herigen Projekts  durchaus  entsprechen  würde  und  die  Freunde 
desselben  gewiss  nicht  allzuschwer  versöhnen  dürfte,  ist  die  Privat- 
aktiengesellschaft mit  gemischter  und  zweckentsprechender  Leitung, 
deren  gesamtes  Verhältnis  zum  Staate  im  Gesetze  durchaus  scharf 
präzisiert  werden  müsste.  Ein  nicht  allzugrosses  Kapital ,  etwa 
wie  das  im  Gesetz  vorgesehene,  das  als  Betriebsfonds  anzusehen 
wäre,  sollte  durch  Aktien  aufgebracht  werden,  wozu  die  schwei- 
zerische Bevölkerung,  an  ihrer  Spitze  die  Bankkonsortien ,  trotz 
der  Aussicht  auf  nur  massige  Erträgnisse ,  sehr  gerne  bereit 
wären.  Das  Präsidium  der  Bank  sollte  einer  vom  Bundesrate 
ernannten,  durchaus  geeigneten  Persönlichkeit  aus  dem  Finanz- 
departement als  Vertreter  der  Staatsregierung  zustehen,  während 
zu  dem  Verwaltungsrate,  den  die  Aktionäre  präsentierten,  noch 
ebensoviel  Mitglieder  vom  Bundesrate  hinzu  ernannt  würden.  Dem 
Präsidenten  und  dem  gesamten  Verwaltungsrate  sollte  alsdann 
die  Ernennung  von  geeigneten,  vollkommen  bewährten  und  fach- 
kundigen Direktoren  für  die  Hauptbank  und  die   Fihalen  —   wo- 
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von  Einer  an  der  Hauptbank  als  Vizepräsident  fungieren  könnte  — 
zustehen  und  zwar  wäre  die  Anstellung  mit  längeren  Kon- 
trakten, die  sich  im  Falle  einer  Nichtkündigung  von  selbst  er- 
neuern, und  nicht  nur  auf  bestimmte  Wahlperioden  zu  empfehlen. 
Auf  diese  Weise  würden  die  Landesinteressen  nicht  vom  ein- 
seitigen Standpunkte  der  Aktionäre  oder  der  Bundesregierung 
allein  vertreten ,  sondern  von  der  beiderseitigen  Interessenver- 
tretung möchte  wohl  am  besten  eine  richtige  Bankleitung  und 
segensreiche  Thätigkeit  erwartet  werden  dürfen.  Aus  dem  Ge- 
samtvervvaltungsrate  heraus  wäre  ein  Ausschuss  zu  bilden ,  der 
zur  einen  Hälfte  aus  der  Reihe  der  von  der  Bundesregierung  er- 
nannten ,  zur  anderen  aus  den  privaten  Verwaltungsräten ,  die 
gleichzeitig  Hauptvertreter  von  Handel  und  Industrie  sind ,  be- 
stehen sollte,  um  nach  Anhörung  des  Direktoriums,  unter  dem 
Vorsitze  des  Präsidenten  über  wichtige  Massnahmen,  namentlich 
zum  Zwecke  von  Diskontveränderungen,  Begrenzung  der  Lom- 
bardierungshöhe der  Effekten  etc.  zu  beraten  und  zu  beschliessen. 
Bei  der  Deutschen  Reichsbank  hat  der  »Zentralausschuss«  nur 
beratende  Stimme^  indessen  stehen  wir  nicht  an,  bei  der  gedachten 
schweizerischen  Zentralnotenbank  auch  Beschlussfähigkeit  auszu- 
sprechen, da  ja  der  Ausschuss  aus  Vertretern  von  Staat  und  Ak- 
tionären bestände  und  die  Zuständigkeit  der  Beschlussfassung  aus 
der  ganzen  gedachten  Zusammensetzung  des  Ausschusses  folgen 
müsste,  indem  sonst  Beratung  und  Beschlussfassung  des  vom  Ge- 
samtverwaltungsrate  gewählten  Direktoriums  genügen  würde  ;  wir 
halten  es  gerade  für  opportun,  dem  Ausschuss  das  votiitn  decisi- 
vmn  für  die  oben  angeführten  Massnahmen  zuzuteilen. 

Auch  liegt  ja  gerade  darin  das  Hauptmoment  der  gemischten 
Verwaltung  der  Bank,  dass  jedem  Teile  Gelegenheit  gegeben  ist, 
sein  Bestes  zum  Wohle  des  Ganzen  zu  leisten  und  etwaigen  Partei- 
hchkeiten  von  der  einen  oder  anderen  Seite  entgegenzutreten. 
Es  wäre  durch  eine  solche  Verfassung  sowohl  einseitiger  Divi- 
dendenpolitik ,  wie  auch  einer  zu  laxen  Interpretation  der  Bank- 
statuten vorgebeugt.  Ohne  Zv/eifel  würde  der  Staat  durch  Indienst- 
stellung seiner  besten  in  das  Fach  gehörigen  Beamten  und  Bürger 
sein  Wohl  am  vorteilhaftesten  nach  innen  und  aussen  gewahrt  sehen. 

Die  Bundesregierung  hatte  sich  in  dem  verworfenen  Gesetze 
die  Erzielung  eines  Jahresgewinnes  für  die  Bundeskasse  aus  zu 
grosser  Rücksicht  auf  die  Kantone  vollkommen  aus  der  Hand 
gegeben  und  es  ist  nicht  mehr  als  recht  und  billig,  wenn  ihr  eine 
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Rank ,  die  eines  ihrer  Regale  ausübt ,  dafür  ein  Entgeld  leistet. 
Wie  öfters  erwähnt ,  sollte  der  Reingewinn  der  Bank  über  eine 
Kapitalverzinsung  von  3V2Proz.  hinaus  den  Kantonen  nach  Mass- 
gabe der  Bevölkerungsziffer  zufallen.  In  den  parlamentarischen 
Verhandlungen  ')  wurde  ein  —  anscheinend  sehr  hoch  gegriffener 
—  mutmasslicher  Gewinn  auf  eine  Notenemission  von  200  Mill. 
Frs.  auf  i  Proz.  berechnet,  was  2  Mill.  Frs.  Jahresgewinn  für  das 
Kapital  von  25  Mill.  Frs.  ausmacht;  würde  der  Dotieruugsmodus 
des  Reservefonds  mit  25  Proz.  des  Reingewinnes  beibehalten,  so 
blieben  1V2  Mill.  Frs.  zur  Verteilung.  3^/2  Proz.  Zinsen  auf  das 
Aktienkapital  betragen  875  000  Frs.,  so  dass  noch  625  000  F^rs. 
übrig  blieben.  Diese  Summe  sollte  man  nun  zwischen  Bund  und 
Aktionären  teilen,  oder  etwa  gleich  von  vornherein  eine  Pauschal- 
summe zu  Gunsten  des  Bundes  vom  Reingewinn  nach  Dotierung 
des  Reservefonds  fixieren.  Dadurch  und  durch  die  eventuelle 
Zahlung  von  Tantieme  an  Verw^altungsrat  und  Direktion  würde 
die  aufgemachte  Rechnung  etwas  modifiziert,  aber  mit  Sicherheit 
ist  auf  eine  durchaus  angemessene  und  unter  normalen  Verhält- 
nissen im  Lande  gleichbleibende  Verzinsung  des  Aktienkapitals 
zu  rechnen,  was  dann  wieder  einen  stabilen  Kurs  der  Aktien  zur 
Folge  haben  müsste,  der  Möglichkeit  einer  Agiotage  am  besten 
einen  Riegel  vorschieben  und  den  Aktien  den  Charakter  einer 
erstklassigen  Kapitalanlage  verleihen  würde,  welche  ihrerseits  eine 
rasche  und  sichere  Klassierung  im  Gefolge  hätte. 

Nach  dieser  Rechnung  würden  die  Kantone  allerdings  leer 
ausgehen  und  ein  rechnungsmässiger  Ersatz  für  die  ausfallenden, 
jetzt  wohl  I  Mill.  Frs.  jährlich  betragende  Notensteuer  und  Kon- 
trollgebühr, ist  nicht  zu  konstruieren.  Von  den  34  Notenbanken 
besteht  jedoch  der  grösste  Teil  aus  Kantonalbanken ,  also  geht 
zum  Teil,  wo  es  auf  reine  und  gemischte  Staatsbanken  ankommt, 
die  Banknotensteuer  etc.  aus  der  einen  Kasse  des  Kantons  in 
die  andere ;  denn  wäre  die  Notensteuer  und  WertpapierkontroUe- 
resp.  -aufbewahrungsgebühr  nicht,  dann  wäre  das  Erträgnis  zu 
Gunsten  des  Kantons  eben  um  so  viel  grösser ,  insoferne  es  sich 
um  Banken  handelt ,  die  den  Kantonen  ganz  gehören  oder  an 
denen  sie  hervorragend  beteiligt  sind.  Der  kleine  thatsächliche 
Ausfall  von  einigen  100  000  Franks  ,  der  sich  dazu  noch  auf  die 
22  resp.  25  Kantone  verteilt,  muss  im  Interesse  der  guten  Sache 

i)  März  1895. 
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getragen  werden  und  sicherlich  ist  der  geringe  Verlust  gar  nichts 
gegen  die  Vorteile,  die  daraus  entspringen,  wenn  eine  richtige, 
den  Bedürfnissen  entsprechende,  liquide  und  auf  der  Höhe  stehende 
Zentralnotenbank  den  bestehenden  Missverhältnissen  ein  Ende 
macht.  Die  jetzigen  Emissionsbanken  dürften  selbst  wohl  nicht 
allzuviel  ernstlichen  Grund  haben,  den  Verlust  des  Notenausgabe- 
rechtes zu  sehr  zu  beklagen ,  denn  bei  der  grossen  Dezentrali- 
sation, der  niedrig  bemessenen  Kontingentierung  des  einzelnen 
Institutes,  den  immer  niedriger  werdenden  Zinssätzen  und  der 
nicht  verzinslichen  Notenbardeckung  seit  i.  Januar  1882,  warf  ge- 
rade dieser  Zweig  bei  Instituten  mit  mannigfachem  Betriebe  seit 
dem  Gesetze  von  1881  die  wenigsten  Gewinne  ab,  was  am  besten 
daraus  ersehen  werden  kann ,  dass  mit  dem  Inkrafttreten  des 
damaligen  Gesetzes  7  Banken  auf  das  Emissionsrecht  verzichteten, 
die  zum  Teil  seither  als  Kreditbanken  viel  grössere  Gewinne  zu 
erzielen  vermochten.  Fällt  das  Notenausgaberecht  dahin,  so  steht 
es  den  Banken  frei  ,  alle  Arten  von  soliden  Geschäften  zu  be- 
treiben, die  sicherlich  bei  genügendem  Umsätze  des  Kapitals  einen 
ansehnlichen  Nutzen  bringen  würden  ').  Auch  wären  diese  In- 
stitute in  erster  Linie  dazu  berufen,  als  Zwischenglieder  zwischen 
Handel  und  Industrie  einer-  und  der  Zentralnotenbank  anderer- 
seits zu  dienen,  als  Diskonteure  der  Handelswechsel ,  die  durch 
sie  alsdann  die  für  die  Zentralnotenbank  nötige  zweite  Unter- 
schrift erhielten,  so  dass  die  Zentralbank  diesen  Banken  als  Re- 
diskontierungsstätte zu  niedrigeren  Sätzen  einen  schönen  stetigen 
Nutzen  gewährleisten  könnte.  Und  vollends  wären  sie  dann  am 
richtigen  Platze,  wenn  sie  sich  dem  Hypothekengeschäfte  aus- 
giebig widmen  wollten  und  so  dazu  beitragen  würden,  dass  auf 
diesem  Gebiete  so  viel  geleistet  werden  kann,  als  wirtschaftlich 
sich  als  unentbehrlich  erweist,  wodurch  auch  Diejenigen  befriedigt 
werden  könnten,  die  glauben,  eine  Zentralnotenbank  wäre  vor 
allem  dazu  berufen,  um  billige  und  grosse  Hypothekengelder 
auszuleihen. 

Auch  sei  zum  Schlüsse  noch  der  vielumstrittenen  Frage  des 
Sitzes  der  Bank  kurz  gedacht.  Es  spricht  eigentlich  nichts  für, 
aber  desto  mehr  gegen  Bern  als  Sitz  der  Bank.  Gegen  Bern 
als  Sitz  der  Bank  in  der  Bundeshauptstadt  wäre  nichts  einzu- 
wenden, wenn  Bern  im  Vergleich  zu  den  anderen  Städten  der 
Schweiz  das  wäre,    was    die  Hauptstädte  Berlin,    Paris,    London, 

i)  Beispiele  hiefür  giebt  es  im  Deutschen  Reiche  in   grosser  Anzahl. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897.  IV.  A<1 


6/6  Eugen  Feibeimann: 

Wien  gegen  die  anderen  Städte  der  betreffenden  Reiche  bedeuten. 
So  aber  ist  Bern  gerade  die  Stadt,  welche  am  verhältnismässig 
wenigsten  von  allen  grösseren  schweizerischen  Plätzen  die  Eigen- 
schaften hat,  welche  den  Sitz  einer  Zentralnotenbank  erheischen 
könnten.  Die  Stadt  ist  nichts  weniger  als  der  Mittelpunkt  des 
schweizerischen  Handels  und  der  Industrie,  sondern  steht  in  Be- 
zug auf  Verkehr  etc.  allen  anderen  grösseren  Städten  der  Schweiz 
wesentlich  nach.  Da  nun  die  Bank  nicht  als  Staatsbehörde  ge- 
schaffen werden  soll  und  die  Organe  der  zu  gründenden  Zentral- 
notenbank überall  gleichgut  funktionieren  könnten,  so  dürfte 
speziell  Zürich  als  Hauptplatz  der  deutschen  Schweiz,  inmitten 
von  blühenden  Handels-  und  Industriecentren,  von  der  Grenze 
ziemlich  weit  entfernt,  ferner  als  Hauptbankplatz  der  Schweiz 
und  in  Anbetracht  der  guten  in-  und  ausländischen  Verkehrsver- 
bindungen nach  allen  Richtungen  als   am  geeignetsten  erscheinen. 

Alsdann  müsste  vor  allem  grosses  Gewicht  darauf  gelegt 
werden ,  dass  die  gesamte  Schweiz  von  einem  genügenden  Netz 
von  Filialen  und  Agenturen  oder  »Stellen«  überzogen  wird,  um 
einen  geregelten  Giro-,  Inkasso-  und  Diskontoverkehr  zu  ermög- 
lichen. An  den  grossen  Börsen-  und  Handelsplätzen,  wie  Genf, 
Zürich ,  Basel  etc.  sollte  auch  der  Eröffnung  von  Abrechnungs- 
stellen (Clearinghouses)  gedacht  werden.  Selbstverständlich  wären 
für  die  grössten  Städte  Eilialbanken  zu  errichten,  die  aber  nur 
als  solche  zu  fungieren  hätten,  und  nicht  etwa  aus  Instituten,  die 
schon  bestehen,  mit  Konzessionen  an  das  alte  Regime  umgebildet 
v/erden  sollten  oder  gar  so,  dass  die  alten  Institute  noch  neben- 
her ihre  anderen  Geschäfte  weiterbetreiben  möchten.  Die  Filialen 
und  Agenturen  müssten  nach  genauem  Muster  resp.  Vorschrift 
der  Zentralbank  thätig  sein  und  in  der  That  mit  dieser  ein 
Grosses  und  Ganzes  bilden. 

So  eingerichtet,  könnten  durch  die  Zentralnotenbank  die  an- 
gestrebten und  mannigfachen  Ziele  zum  Wohle  des  Landes,  von 
Staat  und  Volk,  erreicht  und  die  Schäden  und  Missstände,  an 
denen  im  Grunde  das  heutige  Notenbankwesen  der  Schweiz 
krankt,  vollgültig  beseitigt  werden. 


Nach  den  grossen  Aufregungen  und  Anstrengungen,  welche 
die   Volksabstimmung   im    Gefolge    hatte,    ist    naturgemäss    nach 
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dem  Falle  des  Gesetzes  in  der  allgemeinen  Bewegung  eine  Stag- 
nation eingetreten.  Dem  Bundesrate  wurden  unter  dem  15.  resp. 
17.  März  dieses  Jahres  2  Motionen  eingebracht ,  die  eine  von 
Nationalrat  Gaudard  und  Mitunterzeichnern  : 

»Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  in  einer  der  nächsten  Ses- 
»sionen  Bericht  und  Gesetzentwurf  betreffend  die  Errichtung  einer 
»Nationalbank  vorzulegen ,  welche  beschränkte  Haftbarkeit  und 
»eine  vom  Staate  unabhängige  juristische  Persönlichkeit  besitzen, 
»und  deren  Kapital  durch  den  Bund,  die  Kantone  und  eventuell 
»die  Kantonalbanken  geliefert  werden  soll. 

»Die  Nationalbank  soll  ihren  Sitz  in  Bern  haben.  Das  Gesetz 
»wird  den  Wahlmodus  für  die  Organe  der  Bank  feststellen,  welche 
»unter  der  Leitung  und  Aufsicht  des  Bundes  stehen   sollen  — «, 

die  andere  von  Nationalrat  Cramer-Frey  und  Mitunterzeichnern  : 

»Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  unter  Würdigung  des  Volks- 
»entscheides  vom  28.  Febr.  1897,  und  mit  möglichster  Beförderung, 
»einen  neuen  Gesetzesentwurf  betr.  die  Ausführung  des  Art.  39  der 
»Bundesverfassung  vorzulegen  ')«  —  über  welche  indessen  in  den  Par- 
lamenten noch  keine  Diskussionen  stattgefunden  haben.  In  den  Vor- 
dergrund der  künftigen  Bewegung  dürfte  wohl  wieder  der  Schwei- 
zerische Handels-  und  Industrieverein  mit  seinen  zahlreichen  Sektionen 
treten ,  welcher  schon  im  August  1896  seinen  Vorort  Zürich  für 
den  Fall  einer  Ablehnung  durch  das  Referendum  beauftragt  hat, 
die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  damit  unmittelbar  nachher 
dem  Bundesrate  neue  Vorschläge  zum  Zwecke  einer  auf  die  Ab- 
lehnung des  letzten  Gesetzes  rücksichtnehmenden  endlichen  Lösung 
der  Frage  unterbreitet  werden  könnten.  Der  Vorort  ist  gegen- 
wärtig (Juli  1897)  mit  der  Sammlung  des  nötigen  Materials  be- 
schäftigt; sobald  dasselbe  zusammengebracht  ist,  werden  die 
schweizerischen  Handelskammern  und  die  Delegierten  des  Schwei- 
zerischen Handels-  und  Industrievereins  ihre  öffentliche  Thätigkeit 
von  neuem  beginnen. 

Es  bleibt  abzuwarten,  wie  die  Angelegenheit  einmal  geregelt 
werden  wird.  Ein  leichter  Kompromiss  dürfte  wohl  schwerlich 
zu  erreichen  sein.  Uns  will  es  indessen  scheinen,  als  ob  die 
Privatbankpartei  siegen  wird  ,  wenigstens  dürfte  jede  Chance 
für  das  Zustandekommen  einer  »Staatsbank«  definitiv  geschwun- 
den sein. 


i)  Verhandlungsgegenslände  der    schweizerischen  Bundesversammlung  für  die  or- 
dentliche Sommersession,  Eröffnung  8.  Juni,  festgestellt  am  21.  Mai  1897. 

44* 
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—  e.  Ratzel  über  Morgan" s  EtUgegcnsiellu7ig  von  Societas  und  Cwiias.  — 
In  der  staatswissenschaftlich  überaus  wertvollen  Abhandlung  »Der  Staat 
und  sein  Boden«,  welche  Raizel  für  die  k.  sächs.  Akademie  verfasst  hat, 
heisst  es:  »Mit  der  grössten  Unwahrscheinlichkeit  ist  von  vornherein 
die  Morgan'sche  Entgegensetzung  zweier  grundverschiedener,  zeitlich  auf- 
einander folgenden  Staats-  oder  Regierungsformen  behaftet,  deren  frühere 
auf  das  Volk  gegründet  ist,  während  die  neuere  auf  einem  Stück  Erd- 
boden, dem  Gebiet  oder  Territorium  beruht.  Er  stellt  sie  einander  als 
Societas  und  Civitas  gegenüber.  Sie  ist  nicht  aus  den  Thatsachen  der 
Erfahrung  abgeleitet.  Für  die  erste,  auf  rein  persönlichen  Beziehungen 
begründete  Form  sollen  aus  dem  Geschlecht  (Gens) ,  das  ihre  Einheit 
ist,  aufeinanderfolgend  die  Phratrie,  der  Stamm  und  die  Konföderation 
der  Stämme,  die  ein  Volk  oder  eine  Nation  bildet,  sich  herausgebildet 
haben.  Zu  allerletzt  erschien  aus  der  Verschmelzung  der  Stämme,  die 
neben  einander  das  gleiche  Gebiet  bewohnen,  ein  Volk  mit  einem  ein- 
heitlichen Gebiet.  So  war  angeblich  die  politische  Organisation  der 
Griechen  und  Römer,  auch  nachdem  eine  höhere  Kultur  unter  ihnen 
aufgeblüht  war.  Da  erst  erfanden  sie  die  territorialen  Einheiten  der 
Stadt  und  des  Stadtbezirkes,  womit  nun  eine  neue  Epoche  politischer 
Entwickelung  anheben  soll.  Auch  wenn  nicht  die  Kenner  des  klassi- 
schen Altertums  dieser  Auffassung  entgegenträten,  würde  uns  schon  das 
Schematische  ihrer  Gliederung  zurückstossen,  das  der  Mannigfaltigkeit 
der  geographischen  Grundlagen  ebenso  widerspricht,  wie  der  ungleich- 
massigen  Verbreitung  der  Kultur  über  die  Erde.  Der  zu  Grunde  lie- 
gende Gedanke,  dass  die  in  den  homerischen  Epen  geschilderten  Zu- 
stände einer  Oberstufe  der  Barbarei  angehörten ,  durch  die  notwendig 
alle  Völker  einmal  gegangen  sein  müssten,  ist  geographisch  und  ethno- 
graphisch unmöglich.  Der  weitaus  grösste  Teil  der  Kulturmittei  und 
Kulturergebnisse  ist  nicht  an  Ort  und  Stelle  entstanden ,  sondern  von 
einzelnen  frühreifen  Gebieten  in  allen  Richtungen  mit  wechselnder  Ge- 
schwindigkeit über  die  Erde  hingetragen.    So  wenig    wie  die  Mondflut 
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an  allen  Küsten  gleichzeitig  erscheint,  sind  auch  die  tausende  von  kultin- 
tragenden  und  -fördernden  Bewegungen  gleich  schnell  über  die  Erde 
geschritten.  Sie  haben  sich  summiert,  sich  gekreuzt,  einander  gehemmt 
oder  ausgeschlossen  und  ungemein  verschieden  war  die  Empfänglich- 
keit des  Erdbodens  und  der  Völker  für  sie  in  den  verschiedenen  Län- 
dern der  Erde.  Wie  will  man  sie  in  ein  für  alle  Länder  und  Völker 
gleichmässig  giltiges  Schema  einfangen  ?  Allerdings  bindet  alle  Staaten- 
bildungen alter  und  neuer  Zeit  die  gemeinsame  Grundlage  des  Bodens 
zusammen.  Sie  ist  es,  die  auch  allen  ohne  Ausnahme  den  Zug  einer 
gemeinsamen  Notwendigkeit  verleiht.  Es  sind  allgemein  giltige  Gesetze, 
die  die  wachsende  Innigkeit  der  Beziehungen  der  Bewohner  zu  ihrem 
Boden  mit  fortschreitender  Volkszahl  bestimmen  und  die  auch  den  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  mit  der  Zeit  eine  politische  Form  geben.  Aber 
gerade  diese  langsame  Ausbreitung  und  Vertiefung  der  Beziehungen 
zwischen  dem  Staat  und. seinem  Boden  macht  eine  Klassifikation  wie 
die  Morgan'sche  unmöglich.  Man  kann  diese  Unterscheidung  zwischen 
der  Societas  und  Civitas  ebensowenig  annehmen,  wie  seine  Unterschei- 
dung von  Kulturperioden  mit  und  ohne  Bogen  oder  mit  und  ohne  Thon- 
gefässe.  Es  liegt  diesen  wie  jener  derselbe  Fehler  der  ethnographischen 
Auffassung  zu  Grunde,  dass  Unterschieden  der  geographischen  Verbrei- 
tung ethnographischer  Merkmale  eine  menschheitsgeschichtliche  Be- 
deutung beigemessen  wird,  die  durch  keine  einzige  Thatsache  erhärtet 
wird.  Bogen  und  Pfeile  und  Thongefässe  werden  hier  erzeugt  und  ver- 
wendet und  sind  dort  unbekannt ,  ohne  dass  das  hier  oder  dort  den 
geringsten  Unterschied  in  der  Kulturhöhe  bedingte.  Afrikanische  Völker, 
die  Bogen  und  Pfeile  verschmähen,  stehen  an  kriegerischer  Organisation 
hoch  über  anderen,  die  diese  Waffen  benützen.  Wir  sehen  ein  Volk  sie 
ablegen  und  ein  anderes  sie  aufnehmen ;  hebt  sich  dieses  damit  auf 
die  Stufe  der  Barbarei  und  sinkt  jenes  darunter?  Keines  von  beiden. 
So  finden  wir  eine  vom  Territorium  weniger  abhängende  politische  Or- 
ganisation bei  den  kulturlich  hochstehenden  Mongolen  und  ein  enges 
Verwachsensein  mit  dem  Boden  bei  weit  unter  ihnen  stehenden  Negern 
oder  Polynesiern.  Und  aus  spanischen  Einwanderern,  die  aus  einem 
Lande  fester,  stellenweis  schon  gedrängter  Ansässigkeit  stammen,  ent- 
wickelte sich  in  den  Llanos  von  Venezuela  das  unstäte  Geschlecht  der 
Lianeros,  das  sich  nach  Jahrhunderten  noch  nicht  in  fest  begrenzte 
territoriale  Verhältnisse  zu  fügen  gelernt  hat.  Das  ist  eine  Veränderung 
im  Verhältnis  zum  Boden  und  in  der  Lebens-  und  Wirtschaftsweise, 
aber  kein  Rückfall  auf  die  barbarische  Stufe. 

»Es  liegt  uns  noch  viel  näher,  an  jene  politischen  Zustände  unseres 
eigenen  Bodens  zu  erinnern,  wo  der  Staatsbegriff  sich  nicht  mit  einer 
bestimmten ,  womöglich  eng  zusammenhängenden  räumlichen  Ausdeh- 
nung deckte,  sondern  in  einer  Masse  von  weit  zerstreuten  Besitzungen, 
Rechten,  Verpflichtungen  aufging.    An  eine  kartographische  Darstellung 
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einer  politischen  Macht  des  Mittelalters  sjeht  der  historische  Kartograph 
immer  mit  dem  Gefühl ,  dass  das  eine  Aufgabe  ist,  die  gar  nicht  rein 
gelöst  werden  kann.  Aus  einer  politischen  Karte  des  heutigen  Deutsch- 
land ist  doch  wenigstens  die  Grösse  und  Lage  des  Reiches,  also  zwei 
entscheidende  Machtfaktoren  zu  erkennen.  Die  Macht  eines  Hohen- 
staufenkaisers  oder  Heinrichs  des  Löwen  setzt  sich  aus  einer  kaum  über- 
sehbaren Summe  von  Einzelberechtigungen  zusammen,  in  denen  zusam- 
mengenommen mehr  Machtquellen  fliessen  mochten,  als  in  der  direkten 
Herrschaft  über  einen  bestimmten  Landstrich.  Es  spricht  aber  hieraus 
eine  viel  geringere  Schätzung  des  politischen  Wertes  des  Bodens,  als 
man  z.  B.  in  Peru  in  der  guten  Zeit  der  Inkaherrschaft  findet.  In  In- 
dien findet  der  europäische  Beobachter,  der  an  der  Zusammenfassung 
der  Völker  in  grosse  territoriale  Gruppen  und  an  Ideen  gewöhnt  ist, 
die  in  solchen  Worten  wie  Vaterland,  Mutterland,  Patriotismus,  Heimat 
u.  dgl.  liegen,  sich  schwer  mit  der  Neuigkeit  ab,  dass  er  in  einem  selt- 
samen Teil  der  Erde  weilt,  wo  das  Staatsbürgertum  ganz  unbekannt, 
eine  Gebietsherrschaft  oder  selbst  der  Feudalismus  zersetzt  und  ver- 
dunkelt sind.  Er  entdeckt  nach  und  nach,  dass  die  Bevölkerung  von 
Zentralindien  nicht  in  grossen  Staaten,  Nationalitäten  oder  Religionen, 
nicht  einmal  in  weitverbreitete  Rassen  geteilt  ist,  wie  die,  die  in  Ost- 
europa um  das  politische  Uebergewicht  kämpfen,  sondern  in  verschie- 
denen und  mannigfaltigen  Gattungen  von  Stämmen,  Klans,  Septen, 
Kasten  und  Unterkasten,  religiösen  Orden  und  frommen  Bruderschaften. 
In  jedem  Lande  Indiens  kommt  es  vor,  dass  die  Bewohner  ebenso 
wenige  Sympathien  für  die  mit  ihnen  auf  demselben  geographischen 
Räume  Wohnenden,  ihre  Landsleute,  haben,  als  für  von  aussen  herein- 
gekommene Eroberer,  auch  für  die  Europäer.  Das  hat  das  Aufkommen 
der  Europäer-Herrschaft  so  sehr  erleichtert.  Die  wichtigsten  Einge- 
borenstaaten werden  von  ebenso  fremden  Herrschern  regiert,  wie  die 
Europäer  selbst  sind.  Und  doch  ist  Indien  als  Ganzes  ein  Land  alter 
Kultur,  wechselvoller  Geschichte,  dichter  arbeitsamer  Bevölkerung.  Ver- 
gessen wir  aber  nicht,  nach  der  Betrachtung  dieser  von  einem  fast  er- 
loschenen Sinn  für  den  politischen  Boden  zeugenden  Zustände  den  Blick 
auf  die  höchste  Schätzung  des  Territorialen  in  der  Politik  zu  richten, 
die  zu  gleicher  Zeit  durch  England  Indien  beherrscht.  Und  bietet  nicht 
das  dieser  Herrschaft  vorangehende  Mongolenreich  ebenfalls  Belege  für 
eine  hinreichende  Schätzung  des  politischen  Wertes  des  Bodens?  Es 
war  wie  im  mittelalterlichen  Deutschland  so  in  Indien  ein  Verfall  der 
territorialen  Politik  eingetreten,  der  nichts  anderes  mit  ursprünglichen 
Zuständen  zu  thun  hatte ,  als  dass  er  einen  Rückfall  aus  einer  abge- 
schlossen geglaubten  Entwickelung  bedeutet.  Hier  wie  dort  eine  Rück- 
kehr zu  kleineren  Räumen,  weil  das  Verständnis  für  die  Bedeutung  der 
grossen  erloschen  ist.« 
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—  e.  Der  Anteil  der  sozialen  Klassen  am  Landtags-  und  Gemeinde- 
Wahlrechte  in  Freussen.  —  Dem  »Ergänzungshefte  XVII  zur  Zeitschrift 
des  Königl.  preuss.  statistischen  Bureaus«,  welches  die  Staats-  und  Cie- 
meindewahlen  in  Preussen  behandelt,  entnehmen  wir  Folgendes.  Ausser 
den  Ermittelungen  über  den  Anteil  der  drei  Abteilungen  an  der  Ge- 
samtzahl der  Wähler  bei  den  Landtags-  und  Gemeindewahlen  sind 
a.  a.  O.  auch  Untersuchungen  darüber  angestellt  worden ,  welchen  so- 
zialen Klassen  die  Angehörigen  der  einzelnen  Abteilungen  in  der  Regel 
angehören.  Es  erschien  dies  notwendig  namentlich  im  Hinblick  auf  die 
Behauptung ,  dass  häufig  Personen  der  höchsten  Gesellschaftsklassen 
erst  in  der  dritten  Abteilung  ihr  Wahlrecht  auszuüben  hätten ,  woraus 
sich  dann  ergab,  dass  die  »oberen  Klassen«  in  solchen  Fällen  nicht 
nur  die  erste,  sondern  auch  die  zweite  Abteilung  und  sogar  noch  einen 
Teil  der  dritten  besetzten.  Einen  Anhalt  für  die  bezeichneten  Unter- 
suchungen gaben  die  aus  den  Wählerlisten  ersichtlichen  Steuerbeträge 
der  Wähler  jeder  Abteilung.  Es  war  daraus  ersichtlich,  dass  bei  den 
Landtagswahlen  von  1893  unter  24130  Urwahlbezirken,  darunter  8463 
städtischen  und  15667  ländlichen,  die  Steuergrenzen  der  mittleren 
(zweiten)  Abteilung  in  den  Städten  in  der  grossen  Mehrheit  der  Be- 
zirke, nämlich  in  4610,  den  Satz  von  50  M.  überschritten  und  ebenso 
in  der  Mehrheit,  nämlich  in  4388  Bezirken,  über  den  Satz  von  200  M. 
nicht  hinausgingen.  Auf  dem  Lande  wurde  der  Satz  von  20  M.  in 
8419  Bezirken  überschritten,  dagegen  über  denjenigen  von  100  M.  in 
9252  Bezirken  nicht  hinausgegangen.  Man  wird  hiernach  sagen  dürfen, 
dass  in  einer  erheblichen  Mehrheit  bei  den  städtischen  Urwahlbezirken 
die  Angehörigen  der  IL  Abteilung  zwischen  50  und  200,  bei  den  länd- 
lichen zwischen  20  und  100  M.  an  direkten,  für  das  Landtagswahlrecht 
anrechnungsfähigen  Steuern  aufbringen.  —  Nach  dem  Verhältnisse  nun, 
in  welchem  in  Stadt  und  Land  die  einzelnen  Steucrarten  bei  dem  Ge- 
samtaufkommen beteiligt  sind,  würden  50  bis  200  M.  Gesamtsteuer  in 
den  Städten  im  Durchschnitte  einem  Betrage  von  31  bezw.  124  M., 
20  bis  IOC  M.  Gesamtsteuer  auf  dem  Lande  einem  Betrage  von  etwa 
7'/2bis37V2M.  an  Einkommensteuer  entsprechen.  Hierauswäre  weiter 
zu  schliessen,  dass  die  IL  Abteilung  in  der  Mehrheit  der  Urwahlbezirke 
auf  dem  Lande  die  Personen  von  etwa  1000  bis  2400  M.,  in  den  Städten 
von  etwa  1800  bis  5000  M.  umfasst.  Im  grossen  und  ganzen  sind  dies 
thatsächlich  diejenigen  Klassen,  welche  wir  als  »Mittelstand«  zu  be- 
zeichnen pflegen,  in  den  Städten  allerdings  schon  mit  einer  gewissen 
Beimischung  aus  Klassen,  wie  höhere  Beamte  u.  dgl. ,  die  wir  den 
»oberen«  zurechnen.  Aus  dieser  Besetzung  der  IL  Abteilung  ergiebt 
sich  weiter,  dass  in  der  Mehrzahl  der  l^rwahlbezirke  die  I.  Abteilung 
thatsächlich  durch  die  »oberen«  und  die  III.  Abteilung  durch  die  »un- 
teren« Klassen  besetzt  ist.  Nur  in  der  Minderheit  der  Bezirke  kommen 
Abweichungen  hiervon    vor  und  zwar  nach  beiden  Seiten   hin.    In   274 
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Hezirken,  darunter  211  ländlichen,  gewährte  jede  noch  so  geringe  Steuer- 
leistung schon  den  Zutritt  zur  II.  Abteilung;  hier  gelangten  also  An- 
gehörige der  »unteren  Klassen«  in  Abteilungen,  welche  im  allgemeinen 
den  mittleren  und  oberen  vorbehalten  sein  sollten,  während  umgekehrt 
in  159  Bezirken  eine  Steuerleistung  von  mehr  als  3000  M.,  die  unzweifel- 
haft von  einem  Wähler  der  »oberen  Klassen«  herrühren  wird,  noch 
nicht  zur  I.  Abteilung  und  in  11  Bezirken  nicht  einmal  zur  II.  Abtei- 
lung berechtigte ,  so  dass  also  hier  die  oberen  Klassen  weit  mehr  be- 
setzen als  die  I.  Abteilung.  Diese  in  verschiedener  Richtung  liegenden 
Ausnahmen  von  der  Regel  heben  sich  vom  Standpunkte  der  einzelnen 
Klassen  offenbar  wenigstens   teilweise  auf. 

Kann  hiernach  im  allgemeinen  von  den  Landtagswahlen  noch  ge- 
sagt werden,  dass  die  drei  Abteilungen  der  Wähler  auch  durch  die  An- 
gehörigen der  entsprechenden  sozialen  Klasse  besetzt  werden,  so  trifft 
dies  für  die  Gemeindewahlen,  soweit  dafür  bereits  Erhebungen  vor- 
liegen, in  viel  geringerem  Umfange  zu,  und  zwar  sind  hier  die  beiden 
ersten  Abteilungen  viel  schwächer  besetzt,  mit  anderen  Worten:  die 
Angehörigen  der  oberen  Klassen  reichen  hier  viel  weiter  in  die  unteren 
Abteilungen  hinein ,  als  bei  den  Landtagswahlen.  Im  ganzen  zählten 
unter  114  Städten,  von  welchen  aus  dem  Jahre  1893  Nachrichten  vor- 
lagen, bei  den  Wahlen  zum  Landtage  die  I.  Abteilung  25967,  die  IL 
100  613,  die  III.  I  021  907,  dagegen  bei  den  Wahlen  zur  Gemeinde- 
vertretung die  I.  Abteilung  8623,  die  II  48947  und  die  IIL  629358 
Wähler.  Nach  diesen  Feststellungen  ist  auch  die  Zahl  der  Wähler 
III.  Abteilung  bei  den  Gemeindewahlen  viel  kleiner  als  bei  den  Land- 
tagsvvahlen,  namentlich  weil  bei  den  ersteren  zahlreiche  Landtagswähler 
durch  die  Bestimmungen  über  Zensus  und  Bürgerrechtsgeld  ausge- 
schlossen werden.  Es  hat  hiernach  nicht  nur  die  soziale  Zusammen- 
setzung der  einzelnen  Abteilungen ,  sondern  auch  die  Gesamtheit  der 
Wähler  bei  den  Gemeindewahlen  einen  wesentlich  anderen  Charakter 
als  bei  den  Landtagswahlen. 


Für  die  Bewegmig  innerhalb  der  geistlichen  Orden  und  ordensähnlichen 
Kongregationen  der  römisch-katholischen  Kirche  —  im  preussischen  Staate 
dürften  folgende  Zahlenangaben  einigen  Einblick  gewähren. 

Im  Jahre  1872/73  bestanden  in  Preussen  914  Niederlassungen  mit 
8795  Mitgliedern,  so  dass  damals  durchschnittlich  auf  10  000  Personen 
der  Gesamtbevölkerung  3,57  und  auf  joooo  Angehörige  der  römisch- 
katholischen Kirche  10,64  Ordensleute  entfielen.  Im  Jahre  1875  Avar 
die  Zahl  der  Niederlassungen  bereits  auf  955  gestiegen,  von  denen  in 
jenem  Jahre  340  aufgelöst  worden  sind  und  weitere  19  sich  freiwillig 
aufgelöst  haben,  so  dass  am  Jahresschlüsse  noch  596  vorhanden  waren. 
Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1886  wurden  sodann  150  ausschliesslich 
der  Krankenpflege    gewidmete  Niederlassungen    mit  staatlicher  Geneh- 
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migung  neu  errichtet.  Seitdem  sind  in  der  Zahl  der  Niederlassungen 
und  der  diesen  angehörigen  Mitglieder  folgende  Veränderungen  ein- 
getreten.   Es  waren  vorhanden  am  Schlüsse  des  Jahres : 


1886 

746 

Niedei 

rlassungen 

mit 

724S 

Orc 

lensleuten 

1887 

890 

» 

» 

8305 

» 

1888 

934 

» 

» 

9517 

» 

1889 

988 

» 

» 

IG  428 

» 

1890 

I  027 

» 

» 

II   217 

» 

I89I 

I  094 

» 

» 

12  152 

» 

1892 

I  146 

» 

» 

13  129 

» 

1893 

I  215 

» 

» 

14044 

» 

Zu  Ende  des  Jahres  1890  entfielen  hiernach  durchschnittlich  auf 
IG  000  Personen  der  Gesamtbevölkerung  3,74  und  auf  ioogo  Ange- 
hörige der  römisch-katholischen  Kirche  10,94  Ordensleute,  und  seitdem 
ist  deren  Zahl  noch  höher  gestiegen,  da  sie  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1893,  also  in  3  Jahren,  um  25,2  vom  Hundert  gewachsen  ist,  während 
die  gleichzeitige  Zunahme  der  Bevölkerung  wenig  über  3  v.  H.  betragen 
haben  wird.  Die  durchschnittliche  Mitgliederzahl  der  Ordensnieder- 
lassungen betrug  im  Jahre  1872/73  9,6,  zu  Ende  1886  9,7  und  am  Schlüsse 
des  Jahres  1893   11,5,    ist  mithin  ebenfalls  sehr  beträchtlich  gestiegen. 

(Zeitschr.  des  K.  pr.  stat.  Bur.) 


— e.  Die  deutsche  Aus7va7iderung  nach  Nordamerika,  nach  dem  Jahres- 
bericht der  Deutschen  Gesellschaft  der  Stadt  New- York  für  1895.  — 
Die  im  Jahre  1784  gegründete  »Deutsche  Gesellschaft  der  Stadt  New- 
York«  hat  jetzt  ihren  112.  Jahresbericht  ausgegeben,  aus  welchem  in 
Nachstehendem  einige  die  deutsche  Auswanderung  nach  Nordamerika 
betreffende  Punkte  von  allgemeinerem  Interesse  mitgeteilt  werden  sollen. 
Die  Zunahme,  welche  die  Einwanderung  aus  gewissen  nichtdeutschen 
Gebieten  in  letzter  Zeit  erfahren  hat ,  dürfte  ,  wenn  diese  Erscheinung 
fortdauert,  die  Aussichten  für  die  deutschen  Einwanderer  nur  verschlim- 
mern. Die  Einwanderungsstatistik  des  Jahres  1895  zeige,  dass  von  der 
Gesamtzahl  der  Einwanderer  ein  volles  Achtel  ohne  jede  Schulbildung 
ist.  Diese  Analphabeten  seien  jedenfalls  Leute  mit  den  geringsten  An- 
sprüchen an  das  Leben,  sie  seien  wahrscheinlich  mehr  an  harte  Arbeit 
und  schwere  Entbehrungen  gewöhnt,  als  der  mit  guter  Schulbildung 
versehene  Deutsche,  welchem  es  schwer  werde,  mit  solchen  Elementen 
auf  dem  ohnehin  schon  beschränkten  Arbeitsmarkte  um  einen  Platz  zu 
ringen.  Um  diese,  die  Aussichten  der  deutschen  Arbeiter  in  Nordame- 
rika bedrohende  Konkurrenz  zu  kennzeichnen,  seien  folgende  Zahlen 
über  die  Zusammensetzung  der  im  Jahre  1895  im  Hafen  von  New-York 
gelandeten  Zwischendeckpassagiere  der  Nationalität  nach  mitgeteilt. 
Im  ganzen  landeten  229370  Zwischendeckpassagiere;  davon  waren 
Deutsche  24  545,  Oesterreicher,  Böhmen  und  Ungarn  42  158» 
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Engländer  (12  736),  Irländer  (26  989),  Schotten  (2424)  und  Walliser  (1405), 
zusammen  43  554,  1 1  al  i  e  n  e  r  42  271,  Ru  ssen,  Polen  und  Fin  n- 
länder  36347,  Franzosen,  Belgier,  Holländer  und  Schweizer  7459, 
Spanier  und  Portugiesen  1504,  Türken  228,  Griechen  11 13,  Schweden 
15259,  Norweger  6965,  Dänen  3477,  anderer  Nationalität  4490.  Wie 
der  Anteil  der  Deutschen  an  der  Gesamteinwanderung  im  Hafen  von 
New- York  sich  in  den  letzten  10  Jahren  geändert  hat,  zeigen  folgende 
Zahlen:  1886  Gesamteinwanderung  321  814,  davon  Deutsche  73099; 
1895:  Gesamteinwanderung  229370,  davon  Deutsche  24545.  Man  ist, 
wie  der  Bericht  sagt,  allerdings  zur  Zeit  in  Washington  damit  beschäf- 
tigt, die  Einwanderung  noch  mehr  zu  beschränken  als  bisher,  besonders 
durch  den  sogenannten  ueducational  test«..  Von  der  >^ Immigration  Re- 
strictive  Leaguei.  werde  hauptsächlich  darauf  gedrungen,  zu  verlangen, 
dass  die  Erlaubnis  zur  Einwanderung  davon  abhängig  gemacht  werde, 
dass  der  Einwanderer  zum  mindesten  in  seiner  Muttersprache  lesen  und 
schreiben  könne.  Einstweilen  existiere  eine  solche  Beschränkung  aber 
noch  nicht,  und  es  sei  anzunehmen,  dass  der  Strom  der  Einwanderung 
auch  in  der  nächsten  Zukunft  noch  einen  grossen  Prozentsatz  minder- 
wertiger Kräfte  ,  d.  h.  Arbeiter  mit  so  niedriger  Lebenshaltung,  dass 
der  Deutsche  schwer  mit  ihnen  konkurrieren  könne,  mit  sich  führen 
werde.  Der  »Deutsche  Verein«  hält  sich  deshalb  auch  in  dem  dies- 
jährigen Bericht  für  verpflichtet,  denen,  die  aus  Deutschland  nach  Nord- 
amerika auszuwandern  gedenken  ,  eine  Reihe  ernster  Warnungen  ans 
Herz  zu  legen.  Unter  anderem  wird  foj^endes  ausdrücklich  hervor- 
gehoben :  Niemand  solle  sich  durch  übertriebene  Berichte  über  die  gün- 
stigen Verhältnisse  und  die  Leichtigkeit,  in  Amerika  Geld  zu  verdienen, 
zur  Auswanderung  verleiten  lassen.  Nur  nach  reiflichster  Ueberlegung 
und  nach  Einziehung  verlässlichster  Auskunft  solle  man  sich  zur  Aus- 
wanderung entschliessen.  Die  »Passage-Agenten«  seien  in  der  Regel 
unzuverlässige  Ratgeber,  sie  hätten  gewöhnlich  nur  ihr  eigenes  In- 
teresse im  Auge.  Landwirte,  die  mit  etwas  Geld  nach  Amerika  kämen, 
sollten  sich  mit  dem  Ankauf  von  Grundeigentum  nicht  beeilen,  da  sie 
leicht  ihr  Geld  für  wertloses  Land  oder  für  solches,  dessen  Besitztitel 
nicht  in  Ordnung  ist ,  hingeben  und  verlieren  könnten.  Um  das  Land 
selbst,  sowie  Klima  und  Absatzwege  kennen  zu  lernen,  sei  es  für  jeden 
besser,  sich  erst  gehörig  umzusehen  und  sich  als  Arbeiter  zu  verdingen, 
um  die  amerikanische  Feldarbeit,  die  sehr  verschieden  von  der  deut- 
schen sei,  praktisch  kennen  zu  lernen.  Streng  werde  das  Gesetz,  welches 
Einwanderern,  die  infolge  eines  vorher  eingegangenen  Kontrakts  in  New- 
York  ankommen,  die  Landung  verbietet,  gehandhabt.  Sehr  hart  sei  es, 
wenn  Einwanderer,  welche  von  ihren  in  Nordamerika  ansässigen  und 
in  guten  Verhältnissen  lebenden  Verwandten  oder  Freunden  brieflich 
die  Zusicherung  erhielten,  dass  sie  bei  ihrem  Kommen  freundliche  Auf- 
nahme und  durch  ihre  Hilfe  auch  bald  Arbeit  finden  würden,  als  »Kon- 
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tiakt-Arbeiter«  behandelt  und  zurückgewiesen  werden.  Ganz  besonders 
nachdrücklich  warnt  auch  der  diesjährige  Bericht  Handlungsdiener, 
Lehrer,  Schreiber,  Gelehrte,  Beamte,  Studenten,  Offiziere,  »sich  nicht, 
selbst  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen,  unter  denen  sie  in  Deutsch- 
land zu  leiden  haben  mögen,  zur  Auswanderung  zu  entschliessen«.  Für 
diese  Klasse  von  Leuten  sei  positiv  keine  Aussicht,  weder  im  nächsten 
Jahre  noch  später.  Ebenso  werden  ganz  besonders  gewarnt  weibliche 
Personen,  welche  hoffen,  in  Amerika  als  Gesellschafterinnen,  Erzieher- 
innen, Kindergärtnerinnen  und  in  anderen  bevorzugten  Stellungen  ein 
LTnterkommen  zu  finden. 


— e.  Die  Abnahme  des  Analphabeteniuryis  —  bezeichnet  einen  gewal- 
tigen Erfolg  der  neueren  Volksbildungspflege.  Einige  synop- 
tische Tabellen,  welche  Mischler  hierüber  in  G.  v.  Mayr's  statist.  Archiv 
(III,  2)  mitteilt,  reden  von  selbst.    Wir  teilen  dieselben  mit : 

I.  Analphabeten  unter  den  Brautleuten  in  den  Jahren  1841 — 1883. 
(In  Prozenten  der  Eheschliessenden,) 


England                     Schottland 

Irland 

Frankreich 

Jahr 

beide 
Ehe- 

Bräuti- 

beide 
Braut  jEhe- 

Bräuti- 

Braut 

beide 
Ehe- 

Bräuti- 

Braut 

beide 
Ehe- 

l'^ä"*'-: Braut 

teile 

gam 

;  teile 

ii 

gam 

teile 

gam 

teile 

gam    ! 

1841 

40,8 

32,7 

48,8 

— 

— 

— 

— 

— 

_ 

1    _ 

— 

— 

1846 

40,4 

32,6 

48,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

40,0 

— 

— 

1850 

38,7 

31,1 

46,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1855 

35,4 

29.5 

41,2 

17,1 

11,4 

22,9 

— 

— 

— 

39,9 

32,2 

48,4 

1860 

30,9 

25.5 

36,2 

16,0 

10,3 

21,7 

— 

— 

— 

37,6 

29,8 

44,9 

1865 

26,9 

22,5 

3i>2 

16,8 

11,4 

22,2 

46,0 

40,4 

51.7 

34,2 

27,3 

41,0 

1870 

23,6 

19,8 

27.3 

14,9 

10,3 

19,5 

41,8 

37,2 

46,5 

33,2 

26,8 

39,7 

1875 

20,2 

17,2 

23,2 

12,8 

8,6 

16,9 

33,5 

30,3 

36,7 

25,4 

19,9 

30,9 

1880 

16,3 

14,0 

18,5 

11,3 

7,4 

15,2 

28,5 

26,2 

30,9 

20,3 

16,1 

24,6 

1881 

15,6 

13.5 

17.7 

10,59 

7,1 

13,9 

28,4 

26,0 

30,7 

19-4 

15,5 

23,3 

1882 

15.2 

I3>2 

17. 1 

10,0 

6,8 

13,2 

27,6 

25,6 

29,7 

18,5 

14,4 

22,6 

1883 

14,1 

12,6 

15.5 

9>2 

6,4 

12,1 

26,6 

25,1 

28,1 

— 

Italien 

Rumänien 

Baden 

Jahr 

1 

beide 

Bräuti- 

Braut 

beide 

i  Bräuti- 

Braut 

beide 

Bräuti- 

Braut 

Eheteile 

gam 

Eheteile 

gam 

Eheteile 

gam 

1865 

69,5 

60,9 

79,1 









_ 

1870 

68,0 

58,5 

77,5 

88,4 

83,0 

93,8 

— 

— 

1875 

64.5 

54,3 

74,8 

86,4 

85.1 

88,8 

0,03 

0,01 

0,05 

1880 

57,0 

45.9 

68,0 

85,0 

78,9 

92,3 

0,04 

0,01 

0,07 

1881 

59,1 

48,2 

09,9 

85,4 

79,8 

92,0 

0,04 

0,03 

0,05 

1882 

57,4 

46,7 

68,9 

86,3 

79,6 

93,0 

0,04 

0,03 

0,06 

1883 

56,7 

45,8 

67,6 

— 

0,01 

0,04 

0,01 
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II.  Analphabeten  unter  den  Rekruten. 

(In  Prozenten  der  Ausgehobenen.) 


Länder 

1860 

1865 

1870 

1875 

1880 

1885 

um    1890 

Frankreich 

30,2 

25.7 

— 

16,5 

15,2 

11.7 

9.5 

Belgien 

3i,S 

29,8 

24,0 

19,2 

17.5 

— 

13,6 

Holland 

18,2 

16,3 

12,3 

11,5 

10,5 

7.3 

Preussen 

— 

5.5 

3.2 

2,3 

1,9 

0,8 

Italien 

— 

64,0 

58,6 

51.8 

48,9 

46 

41,1 

Oesterreich 

— 

— 

49.4 

41,8 

39.1 

29.7 

30.8 

Ungarn 

— 

— 

67,4 

56,9 

50.9 

45,0 

— 

Schweden 

— 

— 

— 

1,0 

0,7 

0,3 

— 

Schweiz 

— 

— 

— 

4,0 

2,8 

1,8 

0,8 

Serbien 

— 

— 

— 

81,9 

79,5 

— 

— 

Russland 

— 

— 

— 

79,9 

79.6 

— 

— 

Deutsches  Reich 

— 

— 

— 

2,4 

1,6 

1.3 

— 

Bayern 

— 

— 

— 

1,8 

0.5 

0,05 

0,04 

Württemberg 

— 

— 

— 

0,2 

0,03 

0,02 

— 

Baden 

— 

— 

— 

0,22 

0,08 

0,02 

0,03 

Elsass-Lothringen 

— 

— 

— 

3.4 

2,2 

0.7 

— 

Sachsen 

— 

— 

— 

2,28 

0,08 

0,01 

Dänemark 

— 

— 

— 

— 

0,36 

— 

— 

III.   Synoptische  Tabelle. 


0 

An- 

Staaten und  Länder 

alpha- 

Jahr- 

Kategorie 

Art 

c5 

beten 
"/o 

gang 

der  Bevölkerung 

der  Erhebung 

I. 

Rmnänien 

79,60 

1882 

männlich 

Rekruten-Aushebung 

Serbien 

79,3  I 

1882 

» 

» 

Russland 

78,8 

1882 

» 

» 

Kroatien-Slavonien 

62,75 

1880 

»     6  -  20  J. 

Zählung 

Nordamerikan.   Union 

schwarze  Bevölkerung 

62,10 

1880 

»    15— 21J. 

» 

II. 

Spanien 

62,66 

1877 

männlich 

Zählung 

Portugal 

79.07 

1878 

Bevölkerg.   überhaupt 

■» 

Italien 

47.74 

1882 

männlich 

Rekruten- Aushebung 

Ungarn 

50,8 

1881 

» 

» 

Oesterreich 

38,90 

1881 

» 

» 

Irland 

20,80 

1881 

»     6-20J. 

Zählung 

Belgien 

15.99 

1882 

» 

Rekruten- Aushebung 

Frankreich 

14,91 

1882 

» 

» 

III. 

England 

13,20 

1882 

männlich 

Brautleute 

Holland 

10,40 

1882 

» 

Rekruten- Aushebung 

Nordamerikan.   Union 

weisse  Bevölkerung 

7,76 

1880 

'>     15-21J. 

Zählung 

Schottland 

6,85 

1882 

» 

Brautleute 

IV. 

Schweiz 

2,50 

1882 

» 

Rekruten-Aushebung 

Preussen 

2,33 

1882 

.. 

» 

Elsass-Lothringen 

2,24 

1882 

»    über  10 J. 

» 

Finnland 

2,13 

1880 

» 

Zählung 

Deutsches  Reich 

1.59 

1882 

» 

Rekruten- Aushebung 

Schweden 

0,39 

1882 

» 

» 

Dänemark 

'    0,36 

1882 

» 

» 

Bayern 

!      0,29 

1882 

» 

» 

Baden 

j      0,09 

18S2 

» 

Württemberg 

0,02 

1882 

» 

» 
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An  der  Spitze  stehen  hienach  die  s  I  a  v  i  s  c  h  e  n  Staaten  und  Länder 
Russland,  Serbien,  Kroatien,  zu  denen  von  den  österreichischen  Län- 
dern Dalmatien,  Istrien,  Galizien  gehören.  Mit  diesen  steht  von  an- 
deren Sprachstämmen  nur  das  rumänische  Volk  auf  einer  Stufe  und 
zwar  sowohl  im  Königreiche  Rumänien  als  in  dem  österreichischen 
stark  rumänisch  gemischten  Lande  Bukowina.  Die  Vorgeschichte  dieses 
Stammes  und  seine  exponierte  Lage  inmitten  slavischer  Staaten  lassen 
es  begreiflich  erscheinen,  dass  sich  die  Rumänen  ganz  von  der  Kultur- 
gemeinschaft mit  dem  romanischen  Stamme  losgetrennt  haben.  Alle 
diese  Volksmassen  stehen  auf  einer  Stufe  der  allgemeinen  Unbildung, 
welche  tiefer  ist,  als  wir  sie  selbst  bei  der  schwarzen  Bevölkerung  in 
den  Vereinigten  Staaten  finden.  Hierher  wird  wohl  auch  der  übrige 
Balkan  zu  zählen  sein. 

Die  zweite  Gruppe  wird  von  allen  übrigen  romanischen  Län- 
dern und  dem  magyarischen  Staate  gebildet,  jedoch  nicht  ohne 
dass  unter  diesen  bedeutende  Verschiedenheiten  zu  bemerken  wären, 
indem  die  Pyrenäenländer  und  Italien  sich  stark  der  ersten,  uiad  Frank- 
reich sehr  der  nächsten  Gruppe  nähert.  Dass  Irland  auch  in  dieser 
Reihe  zu  finden  ist,  liegt  in  seinen  ganz  besonders  tristen  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen.  Charakteristisch  ist,  dass  das  ausgeprägt  roma- 
nische Triester  Gebiet  auch  dieselben  Bildungsverhältnisse  aufweist. 
Für  ganz  Oesterreich  ist  wohl  der  Durchschnitt  hier  eingestellt ,  von 
seinen  Gebietsteilen  sind  jedoch  nur  die  mit  Südslaven  stark  versetzten 
Länder  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Görz-Gradisca  hierherzuzählen. 
Da  zeigt  es  sich,  wie  der  staatliche  Einfluss  bei  den  österreichischen 
Südslaven  ganz  andere  Bildungsverhältnisse  hervorgerufen  hat,  als  unter 
den  benachbarten  Kroaten  und  unter  den  Balkanslaven  herrschen.  Hier 
wird  ebenso  wie  oben  bei  den  rumänischen  Stämmen  das  nationale 
Moment  von  dem  staatlichen  überboten;  noch  mehr  aber  geschieht  dies 
bei  den  czechischen  Slaven ,  welche  uns  erst  m  der  nächsten  Gruppe 
begegnen  werden. 

Die  dritte  Gruppe  wird  von  den  germanischen  Misch- 
völkern in  England,  Schottland  und  Nordamerika  gebildet,  zu  welchen 
auch  die  Niederländer  mit  gleichen  Verhältnissen  anzureihen  sind.  Von 
den  österreichischen  Ländern  gehören  jene  hierher ,  in  welchen  das 
deutsche  Volk  ausschliesslich  oder  sehr  überwiegend  wohnt  und  ausser- 
dem auch  jene,  in  welchen  neben  dem  deutschen  noch  der  czechische 
Stamm  seine  Wohnsitze  hat.  So  erfährt  das  slavische  Volk  —  dessen 
Nationalstaaten  an  der  Spitze  des  Analphabetismus  stehen  —  unter  dem 
Einflüsse  des  österreischischen  Staates  und  durch  die  Kulturgemeinschaft 
mit  dem  deutschen  Stamme  eine  weitgehende  Differenzierung  seines 
Kulturniveau,  dessen  drei  bezeichnendste  Typen  die  Ostslaven,  die 
Südslaven  und  die  Czechen  sind. 

Vierte  Gruppe,  die  deutschen  und  skandinavischen,  also  die  rein 
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g  e  r  m  a  n  i  s  c  h  e  n  Staaten.  Hier  erreicht  das  allgemeine  Bildungsniveau 
seine  grösste  Höhe.  Auch  in  den  heutigen  Reichslanden  vermochte 
die  lange  französische  Herrschaft  dasselbe  nicht  zu  verändern  und  in 
der  Schweiz  ergiebt  das  dominierende  deutsche  Element  die  Einstel- 
lung in  diese  Reihe.  Nur  der  hochgebildete  finnische  Stamm  besitzt 
noch  dieselben  Bildungsverhältnisse. 


— e.  Ueber  die  sozialpolitischen  Aufgaben  bezüglich  der  Hausindustrie 
äusserte  sich  im  Juli  1896  die  Brünner  Handels-  und  Gewerbekammer 
in  höchst  beachtenswerter  Weise  wie  folgt:  i)  Die  in  dem  Handels- 
ministerial-Erlasse  vom  3.  März  1896  gegebene  begriffliche  Gliederung 
der  Hausindustrie  ist  unklar,  da  die  Begriffe :  Nebenerwerb ,  selbst  er- 
worbener Rohstoff  und  Haupterwerb  nicht  sichergestellt  sind.  Eine  Kon- 
trolle der  durch  diese  begriffliche  Gliederung  geschaffenen  verwaltungs- 
rechtlichen Typen  ist  nahezu  unmöglich.  In  der  Regel  wird  sich  die 
gewerbliche  Heimarbeit  (Kategorie  3)  hinter  den  Begriffen  der  Neben- 
arbeit (Kategorie  i)  oder  der  Verarbeitung  selbst  erworbener  Rohstoffe 
(Kategorie  2)  verstecken.  In  der  begrifflichen  Gliederung  ist  auf  die 
Faktoren  nicht  gebührend  Rücksicht  genommen.  —  2)  Der  Gedanke, 
die  gewerblichen  Heimarbeiter  zu  gewerblichen  Hilfsarbeitern  zu  machen 
und  unter  den  Schutz  der  Gewerbe-Ordnung  zu  stellen,  ist  ein  prin- 
zipiell richtiger.  —  3.  In  Konsequenz  dieses  Gedankens  ist  es  zu 
billigen,  dass  Inhaber  von  Handelsgewerben  keine  Sitzgesellen  beschäf- 
tigen und  dass  Sitzgesellen  nicht  wieder  Hilfsarbeiter  halten  dürfen.  — 
4)  Hingegen  widerspricht  ein  Verbot  des  Inhalts,  dass  Sitzgesellen  nicht 
für  mehrere  Unternehmer  arbeiten  dürfen,  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen und  wäre  dahin  zu  ändern,  dass  Sitzgesellen  nicht  gleichzeitig 
für  mehrere  Unternehmer  arbeiten  dürfen.  —  5)  Infolge  des  Umstandes, 
dass  das  Heimarbeiterverhältnis  ein  Hilfsarbeiterverhältnis  sui  generis 
ist,  geht  es  durchaus  nicht  an,  zu  bestimmen,  dass  der  Inhalt  des  VI.  Haupt- 
stückes der  Gewerbe-Ordnung  ohne  weiteres  auf  die  Heimarbeiter  An- 
wendung zu  finden  hat.  Vielmehr  sollen  —  6)  zunächst  nur  die  Bestim- 
mungen über  Lohnzahlung,  Abzüge  und  Konventionalstrafen  auf  das 
Heimarbeiterverhältnis  angewendet  werden.  —  7)  Ferner  sind  für  die 
Heimarbeiter  Arbeiterlegitimationen ,  jedoch  ohne  irgendwelche  Be- 
schränkungen ,  sowie  der  Lohnlistenzwang  einzuführen.  —  8)  Die  ge- 
werbliche Heimarbeit  ist  thunlichst  der  Aufsicht  durch  die  Gewerbe- 
Inspektoren  zu  unterstellen.  —  9)  Die  Einbeziehung  der  Sitzgesellen  in 
die  Gewerbe-Genossenschaften  ist  zu  billigen.  —  10)  BezügUch  der  nicht 
genossenschaftspflichtigen  Gewerbekategorien  ist  die  Bildung  eigener 
Genossenschaften  der  Heimarbeiter  anzustreben.  Die  Kreierung  von 
Vertrauensmännern  der  Genossenschaften  als  Faktoren  ist  wünschens- 
wert. —  11)  Die  Ausdehnung  der  Krankenversicherung  auf  die  gewerb- 
liche Heimarbeit   ist  in    hohem  Grade   wünschenswert.  —  12)  Die  Er-, 
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klärung  der  Stückmeister  zu  selbständigen  Gewerbetreibenden  liegt  im 
Geiste  unserer  Gewerbe-Ordnung,  die  geplante  Beschränkung  in  der 
Lehrlingshaltung  dürfte  kaum  durchführbar  sein. —  13)  Mit  der  Statuie- 
rung des  Heimarbeiterverhältnisses  zu  einem  gewerblichen  Hilfsarbeiter- 
verhältnis ergiebt  sich  die  Notwendigkeit,  die  Unternehmer  für  die  Durch- 
führung gewerbegesetzlicher  Bestimmungen  verantwortlich  zu  machen. 
Diese  Unternehmer -Verantwortlichkeit  ist  den  Faktoren  aufzutragen. 
Den  Faktoren  ist  es  nicht  gestattet ,  mit  ihrem  Gewerbe  Gast-  oder 
Schankgerechtigkeiten ,  sowie  Gemischtwarenhandlungen ,  Kramereien 
u.  dgl.  zu  vereinigen.  —  14)  Es  hat  die  Aufgabe  des  mit  thunlichster 
Beschleunigung  endlich  zu  schaffenden  statistischen  Arbeitsamtes,  des 
Gewerbe-Inspektorates  und  der  Gewerbebehorden,  zu  bilden,  die  Lage 
der  österreichischen  Heimarbeiter  zu  studieren  und  im  Einvernehmen 
mit  den  Organisationen  der  beteiligten  Unternehmer  und  Arbeiter  ge- 
werbegesetzliche Arbeiterschutzbestimmungen  in  Vorschlag  zu  bringen, 
wobei  insbesondere  auf  die  Schaffung  zweckmässig  eingerichteter,  sowie 
rasch  und  billig  funktionierender  Gewerbegerichte  das  Augenmerk  zu 
lenken  ist.« 


Die  Preisentwickelung  ifu  Jahre  18Q5.  —  Ueber  diesen  Gegen- 
stand giebt  Conrad  in  seinen  Jahrbüchern  eine  hochinteressante  Ueber- 
sicht.  Wir  führen  die  thatsächlich  en  Hauptergebnisse  der  schönen 
Untersuchung  ohne  die  daran  geknüpften  Schlussfolgerungen  an :  So- 
weit die  offizielle  Statistik  für  das  Deutsche  Reich  Auskunft  giebt,  sind 
die  Preise  in  ihrer  Gesamtheit  in  dem  Jahre  1895  wieder  um  eine  Klei- 
nigkeit gegenüber  dem  Vorjahre  gesunken.  Jedenfalls  ist  nach  Cottrad^s 
Ansicht  die  Tendenz  zur  Preissteigerung  noch  in  keiner  Weise  zu  be- 
merken. Während  gegenüber  dem  Durchschnitt  von  1879/89  bis  1892/93 
die  Verhältniszahlen  wie  100:95,3  und  95,5,  1894  aber  82,5  stehen, 
stellt  sich  die  Verhältniszahl  für  1895  auf  81,95  ^^^^1  gegenüber  dem 
Durchschnitt  von  1879/83  auf  77,8.  Obgleich  also,  wie  aus  allen  Be- 
richten hervorgeht,  Handel  und  Industrie  im  letzten  Jahre  einen  allge- 
mein beachtenswerten  Aufschwung  genommen  haben,  so  ist  das  in  den 
vorliegenden  Preisen  nicht  zu  bemerken.  Ein  Anlass  zu  dem  Aufschwung 
ist  also  nach  Cotirad's  Ansicht  in  den  Preisen  selbst  nicht  gegeben. 
In  fast  allen  Branchen,  für  welche  Conrad  Zahlen  beibringt,  zeigen  die 
beiden  letzten  Jahre  eine  ausserordentliche  Uebereinstimmung.  Im  Ver- 
gleich mit  der  Periode  1879/89  waren  die  beiden  Hauptgetreidearten 
in  den  beiden  letzten  Jahren  auf  83,7  und  82,6  zurückgegangen ,  was 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  der  Warenpreise  überhaupt  etwa  ent- 
spricht. Das  Rohmaterial  für  die  Textilindustrie  war  noch  wesentlich 
mehr,  nämlich  auf  74,8  zurückgegangen ;  die  verschiedenen  Metalle  auf 
76,6.  Gestiegen  waren  dagegen  der  ordinäre  Riokaffee  auf  139  ,  dann 
Steinkohlen  auf  140,6;  auch  Hanf  etwas,  dann  Spiritus  auf  105,6.    Alle 
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übrigen  Artikel  sind  gefallen,  am  meisten  Pfeffer  und  Rohzucker  auf  39, 
Raffinade  und  Zinn  auf  66.  (D.R.A.) 


—  e.  Zunahme  der  maschinellen  Kleinbetriebe  in  der  Bijouteriefabri- 
kation. —  Ueber  diesen  Gegenstand  macht  Wörishoffer  in  seinem  In- 
spektionsjahresbericht für  Baden  1894  folgende  wissenschaftlich  bedeut- 
same thatsächliche  Mitteilungen :  »In  der  badischen  Bijouteriefabrikation 
findet  der  Maschinenbetrieb  immer  mehr  Eingang  und  es  macht  die 
Teilung  der  Arbeit  und  die  Spezialisierung  der  Betriebe  immer  neue 
und  teilweise  geradezu  überraschende  Fortschritte.  Der  schon  in  einer 
früheren  Zeit  begonnene  Uebergang  von  einer  teils  individuellen  kunst- 
gewerblichen ,  teils  manufakturartigen  Betriebsweise  zur  fabrikmässigen 
Massenproduktion  mit  allen  Merkmalen  der  modernen  Industrie  findet 
namentlich  in  den  allerletzten  Jahren  in  immer  grösserem  Umfange  statt. 
Ein  weiterer  erheblicher  Antrieb  in  der  Entwicklung  nach  dieser  Rich- 
tung tritt  gerade  jetzt  durch  Eröffnung  einer  elektrischen  Centrale  auch 
für  Kraftbetrieb  in  Pforzheim  ein.  Durch  die  hierdurch  ermöglichte 
Abgabe  kleiner  Kräfte  bis  zu  Vis  Pferdekraft  herab  zu  verhältnismässig 
bescheidenem  Preise,  der  zudem  nur  für  die  Zeit  der  Inanspruchnahme 
der  Kraft  bezahlt  zu  werden  braucht,  werden  nach  mehreren  Richtungen 
auch  für  die  Arbeiter  wichtige  Aenderungen  eintreten.  Es  werden  sich 
künftig  auch  ziemlich  kleine  Betriebe  der  Maschinenarbeit  bedienen 
können.  Durch  die  alsdann  eintretende  Beschleunigung  in  der  modernen 
industriellen  Entwicklung  wird  die  jetzt  schon  vorhandene  Ueberlegen- 
heit  dieses  Industriezweigs  im  Lande  gegenüber  anderen  Orten,  in 
denen  man  bei  der  rein  kuntsgewerblichen  Auffassung  stehen  geblieben 
ist,  erneute  Fortschritte  machen.  Diese  Entwickelung  wird  dabei  nicht 
nur  die  Spezialisierung  der  Betriebe,  sondern,  abweichend  von  der  all- 
gemeinen Entwickelung  der  Grossindustrie ,  die  seit  langer  Zeit  sich 
vollziehende  Spaltung  in  kleine  und  kleinste  Betriebe 
weiter  begünstigen,  weil  die  nach  dieser  Richtung  schon  vor- 
handenen Tendenzen  in  der  Zuführung  kleiner  und  relativ  billiger  Kräfte 
eine  wirksame  Unterstützung  erhalten.  Für  die  Arbeiter  erwächst  durch 
diese  Kräftigung  des  Industriezweiges  vermehrte  Arbeitsgelegenheit  und 
durch  die  Begünstigung  der  Spezialisierung  und  zugleich  der  Spaltung 
in  kleine  Betriebe  vermehrte  Gelegenheit  zum  Selbständigwerden.  Ander- 
seits wird  durch  die  vermehrte  Anwendung  des  Maschinenbetriebes 
mancher  Arbeitsposten  überflüssig  werden.  Es  liegen  aber  Anzeichen 
dafür  vor,  dass  in  diesem  Falle  das  Gesamtresultat  der  eintretenden 
Fortentwickelung,  wenigstens  zunächst,  ein  für  die  Arbeiter  günstiges 
sein  werde.  Bis  jetzt  hat  die  schon  sehr  weit  fortgeschrittene  Ersetzung 
der  Handarbeit  durch  Maschinenarbeit  in  der  Bijouteriefabrikation  für 
die  Lage  der  in  diesem  Industriezweige  beschäftigten  Arbeiter  nicht  die 
Folgen  gehabt,  welche  diese  fundamentale  Aenderung  der  Produktions- 
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weise  in  anderen  Industriezweigen  durch  Entwickelung  zur  Grossindu- 
strie hatte.  In  der  Bijouterieindustrie  sind  durch  Einführung  der  Ma- 
schinenarbeit weder  Arbeiter  in  grösserer  Zahl  ausser  Beschäftigung  ge- 
setzt worden,  noch  hat  sich  die  durch  die  veränderte  Produktionsweise 
begünstigte  Neigung  zur  Ausdehnung  der  regelmässigen  Arbeitszeit  ge- 
zeigt. Auch  hat  bis  jetzt  weder  die  Möglichkeit  der  Verwendung  von 
ungelernten  Arbeitern  in  grösserer  Zahl  einen  erkennbaren  Einfluss  auf 
die  Löhne  ausgeübt ,  noch  hat  die  fortschreitende  Umgestaltung  der 
Produktionsweise  auf  eine  Konzentration  der  Betriebe  hingewirkt.  Es 
hat  im  Gegenteil  in  diesem  Industriezweige  gerade  in  den  letzten  Jahren 
eine  stete  Zunahme  der  kleinen  auf  Kosten  der  grossen  Betriebe 
stattgefunden.  Diese  von  der  sonst  beobachteten  abweichende  Wirkung  der 
Einführung  des  Maschinenbetriebes  kann  vielleicht  unter  anderem  auch 
darauf  zurückgeführt  werden,  dass  es  sich  hier  vorzugsweise  um  ein 
Eindringen  des  Maschinenbetriebes  in  vorhandene  Kleinbetriebe  handelt, 
während  der  Vorgang  bei  dem  Entstehen  der  Grossindustrie  ein  anderer 
war.  An  dieser  Stelle  muss  sich  darauf  beschränkt  werden,  auf  die  ab- 
weichende Entwickelung  in  einem  im  Lande  relativ  stark  vertretenen 
Industriezweig  aufmerksam  zu  machen.  Zu  einem  näheren  Eingehen 
auf  die  Ursachen  dieser  Erscheinung  würde  es  vor  allem  auch  an 
einem  genügend  tiefen  Eindringen  in  den  Gegenstand  fehlen.  Nach- 
dem aber  das  Entstehen  der  Grossindustrie  und  der  innere  Zusammen- 
hang der  dabei  wirksam  gewesenen  Ursachen  so  vielseitig  und  so  gründ- 
lich untersucht  worden  ist,  würde  es  vielleicht  ein  weitergehendes  In- 
teresse haben,  wenn  die  Wirkung  des  Eindringens  der  Maschinenarbeit 
auch  einmal  unter  den  vorstehend  angeführten  Verhältnissen  von  be- 
rufener Seite  analysiert  würde.  Eine  solche  Prüfung  würde  mit  Not- 
wendigkeit an  einem  vom  Standpunkte  der  bisherigen  Untersuchungen 
aus  anormalen  Falle  zur  Erörterung  der  Frage  führen,  ob  die  Folgen 
der  Ersetzung  der  Handarbeit  durch  Maschinenarbeit,  wie  sie  in  der 
Grossindustrie  zu  Tage  getreten  sind,  mit  Naturnotwendigkeit  und  daher 
ausnahmslos  eintreten,  oder  ob  diese  Folgen  nur  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen eintreten  und  unter  anderen  Verhältnissen  nicht  eintreten, 
oder  ob  es  sich  unter  LTmständen,  wie  sie  hier  gelagert  sind,  nur  um 
einen  Uebergangszustand  handelt,  der  in  seiner  weiteren  Entwickelung 
einer  Konzentration  der  Betriebe  mit  allen  ihren  Folgeerscheinungen 
weichen  wird.« 


— e.  Armetipßege  und  Arbeiterve7- Sicherung.  Die  »15.  Jahresversamm- 
lung des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit«  (Leip- 
zig, 1895)  hat  sich  über  das  obige  Thema  einen  Bericht  erstatten  lassen. 
Das  von  iio  Armenverwaltungen  eingegangene  Material  ergab  fol- 
gendes:   »Wenn  auch    die  Zeit   der  Wirksamkeit   der  Arbeiterversiche- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897    IV.  At. 
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rungsgesetze  eine  viel  zu  kurze  ist,  als  dass  der  Einfluss  derselben  auf 
die  öffentliche  Armenpflege  schon  voll  in  die  Erscheinung  treten  könnte, 
und  wenn  auch  besondere  ungünstige  wirtschaftliche  Verhältnisse  in 
den  letzten  Jahren  das  Bild  der  Einwirkung  getrübt  haben,  so  lässt  sich 
doch  schon  jetzt  eine  mächtige  Wirkung  erkennen.  Die  Armenpflege 
ist  in  bedeutendem  Masse  von  Unterstützungsfällen  entlastet  worden, 
welche  nunmehr  von  der  Arbeiterversicherung  erledigt  werden ;  die  Ar- 
beiterversicherung hat  in  wesentlichem  Masse  die  Arbeiterbevölkerung 
vor  Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Armenpflege  bewahrt.  Die  Ar- 
beiterversicherung hat  aber  auch  auf  die  Hebung  der  gesamten  Lebens- 
haltung der  unteren  Bevölkerungsklassen  schon  jetzt  einen  derart  wich- 
tigen Einfluss  ausgeübt,  dass  die  Armenpflege,  indem  sie  diesem  Um- 
stand Rechnung  zu  tragen  genötigt  war,  die  erzielten  Ersparnisse  durch 
Verstärkung  und  Ausdehnung  ihrer  Leistungen  völlig  einbüsste,  ja  viel- 
fach darüber  hinaus  Aufwendungen  machen  musste.  Bei  der  zeitigen 
Beurteilung  der  Einwirkung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  auf  die 
Armenpflege  müsse  ferner  beachtet  werden,  dass  die  volle  Wirkung  erst 
bei  den  Generationen  eintreten  wird  und  kann,  welche  unter  der  Herr- 
schaft dieser  Gesetze  gross  geworden  sind.  Auch  wachse  unter  dem 
Einfluss  der  Arbeiterversicherung,  insbesondere  unter  dem  Einfluss  der 
Krankenfürsorge  aller  drei  Versicherungsarten,  ein  ganz  anderes,  wider- 
standsfähigeres Geschlecht  heran.  Was  die  Frage  anlangt,  in  welcher 
Weise  sich  die  Einwirkung  der  Versicherungsgesetze  im  Budget  der 
Armenpflege  geltend  gemacht  hat,  so  betonte  Redner,  dass  die  ent- 
lastende Wirkung  der  Arbeiterversicherung,  weil  vielfach  anderweitige 
Belastungen  auf  die  Armenpflege  eingewirkt  haben,  gar  nicht  sichtbar 
in  die  Erscheinung  treten  konnte.  Dazu  komme  die  unter  dem  ent- 
schiedenen Einflüsse  der  Arbeiterversicherung  gesteigerte  Intensität  der 
Armenpflege  und  die  Steigerung  der  Anforderungen  an  die  Armenpflege. 
Auch  die  Organe  der  Armenpflege  selbst  seien  durch  die  Sozialgesetz- 
gebung beeinflusst.  Das  lebhafter  gewordene  Pflichtgefühl  gegenüber 
den  unbemittelten  Klassen,  welches  zum  Erlass  der  sozialpolitischen 
Gesetze  führte,  machte  sich  unzweifelhaft  auch  bei  einem  Teil  der  Träger 
der  Armenpflege  geltend.« 

— e.  Die  Auflösung  der  Ar bcitsloseti- Kasse  in  St.  Gallen.  Hierüber 
schreibt  G.  Adler  (»Soz.  Praxis«,  19.  Nov.  1896):  »Man  geht  mit  der 
sozialen  Gesetzgebung  in  unbekannte  Erdteile  und  findet  den  richtigen 
Weg  hierin  nicht  prima  facie.«  An  diesen  Ausspruch  Bismarcks  wird 
man  erinnert,  wenn  man  die  kurze  Geschichte  der  St.  Galler  Arbeits- 
losen-Versicherung studiert.  Rekapitulieren  wir  zunächst  einmal  deren 
Phasen.  —  Die  Bewegung  für  die  obligatorische  Arbeitslosen-Versiche- 
rung kam  in  Fluss,  nachdem  im  Oktober  1893  der  von  der  Basler  Re- 
gierung ausgehende  erste  Entwurf  eines  entsprechenden  Gesetzes  durch 
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die  Presse  bekanntgegeben  war.  Unmittelbar  darauf,  im  November  1893, 
wurde  im  Grossen  Rate  (der  Kammer)  des  Kantons  St.  Gallen  der  An- 
trag gestellt,  den  Regierungsrat  einzuladen:  »dem  Grossen  Rate  Bericht 
und  Antrag  einzubringen ,  ob  nicht  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
den  politischen  Gemeinden  das  Recht  eingeräumt  werden  könne, 
die  obligatorische  Arbeitslosen-Versicherung  einzuführen.«  So  langsam 
und  bedächtig  man  in  dieser  schwierigen  Angelegenheit  in  Basel  vor- 
ging, wo  die  entscheidende  (zweite)  Grossrats-Verhandlung  erst  in  einiger 
Zeit  stattfinden  wird  ,  so  schnell  ,  ja  hastig  wurde  in  St.  Gallen  die 
ganze  Sache  in  Szene  gesetzt.  Noch  im  gleichen  Monat  November  wird 
jener  Antrag  angenommen,  im  April  1894  wird  von  selten  der  Regie- 
rung ein  Entwurf  vorgelegt,  der  dann  im  Mai  desselben  Jahres  zum  Ge- 
setz erhoben  wird.  Aber  damit  war  nur  erst  die  Erlaubnis  zur  Schaffung 
einer  obligatorischen  Arbeitslosen-Versicherung  —  unter  Beobachtung 
gewisser  Normativstatuten  —  gegeben.  Drei  Gemeinden,  St.  Gallen  und 
die  beiden  Vororte  Tablat  und  Straubenzell,  gingen  sofort  gemeinsam 
daran ,  von  jener  Erlaubnis  Gebrauch  zu  machen.  Aber  im  entschei- 
denden Moment  verwarfen  die  Bürgerversammlungen  von  Tablat  und 
Straubenzell  das  ihnen  vorgelegte  Projekt  (Herbst  1894).  Nun  wurde  in 
der  Stadt  St.  Gallen  eine  neue  Vorlage  ausgearbeitet,  und  diese  faktisch 
durch  die  St.  Galler  Bürgerversammlung  im  Juni  1895  zum  Beschluss 
erhoben;  schon  am  i.  Juli  1895  trat  die  obligatorische  Arbeitslosen- 
Versicherung  ins  Leben.  Sie  war  nicht  bloss  eine  Früh-,  sondern  auch 
eine  Missgeburt.  Bei  der  eilfertigen  Fabrikation  und  Durchpeitschung 
des  Gesetzes  hatte  man  sich  mit  »zeitraubenden«  Erwägungen,  Studien 
und  Berechnungen  nicht  weiter  abgegeben,  daher  war  dasselbe  in  den 
Grundlagen  fehlerhaft  und  in  den  Detailbestimmungen  lückenhaft,  wie 
schon  einige  Blicke  darauf  zeigen.  —  Einmal  war  schlankweg  ange- 
nommen worden,  dass  die  Zahl  der  Arbeitslosen  jährlich  10  Proz.  der 
Versicherten  betragen  würde.  Als  einzige  Grundlage  für  diese  Rech- 
nung findet  man  in  den  Motiven  des  Regierungsrates  (S.  9)  angegeben, 
dass  sich  »Ende  Dezember  1893  in  der  Stadt  St.  Gallen  379  arbeits- 
lose Männer  angemeldet  hätten!«  Dann  hatte  man  aus  der  Einrichtung 
der  deutschen  Arbeiter-Versicherung  nicht  einmal  so  viel  gelernt,  dass 
man  wusste,  die  Versicherungsbeiträge  müssten  beim  Arbeitgeber  ein- 
gezogen werden  :  man  hielt  sich  vielmehr  an  den  Arbeiter  und  bestimmte  : 
»Jeder  Versicherte  erhält  ein  Büchlein,  in  dem  die  Leistung  der  Bei- 
träge durch  Marken,  die  der  Versicherte  einklebt  und  die  von  der  Zahl- 
stelle monatlich  abgestempelt  werden,  auszuweisen  ist.«  Ueber  wichtige 
Punkte  ,  z.  B.  das  Verhalten  der  Kasse  bei  Aussperrungen  durch  die 
Arbeitgeber,  bei  verkürzter  Arbeitszeit  u.  s.  w.  sprechen  sich  Gesetz 
und  Statut  gar  nicht  aus.  Dafür  aber  ist  ein  ganz  ausführlicher  Para- 
graph vorhanden,  der  angiebt,  was  man  alles  mit  einem  versicherten 
Lohnarbeiter  macht,    der    seine  Beiträge    nicht    bezahlt.    Nach    diesem 
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Reglement  wird  zunächst  eine  Busse  von  3  —  25  Fr.  verhängt,  dann  tritt 
»im  Falle  der  Unerhebbarkeit  der  Busse«  Gefängnis  von  i  bis  5  Tagen 
ein,  schliesslich  »ist  der  betreffende  Lohnarbeiter  im  Falle  der  Unter- 
stützungsbedürftigkeit wegen  Arbeitsmangels  von  der  Bezugsberechtigung 
aus  der  Versicherungskasse  ausgeschlossen.«  »Erst  geköpft  und  dann 
gehangen,  aufgespiesst  auf  heisse  Stangen!«  Indessen  hat  man  an- 
scheinend in  der  Praxis  diese  ungemütlichen  Strafbestimmungen  etwas 
zu  hart  befunden :  denn  nichts  kündet,  dass  sie  angewendet  worden.  — 
Ich  will  nun  im  folgenden  kurz  die  wichtigsten  Thatsachen  melden,  die 
sich  im  jungen  Leben  der  »Arbeitslosenversicherungs-Kasse«  zugetragen 
haben,  deren  erster  Jahresbericht  mir  soeben  zugekommen  ist.  Die 
Zahl  der  prämienpflichtigen  Versicherten  betrug  3035.  Die  Zahl  der 
unterstützten  Arbeitslosen  betrug  im  ersten  Jahre  (i.  Juli  1895  bis 
30.  Juni  1896)  363.  Da  aber  Statut  ist,  dass  man  mindestens  6  Monate 
Beiträge  gezahlt  haben  muss,  ehe  man  ein  Anrecht  auf  LTnterstützung 
hat,  durften  sich  in  diesem  ersten  Jahre  Arbeitslose  erst  von  Januar  an 
melden.  Die  Zahl  der  Arbeitslosen  müsste  also  in  den  folgenden  Jahren 
erheblich  grösser  sein  (wenn  auch  durchaus  nicht  doppelt  so  hoch,  weil 
bei  dem  milden  Winter  vieler  Schweizer  Städte  die  Saison-Arbeitslosig- 
keit vornehmlich  in  die  Anfangsmonate  des  Jahres  zu  fallen  pflegt).  Die 
Beiträge  wurden  nun  bei  weitem  nicht  sämtlich  bezahlt.  »Dass  der  Prä- 
mieneinzug —  heisst  es  im  Jahresbericht  —  ein  schwieriger  und  weit- 
läufiger sein  musste,  war  abzusehen  (weshalb  hat  man  aber  dann  nicht 
den  Prämieneinzug  anders  gestaltet,  z.  B.  nach  Muster  des  Basler  Ent- 
wurfs ?  D.  Ref.) ;  die  erlassenen  Mahnzettel  zählen  nach  Tausenden ; 
die  angehobenen  Rechtsbetreibungen  führten  nur  teilweise  zu  Resultaten ; 
es  giebt  eben  immer  und  überall  Leute ,  die  jahraus  jahrein  nie  bei 
Kasse  sind,  und  bei  denen  man  auch  nicht  auf  die  ausgelegten  Rechts- 
kosten kommt.«  Nähere  Zahlen  giebt  hier  der  Jahresbericht  nicht  an, 
obwohl  dieselben  doch  zur  korrekten  Rechnung  nötig  gewesen  wären. 
Ich  bin  aber  im  stände  nachzuhelfen,  da  mir  einer  der  höchsten  Beamten 
St.  Gallens  die  erforderlichen  Daten  brieflich  mitgeteilt  hat.  Danach 
waren  am  30.  Juni  1896  nicht  weniger  als  1991  Mann  (also  fast  zwei 
Drittel  aller  Mitglieder!)  mit  den  Beiträgen  im  Rückstande.  Weiter 
wurde  mir  in  dem  Briefe  das  merkwürdige  Faktum  mitgeteilt,  dass  ge- 
rade von  diesen  säumigen  Zahlern  sich  viele  zuerst  zum  Bezüge  von 
Unterstützungen  meldeten.  Und  der  Chef  des  Bureaus  für  die  Arbeits- 
losen-Versicherung erklärte  meinem  St.  Galler  Gewährsmann :  »dass 
eigentlich  von  allen  Arbeitslosen,  wenn  nach  Gesetz  verfahren  worden 
wäre,  nicht  20  bezugsberechtigt  gewesen  wären !  Denn  das  Gesetz  be- 
stimmt ausdrücklich  (§  6),  dass  nur  der  bezugsberechtigt  sei,  der  min- 
destens 6  Monate  »ununterbrochen  die  statutarischen  Beiträge  gezahlt 
habe«.  Die  Verwaltungskoramission  erklärte  es  aber  für  statthaft,  dass 
ein  Arbeiter,  der  mit  seinen  Prämien  im  Rückstande  war,  die  restierende 
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Summe  auf  einmal  nachbezahlte  und  damit  unterstütziingsbercrhtigt 
wurde  1  Das  waren  aber  die  Folgen  der  fehlerhaften  Organisation  der 
Kasse !  —  Andere  Mängel  zeigten  sich,  weil  die  Statuten  viele  Lücken 
enthielten.  Im  Jahresbericht  selber  heisst  es  darüber:  »Ungelöst  blieben 
die  Fragen :  ob  Arbeiter,  die  infolge  Arbeitsreduktion  Lohnkürzung  er- 
leiden ,  in  irgend  einem  Masse  Entschädigung  für  den  Ausfall  fordern 
können  ?  ob  Versicherte,  die  Tags  arbeitslos,  aber  Nachts  als  Wächter 
u.  s.  w.  beschäftigt  sind,  Ansprüche  haben?  ob  sogenannte  Ausgesperrte 
den  Strikenden  gleichzustellen  und  deshalb  der  Entschädigungsansprüche 
verlustig  zu  erklären  seien?«  — Und  trotz  alledem  konnte  der  Jahres- 
bericht mitteilen,  dass  die  Kasse,  ob  zwar  »von  zahlreichen  Schwierig- 
keiten und  Friktionen  begleitet ,  ihren  Hauptzweck  erfüllt  hat.«  Die 
Gemeinde  hat  (inkl.  Verwaltungskosten)  nur  11  000  Fr.  zugeschossen 
und  sich  damit  »von  einer  oft  ungenügenden  Arbeitsbeschaffung  befreit, 
deren  Kosten  die  erzielten  Leistungen  stets  überschritten  haben.«  LTeber- 
dies  konnten  noch  2000  Fr.  jenes  Gemeindezuschusses  ebenso  wie  ein 
Staatsbeitrag  von  3000  Fr.,  der  nicht  zur  Verwendung  gelangte,  für  das 
nächste  Jahr  in  Reserve  gehalten  werden.  Laut  Statut  war  nun  die 
Liquidation  der  Versicherungskasse  auf  Ende  Juni  1897  vorgesehen,  so- 
fern nicht  im  Herbst  1896  die  Fortsetzung  der  Versicherung  für  drei 
weitere  Jahre  von  der  Bürgerschaft  beschlossen  werden  würde.  Der  Ge- 
meinderat beantragte ,  diesen  definitiven  Entscheid  noch  um  ein  Jahr 
zu  verschieben,  »da  das  erste  Betriebsjahr  ein  unvollständiges  Probe- 
jahr gewesen  ist  und  eine  auf  ein  zweites  Jahr  gegründete  Rechnung 
eine  bessere  und  sicherere  Wegleitung  schaffen  wird.«  Die  Führer  der 
Arbeiter  unterstützten  diesen  Antrag,  indem  sie  das  Institut  trotz  seiner 
Mängel  als  »unzweifelhaft  segensreich«  bezeichneten.  Aber  die  Bürger- 
versammlung lehnte  die  Fortführung  ab,  und  so  wird  das  Institut  Juni  1897 
ohne  Sang  und  Klang  begraben  werden.  —  Es  lässt  sich  voraussehen, 
dass  die  Gegner  der  Arbeitslosen- Versicherung  das  Scheitern  des  St. 
Galler  Planes  als  ein  gewichtiges  Moment  gegen  ähnliche  Pläne  ins 
Feld  führen  werden.  Indes  mit  Unrecht.  Der  Verlauf  der  Dinge  in 
St.  Gallen  beweist  nichts  gegen  das  Prinzip  der  Arbeitslosen-Versiche- 
rung, sondern  nur  gegen  die  Richtigkeit  der  Methode  (oder  Methoden- 
losigkeit),  die  in  St.  Gallen  befolgt  wurde.  Meine  Kritik  der  St.  Galler 
Unterlagen  ist  keineswegs  ein  vaticinium  e post.  Ich  habe  vielmehr  schon 
bei  Erlass  des  St.  Galler  Gesetzes  auf  die  Mängel ,  die  zum  Sturze 
führen  mussten  und  dazu  geführt  haben ,  aufmerksam  gem.acht  ^).  In 
der  ganzen  Frage  der  Arbeitslosen-Versicherung  handelt  es  sich ,  wie 
bei  jeder  Einrichtung  eines  neuen  Versicherungszweiges  im  wesentlichen 
darum ,    ob  man  die   genügenden    versicherungstechnischen  LTnterlagen 


i)  Handwörterbuch    der    Staatswissenschaften.     I.    Supplement-Band    (Jena    1895, 
137). 
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für  Abschätzung  des  mutmasslichen  Risikos  besitzt,  oder  nicht.  Die 
Ueberzeugung,  dass  wir  schon  jetzt  hinreichend  sichere  statistische  Un- 
terlagen für  eine  annähernde  Berechnung  des  Arbeitslosen-Risikos  be- 
sitzen ,  ist  im  Begriflf,  in  den  wissenschaftlichen  Kreisen  ,  die  sich  mit 
der  Frage  beschäftigen,  allgemein  zu  werden.  Und  wenn  diese  Sicher- 
heit so  gross  ist,  dass  sie  bereits  gestattete,  bei  Erlass  des  St.  Galler 
Gesetzes  das  Schicksal  vorauszusagen,  so  spricht  dies  nicht  gegen  die 
Zuverlässigkeit  des  heutigen  Standes  der  Wissenschaft,  sondern  im  Ge- 
genteil für  sie.  —  Speziell  in  St.  Gallen  kommt  noch  dazu ,  dass  das 
Ortsstatut  nur  von  der  Stadtgemeinde,  aber  nicht  von  den  beiden  mit 
ihr  verwachsenen  Gemeinden  Tablat  und  Straubenzell  angenommen 
wurde.  Die  unnatürliche  Abgrenzung  und  die  mit  ihr  im  Zusammen- 
hang stehende  Verschiebung  der  Arbeiterbevölkerung  haben  ebenfalls 
einen  Anteil  an  dem  Auflösungsbeschlusse.  Unter  den  St.  Galler  Bür- 
gern, die  für  die  Auflösung  gestimmt  haben,  befinden  sich  viele,  die 
nicht  einmal  Gegner  der  Arbeitslosen-Versicherung  an  sich  sind,  son- 
dern nur  Gegner  dieser  nach  den  St.  Galler  Verhältnissen  als  unnatür- 
lich bezeichneten  Beschränkung  auf  die  Stadtgemeinde.  —  Alles  in 
allem  genommen,  verfügen  nach  den  St.  Galler  Vorfällen  die  Anhänger 
der  Arbeitslosen-Versicherung  über  ein  wertvolles  Material  mehr ,  das 
allerdings  noch  wertvoller  geworden  wäre ,  wenn  man  in  St.  Gallen 
nicht  zu  einer  Auflösung,  sondern  zu  einer  gründlichen  Reform  der 
Versicherung  sich  entschlossen  hätte. 


— e.  Die  Wietier  Enquete  über  Frauenarbeit.  Hierüber  bemerkt  Ludw. 
Schütter  in  Braun's  Archiv  (X) :  »Thatsächlich  wurde  in  der  Enquete 
in  50  von  93  Fällen,  in  welchen  nach  dem  Taglohn  gefragt  wurde,  ein 
solcher  bis  zur  Höhe  von  80  kr.  konstatiert,  obwohl  gerade  in  der  betr. 
Rubrik  viele  Maximallöhne  —  der  höchste  beträgt  2  fl.  und  wird  in 
Kleidersalons  und  in  der  Goldstickerei  den  ersten  Kräften  gezahlt  — 
mit  inbegriffen  sind.  Der  niedrigste  festgestellte  Taglohn  beträgt  37  kr. 
und  wird  in  der  Ziegelei  gezahlt.  4  fl.  80  kr.  Durchschnittswochenlohn. 
Dieser  Betrag  reicht  nach  den  näher  angeführten  Daten  zur  notdürftig- 
sten Deckung  der  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung  einer  alleinstehenden 
Wiener  Arbeiterin  aus.  Wenn  sie  niemanden  unterstützen  muss,  sich 
überhaupt  kein  Vergnügen  gönnt,  nie  eine  Extraausgabe  macht,  nie 
krank  wird  und  dauernd  ihre  Arbeit  behält,  könnte  sie  eben  noch  aus- 
kommen. Sie  kommt  aber  nicht  aus  und  kann  es  auch  nicht,  da  ihr 
Verdienst  meist  kein  regelmässiger  ist.  In  fast  allen  Branchen,  mit  ganz 
wenigen  Ausnahmen ,  wurde  konstatiert,  dass  es  eine  grosse  Seltenheit 
ist,  wenn  eine  Arbeiterin  längere  Zeit  in  einem  und  demselben  Betriebe 
beschäftigt  ist.  Gerade  die  Industrie,  die  vorzugsweise  Frauen  beschäf- 
tigt —  die  Bekleidungsindustrie  —  ist  eine  Saisonindustrie  par  excellence 
und  auch  in  den  anderen  Branchen  haben  vor  allem  die  Frauen  unter 


Miszelkn.  697 

dem  Einflüsse  der  toten  Saison  zu  leiden,  da  sie  als  minder  (lualifizierte 
Kräfte  zuerst  entlassen  werden.  In  vielen  Fällen  wurde  ein  Aussetzen 
durch  Monate  —  in  der  Hutmacherei,  Cigarettenpapiererzeugung,  Schnei- 
derei, Federschmückerei,  Spenglerei  —  konstatiert,  in  der  Perlenstickerei 
ist  das  halbe  Jahr  hindurch  nichts  zu  thun,  in  vielen  anderen  Branchen 
wird  durch  Wochen  oder  wenigstens  durch  Tage  ausgesetzt.  Dabei  ist 
die  Arbeiterin  nicht  einmal  immer  im  stände,  diese  Zeit  der  Pause  zu 
einer  anderen  Arbeit  zu  verwenden.  In  vielen  Betrieben  muss  sie  im 
Arbeitslokale  erscheinen  und  kann ,  wie  einzelne  Expertinnen  sich 
drastisch  ausdrückten,  bei  den  stehenden  Maschinen  Strümpfe  stricken. 
Zweck  dieses  anscheinend  sinnlosen  Vorgehens  des  Unternehmers  ist, 
zu  verhüten,  dass  man  von  der  eingetretenen  Geschäftsstockung  erfahre, 
was  den  Kredit  schädigen  könnte.  In  anderen  Betrieben  ist  es  wie- 
derum die  Unbestimmtheit  des  Aussetzens,  welche  die  Arbeiterin  daran 
hindert,  sich  nach  einem  anderen  Erwerbe  umzusehen.  Sie  muss  des 
Morgens  in  der  Werkstatt  erscheinen  und  erfährt  erst  hier,  dass  heute 
nichts  zu  thun  sei  und  sie  wieder  nach  Hause  gehen  könne.  —  Vor 
allem  ist  es  die  Nahrung,  an  welcher  die  Arbeiterin  zu  ersparen  sucht. 
Wie  weit  diese  Sparsamkeit  geht,  ersieht  man  aus  den  Aussagen  jener 
Expertinnen,  die  unter  »am  Mittagbrot  absparen«  einfach  Streichen  des 
Mittagbrotes  überhaupt  verstanden.  Giebt  es  Obst,  so  bildet  es  nebst 
Brot  oft  das  einzige  Nahrungsmittel.  Auch  Brot  als  einzige  Speise  ist 
nicht  zu  selten  und  zwar  nicht  nur  in  der  toten  Saison.  Denn  während 
der  Hauptsaison  heisst  es  die  Schulden  abzahlen,  die  man  während  der 
arbeitslosen  Zeit  gemacht  hat  und  die,  wie  konstatiert  worden,  oft  bis 
30  fl.  betragen.  Man  kann  leicht  berechnen ,  wie  schwer  bei  einem 
Durchschnittsverdienste  von  nicht  ganz  5  fl.  wöchentlich  die  Abtragung 
einer  solchen  Schuld  fällt.  Aber  die  Arbeiterin  weiss,  dass  sie  ihren 
Kredit  auf  jeden  Fall  aufrecht  erhalten  muss,  und  zahlt  daher  —  und 
hungert.  Denn  an  Wohnung  und  Kleidung  kann  sie  nichts  ersparen. 
Dabei  zahlt  sie  ihre  Nahrung  verhältnismässig  teuer.  Bezeichnend  ist 
die  konstatierte  allgemeine  Abneigung  gegen  das  Essen  in  den  Volks- 
küchen, welche  trotz  vieler  humanitärer  Zuwendungen  nicht  im  stände 
sind,  ein  billiges  und  gutes  Essen  zu  liefern.  Keine  einzige  der  erschie- 
nenen Expertinnen  ass  in  einer  Volksküche.  Viele  hatten  es  wohl  ver- 
sucht ,  waren  aber  bald  wieder  ausgeblieben ,  trotzdem  sich  dort  das 
Mittagessen  kaum  auf  15  kr.  stellt.  Eine  Hadernsortiererin  schildert 
ihre  Nahrungsverhältnisse  in  folgender  Weise :  »Zum  Frühstück  nimmt 
eine  Arbeiterin  Kafi"ee,  zum  Gabelfrühstück  um  3  kr.  Speck,  zu  Mittag 
Suppe  und  Gemüse,  Fleisch  nicht,  zur  Jause  kommt  meist  um  3  kr. 
Milch  oder  Speck,  das  Nachtmahl  besteht  aus  Gemüse  oder  Suppe. 
Die  Ausgabe  für  die  Kost  beträgt  im  Tage  etwa  40  kr.«  Die  Arbei- 
terin, die  sich  diese  Ausgabe  gestatten  kann,  verdient  6  fl.  wöchentlich, 
und  ist  in    einem  Berufe    beschäftigt ,    der  so  viel  Unannehmlichkeiten 
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mit  sich  bringt,  dass  der  Zudrang  kein  zu  grosser  ist.  Eine  Schürzen- 
näherin, Witwe,  Mutter  von  zwei  Kindern,  gab  an :  »In  der  Frühe  esse 
ich  mit  den  Kindern  Kaffee  und  Brot,  um  10  Uhr  ein  Stück  Brot,  zu 
Mittag  eine  Reis-  oder  Erdäpfelsuppe,  zur  Jause  essen  wir  Kaffe  und 
ein  Stück  Brot.  Das  ist  um  halb  5  Uhr,  wenn  die  Kinder  aus  der  Schule 
kommen.  Nachher  essen  wir  nichts  mehr.  Die  Milch  zum  Kaffee  kostet 
täglich  IG  kr.,  das  ist  ^4  Liter.«  Eine  Ziegelarbeiterin  schilderte  ihre 
Nahrungsverhältnisse  wie  folgt :  »Zum  Frühstück  Malzkafifee  und  ein 
bissei  anderen  Kaffee,  Cichorie  und  dazu  wird  Brot  gegessen.  Zu  Mit- 
tag haben  wir  Sterz,  Knödel  oder  Erdäpfelsuppe.  Erdäpfel  giebt  es  über- 
haupt alle  Tage ;  Fleisch  essen  wir  nur  am  Sonntag  und  da  ist  es  vom 
Rossfleischhauer.  Abends  kochen  wir  Erdäpfelsuppe  oder  wieder  Kaffee 
und  Brot.  So  geht  es  das  ganze  Jahr.«  —  Diese  Schilderungen  liessen 
sich  beliebig  vermehren.  Mit  erschreckender  Deutlichkeit  geht  daraus 
hervor,  dass  die  Arbeiterinnen  vor  allem  und  zwar  auch  in  der  hohen 
Saison  an  der  Nahrung  sich  selbst  das  Notwendigste  absparen.  In  den 
blutleeren,  bleichen  Gesichtern  der  Expertinnen  konnte  man  deutlich 
die  zerstörende  Wirkung  dieser  Ernährungsverhältnisse  sehen ,  und  es 
musste  ganz  eigentümlich  berühren,  dass  gerade  bei  dem  Kapitel  »Nah- 
rung« die  Arbeiterinnen  verhältnismässig  am  wenigsten  das  Traurige 
ihrer  Lage  zu  fühlen  schienen.  Das  Weib  ist  eben  bedeutend  akkomo- 
dationsfähiger als  der  Mann.  So  wie  es,  kaum  dem  Schlamme  der  tiefsten, 
gesellschaftlichen  Niederungen  entstiegen,  in  verschwenderischem  Luxus 
sich  sehr  bald  vollkommen  heimisch  fühlt,  so  kann  es  auch  die  Ent- 
behrungen bis  zu  einer  Grenze  ertragen,  bei  welcher  für  den  Mann  die 
Existenzmöglichkeit  überhaupt  aufhört.  Von  den  Expertinnen  konnte 
keine,  die  nicht  noch  von  anderer  Seite  Unterstützungen  erhielt,  sagen, 
dass  sie  sich  thatsächlich  satt  esse.  Die  meisten  waren  sich  vollständig 
bewusst,  dass  sie  mit  dem  Kaffee  oder  mit  den  Erdäpfeln  den  Magen 
nur  »foppen«,  ohne  aber  sich  über  die  Konsequenzen  einer  solchen 
»Fopperei«  weitere  Gedanken  zu  machen.  Mehr  als  über  die  unzu- 
reichende Nahrung  beschwerten  sie  sich  über  die  Art,  in  welcher  sie 
dieselbe  zu  sich  nehmen  müssten.  Den  mitgebrachten  Kaffee  können 
sie  oft  nicht  einmal  wärmen,  das  Mittagbrot  müssen  sie  nicht  selten 
auf  kalten  Gängen,  Treppen  oder  im  Hofe  einnehmen,  ohne  sich  auch 
nur  notdürftig  reinigen  zu  können.  Der  Wiener  Gewerbeinspektor  weiss 
in  seinen  Berichten  von  Frauen  zu  erzählen,  die  er  die  Speisen  mit 
Zeitungspapier  anfassen  sah,  aus  Scheu,  sie  mit  den  schmutzigen  Händen 
zu  berühren,  und  fast  alle  Expertinnen  führten  Klage  über  den  Mangel 
an  Waschvorrichtungen.  Entweder  gar  keine  Waschapparate,  oder  ein 
Waschtrog  für  50  Arbeiterinnen,  keine  Seife ,  kein  Handtuch  oder  ein 
solches  für  alle  gemeinsam.  LTnd  die  Arbeiterinnen  sprachen  hierüber 
entrüsteter  als  über  ihr  fortwährendes  Hungern,  das  sie  als  beinahe 
selbstverständlich    ergeben    zu    ertragen    schienen.    Also    nicht    einmal 
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Deckung  der  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  bei  der  durch  das  Akkord- 
system bedingten  angestrengtesten  Arbeit.  —  Das  Leben  dieser  schleclit- 
genährten  und  überarbeiteten  Frauen  ist  noch  ein  gutes  zu  nennen  im 
Vergleiche  mit  der  traurigen  Existenz  der  Lehrmädchen.  Was  über 
die  Lebensverhältnisse  der  Lehrmädchen  in  der  Enquete  zur  Sprache 
kam,  ist  so  haarsträubend,  dass  man  geneigt  wäre,  es  für  übertrieben 
zu  halten,  wenn  nicht  andere,  ganz  unverdächtige  Zeugen  die  Wahrheit 
bestätigen  würden.  Der  Gewerbeinspektor  erzählt  in  seinem  Berichte 
für  1886,  dass  meist  mehrere  Mädchen  in  einem  Bette  schlafen  müssen, 
und  dass  die  Betten  in  der  Werkstätte  oder  Küche  stehen.  In  dem 
Berichte  für  1890  heisst  es  euphemistisch,  dass  »die  sogenannten  Betten 
sehr  häufig  nicht  das  sind,  was  man  sich  nach  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauche darunter  vorstellt«.  Wie  diese  Betten  aussehen,  das  erfuhr 
man  in  der  Enquete  :  einige  zusammengerückte  Stühle  bildeten  sie.  Dass 
aber  den  Klagen  der  Expertinnen  in  dieser  Hinsicht  mit  Misstrauen 
entgegenzukommen  unberechtigt  wäre,  dafür  spricht  folgender  Passus 
im  Berichte  des  Wiener  Gewerbeinspektors  für  1889:  »Die  von  Ar- 
beitern gegen  Gewerbeinhaber  zahlreich  erstatteten  Anzeigen  wegen 
schlechter  Werkstätten  und  sanitätswidriger  Schlafräume ,  wegen  zu 
langer  Arbeitszeit  und  Verletzung  der  Sonntagsruhe,  wegen  übermässiger 
Ausnützung  und  roher  Behandlung  der  Lehrlinge  u.  s.  w.  waren  zumeist 
im  wesentlichen  berechtigt.«  Was  rücksichtlich  der  Behandlung  der 
Lehrmädchen  in  der  Enquete  zu  Tage  kam,  übersteigt  alles,  was  man 
erwarten  konnte.  Das  Lehrmädchen  ist  eigentlich  die  drei  oder  vier 
Jahre  seiner  Lehrzeit  hindurch  thatsächlich  eine  Sklavin.  Der  Schuster- 
junge, der  das  Kind  des  Meisters  wiegt,  ist  eine  typische,  tragikomische 
Figur  geworden.  Er  lernt  nichts  und  wird  doch  überanstrengt.  Aber 
er  ist  immerhin  ein  Junge,  kräftiger  und  widerstandsfähiger  als  das  Lehr- 
mädchen ,  das  mit  seinem  15.  Jahre  ja  gerade  in  die  entscheidende 
Periode  seiner  Entwickelung  tritt.  Die  Expertinnen  erzählten  alle  von 
ihrer  Lehrzeit  mit  einem  gewissen  wohligen  Gruseln,  wie  man  von  einer 
überstandenen  grossen  Gefahr  spricht.  Soweit  es  sich  um  fabrikmässige 
Betriebe  handelt,  geht  es  noch  an:  höchstens,  dass  die  Arbeit  eine  zu 
schwere  ist.  So  erzählt  der  Gewerbeinspektor  in  seinem  Berichte  für 
1888,  dass  zwei  15jährige  Mädchen  zum  Radtreiben  bei  einer  Ritz- 
maschine verwendet  wurden.  Die  Arbeit  überstieg  weit  das  Kräftemass 
der  Mädchen  und  nach  je  4 — 5  Minuten  mussten  sie  ganz  erschöpft 
mit  dem  Drehen  innehalten.  Aber  im  allgemeinen  wurde  in  der  Enquete 
konstatiert,  dass  die  Lage  der  Lehrmädchen  in  den  Grossbetrieben  eine 
immerhin  erträgliche  sei,  ja  geradezu  glänzend  im  Verhältnis  zu 
den  Kleinbetrieben,  in  welchen  noch  das  »schöne  patriarcha- 
lische Verhältnis«  herrscht.  Hier  werden  die  Mädchen  geistig  und 
körperlich  zu  Grunde  gerichtet.  Als  etwas  ganz  Selbstverständliches, 
worüber  auch  seitens  der  Expertinnen    keinerlei  Klage   geführt  wurde, 
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scheint  es  angesehen  zu  weiden ,  dass  das  Häushche  von  den  Lehr- 
mädchen besorgt  wird.  Dadurch  wird  ihre  Arbeitszeit  ins  Ungeniessene 
verlängert.  Sehr  bezeichnend  ist  dafür  die  Antwort,  welche  das  Kom- 
missionsmitglied Frau  Baronin  Vogelsang  auf  ihre  Frage ,  wie  es  mit 
dem  Kirchenbesuch  stehe,  von  einer  Expertin  erhielt,  die  bis  zu  ihrem 
14.  Jahre  in  einem  Kloster  erzogen  worden  war.  Sie  meinte:  »In  die 
Kirche  kann  man  nur  am  Sonntag  gehen.  Der  Herr  sagt,  wenn  ich 
beten  gehen  will,  soll  ich  es  in  meiner  Zeit,  also  vor  6  Uhr  früh  thun. 
Am  Samstag  aber  musste  ich  immer  bis  nach  Mitternacht  aufräumen. 
Ueberhaupt  war  ich  stets  so  müde,  dass  ich  oft  aus  dem  Bette  geprügelt 
werden  musste.«  Misshandlungen,  sowie  rohes  Benehmen  der  Chefs  sind 
an  der  Tagesordnung ;  das  Lehrmädchen  lebt  in  einer  Atmosphäre, 
welche  jede  bessere  Regung,  jeden  Fortbildungstrieb  ersticken  muss. 
Es  war  interessant  zu  beobachten ,  wie  hoch  die  schon  selbständigen 
Arbeiterinnen  ihre  Freiheit  schätzen.  Mehr  als  einmal  drängte  sich 
den  Kommissionsmitgliedern  die  Frage  auf  die  Lippen,  warum  denn 
die  Expertin  nicht  lieber  einen  Dienst  suche ,  statt  ewig  zu  hungern. 
In  Wien  ist  durchaus  kein  Ueberfluss  an  Dienstboten,  auf  dem  Lande 
herrscht  sogar  empfindlicher  Mangel.  Aber  immer  kam  dieselbe  Ant- 
wort: »da  ist  man  nicht  frei«.  In  der  That  sind  die  Dienstbodenord- 
nungen der  einzelnen  Provinzen  so  rückständig,  —  giebt  doch  die  Wiener 
eine  Art  von  Züchtigungsrecht  — ,  und  sie  nehmen  so  gar  keine  Rück- 
sicht darauf,  dass  dem  Dienstboten  eine  wenn  auch  noch  so  geringe 
Zeit  zur  Besorgung  der  eigenen  Angelegenheiten  gelassen  werden  müsse, 
dass  die  Scheu  vor  dem  Eintritte  in  einen  Dienst  nur  allzu  begreiflich 
erscheint.  Ausnahmlos  erklärten  die  Expertinnen,  dass  sie  einer  Dienst- 
stellung noch  immer  ihr  gegenwärtiges  Los  vorziehen,  obwohl  sie  selbst 
bei  der  angestrengtesten  Arbeit  sich  nicht  einmal  ordentlich  zu  nähren 
vermögen.  —  In  diesen  Kreisen  ist  die  Frauenemanzipation  längst 
durchgeführt;  diese  Frauen  sind  frei  von  dem  mancipium  des  Mannes, 
sie  sind  aber  in  einem  viel  härteren ,  in  dem  des  Hungers  und  des 
Elends.  Ihr  Frauencharakter  geht  dabei  langsam  zu  Grunde.  Sie  können 
nicht  Jungfrauen,  nicht  Mütter  bleiben,  die  Not  raubt  ihnen  den  Kranz, 
den  sie  nur  allzu  bald  auf  den  Sarg  des  Kindes  legen  können.  Schon 
als  Lehrmädchen  muss  ihre  Moralität  Schaden  leiden.  Es  wurden  Fälle 
erzählt,  dass  der  Lehrherr,  selbst  noch  in  sehr  mangelhafter  Toilette, 
die  Mädchen  aus  den  Betten  jagt,  dass  die  Mädchen  des  Nachts  die 
Kammerthüre  nicht  schliessen  dürfen,  kurz,  dass  das  kleingewerbliche 
Patriarchat  bedeutend  mehr  moralische  Korruption  mit  sich  bringe,  als 
die  Grossindustrie.  Nicht  minder  schlecht  steht  es  mit  der  Sitthchkeit 
bei  vielen  erwachsenen  Arbeiterinnen.  Die  Expertinnen  waren  begreif- 
licherweise gerade  in  dieser  Hinsicht  nur  schwer  zu  Auskünften  zu  be- 
wegen, besonders  da  gewöhnlich  noch  eine  Kollegin  aus  demselben 
Betriebe  anwesend  war.    Andrerseits  bietet  aber  dieser  Umstand  wieder 
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eine  Gewähr  dafür,  doss  wiiklich  nur  jene  Fälle  zur  Sprache  kamen, 
in  welchen  die  Arbeiterin  sich  von  der  Schuld  allzu  leichten  Entgegen- 
kommens frei  weiss  und  thatsächlich  eine  Vergewaltigung  seitens  des 
Unternehmers  vorliegt.  So  erzählte  eine  Expertin  aus  der  Buchbinder- 
branche:  »Wo  ich  früher  war,  war  es  bei  unserem  Herren  mit  der  Sitt- 
lichkeit sehr  schlecht  bestellt.  Erstens  nahm  er  nur  hübsche  Mädchen 
auf,  zweitens  zahlte  er  nur  2  fl.  Lohn  ,  wenn  man  hinkam.  Dann  hat 
er  mir  50  kr.  Zulage  gegeben,  weil  er  glaubte,  er  werde  sich  von  mir 
etwas  erringen.  Wenn  man  aber  seinem  Willen  nicht  nachgiebt,  so  wird 
man  schlecht  behandelt  und  bekommt  überhaupt  keine  Zulage.  Wenn 
man  seinem  Willen  nicht  nachgiebt,  schmeisst  er  Einen  einfach  hinaus.« 
So  wurde  noch  in  vielen  anderen  Fällen  darüber  geklagt,  dass  Unter- 
nehmer und  Werkführer  ihre  Stellung  dazu  missbrauchen,  um  Ungehö- 
riges von  den  Mädchen  zu  verlangen.  Auf  den  Bauten  sei  die  Geliebte 
des  Poliers,  das  »Stubenmädel«  allmächtig.  Es  war  dei)rimierend,  aus 
den  Aussagen  der  Expertinnen  entnehmen  zu  müssen,  dass  die  Schön- 
heit vor  der  Tüchtigkeit  in  den  meisten  Fällen  den  Vorzug  giebt,  und 
dass  es  in  einigen  Branchen  einfach  allgemeiner  Brauch  ist,  dass  sich 
die  Arbeiterin  den  Wünschen  des  Werkführers  und  des  Unternehmers 
gefügig  zeigt.  In  31  Fällen  haben  die  Expertinnen  direkt  Klage  über 
diese  Zustände  erhoben;  doch  wurde  konstatiert,  dass  dort,  wo  eine 
Organisation  vorhanden  sei,  die  betreffenden  Zustände  eine  wesentliche 
Besserung  zeigen,  weil  der  Unternehmer  und  der  Werkführer  die  Ver- 
öffentlichung fürchten.  In  welcher  rohen  Weise  aber  diese  Zumutungen 
an  die  Arbeiterinnen  gestellt  werden,  dafür  mag  als  Beweis  die  Erzäh- 
lung einer  Expertin  dienen,  welche  angab:  »Die  Arbeiterinnen  sollen 
sich  den  Launen  der  Herren  hingeben.  Ich  kenne  eine  Federnschmückerin, 
eine  Frau,  die  in  anderen  LTmständen  war ;  sie  ist  um  Arbeit  gekom- 
men und  da  hat  der  Herr  ihr  gesagt,  wenn  sie  das  thut,  wird  er  ihr  Arbeit 
geben.«  Wenn  so  die  Arbeiterin  gezwungen  wird,  sich  zu  prostituieren,  um 
Arbeit  zu  erlangen,  dann  ist  es  leicht  begreiflich,  dass  sie  es  thut,  ohne  gleich- 
zeitig zu  arbeiten.  Es  ist  die  tiefste  Klasse  selbst  unter  den  Prostituierten, 
die  Klasse  jener  arbeitslosen  Mädchen  ,  welche  hässlich  an  sich,  durch 
Hunger  und  Elend  noch  abstossender  geworden,  sich  um  wenige  Kreuzer, 
—  Beträge  von  2 — 5  kr.  als  Schandlohn  kommen  vor  — ,  hingeben,  nur  um 
den  nagenden  Hunger  zu  stillen.  —  Eine  nicht  uninteressante  Kategorie 
unter  den  Expertinnen  bildeten  die  in  Staatsbetrieben  angestellten.  Nicht 
dass  ihre  Aussagen  wesentlich  von  denen  der  anderen  Arbeiterinnen 
differierten :  dieselben  Verhältnisse ,  dieselben  Klagen ,  höchstens  dass 
hinsichtlich  der  Wohlfahrtseinrichtungen  zweifelsohne  in  Staatsbetrieben 
mehr  geschieht  als  in  den  meisten  Privatbetrieben.  Aber  der  Ton ,  in 
welchem  diese  Angaben  gemacht  wurden,  war  doch  ein  anderer.  Diese 
Frauen  und  Mädchen  sehen  der  Zukunft  viel  beruhigter  entgegen.  Sie 
haben  ihr  kärgliches  Auskommen  wenigstens  sicher  und  sind  nicht  wie 
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die  anderen  Tag  für  Tag  der  Gefahr  ausgesetzt,  auf  die  Strasse  ge- 
worfen zu  werden.  Lebhaft  wurde  dagegen  seitens  der  Unternehmer 
sowohl  als  seitens  der  Arbeiter  gegen  die  in  den  Strafhäusern  etablierten 
Staatsbetriebe  Klage  geführt.  Während  erstere  sich  gegen  die  Schmutz- 
konkurrenz der  billigen  Straf  hausarbeit  wandten,  wiesen  letztere  ausser- 
dem noch  darauf  hin,  dass  bei  Stiikes  durch  die  Straf hausverwaltungen 
den  Arbeitgebern  bereitwillig  Kräfte  zur  Verfügung  gestellt  werden, 
welche  noch  obendrein  billiger  arbeiten  als  die  Ausständigen  es  gethan 
haben.  Ueberhaupt  konnte  man  die  Bemerkung  machen ,  dass  in  der 
weiblichen  Arbeiterschaft  das  Eingreifen  des  Staates  in  die  Arbeiter- 
verhältnisse durchaus  nicht  als  förderlich  betrachtet  wird.  — 
Zweifelsohne  ist  die  Zahl  der  wirklich  beschäftigten  Heimarbei- 
terinnen bedeutend  grösser  als  die  Zahl  der  Werkstättenarbeiterinnen 
und  hier  muss  ein  wirksamer  Schutz  der  arbeitenden  Frauen  an- 
setzen,  da  die  Unternehmer  schon  jetzt  unumwunden  erklären,  je 
mehr  Lasten  und  Plackereien  der  Ausbau  der  Arbeiterschutzgesetze 
mit  sich  bringe,  umsomehr  würden  sie  die  Arbeit  aus  den  Werk- 
stätten in  das  Heim  der  Arbeiterin  verlegen.  Bisher  sind  die  Heim- 
arbeiter in  Oesterreich  so  gut  wie  ungeschützt  und  selbst  wo  man 
ihre  Interessen  wahrzunehmen  sucht,  geschieht  dies  von  einem  ganz 
verfehlten  Standpunkte  aus.  Der  Unfallversicherung  unterliegen  sie 
überhaupt  nicht,  wohl  aber  werden  sie  in  der  Praxis  als  krankenver- 
sicherungspflichtig  angesehen,  da  §  3  des  Krankenversicherungsgesetzes 
bestimmt,  »dass  auch  solche  Unternehmer  in  deren  Auftrag  oder  für 
deren  Rechnung  selbständige  Arbeiter  in  eigenen  Betriebsstätten  per- 
sönlich oder  unter  Mitwirkung  der  Angehörigen  des  eigenen  Haus- 
standes selbständig,  aber  ohne  andere  Hilfsarbeiter  mit  der  Herstellung 
industrieller  Erzeugnisse  beschäftigt  sind,  berechtigt  sind,  mit  diesen 
Arbeitern  unter  deren  Zustimmung  der  Krankenversicherung  beizutreten.« 
Dass  dies  nicht  oder  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  geschieht,  dafür 
sprechen  die  in  der  Enquete  gemachten  Erfahrungen.  Die  Heimarbei- 
terinnen geniessen  so  gut  wie  gar  keinen  Schutz  ,  ja  in  den  meisten 
Fällen  wissen  sie  nicht  einmal  etwas  davon,  dass  sie  Anspruch  auf  einen 
solchen  hätten,  denn  das  Truckverbot  gilt  auch  für  sie,  wie  ihnen  auch 
das  Wahlrecht  für  die  Gewerbegerichte  zusteht.  —  Will  man  überhaupt  eine 
ernsthafte  Schutzpolitik  der  weiblichen  Heimarbeit  durchführen,  so  muss 
man  den  bisher  festgehaltenen  Standpunkt,  dass  dies  durch  eine  Aus- 
dehnung der  Fabrikgesetze  auf  die  Heimarbeiter  geschehen  könne,  end- 
giltig  verlassen.  Denn  wenn  es  schon  schwer  ist,  die  männlichen  Heim- 
arbeiter diesem  Schutze  zu  unterstellen ,  so  ist  es  noch  bei  weitem 
schwerer,  ja  fast  unmöglich,  dies  bei  den  weiblichen  Hausarbeiterinnen 
durchzuführen.  Man  wird  sich  daher  zu  den  Prinzipien  bekehren  müssen, 
auf  welchen  die  englischen  Gesetze  vom  2.  August  1891  und  6.  Juli  i8g6 
zum  Schutze  der  Heimarbeit    aufgebaut    sind ,    die   auf  die  Mitwirkung 
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der  Heimarbeiterinnen  selbst  bei  der  Durchführung  der  getroffenen 
Massregehi  verzichten,  ein  Standpunkt,  der  als  der  einzig  berechtigte 
jedem  erscheinen  muss,  der  bei  der  Enquete  Gelegenheit  hatte,  sich 
von  der  geringen  Widerstandskraft  und  dem  geringen  Grade  sozial- 
politischen Verständnisses  der  Arbeiterinnen  zu  überzeugen.  Auch  wer 
die  Aussagen  der  Expertinnen  aufmerksam  liest,  kann  sich  dem  Ein- 
drucke nicht  verschliessen,  dass  man  es  hier  mit  einer  durch  Not  und 
Entbehrung  erschöpften  Bevölkerungsklasse  zu  thun  hat,  von  welcher 
zunächst  wenigstens  kein  Widerstand  selbst  gegen  die  ärgste  Ausbeu- 
tung zu  erwarten  ist,  und  jedes  Gesetz,  das  den  Schutz  dieser  Arbei- 
terinnen auch  nur  teilweise  in  ihre  eigenen  Hände  legt,  ist  ein  Schlag 
ins  Wasser.  Sie  werden  keine  Legitimationen  lösen ,  und  es  ist  ohne 
unerträglichen  Eingriff  ins  Hausrecht  unmöglich,  dass  die  Behörden  in 
alle  die  hier  in  Betracht  kommenden  häuslichen  Verhältnisse  Einblick 
erhalten.  Andrerseits  geht  aus  den  Aussagen  der  Unternehmer  zur  Evi- 
denz hervor,  dass  sie  die  Heimarbeit  als  eine  Gelegenheit  zur  Vermei- 
dung aller  sozialpolitischen  Schutzgesetzbestimmungen  ansehen,  so  dass 
wohl  auch  von  dieser  Seite  nicht  nur  keine  Förderung,  sondern  viel- 
mehr möglichste  Hemmung  aller  legislativen  Massnahmen  zu  erwarten 
ist.  Man  muss  das  Uebel  an  der  Wurzel  fassen  und  der  Heimarbeit, 
soweit  sie  auf  Ausbeutung  beruht,  ihre  Existenzberechtigung  rauben. 
Die  Heimarbeit  ist  die  billigere  in  sehr  vielen  Fällen  nur  deshalb,  weil 
der  Unternehmer  jeder  Sorge  um  das  Wohl  der  Arbeiter  enthoben  ist, 
weil  sie  ruhig  in  dumpfen  Löchern  verkommen  und  verhungern  können. 
Hier  muss  der  Hebel  angesetzt  werden  und  zwar  vor  allem  durch  eine 
radikale  Wohnungsreform.  Oesterreich  besitzt  bereits  ein 
Gesetz  vom  2.  Februar  1892  betretfend  Begünstigungen  von  Neubauten 
mit  Arbeiterwohnungen.  Es  wird  nämlich  unter  gewissen  Bedingungen 
Freiheit  von  der  Hauszinssteuer  und  von  der  5  prozentigen  Einkommen- 
steuer, welche  Neubauten  zu  entrichten  haben,  gewährt,  wenn  nur  Ar- 
beiterwohnungen ifi  diesen  Häusern  enthalten  sind,  welche  bestimmten 
hygienischen  Bedingungen  entsprechen  müssen  und  an  Zinsmaxima  ge- 
bunden sind ,  z.  B.  für  Wien  in  eine  Wohnung  mit  einem  Gelass  von 
30  qm  52,5  fl.  Erfolg  kann  dieses  Gesetz  natürlich  solange  nicht 
haben,  als  in  den  anderen  Häusern  sanitäre  Zustände  geduldet  werden, 
die  aller  Zivilisation  Hohn  sprechen.  Nach  den  Erhebungen,  die  Pro- 
fessor Philippoinch  über  die  Wiener  Wohnungsverhältnisse  veranstaltete, 
wohnt  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Bevölkerung  in  überfüllten  Woh- 
nungen und  diese  Häuser  sind  viel  zu  rentabel  für  ihre  Besitzer,  als 
dass  das  Privatkapital  so  bald  an  die  Errichtung  von  Arbeiterhäusern 
gehen  würde,  die  nie  erheblichen  Profit  bringen  können.  Und  doch 
ist  an  wirklich  gesunde  Volkswohnungen  nicht  eher  zu  denken,  als  bis 
nicht  auch  das  Privatkapital  sich  an  der  Erbauung  begünstigter  Ar- 
beiterhäuser beteiligt.    Und  dies  wird  erst  dann  geschehen,  wenn  eine 
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strenge  Sanitätspolizei  die  jetzige  übertriebene  Ausnützung  des  Woh- 
nungsraumes verhindern  wird,  fi^ine  wachsame  Wohnungspolizei  würde 
dann  auch  die  Heimarbeit  weniger  gesundheitsgefährlich  machen.  Schon 
jetzt  sind  die  Kommunen  verpflichtet,  die  Wohnungen  in  sanitärer  Hin- 
sicht zu  überwachen,  und  wenn  sie  dieser  Aufgabe  nicht  nachkommen, 
sollte  man  nach  englischem  Muster  vorgehen,  wo  der  Staatssekretär  in 
diesem  Falle  das  Recht  hat,  eigene  staatliche  Inspektoren  zu  ernennen, 
deren  Kosten  die  säumige  Lokalbehörde  zu  tragen  hat.  Auch  die  übri- 
gen Bestimmungen  des  betreffenden  englischen  Gesetzes  wären  nach- 
ahmenswert und  leicht  durchführbar.  Jeder  Unternehmer  ist  bei  Strafe 
von  2  £  für  jeden  einzelnen  Fall  verpflichtet,  ein  genaues  Register  aller 
Heimarbeiter  zu  führen.  Dann  muss  der  Arbeitgeber  für  die  sanitären 
Verhältnisse  in  der  Wohnung  seiner  Heimarbeiter  verantwortlich  ge- 
macht werden.  Es  sollte  als  Grundsatz  aufgestellt  werden ,  dass  jeder 
Raum ,  in  welchem  Arbeit  im  Interesse  eines  Unternehmers  geleistet 
wird,  zu  dessen  Betriebe  gehöre  und  er  auch  dort  für  die  Durchführung 
aller  jener  Massregeln  sorgen  müsse,  deren  Beobachtung  ihm  in  seiner 
Werkstätte  obliegt.« 

— e.  Die  Veränderunge?i  im  Geburtenüberschüsse  der  verschiedenen 
Länder  seit  1801,  hezw.  iSj^.  —  Am  Schluss  seiner  jüngst  erschienenen 
»Bevölkerungsstatistik«  versucht  G.  v.  Mayr  eine  höchst  beachtenswerte 
»Abgleichung  der  Elemente  des  Bevölkerungswechsels«.  Dabei  kommen 
die  Verschiedenheiten  und  Schwankungen  in  der  Bevölkerungsbewegung 
der  verschiedenen  Länder  zu  vergleichender  Darstellung.  Durch  Gegen- 
überstellung der  Geburts-  und  Sterbeziffern  wird  folgendes  Ergebnis 
einmal  für  1801  bis  1890  nach  Sundbär g,  dann  für  1874 — 95  nach  an- 
deren Quellen  gewonnen:  »Das  Gesamtergebnis,  welches  Sundbärg  für 
Europa  findet,  ist  folgendes: 


Periode 

Periode 

Periode 

iSoi — 20 

6,7 

1851—60 

7,2 

1876—80 

10,1 

1821 — 30 

9.5 

1861—65 

9'3 

1881—85 

10,4 

1831—40 

6,9 

1866—70 

8,5 

1886—90 

10,4 

1841—50 

7.1 

1871—75 

8,4 

Die  Geburtenüberschüsse  zeigen  in  ihrer  Zusammendrängung  zu  einer 
einzigen  Bewegungslinie  für  ganz  Europa  keine  einseitige  Entwick- 
lungsrichtung, sondern  eine  Wellenbewegung,  welche  allerdings  in 
der  neuesten  Zeit  zu  einem  Maximum  der  Geburten- 
überschüsse angestiegen  ist.  Bei  der  Zerlegung  in  Ost-  und  West- 
europa scheint  das  Element  der  Schwankung  vorzugsweise  im  Westen 
zu  liegen,  während  im  Osten  die  Richtung  ständiger  Zunahme  der  Ge- 
burtenüberschüsse eine  ausgesprochene  zu  sein  scheint.  Bei  der  sozial- 
wissenschaftlichen  Bedeutung  dieses  für  den  Kampf 
ums  Dasein  der  einzelnen  V  ö  1  k  e  r  s  c  h  i  c  h  t  e  n  so  be- 
deutsamen Moments  wären  eingehende  historische  Forschungen 
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über    diese    Bewegungsgestaltung    sehr    erwünscht.     Die   summarischen 
Zahlen,  welche  Sundbärg  l)ietet,  sind  folgende: 


Geburtenüberschuss,  jährlich  auf 

1000  Lebende 

Jahr 

Westeuropa 

Osteuropa 

mit  Frankreich 

ohne  Frankreich 

1801 — 20 

6,0 

6,2 

1821—30 

9,6 

10,5 

1831  —  40 

7.2 

8,0 

1841—45 

9,0 

9,9 

f             ^'^ 

1846 — 50 

5,6 

6,4 

1851-55 

6,0 

7,0 

1856—60 

8.5 

9,8 

1861-65 

8,5 

9,7 

10,7 

1866—70 

7,0 

8,4 

10,8 

1871—75 

7,8 

9,4 

9-4 

1876-80 

9.3 

10,8 

I  1,2 

1881—85 

9,2 

10,6 

12,4 

1886—90 

9.« 

10,8 

12,5 

1871—90 

8,8 

10,4 

11,4 

»Die  Sondernachweise,  welche  über  die  Gestaltung  der  Geburten- 
Sterbe-  und  Geburtenüberschussziffern  in  den  einzelnen  Jahren  der  Periode 
1874  bis  1895  für  das  Deutsche  Reich,  Frankreich,  Italien,  England  und 
Wales,  Oesterreich,  Ungarn,  Schweden  und  Russland  vorliegen,  sind  in 
folgenden  Tabellen  zusammene^efasst: 


Auf  1000  Einwohner  jährlich 

Jahre 

Deutsches  Reich 

Frankreich 

Italien               1 

1 

England  und  Wales 

Ge- 

Ge. 

Mehr- 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

boren 

stürben 

geboren 

boren 

storben 

geboren 

boren 

sterben 

geboren 

boren 

slorben 

geboren 

1874 

40,1 

26,7 

13,4 

26,2 

21,7 

4,8 

!   34.9 

30,3 

4.6 

36,0 

22,2 

13.8 

1875 

40,6 

27.6 

13.0 

26,0 

23.1 

2,9 

j   37,7 

30,7 

7,0 

35,4 

22,7 

12,7 

1876 

40,9 

26,3 

14,6 

26,2 

22,6 

3,6 

i   39.2 

28,8 

10,4 

36,3 

20,9 

15.4 

1877 

40,0 

26,4 

13.6 

25,5 

21,6 

3.9 

i   37,0 

28,3 

8,7 

36,0 

20,3 

15.7 

1878 

38,9 

26,2 

12,7 

t    25,2 

22,6 

2,6 

36,2 

29,1 

7.1 

35,6 

2  1,6 

14,0 

1879 

38,9 

25,6 

13-3 

25,0 

22,5 

2.5 

37,8 

29,8 

8,0 

34.7 

20,7 

14,0 

1880 

37,6 

26,0 

11,6 

24,5 

22,8 

1,7 

33.9 

30,8 

3.1 

34.2 

20,5 

13,7 

1881 

37,0 

25,5 

II. 5 

24,9 

22,0 

2,9 

38,0 

27,6 

10,4 

33.9 

18,9 

15.0 

1882 

37.2 

25,7 

II. 5 

24,8 

22,2 

2,6 

37.0 

27,5 

9.5 

33,8 

19,6 

14,2 

1883 

36,6 

25,9 

10,7 

24,8 

22,2 

2,6 

37.2 

27,5 

9,7 

33,5 

19,6 

13,9 

1884 

37,2 

26,0 

11,2 

24,8 

22,2 

2,6 

39.0 

26,9 

12,1 

33,6 

19.7 

13,3 

1885 

37,o 

25,7 

11.3 

24,2 

2  1,9 

2.3 

38,5 

27,0 

11,5 

32,9 

19,2 

13.7 

1886 

37,0 

26,2 

10,8 

23,9 

22,5 

1,4 

37,0 

28,7 

8,3 

32,8 

19.5 

13,3 

1887 

36,9 

24,2 

12,7 

23,5 

22,0 

1,5 

39.0 

28,0 

1 1,0 

31.9 

I9.I 

12,8 

1888 

36,6 

23,7 

12,9 

23,1 

2  1,8 

1,3 

37,6 

27.6 

10,0 

31,2 

18,1 

13,1 

1889 

36,4 

23,7 

12,7 

23.0 

20,5 

2.5 

38,4 

25,6 

12,8 

31,1 

18,2 

12,9 

1890 

35,7 

24,4 

11.3 

21,8 

22,6 

—  1,2 

35,9 

26,4 

9,5 

30,2 

19.5 

10,7 

1891 

37,0 

23,4 

13.6 

22,6 

22,6 

—  0,3 

37,3 

26,2 

1 1,1 

31,4 

20,2 

11,2 

1892 

35,8 

24,1 

11,7 

22,1 

22,6   • 

-  0.5 

36,3 

26,3 

10,0 

30,5 

19,0 

II. 5 

1893 

36,8 

24,6 

12,2 

22,9 

22,8 

0,1 

36,7 

25,3 

11,4 

30,8 

19,2 

11,6 

1894 

35,9 

22,3 

13,6 

22,4 

21,2 

1.2 

35,7 

25.1 

10,6 

29,6 

16,6 

13,0 

1895 

36,1 

22,2 

13.9 

21,9 

22,3 

—  0,4 

35.1 

25,2 

9-9   1 

30,4 

i8,7 

11,7 

7o6 
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Auf  1000  Einwohner 

ährlich 

Jahre 

Oesterreich 

Ungarn 

Schweden 

Russland 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

Ge- 

Ge- 

Mehr- 

boren 

sterben 

geboren 

boren 

storben 

geboren 

boren 

storben 

geboren 

boren 

storben 

geboren 

1874 

39.7 

31.7 

8,0 

42,7 

30,9 

20,3 

10,6 

50,4 

34,8 

15,6 

1875 

39.9 

30,0 

9.9 

45.2 

31,2 

20,3 

10,9 

50,4 

33,9 

16,5 

1S76 

40,0 

29,8 

10,2 

45,8 

35,4 

10,4 

30,8 

19,6 

11,2 

49,6 

34,1 

15,5 

1S77 

38.7 

31,6 

7.1 

43.2 

36,3 

6,9 

31,1 

18,7 

12,4 

48,6 

35,1 

13,5 

1S78 

38,6 

31.6 

7.0 

42,8 

37,1 

5.7 

29,8 

18,1 

11,7 

46,4 

37,4 

9,0 

1S79 

39.2 

29.9 

9,3 

45»7 

35,6 

10,1 

30,5 

16,9 

13,6 

49,2 

34,1 

15,1 

1880 

38,0 

29,8 

8,2 

42,8 

37,1 

5.7 

29,4 

18,1 

II. 3 

48,7 

35,3 

13,4 

18S1 

37.7 

30.6 

7,1 

42,9 

34,3 

8,6 

29,1 

17,7 

11,4 

48,1 

33,5 

14,6 

1S82 

39.1 

30,8 

8,3 

43,8 

35.2 

8,6 

29,4 

17,4 

12,0 

50,6 

39,6 

11,0 

1883 

38,2 

30.1 

8,1 

44,8 

32,1 

12,7 

28,9 

17,3 

11,6 

49,5 

36,7 

12,8 

1884 

38,7 

29,4 

9,3 

45.6 

31,0 

14,6 

30,0 

17,5 

12.5 

50,4 

33,6 

16,8 

1885 

37,6 

30,1 

7,5 

44.8 

31,8 

13.0 

29,4 

17,8 

11,6 

49,0 

35,0 

14,0 

1886 

38,0 

29,4 

8,6 

45.6 

31,6 

14,0 

29,8 

16,6 

13.2 

48,5 

32,6 

15,9 

1887 

38,2 

28,9 

9.3 

,   44,2 

33,8 

10,4 

29,7 

16,1 

13.6 

33,0 

1888 

37,9 

29,2 

8,7 

43,8 

32,0 

11,8 

28,8 

16,0 

12,8 

32,4 

1889 

37.9 

27.3 

10,6 

43,7 

29.9 

13,8 

27,7 

16,0 

II.7 

34,8 

1890 

36,7 

29,4 

7,3 

1  40,3 

32,4 

8,9 

28,0 

17,1 

10,9 

1891 

37.0 

28,2 

9.8 

42,3 

33,1 

9,2 

28,3 

16,8 

11,5 

1892 

36,2 

28,8 

8,4 

40,3 

35,0 

5,3 

27,0 

17,9 

9.1 

1893 

37,9 

27,2 

10,7 

42,5 

31,1 

11,4 

27,4 

16,8 

10,6 

1894 

36,7 

27,8 

8,9 

41,3 

30,4 

10,9 

27,1 

16,4 

10,7 

1895 

38,6 

27,6 

I  1,0 

41,5 

29,6 

11,9 
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— e.  V.  Mayr,  Georg,  Statistik  und  Gesellschaftslehre.  Zweiter  Band.  Bevöl- 
kerungsstatistik. Freiburg  i.  B.  (Leipzig  und  Tübingen) ,  Verlag  von  J.  C  B.  Mohr 
(Paul  Siebeck)  1897.  —  v.  Mayr'%  »Statistik  und  Gesellschaftslehre«,  wovon  der 
zweite  hier  anzuzeigende  Band  eben  erschienen  ist,  gehört  dem  »Handbuch  des  öfFent- 
•  liehen  Rechts«,  genauer  dem  »Einleitungsband«  des  Marquardsen-SeydeP&cla&n  Sam- 
melwerkes an.  Dieser  Einleitungsband,  welcher  der  Zeit  nach  zuletzt  gekommen  ist, 
hat  einen  starken  Umfang  angenommen;  v.  Mayr's  »Statistik  und  Gesellschaftslehre« 
nimmt  drei,  v.  Philipovich's  Volkswirtschaftslehre  zwei  Bände  in  Anspruch.  Das 
»Handbuch  des  öfifentlichen  Rechtes«  ist  hienach  durch  den  Einleitungsband  weit  über 
seine  ursprüngliche  Anlage  hinausgewachsen.  Das  ist  an  sich  nicht  bloss  nicht  zu 
tadeln,  sondern  lebhaft  zu  begrüssen;  denn  es  tritt  auch  darin  das  wachsende  Be- 
dürfnis der  schreibenden  und  der  lesenden  Zeitgenossen  nach  sozialwissenschaftlich 
vollständiger  Erkenntnis  jedes  einzelnen  Hauptstoffes  der  Gesellschaftslehre  hervor. 
Es  kommt  nur  darauf  an,  dass  die  Beigaben  zu  den  Spezialhandbüchern  —  hier  zum 
Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes  —  ihre  Aufgabe  erfüllen,  Mittel  und  Wege  zur 
erweiterten ,  allseitig  soziologischen  Erkenntnis  des  Besonderen  darzubieten.  Diese 
Voraussetzung  trifft  aber  gerade  für  die  Arbeit,  welche  uns  zur  Beurteilung  vorliegt, 
wirklich  in  vollem  Masse  zu,  indem  sie  den  ganzen  Inhalt  des  Gesellschaftslebens, 
welchen  das  öffentliche  Recht  in  seiner  Weise  umspannt ,  statistisch  vorführt.  Da 
jeder  Band  des  grossen  Werkes  einzeln  käuflich  ist ,  wird  auch  dem  jetzigen  Her- 
ausgeber des  Handbuches  des  öffentlichen  Rechtes  aus  der  Erweiterung  um  einen 
allgemein  sozialwissenschaftlichen  Seiten-  und  Unterbau,  wie  ihn  der  »Einleitungs- 
band« nachträglich  herstellt,  irgend  ein  Vorwurf  nicht  gemacht  werden  wollen,  ge- 
rechter Weise  nicht  gemacht  werden  können,  v.  Mayr's  Werk  füllt  durch  Zusam- 
menfassung der  ganzen  sozialstatistischen  Errungenschaft  unserer  Zeit  wirklich  eine 
längst  und  weithin  empfundene  Lücke  und  wird  —  das  darf  man  schon  nach  dem 
Erscheinen  des  vorliegenden  2.  Bandes  sagen  —  allen  Spezialdisziplinen  der  Sozial- 
wissenschaft als  Fundgrube  exakter,  auf  Massenbeobachtung  begründeter  Forschung 
unentbehrlich  sein;  namentlich  dann,  wenn  die  Zahlenreihen  periodisch,  sei  es  in 
neuen  Ausgaben ,  die  zu  hoffen  und  zu  wünschen  sind,  sei  es  in  Form  von  Ergän- 
zungsheften, werden  weiter  geführt  und  hiedurch  brauchbar  erhalten  werden. 

Was  G,  V.  Mayr  im  Ganzen  erstrebt,  ist  ein  »System  der  exakten  Gesellschafts- 
lehre«, eine  ganze  Soziologie  auf  Grund  der  Massenbeobachtung  ,  soweit  überhaupt 
das  Gesellschaftsgebiet  in  seiner  zeitlichen  und  in  seiner  räumlichen  Erscheinung,  in 
seinem  Bestände  und  in  seinem  Leben  ,  in  seiner  Veränderung  und  in  seiner  Ent- 
wickelung  für  die  im  Sinne  der  statistischen  Behandlung  »exakte«  Massenbeob- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1897.   IV.  ^O 
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achtung  zugänglich  ist  oder  zugänglich  zu  werden  verspricht.  Die  Statistik  bietet, 
wie  V.  Mayr  in  §  i  bemerkt,  einen  jährlich  zunehmenden  Reichtum  erstens  an  kon- 
kreten Einzelnergebnissen  abgegrenzter  statistischer  Erhebungen ,  zweitens 
Zusammenfassungen  dieser  Elementarerkenntnisse  zu  historischem  Wissen 
statistischer  Art  je  für  gleichartige  Beobachtungsrichtungen  auf  dem  Wege  statisti- 
scher Vergleichung,  drittens  die  aus  dem  historischen  Material  abgeleiteten  allge- 
meinen Abstraktionen  in  den  drei  verschiedenen  Abstufungen  wissen- 
schaftlicher Zuverlässigkeit :  Regelmässigkeiten ,  Gesetzmässigkeiten  und  Gesetze. 
»Die  systematische  Darlegung  der  aus  allen  diesen  Errungen- 
schaften a  b  z  u  le  i  t  en  de  n  allgeme  i  n  b  ed  e  u  t  s  a  m  en  Feststellung 
historischer  und  abstrakter  Art  macht  den  Inhalt  des  Systems  der  »prak- 
tischen Statistik«  ,  des  Systems  der  allgemeinen  »exakten  Gesellschaftslehre«  aus. 
Dass  nicht  bloss  abstrakte  Typen,  sondern  auch  konkrete  historische  Gestal- 
tungen bei  der  »praktischen  Statistik <f  berücksichtigt  werden ,  dass  Geschichte  der 
statistisch  beobachteten  sozialen  Entwickelung  oder  »Statistische  Geschichte«  in 
grossen  Zügen  Berücksichtigung  findet,  ist  für  v.  Mayr  von  besonderer  Wichtigkeit. 
Gerade  darin  tritt  ihm  das  Wesen  der  Statistik  als  einer  exakten  Gesellschaftslehre 
x-im  Gegensatz  zu  einem  neuzeitlich  auftauchenden  wesenlosen  mathematischen  Sport 
deutlich  hervor«,  v.  Mayr  will  also  wirklich  nicht  bloss  einzelne  Objekte  der  Ge- 
sellschaftslehre, sondern  alle  dieser  letzteren  zugehörigen  Kreise  von  Erscheinungen  er- 
fassen, soweit  nicht  die  der  Massenbeobachtung  gezogenen  »absoluten  und  relativen 
Schranken«  in  räumlicher  und  zeitlicher  Hinsicht  entgegenstehen.  Auch  will  er  alle 
diese  Erscheinungen  nicht  bloss  nach  Bau  und  Leben,  d.  h.  statisch  und  dynamisch, 
sondern  auch  entwickelungsmässig  ergründen ,  also  eine  ganze  allgemeine  Gesell- 
schaftslehre oder  Soziologie  mit  der  Beschränkung  auf  das  exakt  Fassbare  liefern. 
Das  wird  zwar  nicht  die  ganze  und  volle  Soziologie  sein,  welche  ihre  Methoden  nie 
auf  Statistik  wird  beschränken  können ,  aber  doch  eine  vollständige  Soziologie  im 
Masse  der  statistisch  exakten  Fassbarkeit  aller  besonderen  Stoffe.  Das  hatten  wir 
bis  jetzt  nicht ;  die  »AUg.  stat.  Tafeln«  wollten  und  konnten  das  nicht  geben,  v.  Mayr 
hat  also  einen  grossen  Wurf  gethan  und  dieser  Wurf  ist  mit  bestem  Geschick  ge- 
schehen, was  wir  sogleich  nachdrücklich  auszusprechen  uns  verpflichtet  fühlen,  ob- 
wohl wir  mit  der  Gliederung  dieses  ersten  »Systems  praktischer  Statistik«  oder 
»exakter  Gesellschaftslehre«   uns  nicht  durchaus  zu  befreunden  vermögen. 

Einer  exakten  Behandlung  der  Gesamtheit  sozialer  Wissenschaft  musste  eine 
»theoretische  Statistik«  oder  die  volle  Theorie  der  Statistik  vorangeschickt  werden; 
dies  ist  1894  im  i.  Band  von  »Statistik  und  Gesellschaftslehre«  geschehen.  Diese 
Voranstellung  »theoretischer  Statistik«  wird  wohl  als  die  Ursache  davon  anzusehen 
sein,  dass  das  Gesamtwerk  v.  Mayr's  den  Namen  »Statistik  und  Gesellschaftslehre«, 
nicht  schlechtweg  denjenigen  der  exakten  Gesellschaftslehre  erhalten  hat.  Nach  dem 
Plan,  der  dem  H.  Verfasser  zuerst  vorschwebte,  war  der  zweite  nicht  theoretische 
Teil,  d.  h.  die  ganze  »praktische  Statistik«  einem  einzigen  zweiten  Bande  zugedacht. 
Diese  Absicht  hat  sich  nicht  verwirklichen  lassen,  wie  bei  der  gewaltigen  Fülle  des 
Stoffes  praktischer  Statistik  nicht  anders  zu  erwarten  war.  Es  sind  zwei  Bände  not- 
wendig geworden,  wovon  der  eine  vorliegende  die  Bevölkerungsstatistik 
oder  was  für  den  Verf.  das  Gleiche  bedeutet ,  die  D  e  m  o  1  o  g  i  e  giebt,  und  wo- 
von der  zweite  (des  Gesamtwerkes  dritter)  Band  die  Moral-,  B  i  1  d  u  n  g  s-, 
Wirtschafts-  und  politische  Statistik  umfassen  soll.  Die  Demologie  be- 
handelt die  sozialen  Elementarerscheinungen,  als  welche  ihr  eben  nur  die  Menschen- 


Litter atur.  709 

massen  oder  Bevölkerungen,  die  Individuen  massen  gelten,  während  der  zweite 
Band  die  Bevölkerung  nicht  bloss  als  Individual-Massenerscheinung ,  sondern  als 
Träger  der  grossen  sozialen  Organ-  und  Funktionssysteme,  der  asozialen  Gebilde c, 
wie  es  gelegentlich  heisst,  zur  Anschauung  bringen  soll. 

Wie  gliedert  der  H.  Verfasser  den  gewaltigen  Stoff,  welchen  er  sich  zum  Vorwurf 
genommen  hat  ?  wie  ist  sein  »System«  praktischer  Statistik  des  Genaueren  veranlagt  ? 
Georg  V.  Mayr  hatte  in  der  »Theoretischen  Statistik«  die  »ganze  soziale  Masse« 
eingeteilt:  in  i)  die  Menschenmassen,  2)  die  Massenhandlungen  der  Menschen  und 
die  Ereignisse,  3)  die  Masseneffekte  der  menschlichen  Handlungen,  bezw.  Ereignisse. 
Diese  »formal  logische  Gliederung«  lässt  v.  Mayr  für  die  »Abgrenzung  der  Teil- 
gebiete« seines  Systems  praktischer  Statistik  nun  fallen ;  die  Massenhandlungen  und 
bezw.  Ereignisse ,  sowie  die  MassenefFekte  werden  bei  Seite  gestellt ,  die  Bevölke- 
rungsmassen allein  nach  Bestand  und  Bewegung  zum  Gegenstand  des  2.  Bandes 
gemacht,  während  die  übrigen  vier  Teilgebiete,  wie  schon  bemerkt  ,  dem  3.  Bande 
(dem  2.  der  »prakt.  St.«)  vorbehalten  sind,  nämlich  Moralstatistik,  Bildungsstatistik, 
Wirtschaftsstatistik  und  politische  Statistik.  Eine  Begründung  für  diese  »Abgrenzung 
der  Teilgebiete«  enthält  der  vorliegende  2.  Band  leider  nicht ,  was  die  Beurteilung 
seines  Wertes  vom  Standpunkt  soziologischer  Systematik  erschwert  und 
eine  solche  Beurteilung  vor  dem  Erscheinen  des  3.  Bandes  fast  unmöglich  macht. 
Der  H.  Verfasser  bemerkt  nur  (S.  4  f.),  es  würde  »wenig  Interesse  haben  und  eine 
fortlaufende  Zerreissung  des  Stoffes  ergeben«,  wenn  auch  die  Massenhandluiigen  und 
die  Masseneffekte  als  besondere  Teilgebiete  behandelt  werden  wollten«,  was  ihm  ohne 
weiteres  zugegeben  sein  soll !  »An  Stelle  einer  solchen  formal  logischen  Gliederung 
empfiehlt  sich  vielmehr  die  Abgrenzung  des  einschlägigen  statistischen  Stoffes  nach 
Massgabe  der  materiell  bedeutsamen  Beziehungen  des  gesellschaftlichen  Lebens.« 
Die  Kriterien  »materieller  Bedeutsamkeit«  sollten  nun  freilich  allgemein  soziologisch 
dargelegt  werden ,  bevor  die  beliebte  Abgrenzung  auf  wissenschaftlich  zwingende 
Richtigkeit  Anspruch  erheben  kann.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Am  Schlüsse 
dieses  Berichtes  wird  auf  diesen  Punkt,  soweit  es  schon  bei  Anzeige  des  2.  Bandes 
zulässig  ist,  zurückgekommen  werden. 

Zunächst  sei  der  vorliegende  2.  Band  so  der  Betrachtung  unterzogen,  als  ob  er 
eine  selbständige  Bevölkerungsstatistik  oder  Demologie  für  sich,  nicht  der  Elemen- 
tarteil eines  Systems  »exakter  Gesellschaftslehre«,  nicht  Gliedbestandteil  des  Ganzen 
der  »praktischen  Statistik«  wäre.  So  angesehen  wird  die  v.  Afayr'sche  Demologie 
als  die  bedeutendste  zusammenfassende  Leistung  der  bisherigen  bevölkerungsstatisti- 
schen Litteratur  angesehen  werden  dürfen.  Der  unterzeichnete  Referent  wenigstens 
kennt  ein  Werk  von  annähernd  gleichem  Wert  auf  diesem  Gebiete  nicht  und  gewiss 
auch  manchem  anderen  Leser  wird  das  Buch  den  Eindruck  machen ,  dass  es  das 
Beste  ist,  was  die  neuere  Litteratur  auf  dem  Gebiete  der  zusammenfassenden  Be- 
völkerungsstatistik oder  Demologie  geliefert  hat.  Einige  wenige  Andere  hätten  viel- 
leicht dasselbe  leisten  können,  aber  Niemand  etwas  Besseres.  Das  Buch  ist  die  reife 
Frucht  eines  ich  möchte  sagen  bevölkerungswissenschaftlichen  Lebens,  einer  unüber- 
troffenen kritisch  angeeigneten  Kenntnis  der  ganzen  Litteratur,  einer  vollen  Beherr- 
schung aller  bisher  eingeschlagenen  statitischen  Methoden.  Vor  allem  ist  der  Band 
ein  vorzügliches  Handbuch  der  bevölkerungsstatistischen  Zahlenreihen ,  ein  um  so 
brauchbareres ,  als  es  durch  ein  völlig  zuverlässiges  und  praktisches ,  reich  geglie- 
dertes Sachregister  jede  Einzelnheit  wiederzufinden  gestattet.  Während  das  Buch 
alles  Bedeutende  von  allgemeinem  Interesse  selbst  hervorhebt,    weist    es    durch  die 
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reichhaltigen  Litteraturangaben  am  Schlüsse  jedes  Paragraphen  den  Weg  zur  Er- 
kenntnis aller  Einzelheiten  der  ungeheuer  umfassenden  Speziallitteratur  aller  Länder. 
Man  hätte  schwere  Qual  mit  der  Wahl  von  Proben  aus  den  Nachweisungen  ver- 
gleichender Statistik,  welche  v.  Mayr's  Buch  als  demologisches  Handbuch  in  so  er- 
schöpfender als  übersichtlicher  und  bequemer  Weise  darbietet ;  die  einzige  Probe, 
welche  wir  unter  den  Miszellen  ausgehoben  haben,  giebt  nur  eine  schwache  und  un- 
gefähre Vorstellung  von  dem  hundertfach  reicheren  handbuchmässigen  Inhalt  des 
Bandes.  Der  H.  Verfasser  giebt  übrigens  weit  mehr  als  konkrete  Einzelnergebnisse 
abgegrenzter  statistischer  Erhebungen.  Er  giebt  historische  Reihen  und  entwickelt 
mit  grösster  Umsicht  demologische  Regelmässigkeiten  und  Gesetzmässigkeiten.  Nicht 
das  Geringste  ist,  dass  er  die  aligemeine  »Theoretische  Statistik«  des  i.  Bandes  bei 
jedem  einzelnen  Gegenstande  des  vorliegengen  Teils  der  praktischen  Statistik  zu 
einer  speziellen  theoretischen  Statistik  der  einzelnen  Gegenstände  seiner  Demologie 
erweitert  und  jeden  Teil  der  letzteren  nach  der  methodologischen  Seite  für  den 
wissenschaftlichen  Gebrauch  erschliesst;  sämtliche  Vorsichten  für  die  Beurteilung 
jedes  Zahlenwertes  sind  stets  nahegelegt.  In  allen  diesen  Hinsichten  ist  der  vor- 
liegende Band  als  Bevölkerungsstatistik  —  so  nennt  er  sich  —  für  sich  allein  eine 
Leistung  ersten  Ranges  und  er  wird  diesen  Rang  behaupten  ,  wenn  die  periodische 
Ergänzung  der  bis  zur  Gegenwart  gegebenen  Zahlenreihen  in  die  Zukunft  hinein 
stattfinden  wird. 

Hiemit  könnten  wir  die  allgemeine  Kritik  des  ersten  Teiles  der  praktischen  Sta- 
tistik oder  exakten  Gesellschaftslehre  schliessen  und  die  Beurteilung  des  Werkes  als 
Gliedbestandteils  eines  Systems  exakter  Soziologie  so  lange  ausgesetzt  sein  lassen, 
bis  der  weiter  zu  erwartende  Teil  über  Moral-,  Bildungs- ,  Wirtschafts-  und  poli- 
tische Statistik  erschienen  sein  wird.  Dennoch  dürfen  wir  seiner  Beurteilung  unter 
dem  zweiten  Gesichtspunkt  der  allgemein  soziologischen  Systematik  schon  jetzt  nicht 
ganz  ausweichen,  wenn  wir  uns  auch  auf  erste  kritische  Andeutungen  zu  beschränken 
haben,  welche  dann  nach  Abschluss  der  ganzen  »Statistik  und  Gesellschaftslehre« 
weiterzuführen,  bezw.  zurückzunehmen  sein  werden. 

Dem  Referenten  will  es  scheinen,  dass  sich  schon  an  der  Systematik  des  Ele- 
mentarteils der  »praktischen  Statistik«  oder  aexakten  Gesellschaftslehre«  jene  will- 
kürliche ,  wenigstens  ohne  Begründung,  gegebene  »Abgrenzung  der  Teilgebiete  der 
praktischen  Statistik«  (§  5)  nicht  unerheblich  rächt.  Die  Systematik  auch  der  De- 
mologie wird  sich  eben  nicht  befriedigend  feststellen  lassen,  ohne  dass  sie  sich  mit 
der  ganzen  exakten  Gesellschaftslehre,  mit  Soziologie  im  allgemeinen  zuvor  ausein- 
andergesetzt haben  wird.  Um  die  diesfalls  schon  jetzt  zu  gebenden  Andeutungen 
dem  Leser  verständlich  zu  machen,  haben  wir  die  ganze  systematische  Anlage  der 
V.  J/ajr'schen  Demologie  in  Kürze  zu  veranschaulichen,  was  zugleich  den  Reichtum 
des  Inhaltes  erkennen  lässt. 

Der  H.  Verf.  kennt,  wie  oben  bemerkt ,  ausser  den  Menschenmassen  oder  Be- 
völkerungen zwei  andere  »soziale  Elemente«  (S.  4),  nämlich  Massenhandlungen  (auch 
Ereignisse)  und  Masseneffekte ,  setzt  sie  aber ,  wie  schon  erwähnt ,  für  seine  prak- 
tische Statistik  matt,  da  diese  elementarische  Dreigliederung  nur  formal  logischen 
Wert  haben  würde.  Die  Frage,  ob  nicht  zwei  andere  Elemente  des  sozialen  Kör- 
pers von  nicht  persönlicher  Art,  nämlich  der  Boden  (Land)  und  die  Sachgütermassen 
des  s.  g.  Volksvermögens  ebenfalls — natürlich  nur  als  soziale  Elemente  —  in  Be- 
tracht zu  ziehen  seien ,  wäre  wohl  keine  fernliegende  Vorfrage  systematischer  Ab- 
grenzung gewesen ;   diese  Vorfrage  wird  jedoch  von  v.  Mayr  nicht  aufgeworfen. 
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Ebenso  finden  sich  die  elementaren  Massenverwebungen  von  Individuen,  die  Kon- 
fessions-, Nationaliläts-,  Berufs-  und  andere  besondere  Massenzusammenhänge  nicht 
ex  professo  für  die  Fragen  der  demologischen  Systemisierung  gewürdigt,  obwohl  sie 
sich  dann  doch  sogleich  bei  der  »Differenzierung«  des  Bevülkerungsstandes,  weniger 
der  Bevölkerungsbewegung  hereindrängen ,  allerdings  eben  auf  nicht  systematische 
Weise  hereindrängen. 

Man  könnte  weiter  versucht  sein,  in  jenen  Teil  der  praktischen  Statistik ,  wel- 
cher für  die  elementaren  Massenerscheinungen  der  Gesellschaft  bestimmt  ist,  auch 
noch  die  Massenerscheinungen  der  Familie  selbständig  und  vollständig  aufzunehmen. 
Das  geschieht  nicht.  Die  Gliederung  der  Bevölkerung  nach  dem  Familienstand, 
namentlich  (§  42)  nach  den  Haushaltungs-  und  Familienverhältnissen  lässt  sich  dann 
aber  doch  schon  der  Demologie  nicht  unbezeugt.  Dass  v.  Mayr  das  volle  Ver- 
ständnis zu  selbständiger  Aufstellung  eines  Familien-»Teilgebiets«  der  praktischen 
Statistik  hätte,  geht  aus  den  treffenden  Einleitungsworten  des  §  42  hervor,  wo  es 
heisst:  »es  kommt  nicht  bloss  der  individuelle  Reflex  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  sozialen  Gruppe  oder  einem  sozialen  Gebilde  in  Betracht.  Die  Thatsache,  dass 
die  den  kleinsten  sozialen  Gebilden  Angehörigen  bei  der  Bestandsermittelung  der 
Bevölkerung  in  der  Hauptsache  vereinigt  vorgefunden  werden ,  ermöglicht  es  ,  von 
den  Individuen  zu  diesen  Kollektiv  erscheinungen  der  einfachsten  so- 
zialen Gebiete  des  Familienverbandes  als  besonderen  Beobachtungsobjekten  aufzu- 
steigen und  deren  Zahl  und  Beschaffenheit  direkt  durch  statistische  Beobachtung  bei 
der  Volkszählung  festzustellen.«  Die  Demologie  kann  nun  nur  die  auf  die  Indivi- 
dualmassenerschcinung  zurückfallenden  »Reflexe«  auffassen  und  v.  Mayr's  Demologie 
versäumt  die  Differenzierung  dieser  Reflexe  nicht,  wenn  auch  in  der  Art  der  Systemi- 
sierung der  Charakter  der  Familie  als  Elementargemeinschaft  nicht  zur  Anerkennung 
gelangt  und  der  »individuelle  Reflex«  aus  der  Familie  auf  die  Bevölkerung  erst  zum 
Schluss  der  Lehre  vom  Bevölkerungsstande  Platz  findet.  Ob  die  hiedurch  ent- 
stehende Lücke  im  weiteren  Bande  sich  füllen  wird,  indem  innerhalb  jeder  der  vier 
grossen  »sozialen  Gruppen«  oder  »sozialen  Gebilde«  eine  besondere  Abteilung  der 
Moral-,  Bildungs-,  Wirtschafts-  und  politischen  Statistik  der  Familie  gewidmet  sein 
wird,  ist  noch  nicht  abzusehen.  Nur  das  steht  fest,  dass  der  vorliegende  Elementar- 
teil praktischer  Statistik  oder  exakter  Soziologie  es  bei  der  Bevölkerung  sein  Be- 
wenden haben  lässt,  dass  er  blosse  Demologie  giebt. 

Die  Bevölkerungslehre  selbst  gliedert  der  Verfasser  in  zwei  grosse  Hauptab- 
teilungen :  Statistik  des  Bevölkerungs  Standes  und  Statistik  der  Bevölkerungs- 
bewegung,  stets  mit  der  durch  die  Unvollständigkeit  bisheriger  Massenbeobach- 
tung wohl  begründeten  Unterscheidung  der  allgemein  und  der  ausgewählt  beobach- 
teten Bevölkerungsbewegung.  Beiden  Hauptabschnitten ,  demjenigen  über  den  Be- 
völkerungsstand und  demjenigen  über  die  Bevölkerungsbewegung  gehen  vorzügliche 
grundlegende  Erörterungen  über  »Forschungsgebiet  und  Stoffgewinnung«  voran, 
welche  dem  in  der  Technik  der  Statistik  minder  bewanderten  Leser  reiche  Beleh- 
rung auf  leichte  und  einfache  Weise  gewähren ;  namentlich  die  neueste  »Volkszäh- 
lungstechnik« kommt  hiebei  zu  bester  Erörterung.  Die  Grundscheidung  in  That- 
sachen  des  Bevölkerungsstandes  und  in  Thatsachen  der  Bevölkerungsbewegung  ist 
in  der  Bevölkerungsstatistik  anerkannt  und  entspricht  ganz  der  Forderung,  welche 
Auguste  Comte  für  alle  Teile  der  Sozialwissenschaft  erhoben  hat,  die  statischen  und 
die  dynamischen,  die  morphologisch-anatomischen  und  die  physiologisch-psycho- 
logischen Thatsachen  auseinanderzuhalten. 
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Die  »statistischen  Ergebnisse«  über  den  Stand  der  allgemeinen  Bevölkerung 
werden  weiter  gegliedert  in  zwei  Unterabteilungen:  »a)  die  Bevölkerungsmasse  im 
allgemeinen  samt  ihren  Beziehungen  zur  Bodenfläche  und  b)  die  Bevölkerungsmasse 
in  ihrer  natürlichen  und  ihrer  sozialen  Differenzierung.«  Zu  a  werden  in  §§  22 
bis  28  nacheinander  behandelt :  die  Erdbevölkerung  im  ganzen  ,  der  Bevölkerungs- 
stand zu  verschiedenen  Zeiten  (»Geschichte  der  Bevölkerung«),  die  Flächenbe- 
ziehung des  Bevölkerungsstandes  im  allgemeinen,  sowie  Bevölkerungsdichte  und  Be- 
völkerungsanhäufung im  besonderen,  Kombination  von  Anhäufungs-  und  Dichtig- 
keitsfeststellungen, der  s.  g.  Schwerpunkt  der  Bevölkerung.  —  Zu  b  folgen  in  den 
§g  29 — 42  nacheinander :  die  Bevölkerung  nach  dem  Geschlecht ,  der  Altersaufbau 
der  Bevölkerung,  durchlebte  Zeit  und  Durchschnittsalter  der  Lebenden,  »weitere 
natürliche  Differenzierung«  der  Bevölkerungsmasse  (Rassenstatistik,  somatologische 
Statistik,  Verbreitung  und  Art  der  Gebrechen),  weiter  die  Bevölkerung  »nach  dem 
Familienstand«,  nach  dem  Religionsbekenntnis,  nach  Nationalität  und  Stammeszuge- 
hörigkeit, nach  der  Gebürtigkeit  (örtlichen  Herkunft),  nach  den  Heimatsverhältnissen, 
nach  den  Aufenthaltsverhältnissen,  nach  dem  Bildungsgrad  (Schriftkenntnis),  nach  dem 
Beruf,  »nach  den  Haushaltungs-  und  Familienverhältnissen«. 

Beim  zweiten  Hauptabschnitt,  welcher  im  Gegensatz  zum  Bevölkerungsstand  die 
Bevölkerungsbewegung  zum  Gegenstande  hat,  werden  auseinandergehalten  :  A.  der 
Bevölkerungswechsel  und  B.  die  Bevölkerungsentfaltung,  wieder  mit  Unterscheidung 
der  allgemeinen  und  gewisser  ausgewählter  Bevölkerungsmassenbewegungen. 

Unter  A.  d.  h.  zum  Bevölkerungswechsel  kommen  (§§  50 — 60)  nacheinander 
zur  Abhandlung :  a)  Geburten:  Begriff  und  Abgrenzung,  die  absolute  Geburten- 
zahl ,  die  Geburten  nach  Jahreszeiten ,  die  Geburtenhäufigkeit  im  allgemeinen  (Ge- 
burtenverhältnis oder  »Geburtlichkeit«,  Natalität),  die  allgemeine  GeburtenzifiFer,  die 
allgemeine  und  die  ehliche  Fruchtbarkeit,  die  Geborenen  nach  dem  Geschlecht,  die 
einfachen  und  die  Mehrlingsgeburten ,  die  Lebend-  und  die  Totgeborenen ,  die  eh- 
liche und  die  unehliche  »Geburtlichkeit«,  weitere  Differenzierungen  der  Geburtenmassen. 
—  Nach  den  Massenerscheinungen  der  Geburten  werden  b)  diejenigen  des  Ster- 
bens in  §§  61 — 75  zur  Darstellung  gebracht:  Begriff  und  Abgrenzung  der  Sterbe- 
fälle ,  die  Sterblichkeitsmessungen  ,  die  absolute  Zahl  der  Sterbfälle ,  die  Sterbfälle 
nach  Jahreszeiten,  die  Sterbfallhäufigkeit  (Sterblichkeit,  Mortalität)  im  allgemeinen, 
die  allgemeine  Sterbeziffer ,  die  besonderen  Sterbeziffern  beider  Geschlechter ,  die 
Sterbeverhältnisse  nach  dem  Alter,  die  Absterbeordnung  (Sterbetafeln),  die  Lebens- 
dauer, die  Kindersterblichkeit,  die  Sterblichkeit  nach  dem  Familienstand,  die  Sterb- 
lichkeit nach  dem  Berufe,  weitere  natürliche  und  soziale  Differenzierungen  der  Sterb- 
lichkeit (nach  der  Religionsangehörigkeit,  der  Rassenangehörigkeit,  dem  Wohlstand), 
endlich  die  Todesursachen.  —  Die  letzte  Unterabteilung  der  Bevölkerungsbewegung 
behandelt  c)  die  Wanderungen  (§§  76 — 83)  und  zwar:  Forschungsziele  der 
Wanderungsstatistik,  Wesen  und  Arten  der  Wanderungen,  die  statistische  Erfassung 
der  Wanderungen,  die  allgemeinen  internationalen  Wanderungen,  die  überseeische 
Aus-  und  Einwanderung ,  die  inneren  Wanderungen ,  die  rechtlichen  Wanderungen, 
endlich  den  Reise-  und  Fremdenverkehr. 

B.  Bevölkerungsentfaltung  —  bedeutet  im  Sinne  des  Verfassers  und  zur  Ab- 
hebung von  dem  Bevölkerungs  Wechsel  (A)  —  die  Bevölkerungsbewegung  nach 
der  Seite  der  qualitativen  Veränderungen  der  Bevölkerung.  Der  H.  Verfasser 
wirft  hitbei  die  Frage  auf,  ob  hieher  nicht  wesentlich  auch  das  Aelterwerden  ge- 
hören würde ,    unterdrückt  jedoch  seinen  Skrupel    und    beschränkt    die  Betrachtung 
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der  Qualitätsänderungen  auf  die  Eheschliessungen,  deren  Häufigkeitsverhältnis  er  zur 
Verdrängung  der  Fremdworte  Nuptialität ,  Matriraonialität  »Heiratlichkeit»  benennt, 
weiter  die  Ehelösungen  und  drittens  die  Erkrankungen.  Unter  den  Eheschliessungen 
werden  nacheinander  (§§  88  bis  95)  erörtert ;  Begriff  und  Abgrenzung,  absolute  Zahl 
und  jahreszeitliche  Verteilung  der  Eheschliessungen,  die  »Heirallichkeit«  selbst,  die 
allgemeinen  und  die  besonderen  Heirats-  und  Trauungsziffern,  die  Heiratenden  nach 
dem  Familienstand ,  die  Heiratenden  nach  dem  Alter ,  weitere  Differenziierung  der 
Heiratsmassen  (Beruf,  Nationalität,  Wohnort,  Geburtsort,  Heimatsort,  Bildungsgrad, 
Blutsverwandtschaft  u.  s.  w.),  endlich  und  in  besonders  beachtenswerter  Behandlung 
»die  Generationen«, 

Den  ersten  drei  Kapiteln  —  allgemeine  Uebersicht,  Bevölkerungsstand  und  Be- 
völkerungsbewegung —  folgt  ein  viertes  letztes  Kapitel.  Dasselbe  führt  den  Titel 
»A  bgleichung  der  Elemente  des  Bevölkerungswechsels«,  und 
enthält  zwei  Schlussparagraphen  :  99 ,  welcher  die  Geburts- ,  Sterbe-  und  Wander- 
ziffern einander  gegenüberstellt  vgl.  oben  Miscellen)  und  100,  welcher  die 
»T  y  p  e  n  der  Bev  ölkerungsentwickelung«   treffend  charakterisiert. 

Aus  der  ganzen  vorstehenden  Inhaltsübersicht  geht  die  gewaltige  Inhaltsfülle 
der  V.  y1/a)'/-'schen  Demologie  hervor.  Nur  ein  erster  Demologe  vom  Fach  vermöchte 
zu  entscheiden ,  ob  nach  dem  heutigen  Stand  bevölkerungsstatistischer  Forschung 
irgend  eine  erhebliche  Lücke  gelassen  ist ;  wir  bezweifeln  das  letztere.  Als  Demo- 
logie für  sich  ist  der  Band  u.  E.  eine  vollendete  Leistung  und  gehört  zu  den  be- 
deutendsten Erscheinungen ,  welche  die  sozialwissenschaftliche  Litteratur  der  letzten 
Jahre  aufzuweisen  hat.  Auch  die  Systematik  dieser  Demologie  schliesst  sich  an  die 
heute  übliche  Behandlungsweise  der  Bevölkerungsstatistik  enge  an,  was  der  Brauch- 
barkeit des  Buches  als  demologischen  Hand  buches  wirklich  förderlich  ist. 

Wohl  Hesse  sich  die  Frage  aufwerfen  ,  ob  es  nicht  der  Vereinfachung  förder- 
lich wäre,  wenn  die  Scheidung  in  Bestands-  und  in  Bewegungsstatistik  als  oberste 
Klassifikation  unterbliebe  und  bei  jedem  besonderen  Thatsachenkreis  der  »Menschen- 
massen«-Beobachtung  je  die  statischen  Bestands-  und  die  dynamischen  Funktions- 
erscheinungen neben-  und  miteinander  abgehandelt  würden;  die  Auseinandersetzung 
hierüber  würde  jedoch  weiter  führen ,  als  es  an  dieser  Stelle  der  Raum  gestattet. 
Auch  darüber  könnte  eine  längere  Erörterung  stattfinden,  ob  es  richtig  und  zu- 
reichend ist ,  die  Qualitätsänderungen ,  die  übrigens  an  sich  der  statistischen 
Erfassung  viel  weniger  zugänglich  sind ,  d.  h.  die  bei  v.  Mayr  s.  g.  »B  e  v  ö  1- 
kerungsentfaltung«  abgesondert  zu  behandeln  und  wenn  es  dennoch  ge- 
schieht, diese  »Entfaltung«  auf  die  drei  Materien  der  Eheschliessung,  der  Ehelösung 
und  der  Erkrankung  zu  beschränken.  Wohl  jede  Art  menschlicher  Massenänderung 
hat  eine  Qualitätsänderung  im  Gefolge;  in  Zahl  und  Mass  fassen  lassen  sich  aber 
doch  nur  die  Quantitätsänderungen,  durch  welche  die  Qualität  geändert  wird,  nicht 
die  Qualitätsänderung  selbst.  Bei  genauerer  Betrachtung  ist  das  auch  bei  den  Gegen- 
ständen der  V.  iT/a/r'schen  »Bevölkerungsentfaltung«  wahrzunehmen  ;  so  will  es  we- 
nigstens dem  unterzeichneten  scheinen.  Wenn  die  Bevölkerungsstatistik  bereits  und 
durchgreifend  die  normalen  und  die  pathologischen  Thatsachen  nebeneinander  und 
einander  gegenüber  scheiden  würde ,  wenn  ferner  die  somatologischen  und  psycho- 
logischen Massenerscheinungen  auseinandergehalten  werden  würden ,  wenn  endlich 
das  ganze  Familienleben  einschliesslich  der  ehelichen  und  der  unehelichen  Paarung 
zur  selbständigen  Darstellung  neben  der  Massen  i  n  d  i  v  i  d  u  a  Ibewegung  kommen 
würde ,    so    wäre  es  gar  nicht  nötig ,    der    quantitativ    exakten  Demologie  eine  Qua- 
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litäts-  oder  Entfaltungsstatistik  anzulöten  und  dabei  die  Zivilstands-  mit  der  Erkran- 
kungs -Massenbewegung  in  denselben  Topf  zu  werfen. 

Das  aber  erinnert  uns  nun  daran,  dass  v.  Mayr'^  Demologie  nicht  als  abge- 
schlossene Sonderdisziplin,  sondern  als  Glied  einer  vollständigen  »exakten  Gesell- 
schaftslehre«, als  integrierender  Bestandteil  der  ganzen  »praktischen  Statistik«  ange- 
sehen sein  will.  Da  darf  die  allgemeine  Soziologie  ihrem  ersten  »exakten«  Systematiker 
doch  schon  vor  dem  Erscheinen  des  dritten  und  letzten  Bandes  einige  Einwendungen 
oder  doch  vorläufige  Fragezeichen  entgegenhalten ,  wobei  sich  auch  zeigen  wird, 
ob  die  Art ,  wie  v.  3Iayr  seinen  durchgreifenden  Gegensatz  »natürlicher«  und  »so- 
zialer« Differenzierung  der  Bestands-  und  der  Bewegungsmassen  fasst ,  wirklich  ge- 
boten ist. 

Wir  haben  zu  diesem  Zweck  auf  die  im  Eingange  gegebene  Mitteilung  zurück- 
zugreifen ,  dass  V.  Mayr  in  §  5  die  Gliederung  des  Stoffes  seiner  praktischen  Sta- 
tistik oder  exakten  Gesellschaftslehre  nicht  begründet,  sondern  postuliert.  Er  be- 
hauptet einfach,  dass  es  fünf  Teilgebiete  der  praktischen  Statistik  giebt,  nämlich 
i)  die  Bevölkerungsstatistik  (Demologie),  welcher  unser  vorliegender  Band  gilt,  und 
die  vier  anderen  dem  letzten  Band  vorbehaltenen  weiteren  »Teilgebiete« ,  nämlich 
2)  Moralstatistik ,  3)  Bildungsstatistik ,  4)  Wirtschaftsstatistik  und  5)  politische  Sta- 
tistik. Es  mag  nun  wohl  sein,  dass  im  weiteren  Bande  eine  Begründung  dieser  Sy- 
stemisierung  an  Stelle  blosser  Heischung  tritt  und  dass  namentlich  in  den  zwei 
weitesten  Mänteln  des  viergliedrigen  Systems,  nämlich  in  der  Wirtschafts-  und  in 
der  politischen  Statistik  manches  künstlich  Unterkunft  findet,  was  natürlich  in  keinem 
der  vier  Teilgebiete  zusammengesetzter  Spezialerscheinungen  Platz  fände  ;  es  mag 
auch  sein,  dass  selbst  einiges  von  dem,  was  nach  seiner  elementaren  Bedeu- 
tung für  die  Gesellschaft  neben  und  vor  der  Demologie  in  einem  gemeinsamen 
Band  über  die  elementaren  Massenerscheinungen  hätte  Platz  finden  können,  noch 
nachträglich  Unterstand  erhalten  wird.  Doch  hätte ,  wie  uns  scheinen  will ,  schon 
die  Demologie  eine  wirkliche  allgemeine  Begründung  vorausgesetzt ,  welche 
allerdings  nur  dogmatisch  soziologisch,  nicht  »exakt«  soziologisch  durchzuführen 
gewesen  wäre;  denn  die  Differenzierung  der  demologischen  Massenerscheinungen 
setzt  eine  Gliederung  der  Demologie  voraus ,  welche  der  Systemisierung  der  nicht 
demologischen,  zusammengesetzten  Massenerscheinungen  sozialer  Art  kongruent  ist. 
Die  Individuenmassen,  welche  von  der  Demologie  nach  Bestand  und  Bewegung 
erfasst  werden ,  sind  eben  zugleich  die  Massenelemente  der  zusammengesetzten  So- 
zialerscheinungen und  schon  ihre  demologische  Differenzierung ,  auf  welche  das 
Augenmerk  v.  Mayr'?,  so  scharf  und  umfassend  gerichtet  ist ,  kann  ganz  nur  unter 
der  dreifachen  Voraussetzung  gelingen  :  i)  dass  für  die  ganze  exakte  Gesellschafts- 
lehre, ihren  nicht  demologischen  wie  ihren  demologischen  Teil,  die  Abgrenzung  von 
Teilgebieten  der  elementaren  und  der  zusammengesetzteren  sozialen  Massenerschei- 
nungen dieselbe,  2)  dass  diese  Abgrenzung  erschöpfend  und  3)  dass  sie 
so  beschaffen  sei,  um  eine  ungekünstelte  Rubrizierung  des  ganzen  bevölkerungs- 
statistischen Stoffes  zu  gestatten. 

Nun  ergiebt  sich  aber  schon  aus  der  vorliegenden  Demologie ,  dass  bei  der 
Differenzierung  der  »individuellen  Reflexe  aus  der  Zugehörigkeit  zu  sozialen  Gebilden« 
(S.  142)  nicht  nach  dem  Schema  der  moralstatistischen,  der  bildungsstatistischen,  der 
wirtschaftsstatistischen  und  der  politisch  statistischen  Viergliederung  systemisiert  wird ; 
die  in  den  §§  29-42  vollzogene  »Differenzierung  der  Bevölkerungsmasse  in  ihrer 
natürlichen    und  ihrer  sozialen  Differenzierung«   führt  nämlich  neben-  und   unterein- 
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ander  vor  :  Geschlecht ,  Altersaufbau,  Durchschnittsalter,  Gebrechen,  Familienstand, 
Religionsbekenntnis,  Nationalität,  Gebürtigkeit,  Heimal,  Aufenthalt,  Bildungsgrad, 
Beruf,  Haushaltungs-  und  Familienverhältnis,  Diese  Behandhing  folgt  dem  in  §  5 
geheischten  System  der  vier  Gruppen  eben  nicht;  solche  Differenzierung  lässt  Man- 
ches ,  was  nach  dieser  Vierteilung  der  Individualreflexe  aus  dem  Moral- ,  Bildungs-, 
Wirtschafts-  und  Staats-Zustand  beizuziehen  wäre  ,  unbeachtet ;  dieselbe  Differen- 
zierung wirft  aber,  soweit  Individualreflexe  aus  den  vier  Gruppen  zusammengesetzter, 
von  V.  Mayr  gelegentlich  auch  kollektiv  benannter  Bevölkerungsthatsachen  unvoll- 
ständig beigezogen  werden,  diese  in  Inkongruenz  gegen  das  Gruppierungssystem  des 
§  5  durcheinander. 

Die  V.  ^öj/r'sche  Abgrenzung  der  Teilgebiete  will  uns  zweitens  nicht  ganz  e  r- 
schöpfend  erscheinen.  Das  zeigt  sich  schon  in  der  vorliegenden  Demologie 
daran,  dass  die  Darstellung  namentlich  des  Bevolkerungsstandes,  teilweise  auch  die- 
jenige der  Bevölkerungsbewegung  noch  andere  Differenzierungen,  als  diejenigen  nach 
Moral  (und  Recht),  nach  Bildung,  nach  Wirtschaft  und  nach  Stand  herbeizieht,  un- 
ter anderem  solche  nach  den  Massenzusammenhängen  der  Sprache,  der  Rasse,  der 
Nationalität,  nach  dem  Berufe,  nach  der  Niederlassung  (Wohnwesen,  Ortsangehörig- 
keit, Geburtsangehörigkeit)  und  dem  Aufenthalt,  nach  Religionsangehörigkeit.  Dieses 
Abspringen  und  Ucberspringen  scheint  uns  darauf  hinzuweisen ,  dass  schon  für  die 
demologische  Differenzierung  eine  wohl  begründete  soziologische  Systemisierung 
nötig  gewesen  wäre.  Die  »vier  Teilgebiete«  des§  5  für  praktische  Statistik  sind  vielleicht 
doch  nicht  geeignet ,  den  ganzen  Reichtum  praktischer  Statistik  oder  exakter  Ge- 
sellschaftslehre auch  nur  für  die  Gegenwart ,  geschweige  für  eine  an  »statistischer 
Zivilisation«  wahrscheinlich  viel  reichere  Zukunft  vollständig  und  ungezwungen  in 
sich  aufzunehmen,  und  einen  vollständigen  Systeraseinklang  in  der  Zusammenfassung 
der  demologischen  und  der  nichtdemologischen  Materien  praktischer  Statistik  oder 
»exakter  Gesellschaftslehre«   herbeizuführen. 

Wir  sind  weit  von  der  Anmassung  entfernt,  die  eigene  Systematik  der  dogma- 
tischen Soziologie  dem  ersten  grossen  Versuche  einer  exakten  Soziologie ,  welchen 
V,  Mayr  macht ,  aufdrängen  zu  wollen.  Dagegen  durften  wir  den  Vorbehalt  aus- 
sprechen ,  dass  wir  die  Systemisierung  bei  v.  Mayr  nicht  erschöpfend  finden  ,  dass 
wir  uns  durch  diese  in  der  eigenen,  durch  »Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers» 
(2.  Auflage)  durchgeführten  Systemisierung  der  Soziologie  nicht  nur  nicht  erschüt- 
tert, sondern  wesentlich  befestigt  fühlen.  Wir  haben  die  sich  aufdrängende  Einsicht 
nicht  ablehnen  können,  dass  schon  in  der  vorliegenden  Demologie  eben  da,  wo  die 
Stoffgruppierung  gezwungen  erscheint,  nur  die  UnvoUständigkeit  der  gewählten  Fünf-, 
bezw.  Viergliederung  die  Schuld  trägt.  Zwar  die  Frage,  ob  die  Demologie  oder  die 
Bevölkerungsstatistik  nicht  zwei  andere  Elcmentarlehren ,  nämlich  eine  soziale  Geo- 
graphie (einigermassen  im  Sinne  der  A'ö/j.^/'schen  Anthropogeographie)  und  eine 
Statistik  jener  Massenerscheinung  der  allen  sozialen  Einheiten  zugehörigen  Sach- 
güterbestände  ,  d.  h.  eine  Sachgütermassen-  oder  s.  g.  Volksvermögensstatistik 
hinzuzufügen  hätte  ,  um  eine  vollständige  Gesellschafts-Elementarlehre  exakter  Art 
herbeizuführen,  wollen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  verfolgen.  Dagegen  möchten 
wir  aussprechen,  dass  neben  der  Demologie  und  innerhalb  dieser  bei  der  Differen- 
zierung der  demologischen  Thatsachenbestände  allermindestens  auch  der  Familie, 
weiter  dem  Niederlassungs-  und  Transportwesen,  auch  dem  Religionsverbande  eine 
selbständige  Stellung  innerhalb  der  exakten  Soziologie  wird  eingeräumt  werden 
müssen.    Schon  die  Demologie  würde  dadurch  unseres  unmassgeblichen  Dafürhaltens 
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eine  weit  ungezwungenere  Gliederung  ihrer  differenzierenden  Betrachtungen  erlangen. 
Die  Eheschliessungen  und  Ehelösungen  bekämen  dann  in  der  Deraologie  des  Fa- 
milienlebens samt  anderen  einer  exakten  Massenbeobachtung  zugänglichen  Seiten 
der  Familiengemeinschaft  ihren  richtigen  Platz  angewiesen.  Eine  die  Ehe-  mit  den 
Erkrankungserscheinungen  verkoppelnde  »Bevölkerungsentfaltung«  könnte  dafür  als 
letzter  Abschnitt  der  Demologic  entfallen,  wenigstens  dann ,  wenn  zugleich  bei  den 
demologischen  Grunderscheinungen  die  somatologischen  und  die  psychologischen 
Reihen  auseinander  gehalten  werden  würden.  Auch  bezüglich  jener  Thatsachenkreise, 
welche  in  keinem  Falle  einem  Elementarteil  der  praktischen  Statistik  angehören 
könnten,  d.  h.  bezüglich  jener  Teilgebiete  zusammengesetzter  Erscheinungen,  welche 
V.  Mayr  gelegentlich  »soziale  Gruppen"  oder  »soziale  Gebilde«  nennt  und  deren  »In- 
dividualreflexe«  auf  die  Bevölkerungsmasse  schon  von  einer  fruchtbar  differenzierenden 
Demologie  zu  vollständiger  Darstellung  zu  bringen  sind,  will  uns  die  Viergliederung 
in  Moral-,  Bildungs-,  Wirtschafts-  und  politische  Statistik  nicht  als  erschöpfend  er- 
scheinen. Doch  genüge  es  in  dieser  Hinsicht  an  der  Andeutung  eines  einzigen 
Punktes,  nämlich  des  Niederlassungs-  und  Transport-,  des  Bau-  und  Wohn-,  sowie 
des  Weg-,  Reise-  und  Fuhrwesens,  Die  fraglichen  Gebiete  sozialer  Massenerschei- 
nungen gehören  keineswegs  bloss  der  Volkswirtschaftsstatistik  an,  in  welcher  v.  Mayr 
denselben  einen  Platz  reserviert  haben  wird.  Sie  bedeuten  ein  grosses  Organ-  und 
Funktionssystem  selbständiger  Art,  mit  einer  Bestimmung  und  Ausbreitung  weit  über 
das  soziale  Sachgüterleben  oder  die  Volkswirtschaft  hinaus  ;  ich  glaube  dies  in  »Bau 
und  Leben«  erwiesen  zu  haben.  Macht  man  daraus  demgemäss  ein  selbständiges 
Teilgebiet  der  praktischen  Statistik,  so  wird  schon  für  die  Demologie  die  Zerreissung 
der  zusammengehörigen  Erscheinungen  der  Bevölkerungsdichtigkeit  und  Bevölkerungs- 
agglomeration ,  der  Ortschaftengliederung  ,  des  Wohnwesens,  der  Ortsherkunft  (Ge- 
bürtigkeit), des  ganzen  Wander-  und  Reisewesens  von  selbst  in  Wegfall  kommen 
und  die  natürliche  Systemisierung  der  sämtlichen  genannten  »Individualreflexe«  einer 
Hauptgruppe  sozialer  Massenerscheinungen  gewonnen  werden  können.  Ich  meine, 
dass  sich  schon  an  der  Demologie  v.  Mayr'%  die  Unzulänglichkeit  der  Fünf-,  bezw. 
Vierteilung  ihres  §   5  systemologisch  in  nicht  unempfindlicher  Weise  gerächt  hat. 

Für  jene  soziologische  Sysemisierung  einer  exakten  Gesellschaftslehre,  welche 
alle  Stoffe  vollständig  und  ungezwungen  in  sich  fassen  würde,  wären  also  unseres 
vorläufigen  Dafürhaltens  Erweiterungen  an  der  Fünf- ,  bezw.  Vierteilung  des 
V.  Mayr'schtn  Schema  (§  5)  erforderlich.  Ausserdem  wird  vielleicht  die  Unter- 
scheidung der  physikalisch-somatologischen  von  den  psychologischen,  der  normalen 
von  den  abnormen  (pathologischen)  Thatsachen,  der  Quantitätsänderungen  von  den 
für  Massenbeobachtung  wenig  zugänglichen  Qualitätsänderungen,  der  nationalen  von 
der  internationalen  Seite  der  Objekte  exakter  Gesellschaftslehre  auf  durchgreifende 
Weise  zur  Anwendung  zu  bringen  sein.  Dann  würde  die  auch  bei  v.  Mayr  doch 
nur  äusserliche  Klassifikation  nach  »natürlichen  und  sozialen  Massenerscheinungen k 
gewiss  von  selbst  entfallen.  Das  letztere  würde  v.  Mayr  selbst  wohl  am  wenigsten 
bedauern ;  denn  so  stark  er  die  Unterscheidung  natürlicher  und  sozialer  Differen- 
zierung in  seine  Demologie  hereinzieht,  so  weiss  er  doch  ganz  gut  und  zeigt  es 
überall,  dass  alle  elementaren  und  alle  zusammengesetzten  Thatsachen  der  Ge- 
sellschaft eine  untrennbar  natürliche  und  soziale  Seite,  der  Ursache  und  dem  Zwecke 
nach  aufweisen.  Wir  meinen  nun,  dass  die  fragliche  Entgegensetzung  nur  als  ein 
der  Unzulänglichkeit  der  systematischen  Anlage  entspringender  Notbehelf  anzusehen 
ist,  welcher  bei  vollständigerer  Gliederung  vollends    wesenlos    werden   würde.     Ge- 
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schadet  hat  dieser  Einteilungsgrund  allerdings  nicht ,  aber  wir  möchten  denselben 
samt  der  »Massgabe  der  materiell  bedeutsamen  Beziehungen  des  gesellschaft- 
lichen Lebens«  (§  5)  dem  grossen  und  schönen  Werke  v.  Mayr'^  doch  lieber  er- 
spart sehen. 

Die  vorstehenden,  vom  Standpunkt  der  ganzen  Soziologie,  nicht  der  speziellen 
Demologie  aus  erhobenen  Zweifel  und  Bedenken  wollen  seitens  des  Referenten  mehr 
nicht  sein ,  als  eine  vorläufige  Verwahrung  zur  Aufrechterhaltung  jener  Systematik 
einer  vollständigen  Soziologie,  welche  er  selbst  in  »Bau  und  Leben  des  sozialen 
Körpers«  zu  begründen  gesucht  hat.  Eine  letzte  Auseinandersetzung  wird  überhaupt 
erst  möglich  sein,  nachdem  der  letzte  Band  der  »Statistik  und  Gesellschaftslehre« 
erschienen  sein  wird. 

Es  kann  sehr  wohl  sein,  dass  es  nach  dem  jetzigen  Stande  der  bevölkerungs- 
statistischen Arbeiten  für  die  Schaffung  eines  brauchbaren  Handbuches  der  prak- 
tischen Statistik  zweckmässiger  ist,  nicht  verfrüht  einer  vollen  Kongruenz  des  de- 
mologischen und  des  nicht  demologischen  Teils  eines  Systems  exakter  Gesellschafts- 
lehre nachzujagen,  nicht  jetzt  schon  nach  erschöpfender  und  idealer  Systemisierung 
der  letzteren  zu  haschen.  Es  kommt  ja,  wie  schon  hervorgehoben  ist,  auf  ein  Drittes 
an ,  darauf  nämlich ,  dass  die  Gliederung  eines  Systems  praktischer  Statistik  die 
jetzt  gegebenen  Errungenschaften  praktischer  Statistik  am  wirksamsten  vor- 
zuführen gestatte.  Darüber  aber  trauen  wir  G.  v.  Mayr  ein  zuständigeres  Urteil  zu, 
als  uns  selbst.  Wir  nehmen  daher  von  der  »Demologie«  mit  grösster  Wertschätzung 
Abschied  und  sehen  dem  weiteren  nicht  demologischen  Teil  der  v.  Mayr''ic\i&[i 
exakten  Soziologie  für  jeden  Fall  mit  den  besten  Erwartungen  entgegen. 

Schäffle. 


— e.  V.  Philippovich ,  Eugen ,  Grundriss  der  politischen  Oekonomie.  Erster 
Band :  Allg.  Volkswirtschaftslehre.  Zweite  verbesserte  und  vermehrte 
Auflage.  Freiburg  und  Leipzig  Q.  C,  B.  Mohr  [Paul  .Siebeck])  1897.  —  Mit  aufrich- 
tiger Befriedigung  nehmen  wir  von  dem  Erscheinen  der  2.  Auflage  dieses  Lehrbuches 
Kenntnis.  Schon  beim  Erscheinen  der  ersten  Auflage  haben  wir  unserer  hohen  Mei- 
nung von  der  Bedeutung  des  Buches  lebhaften  und  aufrichtigen  Ausdruck  gegeben ; 
im  Handbuch  des  öfi'entlichen  Rechtes,  dessen  zuletzt  erschienenem  »Einleitungsband« 
das  Werk  von  Philipovich  angehört,  ist  der  »Grundriss  der  p.  Oek.«  den  Perlen  der 
Sammlung  beizuzählen.  In  dieser  2.  Auflage  hat  die  Grundauffassung  keine  Verände- 
rung erfahren.  Im  einzelnen  ist  aber  manches  etwas  anders  geworden  und  einiges, 
was  nach  neuesten  Umständen  mehr  Interesse  für  das  Leben  gewonnen  hat,  tritt  stärker 
hervor.  Der  Herr  Verfasser  selbst  äussert  sich  über  seine  zweite  Auflage  in  der  Vor- 
rede u.  a.  wie  folgt:  »Ich  habe  in  dieser  2.  Auflage  des  Grundrisses  zwar  an  seinem 
System  nichts  geändert,  wohl  aber  vielfache  Aenderungen  im  einzelnen  vorgenommen, 
welche  von  dem  Bestreben  diktiert  waren  ,  die  realistische  Auffassung  der  wirtschaft- 
lichen Probleme  neben  der  theoretischen  stärker  hervortreten  zu  lassen.  Jede  Gesamt- 
darstellung der  Politischen  Oekonomie  wird  wohl  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  —  na- 
mentlich dann,  wenn  sie  Lehrbuchzwecke  verfolgt  —  genötigt  sein,  diese  beiden  Auf- 
gaben zu  verbinden  und  ich  hoffe  einer  richtigen  Behandlung  derselben  durch  die 
gegenwärtige  Fassung  vieler  Kapitel  und  Paragraphen  näher  gekommen  zu  sein.  Die 
Schwierigkeiten,  welche  überwunden  werden  müssen,  wenn  man  dieses  Ziel  anstrebt, 
sind  allerdings  sehr  gross.  Wir  können  ja  nicht,  wie  in  ausgebildeteren  Wissenschaften, 
mit    einer  Fülle    alltreniein    anerkannter    Begriffe    und    feststehender  Ausdrucksweisen 
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rechnen,  ja  wir  haben  es  nicht  einmnl  mit  einem  in  seinem  Wesen  unveränderlichen 
Objekte  zu  Ihun.  Welches  Lehrbuch  brauchte  sich  z.  B.  heute  lange  bei  den  theo- 
retischen Fragen  der  Zentralisation  oder  Dezentralisation  des  Notenbankwesens  aufzu- 
halten ,  die  noch  vor  wenigen  Dezennien  von  ausserordentlicher  Wichtigkeit  waren? 
Wer  könnte  aber  andererseits  die  Organisation  der  Produktion  besprechen,  ohne  der 
Kartelle,  Erscheinungen  der  jüngsten  Zeit,  zu  gedenken  und  ihre  organisatorische  Be- 
deutung für  die  ganze  Volkswirtschaft  zu  betonen  ?  Und  will  man  nicht  vom  Einzelnen, 
sondern  vom  Ganzen  sprechen,  so  sei  darauf  hingewiesen,  dass  noch  vor  kurzer  Zeit 
der  Gegensatz  zwischen  der  neueren  und  der  älteren  Nationalökonomie  dahin  zuge- 
spitzt war ,  dass  diese  vor  allem  den  Gesichtspunkt  der  Produktion  in  den  Vorder- 
grund gestellt  habe,  jene  aber  als  das  Hauptproblem  die  gerechte  Verteilung  des  Pro- 
duzierten ansähe.  Es  wird  kaum  zulässig  sein,  heute  noch  den  Gegensatz  so  zu  for- 
mulieren, da  in  der  Gegenwart  die  Fragen  der  Produktionssteigerung  und  ihrer  Wir- 
kungen durch  die  praktische  Politik  (nationaler  Schutzzoll!),  wie  durch  die  gesell- 
schaftliche Entwicklung  (Anwachsen  des  Grossbetriebs !)  schärfer  denn  je  hervortreten. 
In  dieser  wechselnden  Verschiebung  des  Stoffes  liegt  es  begründet ,  dass ,  wer  sich 
nicht  auf  die  reine  Verkehrstheorie  beschränken  will,  wie  Dietzel  in  seiner  Theoretischen 
Sozialökonomik  es  thut,  eine  sichere  und  allgemeine  Anerkennung  heischende  Abgren- 
zung des  Stoffes  nicht  vorzunehmen  vermag.  Auch  über  den  dem  Zwecke  einer  all- 
gemeinen Volkswirtschaftslehre  entsprechenden  Umfang  der  Behandlung  der  einzelnen 
wirtschaftlichen  Thatsachen  wird  leicht  eine  Verschiedenartigkeit  der  Meinungen  ent- 
stehen ,  wie  eine  solche  denn  auch  in  den  Besprechungen  der  ersten  Auflage  des 
Grundri.sses  hervorgetreten  ist.  Ich  selbst  glaube  nirgends  zu  viel  gesagt  zu  haben 
und  zu  sehr  ins  Einzelne  und  Konkrete  gegangen  zu  sein.  Manche  werden  eher  finden, 
dass  das,  was  ich  z.  B.  über  die  Betriebsformen,  über  Kartelle,  Gewerk vereine,  über 
die  Marktorganisation  sage,  zu  wenig  sei.  Diese  bitte  ich  zu  bedenken,  dass  ich  auf 
alle  diese  Wirlschaftsthatsachen  im  zweiten  Bande,  in  der  Volkswirtschaftspolitik,  noch- 
mals zu  sprechen  kommen  muss  und  ihnen  dort  erst  vollkommen  gerecht  werden 
kann.« 

Henry  IV.  Wolff,  People's  Banks:  a  record  of  social  anJ economic  success. 
London  ,  P.  S.  King  &  Son ,  1896.  II.  Auflage.  —  Das  Buch  hat  nach  seinem  erst- 
maligen Erscheinen  (1893)  in  dieser  Zeitschrift  bereits  eine  eingehende  Würdigung  er- 
fahren, auf  die  verwiesen  sein  mag;  es  liegt  jetzt  in  II.  Auflage  vor,  in  der  der  Stoff 
mehrfach  wertvolle  Bereicherungen  erfahren  hat.  Wolff  zählt  nicht  nur  zu  den  besten 
Kennern  der  Genossenschaftsbanken  und  ihrer  Entwicklung  in  den  einzelnen  euro- 
päischen Staaten  ,  die  an  der  Hand  des  Buches  zu  verfolgen  grossen  Reiz  gewährt ; 
durch  die  Wärme  seiner  Darstellung  wirkt  er  auch  als  Apostel  für  die  Ausbreitung 
des  Kredit-Genossenschaftsgedankens  in  seiner  eigenen  Heimat  und  es  ist  erfreulich, 
aus  dem  Euch  zu  sehen,  dass  die  von  ihm  und  gesinnungsverwandten  Persönhchkeiten 
ausgehende  Propaganda  erfreuliche  Erfolge  schon  jetzt  gezeitigt  hat.  Den  Verdiensten 
der  Begründer  der  deutschen  Genossenschaftsbewegung  auf  dem  Gebiet  des  Kredit- 
wesens ist  Wolff  auch  in  dieser  II.  Auflage  in  vollem  Mass  gerecht  geworden.  Das 
Buch    verdient  auch  in  Deutschland  fleissig  gelesen    zu  werden.      Buchenberge r. 


Staatswissenschaftliche  Arbeiten.  Festgaben  für  Karl  Knies  zur  75.  Wiederkehr 
seines  Geburtstages.  Herausgegeben  von  Otto  Freiherrn  von  Boenigk.  Berlin 
O.  Haering.  1896.  8"  (VI,  338  S.). 
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Es  sind  Arbeiten  aus  den  verschiedensten  Gebieten  der  Sozialwissenschaft,  welche 
dem  Nestor  ihrer  deutschen  Vertreter  meist  von  ehemaligen  Schülern  darge- 
bracht worden  sind.  Der  Herausgeber  hat  als  Beitrag  eine  Besprechung 
der  »AntichinesenbewegunginAmerika«  geliefert,  die  das  bereits  vor- 
handene thatsächliche  Material  zur  Bethätigung  einer  bestimmten  Behandlungs- 
in  e  t  h  o  d  e  soziologisch-ökonomischer  Fragen  verwenden  will.  Eng  facliwissenschaft- 
liches  Interesse  haben  die  beiden  Aufsätze  von  Prof.  Leser  in  Heidelberg  und  dem 
New- Yorker  Professor  Seligman.  Ersterer  giebt  einen  Beitrag  »Zur  Geschichte 
der  Prämiengeschäfte«,  letzterer  befasst  sich  in  seinem  Artikel  » t  h  e 
theory  of  better  ment«  mit  der  Entgeltlichkeit  für  die  aus  lokalen  Einflüssen 
hervorgegangenen  Wertsteigerungen  des  Eigentums.  Der  Aufsatz  seines  Kollegen  Clark 
»the  unit  ofwealth«   will  einen  einheitlichen  Massstab  des  Werts  finden. 

Eberhard  Gotheins  »Agrarpolitische  Wanderungen  im  Rhein- 
land« verschaffen  uns  einen  lehrreichen  Einblick  in  die  so  eigenartigen  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  des  durchwanderten  Gebiets.  Die  Mobilisierung  des 
Grundeigentums  hat  die  anderwärts  teils  beobachteten ,  teils  gefürchteten  Missstände 
hier  nicht  gezeitigt,  obgleich  .sie  kaum  irgendwo  einen  solch  erstaunlich  hohen  Grad 
erreicht  haben  mag.  Freie  Erbteilung  und  Bewegungsfreiheit  im  Grundstücksverkehr 
unter  Lebenden  sind  der  rheinischen  Landbevölkerung  in  Fleisch  und  Blut  überge- 
gangen, Sie  betrachtet  beide  als  wertvolle  Errungenschaften  und  der  Erfolg  giebt  ihr 
Recht.  Ihr  Heilmittel  trägt  die  Mobilisierung  hier  in  sich  selbst,  indem  sie  die  Arron- 
dierung des  Besitzes  erleichtert  und  es  ermöglicht,  die  jeweils  vorteilhafteste  Betriebs- 
grösse  herzustellen.  Darum  verwahrt  sich  auch  Gothein  entschieden  gegen  jede  obli- 
gatorische Einführung  des  Anerbenrechts. 

Der  umfangreichste  Beitrag,  der  zugleich  den  Anspruch  auf  das  allgemeinste  In- 
teresse hat,  entstammt  der  Feder  Böhm-Bawerk's.  Seine  Betrachtungen  »Zum  A  b  - 
schluss  desMarx'schen  Systems«  behandeln  den  spröden  Stoff  mit  einer 
geradezu  bewundernswerten  Gefälligkeit  der  Darstellungsweise.  Aber  der  spielenden 
Leichtigkeit ,  mit  welcher  der  Autor  zu  seiner  gänzlichen  Zurückweisung  des  Marx'- 
schen  Systems  gelangt,  entspricht  nach  Ansicht  des  Referenten  nicht  die  Stichhaltig- 
keit seiner  Sätze  'j. 

B.  wird  der  Bedeutung  des  Marx'schen  Systems  nicht  gerecht.  Bei  aller  Hoch- 
achtung für  die  wissenschaftliche  Leistungsfähigkeit  seines  Schöpfers  spricht  er  dem 
Werke  doch  jede  Bedeutung  für  die  Zukunft  ab.  Das  ganze  System  ruhe  auf  hohler 
dialektischer  Grundlage,  der  in  Kap.  I  des  I.  Bandes  gegebenen  Entwicklung  des  Wert- 
gesetzes. Die  schlimme  Ernte  aus  dieser  Saat  bringe  der  III.  Band ;  seine  »Lösung« 
des  Widerspruchs,  in  welchem  jenes  Gesetz  mit  den  wirtschaftlichen  Thatsachen  stehe, 
sei  keine  Lösung,  sondern  eine  Preisgebung  des  Systems. 

In  einem  Punkt  hat  B.  zweifellos  recht.  Die  Darlegung  und  Begründung,  welche 
das  Wertgesetz  im  ersten  Kapitel  des  »Kapitals«  erfährt,  steht  mit  den  Ausführungen 
des  dritten  Bandes  in  unversöhnlichem  Widerspruch.  Dort  wird  der  Wert  als  das- 
jenige Gleich  e  deduciert,  auf  Grund  dessen  die  Waren  sich  im  Austausch  gleichsetzen; 
hier  wird  klipp  und  klar  ausgesprochen  und  nachgewiesen,  dass  prinzipiell  Waren  von 
verschiedenen  Werten  gegen   einander  ausgetauscht  werden.    Wie  fadenscheinig  die 


i)  Die  gegenteilige  kritische  Ansicht,   wonach  die  Arbeit  von  Böhm-Bawerk  nicht 
bloss  formschön,  sondern  auch  sachwahr  ist,  hat  diese  Zeitschrift  bereits  ausgesprochen. 

Schäffle. 
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Deduktionen  dieses  ersten  Kapitels  sind,  weist  B.  (S.  151 — 161)  treffend  nach.  Sie 
müssen  rückhaltlos  aufgegeben  werden.  Diese  Erkenntnis  beseitigt  freilich 
nicht  den  Widerspruch  aus  Marx'  Werken.  Aber  getrost  mag  man  der  biographischen 
Forschung  die  Erörterung  darüber  überlassen,  auf  welche  Weise  diese  Verirrung  erklärt 
werden  kann  *).  Die  Aufgabe  der  Wissenschaft  und  damit  der  Kritik  dem  Marx'schen 
System  gegenüber  ist  eine  andere.  Sie  mag  auf  jene  Verirrung  kurz  hinweisen.  Dann 
aber  hat  sie  die  wahre  Bedeutung  des  Marx'schen  Wertgesetzes,  wie  sie  nunmehr  aus  dem 
III.  Band  des  Systems  deutlich  erhellt,  und  wie  sie  auch  schon  vorher  des  öfteren  an- 
gedeutet war,  aufzuweisen  und  auf  ihren  Wert  zu  prüfen.  Von  dem  spezifisch-persönlichen 
des  Marx'schen  Systems  wird  dabei  ohne  Zweifel  viel  aufgegeben  werden  müssen.  Der 
äussere  Aufbau  desselben ,  der  von  den  abstrakten  Deduktionen  des  ersten  Kapitels 
seinen  Ausgang  nimmt,  entspricht  in  keiner  Weise  seinem  inneren  Gefüge.  Der  so- 
phistische Beweisgang  dieses  ersten  Kapitels  verschlägt  aber  der  Richtigkeit  des  Wert- 
gesetzes, wie  es  sich  uns  in  dem  Werke  als  Ganzem  darbietet,  nicht  das  Geringste. 
Gerade  der  Umstand ,  dass  die  späteren  Ausführungen  (Band  III)  mit  seiner  Begrün- 
dung im  I.  Kapitel  in  Widerspruch  stehen,  zeigt  ja  deutlich,  dass  sie  nicht  auf  dieser 
Basis  beruhen  und  so  eine  selbständige  kritische  Würdigung  herausfordern. 

Das  Marx'sche  Wertgesetz  will  ein  Hilfsmittel  zum  Verständnis  empirischer  Vor- 
gänge darbieten.  Es  ist  darum  auch  nur  eines  empirischen  Beweises  oder  einer  em- 
pirischen Widerlegung  zugänglich.  Allerdings  tritt  der  Wert  nach  Marx'  klaren  Worten 
beim  Austausch  nicht  in  die  Erscheinung,  er  ist  nicht  das  Gleiche,  auf  Grund  dessen 
sich  dieser  Austausch  vollzieht.  Aber  deshalb  ist  er  doch  nichts  weniger  als  eine  will- 
kürlich gewählte  Abstraktion,  die  mit  den.  empirisch  beobachteten  Thatsachen  nichts 
zu  thun  hätte.  Vielmehr  gerade  eine  solche,  durch  welche  diese  so  vielfach  verworrenen 
Thatsachen  einer  einheitlichen  Auffassung  und  damit  dem  wissenschaftlichen  Verständnis 
entgegen  geführt  werden.  Der  Wertbegriff  und  das  Wertgesetz  sollen  eine  einheitliche 
Erfassung  aller  der  anscheinend  selbständigen  und  unkontrollierbaren  Faktoren  ver- 
mitteln, aus  welchen  sich  der  Produktionspreis  zusammensetzt.  Die  Grösse  aller  dieser 
Faktoren  vnrd  aus  dem  direkt  nirgends  in  die  Erscheinung  tretenden  Wert  der  Waren 
abgeleitet.  Wenn  so  das  Wertgesetz  die  Durchschnittspreise  nicht  als  unmittelbaren 
Ausdruck  der  in  den  Waren  steckenden  Arbeitsmenge  ansieht  und  den  Einfluss  an- 
derer Faktoren  auf  sie  voll  anerkennt,  so  degradiert  es  doch  damit  keineswegs  —  wie 
V.  Böhm  meint  —  die  Arbeit  zu  einem  Faktor  neben  anderen.  Es  ist  trotzdem 
noch  etwas  ganz ,  ganz  anderes  als  der  fade  Eklektizismus ,  der  andere  Produktions- 
kostentheorien ungeniessbar  macht.  Es  giebt  eine  Arbeitswerttheorie  aus  einem  Guss, 
welche  zwar  ihren  Wertbegriff  selbst  nicht  als  empirische  Thatsache  behauptet, 
aber  mit  ihm  eine  einheitliche  Erforschung  der  empirischen  Thatsachen  zu  gewähr- 
leisten unternimmt.  In  diesem  Sinne  nennt  Sombart'^)  den  Wert  »keine  empirische, 
sondern  eine  gedankliche  Thatsache«.  B.  verkennt  diesen  Sinn,  wenn  er  meint,  bei 
Sombarts  Auffassung  dürfe  man  das  Wertgesetz  zur  Deduzierung  empirischer  Thatsachen 
überhaupt  nicht  mehr  heranziehen. 

Mit  der  Brauchbarkeit  dieses  Wertbegriffs  und  der  Richtigkeit  dieses  Wert- 
gesetzes hat  sich  die  Marxkritik  zu    befassen.    B.   aber   verkennt    in    seiner  Kritik    die 


i)  Vielleicht  aus  Aristoteles  Politik,  aus  welcher  dvct  mit  gleich  übersetzt 
worden  ist.  S  c  h  ä  f  f  1  e. 

2)  In  seinem  Aufsatz  »Zur  Kritik  des  ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx«. 
Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  Bd.  VII  S.   555   ff. 
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Selbständigkeit  dieser  Fragen  dem  Gedankengang  des  ersten  Marx'schen  Kapitels 
gegenüber.  Er  greift  nur  diesen  an  und  befolgt  gegenüber  jenen  Fragen  im  allge- 
meinen die  Taktik,  das  erste  Kapitel  und  das  Wertgesetz  in  der  Fassung  des  dritten 
Bandes  gegen  einander  auszuspielen.  Mit  dieser  Art  des  Vorgehens  kann  er  dem  Marx'- 
schen System  nicht  gerecht  werden.  Nur  dann,  wenn  B.  seine  Kritik  gegen  das  Marx'sche 
Wertgesetz  gerichtet  hätte ,  wie  es  sich  thatsächlich  auf  Grund  des  abgeschlossenen 
Systems  darstellt,  hätte  sie,  wie  der  Sombart'sche  Aufsatz,  einen  Beitrag  zur  objektiven 
Verwertung  der  Marx'schen  Gedanken  für  die  Theorie  der  Volkswirtschaft  bieten 
können. 

Uebrigens  muss  anerkannt  werden,  dass  sich  unter  den  Argumentationen  Zt'.'s  einzelne 
finden,  die  ihre  Spitze  auch  gegen  die  Werttheorie  in  dem  oben  festgestellten  Sinne 
kehren  könnten.  So  wenn  er  ausführt,  es  sei  von  vornherein  widersinnig,  ein  Wert- 
gesetz aufzustellen,  welches  nur  für  die  Totalsumme  aller  Waren,  aber  nicht  für  die 
einzelnen  Waren  gilt ;  denn  ein  solches  Wertgesetz  könne  für  das  Austauschverhältnis 
der  einzelnen  Waren  nicht  das  Geringste  ergeben.  Das  ist  richtig ;  für  dieses  Austausch- 
ve  r  hä  1 1  n  i  s  ist  es  ganz  gleich,  ob  man  die  Totalwertsumme  auf  10  oder  10 000 000 
ansetzt.  Aber  das  Marx'sche  Wertgesetz  bemisst  nicht  nur  die  Totalwertsumme  aller 
Waren  nach  der  Arbeit,  sondern  auch  dasVerhältnis,  in  welchem  sich  diese 
Summe  auf  Reproduktion  (c),  Arbeitslohn  (r)  und  Profit  (m)  verteilt ,  und  hierdurch 
wird  die  Arbeit  zum  bestimmenden  Faktor  des  Austauschverhältnisses  erhoben. 

Dass  der  Ä'sche  Aufsatz  im  einzelnen  manche  wertvolle  Partien  enthält,  braucht 
bei  dem  Namen  des  Autors  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden.  Mit  den  obigen 
Ausführungen  sollte  auch  für  die  Richtigkeit  des  Marx'schen  Wertgesetzes  keine  Lanze 
gebrochen  werden.  Die  Frage  hiernach  ist  eine  offene.  Sie  kann  aber  ihrer  Lösung 
nur  durch  Wahl  des  richtigen  Ausgangspunktes  entgegengeführt  werden.  Das  Wert- 
gesetz soll  eine  einheitliche  Erfassung  empirischer  Vorgänge  ermöglichen.  Seine  Rich- 
tigkeit oder  Unrichtigkeit  kann  nur  auf  dem  Wege  erwiesen  werden,  dass  man  die  aus 
ihm  sich  ergebenden  Konsequenzen  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  Thatsachen  prüft. 

Breslau,  Dr.  Kurt  Steinitz. 


—  e.  Th.  Schnider,  Alpstatistik.  Auf  Veranstaltung  des  Schweizerischen  alpwirt- 
schaftiichen  Vereins  und  im  Auftrag  des  St.  Gallischen  Volkswirtschafts-Departements 
bearbeitet.   —  Sehr  instruktiv,  wie  die  folgenden  Hauptdaten    der  Schrift  zeigen: 

i)  Alpbegriff.  Unter  der  Bezeichnung  Alp  wird  im  Kanton  St.  Gallen  eine 
Viehweide  verstanden ,  welche  nicht  im  Zusammenhang  steht  mit  einem  Thal-  oder 
Wintergute,  also  während  der  gegebenen  Weidezeit  einen  durchaus  selbständigen  Be- 
trieb aufweist.  Dieser  erfordert  eine  gewisse  Ausdehnung  und  es  werden  deshalb 
solche  isolierte  Weiden,  welche  nicht  mindestens  10  Stösse  (Ziff.  5)  für  Vor-,  Hoch-  oder 
Ganzsömmerung  aufzunehmen  imstande  sind,  nicht  als  Alp  betrachtet.  —  2)  Eigen- 
tum sverhältnisse.    Von  den  sämtlichen  Alpen  des  Kantons  liegen  im  Besitze  von 

1.  Oeffientlichen  Korporationen  152  Alpen  mit  12  206,37  Normalstössen 

2.  Einzelprivaten  77  »          x-        I  610,70  » 

3.  Privatgenossenschaften  61  »          »        6193,16  » 

4.  Verschiedenen  Eigentümern  14  »         »        I733i6i  » 

304  Alpen  mit  2  i  743,84  Normalstössen. 
Der  Gebäudebesitz  spielt  eine  wichtige  Rolle,  denn  nach  demselben  richtet  sich  die 
ganze  Wirtschaft  der  Alp.    Wo    die  Gebäude  Genossenschaftseigentum  sind ,    besteht 
der  genossenschaftliche  Alpbetrieb  und  überall,  wo  die  Gebäude  im  Privatbesitz  liegen, 
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herrscht  die  sich  längst  als  verwerflich  erweisende  Privatwirtschaft.  Am  ausgeprägtesten 
gestaltet  sich  dieses  Verhältnis  in  den  Privatgenossenschaftsalpen  des  Obertoggenburg. 
Vernachlässigung  der  Weide  in  verschiedenen  Richtungen,  Verschwendung  an  Zeit  und 
Material  jeder  Art  und  schlechtere  Verwertung  der  Milch  sind  die  überall  zu  Tage 
tretenden  Folgen  dieses  Systems,  das  der  Selbstsucht,  dem  Eigennutz  und  dem  Miss- 
trauen seine  Existenz  verdankt.  Der  Erwerb  der  Gebäude  muss  als  erster  Schritt  zur 
Einführung  des  Genosbenschaftsbetriebes  und  einer  rationellen  Alpwirtschaft  bezeichnet 
werden.  Der  innerhalb  der  Grenzen  einer  Alp  gelegene  Wald  ist  in  der  Regel  Eigen- 
tum derselben.  Anders  verhält  sich  die  Sache  in  einer  Reihe  von  Privatgenossen- 
schaftsalpen ,  vorherrschend  im  Obertoggenburg.  Hier  hat  die  Alp  das  Vorrecht  auf 
den  Holzbezug  aus  dem  Alpwald ,  jedoch  ausschliesslich  nur  für  die  Alpbedürfnisse, 
während  der  übrige  Holzertrag  einer  örtlichen  Korporation  gehört.  —  3)  Einfrie- 
dungen. Die  Einzeichnung  der  Alpgrenzen  in  die  topographische  Karte  bot  Anlass, 
eine  Grenz-  und  Weidefriedstatistik  aufzunehmen ,  umsomehr ,  als  das  Alpgesetz  zum 
Ersatz  toter  Zäune  die  Erstellung  von  Mauern  anregt.  Nach  derselben  haben  die 
Grenzstrecken 

ohne  Abfriedung   eine   Gesamtlänge  von   330  km 
mit  natürlicher  »  »  »  »      692     » 

j>    Holzzaun  »  »  »  »324    » 

»    Lebhag  »  »  »  3    » 

»    Wall  und  Graben  »  »  »21» 

»    Mauern  »  »  a      1 82    » 

Total  1 552  km 
während  die  Abfriedungen  im  Innern  der  Alpen  zum  Zwecke  des  Weidewechsels  und 
zum  Schutze  des  Viehes  eine  Länge  von  zusammen  35  km  umfassen,  wovon  21  km 
Holzzaun  und  14  km  Mauern.  Die  im  März  1895  sämtlichen  Alpbesitzern  zugestellten 
Normalien  für  Alpfriedmauern  werden  angesichts  der  in  Aussicht  stehenden  Subven- 
tionen nicht  verfehlen,  dem  Ersatz  der  Holzzäune  durch  Mauern  Vorschub  zu  leisten. 
Mehrere  derartige  Projekte  sind  bereits  eingegangen  und  andere  sind  angemeldet.  An 
Hand  der  Statistik  ist  es  nun  möglich,  auf  die  Durchführung  der  bezüglichen  Gesetzes- 
vorschriften hinwirken  zu  können.  —  4)  Trinkwasserversorgung.  Für  Trink- 
wasser ist  mit  wenigen  Ausnahmen  in  allen  Alpen  derart  gesorgt ,  dass  allgemeiner 
Wassermangel  nicht  eintritt,  und  in  jeder  Alp  einzelne  Trinkgelegenheiten,  wenn  auch 
mitunter  an  entlegenen  Stellen ,  auch  bei  trockener  Zeit  zur  Verfügung  stehen.  Eine 
eigentliche  Cisterne  zur  Ansammlung  von  Quellwasser  hat  nur  Oberkamor  und  zwar 
in  zweckmässigster  Anlage  aus  Zement  erstellt.  Etwas  ähnliches  in  Felsen  eingesprengt 
besitzt  Stoss.  —  5)  Bestossung.  Die  Festsetzung  der  Bestossung ,  des  Besatzes, 
ist  Sache  des  Alpbesitzers.  Für  die  dem  Alpgesetz  unterstellten  Alpen  hat  derselbe 
die  Pflicht ,  für  Verhütung  übermässigen  Auftriebes  zu  sorgen.  Private  und  Privatge- 
nossenschaften sind  an  bezügliche  Vorschrift  nicht  gebunden.  Erstere  verfügen  frei, 
während  die  Bestossung  der  Privatgenossenschaftsalpen  sich  nach  den  Teilrechten  zu 
richten  hat  und  in  der  Regel  durch  .Statuten  geordnet  ist.  Die  meisten  im  Besitz  öffent- 
licher Korporationen  gelegenen  Alpen  setzen  die  Bestossung  durch  Reglemente  fest ; 
einzelne  derselben  gestatten  der  Alpverwaltung  für  ausserordentliche  Fälle  eine  Ueber- 
stossung  von  einigen  Prozenten.  Die  Mehrzahl  der  Alpbesitzer  bedient  sich  des  Kuh- 
stosses  als  Einheitsmass  für  die  Wertung  des  Besatzes ,  d.  h.  eineKuh  ist  ein 
Stoss.  In  der  Regel  wird  eine  Z  e  i  t  k  u  h  ,  d.  h.  ein  2  Va  -  3  Jahr  altes  Rind,  eben- 
falls als  ein  Stoss  taxiert,  während  ein  i'/2  —  2jähriges  Rind  oder  Masse  als   */2  Stoss 
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und  ein  erst  nach  dem  i.  August  des  Vorjahres  geborenes  Kalb  zu  V4  Stoss  gewertet 
wird.  Es  gilt  somit  die  Annahme,  4  Kälber  oder  2  Rinder,  oder  i  Zeitkuh  seien  in 
Bezug  auf  den  Weidefutterbedarf  einer  Kuh  gleichzustellen.  Bei  Zu-  oder  Abnahme 
des  Weideertrages  tritt  in  Korporationsalpen  in  der  Regel  Erhöhung  oder  Reduktion 
der  Gesamtstosszahl  ein.  Es  giebt  aber  auch  Ausnahmen ,  welche  die  Vermehrung 
oder  Verminderung  der  Bestosszulässigkeit  durch  Veränderung  des  Stosswertes  der  ein- 
zelnen Weidetierarten  und  Altersklassen  ausdrücken.  Letzteres  Verfahren  lässt  ver- 
muten, es  sei  erst  der  Stoss  als  gleichbedeutend  mit  Anteilrecht  eines  Genossen- 
bürgers betrachtet  worden,  welches  Recht  mit  der  Zunahme  der  Genossenzahl  an  Wert 
verlieren  musste  oder  umgekehrt.  Es  berechnen  z,  B.  noch  Sennwald  eine  Kuh  i'/a 
Stoss,  Wangs  1V4  Stoss,  und  Valtüsch  nach  den  Ansätzen  des  früheren  Privatbesitzes 
sogar  2  Stösse.  Wogalp  verpachtet  35  Stösse,  welche  nach  den  üblichen  Ansätzen 
umgerechnet  nur  20  Kühe,  und  Neuenalp-Oberriet  50  Stösse,  welche  30  Kühe  reprä- 
sentieren. Die  meisten  Privatgenossenschaftsalpen  bemessen  ihre  Bestossung  ebenfalls 
nach  Kuhrechten ;  eine  Kuh  ist  gleichbedeutend  mit  einem  Recht ,  einem  Teilrecht, 
Grasrecht,  Haupt,  Stoss.  Die  Ursachen  der  im  Laufe  der  Zeit  notwendig  gewordenen 
Bestossungsreduktionen  sind  verschiedener  Natur.  Am  meisten  mag  bei- 
getragen haben  die  bessere  Ernährung  des  Viehes,  Verlängerung  der  Alpzeil 
mit  der  Einschränkung  des  Thalweidganges,  grösserer  Viehschlag,  dann  auch  der  Rück- 
gang der  Weide  infolge  von  Verrüfungen,  Versumpfungen,  Entwaldungen.  Die  Zucht- 
stiere werden  gewöhnlich  in  der  Bestossung  nicht  gerechnet  und  als  Ueberstoss  auf- 
getrieben. Einzelne  Alpen  belohnen  die  Alpverwaltung  durch  Ueberlassung  einer  An- 
zahl Freistösse,  wie  Gräshalden,  Unter-  und  Oberkamor ;  manche  Alpen  mit  Genossen- 
schaftsbetrieb entschädigen  ihr  Alppersonal  ganz  oder  grösstenteils  in  gleicher  Weise, 
z.  B.  Foo  und  Valtüsch,  wo  der  Hirt  mehrere  Kühe  auftreiben  und  für  sich  eine  Mol- 
kerei führen  kann.  Diese  Belöhnungsweise  hat  den  grossen  Nachteil,  dass  das  Alpvieh 
dem  Hirtvieh  in  jeder  Beziehung,  Weidefutter,  Versorgung  mit  Trinkwasser ,  bei  Un- 
wetter etc.  hintangestellt  wird.  —  6)  Alpbetrieb.  Von  den  304  Alpen  im  Kanton 
werden  55   mit     4,557^/4  üblichen  Stössen  als  Voralp, 

27     7>       5,382Vi6        »  »  »    Hochalp, 

218     »     14,89973         "  »  »    Ganzalp, 

4     »  260  »  »  »    Schafalp, 

benützt.  Nebstdem  finden  1668  Schafstösse  in  verschiedenen  Hoch-  und  Ganzalpen 
Sommerung.  Die  Weidezeit  einiger  Toggenburger-Alpen  ist  ganz  ausserordentlich  kurz. 
So  wird  im  Vor-  und  Nachsommer  zusammen  die  Voralp  Perfiren  nur  während  22 
Tagen  befahren ,  Stiegenrain  25 ,  Heumoos  32  Tage,  Auch  ist  die  Alpzeit  in  den 
grossen  Hochalpen  Sillamatt,  Breitenalp  und  Selun  mit  nur  35  Tagen  zu  kurz.  Aehn- 
liche  Verhältnisse  bestehen  noch  vielfach.  Alle  die  betreffenden  Alpen  sind  mit  Ge- 
bäuden nicht  nur  hinlänglich  ,  sondern  sehr  reichlich  versehen.  Es  ist  selbstverständ- 
lich, dass  bei  so  kurzer  Alpzeit  ein  wesentlicher  Teil  des  Alpertrages  durch  den  Ge- 
bäudezins und  die  Unterhaltungskosten  aufgezehrt  wird.  Weidebenutzung  und  Sennere 
werden  mit  Einschluss  der  77  Einzelprivatalpen  in  243  Alpen  genossenschaftlich  be- 
trieben, während  in  53  Alpen  der  Betrieb  in  813  Einzelalpungen  aufgelöst  ist  und  in 
8  Alpen  Weidebetrieb  und  Milchwirtschaft  von  den  Einzelnutzniessern  vom  Thal  aus 
besorgt  werden.  Bei  vier  Alpen  der  Ortsgemeinde  Grabs  beruht  die  Kleinwirtschaft 
auf  dem  System  der  alljährlichen  Verpachtung  der  Ställe  mit  zugehörenden  Sennereien 
an  die  Alpbestosser  bei  einem  Minimalzins  von  Fr.  1.50  per  Stoss.  Der  genossen- 
schaftliche Weide-  und  Sennereibetrieb  ist  für  die  Genossenschafts-  und  Korporations- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1897.  IV.  An 
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alpen,  sowie  für  den  gemischten  Besitz  als  der  einzig  rationelle  zu  bezeichnen.  Nur 
auf  diesem  Wege  lassen  sich  die  Anlage-  und  Betriebskosten  auf  das  niedrigste  be- 
schränken und  kann  eine  Wirtschaft  erzielt  werden  ,  welche  in  jeder  Beziehung  Alp- 
pflege, Gebäudewesen,  Milchverwertung  allen  Anforderungen  eines  aufstrebenden  Alp- 
wesens zu  entsprechen  vermag.  Wer  die  8i3köpfige  Zwergalpung  des  Obertoggen- 
burgs  zu  betrachten  und  mit  den  richtig  geführten  Genosseuschaftssennereien  im  Rhein- 
thal, Werdenberg,  Sargans  und  Gaster  etc.  zu  vergleichen  Gelegenheit  hat,  der  wird 
sich  bald  überzeugen,  welchem  System  der  Vorrang  zukommt  und  welches  zur  allge- 
meinen Anwendung  gelangen  muss.  Das  Verharren  im  Kleinbetrieb  bedeutet  Zurück- 
gehen. Das  geeignetste  Mittel  zur  allmählichen  Beseitigung  der  Kleinwirtschaft  ist  der 
Erwerb  der  Teilrechte  durch  Korporationen,  Ortsgemeinden,  wie  dies  vom  Kreis  Nesslau- 
Krummenau  bereits  in  sehr  anerkennenswerter  Weise  angestrebt  wird.  —  Die  Benutzung 
von  Korporationsalpen  wird  meist  den  viehbesitzenden  Bürgern  überlassen  gegen  eine 
durch  das  Alpreglement  festgesetzte  oder  von  der  Bürgergemeinde  alljährlich  zu  be- 
stimmende Taxe.  23  Alpen  sind  gegen  Gesamttaxen  den  Bestossern  überlassen.  Alp- 
zins und  andere  Kosten  werden  nach  Massgabe  des  Besatzes  bestritten.  Für  44  Alpen 
sind  die  Taxen  per  Stoss  und  für  26  Alpen  per  Stück  nach  l'ierart  und  Altersklasse 
festgesetzt.  Es  ist  in  der  Regel  Sache  der  Korporationsverwaltungen,  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Alpen  voll  bestossen  werden,  auch  beim  Gesamttaxverfahren,  sofern  die  Auf- 
treibenden nicht  vorziehen,  im  Interesse  einer  reichlicheren  Ernährung  des  Viehes  mit 
dem  Besatz  unter  der  normierten  Stosszahi  zu  bleiben.  Diese  Taxen  sind  sehr  ver- 
schieden. Ihre  Höhe  richtet  sich  teilweise  nach  den  Bedürfnissen  der  Korporationen. 
Das  Taxverfahren  hat  überall  das  Bestreben ,  den  Viehbesitzern  mehr  Rechnung  zu 
tragen ,  als  dem  Alpeigentümer.  —  Die  Bestossungszahlen  der  Vor-  und  Hochalpen 
decken  sich  nicht  vollständig,  indem  ein  Teil  des  Hochalpviehes  im  Vor-  und  Nach- 
sommer in  Thalweiden  gehalten  wird.  —  7)  Nutzungszweck.  Ausschliesslich 
der  Aufzucht  von  Jungvieh  dienen  82  Alpen.  Aus  16  Alpen  wird  die  Milch  ins  Thal 
transportiert  und  da  in  den  Familien  der  Alpbestosser  verwertet,  oder  an  Kunden  ver- 
kauft.   Die  Milch  wird  ausgebeutet  zu 

Magerkäse         in  82  Alpen  mit  einem  Kuhbesatz  von  4573  Stück 
Sauerkäse  »    27       »  »         »  »  »     2050       » 

Zieger  »    57      »  »         *  »  »     2518       » 

Verschiedenem  »    40      »         »         »  »  *     33^7       " 

Ueber  den  Ertrag  an  Milchprodukten  und  über  deren  Verwertung  kann  auch  nur  einiger- 
massen  der  Wirklichkeit  entsprechendes  nicht  mitgeteilt  werden,  weil  die  bezüglichen 
Angaben  gewünschter  Zuverlässigkeit  entbehren  und  aus  den  Privatalpen  nur  sehr 
lückenhaft  vorhanden  sind.  Vom  Magerkäse  des  Obertoggenburg  geht  ein  grosser  Teil 
in  ganz  frischem  Zustande  an  Käsehändler  in  Grabs  und  im  Kt.  Appenzell,  wo  der- 
selbe zu  Appenzeller  Käse  gebeizt  und  behandelt  wird.  Der  übrige  Magerkäse  er- 
hält und  sucht  auch  kein  weites  Verbreitungsgebiet,  indem  er  in  den  Familien  der 
Alpviehbesitzer  und  bei  der  Arbeiterbevölkerung  der  Gegend  Absatz  findet.  — 
8)  Düngung  Ein  arg  verwahrlostes  und  vernachlässigtes  Gebiet  ist  das  Dünger- 
wesen in  vielen  Alpen  auch  heute  noch.  Liegenlassen  um  die  Ställe,  im  Schmutz  und 
in  sonnigen  Erdlöchern ,  zu  spätes  Ausbringen  in  die  Weide ,  unrichtige  Verwendung 
in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse  des  Weidebodens  sind  noch  sehr  häufige  Fehler  und 
Mängel.  Wieder  sind  es  die  im  Privatbetrieb  liegenden  Genossenschaftsalpen,  die  im 
allgemeinen  in  der  Düngerfrage  auf  der  tiefsten  Stufe  stehen.  Anderseits  ist  nicht  zu 
verkennen,    dass  die  letzten  Jahre    manche  Fortschritte  gebracht   haben.    Als  muster- 
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hafte  Anlagen  sind  z.  B.  die  geräumigen  Jauchebehälter  in  den  Alpen  Hienaboden, 
Schwendi  und  Mornen  der  Ortsgemeinde  Quarten  anzuführen,  ähnliche  Einrichtungen 
sind  in  Hugenalp  ,  in  Schönenboden  ,  Wolzen  und  in  einer  ganzen  Reihe  von  Alpen 
entstanden.  Nicht  weniger  Anerkennung  verdienen  die  vielen  Düngerwege ,  die  in 
neuerer  Zeit  angelegt  worden  sind  und  ihrer  Bestimmung  dienen  und  die  Anstellung 
von  Diingerknechten.  Das  Stafeln  des  Mistes  mit  oder  ohne  Streue,  frisch  oder  ge- 
goren, behauptet  sich  in  den  Nagelfluhalpen  und  im  Werdenberg,  während  die  andern 
Alpgebiete  dem  Ausbreiten  den  Vorzug  geben.  Das  Ausschwemmen  findet  auf  bur- 
stigen  Halden  sehr  guten  Erfolg,  wie  in  Malun ,  Tschingeln,  Gamperdon,  Bardiel, 
während  Laasen ,  Wald-Vilters ,  Wildenberg  aus  verschiedenen  Ursachen  unbefriedi- 
gende Resultate  aufweisen.  Die  Sache  will  richtig  besorgt  sein  und  darf  auf  derselben 
Fläche  nicht  zu  lange  betrieben  werden ,  namentlich  wo  der  Boden  undurchlassend 
und  das  Wasser  nicht  durchaus  weich  ist.  Berieselung  mit  Quellwasser  aus  neuerer 
Zeit  weisen  Gamperdon  und  Tobelwald  auf  mit  sehr  befriedigenden  Ergebnissen. 


—  e.  Oesterreichisches  Staatswörterbuch.  Handbuch  des  gesamten  österreichischen 
öffentlichen  Rechtes,  herausgegeben  unter  Mitwirkung  zahlreicher  hervorragender 
Fachmänner  von  Dr.  E.  Mischler  und  Dr.  Josef  Ulbrich.  34.  Lieferung.  Wien 
(A.  Holder)  1897.  —  Mit  dieser  Lieferung,  welche  auch  sogleich  die  Nachträge  und 
Ergänzungen  enthält ,  hat  ein  Werk  seinen  Abschluss  gefunden,  welches  ebenbürtig 
jeder  ähnlichen  Publikation  für  andere  Staaten  sich  an  die  Seite  stellt.  Seinen  Wert 
verdankt  das  österreichische  Staatswörterbuch  nächst  den  zwei  Herausgebern,  deren 
einer  für  das  öffentliche  Recht,  der  andere  für  die  politische  Oekonomie  in  vorzüg- 
licher Weise  zur  Lösung  der  gestellten  Aufgaben  beanlagt  war ,  wirklich  der  Mit- 
wirkung »zahlreicher  hervorragender  Fachmänner«.  Diese  sind  für  die  vielen,  doch 
nicht  zersplitternd  abgegrenzten  Artikel  im  Programm  in  Aussicht  gestellt  gewesen 
und  bei  der  Durchführung  von  der  Redaktion  auch  wirklich  gefunden  worden.  Für 
deutsche  Gelehrte  ist  das  Mischler-Ull'rich'scht  Sammelwerk  als  eine  nirgends  ver- 
sagende, leicht  zugängliche  Fundgrube  für  sehr  Vieles  ,  was  Derjenige ,  der  ausser- 
halb Oesterreichs  steht,  bisher  nicht  so  leicht  durchdringen  konnte,  ganz  besonders 
zu  empfehlen.  S  c  h  ä  f  f  1  e. 


— e.  Ludwig  Stein.    Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie.    Vorlesungen 

über  Sozialphilosophie  und  ihre  Geschichte.     Stuttgart  (Ferd.  Elnke)  1897.    Das 

umfangreiche  Buch  (791  Seiten)  liest  sich  schon  deshalb  sehr  leicht,  weil  es  schön 
geschrieben  ist.  Es  ist  eine  übersichtliche  Zusammenfassung  der  ganzen  »sozialen« 
und  »soziologischen«  Litteratur  der  Neuzeit.  Bei  dieser  Zusammenfassung  kann  es 
nicht  fehlen,  dass  der  Verfasser  in  der  Behandlung  des  Einzelnen  und  der  Einzelnen 
auch  zu  schiefen  Urteilen  und  zu  unvollständiger  Würdigung  der  verschiedenen 
Teile  des  Gedankenausbaues  führend  gewesener  Geister  gelangt.  Er  behandelt  die 
früheren  Arbeiten  Anderer  aus  den  Dezennien  der  ersten  Grundlegung  jetziger 
Sozialökonomie  und  Sozialpolitik  nicht  immer  mit  voller  Rücksicht  auf  den  Status 
nascens  ihrer  Gedanken.  Ungerecht  will  jedoch  der  Verfasser  nie  sein  und  von  der 
konstruktiven  Gewaltthätigkeit  des  kritischen  und  positiven  Gedankenaufbaues 
welche  noch  vor  einer  Generation  ihr  Unwesen  auf  Lehrstühlen  der  Philosophie  ge- 
trieben hat ,  ist  bei  Stein  keine  Spur  zu  entdecken.  Von  dem  Reichtum  der  mit 
echt  wissenschaftlicher  Gesinnung  den  grossen  Stoff  durchdringenden  Schrift  legt 
schon  das   trefflich  gearbeitete  Register  Zeugnis  ab.    Der  Verfasser  lässt  seine  Auf- 
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Fassung  in  einen  verständigen  und  durch  seine  Verständigkeit  wohlthuenden  »Op- 
timismus« ausklingen  :  »Auch  im  Völkerdasein  —  sagt  er  —  giebt  es  wie  im  In- 
dividualleben  vorübergehende  skeptische  Verstimmungen.  Solange  das  Leben  auf- 
wärts geht,  solange  Produktion  und  Konsumtion  eines  Volkstums  sich  in  leidlichem 
Gleichgewicht  befinden,  solange  mit  einem  Worte  die  soziale  Gesundheit  nament- 
lich der  führenden  Gesellschaftsklassen  nicht  angegriffen  erscheint ,  bleiben  pessi- 
mistische Ausbrüche  hypochondrischer  Schriftsteller  und  Poeten  lokal  begrenzt  und 
auf  den  Umkreis  von  gleichgestimmten  Melancholikern  beschränkt.  Ist  aber  das 
Gleichgewicht ,  sei  es  bei  einem  einzelnen  Individuum ,  sei  es  bei  einer  Volksindi- 
vidualität, empfindlich  gestört,  so  dass  die  Hypochondrie  auf  einen  günstigen  Nähr- 
boden stösst,  so  vermag  unter  Umständen  ein  akuter  Anfall  von  Melancholie  sich 
zu  einem  chronischen  Leiden  auszuwachsen.  In  einer  solchen  pessimistischen  Stim- 
mung und  skeptischen  Verstimmung,  welche  förmlich  epidemische  Dimensionen  an- 
zunehmen und  in  ein  chronisches  Leiden  der  zivilisierten  Gesellschaft  auszuarten 
schien,  befand  sich  die  zweite  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  welche  littera- 
risch unter  dem  Banne  von  Ernest  Retiati  (Dialogues  philosophiques),  poetisch  unter 
dem  eines  Dostojezvski ,  Ibsen,  Zola,  Bourget  und  Tolstoy ,  philosophisch  unter  dem 
Schopenhauer' 'S,,  Hartmatm's,  Bahnsen's  und  Phil.  Mainländer's  stand.  Eine  so  un- 
heimliche Schaar  von  gleichzeitig  lebenden,  von  tiefen  Ideengängen  getragenen  und 
hohen  sittlichen  Zielen  zustrebenden  Pessimisten  hat  die  Weltlitteratur  noch  nicht 
zusammen  gesehen.  Bei  Griechen  und  Hebräern  tauchten  Pessimisten  nur  sehr  spo- 
radisch und  auch  erst  dann  auf,  als  das  nationale  Leben  bedenklich  abwärts  ging. 
Bei  den  Hebräern  treten  die  ersten  Anzeichen  einer  pessimistischen  Grundstimmung 
erst  im  Buche  Hiob  und  beim  Prediger  Salomonis  (im  Buch  Kohelet)  hervor.  Bei 
den  Griechen  taucht  ein  vereinzeltes  pessimistisches  Exemplar  ,  der  durch  den  Bei- 
namen Ileiai.ö'äva'uog  (»der  den  Tod  Predigende«)  als  Sonderling  gekennzeichnete 
Hegesias,  mitten  in  der  Hedonik  auf,  ohne  vorerst  mehr  auszurichten,  als  einige  me- 
lancholische Jünglinge  in  den  Tod  zu  treiben.«  .  .  .  Steiti  pflichtet  weder  den  alten, 
noch  den  neuesten  Pessimisten  bei.  Sein  Optimismus  wandelt  aber  auch  weder  die 
Wege  der  alten  Hedoniker,  noch  atmet  er  den  Geist  der  Eudämonisten  des  vorigen 
Jahrhunderts.  Nicht  die  individualistische,  sondern  die  im  guten  Sinn  des  Wortes 
sozialistische  Auffassung  beherrscht  alle  Gedankengänge  dieses  modernsten  Opti- 
mismus. ,Die  regulative  Idee  unseres  (des  Ä«w'schen)  sozialen  Optimismus  ist  die 
ständige  Steigerung  der  Menschenmacht  über  die  Natur  und  eine  durch  diese  her- 
beigeführte Beschwichtigung  der  Interessenkollisionen  einerseits  zwischen  den  einzelnen 
Individuen,  andererseits  zwischen  Individuum,  Gesellschaft  und  Staat.  Es  handelt  sich 
nicht  mehr  um  eine  bloss  intellektuelle  Vervollkommnung  des  Menschengeschlechts, 
wie  sie  der  Leibnizische  Rationalismus  und  die  sich  an  ihn  anrankende  deutsche  Auf- 
klärungsphilosophie in  der  ihnen  gemeinsamen  Ueberschätzung  der  »Vernunft«  for- 
derten, sondern  zunächst  um  eine  biologische  Höherbildung,  d.  h.  eine  durch 
»soziale  Auslese«  herbeizuführende  Hebung  des  physischen  Menschen  ,  sodann  um 
eine  ethisch-soziale  Vervollkommnung,  welche  ein  Sozialismus  der  Institutionen  in 
Kirche  und  Staat,  in  Kunst,  Wissenschaft  und  Erziehung  anzubahnen  haben  wird. 
Das  Ideal  eines  sozialen  Optimismus  läuft  somit  letzten  Endes  auf  ein  sichtbares, 
greifbares ,  nicht  mehr  in  metaphysische  Weiten  gerücktes  Ziel  hinaus :  H  ö  h  e  r  b  i  1- 
dung  des  Typus  Mensch,  Erziehung  der  künftigen  Genera- 
tionen zu  Sozialmenschen.  Dieses  Ziel  ist  nicht  zeitlos,  wie  die  Spino- 
zistische  oder  Schopenhauer'sche  Substanz  (simul,  nunc  stans) ,  nicht  unendlich  ,    wie 
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tler  Evolutionsprozess  der  Monade  nach  Leilmiz,  sondern  greifbar  diesseitig,  d.  h.  in 
die  menschliche  Thätigkeitssphäre  gerückt  und  in  eine  vergleichsweise  zeitliche  Nähe 
gestellt.  Die  Liebe  zu  unseren  Kindern  und  Enkeln  bildet  nur  einen  Vorspann  zur 
Liebe  unserer  Aller  Nachkommen ,  des  künftigen  Menschengeschlechts.  Unter  allen 
Illusionen  des  Menschengeschlechts  scheint  sich  die  modernste ,  der  Kulturfortschritt, 
allen  skeptischen  und  pessimistischen  Einwürfen  zum  Trotz ,  nicht  bloss  behaupten, 
sondern  ständig  an  innerer  Ueberzeugungskraft  zunehmen  zu  wollen.  Wie  über  die 
wenigsten  allgemeinen  Begriffe,  so  herrscht  heute  auch  über  den  des  Kulturfortschritts 
wie  der  Kultur  überhaupt  durchaus  noch  keine  Einmütigkeit.  Bald  sieht  man  den 
Sinn  des  Kulturfortschritts  in  der  wachsenden  Macht  über  die  Natur  (Baco),  bald  in 
der  Steigerung  der  Humanität  [Herder)  ,  bald  in  der  intellektuellen  und  moralischen 
Vervollkommnung  (Leibniz  und  die  deutsche  Aufklärungsphilosophie),  bald  im  end- 
gültigen Sieg  des  Altruismus  über  den  Egoismus  (ComU),  bald  endlich  in  einer  nach 
oben  gerichteten  Entwicklung  als  Selbstzweck  {Spencer ,  Kidd).  Wie  bei  allen  sol- 
chen Definitionen  wird  sich  auch  hier  diejenige  am  meisten  bewähren,  welche  die 
Hauptgedanken  aller  übrigen  in  sich  vereinigt.  Einer  solchen  eklektischen  Definition 
kommt  die  Rudolf  Eucken's  nahe,  welcher  auch  v.  Schuhert-Soldern  Beifall  zollt  »dass 
die  letzte  Aufgabe  des  Einzel-  und  Gesamtlebens  darin  bestehe,  alle  in  der  Mensch- 
heit angelegten  Kräfte  voll  zu  entwickeln  und  in's  Unendliche  zu  steigern,  und  zwar 
zur  Macht  über  Natur ,  Menschenleben  und  Welt  und  zur  daraus  quellenden  Freude 
am  Dasein.«  »Die  Symptome  eines  sich  auf  der  ganzen  Linie  der  westlichen  Kultur 
kundgebenden,  durchgreifenden  kulturlichen  Fortschrittes  mehren  sich  in  einer  Weise, 
dass  nur  blinder  pessimistischer  Dogmenglaube ,  nur  ein  geflissentliches  Augenver- 
schliessen  vor  den  zahllosen,  von  uns  aufgedeckten  Anzeichen  des  sozialen  Fortschritts 
sich  allen  diesen  Symptomen  zum  Trotz  in  einen  sozialen  Pessimismus  verbohren  kann. 
Und  wenn  wir  trotzdem  in  einem  Zeitalter  des  sozialen  Weltschmerzes  leben,  in  wel- 
chem grossdenkende,  warmfühlende  Geister  unsere  Kultur  anklagen  und  deren  Ertrag 
systematisch  herabsetzen,  so  ist  dies  ein  trauriges  Zeichen  der  augenblicklichen  Krise, 
welche  wir  zu  überwinden  haben  werden,  vielleicht  aber  auch  der  letzte  Niederschlag 
des  zum  Glück  hinter  uns  liegenden  philosophischen  Pessimismus.  Störung  des  Gleich- 
gewichts ,  Schädigung  der  sozialen  Gesundheit  reflektiert  sich  eben  philosophisch  in 
der  Form  des  Skeptizismus,  als  eines  Pessimismus  der  Wissenschaft,  poetisch  und  re- 
ligiös als  allgemeiner  Weltschmerz ,  wirtschaftlich  und  politisch  als  sozialer  Welt- 
schmerz. Pessimismus  ist  daher  eher  eine  Krankheit  denn  eine  Weltanschauung ;  in- 
dividueller Pessimismus  eine  persönliche ,  sozialer  eine  gesellschaftliche  Krankheit. 
Der  skeptische  Pessimismus  begleitet  die  hohen ,  an  Plethora  erkrankten  Kulturen 
wie  ihr  ständiger  Schatten.  ...  Im  Gegensatz  zu  der  soziologischen  Leichtgläubig- 
keit [des  Marxismus]  ,  die  das  Absterben  des  Staates  für  möglich  und  ein  Autlösen 
in  eine  blosse  Gesellschaft  für  erfüllbar  hält ,  fordert  der  von  uns  auf  Grund  eines 
strengen  Evolutionismus ,  der  nicht  bloss  für  Vergangenheit  und  Gegenwart ,  sondern 
ebensosehr  auch  für  die  ganze  Zukunft  des  Menschengeschlechts  gilt,  gerade  aus  dem 
Studium  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  erwachsene  soziale  Optimismus  den  be- 
harrlichen Ausbau  eines  staatlichen  Rechtssozialismus,  ohne  welchen  psychisch  so  un- 
endlich differenzierte  Individuen,  me  wir  Kulturmenschen  nun  einmal  sind,  schlechter- 
dings nicht  mehr  auszukommen  vermögen.  Die  lockere  Organisation  einer  Gesell- 
schaft ,  hinter  welcher  keine  imponierende  Summe  von  dauernden  Machtverhältnissen 
steht,  reicht  zur  Schlichtung  der  unzähligen  möglichen  Kollisionen  zwischen  psychisch 
differenzierten  Kulturmenschen  nicht  aus.    Nur  Naturvölker  können  durch  eine  Hand- 
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voll  Imperative  regiert  werden  ,  nicht  aber  Kulturvölker.  Nicht  im  Absterben  also, 
sondern  im  Gegenteil  im  vollständigen  Ausbau  und  einer  auf  ökonomische  Gleich- 
mässigkeit  gestellten  Gliederung  unserer  Nationalstaaten  sehen  wir  das  soziale  Heil  der 
Zukunft.  Ohne  festgefügte,  nationale  Staatswesen  mit  ausgeprägt  altruistischen  Gesetz- 
gebungen kann  die  Kalturmenschheil  ihr  oberstes  Ziel ,  die  Herausarbeitung  eines 
höheren  Menschentypus ,  gar  nicht  erreichen.  Ohne  die  sozialpädagogische  Kraft, 
welche  den  kirchlichen  Institutionen ,  nationalen  Erziehungssystemen  und  staatlichen 
Rechtsnormen  innewohnt ,  werden  wir  nie  und  nimmer  zu  einer  durchgreifenden  So- 
zialisierung der  Menschennatur  gelangen  ,  während  wir  bei  einem  systematischen  Zu- 
sammenwirken aller  dieser  Faktoren  zu  einer  solchen  allmählichen  Umbiegung  der 
Menschennatur  im  Sinne  der  zunehmenden  Schmeidigung  der  antisozialen  und  der 
vorschreitenden  Kräftigung  der  sozialen  Instinkte  in  der  Menschennatur  nicht  bloss 
gelangen  können ,  sondern  unausbleiblich  gelangen  müssen.  Den  sozialen  Zukunfts- 
pessimismus Kidd's ,  welcher  in  den  verzweiflungsvollen  Worten  hervorbricht:  »»Die 
Interessen  des  sozialen  Organismus  und  die  seiner  jeweiligen  Individuen  stehen  sich 
jeder  Zeit  wie  die  ärgsten  Feinde  gegenüber««,  wird  derjenige  nicht  bloss  nicht  zu 
teilen,  sondern  nicht  einmal  psychologisch  zu  begreifen  im  stände  sein,  dem  sich  der 
tiefere  Sinn  der  sozialen  Evolution  erschlossen  hat.  Der  heutige  Mensch  verhält  sich 
zu  seinem  frühesten  Vorfahren,  dem  Proanthropos,  wie  etwa  der  Wortschatz  Goethe's 
zum  ersten  Stammeln  der  Tierschreiwörter ,  wie  unser  internationales  Recht  zum  jus 
talionis  oder  der  Monotheismus  zur  Klotz-  und  Steinanbetung.  .  .  .  Eine  neue  Re- 
naissance, eine  Erlösung  aus  pessimistischer  Schwarzseherei  ,  die  ja  nur  das  Symptom 
der  Ueberarbeitung  und  einer  vorübergehenden  Weltmüdigkeit  ist,  muss  hereinbrechen, 
sollen  wir  anders  die  Instinktsregeln  der  sozialen  Evolution  in  Vernunftregeln  ver- 
wandeln und  solchergestalt  mit  beschleunigtem  Tempo  an  der  sozialen  Hebung  des 
gegenwärtigen ,  insbesondere  aber  an  der  Sozialisierung  der  künftigen  Geschlechter 
hoffnungsfreudig  und  zukunftssicher  ,  vor  allem  aber  planmässig  zusammenarbeiten. 
Wie  die  Menschen  der  Renaissance  aus  dem  starren  Winterschlaf  eines  Jahrtausends 
erwachten  und,  vom  Alpdruck  der  mittelalterlichen  Weltanschauung  sich  mit  kräf- 
tigem Ruck  befreiend  ,  stolz  sich  emporreckten  und  mit  lachenden  Kinderaugen  der 
Zukunft  entgegenblickten ,  bis  Humanismus  und  Reformation  diesem  dunklen  Hoffen 
und  sehnsüchtigen  Streben  ein  greifbares  Ziel  setzten,  so  bedarf  die  immer  noch  un- 
ter dem  Ranne  des  Buddhismus  seufzende  Menschheit  heute  einer  Renaissance  des 
Lebensgefühls,  eines  Wiedererwachens  der  entbundenen  sozialen  Kraft  aus  Lethargie 
und  Weltschmerzgewinsel.  Ursprung  und  Entwicklung  aller  menschlichen  Gefühle  wie 
aller  menschlichen  Institutionen  weisen  mit  unverkennbarer  Deutlichkeit  darauf  hin, 
dass  der  unendlich  scheinende  Widerstreit  zwischen  Individualismus  und  Universalis- 
mus ,  zwischen  den  antisozialen  und  sozialen  Regungen  in  der  Menschennatur ,  zwi- 
schen Persönlichkeit  und  Gattung  sich  künftig  noch  rascher  und  durchgreifender 
schlichten  lassen  wird,  als  die  bisherige  soziale  Evolution,  die  ihre  Direktive  nur  vom 
immanenten  Telos  empfing,  die  allmähliche  Beschwichtigung  dieser  Gegensätze  ange- 
bahnt hat.  Eine  ihrer  Grenzen  sich  bewusst  bleibende  Philosophie  darf  nicht  mit  dem 
Anspruch  hervortreten ,  die  von  der  immanenten  Teleologie  vorgeschriebene  Ent- 
wickelungsrichtung  des  Menschengeschlechts  korrigieren  oder  gar  durch  eine  andere 
ersetzen  zu  wollen.  Sie  wird  vielmehr  ihr  Genüge  schon  darin  zu  finden  haben,  dass 
sie  die  sozialen  Tendenzen  eines  bestimmten  Zeitalters  aufzuspüren ,  den  Zeitgenossen 
gleichsam  ihre  unausgesprochenen  Wünsche  von  den  Lippen  zu  lesen  vermag  und 
solchergestalt  jene  Fackel  darstellt,  welche  durch  ihr  bescheidenes  Licht  der  Mensch- 


Liiteraiur. 


729 


heit  im  Dunkel  des  immanent  teleologischen  Evolutionsprozesses  den  Weg  beleuchtet. 
Hat  erst  die  Menschheit  so  viel  sozialphilosophische  Einsicht  gewonnen,  dass  sie  die 
Richtungslinie  ihres  Weges  scharf  und  genau  erkennt ,  dann  wird  sie  manche  Stau- 
ungen und  Rückfalle,  manche  Zickzackwindungen  und  Sackgassen,  in  (tte  sie  sich  aus 
Unkenntnis  des  Weges  immer  wieder  verirrt ,  vermeiden  können  ,  um  im  Lichte  der 
sozialphilosophischen  Erkenntnis  —  alles  soziale  Geschehen  sab  aelernitatis  specie  be- 
trachtend —  festen  und  sicheren  Schrittes  dem  Endziel  der  Menschheitsbegliickung 
durch  bewusste,  planmässige  Höherbildung  des  Typus  Mensch  entgegenzugehen. € 


—  e.  V.  Ehrenfels,  Christian,  System  der  Werttheorie.  I.  Bd,  Allgemeine 
Werttheorie,  Psychologie  des  Begehrens.  Leipzig  (O.  R.  Reisland)  1897.  —  Den  Gegen- 
stand der  bemerkenswerten  Untersuchung  bildet  der  Wert  im  weitesten  Sinne. 
Die  Ansicht,  welche  Referent  schon  vor  Jahrzehnten  mit  Nachdruck  aufgestellt  hat,  aber 
nicht  ins  Einzelne  durchführen  konnte,  die  Ansicht,  dass  der  wirtschaftliche  Wert  nur 
die  besondere  Erscheinung  einer  viel  allgemeineren  Grundthatsache  bilde,  wird,  nach 
dem  vorliegenden  ersten  Bande  zu  schliessen  ,  vollständige  Begründung  finden.  Der 
H.  Verfasser  selbst  formuliert  in  der  geistvollen  Einleitung  seinen  Standpunkt  wie 
folgt  :  »Setzen  wir  heute  in  die  wirtschaftliche  Werttheorie  keine  unmässigen  Erwar- 
tungen mehr,  so  verstummt  doch  auch  allmählich  die  ebenso  einseitige  und  befangene 
Opposition  gegen  alle  Theorie  überhaupt  auf  diesem  Gebiete  ;  zugleich  aber  bricht 
sich  die  Erkenntnis  Bahn,  dass  die  wirtschaftlichen  nur  eine  spezielle  Kategorie  der 
menschlichen  Wertthatsachen  im  allgemeinen  ausmachen  und  auch  nur  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Ganzen ,  namentlich  den  ethischen  Werterscheinungen  verstanden  und 
aus  diesem  Verständnis  heraus  tiefer  beeinflusst  werden  können.  Der  Terminus 
»ethische  Werte«  ,  welcher  direkt  auf  das  Bewusstsein  von  der  Zusammengehörigkeit 
beider  Gebiete  hinweist,  klingt  heute  nicht  mehr  befremdlich  ;  ein  so  genialer  Stylist 
wie  Friedrich  Nietzsche  (dessen  Erfolge  sich  fast  ausschliesslich  auf  ein  ungewöhnlich 
feines  publizistisches  Witterungsvermögen  zurückführen  lassen)  hätte  sonst  gewiss  nicht 
mit  soviel  Emphase  das  Schlagwort  von  der  »Umwertung  aller  Werte«  in  die  Menge 
geworfen.  Die  Anwendbarkeit  des  Darwinismus  auf  das  Gebiet  der  Ethik  —  der  greif- 
bare und  haltbare  Kern  von  Nietzsche's  Lehre  (wenn  man  von  einer  solchen  über- 
haupt sprechen  kann)  —  ist  auf  dem  besten  Wege,  allgemeine  Anerkennung  zu  ge- 
winnen ;  wir  werden  uns  dessen  bewusst ,  in  einer  Epoche  ethischer  Entwickelung  zu 
leben ,  und  dieses  Bewusstsein  erweckt  naturgemäss  das  Verlangen  ,  den  Prozess ,  in 
welchem  wir  uns  befangen  fühlen,  auch  verstehen  zu  lernen.  Die  sogenannte  »ethische 
Bewegung«  ,  von  Amerika  ausgegangen  ,  gegenwärtig  schon  über  West-  und  Mittel- 
europa sich  verbreitend,  verbindet  das  Streben  nach  praktischer  Bethätigung  mit  dem- 
jenigen nach  theoretischer  Klärung.  Kein  Zweifel :  immer  mehr  greift  die  Ueber- 
zeugung  um  sich,  dass  eine  wissenschaftlich  begründete,  alle  Gebiete  des  mensch- 
lichen Wertens  umfassende  Theorie  dringend  Not  thue.  .  .  .  Die  den  sozialpolitischen 
Kämpfen  unserer  Zeit  entnommenen  Probleme  machen  sich  keineswegs  dort  allein 
fühlbar.  Jeder  Einzelne  kann  ihrer  gewahr  werden,  bis  in  die  ethischen  Konflikte  des 
allerintimsten  Privatlebens  hinein  ,  denen  die  überlieferten  Maximen  nicht  mehr  ge- 
recht zu  werden  vermögen ;  und  wer  immer  darnach  strebt ,  Jedem  das  Seine  zu 
gönnen,  und  die  eigene  Handlungsweise  vor  sich  selbst  ethisch  zu  verantworten,  ver- 
langt nach  einer  Klärung  der  hiefür  grundlegenden  Begriffe.  Mit  solchen  stets  wach- 
senden Bedürfnissen  haben  die  Wissenschaften  in  ihrem  Entwickelungsgange  nur  sehr 
ungleichmässig  Schritt  gehalten.    Während  die  wirtschaftliche  Werttheorie 
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sich  durchaus  als  auf  der  Höhe  der  Zeit  stehend  bekundet,  und  vielleicht  nicht  mehr 
weit  davon  entfernt  ist,  ihr  gevi'altiges  Arbeitspensum,  insoferne  es  überhaupt  isoliert 
werden  kann,  der  Hauptsache  nach  bewältigt  zu  haben,  sind  sich  die  Ethik  und  die 
Psychologie  ihrer  Aufgaben  selbst  noch  kaum  bewusst  geworden ,  ja  der  Versuch 
eines  umfassenden  »System  es  der  Werttheorie«  berührt  fast  wie  ein  phi- 
losophisches novum,  welches  der  Einreihung  in  die  üblichen  Teildisziplinen  wider- 
streitet. Die  Ethik  steckt  vielfach  noch  tief  in  der  Schule  jener  alten  Griechen  und 
setzt  sich,  statt  von  einer  psychologisch  begründeten  Werttheorie  auszugehen,  die  so- 
genannte Güterlehre  zum  Ziel  —  eine  äusserliche  und  oft  willkürliche  Aufzäh- 
lung und  Rangbestimmung  ethischer  und  sonstiger  Wertobjekte,  bei  welcher  besten 
Falles  jene  von  Alters  her  überlieferten  Erfahrungen  zu  holen  sind,  die  wir  als  »Le- 
bensweisheit« zu  bezeichnen  pflegen  und  meistenteils  erst  dann  deuten  und  schätzen 
lernen ,  bis  wir  sie  uns  selbständig  und  auf  eigene  Kosten  erworben  haben.  —  Viel- 
fach auch  herrscht  noch  jener  metaphysisch-mystische  Dogmatismus,  für  welchen  ge- 
rade der  Schöpfer  der  »Kritik  der  reinen  Vernunft«  auf  ethischem  Gebiete  den  Stil 
angegeben  hat.  Wo  eine  Ahnung  der  grossen  Probleme  durchleuchtet,  bleibt  es 
meist  bei  halben  und  unbestimmten  Andeutungen,  oder  man  sucht  den  Anforderungen 
der  Zeit  durch  eine  platte  Popularität  utilitarischer  Darstellungen  gerecht  zu  werden, 
welche  —  trotz  Schopenhauer  —  nicht  einmal  die  Scheidung  zwischen  Moralbe- 
gründen und  Moralpredigen  scharf  durchzuführen  weiss.  In  der  für  die  Ethik  grund- 
legenden Psychologie  des  Fühlens  und  Begehrens  begegnet  man  noch  allzuhäufig  einer 
Oberflächlichkeit  des  Verfahrens,  einer  Verschwommenheit  der  Terminologie ,  welche 
auf  dem  Gebiete  etwa  der  Sinnespsychologie  heute  schon  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit wäre.  Wenige  Ausnahmen  bestätigen  hier  nur  die  Regel.  Diesen  offenbaren 
Mängeln  nach  Kräften  zu  steuern,  und  jenen  dringenden  Bedürfnissen  nach  Möglich- 
keit entgegenzukommen  ,  ist  der  Zweck  des  Werkes ,  dessen  ersten  Band  ich  hiemit 
der  Oeffentlichkeit  übergebe.  Sachgemäss  war  in  dem  »System«  zunächst  die  all- 
gemeine Werttheorie,  das  allem  menschlichen  Werten  und  Wertschätzen  Gemein- 
same ,  zu  behandeln ,  sowie  die  Psychologie  des  Fühlens  und  Begeh- 
rens, auf  welche  jene  sich  stützt.  Bezüglich  der  Verteilung  des  Stoffes  verfolgte  ich 
hiebei  das  Prinzip  ,  die  psychologischen  Exkurse  nach  Bedarf  in  den  fortlaufenden 
Gang  der  Wertuntersuchung  einzuschalten ;  nach  Beendigung  dieser  letzteren  blieb 
gleichwohl  noch  ein  psychologischer  Rest  übrig,  welcher  zum  Verständnis  des  Ganzen 
nicht  unbedingt  nötig  ist  und  auch  von  den  kommenden  Untersuchungen  in  keiner 
Weise  weder  als  theoretische  noch  als  hypothetische  Voraussetzung  benutzt  werden 
wird,  der  mir  aber  gleichwohl  für  den  Fachpsychologen  als  beachtenswert  erschien; 
ich  entschloss  mich  daher,  ihn,  aus  dem  Gange  der  Hauptuntersuchung  ausgeschlossen, 
unter  dem  kennzeichnenden  Titel  »Analyse  des  Begehrens«  in  eine  eigene  Abteilung 
zu  verweisen.  Ein  zweiter  Band  soll  die  ethischen  ,  ein  dritter  die  ethisch-ökonomi- 
schen Wertthatsachen  und  -probleme  bearbeiten  und  zugleich  die  rein  ökonomische 
Wertlehre  einer  logischen  und  psychologischen  Ueberprüfung  unterziehen  ,  deren  sie 
vielleicht  noch  bedürfen  möchte.  (Dass  hiemit  das  Gebiet  eines  Systemes  der  Wert- 
theorie schon  erschöpft  sei ,  muss  angesichts  des  Bestehens  noch  anderer  Wertkate- 
gorien ausser  den  ethischen  und  ökonomischen,  —  z.  B.  ästhetischer,  scientifischer, 
hygienischer  Werte  u.  s.  w.  —  im  Laufe    der  Untersuchung  erst  bewiesen  werden.)« 


— e.  Annales  de  Pinstitut  international  de  Sociologie,    publiees  sous  la  Di- 
rection  de  Rene  IVorms,  Secr^taire  General.    IH.  Travaux  de  l'annee   1896.     Paris, 
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Giard  et  Briere  1897.  —  ^'^  Hauptleistungen  des  seit  drei  Jahren  bestehenden  ><  In- 
stitut International  de  Sociologie«,  eines  Vereins  soziologisch  strebender  Männer,  dessen 
im  Wechsel  der  Jahrespräsidentschaften  und  Jahreskongresse  bleibende  und  treibende 
Kraft  Herr  Rene  Worms  ist,  sind  die  Jahrbücher  und  die  Revue  Internationale  de 
Sociologie.  Für  das  3.  Lebensjahr  des  Institutes  ,  in  welchem  P.  v.  Lilien/elti  als 
Vereinsvorstand  waltet ,  ist  das  Jahrbuch  (Annales)  soeben  erschienen.  Auch  dieser 
3.  Jahrgang  ist  reichen  Inhalts.  Es  handelt  darin  P.  v.  Lilienfeld  über  die  »gra- 
phische Methode  in  der  Soziologie  (Methode  der  Organogramme)<  mit  16  Figuren, 
weiter  Kovalewski  über :  »Zwei  Vorläufer«  {Botero  und  Campanella) ,  Rene  Worms 
über  »Soziologie  und  Moral«,  G.  Comfes  de  Lestrade  über  »Soziologie  und  Politik«, 
R.  Garofale  über  »den  Fortschritt  der  politischen  Institutionen«  ,  Adolf  Posada  über 
die  »tierischen  und  die  primitiven  menschlichen  Gesellschaften«,  M.  Sales  V  Ferre 
über  »die  Entstehung  der  Nation«,  A'.  de  la  Grasserie  über  »die  Eniwickelung  der 
Idee  der  Demokratie«,  C.  de  Krauz  über  >einen  polnischen  Soziologen  Stanislas  Kru- 
sinski«,  Ch.  M.  Limousin  über  »die  politische  Oekonomie  und  den  Sozialismus  vor 
der  Soziologie«  ,  endlich  F.  Piiplia  »die  Kausalität  in  der  Soziologie«.  —  Ein  Ver- 
dienst des  »Instituts«  ist  jedenfalls  dies,  in  seinen  beiderlei  Publikationen  Sammel- 
plätze der  und  Sprechsäle  für  die  »Soziologen«  der  verschiedenen  Länder  geschaffen 
zu  haben  und  die  einzelnen  Arbeiten  auch  des  vorliegenden  3.  Jahrganges  der  An- 
nalen  zeigen ,  dass  die  dargebotenen  Organe  von  verschiedenen ,  wenn  auch  vor- 
wiegend den  romanischen  Nationen  rege  Unterstützung  und  Benützung  finden.  Es 
kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Zeitschrift  sein,  mit  den  einzelnen  Abhandlungen  sich 
auseinanderzusetzen  ;  im  Ganzen  wird  gesagt  werden  dürfen ,  dass  sie  fast  alle  mehr 
oder  weniger  Anregendes  bei  Bestreitbarem  enthalten  und  dass  auch  dieser  3.  Jahr- 
gang vom  H.  Generalsekretär  des  Vereins  mit  grosser  Sorgfalt  redigiert  worden  ist. 
Eine  andere  Frage  ist  es ,  ob  nicht  vom  Institut,  wenn  einmal  seinem  Plane  gemäss, 
vereinsmässig  die  Soziologie  als  eine  die  sozialen  Spezialdisziplinen  zur  Einheit  sam- 
melnde und  eine  gleichmässige  Behandlnng  der  Gliedwissenschaften  bei  dieser  ein- 
heitlichen Sammlung  erstrebende  soziale  Gesamtwissenschaft  erstrebt  wird  und  schritt- 
weise geschaffen  werden  soll,  den  Publikationen  der  Weg  auf  das  zu  erreichende  Ziel 
bestimmter  gewiesen  werden  sollte.  Es  müssen  gerade  in  solchen  Vereinspublikationen 
jene  Gefahren,  welche  »der«  Soziologie  gegenwärtig  noch  drohen,  eiliges  Generali- 
sieren einerseits  ,  andererseits  konstruktive  Vergewaltigung  an  den  Spezialdisziplinen 
durch  subjektives  Raisonnieren ,  Unvollsländigkeit  und  Ungleichmässigkeit  vermieden 
werden,  und  sie  werden  vermieden  werden  können.  Es  müsste  m.  E.  vom  Institut  auf 
seinen  Kongressen  eine  durch  Kommissionen  vorbereitete,  wenn  auch  der  periodischen 
Weiterbildung  unterworfene  vollständige  Klassifikation  der  einzelnen  Gliedbestandteile 
und  Lebensfunktionen  der  Sozialwelt  aufgestellt  und  danach  gestrebt  werden ,  für 
jeden  besonderen  Thatsachenb ereich  die  Gliedstellung  im  sozialen  Ganzen  und  die 
Interdependenz  mit  allen  übrigen  Gliederscheinungen  des  letzteren  statisch,  dynamisch 
und  genetisch  in's  Licht  zu  stellen.  Es  wurde  hiebei  die  Einheit  und  Vollständigkeit 
des  sozialen  Wissens  aus  den  schon  angebauten  und  erst  anzubauenden  Spezialdis- 
ziplinen heraus  und  mit  Hilfe  der  besten  Vertreter  einer  jeden  der  letzteren  sicher 
wenn  auch  langsam,  jedenfalls  streng  empirisch  und  ohne  willkürliches  Generalisieren 
erreicht  werden  können.  Dieses  planmässige  Arbeitsprogramm  müsste  freilich  das  In- 
stitut durch  seine  Kongresse  und  durch  Ausschüsse  der  letzteren  feststellen,  die  Suche 
nach  Mitarbeitern  für  bestimmte  Stoffe  periodisch  regeln  und  so  für  seine  Publika- 
tionen   systematisches  Zusammenwirken    der    verschiedenen  Kräfte    herbeiführen.     Der 
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Generalsekretär  des  Institutes  kann  und  darf  für  sich  allein  das  nicht  thun  und  die 
obigen  Bemerkungen  gelten  nicht  ihm.  Vorläufig  leiden  die  Publikationen  mehr  oder 
weniger  an  dem,  was  sie,  wenn  überhaupt  der  vereinsmässige  Antrieb  zur  Förderung 
>der«  Sozialwissenschaft  beliebt  wird,  vermeiden  sollten,  an  Zersplitterung,  Ungleich- 
mässigkeit,  Unvollständigkeil  und  namentlich  am  Mangel  unverrückbarer  Planmässigkeit. 

S  c  h  ä  f  f  1  e. 


—  e.  Matern,  yoh-.  Um  Milliarden  l  Das  internationale  Währungs-  und  Geld- 
system der  Zukunft.  Leipzig  (Rossberg)  1896.  —  Um  MilHarden  !  In  der  That!  Nach 
der  ehrlichen  ,  begeisterten  Ueberzeugung  des  H.  Verfassers  handelt  es  sich  um  Mil- 
liarden. Einmal  durch  Beseitigung  des  Luxus,  welcher  mit  dem  Gold  in  dessen  Ver- 
wendung als  Hauptzahlungsmittel  getrieben  werde ,  weiter  durch  die  Aufhebung  des 
»Privilegiums«  der  unbeschränkten  freien  Goldprägung,  welche  den  Produzenten  und 
Besitzern  von  Gold  Millionen  Profit  in  den  Schoss  werfe ,  endlich  und  namentlich 
durch  Steigerung  der  Preise  aller  Waren ,  welche  durch  die  Entwertung  des  Silbers 
infolge  der  Zurückdrängung  des  letzteren  auf  den  nichtmonetären  Gebrauch  unfehlbar 
eintreten  müsse.  Zu  schweigen  davon,  dass  der  Verlust,  welcher  bei  Doppelwährung 
von  der  unausbleiblichen  Entwertung  des  Silbers  bis  zum  Aluminiumwert  herab  drohe, 
sicher  abgewendet  werde.  Selbst  die  ganze  Agramot  würde  nach  der  Ueberzeugung 
des  Verfassers  gehoben  sein ,  sobald  man  sein  Geldsystem  • —  das  gleichsehr  mit  Bi- 
und  mit  Monometallismus  aufräumt  und  dabei  höhere  Preise  schafft,  —  zur  Annahme 
gelangt.  Und  mehr  als  bloss  zählbare  Milliarden  werden  für  die  Nation  gewonnen 
werden  ;  die  Einführung  des  Systems  wird  die  Lage  der  Finanzen  so  gewaltig  er- 
leichtern (namentlich  durch  den  Zinsbezug  des  Staates  aus  den  »Deckungspfand- 
briefen«), dass  es  den  Regierungen  ein  Leichtes  werden  wird  (S.  241),  auch  dem 
»schädlichen,  zugleich  gefährlichen  und  deshalb  unbedingt  aufzuhebenden  allgemeinen 
Stimmrecht«  den  Garaus  zu  machen. 

Da  muss  man  wenigstens  fragen ,  worin  besteht  das  Geheimnis  der  sozialen  und 
politischen  Milliardenpanace  des  H.  Verfassers.'  Hierauf  sei  zunächst  kurz  geantwortet: 
alle  bisher  in  Geltung  gestandenen  und  zur  Zeit  vorgeschlagenen  Geld-  und  Währungs- 
systeme leiden  an  zwei  Grundfehlern :  einmal  an  dem  Privilegium  unbeschränkter  Aus- 
prägung von  Gold  in  privatem  Besitze ,  an  der  Basierung  des  Wertmasses  auf  Gold 
und  auf  die  Zufälle  der  Goldproduktion  mit  der  Folge  grosser  Wertveränderlichkeit 
des  Wertmasses  ;  zweitens  daran  ,  dass  das  Währungsmetall  auch  als  Hauptzahlungs- 
mittel dient.  Den  einen  der  beiden  grossen  » Prinzipsfeh] er -i  will  der  H.  Verfasser 
durch  Aufhebung  aller  freien  Edelmetallprägung  beseitigen,  indem  die  monetäre  Ver- 
wendung des  Goldes  auf  die  Aufrechterhaltung  der  für  den  Aussenverkehr  erforder- 
lichen Goldbestände  zurückgedrängt  werden  soll.  Den  zweiten  grossen  »Prinzips- 
fehler«  will  Matern  dadurch  aus  der  Welt  schaffen  ,  dass  zum  Hauptzahlungsmittel 
Banknoten  gemacht  werden,  welche  nur  beschränkt  durch  Wechsel,  in  der  Haupt- 
sache aber  durch  Pfandbriefe,  » Deckungspfandbriefe <?,  gesichert  sein  würden,  welche 
auf  Gold  zu  lauten  hätten.  Es  wäre  ein  Kreditgeldsystem  ,  dennoch  keine  uneinlös- 
bare  Papierwährung ,  sofern  die  »Pfandbrief-Banknoten«  gegen  Gold  oder  gegen 
»Deckungspfandbriefe«   einlösbar  gemacht  werden. 

Ueber  das  Wesen  seines  »Pfandbrief- Noten-Geldsystems«  müssen  wir  den  H. 
Verfasser  selbst  etwas  genauer  sprechen  lassen.  Er  bemerkt  S.  21  :  »Es  soll  an 
Gold  oder  an  Gold  g  e  1  d  —  wo  solches  schon  vorhanden  ist  —  nur  soviel  bleiben, 
als    aus    wohlerwogenen  Rücksichten    —  insbesondere    auf   den  Auslandsverkehr    und 
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die  möglichen  Einlösungen  notwendig  und  vollkommen  hinreichend  erscheint.  Diesem 
Zweck  entsprechend  soll  die  Valuta,  d.  h.  die  Einheit  des  Goldes  als 
Wertmass  und  Zahlmittel,  nicht  eine  Münze  sein  —  wie  jetzt  der 
Souvereign,  das  20-Markstück,  das  20-Frankstiick  u.  a.  —  sondern  für  alle  Län- 
der gleich  ein  bestimmtes  Gewicht  von  feinem  Gold,  etwa 
I  o  g.  Weil  bei  diesem  Währungs-  und  Geldsystem  das  Gold  fast  ausschliesslich  zu 
Zahlungen  im  Auslandsverkehr  dienen  soll ,  werden  damit  keine  Prägungskosten  ver- 
loren gehen.  .  .  .  Das  dem  Inlandsverkehr  dienende  Geld  soll  ausser  den  Scheide- 
münzen hauptsächlich  oder  fast  ausschliesslich  aus  Pfandbrief-Noten  bestehen.  Da 
aber  das  Papiergeld  in  der  Goldvaluta  einlöslich  sein  soll,  so  wird  dieser  Bedingung 
damit  streng  entsprochen,  dass  die  Einlösung  bei  grösseren  Beträgen  immer  in  Gold- 
barren und  nur  in  kleinen  Beträgen  mit  Goldmünzen  erfolgt.  Dieses  kann  im 
Falle  einer  Krise  Einlösungen  in  grossem  Umfang,  welche  bei  der  vollen  und  sicheren 
Deckung  immer  unbegründet  wären,  sehr  heilsam  entgegenwirken.  Alles  übrige  Me- 
tallgeld ,  ausser  dem  für  den  Kleinverkehr  erforderlichen ,  soll  durch  Banknoten  er- 
setzt werden.  Diese  dürfen  ungefähr  in  demselben  Umfang  ,  als  gegenwärtig  die 
steuerfreie  Wechseldeckung  eingeräumt  ist ,  auch  in  Zukunft  durch  Wechsel  gedeckt 
sein;  im  Uebrigen  aber  — -  hauptsächlich  zum  Ersatz  alles  Metallgeldes,  soweit  es 
nicht  für  die  bezeichneten  Zwecke  als  Goldgeld  beibehalten  bleibt ,  sollen  dieselben 
mit  Pfandbriefen  voll  gedeckt  sein.«  —  Weiter  heisst  es  S.  193:  »Die  zuzulassenden 
Pfandbriefe  werden  gesetzlich  bestimmt.  Es  erscheinen  vor  allem  die  landschaftlichen 
Pfandbriefe  auf  ländlichen  Grund  und  Boden  dazu  geeignet ;  dann  Priori- 
täten auf  Eisenbahnen;  auch  Pfandbriefe  auf  städtische  Grundstücke  könn- 
ten unter  entsprechenden  Garantien  zugelassen  werden.  Diese  Pfandbriefe  werden 
auch  in  der  Form  gesetzlichen  Vorschriften  unterliegen.  Die  Hypothekenschulden  auf 
dem  ländlichen  Grundbesitz  des  deutschen  Reiches  sind  im  Jahre  1894  auf  5,5  Mil- 
liarden M.  berechnet  worden.  Auf  diesen  allein  würden  sich  also  soviel  zur  Noten- 
deckung zuzulassende  Pfandbriefe  ausgeben  lassen,  dass  davon  schon  ein  grosser 
Ueberschuss  vorhanden  sein  könnte.  Das  Anlagekapital  aller  normalspurigen  Eisen- 
bahnen im  deutschen  Reich  ist  für  das  Betriebsjahr  1893 — 94  auf  11  029,4  Min.  M. 
angegeben ;  und  auf  dasselbe  ist  —  beiläufig  gesagt  —  5,03  Proz.  Betriebsüber- 
schuss  gekommen.  Auch  auf  diese  allein  könnte  ein  so  grosser  Betrag  zur  Noten- 
deckung zuzulassender  Prioritäten  ausgegeben  werden ,  dass  für  diesen  Zweck  schon 
ein  Ueberfluss  davon  vorhanden  wäre.  Demnach  würde  sich  wohl  auf  den  Grund 
und  Boden  und  auf  die  Eisenbahnen  schon  ein  Gesamtbetrag  an  Deckungspfand- 
briefen von  II  Milliarden  herstellen  lassen.  Das  wäre  c.  der  dreifache  Betrag  des 
für  einen  Geldumlauf  von  der  Höhe  des  gegenwärtigen  zur  Deckung  der  Pfandbrief- 
Noten  erforderlichen.  Deshalb  können  wir  schon  von  allen  andern  Immobilien  ab- 
sehen. Wie  auch  in  Zukunft  der  Bedarf  an  Geld  steigen  mag  —  es  ist  offenbar, 
dass  es  an  entsprechenden  Deckungspfandbriefen  nie  wird  fehlen  können  .  .  .  Die 
Pfandbrief-Noten  sind  jederzeit  einlöslich,  und  zwar  gegen  Gold  oder  gegen 
Deckungspfandbriefe  nach  dem  Verlangen  des  Bringers.  Nach  dem  für 
den  Auslandverkehr  erforderlichen  Goldgeldbetrag  ist  ja  die  obige  Golddeckung  be- 
messen ;  für  den  nicht  mit  Gold  gedeckten ,  mehr  als  sechsmal  so  grossen  Teil  der 
auszugebenden  Noten ,  welche  nur  dem  Inlandverkehr  dienen  werden  ,  kommt  es 
nur  auf  die  faktische  und  sichere  Deckung  an.  Wenn  und  so  lange  die  Inhaber  der 
Noten  hierin  vollkommen  sichergestellt  sind,  kann  es  nie  vorkommen,  dass  aus  einem 
in    dieser  Richtung    liegenden  Motiv    viele  Millionen    von    Noten   zur    Einlösung    ge- 
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bracht  werden.  Demnach  wird  die  Pfandbriefnoten-Bank  mit  jener  Golddeckung  für 
jeden  denkbaren  Notenandrang  zur  Bareinlösung  eingerichtet  sein.  Selbst  ganz  ausser- 
ordentliche Verhältnisse  können  kaum  dazu  führen,  dass  die  Bank  ihre  Einlösung  auf 
Deckungspfandbriefe  beschränken  müsste.  Man  wird  vielmehr,  soweit  sich's  nicht  um 
wirklichen  Goldbedarf  für  gewerbliche  Zwecke  oder  für  Zahlungen  in's  Ausland 
handelt,  immer  die  Einlösung  mit  Deckungspfandbriefen  (der  Verzinsung  wegen)  vor- 
ziehen ,  so  dass  das  Gold  dem  Zwecke ,  für  welchen  es  bestimmt  ist,  nicht  entzogen 
werden  wird.c 

Schon  auf  Grund  des  ersten  kurzen  «Abrisses«,  welchen  der  H,  Verf.  giebt, 
schwelgt  letzterer  (S.  23)  im  Hochgefühle  seiner  grossen  Erfindung :  »Nach  diesem  kurzen 
Abriss  des  Pfandbrief-Noten-Geldsystems  wird  man  sich  wohl  darüber  wundern,  dass 
nicht  schon  früher  hundert  Andere  darauf  gekommen  sind  ,  zu  Geld  statt  des  teuren 
Goldes,  das  vom  Ausland  eingeführt  werden  muss,  sicherstes  inländisches  Kapital  aus- 
zuprägen [in  Geldzeichen  umzusetzen],  welches  in  jedem  Lande  in  grossen  Mengen 
vorhanden  ist,  und  welches  neben  seinen  Zinsen  den  Dienst  als  Notendeckung  für  die 
Volkswirtschaft  kostenfrei  leistet.  Und  doch  ist  es  bis  zur  Gegenwart  von  allen 
Seiten  wie  eine  Unmöglickkeit  angesehen  worden ,  ein  allen  Erfordernissen  des  Ver- 
kehrs —  insbesondere  bezüglich  der  Sicherheit  und  Einlöslichkeit  mit  Gold  —  ent- 
sprechendes Hauptzahlmittel  zum  Ersatz  des  Goldes  zu  finden.  Statt  das  so  nahe- 
liegende und  das  beste ,  das  sich  nur  denken  und  wünschen  lässt ,  zu  ergreifen  und 
demselben  die  erforderliche  »»P  r  a  k  t  i  z  it  ä  t««  zu  geben,  hat  man  in  Vorurteilen 
und  Irrtümern  aller  Art  befangen  das  volkswirtschaftliche  Hauptgebot  der  Oekonomie, 
welches  im  Geldwesen  eine  sehr  grosse  Rolle  spielt,  ganz  ausser  Acht  gelassen,  und 
ist  dem  unverantwortlichen  Luxus  des  Metallgeldes  gegenüber  blind  ge- 
wesen. Man  hat  sich  auf  vollwertiges  Goldgeld  gegenüber  den  unterwertigen  Silber- 
münzen und  dem  ungedeckten  Papiergeld  anderer  Länder  etwas  eingebildet ,  und  ist 
mit  dem  Goldgeld  in  einem  gewissen  Dünkel   nationalen  Reichtums  befangen  gewesen.« 

Referent  dieses  vermag  sich  dem  hohen  HofFiiungsfluge  des  H.  Verfassers  nicht 
anzuschliessen.  Matern''s  Gedanke  ist  auch  nicht  so  ganz  neu,  indem  gerade  die  ver- 
hältnismässig guten  Erfahrungen  ,  welche  Oesterreich  mit  einer  uneinlösbaren  Papier- 
valuta 1878 — 1892  gemacht  hat  und  welche  für  den  H,  Verfasser  anregend  gewesen 
sind ,  mehrfach  ,  wenn  auch  nur  gelegentlich  den  Gedanken  nahegelegt  haben  ,  die 
erst  notwendige  Eigenschaft  des  allgemeinen  Wertmasses  und  Zahlungsmittels  haupt- 
sächlich durch  Kredit-  ,  nicht  durch  Metallwährung  sicher  zu  stellen.  Allein  die 
Lösung  des  Problems  ist  dem  Ziele  bis  jetzt  sehr  ferne  geblieben  und  dürfte  auch 
durch  Matern  nicht  weiter  gediehen  sein. 

Der  Kardinalpunkt  würde  sein,  die  vorwiegende  Kreditzirkulation  ganz  und  voll- 
kommen auf  die  Wertbeständigkeit  einzurichten.  Das  würde  zwei  Hauptziele  ergeben: 
in  quantitativer  Hinsicht  eine  im  Verhältnis  zum  mittleren  Geldbedarf  konstante 
und  doch  wieder  den  Schwankungen  des  wirklichen  Geldbedarfes  elastisch  sich  an- 
schmiegende Menge  von  Kreditumlaufsmitteln  ,  sodann  in  qualitativer  Hinsicht 
die  unbedingte  Sicherheit  der  Mobiliar-  und  Immobiliarwert-Pfanddeckung  in  Händen 
des  Noteninstitutes.  Das  ausschliessliche  Kreditgeldsystem  auf  Basis  des  Immobiliar- 
vermögens hat  theoretisch  schon  Law  empfohlen  und  die  erste  französische  Revo- 
lution demselben  sogar  »Praktizität<  gegeben.  Die  Erfahrung  mit  letzterer  Praktizität 
hat  freilich  für  immer  einen  Wink  zu  äusserster  Vorsicht  bezüglich  eines  Notenkurant- 
geldsystems  mit  irgend  welcher  Immobiliardeckung  gegeben.  Wenn  man  letzteres 
überhaupt  will,   so  wäre  es   doch  sehr  die  Frage,   ob    der  mehr  oder  weniger  zufällige 
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Bestand  an  jeweilig  vorhandenen  oder  sofort  neu  zu  schaffenden  Hypothekarpfand- 
briefen, Eisenbahnprioritäten  u.  s.  w.  jene  die  höhere  Wertstabilität  sichernde  quan- 
titativ-qualitative Ausgestaltung  eines  » Pfandbriefnoten-Geldsystems t  ergeben  könnte. 
Mir  ist  das  in  hohem  Grade  zweifelhaft.  Wahrscheinlich  würde  nur  die  nationale 
Bankkonzentration  des  ganzen  Realkredites  deckungsfähig  sein  und  die  Realkredit- 
deckung des  Ffandnotenhauptgeldes  durch  irgendwelche  Staatsgarantien  und  durch 
Wechsel-Personalkreditwerte  zu  verstärken  sein.  Ich  spreche  diese  Meinung  aus,  ohne 
für  die  Zukunft  über  das  Wie  der  etwaigen  Einführung  eines  Kreditnoten-Kurant- 
systems  irgend  Etwas  empfehlen  zu  wollen. 

Die  allgemeine  Steigerung  der  Warenpreise,  welche  der  H.  Verfasser  als  Zugabe 
verspricht,  könnte  sich  gewiss  nicht  durch  die  Herabdrückung  des  Goldwertes  bei 
äusserster  monetärer  Zurückdrängung  des  Goldes  ergeben  ;  denn  bei  Ausführung  der 
Vorschläge  des  H.  Verfassers  würde  Gold  nur  noch  untergeordnet  und  sekundär  den 
Pfandnoten-Geldwert  beeinflussen.  Dieser  Wert  würde  von  der  Art  der  quantitativen 
und  qualitativen  Ausgestaltung  der  Pfandnoten-Zirkulation  und  von  der  Art  ihrer 
Deckung  abliängig  sein. 

Weiter  soll  in  den  bestehenden  Forderungen  und  Schulden  eine  Besserung  vor 
sich  gehen;  da  würde  aber  alles  davon  abhängen  ,  wie  man  beim  Uebergang  von 
der  Metall-  zur  Pfandnoten-Währung  die  Umrechnung  aus  alter  in  neue  Währung, 
soferne  eine  solche  rationell  und  gerecht  überhaupt  vollzogen  werden  könnte,  vor- 
nehmen würde.  Den  Uebergang  stellt  sich  eben  vorläufig  nur  der  H.  Verfasser  spie- 
lend leicht  vor. 

Der  Referent  vermag  daher  sich  nicht  zu  überzeugen ,  dass  das  grosse  Problem 
der  Kredit-Kurantzirkulation  in  »Um  Milliarden  !«  seiner  positiven  oder  negativen 
Entscheidung  wesentlich  näher  gebracht  worden  sei.  Dass  »Milliarden«  Privateigen- 
tums in  Frage  kommen  könnten,  wenn  Gold  aus  der  monetären  Verwendung  ver- 
drängt werden  würde,  ist  allerdings  kaum  zu  bezweifeln.  Schäffle. 


— e.  Erdher g-Krcsnuciewski ,  Johann  Joachim  Becher.  Ein  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Nationalökonomie.  Jena  (G.  Fischer)  1896.  —  Die  dankenswerte 
Schrift  behandelt  nicht  bloss  Leben  und  Schriften  des  grössten  deutschen  Merkan- 
tilisten (S.  28 — 85)  und  dessen  theoretische  Anschauungen  (betr.  Politik,  Landwirt- 
schaft ,  Bevölkerungswesen ,  Gewerbe  und  Handel) ,  sondern  giebt  auch  eine  dogma- 
tisch-genetische und  kritische  Darstellung  des  Merkantilsystems.  In  beiden  Hinsichten 
ist  sie  wirklich  ein  »Beitrag  zur  Geschichte  der  National  Ökonomik«  und  zwar  ein 
schätzbarer  Beitrag.  Die  Kritik  des  Merkantilismus  bei  Erdberg  erscheint  uns 
umsichtig  und  wahr.  Die  kritischen  Karrikaturen ,  welche  durch  Smith  und  seine 
Schüler  in  aller  Welt  das  Merkantilsystem  lächerlich  gemacht  haben,  sind  zwar  längst 
verblasst  und  wirkungslos  geworden,  namentlich  durch  Cunningham.  Das  tiefere  po- 
sitive Verständnis  des  Merkantilismus  ist  aber  doch  noch  nicht  allgemein  gewonnen. 
Unser  Verfasser  wird  wesentlich  zur  Verbreitung  und  Verfeinerung  dieses  Verständ- 
nisses beitragen.  Wir  führen  folgende  Schlusssätze  aus  der  Kritik  der  Merkantilisten 
durch  Ej-dberg  an:  »Es  galt  ihnen  [den  Merkantilisten]  nicht  um  jeden  Preis,  selbst 
um  den  der  Vernichtung  anderer  Nationen,  Geld  in  ihrem  Lande  anzuhäufen.  Sie 
strebten  vielmehr  danach,  anderen  Staaten  bezüglich  des  Reichtums  stets  den 
Vorrang  abzulaufen.  Das  Wesentliche  wurde  nicht  darin  gefunden ,  dass 
man  viel  Geld,  sondern  dass  man  davon  mehr  besitze  als  andere.  Gerade  deshalb 
schätzte    man    ja  eine  dichte  Bevölkerung ,    weil    sie    im  stände  war ,    ein  Land    von 
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anderen  unabhängig  zu  machen ,  ja  dasselbe  sogar  als  Konsumenten  ihrer  eigenen 
Produkte  heranzuziehen  ;  sie  verschaffte  dem  Mutterlande  einen  Vorteil  vor  dem  Aus- 
lande ,  indem  sie  jenes  im  Verhältnis  zu  diesem  reicher  machte.  Müssen  wir 
aber  die  Definition :  Reichtum  ist  das  Verhältnis  zweier  Vermögen  ,  für  den  Merkan- 
tilismus in  Anspruch  nehmen,  so  thun  wir  das  mit  um  so  grösserem  Rechte,  je  mehr 
wir  uns  davon  überzeugten,  wie  es  ursprünglich  die  Machtfrage  gewesen  ist,  die  zu 
einer  so  hohen  Wertschätzung  des  Reichtums  führte.  Der  Satz  aber,  Geld  ist  Macht, 
hat  nur  einen  Sinn,  wenn  wir  ihn  komparativ  fassen,  wo  mehr  Geld  —  da  mehr 
Macht,  wo  das  meiste  Geld  —  da  die  grösste  Macht.  Ein  Satz  übrigens,  über  den 
man  bis  heute  nicht  hinausgekommen  ist.  .  .  .  Die  Merkantilisten  erstrebten  eine  Be- 
reicherung des  Volkes  in  diesem  Sinne.  In  einer  solchen  Bereicherung  sahen  sie 
einerseits  eine  Garantie  der  Machtstellung  ihrer  Nation ,  andererseits  aber  eine  Ga- 
rantie eines  schnellen  Warenaustausches,  der  die  Volks  Wohlfahrt  befördern  sollte. 
Lassen  wir  die  für  jene  Zeit  nicht  in  das  Gewicht  fallende  Erwägung,  dass  in  einem 
Lande  auch  zu  viel  Geld  zirkulieren  kann,  ausser  Acht,  so  können  wir  den  Merkan- 
tilisten bis  hierher  sehr  wohl  folgen ,  ohne  eine  Inkonsequenz  oder  einen  logi- 
schen Fehler  in  ihrem  System  konstatieren  zu  müssen.  Den  schwachen  Punkt 
des  Merkantilismus  werden  wir  erst  in  der  Anwendung  des  Mittels  finden,  durch  das 
er  den  Geldvorrat  der  Staaten  zu  vergrössern  gedachte.  Seine  Handelspolitik 
war  es,  die  praktisch  undurchführbar,  schliesslich  das  ganze  System  zu  Fall  bringen 
musste,  da  die  praktische  Durchführbarkeit  desselben  auf  ihr  basierte.  Mag  es  auch 
thöricht  sein  ,  diese  Politik  dahin  charakterisieren  zu  wollen ,  dass  die  Merkantilisten 
immer  nur  verkaufen  und  niemals  kaufen  wollten,  so  kann  man  ihnen  doch  den  Vorwurf 
eines  weitgehenden  Optimismus  nicht  ersparen.  Was  half  die  schöne  Theorie,  nach 
der  man  schwächere  Staaten  durch  den  Konsum  ihrer  Erzeugnisse  zu  Abnehmern  für 
den  eigenen  Markt  zu  kräftigen  dachte  ,  wenn  diese  kleineren  Staaten  ihrerseits  in 
einer  merkantilistischen  Handelspolitik  ihr  Heil  und  die  Wurzel  ihrer  dereinstigen 
Macht  erblickten  ?  So  einfach ,  wie  Stewart  sich  die  Sache  vorstellt,  pflegt  sich  der 
volkswirtschaftliche  Entwickelungsprozess  eines  Volkes  nicht  zu  vollziehen.  Vorwärts 
auf  der  vorgeschriebenen  Bahn  oder  zurück,  und  hemmen  Hindernisse  den  Weg  ,  so 
muss  die  Gewalt  sie  hinwegräumen.  Cromwell's  Navigationsakte  und  Colbert'%  Ta- 
rifmassregeln, die  den  holländischen  Welthandel  vernichten  sollten,  waren  der  An- 
lass  zu  verheerenden  Kriegen  dieser  Nationen.  Bis  auf's  Blut  hat  Holland  sich  ge- 
wehrt. In  den  61  Jahren  von  1652 — 1713  hat  es  36  Kriegsjahre  allein  gegen  Eng- 
land imd  Frankreich  zu  verzeichnen ,  abgesehen  von  den  kriegerischen  Verwicke- 
lungen mit  Schweden,  Dänemark  und  anderen  Ostseestaaten.  Und  1797  konstatierte 
Busch  ^  dass  England  in  den  letzten  144  Jahren  66  Kriegsjahre  auszuhalten  gehabt 
hätte ,  die  teils  der  Gründung  von  Kolonieen ,  teils  der  Vernichtung  anderer  Staats- 
wesen gedient  hätten.  Was  aber  der  internationale  Handel  gewinnen  konnte ,  wenn 
die  Völker  sich  gegenseitig  bekriegten,  liegt  auf  der  Hand.  Es  wurde  das  auch 
keineswegs  verkannt,  aber  die  sehr  weise  ersonnene  Theorie  scheiterte  an  ihrer  prak- 
tischen Undurchführbarkeit.  »»Wenn  das  Streben  der  Nationen  ,  ihren  Handel  und 
ihre  Schiffahrt  zu  vermehren,  auf  das  Gedeihen  anstatt  den  Ruin  anderer  Staaten  ge- 
richtet wäre««,  klagt  Postleswayt,  »»so  könnte  ich  mich  über  den  guten  Erfolg  freuen 
und  mich  bestreben ,  denselben  eher  zu  vergrössern  als  zu  verhindern.  Der  Fall  ist 
aber  anders.-  die  Staaten  nehmen  die  Vorteile  ihres  Verkehrs  und  ihrer  Navigation 
zum  Vorwande,  um  das  Menschengeschlecht  zu  Sklaven  zu  machen««.  Es  konnte 
nicht    ewig    verborgen     bleiben,    dass    das    System    selbst   sich    seine   Lebensbeding- 
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ungen  untergrub ,    und  es  musste    dahin    kommen ,    dass  der  Staat ,    der    aus    dem 
allgemeinen    Kampf    als    Sieger    hervorging    und   der   zugleich    das 
Bewusstsein  in  sich  fühlte,    jeder  Konkurrenz    gewachsen    zu    sein,    alsbald    für 
den  Freihandel  eintrat.     Es  war  das  England,    dessen  gewaltige  Agitation  all- 
mählich den  ganzen  Kontinent  für  dieses  neue  System  erobern  sollte.«    Ich  habe  aber 
nicht  zu  verurteilen,  sondern  zu  beurteilen    —  schliesst  Erdherg  —  und   »muss  daher 
auch  die  Kehrseite  der  Medaille  einer   Prüfung  unterziehen.     In  dem  Bestreben,  sich 
in  allen  ihren  Bedürfnissen  vom  Auslande  unabhängig  zu  stellen  ,  oder  gar  das  Aus- 
land in  den  seinigen  von  sich    abhängig  zu  machen  ,    entfalteten  die  Nationen    einen 
wahren  Wetteifer  in  der  Aufnahme  neuer  Industrieen.     Mochte  man  dai)ei  auch  man- 
ches Gewächs  mühsam  grossziehen  wollen  ,    dem  alle  Bedingungen    zur   gedeihlichen 
Entwickelung  versagten  ,  so  berechtigen  uns  die  Erfolge ,  die  nach  anderer  Seite  hin 
zu  verzeichnen  waren,  allein  schon,   auch  von  einer  segensreichen  Wirkung  des  Mer- 
kantilismus zu  reden.     Von  dem  Aufschwung ,    den    einzelne  Städte    unter    der  Herr- 
schaft des  Systems  nahmen,  können  wir  uns  kaum  eine  Vorstellung  machen.     Die  In- 
dustrie in  Toledo  gelangte  zu  einer  Blüte,  dass  man  die  Bettler  und  Vagabunden  von 
der  Strasse  in  die  Fabriken  trieb ,    um    nur    der  gewaltig    gesteigerten  Nachfrage  ge- 
nügen zu  können.     Damit  Hand  in  Hand  ging  aber  ein  anderes  Moment :  die  Reha- 
bilitierung der  Arbeit.     In  der  Weltanschauung  der  bisher  herrschend  gewesenen  ka- 
tholischen Kirche    hatte    die  Arbeit    nur    »die  Stellung  eines  Uebels«.     Zur  höchsten 
Vollendung    kam   der  Mensch    nach  ihrer  Auffassung    erst    durch  das  weltabgeschlos- 
sene Sichversenken  in  seinen  Schöpfer.     Erwägt  man    dazu ,    dass    durch    die  Bettel- 
orden die  Bettelei  gewissermassen  legitimiert  schien  ,    so  wird  es  einen  nicht  Wunder 
nehmen,  wenn  zu  Ausgang  des  Mittelalters  die  Landstreicher  und  Bettler  förmlich  zu 
einer    Landplage    geworden    waren.      Räumte    die    Reformation    mit    dieser    Weltan- 
schauung auf,  so    schuf   das  Merkantilsystem    das  Feld    für  die  Ar- 
beit.    »»Ich  will  ein  Volk  von  Arbeitern  schaffen««,  hatte   CoLbert  gesagt,  und  ein 
Volk  von  Arbeitern  war  in  der  That    eine  Voraussetzung  aller  Erfolge ,    die  das  Sy- 
stem   erringen    konnte.     Und    welche  Erfolge    es    nach    dieser  Richtung    hin    errang, 
haben  wir  bereits  erwähnt.     Eine  andere  Voraussetzung    freilich    war    »die  Dummheit 
der  anderen  Völker«  ,    die  ihres  eigenen  Vorteils    nicht  gewahr  wurden.     Wenn  aber 
die  grossartigen  Erfolge  in  Frankreich  und  in  Spanien  schliesslich  so  gänzlich  wieder 
vernichtet  wurden  ,  so  hat  das  seinen  Grund  nicht  allein  in  der  wachsenden  Einsicht 
der  anderen  Völker.     Man  liess  sich  leider  verleiten,  in  den  Faktoren,   die  den  Wohl- 
stand des  Volkes  begründet  hatten,     eine  unerschöpfliche  Geldquelle  zu  suchen,    die 
Gewerbepolitik  wurde  zu  einem  Teil  der  Finanzpolitik.     Steuer  auf  Steuer  wurde  der 
Industrie  aufgelastet,    denen   sie    um    so  weniger  gewachsen  war,    als   auch    die    aus- 
ländischen Märkte  sich  immer  mehr  und  mehr  zu  verschliessen  begannen.    So  musste 
es  endlich  dahin  kommen ,    dass  sie  ,    weit  entfernt ,    eine  Quelle  der  Volkswohlfahrt 
zu  bleiben,  nun  ihrerseits  der  staatlichen  Fürsorge  und  Unterstützung  bedurfte.     Ziehe 
ich    noch    das    letzte  Moment   in  Betracht,    das  Eintreten  der  Merkantilisten    für    die 
Volksvermehrung,  so  muss  ich  hier  das  völlig  Zeitgemässe  ihrer  Forderungen 
anerkennen.     Selbst  abgesehen  von  der  Förderung,    welche  die  Industrie  durch  eine 
Verdichtung  der  Bevölkerung  erfahren  musste,   erscheint  ihre  Bevölkerungspolitik  an- 
f^esichts  der  fortwährenden  Kriege  durchaus  natürlich.    Es  darf  dabei  nicht  übersehen 
werden,  dass  damals  in  Seuchen,   Teuerungen  u.  s.  w.  eine  bedeutend  längere  Reihe 
von  volksvermindernden  Faktoren  wirkte  ,  als  dies  heute  der  Fall  ist.     Dass  wir  uns 
deshalb    nicht  zu  allen  Mitteln  zu  bekennen  brauchen,    durch    welche  die  Volkszahl 


738  Litter  atur. 

künstlich  in  die  Höhe  geschraubt  werden  sollte,  versteht  sich  von  selbst.  Ich  bin 
mit  der  Kritik  des  Systems  zu  Ende.  Dass  es  sich  auf  ganz  gesunden  Gedanken  auf- 
baute, kann  nicht  verkannt  werden,  ebenso  wenig  aber,  dass  es  in  seiner  praktischen 
Entwickelung  den  Völkern  neben  allem  Unheil  auch  reichen  Segen 
gestiftet  hat.  Und  steht  es  anders  zu  erwarten  bei  einem  System,  das  sich  auf 
der  nationalen  Arbeit  als  seiner  Grundbasis  erhebt,  bei  einem  System,  für  welches 
ein  hervorragender  Vertreter  den  Satz  aussprechen  konnte:  »»Das  kostbarste  Metall, 
das  unentbehrlichste,  vortrefflichste  und  sicherste,  das  es  je  gegeben  und  jemals  geben 
wird,  das  ist  der  Schweiss ,  der  auf  der  Stirne  perlt;  er  muss  für  das  einzige  Mittel 
gelten,  welches  ein  kräftiges  Staatswesen  erhalten  kann.  Denn  da,  wo  er  fehlt,  hat 
auch  Gold  und  Silber  nicht  lange  Bestand ,  denn  er  allein  ist  die  Münze ,  die  in 
aller  Welt  den  gleichen,  den  höchsten  Wert  besitzt.««  —  Dies  ist  das  Hauptergebnis 
Erdberg's.  Man  wird  nicht  bloss  die  Formulierung  als'  formschön ,  sondern  auch 
die  Grundgedanken  als  bedeutend  und  in  der  Hauptsache  als  richtig  anerkennen 
dürfen.  Der  Merkantilismus  war  eben  ein  Kind  seiner  Zeit ,  im  Guten  und  im 
Schlimmen.  Diese  Zeit  war  die  Epoche  der  Sammlung  der  bis  dahin  territorialistisch, 
noch  früher  feudal  zersplittert  gewesenen  westeuropäischen  Völker  zum  modernen 
Staate  und  zur  modernen  Staatswirtschaft.  Der  Merkantilismus  ist  der  volkswirtschaft- 
liche,  finanzpolitische  und  bevölkerungspolitische  Ausdruck  des  Ringens  dieser  Zeit 
um  nationalstaatliche  Suprematie.  Das  System  war  einseitig ;  der  ihm  folgende 
Smithismus  war  das  aber  auch,  indem  er  in  das  andere  Extrem  des  kosmopolitischen 
Allerweltfreihandels  verfiel.  Dieses  letzte  Extrem  hat  neuestens  ebenso  sehr  eine 
Gegenströmung  hervorgerufen,  den  Neomerkantihsmus ,  welchen  wir  seit  1878  auf 
dem  Kontinent  durchleben  und  vielleicht  auch  in  England  gemässigt  bald  wieder 
haben  werden ,  wenn  der  Ruf  nach  Greater-Britain  mehr  oder  weniger  Erfolg  er- 
langen sollte ,  eine  Eventualität ,  auf  welche  die  von  Canada  betriebene  und  vom 
Ministerium  Salisbury  unterstützte  Kündigung  der  Verträge  mit  Belgien  und  mit  Deutsch- 
land eben  in  der  unmittelbaren  Gegenwart  hinzuweisen  scheint.  Unrichtig  ist  die 
gewöhnliche  theoretische  Gegenüberstellung,  dass  der  Merkantilismus  das  Geld,  der 
Smithismus  die  Arbeit  als  Grundlage  des  Nationalwohlstandes  angesehen  habe,  und 
unrichtig  ist  auch  die  übliche  praktische  Kontrastierung  beider  »Systeme«  ,  dass  das 
eine  ausschliesslich  national,  das  andere  rein  menschheitlich,  human,  international  ge- 
wesen sei;  den  »Schweiss,  der  auf  der  Stirne  perlt«,  die  Arbeit,  hat  auch  der  Mer- 
kantilismus geschätzt  und  nicht ,  weil  der  politische  Smithismus ,  der  Cobdenismus 
nämlich,  kosmopolitisch  war,  fand  er  in  England  Anklang,  sondern  weil  er  von  1847 
an  bis  heute  als  das  den  Engländern  nützlichste  System  der  Handelspolitik  erschien. 
Ob  die  neumerkantilistische  Reaktion  ,  die  wir  eben  durchlaufen,  nach  endlich  er- 
folgter allgemeiner  Herstellung  des  modernen  Nationalstaates  für  ganz  Mittel-  und 
Westeuropa  endlich  in  Theorie  und  Praxis  die  richtige  Mittellinie  herbeiführen 
wird?  S  c  h  äf  f  1  e. 


— e.  Pfleger,  yos.  u.  Gschwindt ,  yul.,  Börsenreform  in  Deutschland ,  mit 
einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  Walther  Lotz.  Erster  Abschnitt:  Allgemeiner  Teil. 
Zweiter  Abschnitt :  Die  Produktenbörse  nach  den  Erhebungen  der  Börsenenquetekom- 
mission.  Stuttgart,  J.  G.  Cotta  Nachfolger.  1896.  —  Eine  gedrängte,  übersichtliche 
Darstellung  der  Ergebnisse  der  deutschen  Börsenenquete.  Die  verdienstliche  Arbeit 
behandelt  in  ihrem  zweiten  Teil  einzeln  den  Getreideterminhandel,  das  Spiritustermin- 
geschäft,   den  Kaffeeterminhandel,    den  Zuckerterminhandel,    das   Kammzugterminge- 
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Schaft.  Es  wird  jedoch  nicht  bloss  Thats-ichliches  zur  Darstellung  gebracht,  sondern 
auch  der  Reformversuch  der  Enquetekommission  beurteilt.  Die  Schrift  schliesst  mit 
dem  Ausdruck  der  Ueberzeugung,  welcher  zur  Zeit  stark  angefochten  werden,  aber  auf 
die  Dauer  weithin  der  Zustimmung  sicher  sein  wird :  »Das  Problem  der  Zukunft  wird 
sein,  eine  Börsenverfassung  zu  finden,  in  der  die  respektabelsten  Kaufleute  die  Börse 
beherrschen.  Menschlichem  Ermessen  nach  wird  auch  Deutschland  zu  diesem  Zu- 
stande nur  bei  Gewährung  eines  gewissen  Masses  von  Bewegungsfreiheit  auf  dem  Ge- 
biete der  Börsenverfassung   gelangen.« 

— e.  V.  Maurer,  Georg  Ludwig,  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-, 
Dorf-  uiiil  Stadtvcrfassuug  und  der  öffenllichen  Geivalt.  Zweite  Auflage,  mit 
einleitendem  Vorwort  von  H.  Cunow.  —  Das  Werk,  welches  in  2.  Auflage  geboten 
wird ,  bedarf  einer  Anzeige  im  Leserkreise  dieser  Zeitschrift  nicht ;  es  ist  allgemein 
bekannt  und  anerkannt.  Der  unveränderte  Abdruck,  für  welchen  die  Verlagshand- 
lung sich  entschieden  hat,  war  gewiss  das  Richtige.  »Eine  Streichung  Maurer'scher 
Ausführungen  und  Einschiebung  kurzer  veränderter  Sätze  konnte  bei  der  historischen 
Bedeutung,  welche  das  Buch  erlangt  hat,  gar  nicht  in  Betracht  kommen.  Sollte  die 
Bearbeitung  wissenschaftlichen  Wert  haben,  so  hätte  hinzugefügt  werden  müssen,  in- 
wiefern diese  oder  jene  Darlegung  Maurer's  nicht  mehr  als  ganz  genügend  gelten 
kann;  es  hätten  also  die  neuen  Forschungsresultate  diskutiert  werden  müssen,  welche 
eine  Abänderung  als  nötig  erweisen.  Dadurch  aber  würde  das  Werk  einen  ganz  an- 
deren Charakter  erhalten  haben.  Nicht  nur  wäre  der  knappe,  gedrungene  Aufbau 
verloren  gegangen  ;  es  hätte  sich  auch  nicht  vermeiden  lassen,  in  die  heutige  wissen- 
schaftliche Polemik  über  einzelne  Fragen  einzugreifen.  Und  schliesslich  wäre  wohl 
weder  dem  Bearbeiter,  noch  dem  Verlag  der  Vorwurf  erspart  geblieben,  dem  Maurer' - 
sehen  Buch  eine  fremde  Auffassung  kurzweg  aufgepropft  zu  haben.«  Um  indes  dem 
Stande  der  Wissenschaft  dennoch  die  gebührende  Berücksichtigung  zu  sichern,  ist  der 
zweiten  Auflage  ein  längeres  »Einleitendes  Vorwort«  aus  der  Feder  eines 
auf  dem  Gebiete  der  neueren  Agrararchäologie  bewanderten  Schriftstellers,  H.  Cunow, 
beigefügt ,  in  welchem  speziell  die  durch  die  neuere  Urgeschichtsfor- 
schung  erlangten  Aufschlüsse  über  die  al t g e r m an i s ch e n 
stammesgenossenschaftlichen  Organisationsformen  erörtert 
werden.  Der  Verfasser  untersucht  die  ältesten  Territorialverbände  in  ihren  Bezieh- 
ungen zur  Geschlechtsverfassung,  das  Verhältnis  von  Gau,  Mark,  Hundertschaft  und 
Geschlechts-Genossenschaft  zu  einander  und  geht  dann  näher  auf  die  Entwickelung 
der  deutschen  Feldgemeinschaften  ein.  Daran  schliesst  sich  ein  kurzer  Ueberblick 
über  markgenossenschaftliche  Einrichtungen  verschiedener  nichtgermanischer  Völker, 
der  auch  dem  Fachmann  manches  Neue  bieten  dürfte.  —  Interessant  und  wenigstens 
dem  Referenten  im  einzelnen  neu  sind  die  Mitteilungen  über  iT/ö«r^/-'s  p  o  1  i  t  i  s  ch  e 
Laufbahn.  Vielleicht  ist  die  letztere  dem  Leserkreis  dieser  Zeitschrift  nicht  so 
bekannt ,  um  die  folgenden  auf  eine  —  wie  wir  wohl  annehmen  dürfen  —  zuver- 
lässige Weise  festgestellten  Daten  der  Mitteilung  unwert  erscheinen  zu  lassen  :  »Schon 
während  seiner  Universitätsstudien  in  Heidelberg  (1808 — 1811)  hatte  sich  der  junge 
Maurer^  beeinflusst  von  der  damaligen  romantischen  Geistesrichtung,  die  in  der  deut- 
schen Vergangenheit  Trost  für  die  umgebende  politische  Misere  suchte,  vorwiegend 
mit  germanistischen  Studien  ,  speziell  mit  den  alten  deutschen  Volksrechten  beschäf- 
tigt und  war  dann  wie  vor  ihm  Jakob  Grimm  und  Savigny,  nach  Paris  gezogen,  um 
dort    die    alten    deutschen  Rechtsquellen    zu    studieren.      Eine  Frucht  dieser  Arbeiten, 
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die  er  auch  nach  seiner  Anstellung  im  baierischen  Staatsdienst  eifrig  fortsetzte,  war 
die  1824  erschienene  »Geschichte  des  altgermanischen  und  namentlich  altbaierischen 
öffentlich-mündlichen  Gerichtsverfahrens« ,  die  Beantwortung  einer  drei  Jahre  vorher 
von  der  Miinchener  Akademie  gestellten  Preisaufgabe.  Diese  Schrift  wurde  mit  dem 
ersten  Preise  gekrönt  und  hatte  bald  darauf  (1826)  Maurer's  Berufung  auf  den  Mün- 
chener Lehrstuhl  für  deutsche  Rechtsgeschichte  und  französisches  Recht  zur  Folge, 
der  dann  in  den  nächsten  Jahren  die  Ernennung  zum  baierischen  Staatsrat  und  lebens- 
länglichen Reichsrat  folgte.  Inzwischen  war  durch  den  Staatsvertrag  vom  7.  Mai  1832 
der  minderjährige  Prinz  Otto  von  Baiern  zum  König  von  Griechenland  bestimmt 
worden,  und  Maurer  übernahm  gemeinsam  mit  dem  Grafen  Armansperg  und  dem 
Generalmajor  v.  Heideck  (Heidegger)  für  den  jugendlichen  König  die  Regentschaft. 
Die  hervorragendste  Arbeit  Maurer'%  in  dieser  Stellung  war  die  Neuordnung  und  ein- 
heitliche Ausgestaltung  des  griechischen  Strafrechtes,  sowie  der  Straf-  und  Civilpro- 
zessordnung,  durch  die  er  sich  derart  die  Anhänglichkeit  des  griechischen  Volkes  zu 
erwerben  wusste,  dass  ihn  1858,  als  er  nach  2  5jähriger  Abwesenheit  das  Land  wieder 
besuchte,  überall  die  lebhaftesten  Ovationen  empfingen.  Innere  Zwistigkeiten  zwi- 
schen den  drei  Mitgliedern  der  Regentschaft  Hessen  indes  ein  gedeihliches  Zusammen- 
arbeiten nicht  aufkommen.  Während  Maurer  und  Heideck,  sowie  der  als  Regent- 
schaftssekretär fungierende  Legationsrat  Abel  den  russischen  und  englischen  An- 
sprüchen möglichst  entgegenzuarbeiten  und  sich  auf  die  griechische  Nationalpartei  zu 
stützen  suchten  ,  zeigte  der  Regentschaftspräsident  Graf  Armansperg  sich  dem  eng- 
lischen Einfiuss  im  weitesten  Masse  zugänglich.  Dazu  gesellten  sich  allerlei  persön- 
liche Differenzen  wegen  der  Prätension,  mit  der  Graf  Armansperg  den  anderen  Mit- 
gliedern der  Regentschaft  gegenübertrat,  und  der  von  ihm  zur  Führung  seiner  luxuriösen 
Repräsentation  beanspruchten  horrenden  Repräsentationsgelder.  Am  31.  Juli  1834 
wurde  Maurer^  der  noch  kurz  vorher,  am  19.  Mai,  ohne  ein  Entgegenkommen  dafür 
bei  der  baierischen  Regierung  zu  finden ,  selbst  seine  Demission  angeboten  hatte, 
plötzlich  abberufen.  Maurer  nahm  seinen  Wohnsitz  wieder  in  München  und  schrieb 
hier  zunächst,  durch  die  gehässigen  Angriffe  der  sogenannten  loyalen  Presse  aufs 
äusserste  gereizt,  seine  bekannte  Rechtfertigungsschrift  »Das  griechische  Volk  in  öffent- 
licher, kirchlicher  und  privatrechtlicher  Beziehung«  (Heidelberg  1834 — 1835),  deren 
zweiter,  die  Zeit  der  Regentschaft  behandelnder  Band  sich  zu  einer  scharfen  Anklage 
gegen  den  Grafen  Armansperg  zuspitzt.  Den  grössten  Teil  der  nun  folgenden  Musse- 
jahre  aber  widmete  er  rechts-  und  verfassungsgeschichtlichen  Studien,  besonders  der 
Frage  der  Entstehung  und  Entwickelung  des  mittelalterlichen  Städtewesens ,  der  er 
schon  1829,  noch  während  seiner  Lehrthätigkeit,  durch  die  Abhandlung  »Ueber  die 
baierischen  Städte  und  ihre  Verfassung  unter  der  römischen  und  fränkischen  Herr- 
schaft« näher  getreten  war,  und  zu  der  er  nun  (1839)  als  weiteren  Beitrag  das  »Stadt- 
und  Landrechtsbuch  von  Ruprecht  von  Freising«  veröffentlichte.  Zu  diesen  Studien 
trieb  Maurer  nicht  nur  das  Interesse  an  unserer  Vergangenheit ;  sie  waren  ihm  zu- 
gleich ein  Mittel  zum  Verstehen  der  Gegenwart.  Inmitten  all'  seiner  Forschungen 
verfolgte  er  stets  mit  Aufmerksamkeit  die  Vorgänge  der  politischen  Welt ,  vor  allem 
die  Verfassungsbestrebungen  der  damaligen  Zeit ,  wozu  er  allerdings  ohnehin  schon 
durch  seine  Referate  im  Staats-  und  Reichsrat  genötigt  war.  Er  suchte  in  dem  »hi- 
storischen Boden«,  wie  er  es  nannte ,  die  Ansätze  für  eine  bessere  Zukunft.  Nur  im 
freiheitlichen  Ausbau  des  geschichtlich  Gegebenen  könne  eine  gedeihliche  Reform- 
politik sich  bethätigen ,  und  eben  deshalb  sei  es  nötig  zu  wissen  ,  wie  die  sozialen 
Einrichtungen    der    Staaten    allmählich    zu    ihrem    heutigen  Zustand    herangewachsen 
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seien.  —  Indes  wurde  Maurer  seinen  Arbeiten  noch  wiederholt  auf  einige  Zeit  ent- 
zogen. Als  am  2.  Februar  1847  das  klerikale  Ministerium  Abel  an  dem  Widerspruch 
gegen  die  Ernennung  der  Lola  Montez  zur  Gräfin  Landsfeld  scheiterte ,  liess  sich 
Maurer,  dem  schon  früher  von  Ludwig  L  ein  politischer  Systemwechsel  in  Aussicht 
gestellt  war,  zur  Bildung  des  neuen  Kabinets  bewegen.  Er  geriet  dadurch  von  vorn- 
herein in  eine  missliche  Position ;  denn  da  die  Entlassung  seines  Vorgängers  auf  Ver- 
anlassung der  Lola  Montez  erfolgt  war,  glaubte  man  bei  ihm  ein  grösseres  Entgegen- 
kommen in  dieser  Angelegenheit  voraussetzen  zu  dürfen ,  und  doch  dachte  Keiner 
strenger  über  die  Liebelei  des  Königs  als  Maurer.  Ueberdies  aber  war  er  kaum  der 
Mann,  der  für  die  übernommene  schwierige  Stellung  passte.  Weit  mehr  Gelehrter 
als  Staatsmann  fehlte  ihm  die  diplomatische  Routine  und  vor  allem  die  selbstver- 
trauende Rücksichtslosigkeit ,  die  unter  den  vorhandenen  verworrenen  Verhältnissen 
erforderlich  war,  nicht  nur  im  Kampfe  gegen  die  gereizten  Klerikalen,  sondern  mehr 
noch  gegenüber  dem  gereizten  König.  So  dauerte  es  denn  auch  kaum  zehn  Monate, 
und  das  Maurer'%c\\e.  Kabinet  wurde  schon  wieder  durch  ein  anderes ,  durch  das 
sogenannte  Lola-Ministerium  ersetzt.  —  Maurer  sollte  als  Gesandter  nach  Brüssel 
gehen,  doch  wusste  er  sich  diesem  Auftrage  zu  entziehen,  und  von  einer  Art  Straf- 
versetzung als  Appellationsgerichts-Präsident  nach  Amberg  befreite  ihn  Maximilian  IL, 
der  inzwischen  seinem  Vater  auf  den  Thron  gefolgt  war.  Mit  Eifer  wandte  sich 
Maurer  wieder  seinen  Studien  zu,  die  er  nur  noch  einmal  (1858 — 1859)  auf  längere 
Zeit  unterbrach.  Es  war  ihm  vergönnt,  nacheinander  seine  sämtlichen  früher  ge- 
planten Geschichtswerke  zu  vollenden,  bis  auf  die  »Geschichte  der  öffentlichen  Ge- 
walt«, bei  deren  Vorbereitung  ihn  1872,  nach  einem  reichen  Leben,  im  Alter  von 
81  Jahren  der  Tod  ereilte.« 


—  e.  Meheined  Einin  Effendi,  Dr.,  Kultur  und  Humanität.  Völkerpsycho- 
logische und  politische  Untersuchungen.  Würzburg  (Rahel)  1897.  —  Ein  Orientale, 
dessen  Schrift  nach  Form  und  Inhalt  selbst  den  Beweis  führt,  dass  der  Verfasser 
seinen  occidentalischen  Doktortitel  wohl  verdient  hat,  führt  hier  Untersuchungen  durch, 
deren  Ergebnisse  der  Kultur-  und  Humanitätsheuchelei  des  Occidents  die  Maske  un- 
sanft herabreissen  und  der  Kultur-  und  Humanitätseitelkeit  keineswegs  schmeicheln. 
Vieles  ist  treffend  gesagt  und  besitzt  namentlich  dem  gegenüber,  was  seit  Jahr  und 
Tag  in  der  Türkei  und  in  Griechenland  sich  unter  »europäischem  Konzert«  abge- 
gespielt  hat ,  ein  wohlthuendes  Geradeheraus ;  das  Kind  wird  beim  rechten  Namen 
genannt.  Der  H.  Verfasser  verschafft  dem  Sultan  einen  angenehmen  Standpunkt, 
indem  er  in  den  Schlussfolgerungen  (S.  144)  mit  gesperrter  Schrift  hervorhebt: 
»Innerhalb  eines  Staatswesens  ist  eine  vollständige,  thatsächliche  Gleichberechtigung 
zwischen  verschiedenen  Rassen-  und  Religions-  (wohl  auch  Sprach-)  Gemeinschaften 
unmöglich.«  Gladstone's  »grosser  Mörder«  Abdul  Hamid,  würde  bei  diesem  mit  den 
Waffen  abendländischer  Staatswissenschaft  verteidigten  Satze  schmunzeln  können, 
wenn  er  für  ihn  praktisch  wäre.  Bei  diesem  Satz  kommt  es  eben  darauf  an, 
welche  Gemeinschaft  Hammer  und  welche  Amboss  ist.  Früher  war  der  Sultan  Ham- 
mer, jetzt  ist  die  Türkei  mehr  Amboss. 


—  e.  Koenig,  F.  Ph. .,  Die  Lage  der  englischen  Landwirtschaft  unter  dem 
Drucke  der  internationalen  Konkurrenz  der  Gegenwart  und  Mittel  und  Wege  zur 
Besserung  derselben.  Jena  (G.  Fischer)  i8g6.  —  Eine  gehaltreiche  Schrift,  die  zu 
rechter  Zeit  kommt.     Dieselbe  weist  die  Wege  nach  ,   welche  der  englische  Farmer 
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eingeschlagen  hat,  um   sich   aus   der  durch  die  internationale  Konkurrenz  geschaffenen 
Not  trotz  allem  Freihandel  zu  helfen.     Der  H.  Verfasser  giebt  seiner  Untersuchung 
die  breite  Folie  einer  Einzeldarstellung  der  Lage  der  Landwirtschaft  in  den  zweierlei 
Hauptgebieten,  in  den  Grafschaften  mit  vorwiegender  Weidewirtschaft  (grazing  coun- 
ties)  und  in  den  Grafschaften  mit  Ackerbaubetrieb  (com  counties).     Er  wendet  da- 
bei vergleichend  seinen  Blick  einerseits    auf  die  nach  seiner  Ansicht    zur  Zeit  noch 
viel  schwierigere  Lage  der  deutschen  Landwirtschaft,  andererseits   auf  die  Lage   der 
Landwirtschaft  in  den  Verein.  Staaten  und  in  den  englischen  Kolonien.     Zu  diesen 
Seitenblicken  hält  sich  Koevig  durch  seine  gemachten  Erfahrungen  für  befähigt :   »Eine 
zehnjährige  landwirtschaftliche  Thätigkeit  teils  auf  der  einheimischen  Scholle  in  Eng- 
land ,  teils  in  Deutschland ,    den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Kanada 
setzt  mich  in  die  Lage,  bei  Gelegenheit  auch  Vergleiche  unter  diesen  Ländern  an- 
zustellen.   Die  amerikanischen  Verhältnisse  insbesondere  lernte  ich  durch   einen  län- 
geren Aufenthalt  in  Kalifornien,  Michigan,  Illinois,  Wisconsin,  Texas,  Missisippi  und 
den  östlichen  Staaten  kennen.     1894  erhielt  ich  durch  Lord  Spencer ,    s.  Z.    ersten 
Lord  der  Admiralität,  von  dem  Generalgouverneur  von  Kanada  Lord  Aberdeen  den 
Auftrag,    seine  21 000  Morgen  grosse  Begüterung    im  fernen  Westen  (Br.  Columbia) 
zu  besichtigen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten ;  hierdurch  war  es  mir  möglich,  auch 
die  kanadische  Landwirtschaft  näher  kennen  zu  lernen.«     Was  die  englische  Land- 
wirtschaft betrifft,    so  hält  der  H.  Verfasser  die  Krisis    —    im  Gegensatz  zur 
deutschen    Landwirtschaft    —    für    überwunden    und    die  Güter-    bezw. 
Pachtpreise  für  gesund.     Er  resümiert :    »Aus    unseren  Ausführungen   wird    klar  ge- 
worden sein,  dass  die  landwirtschaftliche  Krisis  in  England,  wenn  auch  noch  nicht 
vorbei,  doch  zum  grossen  Teil  überstanden  ist,  und  dass  die  Landwirtschaft 
auf  gesunder  Basis    steht;    dass  schliesslich  die  Pächter  und  Gutsbesitzer 
sich    in    ihre  neue  Lage    hineingefunden    haben,    wenn    auch    mit    vorübergehenden 
schweren  Verlusten.     Dass  die  landwirtschaftliche  Basis  Englands    gesünder    ist    als 
z.  B.  die  heutige  Basis  Deutschlands  ,    ist  klar.     In  Deutschland    haben    die  Güter, 
bei  den  immer  noch    zu   hoch   geschraubten  Güterpreisen,    noch   lange    nicht    ihren 
Wert  den  Zeiten  gemäss  geändert.     Die  Güter  haben  meist  einen  viel  zu  hoch  an- 
gesetzten Verkaufs-  und  Verpachtungspreis  und  können  unmöglich  bei  solchen  hoch 
gehaltenen  Preisen  rentieren ;  auch  sind  sie  meist  mit  zu  hohen  Hypothekenschulden 
belastet ;  sie  können  kaum  die  Zinsen  dieser  Hypotheken  erschwingen  und  natürlich 
bleibt    für   die  Verzinsung    des   jeweiligen  Besitzerkapitals   und    für    Unternehmerge- 
winne gar  nichts  übrig ;    endlich    kommt   die  unausbleibliche  Subhastation ,    die  den 
Gütern  auf  Jahre  hinaus  schadet ,    denn  der  ehemalige  Besitzer ,    so  lange    er    sich 
noch  irgendwie  halten  konnte,  thut  es  auf  Kosten    des  Grund   und  Bodens,    indem 
er  die  letzte  Kraft  aus    dem  Gut    aussaugt.     Es    ist    also   klar ,    dass   die   landwirt- 
schaftliche Krisis  für  Deutschland    ungemein    viel    schwerer    zu   er- 
tragen ist  als  für  England.    Abgesehen  von  den  zu  teuer  übernommenen  Gütern 
und  von  den  schweren  Schulden    hat  Deutschland  noch    den  Nachteil,    dass    es    an 
den  Getreidebau  gebunden  ist;    es    kann    die  Wirtschaftsweise    nicht    von    heut    auf 
morgen  ändern ,    wie  es    der  englische  Farmer ,    sich    den  Verhältnissen    anpassend, 
that,  weil  Deutschland  kein  See-  und  Küstenklima  besitzt    und    es  ihm  einfach  un- 
möglich wäre,   den  Acker  in  üppige  Viehweiden  umzuwandeln ;  das  Gras  würde  eben 
nicht  wachsen.    Dass  die  landwirtschaftliche  Krisis  in  England  zuerst  und  viel  früher 
eingetreten  ist,    als    in  Deutschland  und  anderen  Ländern,    steht  fest.     Den  ersten 
Anfall  der  Krisis  musste  die  englische  Landaristokratie    durch  Reduzierung 
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der  Pacht  tragen ,    dann  mussten    auch    die  Pächter  ihren  Teil  des  Verlustes ,    aber 
nur  den  geringeren  Teil,   auf  sich  nehmen.    Allmählich   änderte,  wie   wir   es  gesehen 
haben,  der  englische  Farmer  seinen  Betrieb,  er  richtete  immer  mehr  und  mehr  Vieh- 
weidewirtschaft ein,  was  ihn  grosse   Verluste  ,  die  bei  allen    Betriebsänderungen  un- 
vermeidlich sind ,    kostete  ;    die  Getreidewirtschaften  nahmen  an  Zahl    ab    und   jetzt 
glauben  wir  behaupten   zu  können,  dass,    wenn  auch   in  den   »Com  counties«   Eng- 
lands noch  schwere  Zeiten  durchgemacht  werden  müssen,  die  englischen  Farmer  in 
den  »Grazing  counties«  jetzt  prosperieren  und  teilweise  sogar  (^eld  verdienen     Durch 
Einschränkung  des  Getreidebaues  und    Ausdehnung  des  Futterbaues   zum  Zweck  der 
Einrichtung  von  Molkereiwirtschaften  wird  auch  bald  der  östliche  Teil  Englands  in 
ein  gesunderes  Fahrwasser  gelangen,  dann  wird  man  auch  behaupten  können  ,  dass 
England  die  landwirtschaftliche  Krisis  überstanden  hat  und  dass  die  Landwirtschaft 
wieder  aufblüht.     Von  Jahr  zu  Jahr    ist    es    der  Landaristokratie    klarer    geworden, 
dass  sie  auf  alle  Fälle  sich  den  guten  Pächterstand  erhalten  muss    und    man    muss 
sagen  ,  sie  haben  keine  Opfer  gescheut ,    sei  es  durch  Nachlass    von  Pachten    oder 
Unterstützung  mit  Geld,   und  namentlich  während  unnormaler  Dürrjahre  oder  nasser 
Jahrgänge    ist    es    ihnen    in    den    meisten  Fällen  vortrefflich  gelungen.     Schliesslich 
kann  man    sagen ,    dass    die    Güter-    und    Pachtpreise    in    England 
heute  vollständig  zeitgemäss  geworden  sind,  und  dass  Güter  und 
Pachten    eher    billig    als  zu  teuer  sind.     Durch    die    Krisis    sind    Aristo- 
kratie   u  n  d  P  ä  c  h  t  e  r  s  t  a  n  d     immer     enger     verbunden    und     ihr 
Zusammenwirken    eine    Notwendigkeit    geworden.«    —    Das    vor- 
liegende Buch     giebt    auch  Materialien,    welche    die  Meinung,     dass    die   jungen 
Ackerbauländer  von  der  Not  der  europäischen  Landwirtschaft    fett  werden ,    gründ- 
lich erschüttern.     Koenig  bemerkt  in  dieser  Hinsicht :    dass    in  Kanada  trotz  des 
Aufblühens  des  Molkereiwesens ,    wovon    ich    mich    persönlich    eingehend  überzeugt 
habe ,    allgemeine  landwirtschaftliche  Klagen  ertönen ,    ist  bekannt.     Beweise  haben 
wir  hierfür  in    den  Fachzeitungen    alltäglich ,    auch    bestätigt    es    uns    das    konstant 
gleichmässige  Fallen  der  Güterpreise    und    der  dort  erzielten   Produktenpreise ,    und 
noch  deutlicher  wird  es  durch  den  bedeutenden  Rückgang  der  Weizenbaufläche,  und 
das    in    Ontario    unti   Monitabo,    den  Weizenländern    »par    excellence«.     Sowohl    in 
Australien  -wie  in  Neu-Seeland  wird  zugegeben,    dass  der  Weizenbau  bei 
den  heutigen  niedrigen  Preisen  unrentabel  ist.     Das  Areal    an  Weizen  für  1892 — 93 
für  ganz  »Australasia«  inkl.  Tasmania  war  3  822  950  acres,  im  Vergleich  zu  3  870  346 
acres  für  1889 — 90.    In  »South-Australia«  zeigt  die  neueste  Zählung,  dass  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  in  dem  Jahrzehnt  von  1881— 1891  abgenommen  hat,  und 
zwar  ist  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten    männlichen  Bevölkerung 
um  1140  kleiner  geworden,  eine  Thatsache,  die  unstreitig  den  Rückgang  des  Land- 
baues anzeigt.     Der  Wert  des  landwirtschaftlichen  Grund  und  Bodens  in  Australien 
ist  allgemein  gefallen  und  nicht  weniger  ist  dies  in  Neu-Seeland  der  Fall  gewesen. 
Im  April  1894  veröffentlichte  die  »Landowner's  Defence  League  of  New-South  Wales« 
ein  Manifest ,    welches  klarlegte ,    dass    in    der  ganzen  Kolonie  während  der  letzten 
5  Jahre  nichts  als  Not  unter  den  öffentlichen  Gesellschaften,  Gütern  im  Privatbesitz 
und  unter  allen,    die  an  der  Landwirtschaft    interessiert    waren,    bestanden    hätte.« 
Weiter  sagt  der  Bericht,  dass  »Männer,  die  vor  5  Jahren  für  reich  gehalten  wurden 
a  conto  der  Güter,    die  sie  besassen,    heute  arm  sind«,    und    dass   »viele  Güterge- 
sellschaften,   bei  denen  die  Ersparnisse  von  Tausenden  angelegt  waren,   einfach  von 
der  Bildfläche    verschwunden    sind« ;    und    dass    endlich   »im  Norden ,  Westen    und 
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Süden  der  Kolonie  aus  den  Weidedistrikten  ein  gleichmässiges  Klagen  über  die  land- 
wirtschaftliche Not  verbreitet  ist«.    Die  Unrentabilität  des  Weizenbaues  in  Australien 
und  Neuseeland    hat   die  Farmer    dazu  gezwungen,    zum    Export    von   Molkereipro- 
dukten und  Fleisch  Zuflucht  zu  nehmen,  allein  die  »Refrigerating  Meat  Companies« 
sollen    in    den    letzten  Jahren   viel  Geld  verloren    haben.     In  Viktoria    ist    der  Vor- 
schlag gemacht  worden ,    eine  Steuer  von  2  s  pro  Hundert  Schafe   aufzulegen ,    um 
damit  Exportprämien  auf  Fleisch  zahlen  zu  können ,    indem    die  Begründung    dahin 
lautet,  dass  jetzt  die  Herdenbesitzer,  die  nicht  Hammelfleisch  ausführen,  den  Nutzen 
der  kolonialen  einheimischen  Märkte  haben,  während  diejenigen,  die  Hammelfleisch 
ausführen ,     durch    ihre    Unternehmungslust    Geld    verlieren ;     es    scheint     als     ob 
ohne  Ausfuhrprämien  weder  die  Ausfuhr  von  Butter,  noch  die  Ausfuhr  von  Fleisch 
aus  Viktoria   sich    bezahlt  macht.  —  Ueber  die  Bebauer    des  Grund   und  Bodens    in 
Indien  existieren  einige  neuere  Nachrichten  von  bedeutendem  Wert.     Die  Land- 
wirtschaft in  Indien  ist  stets  auf  so  niedrigem  Fuss  gewesen ,    dass  eine  Blüte  der- 
selben eigentlich  nie  stattgefunden  hat.    In  den  letzten  Jahren  hat  der  Weizenexport 
abgenommen,  trotzdem  gute  Ernten  stattgefunden  hatten  ;  es  deutet   das   darauf  hin, 
dass    in    den   letzten  Jahren    der  Weizenpreis    auf  dem    europäischen  Markt  für  die 
ausführenden  Händler  nicht  hoch  genug  war,  um  die  einheimischen  Produzenten  zu 
befriedigen.     Der  Weizen  ist  wohl  zum  grossen  Teil  in  Indien  geblieben    und  dort 
verzehrt  worden,    nachdem    wie    dort    üblich   die  Produzenten    den  Weizen  in  Silos 
aufbewahren,  in  der  HoiTnung,  dass  die  Preise  steigen  werden,  um  eine  Ausfuhr  zu 
ermöglichen.    K.  wirft  auch  einen  Blick  auf  die  Landwirtschaftskrisis  der  Vereinigten 
Staat  e  n    von   Amerika :    »Ueber  die   Landwirtschaft    in    den    Vereinigten    Staaten 
können  wir  uns  ziemlich  kurz  fassen:  Die  Thatsache  allein,    dass  in  dem  Jahrzehnt 
von  1880  —  1890  die  Weizenfläche  im  Lande  abgenommen  hatte,    und  zwar  in  einer 
Zeit,  wo  die  Bevölkerung  um  12  V2  Millionen  Menschen  zunahm,  genügt,  um  die  Un- 
rentabilität des  Weizenbaues  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  beweisen.      Seit  1890  hat 
wieder  eine  Abnahme  von  2  750000  acres    stattgefunden,  trotzdem  seit  1890  die  Be- 
völkerung wieder  um  5 — 6  Millionen  zugenommen  hat.     Mit  der  Abnahme  der  Weizen- 
fläche in  den  Vereinigten  Staaten  hat  dementsprechend  das  Grasland    wieder  zuge- 
nommen :  wir  finden  einen  Rückgang  zur  früheren  wilden  Weidewirtschaft,    was  in 
den  Vereinigten  Staaten  als   ein  schlechtes  Zeichen  zu  deuten  ist.     Die  Weidefläche 
hat  also  seit  1880  um    2  500  000  acres    zugenommen  ;    die    für  Heuzwecke    benutzte 
Fläche    hat  etwa  um  24  000  000  acres  in  dieser  Zeit    zugenommen.     Im  Jahre  1880 
finden  wir  25863955  acres,  die  zu  Heuzwecken  benützt  wurden,  und  im  Jahre  1893 
war  die  Fläche  auf  49613469  gewachsen,    und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,    dass 
diese  Fläche    seit  1893    wieder    zugenommen  hat.     Obgleich    die    vier   letzten  Jahre 
gute   gewesen  sind ,    haben  die  Weizenpreise    vom  Jahre  1891  allein    eine  Rente  im 
Weizenbau  ergeben  können.     Wenn  wir  die  »Commercial  Returns« -Angaben,  da  sie 
grösser  sind  als  die  amtlichen  »Returns»,  annehmen,  so  finden  wir  einen  Ertrag  von 
kaum    17  Busheis    pro  acre   im  Jahre  1891    und  14,3 ,    13   und    14  Busheis    pro  acre 
für  die  Jahre   1892,  1893,   1894  der  Reihe  nach.    Nach  dem  amtlichen  Farmenpreise 
des  Dezembers,  nach  Angabe  des   „Department  of  Agriculture« ,    würde  der  Ertrag 
pro  acre  sich  auf  14,  9,  7  und  ca.  6  Dollars  belaufen.     Der  Preis   war    ungewöhn- 
lich hoch  im  Jahre   1891  und  der  Durchschnittsertrag    ein  ganz  aussergewöhnlicher 
so  dass   ein  Reinertrag  dabei  herauskam;    allein  9  $    (ca.  37  Mk.   50  Pf.)    für  1892 
genügten  nicht,  um  den  amerikanischen  Farmern  die  Arbeit  bezahlt  zu  machen,  und 
natürlich  sind    ca.  29  M.  16  Pf.  im  Jahre  1893    und  ungefähr  25  Mk.  pro  acre  von 
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40  ar  im  Jahre  1894  Preise,  die  nur  mil  Verlust  verbunden  sein  können.  Es  genüfjl 
niclit  die  Thatsache,  dass  in  gewissen  (Jegendeu  der  Vereinigten  Staaten  der  Weizen 
sehr  billig  produziert  werden  kann ;  wenn  das  auch  wahr  ist,  so  gilt  das  doch  nicht 
für  das  ganze  Land,  auch  ist  es  kein  Beweis  dafür,  dass  zu  diesen  Preisen  auf  die 
Dauer  Weizen  produziert  werden  kann.  Im  Jahre  1894  veranlasste  die  »U.  S.  Depart- 
ment of  Agriculture«  Untersuchungen  über  die  Produktionskosten  von  Weizen  bei 
25  000  Farmern,  und  das  Resultat  der  sämtlichen  Untersuchungen  war  ein  Ergebnis 
von  II  $  69  cts.  pro  acre  oder  48  Mk.  66  Pf.  Nach  dieser  Annahme  würde  sich 
für  das  Jahr  1891  ein  Reinertrag  von  10  Mk.  pro  acre  herausstellen;  dagegen  für 
die  Jahrgänge  1892,  1893,  1894  stellt  sich  ein  Mindererlös  oder  Manko  von  Ii  M 
16  Pf.,  19  Mk  50  Pf.  und  ca.  23  Mk.  66  Pf.  pro  acre.  Wo  die  Farmer  Stroh  ver- 
kaufen konnten,  ist  wohl  weniger  Verlust  gewesen,  vielleicht  überhaupt  nicht ;  allein 
eine  nur  ganz  verschwindend  kleine  Zahl  dieser  Gülerlläche  wird  Stroh  verkaufen 
können.  Mindestens  bei  der  Hälfte  des  Komplexes  wird  das  Stroh  verbrannt ;  es 
wird  nicht  einmal  zu  Dünger  gemacht,  und  teilweise  wird  die  lange  Stoppel  einfach 
eingepflügt.  Es  sei  denn,  dass  das  Stroh  verkauft,  als  Häcksel  verbraucht  oder  zu 
Dünger  umgewandelt  wird,  in  welchem  Falle  es  zu  gute  der  folgenden  Frucht  ge- 
bucht würde,  kann  man  das  Stroh  nicht  in  Rechnung  bringen.  Die  billigsten  Pro- 
duktionskosten zeigt  uns  North  Dakota  mit  7  $  48  cts.  oder  ca.  31  Mk.  16  Pf.  pro 
acre;  die  höchsten  Produktionskosten  weist  Massachusetts  auf  mit  28  $  81  cts. 
Abgesehen  aber  von  den  baren  Produktionskosten  des  Weizens  dürfen  wir  nicht 
vergessen,  dass  der  amerikanische  Farmer ,  der  gewöhnlich  Kleinbauer  ist,  als  not- 
leidend zu  bezeichnen  ist ,  es  sei  denn ,  dass  er  20  Mk.  pro  acre  Reinertrag  im 
Weizenbau  erzielen  kann,  und  als  äusserst  notleidend  zu  bezeichnen  ist,  wenn  der 
Reinertrag  sich  nur  auf  10  Mk.  beläuft,  Dass  Not  unter  den  Vieh  Produzenten 
der  Vereinigten  Staaten  und  im  Fleischhandel  existiert ,  wird  niemand  in  Abrede 
stellen ;  es  ist  eine  nur  zu  allgemein  bekannte  Thatsache  ,  als  dass  dieselbe  hier 
einer  Erläuterung  bedürfte.  Was  die  Schafe  in  den  Vereinigten  Staaten  betrifft ,  so 
sind  sie  zu  keiner  Zeit  mehr  rentabel  gewesen  ,  teilweise  weil  der  Amerikaner  kein 
Schafzüchter  ist  und  die  Schafzucht  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  verstanden 
wird.  Jüngst  hört  man  viel  Klagen  über  den  Pferdehandel.  Gerade  die  Pferde- 
produktion in  Amerika  schien  mir  besonders  unrentabel  ;  die  Pferdeproduzenten 
sagten  mir,  sie  könnten  überhaupt  ihre  selbstgezogenen  Pferde  wegen  Mangels  an 
Käufern  oft  nicht  verkaufen ;  das  Angebot  sei  grösser  als  der  Bedarf.  Mich  wun- 
derte diese  Thatsache  nicht,  denn  jede  kleine  Stadt  in  Amerika  hat  jetzt  elek- 
trische oder  Kabelbahn  statt  Pferdebahnen.  Der  praktische  Amerikaner  hat 
längst  herausgefunden,  dass  die  Elektrizität  billiger  ist  als  die  teure  Pferdehaltung  ; 
ich  war  oft  erstaunt  über  die  Ausbreitung  der  Elektrizität  sogar  in  den  kleinsten 
Dörfern.  Die  Produktion,  die  sich  noch  am  besten  während  der  letzten  2 — 3  Jahre 
bezahlt  gemacht  hat ,  war  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Schweinezucht ,  teilweise 
durch  den  so  riesig  zu  deckenden  Bedarf  und  teilweise  durch  die  billigen  Getreide- 
preise. Der  Farmer  hat  in  vielen  Fällen  es  für  rentabler  gefunden,  seinen  Weizen, 
Getreide  und  Mais  an  Schweine  zu  verfüttern  ,  als  für  den  Export  zu  Schleuder- 
preisen zu  verkaufen.  Wenn  in  England  die  Fleischpreise  ungewöhnlich  niedrig 
waren ,  konnte  man  oft  in  den  amerikanischen  Zeitungen  über  die  Verluste  im 
Fleischexport  nachlesen ,  und  zwar  Verluste  seitens  der  Grosshändler ,  trotzdem  die 
Viehproduzenten  und  Viehmäster  ihr  Vieh  zu  Schleuderpreisen  an  die  Grosshändler 
abgaben.    Unter  den  Ursachen  der  Not  werden  angegeben :  die  Konkurrenz  des  Aus- 
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landes  und  gewisser  »bonanza  farms«  in  gewissen  Staaten  ,  sowie  die  Erniedrigung 
der  Weizenpreise  durch  die  Börsenspekulation,  weiter  die  Uebersteuerung  des  Grund 
und  Bodens,  ferner  die  nachteilige  Wirkung  von  »Rings«,  »Combines«  und  »Trusts« 
der  grossen  Händler ,  die  den  Farmer  ausbeuten ,  und  endlich  die  grosse  hypothe- 
karische Schuldenlast  der  Mehrzahl  der  Farmer.« 


— e.  Model,  Paul,  Die  grossen  Berliner  Effektenbanken.  Aus  dem  Nachlasse 
des  Verfassers  herausgegeben  und  vervollständigt  von  Dr.  jur.  Ernst  Lob.  Mit  einer 
Vorrede  von  Prof.  Dr.  Ad.  Wagner  und  einem  biographischen  Geleitworte  von  Dr. 
0.  K'öbner.  Jena  (G.  Fischer)  1896  —  Der  Autor,  Paul  Model,  ist  vor  Beendigung 
der  durch  seinen  Lehrer  Ad.  IVagner  angeregten  Schrift,  22  Jahre  alt  in  den  Tyroler 
Alpen  abgestürzt  und  gestorben.  Sohn  einer  Bankiersfamilie  war  er  schon  jung  dem 
Gegenstand  seiner  Schrift  im  Leben  nahegestanden.  Ueber  die  nun  herausgegebene 
Arbeit  und  die  Wichtigkeit  ihres  Objektes  spricht  sich  Ad.  Wagner  in  der  Vorrede 
wie  folgt  aus:  »Da  umfassendere  Darstellungen  der  Entwicklung  der  grossen  Berliner 
Effektenbanken  noch  fehlen,  glaube  ich,  dass  die  Schrift  nicht  bloss  als  eine  ganz 
tüchtige  Arbeit  eines  jungen  Nationalökonomen  die  Veröffentlichung  verdient  hat, 
sondern  dass  ihre  Publikation  auch  einem  allgemeineren  Interesse  der  Praxis  und  der 
Wissenschaft  dient.  Sie  ist ,  der  gestellten  Aufgabe  gemäss,  wesentlich  eine  dar- 
stellende, in  welcher  indessen  kritische  Bemerkungen  nicht  ganz  fehlen.  Ich  habe 
Darstellung  und  Kritik  nicht  persönlich  zu  vertreten ,  glaube  aber  sie  als  im  Ganzen 
zutreffend  bezeichnen  zu  dürfen.  Es  wird  ein  guter  Ueberblick  über  die  Hauptpunkte 
der  Entwicklung  der  grossen  leitenden  Effektenbanken  des  grössten  deutschen  Geld-, 
Bank-  und  Börsenplatzes  gegeben.  Damit  wird  eine  Lücke  in  der  Banklitteratur  in 
wünschenswerter  Weise  ausgefüllt.  Die  grossen  modernen  Effektenbanken  sind  mehr 
und  mehr  im  letzten  Menschenalter  in  Deutschland  wie  in  anderen  Ländern  die  ein- 
flussreichsten ,  vollends  die  charakteristischsten  Glieder  des  modernen  Kredit-  und 
Bankwesens  geworden.  Licht  und  Schatten  der  neueren  kreditwirtschaftlichen  privat- 
kapitalistischen Entwicklung  tritt  bei  ihnen  in  besonders  scharfem  Grade  hervor.  Wie 
sie  in  den  Gang  der  Geschäfte,  der  Spekulation  eingreifen,  ihrerseits  aber  auch  davon 
beeinflusst  werden,  wie  eng  die  Wechselwirkungen  zwischen  allgemeiner  wirtschaft- 
licher Entwicklung  und  Bank-  und  Börsenwesen  sind ,  zeigen  diese  Banken  in  ihren 
Aktiv-  und  Passivgeschäften,  ihren  Kapital  Vermehrungen  und  Reduktionen,  ihren  Fu- 
sionen mit  anderen  Banken,  ihren  Gewinnen,  Dividenden  und  Aktienkursen  deutlicher 
als  irgend  welche  andere  Banken.  Ihre  Entwicklung ,  ihre  jeweilige  Lage  ist  heute 
ein  besseres  Barometer  der  allgemeinen  Geschäftslage  als  die  Situation  der  Noten- 
banken und  der  reinen  Depositenbanken  (welche  letztere  ja  in  Deutschland  noch  fast 
fehlen  und  deren  Stelle,  wohl  oder  übel,  einigermassen  die  Effeklenbanken  mit  ein- 
nehmen). Die  Beteiligung  an  den  verschiedenartigsten  Spekulationsgeschäften,  da- 
runter an  den  bedenklichsten,  wie  sogar  an  heimischen  Grundstückspekulationen  (!), 
exotischen  Emissionen ,  .Spekulationen  in  russischer  Valuta,  findet  sich  bei  diesen 
Banken.  Die  grossen  verhängnisvollen  Schwankungen  im  Erwerbsleben  befördern  sie 
durch  Begünstigung  der  Ueberspekulation  in  der  Zeit  der  aufsteigenden  Konjunktur, 
durch  Unterstützung  der  Börsengeschäfte,  durch  neue  Gründungen  und  Umwandlungen, 
durch  Kapitalerhöhungen  ,  worauf  dann  der  Rückschlag  um  so  stärker  werden  muss. 
Für  die  Gesetzgebung  sind  sie  aber,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  des  Handels- 
rechts, des  Aktiengesellschaftsrechts  und  nunmehr  wenigstens  des  Börsengesetzes, 
immer  noch  ein  Noli  me  längere.     Und  ihre  Aktionäre  sind   befriedigt,    so  lange  sie 
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—  gehörige  Dividenden  zahlen.  Die  Model-Loebsche  Schrift  ist  gegen  diese  Banken 
gar  nicht  voreingenommen ,  erkennt  ihre  unbestreitbar  grossartigen  Dienste  für  die 
Kreditwirtschaft  unserer  Geschichtsperiode  an,  beurteilt  scheint  mir,  objektiv  die  ein- 
zelnen Geschäfte ,  welche  sie  betreiben.  Aber  die  übersichtliche  Darstellung  der 
ganzen  Lebensgeschichte  dieser  Banken  in  dieser  Schrift  konstatiert  doch  vielerlei 
Thatsachen,  welche,  an  sich  nicht  unbekannt,  im  täglichen  Verlauf  der  Dinge,  zumal 
in  den  zunächst  beteiligten  Kreisen  und  auch  —  bei  Politikern,  bei  Staatsmännern 
gewöhnlich  bald  wieder  vergessen  sind.  In  den  Börsenkreisen ,  wo  man  immer  nur 
mit  der  Gegenwart  und  mit  der  nächsten  Zukunft  rechnet  und  meist  an  der  Ober- 
fläche der  Erscheinungen  hängen  bleibt,  nur  die  Bedeutung  der  Dinge  für  das  un- 
mittelbare Geldinteresse  der  Beteiligten  beachtet  und  danach  über  die  —  volkswirt- 
schaftliche Funktion  dieser  Banken  urteilt,  mag  das  begreiflich  sein.  Wissenschaft 
und  Gesetzgebung  müssen  aber  einen  anderen  Standpunkt  einnehmen,  sie  müssen  die 
dauernden  volkswirtschaftlichen,  sozialen  und  — sittlichen  Wirkungen  würdigen,  welche 
die  Erscheinungen  des  Wirtschaftslebens,  wie  hier  diese  Effektenbanken,  für  den  ganzen 
volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Körper  mit  sich  bringen  Die  vorliegende  Schrift 
gibt  in  den  schlichten  Thatsachen,  die  sie  mitteilt,  reiche  Gelegenheit  zum  Nach- 
denken über  die  Stellung  und  Funktion  dieser  modernsten  Art  Banken  :  Thatsachen, 
die,  ohne  dass  das  in  der  Schrift  selbst  besonders  hervorgehoben  wird,  Anregung  ge- 
nug zu  wichtigen  Erörterungen  de  lege  ferenda  im  Gebiete  der  Effektenbank-Politik 
bringen  —  ne  quid  detrimenti  capiat  respublica.  Dem  so  jung  dahin  gerafften  Ver- 
fasser möge  der  Lehrer  den  Wunsch  nachrufen  dürfen,  dass  seine  Arbeit  auf  dem 
wichtigen  Gebiete,  welches  sie  behandelt,  nicht  ohne  den  Erfolg  bleiben  möge ,  zu 
weiteren  Studien  gerade  über  diesen  Zweig  des  Bankwesens  den  Ansloss  zu  geben. 
Auch  nach  der  tüchtigen  Schrift  von  Sattler,  ebenfalls  einem  einstigen  Seminarmit- 
gliede  bei  mir,  und  den  Arbeiten  von  Lotz  bleibt  für  die  wissenschaftliche  Behand- 
lung der  Effektenbanken  —  eine  notwendige  Vorarbeit  für  die  Erledigung  der  schwie- 
rigen,  hier  noch  ausstehenden  legislativen  Regelung  —  noch  viel  zu  thun  übrig.« 

— e.  Fisk,  George,  31.,  Die  handelspolitischen  tind  sonstigen  völkerrechtlichen  Be- 
ziehungen ziuischen  Deutschland  und  den  Verein.  Staaten  von  Nordatnerika.  Stutt- 
gart (J.  G.  Cotta's  Nachfolger)  1897.  —  Die  Monographie  hat  einen  Amerikaner  zum 
Verfasser,  welchem  auf  der  amerikau.  Botschaft  in  Berlin  die  Einsicht  in  die  zwischen 
den  beiden  Staaten  bestehenden  Uebereinkommen  uneingeschränkt  zustand.  Die 
Schrift  konnte  nicht  zu  gelegenerer  Zeit  kommen.  Der  Verfasser  will  die  Gegensätze 
ausgleichen,  nicht  verschärfen  und  verurteilt  die  Ausschreitungen,  welche  die  Interes- 
sentenagitation in  beiden  mit  einander  hadernden  Ländern  sich  erlaubte  und  deren 
Folgen  für  beide  Teile  sehr  empfindlich  werden  können.  G.  Fisk  kommt  zu  dem 
Ergebnis:  »Die  Deutschen  vergessen  oft,  dass  die  amerikanische  Tarifpolitik  nur  den 
gleichen  Zweck  verfolgt,  der  von  der  deutschen  Zollgesetzgebung  angestrebt  wird. 
Wenn  man  in  Deutschland  die  Mc  Kinley-Bill  einer  abfälligen  Kritik  unterzieht,  so 
sollte  man  sich  im  Interesse  einer  unparteiischen  Beurteilung  auch  erinnern,  dass  der 
genannten  Tarifmassregel  das  deutsche  Schutzzoligesetz  vom  Jahre  1879  vorausging, 
welches  während  des  vergangenen  Jahrzehnts  viele  Erzeugnisse  vom  deutschen  Markte 
ausschloss,  an  deren  Produktion  die  Vereinigten  Staaten  in  hervorragendem  Grade 
beteiligt  sind.  Die  erwähnten  Interessengegensätze  haben  überdies  in  beiden  Ländern 
zu  Massregeln  geführt,  deren  Berechtigung  keineswegs  über  allen  Zweifel  erhaben  ist. 
Deutschland    hat    allerdings    mit  Recht    gegen    die  Bestimmung    des    amerikanischen 
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^Tarifgesetzes  vom  Jahre  1894,  nach  welcher  em  Zuschlagszoll  von  Vio  Cent  per  Pfund 
auf  Zucker  aus  Prämien  zahlenden  Ländern  gelegt  wird ,  protestiert.  Die  in  aller- 
jiingster  Zeit  (1896)  stattgefundene  Erhöhung  der  deutschen  Zuckerexportprämien  be- 
weist freilich,  dass  Deutschland  an  der  Zuckerprämienpolitik,  unbekümmert  um  deren 
internationale  Wirkungen,  festhält.  Alle  Konflikte  und  Streitpunkte  sind  jedoch  im 
Grunde  genommen  mehr  von  symptomatischer  Bedeutung  für  die  diesseits  und  jen- 
seits des  Ozeans  geübte  Interessenpolitik  wie  wirkliche  Hindernisse  eines  entwickelten 
Warenaustausches  im  grossen  Stile.  Es  ist  nicht  zu  verstehen,  weshalb  es  nicht  mög- 
lich sein  sollte,  mit  Loyalität  und  vollkommenster  Billigkeit  den  Verkehr  der  beiden 
grossen  Nationen  umfassender  zu  entwickeln,  als  dies  heute  der  Fall  ist.  Eine  wesent- 
liche Hilfe,  um  Missverständnisse  kleinlicher  Art  zwischen  beiden  Nationen  zu  ver- 
meiden, wird  darin  bestehen ,  dass  jedes  der  beiden  Völker  die  wirtschaftlichen  Zu- 
stände des  andern  besser  und  gründlicher  als  bisher  erforscht.  Soll  aber  gründlich 
jeder  Anlass  zu  subalternen ,  jedoch  erbitternden  handelspolitischen  Streitigkeiten 
zwischen  Deutschland  und  der  Union  künftig  vermieden  werden,  so  muss  unbedingt 
auch  eine  präzise  Klarstellung  der  Vertragsbeziehungen  beider  Länder  angestrebt 
werden.  An  diesen  fehlt  es  zur  Zeit  in  sehr  wichtigen  Gebieten.  Sind  die  Vertrags- 
beziehungen einmal  klargestellt,  dann  vermag  die  jeweilige  wechselnde  Stimmung  der 
Politiker  in  beiden  Ländern  weniger  als  bisher  den  Verkehr  der  beiden  Nationen  zu 
gefährden.  Anzustreben  wäre  in  diesem  Sinne  vor  allem  folgendes :  man  vereinbare 
einen  neuen  Vertrag  zwischen  den  beiden  Ländern,  der  in  sich  alle  wesentlichen  Be- 
stimmungen der  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  dem  Reiche  oder  den  Einzel- 
staaten bestehenden  Verträge  vereinigt.  Als  besondere  Züge  dieses  neuen  Vertrages 
sollten  ins  Auge  gefasst  werden:  I.  eine  genaue  Bestimmung  der  territorialen  Gültig- 
keit der  Meistbegünstigungsklausel ,  ein  Punkt,  der  im  Interesse  beider  Länder  liegt. 
2.  Eme  Ausdehnung  der  Bancroftschen  Naturalisationsklausel  auf  Elsass-Lothringen, 
mit  anderen  Worten  ,  auf  das  ganze  Reich  ;  die  Regelung  dieser  Frage  entspräche 
einem  Wunsche  der  Vereinigten  Staaten.  3.  Die  kostenlose  Auslieferung  von  Ver- 
brechern oder  besser :  die  Bestreitung  der  Auslieferungskosten  durch  den  ausliefernden 
Staat.  Eine  Vereinbarung  über  diesen  Punkt  trüge  einem  mehrfach  geäusserten  Wunsche 
Deutschlands  Rechnung ').  4.  Vollständige  Gegenseitigkeit  im  Patentrechts wesen,  wie 
sie  von  den  Vereinigten  Staaten  gewünscht  wird.  5.  Sicherstellung  alles  Privateigen- 
tums auf  hoher  See  gegen  Erbeutung;  auszunehmen  wäre  nur  Kontrebande.  Ein  Ab- 
kommen über  diesen  Punkt  würde  dem  Interesse  beider  Völker,  sowie  der  über- 
lieferten Politik  der  Vereinigten  Staaten  und  Deutschlands,  besonders  aber  Preussens 
entsprechen.  Gelänge  es ,  einen  derartigen  Vertrag  zu  vereinbaren ,  so  würden  die 
verkehrspolitischen  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Ländern  auf  eine  festere  und 
sichere  Grundlage  gestellt  werden  ,  was  hinwiederum  zur  Erleichterung  des  Güteraus- 
tausches und  zu  einer  normalen  Entwickelung  und  Förderung  der  politischen  Be- 
ziehungen zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland  wesentlich  beitragen  müsste.« 


—  e.  P.  Kollinann,    Statistische  Beschreibung  der   Gemeinden  des  Herzogtums 


l)  Fürst  Bismarck  und  andere  deutsche  Staatsmänner  haben  sich  wiederholt  be- 
klagt, dass  die  hohen  Anwaltgebühren  in  den  Vereinigten  Staaten  den  Zwecken  der 
Rechtsprechung  hinderlich  im  Wege  ständen,  indem  dieselben  die  Auslieferung  derart 
kostspielig  gestalteten  ,  dass  Deutschland  mehrmals  gezwungen  worden  sei ,  von  der 
Stellung  eines  Auslieferungsantrages  abzustehen. 
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Oldenburg.  Mit  einer  Karte.  Im  Auftrag  des  grh.  oldenb.  Staatsminlsteriums  bear- 
beitet und  herausgegeben.  Oldenburg  (Ad.  Liltmann)  1897.  —  Eine  neue  grosse 
Leistung  des  allgemein  anerkannten  Vorstands  des  stat.  Bureau  von  Oldenburg.  Der 
Zweck  des  Buches  ist,  für  ein  ganzes  Land  thunlichst  reichhaltige  Unterlagen  zur 
Erkenntnis  all  der  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Lebens,  welche  in  den  ört- 
lichen Beziehungen  wurzeln,  im  Einzelnen  darzubieten.  Abgesehen  von  dem  voraus- 
geschickten allgemeinen  Teil,  welcher  zur  Einleitung  dient,  geht  die  Darstellung  nicht 
vom  Staat  als  Ganzem  aus.  »Vielmehr  ist  an  die  Gemeinden  angeknüpft  worden 
dergestalt,  dass  sie,  soweit  es  anging,  nach  allen  für  sie  bedeutungsvollen  Gesichts- 
punkten zum  Gegenstand  der  Erforschung  und  Beschreibung  gemacht  wurden.  Mass- 
gebend dafür  war,  dass  die  Gemeinden  hier  umfänglichere  räumliche,  eine  mehr  oder 
minder  grosse  Anzahl  von  Wohnplätzen  umschliessende  Verbände  darstellen,  in 
welchen  das  öffentliche  und  gesellschaftliche  Leben  am  kräftigsten  pulsiert,  welche 
zugleich  nach  Lage  der  bestehenden  Verhältnisse  in  Allem,  was  sie  angeht  und  was 
in  ihnen  vorgeht,  für  die  Erkenntnis  der  Zustände  des  gesamten  Landes  die  nächste 
und  unmittelbarste  Bedeutung  haben.  Selbstverständlich  gab  dann  aber  der  Um- 
stand, dass  eben  die  Gemeinden  die  Grundlage  der  Darstellung  bilden  sollten,  auch 
für  die  Art  der  zu  behandelnden  Gegenstände  die  Richtung  ab.  Die  so  entstandene 
Gemeindebeschreibung  soll  ein  Nachschlagewerk  für  die  statistisch  erfassten  öffent- 
lichen und  gesellschaftlichen  Vorgänge  sein,  soweit  sie  sich  in  den  Gemeinden  ab- 
spielen oder  mit  ihnen  eng  zusammen  hängen.  Demgemäss  ist  alles  derartige  ver- 
fügbare Material  herangezogen  worden.  Daneben  sind  auch  solche  Angaben  gemacht, 
welche ,  wie  bemerkenswerte  Bauten  und  Altertümer ,  die  Bauart  der  Bauernhäuser, 
ebenso  herrschende  Volksgebräuche  und  von  altersher  eingebürgerte  Feste  ein  landes- 
kundliches Interesse  darbieten.  Von  ihnen  rühren  diejenigen ,  welche  insbesondere 
die  Kirchenbauten  betreffen,  von  der  dankenswerten,  sachkundigen  Mitwirkung  des 
Herrn  Oberdeichgräfe  Tevge  her.  Ueberdies  erschien  es  angebracht,  die  wichtigsten 
ortsgeschichtlichen  Thatsachen  den  Mitteilungen  einzureihen ;  mit  ihrer  Sammlung  und 
Darstellung  wurde  der  Herr  Oberlehrer  Dr.  Gustav  Rüthning  vom  Grossherzoglichen 
Staatsministerium  beauftragt.« 


—  e.  De  Paredes,  y.  Santamaria.  El  concepto  de  Organismo  Social  Madrid, 
Fernando  1896.  p.  215.  Eine  klare,  mit  voller  Kenntnis  der  einschlägigen  zeitgenös- 
sischen Litteratur  geschriebene  Monographie,  Der  allgemeine  Teil  gibt  eine  sorg- 
fältige Analyse  der  Begriffe  Organ  und  Organismus.  Eine  zweite  historische  Abteilung 
gewährt  eine  umsichtige  Dogmengeschichte  der  Anwendung  des  Begriffes  Organismus 
in  den  sozialen  Wissenschaften  (einschliesslich  der  Litteratur  über  die  Tiergesell- 
schaften). Ein  letzter  kritischer  Teil  behandelt  in  bemerkenswerter  Weise  »die  An- 
wendung des  Begriffs  Organismus  auf  die  Begriffe  Staat  und  Gesellschaft«,  sowie  »den 
sozialen  Organismus  und  die  individuelle  Freiheit«.  Mit  verschiedenen  kritischen  Be- 
merkungen in  der  Charakteristik  der  Hauptvertreter  der  Soziologie  vermögen  wir  uns 
nicht  einverstanden  zu  erklären. 


— e.  Taussig,  F.  IV.  Wages  and  capital.  An  examination  of  the  wages  fund 
doctrine.  London.  Macmillan  &  Co.  1896.  p.  325. —Das  Buch  behandelt  seinen  viel- 
erörterten Gegenstand  in  zwei  Teilen.  Der  erste  kürzere  sendet  die  eigene  Ansicht  des 
Verfassers  voran,  der  zweite  gibt  eine  Dogmengeschichte  der  Lehre  von  Ad.  Smith 
bis  zum  neuesten  Stand  der  Wissenschaft. 
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— e.  Wernicke,  Joh.  System  der  nationalen  Schutzpolitik  nach  Aussen,  Na- 
tionale Handels-  (insbesondere  auch  Getreide-),  Kolonial-,  Währungs-,  Geld-  und  Ar- 
beiterschutzpolitik. Ein  Handbuch  für  die  Gebildeten  aller  Stände.  Jena  (G.  Fischer) 
1896.  —  Die  Schrift  enthält  eine  Reihe  zu  einem  Ganzen  verbundener  Einzeldar- 
stellungen. Sie  ist  bestrebt,  zu  halten,  was  sie  verspricht,  die  behandelten  Fragen 
dem  subjektiven  Schul-,   Partei-  und  Interessenstandpunkt  zu  entrücken. 

Heitz-,  E.  Neue  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre.  —  Negativ  angeregt  von 
»den  Arbeiten  der  Wiener  Schule«  ist  der  Verfasser  zu  den  vorliegenden  Studien  ge- 
langt. Er  hat  sich  »von  den  Autoren  der  Wiener  Schule  immer  weiter  entfernt  und 
teilt  nicht  ihre  Freuden  gegenseitiger  Bewunderung«  (Vorrede).  Nach  dieser  Eingangs- 
erklärung könnte  man  erwarten,  dass  die  Schrift  einem  geharnischten  Angriff  auf  den 
Grenznutzen  und  Verwandtes  gewidmet  sein  werde.  Diese  Erwartung  wird  getäuscht, 
da  nur  gelegentlich  Auseinandersetzungen  mit  der  österreichischen  Schule  einfliessen. 
Wir  bedauern  das  nicht.  Der  Herr  Verfasser  leistet,  indem  er  mit  der  österr.  Schule 
im  Wettlauf  die  alte  klassische  Nationalökonomie  verjüngt  wieder  emporheben  will 
und  in  diesem  Sinne  »neue  Grundsätze«,  new  principles  vorführt,  weit  mehr :  ein  ge- 
schlossenes System  und  oberste  Grundsätze  der  ganzen  Volkswirtschaftslehre  nach  der 
neuen  und  alten  Forschung  zugleich,  und  zwar  als  reife  Frucht  eines  nationalökono- 
mischen Denkerlebens.  Die  Reaktion  auf  die  klassische  Nationalökonomie  ist  eine 
sehr  gemässigte.  Der  Herr  Verfasser  hat  mit  gutem  Rechte  seine  Schrift  »N  e  u  e« 
Grundsätze  benannt;  genauer  betrachtet  haben  die  »historische«?  und  die  »ethische 
Schule«  den  alten  Boden  der  »klassischen  Nationalökonomie«  auch  nicht  viel  stärker 
abgegraben  als  Heitz  thut,  und  Heitz  seinerseits  hat  sich  die  Ergebnisse  der  anti- 
individualistischen sogen,  historischen  und  ethischen  Auffassung  selbst  umfassendst  zu 
eigen  gemacht ,  allerdings  so ,  dass  er  auf  keines  neueren  Nationalökonomen  Worte 
schwören  würde,  da  er  das  auch  keinem  alten  Klassiker  zu  liebe  thut.  Schon  in  dem 
schönen  einleitenden  Kapitel:  »Die  Wirtschaftsverfassungen«,  in  dem  »Staat — Indivi- 
duum-Gesellschaft« überschriebenen  dritten  Abschnitt  und  darin  ,  dass  Heitz  »Eigen- 
tum— Kredit — Geld«  als  »die  organisatorischen  Elemente  der  Volkswirtschaft«  schon  vor 
der  Produktion  abhandelt,  tritt  es  klar  zu  Tage,  dass  er  nicht  im  Geringsten  im  alten 
Individualismus  befangen  bleibt.  Er  erfasst  vom  Ganzen  der  Wirtschaftsgeschichte  aus 
die  moderne  Volkswirtschaft,  er  lässt  bei  der  prinzipiellen  Erörterung  der  modernen 
Volkswirtschaft  selbst  das  Ganze  nicht  in  den  Teilen,  die  Einheit  nicht  im  Einzelnen 
untergehen  und  bleibt  sich  der  überragenden  Bedeutung  der  zusammenhaltenden 
Kräfte  klar  bewusst.  Selbstverständlich  hat  diese  Auffassung  dem  Buche  für  alle  jene 
Leser ,  welche  einen  aller  Schulscheuleder  ledigen ,  rein  objektiven  Einblick  in  die 
Grundsätze  und  Grundfragen  der  Volkswirtschaftslehre  gewinnen  wollen ,  nur  nützen 
können.  Ein  Lehrbuch,  geschweige  ein  Handbuch  der  Nationalökonomie  sind  die 
»Neuen  Grundsätze«  dagegen  nicht  und  wollen  sie  nach  dem  wohlbedachten  Plane  des 
Verfassers  auch  nicht  sein;  denn  »Grundsätze«  will  der  Herr  Verfasser  geben  und  die 
»Grundfragen«  will  er  einem  weiten  Leserkreise  er^chliessen.  Bei  der  Darstellung  erstrebt 
Heitz  und  erreicht  er  in  schöner  Form  und  in  frischer  Schreibweise  »Gemeinverständ- 
lichkeit«, ohne  den  einheitlichen  und  geschlossenen  Aufbau  zu  verlieren.  Mit  dogmen- 
geschichtlicher Litteratur  ist  das  Buch,  obwohl  der  Herr  Verfasser  dieser  Litteratur 
vollständig  mächtig  ist ,  nicht  bepackt  und  wenn  es  »Neue  Grundsätze«  werden 
sollten,  war  ja  das  im  vorhinein  ausgeschlossen.  —  Sohin  wird  dort  die  Schrift  von 
Heitz    als  eine  in  ihrer  Art  und  für  ihren  Zweck  sehr  gelungene  Leistung  anzuerkennen 
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sein.  Hervorzuheben  isi  namentlich  «lie  Kraft  und  die  durchgängige  Selbstständigkeit 
des  Denkens,  aus  welcher  zugleich  die  Unabhängigkeit  der  Gesinnung  überall  wohl- 
thuend  hervorleuchtet.  Die  »Gedankengänge«  des  Hrn.  Verfassers  sind  ebendeshalb 
durchaus  eigene  und  wenn  sie  sehr  umfassend  zu  Endpunkten  führen ,  bei  welchen 
auch  Andere  vorher  angelangt  sind,  so  lebt  die  Hegründung  bei  Heilz  nicht  von  An- 
lehen  bei  Dritten.  Wenn  sich  hiedurch  für  Altes  mannigfach  neues  Licht  ergibt,  so 
kann  es  auch  nicht  fehlen,  dass  der  Herr  Verfasser  an  Vielem,  was  Andere  geleistet 
haben,  vorbeigehl  und  dass  er  da  und  dort  Widerspruch  erhebt ,  wo  nur  scheinbare 
Gegensätze  vorliegen.  Dem  unterzeichneten  Referenten  gegenüber  ist  beispielsweise  die 
Bemerkung,  dass  man  in  der  Versicherung,  namentlich  der  Alters-  und  Invaliditäts- 
versicherung neben  dem  »Rentenprinzip ",  auch  dem  »Kapital«-  oder  Sparprinzip  mehr 
Spielraum  verschallen  müsse,  wohl  nicht  berechtigt,  da  Referent  der  Rentenversicherung 
überall  eine  Sparversicherung  von  allem  Anfang  angeschlossen  wis.sen  wollte.  Doch 
sei  dieses  nur  nebenbei  angeführt.  Niemand ,  der  so  einsam  eigene  Wege  geht,  wie 
der  Herr  Verfasser,  wird  dem  Schicksal  entgehen,  dass  er  an  Manchem  vorübergeht, 
was  auf  den  Bahnen  Anderer  bereits  vorlag.  Die  Schrift  verliert  hiedurch  nicht  den 
Wert  höchst  anregender  »Neuer   Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre«. 

S  c  h  ä  f  f  1  e. 


Benger,  G.  Rumänien  ein  Land  der  Zukunft.  Mit  einer  Karte,  10  Lichtdruck- 
tafeln und  14  Abbildungen  im  Text.  Stuttgart  (J.  Engelhorn)  1896.  —  Der  H.  Ver- 
fasser ist  Kgl.  rumänischer  Generalkonsul  in  Stuttgart.  Sein  schön  und  reich  ausge- 
stattetes, gut  und  schlicht  geschriebenes  Buch  ist  getragen  von  Begeisterung  für 
das  Land,  in  dessen  diplomatischem  Dienste  der  Verfasser  steht  Benger  hält  sich 
dennoch  frei  von  kühner  Zukunftsmalerei;  die  Gewissheit,  dass  Rumänien  wirklich 
»ein  Land  der  Zukunft»  sei,  wird  lediglich  aus  der  Erforschung  der  natürlichen 
Hilfsquellen  und  aus  dem  in  drei  Jahrzehnten  erfolgten  reissenden  Fortschritt  ge- 
schöpft. Die  Darstellung  dieser  Hauptquellen  und  dieses  Fortschrittes  macht  den 
Wert  des  Werkes  aus.  Die  Thatsachen  werden  mit  nicht  ermüdender  Genauigkeit 
vorgeführt.  Es  sind  stolze  Ziffern,  welche  Benger  über  den  Fortschritt  des  Landes 
während  der  letzten  zwei  und  drei  Jahrzehnte  vorführt :  Verdreifachung  der  Weizen- 
ausfuhr, deren  Jahreswert  drei-  bis  vierhundert  Millionen  Lei  erreicht  hat,  Ver- 
doppelung der  Weinproduktion,  Verdoppelung  des  Schiffverkehrs,  die  Herstellung 
eines  Eisenbahnnetzes  von  jetzt  50  Mill.  L.  Bruttoeinnahmen,  der  Bau  der  grossen 
Donaubrücke  bei  Czernavoda,  eine  Steigerung  der  Einnahmen  der  Staatssparkassen 
von  60000  Lei  im  J.  1866  auf  30000000  Lei  i.  J.  1896,  eine  Zunahme  der  Staats- 
einkünfte von  47  auf  200  Mill.  L. ,  bei  grossen  öffentlichen  Kapitalinvestirungen 
dennoch  ein  Abnehmen  der  Staatsschuld.  —  Besonderes  nationalökonomisches  In- 
teresse haben  die  Nachweisungen  über  den  Bodenreichtum.  Der  Ackerboden 
hat  nach  Benger  durchschnittlich  dieselbe  chemische  Zusammensetzung  wie  die 
Schwarzerde  Russlands,  teilweise  ist  er  noch  phosphorreicher ;  im  Distrikt  Bacau 
gibt  es  Aecker,  deren  Phosphorgehalt  für  516  Ernten  ausreichen  soll.  Die  Hälfte 
der  Bodenfläche  ist  jetzt  in  Kultur  genommen,  dreimal  mehr  als  i.  J.  1862  ;  die  ge- 
waltige Steigerung  der  Weizenproduktion  rührt  hauptsächlich  von  der  Ausdehnung 
der  Anbauflächen,  weniger  von  steigender  Intensität  der  Bewirtschaftung  her.  Mit 
der  Zunahme  der  Weizen-  wetteifert  diejenige  der  Maisproduktion.  Als  hervorragend 
werden  auch  die  Bergschätze  des  Landes  nachgewiesen.  Braunkohle  findet  sich  vom 
eisernen  Thor    an    der    ganzen    Donau    entlang    in    sehr  grossei    Menge    und   guter 
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Qualität,  desgleichen  in  der  Moldau;  auch  Anthracitkohlen  sind  an  vielen  Orten  der 
Walachei  gefunden,  desgleichen  bedeutende  Steinkohlenlager,  welche  auch  für  die 
Dobrudscha  nachgewiesen  sind.  Die  Salzlager  haben  eine  ungeheure  Ausdehnung 
und  Quellen  gehaltreichen  Petroleums  finden  sich  sehr  ausgebreitet  vor.  —  Das 
Befi^er'sche  Buch  gewährt  eine  Fülle  weiterer  Information  über  das  »Land  der  Zu- 
kunft«, welches  im  Osten  Europas  wie  ein  Keil  zwischen  nord-  und  südslavische 
Welt   eingetrieben   ist.     Wir  müssen  uns  mit  obigen  Angaben  begnügen. 

Schäffle. 
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